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ProfeMor  Dr.»  Otto  Grieirke  in  Heidelberg. 


Die  y^Untersucliuiigeii  zur  Dentsclieii  Staats-  und  Rechts- 
geschichte''  sind  dazu  bestimmt,  wissenschaftliche  Forschungen 
aus  der  Geschichte  der  deutschen  Rechtsentwicklung  im  weitesten 
Sinne  zu  sammeln.  Sie  werden  der  Geschichte  des  öffentlichen 
Rechts  und  der  des  Privatrechts  die  gleiche  Aufmerksamkeit  zu- 
wenden. Die  politische,  wirthschaftliche  und  kulturgeschichtliche 
Seite  der  Rechtsinstitute  wiri  in  den  aufzunehmenden  Arbeiten 
gleichfalls  behandelt  werden  können.  Eine  Beschränkung  der  Samm- 
lung auf  einen  bestimmten  Zeitraum  findet  nicht  Statt:  wissenschaft- 
liche Untersuchungen  über  die  neueste  deutsche  Rechtsentwicklung 
werden  so  wenig  ausgeschlossen  sein  wie  Forschungen  über  die 
Urgeschichte  unsres  Rechts.  Einzige  Bedingung  der  Aufnahme  wird 
der  wissenschaftliche  Charakter  der  Arbeit  sein.  Tüchtige  Erstlings- 
arbeiten werden  ebenso  wie  die  Arbeiten  bewährter  Forscher  sich 
zur  Aufnahme  eignen. 

Jedes  einzelne  Heft  der  Sammlung  wird  dem  Zwecke  des  Unter- 
nehmens gemäss  auch  fiir  sich  verkäuflich  sein. 

Die  Herausgabe  der  Sammlung  hat  Herr  Geh.  Hofrath  Pro- 
fessor Dr.  Otto  Gierke  in  Heidelberg  übernommen,  der  sich  bereit 
erklärt  hat,  die  eingehenden  Beiträge  mit  Rücksicht  auf  ihre 
Geeignetheit  für  die  Aufnahme  zu  prüfen. 
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Wilhelm  Koebner. 
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Herrn 
Geh.  Hofrat  Prof.  Dr.  Otto  Stobbe 


in   Dankbarkeit  und   Verehrung 


zugeeignet. 


Vorbemerkung. 


Die  nachfolgenden  Untersuchungen  über  das  Recht  des  Über- 
hangs und  Überfalls  bemühen  sich,  ein  Bild  der  historischen 
Entwickelung  beider  Bechtsinstitute,  sowie  eine  vergleichende 
Charakterisirung  der  gegenwärtig  in  den  einzelnen  Territorien  für 
beide  Falle  geltenden  Sätze  zu  erbringen.  Der  Verfasser  hofft 
hierbei,  den  Voraussetzungen,  an  welche  Grimm*)  die  von  ihm  in 
die  Zukunft  verlegte  Möglichkeit  einer  eingehenderen  Bearbeitung 
des  XJberhangs-  und  Überfallsrechtes  knüpfte,  durch  Verwerthung 
aller  irgendwie  zugänglichen  Quellen  gerecht  geworden  zu  sein. 
Die  Zahl  derselben  gestaltete  sich  um  so  grösser,  als  dem  Verfasser 
mit  einer  Liberalität,  die  nicht  genug  gerühmt  werden  kann,  ge- 
stattet war,  die  üben  eichen  Schätze  der  Bibliothek  des  Reichs- 
gerichts zu  Leipzig  einzusehen  und  zu  benutzen. 

Die  Grundlage  der  Untersuchungen  bilden  die  Darstellungen 
der  Grundsätze  des  römischen  und  des  deutschen  Rechts,  —  nach 
ihnen  bestimmt  sich  die  äussere  Eintheilung  in  drei  Hauptabschnitte , 
deren  erster  und  zweiter  in  je  zwei  §§  die  Grundsätze  des  Über- 
hangs und  Überfalls  im  römischen  und  im  älteren  deutschen  Rechte 
enthält,  während  der  dritte  die  Gränzen  beider  Rechte  in  den 
Gesetzbüchern  der  Gegenwart  zieht.  Eine  eingehende  Erörterung 
der  römischrechtlichen  Bestimmungen  war  vor  Allem  um  deswillen 
erforderlich,  weil  sich  Jeder,  der  die  hier  einschlagenden  Fragen 
zu  lösen  sucht,  genöthigt  sieht,  sich  gegenüber  der  grossen  Zahl 
differenter  Auslegungen  eine  feste  Ansicht  zu  schaffen,  die  bei  der 
Beurtbeilung  des  Einflusses  des  römischen  Rechts  auf  die  Quellen 
nach  der  Reception  als  Richtschnur  dienen  kann.  Die  Belegstellen 
des  zweiten  Theik  sind  ca.  120  einzelnen  Rechtsbüchern,  Statuten  und 
Weisthümern,  in  der  Zeit  der  Rechtsbücher  beginnend  bis  ungefähr 


*)  Grimm,  Zeitsohr.  für  kritische  Rechts wissensch.  (Tübingen),   B.  IV 
S.  174  (Jahrg.  1828). 


vm 

zur  Mitte  des  18.  Jahrhunderts,  entnommen,^)  und  zwar  sind  die- 
selben in  der  Mehrzahl  der  Fälle  dem  Wortlaute  nach  wiedergegeben. 
Wenn  hiermit  auch  bisweilen  der  Nachtheil  einer  lokalen  Anhäufung 
von  Gesetzesstellen  verbunden  ist,  so  wird  derselbe  doch  hinreichend 
durch  den  mit  der  wörtlichen  Anführung  von  Quellenentscheidungen 
verbundenen  Vortheil,  —  der  Möglichkeit  für  den  Leser,  selbst 
prüfen  und  verbessern  zu  können  — ,  aufgewogen. 

Im  dritten  Theile  endlich  sind  sowohl  die  Gesetzbücher,  Ent- 
würfe und  die  hier  einschlagenden  Entscheidungen  der  einzelnen 
Bundesstaaten  des  deutschen  Reichs,  als  auch  diejenigen  Oesterreichs 
und  der  Schweiz,  einschliesslich  der  Kantonalgesetzgebungen  der 
französischen  Schweiz  eingehender  berücksichtigt.  Sind  überdies 
bereits  im  zweiten  Theile  (§  3  u.  4)  einzelne  Stellen  älterer  fran- 
zösischer, holländischer  und  spanischer  Quellen  zum  Vergleiche 
herangezogen,  so  ist  die  Zahl  der  Legislationen  Frankreichs, 
Hollands  und  Spaniens  im  dritten  Theile  durch  die  vergleichsweise 
Behandlung  englischer,  dänischer,  italienischer,  portugiesischer  u.  a. 
Gesetzesstellen  bezieh.  Rechtsfalle  zu  vervollständigen  gesucht.  Eine 
ausführlichere  Besprechung  hat  hierbei  ein  Mal  auf  Grund  seiner 
praktischen  Wichtigkeit  für  einen  Theil  Deutschlands,  andrerseits 
aber  seiner  Bedeutung  für  die  Rechtscodificationen  Belgiens,  Hollands, 
Italiens,  Rumäniens  und  einiger  schweizer  Kantone  halber  der  Code 
Napol^n  und  die  mit  ihm  in  Zusammenhang  stehende  Literatur 
erfahren. 


')  Eine  TrennuDg  der  Quellen  vor  der  Keception  von  denjenigen  nach 
der  Keception  erschien  angesichts  des  geringen  Einflusses,  welchen  das  römische 
Recht  gerade  in  diesen  beiden  hier  behandelten  Fällen  auf  die  deutschen 
Bechtsaufzeichnungen  ausgeübt  hat,  unzweckmässig.  Der  Verfasser  hat  daher 
richtiger  zu  handeln  geglaubt,  wenn  er  bei  Erwähnung  der  einzelnen  Quellen, 
sobald  sich  fremde  Einflüsse  geltend  zu  machen  schienen,  darauf  hingewiesen  hat. 


L  Das  Recht  des  Überhangs  nnd  Überfalls 
im  römischen  Rechte. 


§  1.    Dlg.  XLm,  27  de  arboribus  caedendis. 

Der  27.  Titel  des  XLIII.  Baches  Dig.,  de  arboribus  oaedendis« 
welcher  die  Bestimmungen  des  römischen  Rechts  über  den  Über- 
hang  in  sich  begreift,  hat  lange  Zeit  für  einen  Titel  gegolten ,  der 
vermöge  der  Schwierigkeit  seiner  Auslegung  willkommene  Qelegen- 
heit  zu  tiefergehenden,  die  mannigfaltigsten  Gebiete  des  römischen 
Rechtslebens  berührenden  Studien  und  als  Frucht  derselben,  Ge- 
legenheit zur  Aufstellung  einer  neuen  selbständigen  Ansicht  über 
seinen  Inhalt  zu  bieten  schien. 

Gegenwärtig  ist  seine  Behandlung  als  minderwichtige  Inter- 
pretationscontroverse  in  der  romanistischen  Literatur  mehr  und  mehr 
in  den  Hintergrund  getreten,  und  hat  den  die  Romanisten  der  Neu- 
zeit in  ungleich  höherem  Maasse  beschäftigenden  Controversen  rechts- 
philosophischer Natur,  den  Streitfragen,  welche  Gedankengänge  der 
Theoretiker  zu  durchlaufen  hat  bis  ein  Rechtssatz  als  Product  einer 
logischen  Geistesthätigkeit  vor  ihm  steht,  das  Feld  geräumt. 

Es  ist  characteristisch,  wie  mit  einem  Schlage  die  Specialliteratur 
über  Dig.  lib.  XTjTTT.  27  abbricht,  und  der  Streit  der  Meinungen 
nur  noch  in  dem  Rahmen  von  Monographieen  über  Eigenthumsbeschrän- 
kungen  im  Allgemeinen,  sowie  in  den  Pandektenlehrbüchem  auf 
kleinem  Räume  zusammengedrängt  fortglimmt. ')    Trotz  des  Fehlens 


')  An  Literatur  ist  anzufahren:  Krebs,  „traotatus  politioo  —  jnridioos  de 
ligno  et  lapide**  (1700),  speciell  pars  I  olass.  3  art.  2  §  1  sequ.  (toL  I  pg.  tö 
seqn.);  —  O.  F.  Kraus,  de  iure  in  arbores  vicini  in  nostrum  prominentes 
aerem.  (Dissert.,  Yitenberg.  1765 ;  bisweilen  unter  dem  Namen  Ad.  Adler's,  des 
zu  Promovirenden,  oitirt);  —  Christian  WildTOgel,  de  eo  quod  iustum  est 
droa  arbores,  Jena  1767  (Dissertation);  —  A.  Kirsten,  de  coeroitione  arbomn 
in  fandum  vicinalem  propendentium,  Göttingen  1820  (Dissertation);  —  v.  Ko  ch, 
„Über  das  fr.  1.  D.  de  arboribus  oaedendis*',  Magazin  für  Rechtswissenschaft  und 
Oeeetasgebung  B.  IV  (1844)8.331—352;  Dirksen,  „Über  die  gesetzUchen  Be- 
schrankungen des  Bigenthums  nach  römischem  Redoit,  und  über  die  arborum 

aekmUU,  Dm  Kaoht  des  ÜberhkugB  and  Obwfiaii.  1 


aber  von  umfänglicheren  diese  Specialfrage  behandelnden  Literatur- 
beiträgen aus  den  letzten  Decennien,  hat  sich  doch  im  Laufe  der 
Zeit  ein  reichhaltiges  Material,  —  ebenso  reichhaltig  an  Hypothesen 
und  Widersprüchen  — ,  angesammelt,  ohne  dass  es  einer  der  auf- 
gestellten Ansichten  gelungen  ist,  sich  endgültig  Bahn  zu  brechen. 
Man  hat  bei  der  Erklärung  des  Titels  27  1.  c.  den  m.  E.  grossen 
Fehler  begangen,  nicht,  wie  unbedingt  nothwendig,  in  die  Zeit 
zurückzugehen,  in  denen  die  Bestimmungen  de  arboribus  caedendis 


Bttblucatio  insbesondere",  Zeitschrift  fär  geschichtliche  Rechtswissenschaft  B.  II 
H.  n  S.  405 --48t.  Die  beiden  letztgenannten  Monograpbieen  enthalten  das 
meiste  positive  Material  und  sind  deshalb  am  eingehendsten  besprochen.  Vgl. 
weiter :  E.  J.  Bekk  er,  die  gesetzlichen  Eigenthumsbeschränkungen  des  römischen 
Rechts,  Jahrb.  des  gern,  deutsch.  Rechts  von  Bekker  u.  Muther  B.  Y 
S.  147  fif.  — ;  Werenberg,  Über  die  Collision  der  Rechte  verschiedener  örund- 
eigenthümer,  Jahrb.  für  Dogmatik  des  heutigen  römischen  u.  deutschen  Privat- 
rechts B.  VI  S.  1  fiF.;  —  Hoff  mann,  Über  die  Grundztige  des  Nachbarrechts 
beim  Ghnindeigenthum ,  Archiv  für  praktische  Rechtswissenschaft  n.  F.  B.  I 
S.  387;  —  Ihering,  Zur  Lehre  von  den  Beschrankungen  des  Ghrundeigen- 
thümers  im  Interesse  der  Nachbarn,  Jahrbücher  für  Dogmatik  des  heutigen 
röm.  u.  deutsch.  Privatrechts  B.  VI  S.  81  flF.;  —  Hesse,  Zur  Lehre  von  den 
nachbarrechtlichen  Verhältnissen  der  Grundeigenthümer,  a.  a.  0.  S.  378  ff. ;  — 
Hesse,  Über  die  Rechtsverhältnisse  zwischen  Grunds tücksnachbam.  (Eisenberg, 
1868  o.  1861;  2.  Aufl.  1880);  —  von  Schelhass,  das  Nachbarrecht  nach 
gem.  Recht  und  heutiger  Praxis  (Würzburg,  1863);  —  Guy  et,  Bemerkungen 
aus  dem  römischen  Oeconomierechte,  Archiv  für  civilistische  Praxis  B.  XVn 
Heft  I  S.  31— 41;  —  Ausserdem  finden  sich  mehr  oder  minder  eingehende 
Beitrage  in  Hugo,  Rechtsgeschichte,  Ausg.  XI  S.  204  ff.,  sowie  in  den  Pan- 
dektenlehrbüchem  von  Thibaut,  System  des  Pandektenrechts  §  271  (9.  Aufl.), 
hierzu  Frohen,  Erörterungen  einzelner  Lehren  des  römischen  Rechts  B.  11 
S.  154;  —  von  Wening-Ingenheim,  Lehrbuch  des  gemeinen  Civilrechts 
B.  I  §  118;  —  Puchta,  Pandekten  §  399;  —  von  Vangerow,  Leitfaden  für 
Pandektenvorlesungen  B.  I  §  297  S.  645  sub  4  (7.  Aufl.);  —  Sintenis,  Bas 
praktische  gemeine  Civilrecht  B.  I  S.  487;  —  Arndts,  Lehrbuch  der  Pandekten 
§  181  Anm.  1  und  §  347  Anm.  3;  —  von  Holzschuher,  Theorie  und  (3asuistik 
des  gemeinen  Civilrechts  B.  II  6.  löO  ff.  (3.  Aufl.);  —  Böcking,  Pandekten 
des  römischen  Privatrechts,  oder  Institutionen  des  gemeinen  Civilrechts  B.  II, 
1.  Lieferung  S.  60;  —  Brinz,  Lehrbuch  der  Pandekten  §  132—133;  —  Wind- 
Boheid,  Lehrbuch  des  Pandektenrechts  B.  I  §  169  sub  4  {ß,  527);  —  v.Wächter, 
Pandekten  ß.  II  §  119  S.  18  ff.;  —  Dernburg,  Pandekten  §  200;  —  Vrgl. 
femer  Schmid,  Handbuch  des  gegenwärtig  geltenden  gemeinen  deutschen 
bürgerlichen  Rechts  B.  I  S.  22  ff.  und  Voigt,  das  Civil-  und  Criminalrecht 
der  Xn  Tafeln  (2  Bände) ,  welches  für  die  Zeit  des  alten  Roms  eine  reiche 
Fülle  juristischen  und  culturhistorischen  Quellenmaterials  enthält.  (Besonders  für 
unsem  Fall  B.  11  S.  619,  622,  632).  Unter  den  Verfassern  der  Lehrbücher  behandelt 
vonWäohterdie  Frage  des  Uberhangsrechtes  am  eingehendsten  (Beilagen).— 
Vgl.  ausserdem  die  Literaturnachweise  bei  Anm.  69  (Recht  des  Überfalls  im 
romischen  Recht)  und  AnnL  99  (das  Recht  des  Überhangs  im  deutschen  Rechte). 


entstanden,  und  aus  den  Rechts-  and  Oultur Verhältnissen  jener  älteren 
romischen  Zeit,  sowie  aus  dem  von  dem  Gesetze  verfolgten  prak- 
tischen Zwecke  anf  seinen  Inhalt  zu  schliessen,  sondern  man  ist  mit 
rein  theoretischen  Sätzen  an  seine  Interpretation  herangetreten,  and 
dadurch  endlich  zu  einer  Auslegung  gelangt,  die  sich  wohl  in  den 
Rahmen  des  Systems  einzufügen  scheint,  die  aber  dem  Zweck  im 
Rechte  geraden  Wegs  entgegenläuft. 

Was  zunächst  die  äusserliche  Zusammensetzung  des  Titels  de 
arboribus  caedendis  anlangt,  so  ist  derselbe  zum  bei  weitem  grösseren 
Theile  den  Erläuterungen  ülpian's  zum  prätorischen  fkiicte  ent- 
nommen, nur  der  Schluss  enthält  einen  Satz  des  Pomponius  ad 
Sabinum  lib.  XXXIV.  Die  Stellen  des  prätorischen  Eldictes  selbst 
werden  seitens  ülpian's  in  Form  von  Oitaten  wörtlich  angeführt, 
während  seine  Bemerkungen  zu  dem  Edicte  ein  Mal  kurze  literarische 
und  historische  Notizen  enthalten,  andererseits  aber  bestimmt  sind, 
den  Inhalt  der  prätorischen  Verfügung  zu  erläutern.  Dass  sie  diesem 
ihren  letzteren  Zwecke  nicht  in  vollem  Maasse  gerecht  werden,  be- 
weist die  grosse  Anzahl  differirender  Ansichten,  welche  sich  über 
Titel  27  1.  c.  bilden  konnten,  und  zwar  gilt  dies  nicht  nur  von  uns, 
die  wir  den  römischen  Verhältnissen  nach  Zeit  ebenso  wie  in  land- 
wirthschaftlicher  Beziehung  ferner  stehen,  sondern  der  Streit  der 
Meinungen  begann,  wie  dies  die  Auslegung  der  Basiliken  beweist, 
bereits  weit  früher.  — 

„Ait  Prätor,  —  so  beginnt  Titel  27  1.  c,  — :  Quae  arbor 
ex  aedibus  tuis  in  aedes  illius  impendet,  si  per  te  stat,  quo 
minus  eam  adimas,  tunc  quo  minus  illi  eam  arborem  adimere 
sibique  habere  Uceat,  vim  fieri  veto. 

Die  erste  Frage,  welche  Ulpian  in  Anschluss  hieran  erörtert, 
ist  die,  ob  der  Prätor  in  den  eben  angeführten  Worten  bestimmt 
habe,  dass  der  ganze  Baum  zu  fällen  sei,  oder  ob  er  damit  nur 
habe  sagen  wollen,  dass  „id  solum  quod  superexcurrit^  zu  kappen 
wäre.  Rutilius«  so  berichtet  er,  verträte  die  erstere  der  beiden 
Ansichten,  ebenso  Labeo,  und  ihnen  schlössen  sich  „plerique^  an. 

Die  Worte  des  Edictes  lauten  mit  Bezug  auf  diesen  Punkt  so 
bestimmt,  dass  sich  eine  andere,  als  die  von  Rutilius  gegebene 
Auslegung  m.  E.  nicht  rechtfertigen  lässt.  Der  Ausdruck  „arborem 
adimere"')  weist  deutlich  darauf  hin,  dass  nicht  nur  von  dem  Ab- 


')  adimere  heisst  in  seiner  Grandbedeutungf  „ab  »>  wegnehmen*',  und  er- 
hält aach  phraseologisch  nie  einen  hiervon  difierenten  Sinn.  Vgl.  Brissonius, 
ed  verb.  signif.  s.  v.  „adimere**. 

X* 


schneiden  „eins,  quod  superexcurrit''  die  Rede  ist,  sondern  dass 
der  Prätor  die  Beseitigung  des  ganzen  Baumes  verlangt.  Gegen- 
wärtig herrscht  auch  über  diese  Frage,  wie  überhaupt  über  die 
Erklärung  dieses  ersten  Theils  des  prätorischen  Edictes  in  der 
Literatur  Mnverständniss.  Man  nimmt  allgemein  an,  dass  darin  be- 
stimmt werde,  „dass  wenn  der  Baum  über  ein  flaus^)  hinüberhängt, 
derselbe  von  Grund  aus  abgeschnitten  werden  muss^,  und  begnügt 
sich  in  der  fiegel,  die  Worte  des  prätorischen  Edictes  selbst  wieder- 
zugeben.^) 

Anders  bei  dem  zweiten  Theile  des  prätorischen  Edictes  (1. 1  §  7 1.  c.) : 
„Quae  arbor  ex  agro  tuo  in  agrum  illius  impendet,  si  per 
te  stat,  quo  minus  pedes  quindecim  a  terra  eam  altius  coerceas, 
tunc  quo  minus  illi   ita  coercere,  lignaque  sibi  habere  liceat, 
vim  fieri  veto". 
Auf  den  ersten  Blick  ist  so  viel  sogleich  zu  übersehen,  dass 
diese  zweite  prätorische  Bestimmung  gegenüber  der  an  erster  Stelle 
Aufgeführten  eine  Milderung  für  den  Baumeigenthümer  enthält,  darin 
bestehend,  dass  derselbe,  wenn  das  benachbarte  Grundstück  ein  ager 
ist,  nicht  zur  Beseitigung  des  ganzen  Baumes  sondern  nur  zum  Ab- 
schneiden der  Aste  in  Höhe  von  15  Fuss  verpflichtet  wird.     Dies 
besagen  auch  die  erklärenden  Worte  ülpian's  in  §  9  1.  c: 

Differentia  duorum  capitum  interdicti  haec  est,  si  quidem 
arbor  aedibus  impendeat,  succidi  eam  praecipitur  si  vero  agro 
impendeat  tantum  usque  ad  quindecim  pedes  a  terra  coerceri. 
Gehen  wir  aber  tiefer  auf  den  Inhalt  der  Worte: 

„si  per  te  stat  quo  minus  pedes  quindecim  a  terra  eam  altius 
coerceas'', 
ein,  so  stellen  sich  uns  die  mannigfaltigsten  Zweifel  entgegen,  welche 
den  Brennpunkt  des  Streites  über  die  Auslegung  der  1. 1  Dig.  XLIII, 
27  in  sich  begreifen,  und  deren  Lösung  auf  die  verschiedenste  Art 
und  Weise  angestrebt  worden  ist.  Hierbei  sind  es  zwei  Haupt- 
ansichten, unter  welche  sich  die  zahlreichen  Einzelansichten  sub- 
sumiren  lassen;  alle  Verschiedenheiten  der  Letzteren  untereinander 
sind  nur  geringe  Abweichungen  von  diesen  beiden.  , 


^)  Über  die  Bedeutung  des  Wortes  aedes  und  über  die  Form  dieses  ersten 
Theils  des  Edictes  in  den  Xu  Tafeln  vgl.  unten  bei  Anm.  60—55. 

*)  So  Vangerow  a.  a.  0.  ß.  L  §  297  sub  4;  Arndts,  a.  a.  O.  §  347 
Anm.  3;  Dernburga.  a.  0.  §  200.  Kurze  Bemerkungen  enthalten  hierüber 
Wildvogel,  1.  c.  pg.  18;  Bekker  a.  a.  O.  S.  169;  Koch  a.  a.  O.  S.  333: 
von  Wächter  a.  a.  O.  11  §  119  sub  U  und  Windsoheid  B.  I  S.  527. 


Die  Vertreter  der  einen  Meinung  legen  die  Worte  des  ^7  1. 
c.  80  au«,  dass  diese  Bestimmung  mit  Rücksicht  auf  den  Über- 
hang im  eigentlichen  Sinne  getroffen  sei,  und  dass  darin  ein 
Anspruch  des  Grundstücksnachbars  auf  Beseitigung  der  auf 
das  Nachbargut  überhängenden  Aste  bis  zur  Höhe  von 
15  Fttss*)  constatirt  werde,  während  die  Vertreter  der  anderen 
Hauptansicht  behaupten,  dass  der  Überhang  im  eigentlichen 
Sinne  bereits  aus  allgemeinen  gesetzlichen  Regeln  über  die  Er- 
streckung der  Herrschaltsphäre  des  Grundeigenthümers  zu  beseitigen 
sei,  und  deshalb  die  Bestimmung  des  prätorischen  Edictes  sich  nicht 
auf  die  Regulirung  des  Überhangs  i.  e.  S.  beziehen  könne ,  viel- 
mehr in  derselben  angeordnet  werde,  dass  ausser  dem  Überhange 
i.  e.  S.  die  nicht  über  das  Nachbar-Grundstück  reichenden  Zweige 
des  an  der  Gränze  wachsenden  Baumes  auf  ein  Maass  von  ^^quin- 
decim  pedes  a  terra  altius^  beschränkt  werden  müssten. 

Die  erstgenannte  Ansicht  hat  lange  Zeit  die  unbestrittene  Herr- 
schaft in  der  Literatur  besessen,  —  sprachen  sich  doch  auch 
Thibaut,  Vangerow,  u.  a.  ^)  für  dieselbe  aus;  die  Auslegung 
im  letzteren  Sinne  wurde  von  Hugo®)  angebahnt,  von  Koch*) 
und  Gujet'^)  in  den  im  Folgenden  mehrfach  citirten  Schriften 
ausgebaut,  und  hat  dadurch,  dass  sich  von  Wächter  und  Wind- 
scheid'^)  derselben  zugeneigt  haben,  ausschlaggebende  Vertreter 
erlangt.  —  Trotz  der  gegen  sie  geltend  gemachten  Gegengründe  aber, 
ist  m.  E.  die  ältere  in  der  Neuzeit  fast  verdrängte  Auslegung  mit 
Bestimmtheit  aufrecht  zu  erhalten,  für  sie  treten  auch  die  folgenden 
Untersuchungen  ein. 


*)  Über  die  Frage,  welche  Äste  mit  den  Worten  „asque  ad  quindecim 
a  terra  pedes**  gemeint  seien  vgl.  unten  bei  Anm.  25  fif.,  vor  Allem  Anm.  90—36. 

»)  Thibaut  a.  a.  O.  §  271;  —  Vangerow  a.  a.  O.  §  297  sub  4;  —  Vgl. 
auch    unten  bei  Anm.  25  und  26. 

*)  fiugOi  Rechtsgeschichte  XI  Aufl.  S.  205;  gewöhnlich  unrichtig  wieder^ 
gegeben,  so  auch  von  Vangerow  a.  a.  0.,  Dirksen  a.  a.  0.  S.  427;  richtig 
ventanden  von  Böcking  a.  a.  0.  S.  50  (Anm.  38).  —  Vgl.  Proben,  Er- 
örterungen £.  n  S.  1&5.  —  Vgl.  auch  u.  bei  Anm.  37. 

*)yonKoch,  Magazin  für  Eechtswissenschaft  B.  IV  besonders  S.  341;  — 
Bekker  a.  a  0.  S.  170  ff.  (Kritik  von  Wächter's  über  die  Koch'sche  Arbeit 
Tgl.  y.  Wächter  a.  a.  0.  S.  15  sub  2). 

'*)  Guy  et,  Bemerkungen  aus  dem  römischen  Oeconomiereohte,  Archiv 
für  civilistische  Praxis  B.  XVII  Heft  I  S.  31  —  76. 

")  von  Wächter  a.  a.  O.  S.  15;  —  Windscheid  a.  a.  0.  S.  527.  Vgl. 
«Qoh  Kirsten  1.  c.  pg.  16.  (Kritik  bei  Koch  a.  a.  0.  S.  386). 
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Eb  ist  bereits  angedeutet  worden,  dass  es  für  die  Interpretation 
des  Inhalts  von  1.  1  Dig.  XLIII,  27  von  besonderer  Wichtigkeit  sei, 
die  Grundbestimmung  in's  Auge  zu  fassen,  auf  weiche  sich  der- 
selbe aufbaut.  Es  wird  ausdrücklich  von  ülpian  hervorgehoben, 
dass  bereits  die  XII  Tafeln  jene  Bestimmung,  wonach  der  über- 
hängende Gränzbaum  beschnitten  bezieh,  vollständig  beseitigt  werden 
müsse,  enthalten  hätten,  eine  rechtshistorische  Notiz ,  der  wir  vollen 
Glauben  schenken  können,  und  die  in  dem  parallele  Bechtsverhält- 
nisse  berührenden  Zeugnisse  des  Pomponius  ad  Sabinum  34  (1.  2. 
Dig.  XLIII,  27)  ihre  Bestätigung  findet.  Nach  den  Reconstructions- 
versuchen,  welche  man  mit  Hülfe  der  auf  uns  gekommenen  schrift- 
lichen Überlieferungen  angestellt  hat,  lautete  tab.  VIII,  6:  Si  arbor 
in  vicinum  hortum  inpendit,  ooinquito,  und  tab.  VIII,  7 :  Si  arbosem 
in  vicinum  agrum  immisit,  XV  pedes  altius  sublucato. 

Nun  ist  es  richtig,  dass  durch  die  Auslegung,  es  handele  sich 
hierbei  um  einen  Überhang  im  eigentlichen  Sinne  und  um  die  Ver- 
pflichtung des  Feldnachbars,  überhängende  Zweige  in  Höhe  von 
15  Fuss  zu  dulden,  nach  der  heutigen  Doctrin  eine  Beschränkung 
des  dominus  agri  normirt  wird^^),  denn  so  interpretirt  bildet 
1.  1  §  7  Dig.  XLIII,  27  eine  Ausnahme  von  dem  gegenwärtig  aU- 
gemein  anerkannten  Satze,  dass  der  Eigenthümer  eines  Grundstückes 
nicht  nur  Herr  über  den  begränzten  Theil  der  Erdoberfläche  und 
den  unter  demselben  gelegenen  Theil  der  Erdkugel,  sondern  auch 
Herr  des  über  seinem  Grundstück  gelegenen  Luftraums 
ist.") 

Man  hat  wohl  versucht,  diese  Ausnahmestellung  des  §  7  1.  c. 
von  dem  ebengedachten  Grundprincipe  der  heutigen  gemein- 
rechtlichen Lehre  vom  Eigenthum  zu  leugnen:  Die  Luft  sei  res 
omnium  communis,  ein  Satz,  der  auch  dadurch,  dass  die  Luft  sich 
über  einem  in  Privateigenthume  stehenden  Grundstücke  befinde, 
keine  Ausnahme  erlitte,  zumal  nirgends  in  den  Quellen  ausdrücklich 
ausgesprochen  werde,  dass  der  Grundeigenthümer  zur  ausschliess- 
lichen Benutzung  der  über  seinem  Grundstücke  befindlichen  Luft- 
säule berechtigt  sei.  ^^) 

i>)  So  richtig  Dirksen  a.  a.  0.  S.  428:  Koch  a.  a.  0.  S.  332  fif. 

>3)  Vgl.  Windacheid  §  168  bei  Anm.  2-,  —  ßöcking,  a.  a.  0.  U  8. 12 
bei  Anm.  29;  —  Sintenis,  a.  a.  0.  S.  487  Anm.  26;  —  Schmid  a.  a.  O. 
S.  17  Anm.  7  und  die  daselbst  Angeführten,  weiter  auch  S.  24;  —  Guy  et 
a.  a.  0.  S.  36  besond.  Anm.  7;  —  Hagemann,  Landwirthschaftsrecht  §  137 
(S.  232);  —  Hesse,  Rechtsverhältn.  zw.  Grundstücksnachbar.  B.  II  8.  löl  fg. 
(2.  Aufl.  8.  481  fg.). 

")  Werenberg  a.  a.  0.  S.  68.    Es  ist  besonders  darauf  hinzuweisen, 


Der  Irrthum,  der  diesen  Behauptungen  zu  Grunde  liegt ,  i«t 
unschwer  £u  erkennen.  Dass  die  Luft  re«  omnium  communis  i«t, 
wird  Niemand  leugnen,  hier  kommt  es  jedoch  nicht  auf  die  Luft 
als  solche,  sondern  auf  den  £aum  an,  innerhalb  dessen  sich  die 
Luft  befindet.  Ihering^^)  macht  mit  Recht  darauf  aufmerksam, 
dass  ebenso  das  fliessende  Wasser  res  omnium  communis  sei,  und 
doch  dürfe  man  nicht  des  Nachbars  Grrundstück  betreten,  um  dieses 
Wasser  zu  schöpfen,  oder  das  Wild,  welches  res  nullius  ist,  zu  jagen. 
Wenn  nun  auch  der  Baum  als  substanzlos  nicht  im  Eigenthum  Je- 
mandes stehen  kann,  —  Eigenthum  setzt  stets  etwas  substantielles^ 
eine  res  corporalis  voraus,  —  so  ist  es  doch  in  Übereinstimmung 
mit  I  he  ring  gegenwärtig  als  eine  blosse  Schulfrage  zu  bezeichnen, 
ob  man  abusiv  von  einem  Eigenthum  an  der  Luftsphäre  oder  einer 
Consequenz,  einem  Annex  des  Grundeigenthums  sprechen  will^  jeden- 
falls wird  damit  nicht  das  Recht  als  solches,  einen  Dritten  von 
fSngriffen  in  diesen  Raum  auszuschliessen,  verneint.^*)  Es  fragt 
sich  nur,  ob  wir  diese  letzten  theoretischen  Sätze  bereits  auf  das 
Zwolftafelgesetz  übertragen  dürfen,  und  diese  Erage  glaube  ich  mit 
Entschiedenheit  verneinen  zu  müssen. 

Wohl  kannte  das  Recht  der  XU  Tafeln  im  Gegensatz  zum 
griechischen  und  älteren  deutschen  Rechte  eine  juristische  Aus- 
prägung der  Zubehörigkeit  eines  Objects  zu  einem  Subjecte  in  dem 
„meum  esse  ex  iure  Quiritium^  mit  seiner  Gesammtbezeichnung  als 
„manus^;  manus  ist  aber  nicht  Eigenthumsrecht  im  heutigen  Sinne 
des  Wortes,  denn  sie  ergreift  nicht  nur  das  sachliche  Vermögen, 
die  pecnnia,  sondern  auch  die  familia,  die  Gesammtheit  der  familiäres, 
darunter  die  freie  Ehefrau  und  ihre  Kinder.^'')  Es  liegt,  wie  Voigt^^) 
treffend  bemerkt,  der  Bezeichnung  manus  „eine  naiv  versinnlichende 
oder  symbolisirende  Auffassung  zu  Grunde.^  Das  allen  Functionen 
der  manus  Gemeinsame  ist  die  äusserliche  Thatsache  der  Ausübung 
einer  Herrschaft,  welche  sich  in  gleichmässiger  Weise  in  der  Ge- 
walt des  Hausvaters  über  den  filiusfamilias,  wie  in  der  freien  Ver- 
fögung  des  Herrn  über  eins  seiner  Lastthiere  oder  dgl.  zu  äussern 


dass  die  Aasfährnngen  We  r  e  n  b  e  r  g's  sich  gegen  die  b  e  u  t  i  g  e  gemeinreohtliolie 
Lehre  vom  Eigenthum  richten,  and  ihren  Zielpunkt  nicht  in  dem  älteren 
römischen  Rechte  suchen. 

>«)  Ihering  a.  a.  0.  S.  86. 

^^  Über  die  Grenzen  dieses  Rechts  vgl.  Ihering,  a.  a.  0.  S.  90  u.  91; 
-  vgl  hierzu  Hesse,  Jahrb.  für  Dogmatik  B.  VI  S.  393  u.  401;  —  floff- 
mann,  a.  a.  0.  S.  273. 

")  Vgl.  Voigt  a.  a.  0.  §  79. 

")  A.  a.  0.  B.  U  S.  8ö. 
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schien,  Und  welche  in  der  menschlichen  Hand,  dem  Ooncentrations- 
punkte  der  physischen  Kraft  und  ihrer  berechneten  Anwendung 
zum  Ausdruck  gelangte.  Der  Luftraum  als  solcher  entbehrt  des 
Fassbaren,  Körperlichen,  und  bot  demnach  weder  die  Möglichkeit, 
noch  auch  nur  ein  „anschauliches  Verhältniss''  dar,  ihn  in  den 
Rahmen  der  manus  hineinzuziehen^*);  die  Auffassung  aber,  dass 
der  Luftraum  als  Annex,  als  eine  Consequenz  des  Grundeigenthums 
zu  betrachten  sei,  ist  nicht  die  Auffassung  eines  auf  den  unteren 
Stufen  der  Rechtsentwickelung  stehenden  Volkes,  sondern  das  Pro- 
duct  einer  an  der  Hand  der  Wissenschaft  erzielten  Ausbildung  und 
theoretischen  Erweiterung  der  Lehre  vom  Eigenthume. 

So  fehlt  es  im  Rechte  der  XII  Tafeln  für  die  Ansicht,  dass 
man  in  den  überhängenden  Zweigen  einen  Eingriff  in  die  un- 
beschränkte Herrschaftssphäre  des  Grundeigenthümers  erblickte, 
und  dass  man  aus  diesem  formell  rechtlichen  Grunde  die  Beseitigung 
sämmtlicher  auf  das  Nachbargrundstück  reichenden  Aste  mit  der 
actio  negatoria  fordern  konnte,  an  jeglicher  Unterlage.  Wir  dürfen 
demnach  auch  bei  der  Erklärung  des  Wortlautes  von  tab.  VIII,  7  • 

si    arborem   in    vicinum   agrum   immisit    XV    pedes   altius 

sublucato, 
nicht  davon  ausgehen,  dass  sich  diese  Bestimmung,  und  die  in  ihr 
enthaltene  Maassangabe  auf  die  nicht  überhängenden  Zweige  des 
Gränzbaums  bezieht,  während  der  Überhang  im  eigentlichen  Sinne 
bereits  auf  Grund  der  in  ihm  liegenden  Eigenthumsbeschränkung 
gefallen  ist,  sondern  müssen  uns  vielmehr  vor  Augen  fuhren,  dass, 
von  tab.  VIU,  7  abgesehen,  der  an  der  Gränze  wachsende  Baum 
durch  keinen  Rechtssatz  gehindert  seine  Zweige  über  das  Nachbar- 
grundstück breitete,  und  erst  durch  die  tab.  VIII,  7  getroffene  An- 
ordnung eine  theilweise  Beschränkung  seiner  überhängen- 
den Aste  erfuhr.  Das  Motiv  für  jenen  Satz  der  XII  Tafeln  fasst 
Ulpian  in  den  Schluss -Worten  des  §  8  1.  c: 

et  hoc  idcirco  effectum  est,  ne  umbra  arboris  vicino  praedio 

noceret, 
zusammen.  ^^)    Man  sah  in  dem  Überhang  eine  Beschränkung  des 
Nachbars  in   der  zweckentsprechenden  Benutzung  seines  ager,  — 


")  Vgl  Voigt,  n  §  149. 

'°)  Vgl.  1.  1  B.  de  interd.  VIU,  1,  wo  gesagt  ist:  Die  vorliegende  Streit- 
frage solle  nach  Analogie  der  Interdicte  „si  arbor  in  alienas  aedes  impendebit*' 
und  „si  arbor  in  alienum  agrum  impendebit'' ,  „quibus  ostenditur  nee  per  ar- 
boris quidem  occasionem  vicino  nocere  oportere"  entschieden  werden;  — 
Hesse,  Über  die  Rechtsverhältnisse  zw.  Grundstüoksnachb.  B.  11  S.  196,  u. 
210  (2.  Aufl.  8.  525  u.  540);   Schelhass,  a.  a.  0.  S.  16. 
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der  andauernde  Schatten  der  tief  herabreichenden  Zweige  hinderte 
das  Wachsthum  seiner  FeldArüchte  — ,  und  war  bemüht,  da  man 
eine  generelle  Klage  hiergegen  nicht  kannte,  diesem  Übelstande 
durch  die  Verleihung  einer  actio  de  arboribus  sublucandis*^)  ab- 
zuhelfen. 

Biese  Überlegung  ist  insofern  von  besonderer  Wichtigkeit,  als 
das  Resultat,  zu  welchem  wir  hierbei  gelangen,  auch  für  die  Er- 
klärung von  1.  1  §  7  Dig.  XLIII,  27  ausschlaggebende  Bedeutung 
besitzt,  da  ja  die  in  Dig.  XLIII,  27  citirten  Stellen  des  prätorischen 
Edictes  unmittelbar  auf  tab.  VIII,  6  und  7  der  XII  Tafeln  fussen. 
Das  prötorische  Edict  nahm  den  Inhalt  jener  beiden  Sätze  unver- 
ändert auf,  und  stellte  nur  neben  die  actio  de  arboribus  sublucandia 
bezieh,  coinquendis  der  XII  Tafeln  ein  interdictum,  durch  welches 
geschützt  der  Nachbar  bei  Säumniss  des  'Baumeigenthümers  sein 
Recht  auf  dem  Wege  der  Selbsthülfe  realisirte;  —  das  war  das 
Neue,  was  der  Prätor  gegenüber  dem  bereits  Bestehenden  schuf.  ^^) 
Justin ian  endlich  beschränkte  sich  darauf,  diesen  Theil  des  prä- 
torischen Edictes  seiner  Gesetzessammlung  unter  Zugrundelegung 
des  Werkes  ülpians  in  Form  von  Citaten  einzufügen,  sodass  eine 
unnnterbrochene  durch  Jahrhunderte  lange  Übung  gefestete  Kette 
in  der  Anwendung  dieser  im  Beginne  des  römischen  Bechtslebens 
geschaffenen  Bestimmung  bestand,  welche  den  Kern  des  Gresetzes 
in  seiner  Ursprünglichkeit  bewahrte.  Hatte  demnach  auch  der  Be- 
griff des  Eigenthums  eine  Ausbildung  und  Vertiefung  erfahren, 
welche  die  Anschauungen  der  früheren  Jahrhunderte  weit  hinter 
sich  Hess,  so  blieb  doch  jene  eng  begränzte  Bestimmung  der  XII 
Tafeln,  welche  dem  Nachbar  vorschrieb,  die  Aste  des  überhängenden 
Baumes  nicht  höher  als  „quindecim  pedes  a  terra  altius^'  zu  be- 
schneiden, in  Kraft,  nur  dass  sich  die  Auffassung  ihrer  rechtlichen 
Natur  geändert  hatte,  und  man  nicht  mehr  wie  früher  in  derselben 
eine  Beschränkung  des  Baumeigenthümers  zu  Gunsten  seines  Nach- 
bars, sondern  in  Hinsicht  auf  die   von  der  Rechtswissenschaft  an- 


**)  Sowohl  diese,  als  die  weiter  unten  ersiohtliche  Bezeichnung  der  actio 
de  arboribus  coinquendis  sind  Neubildungen  auf  Grund  der  zur  Bezeichnung 
des  Sachverhältnisses  gebrauchten  Ausdrucke  „sublucare'*  und  „coinquere**  (vgl. 
Voigt  a.  a.  0.  ß.  n  §  149  Anm.  5  und  12). 

**)  Vgl  Voigt  a.  a.  0.  B.  11  S.  634  Anm.  7:  Es  ist  dieses  Edict  adiuvandi 
iuris  civilis  gratia  erlassen :  von  vornherein  demjenigen  gegeben,  der  als  Sieger 
in  der  actio  de  arboribus  sublucandis  bei  Ausübung  der  Selbsthnlfe  vom  Gegner 
behindert  ward  (ursprünglich  also  concurrirend  mit  der  actio  iudicati),  später 
aber  dazu  verwendet,  damit  den  Rechtsstreit  selbst  zu  eröfihen.  —  Unrichtig 
Koch  a.  a.  0.  S.  340. 
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erkannte  principielle  ünbeschränktheit  des  GrrundeigenthumB  auch 
nach  der  Richtung  des  Luftraums ,  eine  Beschränkung  des  Grund- 
stücksnachbars erblickte. 

Ob  l.c.Dig.  XLUIy  27  im  ESnklang  mit  unserer  modernen  Doctrin 
steht,  und  ob  sich  im  Speciellen  die  Beibehaltung  der  dort  ergriffenen 
Maassregeln  noch  gegenwärtig  empfiehlt,  ist  eine  andere  Frage ;  jeden- 
falls ist  jede  Auslegung,  welche  sich  in  Widerspruch  mit  der  rechts- 
historischen Entwickelung  des  Titels  de  arboribus  caedendis  befindet, 
und  seinen  Inhalt  gezwungen  dem  Rahmen  unseres  heutigen  Systems 
einzufügen  sucht,  nicht  zu  billigen.^') 

Es  ist  aber  nicht  allein  diese  aus  der  Geschichte  des  Titels 
de  arboribus  caedendis  geschöpfte  Erkenntniss,  welche  uns  zwingt 
in  Widerspruch  zu  der  neueren,  herrschenden  Ansicht  zu  treten, 
sondern  auch  die  Untersuchung  des  jener  Stelle  zu  Grunde  liegenden 
praktischen  Gesichtspunktes,  welche  uns  denselben  Weg  weist. 

Wie  bereits  bemerkt,  war  das  Motiv,  welches  bestimmend  für 
die  Beschneidang  des  überhängenden  Baumes  wirkte,  das  Bestreben 
dem  Nachbargrundstück  den  schadenstiftenden  Schatten  fernzuhalten, 
—  hoc  idcirco  effectum  est,  ne  umbra  vicino  praedio  noceret«  Hierbei 
bedarf  es  vorerst  eines  näheren  Eingehens  auf  die  verschiedenfache 
Auslegung,  welche  die  Worte: 

„quo  minus  pedes  quindecim  a  terra  eam  altius  ooerceas^ 
erfahren  haben.    Sie  sind  es  vor  Allem,  auf  welche  sich  der  Streit  in 
der  älteren  Literatur  concentrirte,  und  zwar  basiren  die  entgegen- 


^)  Dirks en  setsst  in  seinem  mehrfach  citirten  Aufsätze  S.  42S  zur  Be- 
gründung seiner  im  Resultate  mit  dem  Vorgetragenen  übereinstimmenden  An* 
sieht  an  einem  andern  Ausgangspunkte  ein.  £r  constatirt,  dass  in  der  Stelle 
der  XII  Tafeln,  auf  welcher  die  in  die  Digesten  aufgenommene  prätorisohe 
Bestimmung  de  arboribus  caedendis  beruht,  ein  Eingriff  in  das  Herrschafts- 
sphäre des  Eigenthümers  des  Nachbargrundstücks  zum  Besten  der  Baumcultur 
liege;  und  zwar  gelangt  er  zu  diesem  Ergebniss  durch  die  Folgerung,  dass 
weil  dem  Baumeigenthümer  principiell  genommen  das  Recht,  die  Äste  seiner 
Bäume  auf  das  Nachbargrundstück  überhängen  zu  lassen,  nicht  zustehe,  in 
unserer  Q-esetzesstelle  eine  Beschränkung  auch  nur  das  Recht  Desjenigen  treffen 
könne,  der  Eigenthümer  des  benachbarten  Grundstücks  sei.  Abgesehen  yon 
der  unrichtigen  Annahme  einer  Eigenthumsbeschränkung  durch  den  Überhang 
im  Rechte  der  XII  Tafeln,  so  erwägt  Dirksen  yor  Allem  nicht,  dass,  wenn 
man  so  schliessen  will,  wie  er  es  thut,  ebenso  gut  auf  der  Seite  des  Baum- 
eigenthümers  Rechte  vorhanden  sind,  die  eingeengt  werden  können  und  dass 
der  Titel  de  arbor.  caedend.,  die  Richtigkeit  des  yon  ihm  angenommenen 
Princips  vorausgesetzt,  ebenso  gut  eine  weitergehende  Beschränkung  des  Baum- 
eigenthümers  enthalten  könnte.  Insofern  entbehrt  auch  Dirksen's  Ansicht 
der  Begründung. 
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gesetzten  Ansichten  über  ihre  Erklärung  auf  der  einen  Seite  auf 
der  Glosse  zu  L  1  Dig.  de  arbor.  caed.,  andererseits  aber  auf 
ßasilic.  lib.  60  tit.  16  §  13.«*) 

Die  G-losse  bedient  sich  des  Ausdrucks: 

ergo  si  ultra  quindecim  pedes  impendeat  arbor  tua  non 
possum  agere, 
was  entschieden  so  zu  verstehen  ist,  dass  man  nur  dann  eine  Klage 
anstellen  kann,  wenn  sich  an  dem  Stamme  innerhalb  der  vom  Boden 
aus  gerechneten  Strecke  von  15  Fuss  Aste  befinden ,  während  be- 
treffs der  oberhalb  dieser  15  Fuss  langen  Strecke  wachsenden  Aste 
die  Möglichkeit  der  Klagerhebung  ausgeschlossen  ist. 

Der  G-losse  ist  Thibaut*^),  obgleich  er  eine  ZiCit  lang  ge- 
schwankt hatte,  gefolgt;  ebenso  vertreten  Yangerow,  Böcking, 
Sintenift,  Dirksen,  Hoffmann  u.  a.'*)  die  Ansicht  der  Glosse. 
Die  Vertreter  der  gegentheiligen  Ansicht  finden  einen  Beleg  f&r  die 
Richtigkeit  ihrer  Auffassung  in  den  Worten  Basilic.  lib.  60  tit.  16 
§  13: 

T6  —  dävdQOVf  S  Ix  rov  aov  ayQOv  xara  «w  aygov  roikov 
ijtiJQtTfiaij  iäv  fitj  Tckadevarig  avto  vq>iaSkv  VTtkq  %ovg  xavaitävts 
Ttodag^  6  dygoysiriov  aov  tovIo  7toirjajf},xal  ok  xujkvow  ßiav 
av%(fi  Ttoirjaai.*'') 


")  £8  soll  hierbei  vorläufig  von  den  Erklärungsversuchen  der  neueren 
Ansicht  (Quyet,  Koch,  Wächter  u.a.)  abgesehen  werden;  sie  finden  unten 
bei  Anm.  37  ff.  eine  besondere  Besprechung. 

^)  Thibaut,  System  §  271;  Civilistische  Abhandl.  I  S.  l  u.  Note  2; 
Proben,  Erörterungen  B.  II  S.  1Ö4  fg. 

««)  Vgl.  Vangerow  a.  a.  0.  §  297;  —  Böcking  a.  a.  0.  S.  50;  — 
Sintenis  S.  487  bes.  Anm.  26;  —  Dirksen  a.  a.  O.  S.  428;  —  Hoffmann 
a.  a.  0.  S.  627;  —  Überdies  vgl.  Göschen,  Vorlesungen  11  §  277;  — 
von  Langenn  und  Eori,  Erörter.  prakt  Bechtsfragen  aus  dem  gemeinen  u. 
Sachs.  Civilv.  und  Civilproc.  Th.  II  S.  252  Anm.  17  (2.  Aufl.);  —  Hesse,  Über 
die  Rechtsverh.  zw.  Grundstücksnachb.  B.  n  S.  196  fg.  (2.  Aufl.  S.  525);  — 
Schelhass,  das  Nachbarr.  nach  gem.  E.  u.  heut.  Praxis  S.  16;  —  Wening- 
Ingenheim  a.  a.  0.  B.  I  §  118;  —  Werenberg  a.a.O.  S.  67  fg.;  —  Hille- 
brand,  Zeitschr.  far  deutsch.  B.  B.  IX  S.  316,  und  hierzu  Koch  a.  a.  0. 
S.  882—335;  —  Dernburg  a.  a.  O.  §  200  Nr.  3  Anm.  8,  —  Unbestimmt 
Holz8chuhera.a.  0.  Arndts  constatirt  nur  §  347  Anm.  3  die  Controverse« 
ohne  sich  nach  der  einen  oder  andern  Seite  hinzuneigen.  —  Von  Alteren  ist 
zu  nennen  Andreae,  comment.  exeget.  ad  tit.  D.  de  arbor.  caed.  Jen.  1818 
pg.  23,  und  Lang,  ad  fragm.  I  Dig.  de  arbor.  caed.  (Heidelberg  1823);  — 
Kackeldey,  Lehrb.  d.  röm.  R  S.  70  (VIII  Aufl.);  Weiske,  Handbuch  des 
allgem.  deutsch.  Landwirthsohaftsr.  §  82  (1838). 

'*)  Gloss.  nomicae  bei  Labbaeus,  glossaria.  Lut. Far.  1679.  Append.  15 
V.  Ivtfifdinxov  «ifßovnißoq. 
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Betreffe  der  Beweiskraft  der  Basiliken  für  die  Auslegung  unserer 
Stelle  ist  wohl  nicht  mit  Unrecht  der  Zweifel  rege  geworden ,  ob 
die  Basiliken  bei  Erklärung  eines  römischen  Sprachgebrauchs  für 
ausschlaggebend  gelten  können.*^)  Demgemäss  unterlässt  auch 
Schmid,  welcher  am  entschiedensten  die  Beseitigung  der  oberen 
Äste  bis  zur  Höhe  von  15  Fuss  herab,  sowie  die  Duldung  des 
darunter  befindlichen  Überhangs  i.  e.  S.  durch  den  Grundstücks- 
nachbar betont,  die  Bezugnahme  auf  die  Basiliken,  und  beruft  sich 
auf  den  Wortlaut  von  1.  1  §  9  1.  c.  (ict.  1.  1  §  7  1.  c): 

si  quidem  arbor  aedibus  impendeat  succidi  eam  praecipitur, 
si  vero  agro  impendeat  tantum  usque  ad  quindecim  pedes 
a  terra  coerceri, 
woraus  Schmid  folgert;  dass  sich  die  Bestimmung  der  y^quindecim 
pedes^%  weil  in  beiden  Fällen  des  tit  27  1.  c.  von  elbem  Ab- 
schneiden des  Baumes  gesprochen  werde ,  aus  leicht  begreiflichen 
Gründen  auch  nur  auf  den  oberhalb  15  Fuss  vom  Erdboden  ent- 
fernt gelegenen  Theil  des  Baumes  beziehen  könne.**) 

Bei  der  Stellungnahme  zu  dieser  Frage  ist  vor  Allem  dagegen 
zu  kämpfen,  dass  1.  1  §  7  Dig.  L  c*  ein  Abschneiden  des  Baumes, 
nicht  ein  blosses  Beschneiden  der  Aste  im  Auge  hat.  Abgesehen 
davon,  dass  ein  grosser  Theil  der  Bäume  ein  Kappen  des  Stammes 
nicht  verträgt,  spricht  sowohl  1.  1  §  8  Dig.  1.  c.  ausdrücklich  davon, 
dass  „quindecim  pedes  altius  rami  arboris  circumcidantur^%  als 
auch  Paulus  reo.  sent.  lib.  V.  6  §  13  von  einem  „compescere^'  der 


*")  Dirksen  a.  a.  O.  S.  425;  —  Hesse,  Über  die  Rechtsyerli.  zw.  Grand- 
stücksnachb.  B.  II  S.  196  (2.  Aufl.  8.  524);  -<  ebenso  folgert  Koch  a.  a.  0. 
S.  335  den  Mangel  der  Autorität  der  Basiliken  in  diesem  Punkte  aus  der 
falschen  Erklärung  des  interdict.  de  glande  legenda.  Auch  Bekker  hält  a.  a.  0. 
S.  170  eine  Berufung  auf  die  Basiliken  bei  der  Erklärung  eines  römischen  Sprach- 
gebrauchs für  geringwerthig,  entscheidet  sich  jedoch  ebenfalls  für  die  Be- 
schneidung der  oberen  Aste  bis  zur  Höhe  von  15  Fuss  herab,  da  ein  Schutz 
gegen  die  in  Höhe  von  15  Fuss  vom  Erdboden  aus  gerechnet  seitwärts  ein- 
dringenden Zweige  „durch  H ecken.  Zäune,  Mauern  unschwer  herzustellen  war. 
Darüber  hinaus  half  das  Zwölftafelgesetz  durch  Gewährung  des  Sublucations- 
rechts".  Ob  die  Einzäunung  ganzer  Feldoomplexe  durch  16  Fuss  hohe  Mauern, 
Zäune  u.  dgL  „unschwer''  herzustellen  war,  ist  mehr  als  zweifelhaft 

*•)  Schmid  a.  a.  0.  S.  25  Anm.  31;  —  Bekker  a.  a.  0.  S.  170  (hierzu 
Windscheid  a.  a.  O.  S.  527  Anm.  10);  —  vgl.  auch  Voetius,  Comment.  ad 
Paud.  lib.  43  tit  27;  —  Majansius,  de  arbor.  caed.  Disput  iur.  T.  I,  168  ff. 
Porro  quod  dictum  est  circumcindendos  esse  ramos  usque  ad  XV  pedes  a  terra, 
ita  exaudiendum  est,  si  altius  e  terra  XV  pedes  sese  extulerint  (Koch  a.  a.  0. 
S.  334);  —  Kirsten  L  o.  pg.  6  seq.;  —  Heimbaoh  im  Rechtslexioon  B.  V 
S.  539. 
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yilazuries  ramorum^^  Fernerhin  steht  entgegen,  daas  kein  Grund 
vorhanden  ist,  „arborem  ooercere^'  in  1.  1  §  9  Dig.  1.  c.  mit  „den 
Banm  kappen^'  wiederzugeben,  oder  überhaupt  besonderes  Ge- 
wicht auf  diesen  Ausdruck  zu  legen,  zumal  §  9  lediglich  eine  kurze 
Zusammenstellung  der  Hauptunterschiede  zwischen  dem  ersten  und 
zweiten  Theile  der  Bestimmungen  de  arboribus  caedendis  geben 
soll,  und  hierbei  von  (Tlpian  weniger  eine  Erklärung  der  vom 
Prätor  gebrauchten  Ausdrücke,  als  eine  Gegenüberstellung  der  voll* 
ständigen  und  der  theilweisen  Beschränkung  des  überhängen- 
den Baumes  je  nach  der  Lage  der  VerhältniBse  bezweckt  wird. 

Es  besteht  noch  ein  dritter  Factor,  welcher  gegen  die  Ansicht 
Schmidts  spricht,  und  uns  zugleich  belehrt,  für  welche  der  beiden 
ebengedachten  Ansichten  wir  uns  zu  entscheiden  haben.  Man 
nimmt  an,  dass  tab.  VIII.  7,  wie  dies  auch  oben  ersichtlich  gemacht 
worden  ist,  den  Ausdruck  „quindecim  pedes  altius  sublucato'^'^) 
enthalten  habe,  und  spricht  auf  Grund  hiervon  von  einer  actio 
de  arboribus  sublucandis.  Allerdings  wird  die  Richtigkeit  dieser 
Behauptung  von  einigen  Schriftstellern,  so  u.  a.  von  Eoch'^),  be- 
stritten, jedoch  unterlassen  dieselben  einmal  ihren  Widerspruch  zu 
begründen,  überdies  aber  spricht  Paulus  sent.  rec.  V,  6,  13,  — 
hierauf  basirt  auch  die  Annahme  für  die  XII  Tafeln  — ^  mit  klaren 
Worten  davon,  dass  der  Herr  des  Baumes  aufzufordern  sei,  „ut  eam 
Bublncet^^'*)     Auch  die  Beweiskraft  dieses  .,sublucare'S    dessen 


«•)  Voigt  a.  a.  0.  B.  I  S.  725.  B.  II  S.  633  bes.  Anm.  ö;  —  Dirksen 
a.a.O.  S.  431.  —  Cujacius  bei  Schulung  in  der  Note  70  S.  462  zu  Paul.V. 
6.  13;  —  Kirsten  L  o.  pg.  9. 

*>)  Koch  a.  a.  0.  S.  339. 

**)  Koch  verwendet  a.  a.  0.  S.  342  Anm.  1  diese  Stelle  des  Paulus 
nun  Zwecke  des  Beweises  seiner  Ansicht  in  einer  m.  £.  äusserst  willkürlichen 
Weise.  Allerdings  enthält  dieselbe  keine  Maassangabe  für  die  Beschneidung 
der  überhängenden  Äste,  dies  berechtigt  uns  jedoch  noch  nicht,  daraus  zu 
schliessen,  dass  alle  überhängenden  Zweige  zu  beseitigen  gewesen  seien, 
zumal,  wie  Koch  selbst  bemerkt,  die  auf  uns  gekommene  Stelle  nur  ein  Bruch- 
stück der  Ausführungen  des  Paulus  über  den  Überhang  bildet  und  in  ihrem  nicht 
auf  uns  gekommenen  Theile  eine  an  das  Vorangehende  anschliessende  Gegenüber- 
stellung der  „sublucatio  arborisXY  pedes  a  terra  altiu8*'undder  „sublu- 
catio  totius  arboris''  je  nach  der  Verschiedenheit  der  localen  Verhältnisse 
des  Überhangs  enthalten  haben  mag.  Die  uns  erhaltenen  Worte  der  sent.  rec. 
V,  6, 13  schildern  nur  die  beiden  Fällen  gemeinsamen  Momente.  So  bedarf 
es  auch  nicht  der  Eliminirung  des  „in  alienas  aedes  vel**,  wie  sie  Cujacius 
grundlos  vomimmt.  (Huschke,  iurispr.  anteiustin.  pg.  522;  Koch  a.  a.  O. 
S.  843.  Anm.  I;  —  Auch  Voigt  hält  a.  a.  0.  B.  II  S.  633  Anm.  6  die  Worte 
„in  alienas  aedes  vel*'  für  eine  Einschiebung  des  Breviars.).  —  Betrefis  weiterer 
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Existenz  man  nicht  ableugnen  kann,  wird  bestritten,  indem  man 
auf  die  unsichere  Definition  des  Festus  s.  v.  „sublucare'*  und  ^yConlu- 
care"  hinweist**);  m.  E.  aber  ist  weder  die  Interpretation  des  Aue- 
drucks „sublucare'^y  welche  Festus  in  den  Worten: 

sublucare  arbores  est  ramos  eorum  supputare  et  veluti  subtus 
lucem  mittere, 
giebt,  eine  „unsichere^*  zu  nennen,  noch  bedarf  es  überhaupt  der 
Bezugnahme  auf  Festus,  um  den  Sinn  dieses  „sublucare'^  aus 
seinen  Bestandtheilen  richtig  zu  verstehen  und  aus  dem  „sub^^  auf 
ein  Lichten  der  unteren  Zweige  zu  schliessen. 

Ausser  diesen  sprachlichen  Gründen  ist  es  hauptsächlich  der 
dem  Gesetze  zu  Grunde  liegende  praktische  Gesichtspunkt  „ne 
umbra  arboris  yicino  praedio  noceret*^,  welcher  die  Auslegung,  dass 
es  sich  in  1.  1.  §  7  1.  c.  um  eine  Beseitigung  der  unteren  Aste  handelt, 
rechtfertigt.  Es  bedarf  keiner  landwirthschaftlichen  Vorkenntnisse, 
um  zu  verstehen,  dass  Feldfrüchte  durch  die  unmittelbar  über  sie 
hinstreichenden  Aste  in  ihrem  Wachsthum  aufgehalten,  wohl  gar 
völlig  behindert  werden**),  während  der  Schatten,  den  die  oberen 
Aste  eines  Baumes  erzeugen,  keine  Licht-  und  Luftentziehung  in  dem 
Grade,  wie  dies  die  niedrigen  Baumzweige  thun,  herbeifiöhrt  und 
eine  schadenstiftende  Wirkung  nicht  besitzt.*^)  Für  den  letzteren 
Punkt  liefert  unsere  heimische  Feldcultur  hinreichenden  Beweis, 
wie  viel  weniger  kommt  der  Schatten  von  höherstehenden  Asten  in 
einem  Lande,  wie  Italien  in  Betracht,  dessen  südliche  Lage  einen 
uns  unbekannten  Sonnen-  undVegetationsreichthum  zur  Folge  hat.**) 


sprachlicher  Qegengründe,  welche  gegen  die  hier  bekämpfte  Ansicht  geltend 
gemacht  worden  sind:  vgl.  Hesse  a.  a.  0.  B.  II  S.  197  (2.  Aufl.  S.  525). 

**)  Koch  a.  a.  0.  S.  339  bei  Anm.  2:  „dass  aber  Festus  selbst  nicht 
gewusst  habe,  wovon  der  Ausdruck  sublucare  gebraucht  worden  ist,  zeigen 
u.  s.  w." 

**)  Unter  dem  „schadenden  Schatten**  sind  hier  alle  diejenigen  Nachtheile 
zu  yers^hen,  welche  mit  der  fortgesetzten  Entziehung  von  Licht  und  Wärme 
verknüpft  sind.  Vgl.  We  isthumvonWinhering§15:  stet  dergleichen  paumb 
in  ainem  acker,  so  wird  das  traid  darunter  viie  sunst  ain  anders  nit  zeitig,  ist 
es  in  ainer  wisen,  so  wechst  muesz  darunter  und  heigt  sich  nit,  sondern  man 
muesz  es  mit  bemüchenung  herausbringen«  des  also  nit  ain  claine  beschwer  und 
nit  wol  zu  gedulten  ist.    (Grimm,  Weisth.  VI  S.  142). 

*^)  Ebenso  unsere  deutschen  Quellen  vgl.  u.  bei  Anm.  131  £F. 

*')  Es  ist  noch  heute  in  Italien  allgemeine  Sitte,  hochstämmigere  Frucht- 
bäume auf  den  Feldern  anzupflanzen,  ohne  dass  man  darin  einen  Nachtheil  für 
die  darunter  wachsenden  Feldfrüchte  erblickt  ~  Die  andern  Gründe,  welche 
gegen  ein  Abschneiden  der  oberen  Äste  sprechen,  sind  im  Folgenden  angegeben» 
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Auch  die  Vertreter  der  gegnerischen  Ansicht,  wie  Koch, 
Wächtern,  a.  gehen  von  Ulpi  an 's  Worten:  „hoc  idcirco  effectam 
est,  ne  nmbra  arboris  vicino  praedio  noceret'S  aus,  ihre  Schluss- 
folgernng  ist  aber  mit  Nothwendigkeit  insofern  eine  andere,  als  sie 
von  vornherein  nicht  die  auf  das  Nachbargrundstück  reichenden 
Aste  in  Betracht  ziehen,  sondern  §  7  1.  c.  nach  ihrer  Au£Eassung 
diejenigen  Zweige  des  Gränzbaumes  trifft,  welche  sich  nach  Be- 
seitigung des  Überhangs  im  eigentlichen  Sinne  noch  am  Stamme 
befinden.  Bei  dieser  Grundauffassung  kann  es  sich,  wie  dies  auch 
Hugo,  Koch,  Gujetj  Wächter  u.  a.  annehmen'^),  nur  um  die 
oberen  Aste  des  Ghränzbaumes  handeln,  denn  ihr  Schatten  liegt  die 
längste  Zeit  des  Tages  auf  dem  Nachbarfelde.  Ein  niedriger 
Baum  wird  je  nach  der  Himmelsrichtung,  in  welcher  er  zu  dem 
Nachbarfundus  steht,  nur  unmittelbar  zur  Zeit  des  Sonnenaufgangs 
oder  zu  der  des  Sonnenniedergangs  seinen  Schatten  auf  das  an- 
gränzende  Feld  werfen,  während  umgekehrt,  wenn  man  die  Aste 
am  unteren  Theil  des  Stammes  bis  zur  Höhe  von  15  Fuss  vom 
Boden  aus  gerechnet  beseitigte^®),  nur  zu  diesen  beiden  genannten 
Tageszeiten  der  Zweck,  den  man  mit  der  Lichtung  der  Zweige 
verfolgt,  erreicht,  und  somit  kein  praktischer  Erfolg  erzielt  würde. 

Gegen  diese  Auslegung  und  damit  auch  gegen  die  Grund- 
auffassung,  auf  welcher  sie  beruht,  ist  vor  Allem  einzuwenden,  dass 
der  angebliche  Vortheil,  welchen  man  damit  zu  erreichen  sucht, 
dass  man  einem  Felde  den  seitwärts  fallenden  Schatten  des  Grenz- 
baumes fernhält'*),  nicht  im  mindesten  im  Verhältniss  zu  dem  Nach- 


*^  8.  Hugo,  Rechtsgeschiolite  (XI  Aufl.)  S.  205  (vielfach  misaver- 
standen,  so  aaoh  von  Yangerow  §  297,  4;  Dirksen  a.  a.  O.  S.  426,  Kooh 
a.  a.  O.  S.  335).  Ebenso  Kooh  S.  334,  347  und  Guy  et  a.  a.  0.  [Unrichtig 
ventanden  von  Hesse  a.  a.  0.  B.  11  S.  209  fg.;  2.  Aufl.  S.  540];  v.  Wächter 
a.  a.  O.  S.  15,  o.  —  Rey  scher,  das  gemeine  und  württembergische  Privatrecht 
§  285  (£.  m  S.  11)  spricht  Anm.  7  mit  Bezug  hierauf  von  der  „unästhetischen 
Ansicht«'  Hugo's.  —  Hesse,  a.  a.  0.  S.  196  (2.  Aufl.  S.  525). 

*")  Dass  bei  einer  Anzahl  Banmarten  die  Äste  überhaupt  erst  in  grösserer 
Höhe  als  15  Fuss  über  dem  Erdboden  beginnen  und  dass  desshalb  „die  Be- 
stimmungen des  prätorischen  Ediktes  selten  ausführbar  wären**  (so  Koch  a.  a. 
O.  S.  348)  ist  doch  wohl  keiin  Grund,  der  dafür  spricht,  dass  es  sich  in  den 
Worten  „quindecim  pedes  a  terra  altius"  um  die  oberen  Zweige  handeln  muss. 

'*)  Wenn  nicht  ein  Mal  der  Schatten  überdachender  Zweige,  sofern 
dieselben  in  angemessener  Höhe  vom  Boden  entfernt  aus  dem  Stamme  hervor- 
wachsen,  schadet,  um  wie  viel  weniger  ist  dies  der  Fall  bei  dem  von  der 
Seite  her  fallenden  Schatten,  dessen  Ausdehnung  mit  dem  Stande  der 
Sonne  wechselt. 
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theile  steht,  welchen  man  dem  ßaumeigenthümer  durch  das  Be- 
schneiden der  Krone  seines  Fruchtbaumes,  d.  h.  gerade  desjenigen 
Theiies,  welcher  die  meisten  Früchte  trägt,  zufügt  So  interpretirt 
erscheint  die  Bestimmung  des  §  7  1.  c,  da  sie  praktisch  kaum  zu 
rechtfertigen  ist,  als  eine  legislatorische  Spielerei,  obwohl  gerade 
die  Xn  Tafeln  bemüht  waren,  den  einfachen  Lebens-  und  Yerkehrs- 
bedürfnissen  ihrer  Zeit  durch  schlichte,  ungekünstelte  B.echts8ätze 
gerecht  zu  werden. 

Wir  sind  aus  zahlreichen  Schriftstellern  über  die  Natur  der  an 
der  Gränze  angepflanzten  Bäume,  welche  neben  den  Gränzsteinen 
als  Markzeichen  gelten  sollten,  unterrichtet.  ^<^)  Es  waren,  dies  geht 
aus  1.  13  Big.  fin.  regnnd,  X,  1  hervor,  ein  Mal  der  Oel-  und 
Feigenbaum,  weiterhin  aber  noch  Eiche,  Wallnuss,  Cjpresse,  Pinie, 
Ulme,  Esche  und  Pappel  Auf  die  an  erster  Stelle  genannten 
Baumsorten,  —  Oel-  und  Feigenbaum,  Eiche  und  Wallnus,  —  würde 
sich  der  ebengerügte  Nachtheil  der  Beseitigung  .der  früchtereichsten 
Zweige  erstrecken ;  man  führe  sich  aber  weiter  vor  Augen,  welchen 
Anblick  ein  seiner  Aste  bis  zur  Höhe  von  15  Fuss  herab  beraubter 
Baum,  wie  die  hochstämmige  Pinie  oder  Pappel  gewährt,  so  wird 
man  die  Ünhaltbarkeit  der  gegnerischen  Ansicht  einsehen,  und  das 
Treffende  jenes  bekannten  Scherzwortes  Thibaut's :  „en  arbor  Hu- 
goniana''  verstehen. 

Fernerhin  kommt  in  Betracht,  dass  der  Baumeigenthümer  be- 
reits insofern  beschränkt  war,  als  ihm  das  Gesetz  vorschrieb,  seine 
Bäume  in  einem  Abstand  von  9  resp.  5  Fuss  von  der  Gränze  ent- 
fernt zu  pflanzen  ^^),  eine  Entfernung,  die  durch  das  beiden  Gränz- 
nachbarn  gemeinsame  5  Fuss  breite  confinium  auf  14  bezieh.  10  Fuss 
wuchs.  Jene  Bestimmung  aber  ist  nicht  verständlich,  wenn  wir  in 
ihr  nicht  neben  der  gesetzlichen  Wahrung  der  Interessen  des  Nachbar- 


*•)  Vgl.  Voigt  a.  a.  0.  Bd.  11  S.  632  und  hierzu  die  Anm.  2  a.  a.  0. 
angeführten  Stellen:  Cicero,  pro  Caec.  8,  22;  Horat.  Ep.  11,  2,  170;  Sic.  Flacc, 
de  cond.  agr.  143,  14  ff.  154,  15  f.  —  V^l.  die  folgende  Anmerkung. 

^■)  Gaius,  libr.  IV  ad  leg.  XTT  tab.:  Sciendum  est,  in  actione  finium  re- 
gundorum  illud  observandum  esse,  quod  ad  exemplum  quodammodo  eins  legis 
scriptum    est,    quam    Athenis   Solonem    dicitur    tulisse;    nam  illic  ita   est: 

'Edv  rt(  aüfuxaUtv  nuf  dllotglm  %m^Lfa  OQvyj  xhv  oqov  fiij  noQaßalvBiv 

ilalav  di  %al  üvktjv  ivvia  «odas  vno  rov  ocIXotqIov  (pvtsvBtv  .  rd 
dl  SXla  9iv9Qa  nsvrs  n6dag.  [1.  13  Dig.  fin.  regund.  X,  1.]  (Vgl  Voigt 
£d.  1  S.  10  ff.)  —  Voigt  stellt  diese  Bestimmung  unter  tab.  VUI,  1.  (a.  a.  O. 
B.  I,  S.  724;  11,  S.  632);  —  von  Langenn  u.  Kori,  £rörter.  prakt.  RechU- 
f ragen  aus  dem  gem.  u.  dem  sächs.  Civilr.  u.  Civilpr.  ü.  Th.  S.  251  (2.  Aufl.); 
Hesse,  Über  die  Rechtsverh.  zw.  Ghrundstücksnachbam  Bd.  U  S.  261  ff. 
(2.  Aufl.  §  120). 
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gruDcUtückfi  zugleich  die  Absicht  des  Gesetzgebers  erblicken,  die 
Oränzen  für  die  Anpflanzung  von  Bäumen  von  Anfang  an  so  zu 
ziehen,  dass  durch  richtige  Bevormundung  des  Eigenthümers  eines 
mit  Bäumen  bestandenen  fundus  einer  Schädigung  der  Baumcultur 
möglichst  YOi^ebeugt  werde.  Denn  aus  welchem  andern  Grunde 
wurde  der  Abstand  für  den  im  Werthe  höher  stehenden  Oel-  und 
Feigenbaum  auf  9  Fuss  festgesetzt,  während  das  Gesetz  die  Ent- 
fernung der  „caeterae  arbores^'  von  der  Gränze  nur  auf  5  Fuss 
normirte?  Jedenfalls  kann  eine  etwaige  stärkere  Kronenentwicklung 
des  Oel*  oder  Feigenbaums  nicht  hierfür  bestimmend  gewirkt  haben, 
denn  diese  steht  bei  den  genannten  Baumsorten  hinter  der  Aus- 
breitung der  Kronen  von  Ulmen,  Pinien  u.  a.  weit  zurück.^*)  — 
Dass  aber  diesem  legislatorischen  Zwecke  durch  die  Auslegung 
im  Sinne  der  gegnerischen  Ansicht  ins  Gesicht  geschlagen  wird, 
bedarf  wohl  keines  Beweises. 

Endlich  ist,  wenn  wir  auch  von  diesen  Gegengründen  absehen 
woUten,  die  Durchführung  des  von  der  Gegenansicht  dem  §  7  K  c. 
implicirten  praktischen  Gesichtspunktes  wenn  nicht  unmöglich,  so 
doch  vollkommen  aussichtslos.  Wenn  man  mit  dem  Kappen  der 
Gränzbäume  bezieh,  ihrer  Zweige  bis  zu  einer  Höhe  von  15  Fuss 
herab  dem  Nachbarfelde  den  seitwärts  fallenden,  angeblich  schäd- 
lichen Schatten,  —  ne  umbra  arboris  vicino  praedio  noceret  — , 
fernhalten  wollte,  so  wird  dies  sogleich  illusorisch,  sobald  eine 
grössere  Anzahl  von  Bäumen  beieinander  steht,  oder  wohl  gar  eine 
Waldparzelle  mit  einem  Feldgrundstttck  zusammenstösst.  Was  nützt 
es,  die  der  Gränze  nächsten  Bäume  bis  auf  15  Fuss  herab  zu  be- 
schneiden, wo  doch  die  unmittelbar  dahinter  stehenden  Bäume  einen 
Schatten  von  fast  gleichem  Umfange  werfen  ?  Es  geht  auch  Niemand 
80  weit,  zu  behaupten,  dass  in  einem  solchen  Falle  alle  Bäume  deren 
Schatten  das  Nachbarfeld  treffen,  bis  auf  15  Fuss  herab  beschnitten 
werden  müssten,  zumal  LI  §  7  D.  1.  c.  ausdrücklich  hervorhebt, 
dass  nur  der  Baum,  ,fquae  ...  ex  agro  tuo  in  agrum  illius  im- 
pendet^  auf  das  Mass  von  15  Fuss  herab  beschränkt  werden  solle. 

Auch  dieses  impendet  lässt  eine  Interpretation  im  Sinne  der 
gegnerischen  Ansicht  nicht  zu,  denn  es  nicht  erklärlich,  weshalb 
dieser  von  den  Gränzbäumen  auf  das  Nachbarfeld  geworfene  Schatten, 
so  lange  die  Zweige  derselben  nicht  über  die  Gränze  hinüber- 
ragen ,  von  dem  Feldeigenthümer  geduldet  werden  müsste,  und  erst 
dann,    wenn    ein    Ast   hinüberragt,    durch    Beschneiden   des 


«»)  Unrichtig  Koch  a.  a.  S.  349. 
fftkmiiMf  Das  Beoht  de«  Oberhrnngs  and  ÜberfalU. 
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Baumes  beseitigt  werden  dürfte.^')  Wenn  dann  der  Baum  nach 
dieser  Verstümmelung  wieder  zu  wachsen  beginnt,  so  müsste  der 
Nachbar,  um  von  Neuem  berechtigt  zu  sein,  die  geset2iichen  G^en- 
mittel  zu  ergreifen,  wiederum  so  lange  warten,  bis  ein  Zweig  über 
die  Gränze  herüberragt.  Wächter**)  hat  das  Widersinnige,  was 
hierin  liegt,  wohl  erkannt,  und  den  Versuch  gemacht,  eine  logische 
Auslegung  im  Sinne  der  von  uns  bekämpften  Ansidit  durch  eine 
verändei-te  Auffassung  des  Wortes  „impendet"  zu  erzielen,  indem 
er  dieses  impendet  nicht  mit  „Hinüberhängen  über'*,  sondern  mit 
„Hinhängen  nach^  wiedergiebt  und  somit  dem  Nachbar  gestattet, 
bereits  zu  einem  früheren  Zeitpunkte  die  Beschneidung  des  Gränz- 
baumes  bis  zur  Höhe  von  15  Fuss  herab  zu  fordern  bezieh,  bei 
Weigerung  des  Baumeigenthümers  selbst  vorzunehmen.  Einmal  aber 
widerspricht  diese  Übersetzung  der  Worte  „in  agrum  illius  impendet^ 
sowohl  der  Bedeutung  des  synonym  gebrauchten  Ausdrucks  „in 
vioini  agrum  imminet^  in  Paul  rec.  sent.  V,  6,  13,  als  auch  dem 
sonstigen  für  impendere  allgemein  üblichen  Sprachgebrauch**),  anderer- 
seits aber  erhält  dadurch  L  1  §  7  1.  c.  einen  Inhalt,  der  die  Gestattung 
der  Selbsthülfe  als  ein  sehr  gewagtes  legislatorisches  Unternehmen 
ersidieinen  lässt  Denn  wo  sind  dann  die  Gränzen  zu  ziehen,  welche 
für  den  Gxänzbaum  eingehalten  werden  müssen,  und  wie  muss  seine 
Stellung  zum  Nachbargrundstück  beschaffen  sein,  um  dem  Eigen- 
thümer  des  Letzteren  zu  berechtigen,  Selbsthülfe  zu  üben?**) 

Beachtenswerther  sind  die  weiteren  durch  die  veränderte  Auf- 
fassung des  Wortes  „impendet^  von  Wächter  angeregten  Punkte, 
welche  sich  besonders  auf  den  ersten  Theil  des  Titels  de  arboribus 
caedendis  „quae  arbor  ex  aedibus  tuis  in  aedes  illius    impendet^ 


**)  Koch  a.  a.  0.  S.  351  giebt  zu,  dass  es  bei  seiner  Interpretation  des 
des  §  7  l.  c.  auffSUig  sei,  dass  ein  Baum  trotz  seines  scbadenstiftenden  Schattens 
von  dem  Nachbar  so  lange  geduldet  werden  müsse,  als  er  noch  nicht  direct  über 
die  Gbänze  reicht,—  dann  aber,  sobald  nur  ein  Zweig  diese  GMnze  überschreitet, 
nicht  nur  dieses  überhängenden  Zweiges,  sondern  auch  seiner  übrigen  Zweige 
bis  zur  Höhe  von  15  Fuss  herab  beraubt  werden  solle,  motivirt  dies  jedoch 
durch  den  Hinweis  auf  die  Strenge,  welche  in  der  Anordnung  der  1.  1  pr., 
in  der  Beseitigung  des  ganzen  Baumes,  liegt. 

**)  von  Wächter  a.  a.  0.  S.  15  sub  11  und  I,  2. 

*')  Vgl.  1.  1  §  5  Dig.  si  serv.  vind.  VIII,  5:  nam  et  si  arborem  impen- 
dentem  habeat  vicinus,  qua  viam  vel  iter  invium  vel  inhabile  facit  .  .  .;  auch 
auch  1.  1  C.  de  interd.  VIII,  1.  —  Brissonius  s.  v.  „impendere". 

*^)  Dass  unter  diesen  Umständen  der  Chikane  des  Nachbars,  den  das  Ge- 
setz Icgitimirte,  in  das  fremde  Eigenthum  einzugreifen,  Thür  und  Thor  geöffnet 
war,  muss  auch  von  den  Qegnem  zugegeben  werden. 


belieben.  Man  hat  von  jeher  darauf  hingewiesen,  dass  in  einer 
bedingungslosen  Durchführung  dieser  in  1.  1  pr.  Big.  1.  c.  ent- 
haltenen Bestimmung  eine  Härte  der  Q-esetzgebung  liegt,  und  ist 
deshalb  auf  verschiedene  Weise  bestrebt  gewesen,  einen  Punkt  zu 
finden,  der  eine  diese  Härte  mildernde  Auslegung  zu  gestatten 
scheint.  Dieses  Bestreben  sieht  sdne  Berechtigung  vorzüglich  darin, 
dass  sich  bei  dem  zweiten  Theile  des  Titels  de  arbor.  caed.  eine 
Mdivirung  der  Beschränkung  des  Baumeigenthümers  in  den  mehr- 
fach herbeigezogenen  Worten  „ne  umbra  arboris  vicino  praedio 
noceret"  findet,  während  1.  1  pr.  IKg.  1.  c.  einer  derartigen  Be- 
gründung entbehrt.  Es  liegt  nahe,  eine  den  Worten  „ne  umbra  etc.^^ 
zu  parallelisirende  Bemerkung  in  den  Worten  ülpian's  „cui  arbor 
oificeret^^  (1.  1  §  2  Dig.  1.  c.)  zu  finden,  und  hiernach  die  An- 
wendung der  in  1.  1  pr.  Dig.  1.  c.  enthaltenen  Massregel  der  Be- 
seitigung des  ganzen  Baumes  davon  abhängig  zu  machen,  dass  dem 
Nacbbargebäode  aus  der  Berührung  mit  dem  G-ränzbaume  ein  er- 
sichtlicher Schaden  erwächst.  Diese  Ansicht  vertritt  auch  Wächter^^, 
nur  dass  er  auch  hier  nicht  von  dem  „über  das  Nachbargebäude 
hinüberhängenden  Baume"  spricht,  sondern  die  Bestimmung,  von 
I.  1  pr.  Dig.  1.  c.  auf  den  Fall  bezieht,  „wenn  ein  Baum  oder  Wein- 
stock  so  nahe  an  einem  fremden  Grebäude  steht,  dass  er  ihm  schadet." 
flagemann^^)  geht  sogar  soweit,  da  1.  1  pr.  Dig.  1.  c.  eine 
sichere  Auslegung  angeblich  nicht  zulässt,  auch  in  diesem  Falle 
nur  die  Beseitigung  der  schadenden  Aste  zu  befürworten.  Holz- 
schuh er**)  verwirft  dies  mit  Recht,  und  neigt  sich  einer  der  An- 
sicht Wächters  verwandten  Auffassung  zu,  enthält  aber  insofern 
etwas  Neues,  als  er  die  Entscheidung  eventuell  von  einem  Sach- 
verständigengutachten abhängig  machen  will. 

Geht  man  zum  Zwecke  der  Erklärung  von  1.  1  pr.  Dig.  1.  c, 
wie  wir  es  bereits  bei  der  Interpretation  von  1.  1  §  7  Dig.  1.  c.  ge- 
than  haben,  auf  die  XII  Tafeln  zurück,  so  zeigt  tab.  VILL,  6 
die  nackte  Bestimmung: 

Si  arbor  in  vicinum  hortum  inpendit,  coinquito.  ^®) 
Allerdings  ist  diese  Formulirung  von  tab.  VIII,  6  nur  ein  Becon- 
structionsversuch,  und  nicht  unfehlbar  mit  der  Originalfassung  über- 


«^  von  Wächter  a.  a.  O.  B.  11  S.  15  —  vgl.  auch  Sintenis  a.  a.  O. 
I  i  47  Kote  26. 

^  Hagemann,  Landwirthachaftsrecht  §  1B7;  —  vgl.  auch  Hugo  a.  a.  O. 
S.  20L  Hagemann  thnt  dies  hauptsächlich  vom  Gesichtspunkte  der  An- 
weadbackeit  yon  1.  1  pr.  Dig.  1.  c.  in  der  Gegenwart  aus. 

^  Holzschuher  B.  U  S.  150. 

")  Voigt,  B.  I  8.  725;  B.  U  S.  034  ff. 
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einstimmend,  jedenfalls  aber  hat  tab.  YIII,  6  — ,  wie  dies  auch  aas 
dem  in  Dig.  XLUI,  27  im  Wortlaute  überlieferten  prätorischen 
Edicte  hervorgeht  — ,  ausser  der  Voraussetzung,  dass  der  Baum  y,in 
vicinum  hortum  inpendit^'  keinen  Zusatz  enthalten,  welcher  den 
Sinn  einer  Bedingung,  von  deren  Eintreten  die  Anwendung  des 
ebencitirten  Satzes  abhängig  gemacht  wurde,  besessen  hätte.  Dass 
das  Motiv,  welches  den  Grund  zur  Abfassung  jenes  Satzes  in  der 
uns  vorliegenden  Formulirung  gab,  ein  dem  Nachbai^te  aus  dem 
Überhange  erwachsender  Schaden  gewesen  sei,  ist  — ,  so  dürfen 
wir  aus  tab.  VIII,  7  in  Verbindung  mit  1. 1  §  8  Dig.  1.  c.  schliessen  •— , 
nicht  zu  bezweifeln;  die  Fassung  des  G-esetzes  selbst  aber  ist  eine 
derartige,  dass  wir  in  dem  einzelnen  Falle  seiner  Anwendung  nicht 
zu  untersuchen  haben,  ob  ein  solcher  Schaden  auch  wirklich  vor- 
liegt. ^^)  Jedenfalls  hielt  das  Gesetz  den  Nachbar  bereits  dadurch, 
dass  sich  die  Zweige  des  Gränzbaumes  über  sein  Hausgrundstück 
breiteten,  dermassen  für  gefährdet,  dass  ein  quasidelictischer  That- 
bestand  gegeben  und  demgemäss  die  stricte  Anordnung  der  Beseitigung 
dieses  Baumes  berechtigt  erschien.^*)    Ob  dann  in  römischer  Zeit 


61)  Uebereinstimmend  Koch  a.  a.  O.  S.  362;  ebenso  die  meisten  anderen 
Autoren. 

**)  Dass  man  hierbei  zu  dieser  strenfpen  Massregfel  der  völligen  Yeniich* 
tung  des  Baumes  griff  („et  Rutil  ins  ait,  a  stirpe  ezsoindendam^'X  mag  seinen 
Grund  darin  finden,  dass  der  für  Gebäudeanlagen  verwandte,  bezieh,  unmittelbar 
zu  denselben  gehörige  Baum  nicht  dazu  bestimmt  erschien,  Baurooultur  zu 
treiben,  und  man  deshalb  nicht  veranlasst  wurde,  schonend  gegen  dort  ange- 
pflanzte Bäume  vorzugehen;  zumal  ja  hier  ein  Mal  der  Zweck  ihrer  Verwendung  als 
Ghränzbäume  in  Wegfall  kam,  andrerseits  aber  eine  aus  dem  Überhange  resul* 
tirende  Benachtheiligung  in  Folge  des  strenggegliederten  und  zugleich  eng- 
begränzten  Baumes  einer  Gebäudeanlage  seitens  des  Nachbars  schwerer  em- 
pfunden, und  deshalb  auch  von  dem  Gesetze  kräftiger  reprobirt  wurde,  als 
bei  einem  ausgedetinteren  Feldgrundstficke.  Endlich  aber  mag  bestimmend 
gewirkt  haben,  dass  bei  der  niedrigen  Bauart  der  Häuser,  vorzüglich  der  älteren 
römischen  Zeit,  die  theilweise  Beschneidung  eines  Baumes,  welcher  so  an 
Ausdehnung  gewonnen  hatte,  dass  er  mit  seinen  Ästen  über  das  Nachbardach 
hinüber  zu  ragen  begann,  nur  geringen  Vortheil  versprach,  da  ja  jeder  neue  Ast 
denselben  Nachtheil  mit  sich  brachte.  —  Über  einzelne  Fälle  der  Beschädigung 
von  Gebäuden  durch  Bäume  vgl.  die  anschauliche  Schilderung  in  B.  II  cap.  125 
des  Kechtsbuohs  des  Johannes  Purgoldt  (Ausg.  von  Ortloff):  £s  sal 
euch  keyn  boym  mit  seinen  zcelgin  hangen  ober  eynes  andern  mannes  dach, 
uff  das  ome  nicht  dorvon  gesche  mit  dem  winde  unndt  von  den  blettem, 
die  das  gerynne  stoppfen  unndt  licht  unndt  luft  ome  werin,  her  wolle  es  denne 
ome  gerne  vortragin.  ~  Neben  1.  1  Dig.  XLIIl,  37  hebt  noch  1.  2  Dig.  l.  o. 
(PomponiuB,  libro  XXXIV.  ad  Sabinum)  hervor:  „Si  arbor  ex  vioini  fundo 
vento  inclinata  in  tuum  fundum  sit  ex  lege  duodeoim  Tabularum  de  adimenda 
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eine  mildere  Praxis  dieses  Gesetz  so  auslegte ,  „dass  der  über- 
hängende Baum  nur  dann  beseitigt  werden  dürfe,  wenn  er  dem 
Nachbargrundstücke  schade^S  entzieht  sich  unserer  Kenntniss  ebenso, 
wie  die  Beantwortung  der  Frage,  ob  in  der  Praxis  im  Falle  des 
Brachliegens  des  -benachbarten  Feldes  der  überhängende  Baum  den 
Beschränkungen  der  tab.  YISl,  7  nicht  unterworfen  zu  werden  brauchte, 
weil  die  Motivirung  des  Gesetzes  „ne  umbra  vicino  praedio  noceret^' 
nicht  zutreffen  würde.  M.  E.  spricht  die  strenge  Gesetzesauslegung 
besonders  der  älteren  römischen  Zeit  eher  dafür,  beide  Fragen  zu 
▼enieinen. 

Leichter  wird  uns  die  Entscheidung  einer  anderen  Frage  des 
Geltungsgebietes  von  Dig.  XLIII,  27,  nämlich  derjenigen,  welche 
locale  Verhältnisse  unter  den  beiden  Worten  „ager^*  und  „aedes^ 
zu  begreifen  sind.^^)  „Ager^  ist  seiner  Grundbedeutung  nach  ein 
mit  Halmfrüchten  oder  anderen  Feldfrüchten  bestelltes  Grundstück, 
während  unter  „aedes"  im  Sinne  von  1.  1  pr.  Dig.  1.  c.  „quae  arbor 
ex  aedibus  tuis  in  aedes  illius  impendet^'  nicht  nur  das  Gebäude 
selbst,  sondern  da  der  Baum  „ex  aedibus  impendet^  zugleich  auch 
der  mit  Gebäuden  nicht  besetzte,  aber  mit  demselben  unmittelbar  zu- 
sammenhängende Baum  zu  verstehen  ist,  —  eine  Begriffsausdehnung, 
die  uns  darauf  hinweist,  dass  „aedes^  als  Repräsentant  des  prae- 
dium  urbanum,  »ager^  als  solcher  des  „praedium  rustinum''  aufge- 


ea  recte  agere  potesi  ius  ei  non  esse,  ita  arborem  habere^.  Es  beziehen  sich 
diese  Worte  auf  den  Fall,  in  welchem  ein  Baum  durch  die  Gewalt  des  Sturmes 
amgebrcohen  oder  mit  einem  Theil  seiner  Wurzeln  aus  dem  Erdboden  gehoben 
ist,  und  so  sioh  auf  das  Nachbargrundstück  neigt  (hierzu  Hesse,  Über  die 
fUverhältn.  zw.  Grundstücksnachb.  B.  11  S.  196;  Voigt,  a.  a.  O.  B.  II  S.  628 
u.  629).  Jian  könnte  vielleicht  auch  daran  denken,  dass  Pomponius  zum 
Unterschiede  von  1.  1  Dig.  1.  c,  den  Fall  im  Auge  gehabt  hat,  in  welchem 
ein  Baum  zwar  nicht  unter  gewöhnlichen  Verhältnissen  auf  das  Nachbargrund- 
stack reicht,  aber  doch  so  hart  an  der  Qränze  steht,  dass  er  sich  bei  Sturm, 
vento  inclinata,  hinübergebeugt,  so  das  Nachbargrundstück  in  derselben  Weise 
wie  in  dem  Falle  1.  1  pr.  Dig.  1.  c.  gerahrdet  hat  und  dann  in  seine  frühere 
Lage  zorückgekehrt  ist.  Man  müsste  bei  dieser  Auslegung  „inclinata  sit^ 
in  seiner  richtigen  perfectivischen  Bedeutung  mit  „geneigt  gewesen  isf  über- 
setzen, loh  gebe  jedoch  zu ,  dass  diese  Auslegung  gekünstelt  erscheinen  kann 
und  möchte  daher  diesen  Gedanken  nur  berührt  haben,  ohne  mich  selbst  ihm 
zuzuneigen. 

^)  Es  bedarf  der  Beantwortung  dieser  Frage  um  so  mehr,  als  sie  sowohl 
in  den  Lehrbüchern,  wie  auch  in  den  Monographieen  mit  Stillschweigen  über- 
gangen wird;  nur  Voigt  enthält  Bd.  L  S.  725  und  11  S.  634  eine  Reihe  Be- 
merkungen för  die  ältere  römische  Zeit.  —  Vgl.  für  die  Identificirung  von 
^ager**  mit  ^praedium  rusticum''  Hesse,  Über  die  Beohtsverh.  zw.  Grundstücks- 
nachb. B.US.  195  (2.  Aufl.  S. 


fasst  werden  muss.  Es  genügt  hierbei  wohl  der  i!cur2e  Hinweis, 
dass  wir  unter  praedium  urbanum  jede  Gebäudeanlage  ohn^  Unter- 
schied ihrer  Beschaffenheit,  Bestimmung  und  Lage,  unter  praedium 
rusticum,  dagegen  jedes  zur  Gewinnung  natürlicher  Früchte  dienende 
Grundstück  zu  verstehen  haben. 

Wir  schliessen  überdies  ans  mancherlei  Nachrichten,  dass  die 
XII  Tafeln  in  tab.  VIII,  6  den  Ausdruck  „hortus«**),  der  dann 
erst  durch  den  Prätor  in  „aedes^  umgewandelt  wurde,  enthielten. 
„Hortus^  aber  bezeichnet  den  Bauernhof,  d.  h.  einen  mit  Gebäuden 
bestandenen  oder  unmittelbar  zu  diesen  gehörigen  Raum  eines 
Landgutes  im  nicht  technischen  Sinne,  sodass  die  XIT  Tafeln  mit 
der  Gegenüberstellung  von  „hortus'*  und  „ager**  die  Doppelnatur 
eines  der  Landwirthschaft  dienenden  Grundstücks  umfassten.  Zu 
dieser  Erkenntniss  werden  wir  auch  dadurch  gedrängt,  dass  die 
Hausanlage  in  den  altitalischen  Städten  für  Anpflanzungen  nur  einen 
beschränkten  Baum  gewährte,  und  der  kleine  Fleck  Erde,  welcher 
eine  solche  gestattete,  nur  zur  Blumenzucht  und  besonders  zum  Ge- 
müsebau, nie  aber  zur  Baumcultur  Verwendung  finden  konnte. '^^) 
Der  Prätor,  dessen  Edict  im  Gegensatz  za  den  XII  Tafeln  stets 
den  Stempel  einer  universell  rechtschaffenden  Thätigkeit  trägt,  ver- 
tauschte den  speciellen  Ausdruck  „hortus^^  mit  dem  allgemeineren 
„aedes^'^*);  vielleicht  mochten  veränderte  Verhältnisse  ihm  eine  um- 
fassendere Bezeichnung  wünschenswerth  erscheinen  lassen.  — 

Der  Bechtsschutz,  den  das  römische  Becht  dem  Eigenthümer 
des  Feldes  bezieh,  des  Gebäudes  gegen  den  Überhang  des  Nachbar- 
baumes gewährte,  bestand  in  ältester  Zeit,  den  Regeln  des  Legis- 
actionenprocesses  entsprechend,  in  einer  speciellen  actio  für  jeden 
der  beiden  Fälle  des  Überhangs,  der  actio  de  arboribus  sublucandis 
und  der  actio  de  arboribus  coinquendis.  Neben  dieselben  tritt  im 
prätorischen  Edicte  das  interdictum  de  arboribus  caedendis,  welches 
den  Nachbar,    der  die  Beseitigung  der   überhängenden  Zweige  in 


^)  XJber  die  Bedeutung  von  „hortus"  vgl.  Briflsonius  s.  v.  hortus  und 
hierzu  C.  211  Dig  de  verb.  signif.  L,  16;  —  Ausserdem  Voigt  a.  a.  0.  B.  II 
S.  634  Anm.  9  und  B.  I  S.  725. 

w)  Plautus,  Most.  6  1,  4  und  Mil  glor.  IL  3,  69.  —  Ausserdem  Pli- 
nius,  Hist.  nat.  XIK.  4,  69  und  besonders  öl:  Komae  quidem  per  se  hortus 
ager  pauperis  erat.  Ex  horte  plebei  maoellum:  quanto  innocentiore  victu. 
(Voigt,  a.  a.  0.  II  S.  634  Anm.  10.)  Über  die  „viridaria"  der  späteren  Zeit 
vgl.  Becker,  G-allus  11^,  265;  betreffs  der  Controversei  ob  hier  an  die  horti 
pensiles  zu  denken  sei,  vgl.  Voigt  a.  a.  O. 

^^)  Über  die  Doppelbedeutung  von  „aedes"  vgl.  1.  41  §  5  Dig.  de  legat 
et  fideicomm.  (I);  überdies  Brissonius  1.  c.  sub  voce  „aedes". 


28 

gesetzlich  vorgeBchriebener  flöhe,  bezieh,  die  des  ganzen  Baumes 
selbst  vornahm,  gegen  den  widerstrebenden  Baumeigenthümer 
schützen  sollte.  ^^)  Voraussetzung  des  genannten  Interdicts  ist  nach 
der  gegenwärtig  allgemein  angenommenen  Ansicht  nur,  dass  der 
Nachbar  an  den  Baumeigenthümer  yergeblich  die  Aufforderung  ge- 
richtet hat,  seinen  Baum  in  dem  gesetzlich  normirten  Umfange  zu 
beschränken.  Die  Frage,  ob  diese  Selbsthülfe,  deren  Ausübung 
das  interdictum  de  arboribus  caedendis  gewährleistete,  ursprünglich 
nur  mit  der  actio  indicati  concurrirte,  d.  h«  einen  gerichtlich  ent- 
schiedenen Bechtsstreit  voraussetzte,  und  erst  späterhin  in  Er* 
Weiterung  ihrer  Gränzen  in  den  speciellen  Fällen  der  acttones  pro- 
hibitoriae  auch  ohne  vorausgegangenes  gerichtliches  Verfahren  An- 
wendung fand,  ist  m.  £.,  wenn  wir  die  Fassung  des  in  Dig.  XLIU, 
27  überlieferten  prätorischen  Edietes  zu  Bathe  ziehen,  nicht  mit 
voller  Sicherheit  zu  entscheiden*®);  zweifellos  aber  müssen  wir, 
wenn  dem  Nachbarn  auch  ohne  vorausgegangene  richterliche  Ent- 
scheidung gestattet  war.  Selbsthülfe  zu  üben,  dies  Recht  ihm  um 
so  unbedenklicher  nach  einem  den  Baumeigenthümer,  condemniren- 
den  rechtskräftigen  Urtheile  einräumen. 

Was  überdies  die  Art  und  Weise  der  vorher  an  den  Baum- 
eigenthümer ergehenden  Aufforderung  anlangt,  so  ist  es  jedenfalls 
unrichtig,  wenn  Koch  a.  a.  O.  S.  342  Anm.  1  annimmt,  dass 
dieselbe  auch  nach  Dig.  XLUI,  27,  in  der  Anstellung  der  actio 
negatoria  besteht,  es  genügt  vielmehr  hier  eine  seitens  des  Nachbars 
an  den  Baumeigenthümer  ergangene,  keiner  Form  bedürfende 
Mahnung**),  den  gesetzwidrigen  Zustand  zu  beseitigen,    und  die 


*')  1. 1  §  1  Dig.  1.  c:  Hoo  interdictum  prohibitorium  est.  —  Vgl.  Paul  üb, 
rec.  sent.  IIb.  V  tit.  VI  §  13:  Quodsi  conventus  dominus  id  facere  noluerit  a 
vicino  luxuries  ramorum  compescatur,  idque  qualiscumqae  dominus  facere  non 
prohibetur. 

*•)  Voigt  spricht  sich  in  seinem  mehrfach  citirten  Werke  ß.  I  S.  502 
und  n  S.  634  für  die  Bejahung  dieser  Frage  aus;  —  vgl.  Hesse,  Über  die 
Rechtsverhältn.  zw.  Grundstücksnachbarn  B.  11  S.  195  (2.  Aufl.  S.  523). 

^®)  Lauterbach,  colleg.  practic.  UI  pg.  422,  meint  allerdings,  dass  die 
Aufforderung  durch  den  Richter  erfolgen  müsse,  hält  jedoch  eine  blosse  De- 
nunciation  für  genügend.  Zweifellos  beziehen  sich  die  Worte  „si  per  te  staf 
auf  diese  an  den  Baumeigenthümer  ergangene  Aufforderung  und  die  darauf 
folgende  Renitenz  des  Genannten.  Der  Ausdruck  „si  per  te  sUti^  wird  von  den 
Quellen  vielfach  mit  dem  Begriffe  der  mora  identificirt  1.  83  §  1  de  receptis  4.  8; 
1.  21  §  3,  1.  51  pr.  de  act.  emti  19,  1;  —  Guyet  a.  a.  0.  XVII  S.  39;  — 
Kassot,  Archiv  für  praktische  Rechtswissensch.  a.  F.  B.  VIII  S.  281  ff.  Anm.  2; 
Vgl.  auch  Seh  äff  er,  Beiträge  zur  Lehre  von  der  Selbsthülfe  u.  s.  w.  im  Arohiv 
für  praktisch.  Rechtswiss.  a.  F.  B.  I  S.  11,  und  Andrea,  ad  tit.  de  arbor. 
caed.  (1818)  pg.  31. 
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Nicfatbefolgung  dieser  Aufforderung  durch  den  Letzteren  zugleich 
suchte  der  Prätor  mittelbar  dadurch  einen  Druck  auf  den  Baum- 
eigenthümer  auszuüben,  dass  er  dem  Nachbar,  welcher  sich  des 
Überhangs  durch  Anwendung  von  Selbsthülfe  erwehrte ,  die  An- 
eignung des  hierbei  gewonnenen  Holzes  gestattete. ^^) 

Von  einem  Sondereigenthum  an  den  überhängenden  Asten 
kann  selbstverständlich  vor  ihrer  Trennung  von  dem  Baume  nicht 
die  Rede  sein,  die  Aste  sind  Eigenthum  des  Eigenthümers  des 
Baumesy  d.  h.  desjenigen,  in  dessen  Grund  und  Boden  der  Baum 
seine  Wurzeln  geschlagen  hat,  und  für  den  Fall,  dass  der  Baum 
„radicibus  vicini  aletur",  desjenigen,  „in  cuius  fundo  origo  eius 
fuerit**.**)  Der  Grundstücksnachbar  erwirbt  das  Eigenthum  an  den 
getrennten  Asten  bezieh,  an  dem  ganzea  Baume  erst  dann,  wenn 
der  Eigenthümer  des  Baumes  der  an  ihn  ergangenen  Aufforderung, 


^)  Yen  der  Gewährung  eines  ^Vortheil8*<  an  den  ßaumeigenthümer,  welcher 
der  Aufforderung  seines  Nachbars  entspricht,  kann  nur  abusiy  gesprochen  werden, 
da  der  Baumeigenthümer  nur  das  behält,  was  ihm  bereits  thatsächlich  gehört 
hat.  —  In  1. 1  §  4  1.  c.  wird  dem  Usufructuar  des  Nachbargrundstncks,  welcher 
einem  sohadenstifbenden  Überhandnehmen  des  an  der  Gränze  wachsenden  Baumes 
gegenüber  die  gleichen  Interessen  als  der  läigenthümer  des  geschädigten  Feldes 
oder  Hauses  hat,  auch  das  gleiche  Becht,  welches  man  dem  letiteren  gewährt^ 
zugestanden.  Steht  das  durch  den  Umfang  beeinträchtigte  Grundstück  im  Jüit- 
eigenthum,  so  kann  jeder  der  Miteigenthümer  das  Interdictum,  ebenso  wie 
jeder  derselben  die  Servitutenklage  anstellen  darf,  geltend  machen  (1.  1  §  6 
D.  1.  c). 

**)  Diese  Streitfrage  erforderte  an  sich  eine  ausführlichere  Behandlung; 
da  sie  hier  nur  vorübergehend  gestreift  wird,  so  soll  nur  Folgendes  zur  Be* 
gründung  der  im  Texte  vertretenen  Ansicht  bemerkt  werden:  Allerdings  herrscht 
zwischen  den  hier  einschlagenden  Quellen  insofern  ein  Widerspruch,  als  nach 
der  Bestimmung  von  §  31  J.  de  R.  D.  II,  1  und  1.  7  §  13  Dig.  de  adquir.  ver. 
dom.  XLI,  1  ein  y,prope  confinium**  gelegener  Baum,  „si  etiam  in  vicinum, 
fundum  radices  egerit,  communis  est",  während  1.  6  §  2  Dig.  arb.  fürt.  caes. 
XLYII,  7  entscheidet:  „Si  radicibus  vicini  arbor  aletur,  tamen  eius  est,  in 
cuius  fundo  origo  eius  fuerit**;  wenn  wir  aber,  wie  dies  Windscheid  §  188 
Anm.  7  thut ,  auf  den  Versuch  einer  Lösung  dieses  Widerspruchs  verzichten, 
so  müssen  wir  doch  unbedingt  die  letztere  Ansicht  der  an  erster  Stelle  ge- 
nannten vorziehen.  £s  ist  ein  Mal  unschwer  einzusehen,  zu  welchen  Gonflicten  es 
führen  würde,  wenn  ein  in  der  Nähe  der  Gränze  wachsender  Baum  damit,  dass 
eine  seiner  Wurzeln  auf  das  Nachbargrundstück  reichte,  sofort  Miteigenthum 
der  beiden  angränzenden  Grundeigenthümer  werden  würde,  andererseits  scheint 
aber  auch  im  römischen  Hecht  selbst  diese  letztere  Auffassung  als  die  herrschende 
gegolten  zu  haben,  weil  sonst  jede  Erklärung  für  1.  1  Cod.  de  interd.  YUI,  8 
(vgl.  Anm.  68)  fehlen  würde.  Über  die  hinsichtlich  der  ebengen.  Stellen  an- 
gestellten Yereinigungsversuche  vgl.  Hesse,  Rechtsverh.  zw.  Grundstücksnachb. 
B.  n  S.  182  ff.  (2.  Aufl.  S.  522)  u.  Vangerow,  §  329  Anm.  2.  —  Anders  ge- 
stalten  sich  die  Verhältnisse  dann,  wenn  der  Baum   „in  confinio*'  (auf  der 
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ihre  Beseitigung  vorzunehmen,  keine  Folge  leistet,  und  n  u  n  er  die 
Aste  beadeh.  den  ganzen  Baum  selbst  abschneidet.*') 

IJber  den  Eigenihumserwerbsgrund,  der  hierbei  auf  Seiten  des 
Grandstücksnachbars  vorliegt,  ist  man  in  der  Literatur  bisher  zu 
keiner  feststehenden  Ansicht  gelangt,  meist  berührt  man  die  Frage 
nur  knrz,  ohne  auf  ihren  Kernpunkt  einzugehen.  Man  könnte  an 
eine  Dereliction  der  Aste  bez.  des  ganzen  Baumes  durch  den  bis- 
herigen Mgenthümer  und  eine  darauf  folgende  Occupation  dieser 
Objecte  durch  den  Nachbar  denken*^),  dem  steht  jedoch  entgegen, 
dass  die  Dereliction  eine  ausdrücklich  ausgesprochene  oder  den 
umstanden  nach  zu  präsumirende  Derelictionsabsicht  des  Eigen- 
thümers  verlangt,  während  in  unserem  Falle  der  Baumeigenthümer 
damit,  dass  er  erklärt,  er  entspräche  dem  an  ihm  gestellten  An- 
sinnen nicht  und  unterlasse  die  von  ihm  geforderte  Beseitigung, 
nicht  zu  erkennen  giebt:  „ich  begebe  mich  meines  Rechtes  an  den 
abzuschneidenden  Asten  bezieh,  an  dem  schadenstiftenden  Baume 
und  gestatte  Dir,  dem  Nachbar,  ihre  Beseitigung  und  Aneignung^.*^) 
Wenn  man  aber  in  unserem  Falle  von  einer  „gesetzlich  zu  prä- 
sumirenden  Dereliction'*  sprechen  will,  so  ist  dies,  abgesehen  davon, 
dass  wir  um  eine  entbehrliche  Fiction  reicher  wären,  eine  blosse 
Wortspielerei.  Man  giebt  damit  zu,  dass  der  Grund  des  Eigenthums- 
erwerbs  in  dem  Gesetze  selbst  zu  suchen  ist,  und  kommt  deshalb 


GriÜAzlinie,  nicht  prope  confiniam)  wächst.  Windscheid  unterlässt  es  im 
§  188  Anm.  7,  diese  Fälle  (1.  19  pr.  Dig.  comm.  div.  X,  8;  L  83  Dig.  pro  soc. 
XVII,  2)  von  den  vorgenannten  zu  trennen,  während  die  herrschende  Ansicht, 
and  in  Übereinstimmung  mit  Letzterer  der  Verfasser,  die  Nothwendigkeit  einer 
diesbezüglichen  Scheidung  betont;  hier  liegt  ein  condominium  pro  diviso  vor, 
d.  h.  es  gebührt  jedem  der  angränzenden  Gmndstückseigenthümer  das  Stück, 
welches  aus  seinem  Grund  und  Boden  „sichtbar  hervorwächsf  (Wächter: 
II  §  133  Beil.  IV,  3).  Vglf  hierzu  ausser  Hesse  u.  Vangerow  a.  a.  0., 
Girtanner,  in  v.  Gerber's  u.  Ihering's  Jahrbüchern  III  S.  285  fg.; 
Schmid,  a.  a.  O.  B.  I  S.  165  fg.  Note  94;  Pagenstecher,  Pandekten- 
Praktikum  (Heidelberg  1860)  S.  218.  Die  unrichtige  Ansicht  Gesterding's, 
a.  a.  O.  S.  243,  wird  gegenwärtig  durch  Niemand  mehr  vertreten  (Vangerow, 
a.  a.  O.  unter  2). 

*')  Bezüglich  der  Wahl  der  Mittel,  deren  sich  der  Ghnindstücksnachbar 
zum  Zwecke  der  Beseitigung  des  Überhangs  der  einzelnen  Aste  bezieh,  des 
ganzen  Baumes  bedienen  darf,  besteht  keine  Beschränkung;  ausgeschlossen  ist 
natürlich  jede  Vornahme  seinerseits,  welche  ein  chikanöses  Handeln  in  sich 
begreift  Zum  Zwecke  der  Beseitigung  des  ganzen  Baumes  wird  sich  in  der 
Begel  das  Betreten  des  Grundstücks  des  Baumeigenthümers  nothwendig  machen. 

")  So  Bekker,  a.  a.  0.  S.  169. 

•*]rVgl.  auch  unten  Anm.  271. 
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m.  E.  der  Wahrheit  am  nächsten,  wenn  man  das  G-eaetz  kurzweg 
als  Quelle  des  zu  Gunsten  des  Nachbars  bestimmten  fiigetithums- 
iiberganges  an  dem  Holze  der  abgeschnittenen  Zweige  bezeichnet. 
Da  die  Digesten  selbst  nirgends  eine  Klage  des  Nachbars  gegen  den 
Baumeigenthümer  erwähnen,  mittelst  deren  der  Letztere  gezwungen 
werden  könnte,  die  Beseitigung  der  überhängenden  Aste  zu  be- 
wirken, so  hat  man  daraus  schliessen  wollen,  dass  dem  Nachbar 
nach  dem  Verschwinden  der  obenerwähnten  actio  de  arboribus  sub- 
lucandis  und  der  actio  de  arboribus  coinquendis  nur  der  Weg  der 
Selbsthiilfe  überlassen,  und  ihm  kein  Mittel  geboten  gewesen  wäre, 
die  Beseitigung  des  Überhangs  auf  dem  Wege  einer  gegen  den  Baum- 
eigenthümer gerichteten  Klage  zu  erzwingen.  *^)  Im  Gegensatz  hierzu 
spricht  sich  die  gegenwärtig  herrschende  Ansicht  in  der  Theorie  so- 
wohl wie  in  der  gemeinrechtlichen  Praxis  mit  Recht  dahin  aus,  dass 
der  Nachbar  auf  Grund  seines  Eigenthumsrechts  an  der 
über  seinem  Grundstücke  befindlichen  Luftsäule  mittelst 
der  actio  negatoria  die  Beschneidung  der  überragenden  Zweige 
fordern  könne,  —  ein  Gedanke,  den  wir  für  das  ältere  römische 
Becht  bestimmt  in  Abrede  stellen  mussten.  Voigt  verwirft  diese 
Construction  eines  Eigen  thumsrechtes  an  der  Lufisphäre  auch  im 
Hinblick  auf  das  justinianische  Becht  und  behauptet,  dass  auch  dieses 
die  Luftsäule  oberhalb  eines  Grundstücks  nur  als  Object  eines  blossen 
Nutzungsrechtes  .  .  .,  somit  als  ein  dem  Prädialservituten -Hechte 
analoges  Stück  der  „causa  rei^  aufgefasst  habe.  Letzteres  würde 
an  sich  die  Anwendung  der  actio  negatoria  gegenüber  den  über- 
ragenden Zweigen  eines  fremden  Baumes  nicht  hindern,  nur  be- 
dürfte es,  sofern  man  sich  der  Ansichts  Vo igt's  anschliesst,  um 
die  actio  negatoria  erheben  zu  können,  des  Nachweises  einer  in 
Folge  des  Überhanges  thatsächlich  vorhandenen  oder  doch  wenigstens 
drohenden  Störung  in  der  Ausübung  dieses  „Nutzungsrechtes^. 

Eine  andere,  für  diejenigen  Länder,  in  denen  noch  heute  die 
römischen  Grundsätze  des  Überhangsrechtes  gelten,  praktisch  wichtige 
Frage  ist  die,  ob  der  Eigenthümer  eines  Feldgrundstücks 
mittelst  der^  actio  negatoria  die  Beseitigung  sämmtlicher  über- 
hängender Aste  fordern  darf,  oder  auch  hier  an  die  Massbestimmung 


^)  Gegen  diese  SchlussfolgeruDg  mit  Recht  Bekk  er ,  in  den  Jahrb.  des  germ. 
Rechts  ß.  V.  S.  170.  —  Kein  Gegengrund  gegen  das  Vorhandensein  der  Mög- 
lichkeit, den  Baumeigenthümer  mittelst  einer  Klage  zur  Beschneidung  seines 
Baumes  zu  zwingen,  ist  in  den  Worten  des  §  13  von  Pauli,  recept.  sent.  V.  6: 
„Quodsi  conventus  dominus  id  facere  noluerit,  a  vicino  luxuries  ramorum 
compescatur.''    Hier  soll  nur  die  Voraussetzung  för  die  seitens  des  Nachbars 
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der  ,,quindecim  pedes  a  terra  altius'^  gebunden  ist.  Hesse ••)  spricht 
sich,  obgleich  er  rücksichtlich  der  Auslegung  der  „quindecim  pedes 
etc.**  mit  der  vom  Verfasser  vorgetragenen  Ansicht  übereinstimmt, 
for  die  Bejahung  des  ersten  Theils  dieser  Frage  aus;  —  m.  E.  mit 
Unrecht.  Sobald  wir  auf  Grund  der  rechtshistorischen  Entwickelung 
des  romischen  Überhangsrechtes  (vgl.  oben  bei  Anm.  22)  in  der 
Bestimmung  der  „quindecim  pedes  a  terra  altius"  zur  justinianischen 
Zeit  eine  gesetzliche  Eigenthumsbeschränkung  des  Peldgrundstücks 
sehen,  so  ist  der  von  dem  Eigenthümer  des  Letzteren  erhobenen 
actio  negatoria  auch  nur  eine  auf  dieses  Mass  beschränkte  Wirkung 
einzuräumen.  •')  ••) 


§  2.    Big.  XLUI,  28  de  glande  legenda. 

Zu  weit  weniger  Zweifeln  giebt  das  von   uns  im  Zusammen- 
hang mit  dem  Überhangsrecht   zu   behandelnde  Überfallsrecht  im 


za  übende  Selbsthulfe  angegeben,  nicht  aber  ausgesprochen  werden,  dass  dieses 
„nolo**  des  Baumeigenthümers  in  keiner  Weise  zu  beugen  sei. 

M)  He8«e,  Über  die  Rechtsverhältn.  zwischen  Grundstücks  •  Nachbarn 
£.  U  S.  210  (2.  Aufl.  S.  541). 

*^)  Hiermit  übereinstimmend  Massot,  im  Archiv  für  prakt.  Bechtswiss. 
B.  YlII  S.  284;  ebenso  die  Ausfuhrungen  in  einem  Erkenntniss  des  0.  A.  G 
zu  Wolfenbüttel  bei  Seuffert,  Archiv  Bd.  XI  Nr.  115.  Ein  sächs.  Erkennt- 
niss in  den  „Annalen  des  Oberappellationsgerichts  zu  Dresden"  B.  VI  S.  387 
behandelt  diese  Frage  nur  in  allgemeinen  Zügen. 

**)  Über  die  anal  oge  Ausdehnung  der  Bestimmungen  von  1.  1  Dig.  XLIIl, 
27  auf  die  in  das  fremde  Grundstück  hinüberragenden  Wurzeln  vgL  Vangerow, 
§  297  unter  4;  Wächter,  §119  IV;  Hesse,  Rechtsverh.  zw.  Grunds tücks- 
nachbam  11  S.  194  (2.  Aufl.  S.  522);  Mas  so  t,  im  Archiv  für  prakt.  Rechts- 
wissensch.  Bd.  VIII  S.  285  fg.  Allerdings  erwähnt  1.  6  §  2  Dig.  arbor.  fürt, 
caes  XLVII,  7  nur  den  Fall  einer  gegen  den  Baum  eigenthümer  zu  erhebenden 
Klage  (Si  arbor  in  vicini  fundum  radices  porrexit,  recidere  eas  vicino  non  li- 
cebit,  agere  autem  licebit,  non  esse  ei  ius,  sicuti  tignum  aut  protectum  immissum 
habere],  1.  1  Cod.  de  interd.  VIH,  1  will  jedoch  für  den  Fall  überragender 
Wurzeln  die  Bestimmungen  von  1.  1  Dig.  XLIH,  27  völlig  analog  angewandt 
wissen:  Quum  proponas  radicibus  arborum  in  vicina  Aganthangeli  area  positis, 
crescentibus  fundamentis  domus  tuae  periculum  afferri,  praeses  ad  exemplum 
interdictorum ,  quae  in  albo  proposita  habet:  „Si  arbor  in  alienas  aedes 
impendebit,  item  si  arbor  in  alienum  agrum  impendebit",  quibus 
ostenditur,  nee  per  arboris  quidem  occasionem  vicino  nocere  oportere,  rem  ad 
suam  aequitatem  rediget.  Vgl.  hierzu  auch  die  Ausführungen  in  den  „Annalen 
des  sächs.  Oberappellationsger.  zu  Dresden^  Bd.  YI  S.  387  fg.,  und  die  in  dem 
„Wochenbl.  für  merkwürdige  Rechtsfälle",  Jahrg.  1855  S.  186. 
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römischen  Rechte  Anlass/*)    Justinian  beschränkt  sich  auch  da- 
rauf, neben  der  prätorischen  Bestimmung: 

Ait  Prätor:    Glandem,  quae  ex    illius  agro  in  tuum  cadal, 

quo  minus  iili  tertio  quoque  die  legere,  auferre  iiceat»  vim 

fieri  Veto, 
in  1.  un.  §  1  Dig.  XLIII,  28  die  kurze  erläuternde  Bemerkung  aus 
Ulpian's  LXXI  B.  ad  Edict: 

Glandis  nomine  omnes  fructus  continentur, 
wiederzugeben. 

Es  ist  bereits  oben  bei  Anm.  41  darauf  hingewiesen  worden» 
welcherlei  Art  die  an  der  Gränze  wachsenden  und  neben  den  Mark- 
steinen als  Markzeichen  dienenden  Bäume  waren;  zugleich  wurde 
auf  die  für  die  Anpflanzung  derselben  massgebende  Stelle  L  13 
Dig.  X,  1: 

at  vero  oleam  aut  ficum   ab  alieno  ad  novem  pedes  plan- 

tato,  ceteras  arbores  ad  pedes  quinque, 
in  welcher  der  praktische  Gesichtspunkt  einer  wohlthätigen  Bevor- 
mundung des  Baumeigenthümers  unschwer  erkennbar  ist,    Bezug 


^)  An  Literatur  vgl.  Krebs,  tract.  de  ligno  et  lapide  voL  I  pg.  63  seqa.; 
Heinrich  Hildebrand,  de  fructibus  i n  alienum  praediam  propendentibus, 
Altorf  1746  (Dissertation).  Es  ist  bei  dieser  Schrift  nicht  mit  Sicherheit  zn 
bestimmen,  ob  sie  Hildebrand  Prof.  sen.  oder  der  zu  Promo virende  (Bal- 
thasar Sebastian  Munker)  selbst  verfasst  hat,  and  ist  deshalb  die  übliche 
Anführung  unter  Hilde brand's  Namen  (so  beiXhibaut,  Runde, Eichorn, 
Mittermaier  u.  a.)  beibehalten;  die  am  Ende  angefüg^n  Glückwunschgedichte 
der  Opponenten,  sowie  die  Schlussworte  der  Dissertation  lassen  es  wahrschein- 
licher erscheinen,  dass  Munker  der  Verfasser  ist;  —  Wildvogel,  1.  o.  §  XI 
(pg-  17);  —  Thibaut,  Archiv  für  civilist  Praxis  ß.  I  S.  117  fg.;  —  Ro  sshirt, 
Zeitschrift  für  Civil-  und  Criminalrecht  B.  I  Heft  1  S.  117—119;  —  Schweppe, 
juristisches  Magazin  B.  I  Heft  I  S.  142—145;  —  Weiterhin  Grimm,  „Etwas 
über  den  Überfall  der  Früchte  und  das  Verhauen  überragender  Aste"  in  der 
Zeitschrift  für  gesch. Rechtswissenschaft  B.  III  S.  549  ff.;  Kritik  hierzu:  Gaupp 
Zeitschrift  tlir  kritische  Rechtswissensch.  B.  lU  Heft  2  S.  254,  Gegenkritik 
hierzu  Grimm  an  demselb.  Orte  B.  IV  S.  171,  und  wieder  Gaupp  a.  a.  O. 
B.  IV  S.  501—503.  Ausserdem  vgl.  die  bereits  in  der  Literatur  des  Uberhanga- 
rechtes  Aufgeführten,  so  Koch  a.  a.  O.  S.  349;  —  Dirksen  a.  a.  O.  S.  423  fg.; 
Hesse,  Über  die  Rechtsverhältn.  zwischen  Grundstücksnachb.  B.  II  S.  197  ff. 
(2.  Aufl.  S.  526  ff.);  —  Bekker  a.  a.  0.  S.  164;  —  Von  Lehrbüchern  vgl. 
Thibaut  a.  a.  0.  §  271;  hierzu  Frohen,  Erörterungen  B.  II  S.  156;  — 
Puchta  §  399  sub  1;  —  Vangerow  a.  a.  O.  §  297  No.3;  —  Sintenis  B.  I 
§  47;  —  Arndts  §  347  sub  1;  —  Holzschuher  B.  11  §  99  sub  5;  —  Schmid 
a.  a.  0.  B.  I  S.  22  sub  4;  —  Böcking  a.  a.  O.  U,  1  S.  50  sub  3;  —  Brinz 
§  133;  —  Windscheid  B.  I  S.  169  sub  3  (S.  526);  —  v.  Wächter  B,  II 
§  119  Beilage  11  (S.  16);  —  Dernburg  B.  I  §  200;  —  Weiterhin  Voigt  a.  a. 
O.  B.  n  S.  643  ff. 


29 

genommen.  Ans  den  angegebenen  Entfernungen  will  nun  Koch  einen 
Schluse  auf  die  Ejntstehung  des  edictum  de  glaude  legenda  ziehen''^),  in- 
dem er  auf  Grund  derselben  folgert,  dass  der  Terassenbau,  die  seiner 
Meinung  nach  überwiegende  Art  der  Anlage  der  römischen  Felder, 
den  Anlass  zur  Schaflfiing  des  edictum  de  glande  legenda  gegeben 
haben  müsse ,  da  es  sonst  nicht  begreiflich  wäre,  wie  die  herab- 
fallenden Früchte  auf  das  Nachbargrundstück  gelangen  sollten.  ^^) 
Zweifellos  aber  kann  der  Terassenbau,  wie  überall,  so  auch  in  Italien, 
nur  als  Ausnahme  von  der  normalen  Feld-  und  Grartenanlage  gelten, 
da  die  Flussthäler  und  Ebenen  Italiens  den  Landbau  in  dieselben 
Bahnen  leiten,  wie  in  unseren  Gegenden;  gerade  die  Rom  um- 
gebende, ehemals  fruchtbare  Ebene,  welcher  die  ^TT  Tafeln  und 
nach  ihnen  der  Prätor  die  Motive  für  ihre  landwirthschaftlichen 
Oeeetze  entnahmen,  bot  für  den  Terassenbau  und  eine  hierauf 
sielende  Aechtsentscheidung  keinen  Anlass. ''') 

Dadurch,  dass  wir  annehmen,  dass  der  Nachbar  einen  Über- 
.  hang  i.  e.  S.  dulden  musste,  wird  jeder  Zweifel  über  die  Art  und 
Weise,  wie  die  Früchte  des  an  der  Gränze  wachsenden  Baumes 
auf  das  Naohbargrundstück  gelangten,  gehoben;  wir  können  aber 
auch,  wenn  wir  uns  die  Sachlage  im  Sinne  der  Koch 'sehen  An- 
sicht vor  Augen  führen,  bei  der  Aufsuchung  des  Grundes  für 
Dig.  XLTIT,  28  de  glande  legenda  auf  weit  einfachere  Motive,  wie 
z.  B.  das  Herab  wehen  der  Früchte  durch  den  Wind,  oder  das 
Hinüberrollen  der  herabfallenden  und  in  Folge  ihrer  Elasticität 
wieder  emporspringenden  Früchte  auf  das  durch  keinen  Zaun  ge- 
trennte Nachbargrundstück  zurückgehen,  zumal  ja  damit,*  dass  der 
Stamm  der  Bäume  9  Fuss  von  der  Gränze  des  benachbarten  Feldes 
entfernt  sein  musste,  nicht  gesagt  ist,  dass  nicht  die  Aste  bis  un- 
mittelbar an  die  Ghränzlinie  selbst  heranreichten,  sodass  es  nur  einer 
geringen  Abweichung  von  dem  senkrechten  Fall  oder  einer  un- 
bedeutenden Neigung  des  Bodens  bedurfte,  um  die  sich  loslösenden 
Früchte  auf  das  Nachbargrundstück  gelangen  zu  lassen.  — 

*•)  Koch  a.  a.  0.  S.  349. 

*>)  Koch  a.  a.  0.  S.  850  glaubt  einen  Beleg  hierfür  in  dem  Wortlaute 
des  Titels  de  glande  legenda  selbst  zu  finden.  Da  hier  gesagt  wurde  ,,quae  ex 
vicino  agro  cadant*S  so  beweise  dies,  dass  die  Früohte  erst  von  dem  Acker, 
auf  welchen  sie  gefallen  seien,  auf  das  Nachbargrundstück  gelangen  mussten, 
und  dies  sei  nur  bei  einer  terassenartigen  Anlage  der  Felder  und  Gtlrten  möglich. 

^*)  Betreffs  der  Gartenanlagen  im  alten  Rom  ygl.  oben  bei  Anm.  öö.  — 
Koch  glaubt  ausserdem  die  Entstehung  der  actio  aquae  pluviae  arcendae  auf 
den  Terassenbau  zurückzuführen  zu  müssen,  während  jeder  Rinnstein  den  Be- 
weit liefert,  welche  geringe  Senkung  genügt,  um  dem  Wasser  Bewegung  und 
Richtong  zu  geben. 
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Ebenso  wie  das  edictum  de  arboribus  caedendis,  so  basirt  auch 
das  edictum  de  glande  legeuda  auf  den  XII  Tafeln,  für  zweifelhaft 
galt  es  nur  von  jeher,  ob  bereits  die  XII  Tafeln  die  Bestimmung 
des  tertio  quoque  die  enthielten,  oder  ob  diese  Begränzung  des 
Leserechtes  eine  nicht  durch  den  Prätor  geschaffene  Neuerung  sei. 
Während  man  sich  bisher  allgemein  im  Sinne  der  letateren  Auf- 
fassung entschied''^),  betont  neuerdings  Voigt  im  Gegensatz  hieiftu, 
dass  sich  diese  Terminsbestimmung  bereits  in  den  XU  Ta&ln  vor- 
gefunden haben  müsse,  und  kein  Zusatz  einer  späteren  Zeit  sein 
könne,  weil  sonst  für  den  Fall  einer  Entstehung  dieses  Zusatzes 
in  der  goldenen  Latinität  anstatt  des  „tertio  quoque  die''  die  richtigere 
Form  „tertia  quaque  die''  gewählt  worden  wäre.^^) 

Dieses  „tertio  quoque  die^'  ist  es,  welches  ssu  zweifeln  Anlass 
giebt,  und  über  dessen  Auslegung  sich  eine  kaum  zu  erwartende 
Anzahl  differenter  Ansichten  gebildet  hat  Gegenwärtig  ist  der 
grösste  Theil  derselben  als  völlig  unhaltbar  aus  der  Literatur  ver- 
schwunden; es  erscheinen  deshalb  von  den  noch  im  18.  Jahrh.  be- 
stehenden circa  8  verschiedenen  Auffassungen  über  die  Wiedergabe 
des  „tertio  quoque  die"  nur  einige  der  Aufführung  werth:  So  be- 
hauptet eine  Ansicht,  dass  unter  je  3  Tagen  ein  Tag  zum  Sammeln 
der  Früchte  gewählt  werden  könne. ''^)  Gesterding  nimmt  an^ 
dass  das  interdictum  de  glaude  legenda  in  3  Tagen  von.  dem  Mo- 
mente an  gerechnet,  in  welchem  der  Nachbar  das  Betreten  seines 
Grundstücks  dem  Baumeigenthümer  versagte,  verjähre,  und  aenm 
diese  Ansicht  gegenüber  der  bei  Anm.  80  bemerkten  Auslegung 
T  h  i  b  au  t '  s  die  „natürlichere".  ''*)  Der  Prätor  habe  zur  Vermeidung 
gerichtlicher  Streitigkeiten  eines  so  unbedeutenden  Gegenstandes, 
wie  herabgefallener  Früchte  wegen,  die  Rechtsverfolgung  in  so  enge 
Schranken  eingeschlossen.''^)    Ruginellus^^)  endlich   legt   1.  un. 


'•)  Hildebrand,  1.  c;  Bivalius,  Hist.  jur.  civ.  lib.  II  num.  10;  — 
Dirksen,  a.  a.  O.  S.  424. 

'*)  Voigt,  a.  a.  O.  B.  11  S.  646  bei  Amn.  17. 

")  Hildebrand,  1.  c.  pg.  17.  —  Krebs  1.  c.  vol.  I  pg.  64. 

'**)  Gesterding,  „Ausführliche  Darstellung  der  Lehre  vom  Eigenthum 
und  solchen  Rechten,  die  ihm  nahe  kommen*'  (1817),  S.  24.  —  £benso  die 
Basiliken;  vgl.  hierzu  Koch  a.  a.  0.  S.  335,  Holzschuher  a.  a.  0.  B.  11 
g  99  sub  5. 

")  Von  anderer  Seite  wird  als  Grand  hierfür  angegeben,  dasa  die  Frist 
deshalb  so  kurz  bemessen  sei,  damit  das  Urtheil  innerhalb  eines  Zeitraumes 
von  3  Tagen  gesprochen  und  so  ein  Faulwerden  der  herabgefallenen  Früchte, 
bezüglich  deren  das  Urtheil  gefällt  werde,  vermieden  würde. 

")  Jul.  Caes.  Ruginellus,  de  arbor.  controv.  rep.  6  nun.  4;  —  vgL 
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Dig.  XLIIIy  28  80  aus,  dass,  weil  die  Früchte  allmählich  reiften 
und  sieh  nicht  an  einem  Tage,  sondern  nach  und  nach  an  einer 
Reihe  von  Tagen  vom  Baume  lösten,  jede  Frucht,  die  auf  das 
Machbargrandstück  fallt,  nur  3  Tage  lang  vom  Baumeigenthümer 
anigelesen  werden  dürfe,  während  sie  nach  Ablauf  dieser  Frist  dem 
Eigenthümer  des  Grundstücks,  auf  dem  sie  liegt,  verfallt.  Als  Be- 
weis hierfiir  wird  angeführt,  dass  eine  vollkommen  reife  Frucht 
nach  drei  Tagen,  wenn  sie  nicht  innerhalb  dieser  Frist  nach  ihrer 
Trennung  vom  Baume  aufgelesen  werde,  zu  faulen  begönne,  und 
dass  sie  unter  diesen  Umständen  nach  Ablauf  der  gedachten  Frist 
als  derelinquirt  gelten  müsse  und  dem  Nachbar  zufiele. 

Es  ist  nicht  zu  leugnen,  dass  diese  letztgenannte  DeductioA, 
oberflächlich  betrachtet,  etwas  Bestechendes  besitzt,  sie  läuft  jedoch 
sowohl  dem  Rechte,  als  auch  —  in  Folge  ihrer  Undurchführbarkeit 
in  der  Praxis  —  der  Vernunft  zuwider ^^,  und  ist  deshalb,  gleichwie 
die  an  erster  Stelle  aufgeführten  nur  schwach  begründeten  Ansichten, 
gegenwärtig  von  der  Theorie  wie  von  der  Praxis  mit  Recht  ver- 
worfen, man  streitet  vielmehr  in  der  neueren  Literatur  in  der  Haupt- 
sache nur  darüber,  ob  vermöge  des  „tertio  quoque  die''  der  Baum- 
eigenthümer, wenn  er  an  einem,  —  dem  ersten  Tage  zur  Abholung 
seiner  Früchte  bei  dem  Eigenthümer  des  Nachbargrundstttcks  vor- 
gesprochen hat,  erst  am  dritten  Tage  darauf,  den  Zutritt  zu 
dem  Nachbargrundstück  von  Neuem  fordern  darf,  oder  ob  demselben 
durch  diesen  Zusatz  gestattet  wird,  das  Nachbargrundstück  einen 
am  den  andern  Tag  zu  betreten. 

Für  die  erstere  Ansicht  haben  sichThibaut,Schmid,Sinteni6 
n.  a.^^)  erklärt,  das  Beweismaterial  der  genannten  Vertreter  beschränkt 


hierzn:  Hildebrand,  1.  c.  pg.  17,  and  die  daselbst  Citirten:  Wissenbach 
ad.  D.  disp.  24  thes.  23;  Brunnemann  ad  1.  un.  de  glande  leg.  num.  8;  — 
Vor  Allem  Carpzow  ps.  III  const  XXXII  def.  25:  „nam  postea  putrescant 
et  pro  derelicto  habentur  adeoque  vicino  cedunt''.  —  Eroben,  Erörterungen 
ß.  n  S.  156. 

*')  Man  yergegenwärtige  sich  die  Unmöglichkeit,  bei  jeder  einzelnen 
Fracht  zu  oonstatiren,  ob  dieselbe  bereits  drei  Tage  auf  dem  Nachbargrand- 
stück gelegen  und  demgemäss  als  derelinquirt  gelten  kann.  —  Über  andere 
Ansichten  vgl.  Hildebrand,  1.  c.  pg.  16  und  17. 

'^)  Thibaut  hat  anfanglich  die  letztere  der  beiden  gegenübergestellten 
Ansichten  vertreten  (vgl.  Archiv  für  civilist.  Praxis  B.  I  S.  117  und  118; 
Thibaut,  civilistische  Abhandlungen  B.  I  No.  1)  hat  sich  später  aber  bleibend 
xn  der  ersteren  Auffassung  bekannt  (vgl.  Thibaut,  System  VIII  Aufl.  §  582 
Note  p,  Frohen,  Erörterungen  11  S.  156  u.  J57;  —  Schmid  a.  a.  0.  B.  I 
S.  23  sub  Anm.  25;  —  Sintenis  a.  a.  0.  S.  487  bei  Anm.  24  u.  die  dort  Ge- 
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sich  jedoch  auf  rein  sprachliche  Gründe,  ohne  den  praktischen  G-e- 
halt  des  tit.  28  1.  c.  in  Betracht  zu  ziehen.  Vor  Allem  ist  es  die 
Stelle  Suetons  in  vita  Caesaris  cap.  40: 

annum  ad  cursum  solis  accomodavit,  ut  CCCLXV  dierum 
esset  et  intercalario  in  mense  sublato  unus  die«  quarto 
quoque  anno  intercaleretur, 
und  weiterhin  der  bei  der  Jahresangabe  eines  y^lustrum^  übliche 
Sprachgebrauch 9  wonach  ein  „lustrum^  y^quinto  quoque  anno^' 
stattfinde,  obgleich  nur  4  Jahre  dazwischen  lägen,  —  auf  welche  man 
sich  stützt 

Die  an  zweiter  Stelle  gedachte  Auslegung  vertreten  Puchta, 
Arndts,  Wächter,  Windscheid  u.  a.^^),  und  ist  diese  nach 
der  Ansicht  des  Verfassers  vor  Allem  aus  sachlichen  Gründen  die 
allein  richtige.  Streng  genommen  hätte  der  Baumeigenthümer  jeder- 
zeit das  Recht,  die  abgefallenen  Früchte  als  sein  Eigenthum  in 
Anspruch  zu  nehmen  und  dementsprechend  auf  dem  Nachbargrund- 
stücke aufzusammeln  — ,  dieses  Recht  ist  an  sich  kein  intermit- 
tirendes^^),  zur  Vermeidung  von  Chikane  seitens  des  Baumeigen- 
thümers  hat  man  jedoch  eine  Gränze  für  die  Ausübung  dieses  seines 
Eigenthumsrechts  geschaffen  und  gestattet  dem  Genannten  nur,  in 
gewissen  Zeitpausen  das  Nachbargrundstück  zu  betreten.  Würde 
man  nun  diesen  Zeitraum,  welcher  zwischen  den  Momenten,  in 
denen  ein  Betreten  des  Nachbarfundus  gestattet  ist,  auf  zwei  Tage 
bemessen,  so  würde  der  praktische  Zweck,  den  man  verfolgt,  durch 
übergrosse  Schonung  des  Eigenthümers  des  benachbarten  Grund- 
stücks vollständig  hinfällig  werden.  Ejs  gehört  wenig  Naturkenntniss 
und  Beobachtungsgabe  dazu,  um  einzusehen,  dass  der  Baumeigen- 
thümer in  der  Mehrzahl  der  Fälle  nur  Früchte,  welche  durch  das 


nannten;  —  Holzschuher  a.  a.  0.  B.  11  §  99  sab  5;  —  Hesse  a.a.  0.  B.  TI 
S.  197  fg.  (2.  Aufl.  S.  526  fg.);  —  Dirksen  a.  a.  O.  S.  424;  —  Besonders 
ausführlich  Guyet  im  Archiv  für  civil.  Praxis  ß.  XVII  H.  1  8.  64—76;  — 
Vgl.  auch  Grimm,  Zeitschr.  für  gesch.  Bechtswissensch.  B.  III  S.  857,  sowie 
Grimm  in  der  Krit.  Zeitsohr.  für  Erechtswiss.  B.  lY  H.  1  S.  171  gegen  die 
Kritik  Gaupp's  in  der  Kritischen  Zeitschr.  für  Rechtswissensoh.  B.  III  H.  2 
S.  254,  und  hierzu  wieder  Gaupp  a.  a.  0.  B.  IV  8.  501—603.  —  Von  älteren 
Quellen  vgl.  Cicero,  in  Verr.  orat.  II  sp.  56  No.  189;  —  M aerob.  Saturnal. 
Lib.  I  c.  13.  14;  —  Isidori  orig.  Lib.  VI  cap.  17  §  15. 

»)  Puchta  §  399  sub  1;  Arndts  §  877  sub  1;  Wächter  II  S.  16  sub 
Beil.  II;  Windscheid  a.  a.  0.  B.  I  S.  526  sub  8  u.  Anm.  9.  —  fibenao 
Böcking  a.  a.  O.  B.  U  S.  50  sub  8;  —  Voigt  a.  a.  0.  B.  U  S.  646;  — 
Weiske,  LandwirthsohafUr.  §  82.  Vgl.  auch  Dernburg  a.  a.  0.  §  200 
Anm.  ö. 

"')  Vgl.  unten  bei  Anm.  94. 
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längere  liegen  faul  und  unbrauchbar  geworden  sind,  vorfinden  würde. 
Diese  Nothwendigkeit,  die  für  das  Aufsammeln  der  Früchte  be- 
stimmten Termine  in  kürzeren  Zeitabschnitten  einander  folgen  zu 
lassen,  wächst  mit  der  Überlegung,  dass  die  Bestimmung  der  1.  un. 
Dig.  XLIH,  28  in  einem  so  sonnenreichen  Lande  wie  Italien,  in 
welchem  vermöge  der  grösseren  Wärme  auch  die  Fäulnisserscheinun- 
gen  rascher  auftreten,  entstanden  ist.  Vielleicht  bestände  diese  Noth- 
wendigkeit  weniger  für  glandes,  es  trifft  aber  nach  ülpian's  Zusatz: 

„Glandis  nomine  omnes  fructus  continentur^' ^*), 
die  Bestimmung  des  tertio  quoque   die   ebenso   gut   alle   anderen 
Fruchte. 

Auch  sprachliche  Gründe ^^)  führen,  obgleich  dieselben  in 
Folge  ihrer  vielfach  umstrittenen  Natur  nicht  als  allein  ent- 
scheidend bezeichnet  werden  können,  zu  derselben  Auslegung: 

Es  wird  gegenwärtig  trotz  des  noch  immer  nicht  enc^ültig 
entschiedenen  Streites  der  Meinungen  als  Regel  des  älteren  römi- 
schen Sprachgebrauchs  betrachtet,  dass  bei  Zahlangaben  durch 
Ordinalzahlen  die  Frist  bereits  an  dem  Tage,  in  welchem  der 
mathematische  Anfangspunkt  liegt,  zu  laufen  beginnt,  somit  eine 
Zurnckdatirung  des  Beginns  dieser  Frist  auf  die  vorhergehende 
Mittemacht   zu   erfolgen   hat^^)     Hiemach    ergiebt   sich    für    die 


")  Vgl.  oben  bei  Anm.  69.  Über  den  Begriflf  des  Wortes  „glans"  vgl. 
Voigt  a.  a.  O.  B.  n  §  151  (S.  643  fg.). 

"*)  M.  £.  überwiegen  die  ebenangeführten  sachlichen  Gründe,  denen  von 
gegnerischer  Seite  nichts  entgegengesetzt  werden  kann. 

^)  Die  entgegengesetzte  Ansicht  rechnet  wie  bekannt  den  Anfang  der 
Frist  erst  vom  Anbruche  des  kommenden  Tages.  Es  ist  hier  nicht  der  Platz, 
diese  Gontroverse  eingehender  zu  besprechen,  vielmehr  soll  nur  anf  die  haupt- 
sachliche Literatur  hingewiesen  werden.  Savigny  stellt  allerdings  in  seinem 
System.  B.  IV  S.  361  ff.,  602  ff.  eine  grössere  Anzahl  Fälle  einander  gegen- 
über, aus  denen  er  folgert,  dass  der  römische  Sprachgebrauch  in  dem  im  Texte 
bezeichneten  Punkte  ein  äusserst  schwankender  gewesen  sei,  (vgl.  auch 
Vangerow  B.  1  §297  sub  3;  —  Sintenis  B.  I  3.228  fg.;  —  Holzschuher 
B.  I  §  43),  nur  wird  auch  von  Savigny  und  Vangerow  so  viel  festgestellt. 
dass  der  häufigere  Sprachgebrauch  bei  Ordinalzahlen  die  im  Texte  dar- 
gestellte Ansicht  bestätigt  Gegenwärtig  wird  nach  de m  Vorgange  Bachovens 
in  der  Zeitschrift  für  Civilr.  u,  Process  B.  XVIII  S.  38  ff.  S.  47  — 50,  von 
Wäohter's,  B.  II  S.  16  sub  Beil.  U  u.  a.  ein  Schwanken  des  älteren  römischen 
Sprachgebrauchs  bei  Ordinalzahlen  mit  Bestimmtheit  verneint,  und  angenommen, 
dass  erst  Missverständnisse  spaterer  Zeiten  sowie  einreissende  Sprachunregel- 
massigkeiten  Störungen  und  Abweichungen  von  dem  bisherigen  festen  Ge- 
brauche hervorgerufen  hätten.  —  Vgl.  auchMommsen,  römische  Chronologie 
S.  Ifö  und  Windsoheid  B.  I  S.  301. 

Bekmiit,  Dm  Beoht  das  Obarluuigs  und  ÜberteU«.  3 


/ 
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Quellenbezeichnung  „tertio  quoque  die^'  in  tit.  28  L  c.  die  Aus- 
legung, dass  der  Baumeigenthümer  seine  Früchte  anjedem  dritten 
Tage  abholen,  demgemäss,  von  der  andern  Seite  betrachtet,  der 
Eigenthiimer  des  Nachbargrundstücks  ihm  nur  einen  um  den 
andern  Tag  das  Betreten  des  G-rundstücks  verweigern  darf. 

Beabsichtigte  nun  die  Hinzufügung  einer  Zeitangabe,  welche 
die  Beschränkung  des  Eigenthümers  des  Nachbargrundstücks,  dem 
Baumeigenthümer  den  Zutritt  zu  seinem  Grundstück  gestatten  zu 
müssen,  für  bestimmte  Tage  aufhob  — ,  einet  etwaigen  Chikane  des 
Letzteren  gegen  seinen  Nachbar  zu  steuern^*),  so  schützte  den 
Grundstücksnachbar  noch  ein  weiterer  Factor,  nämlich  die  Ver- 
pflichtung des  Eigenthümers  des  Baumes,  Caution  für  eine 
eventuelle  Beschädigung,  weiche  durch  das  Betreten  sowie 
das  Aufsammeln  der  Früchte  dem  Nachbargrundstück  zugefugt 
werden  könnte,  zu  stellen.®') 

Der  Rechtsschutz,  den  das  römische  Recht  demEigenthümer 
des  Fruchtbaums  gewährt,  ist  das  interdictum  de  glande  legenda, 
und  zwar  ist  der  hierdurch  gesicherte  Anspruch  der  Natur  der 
Sache  nach  kein  dinglicher,  sondern  lediglich  ein  obligatorischer. 
Er  geht  nicht  auf  die  Früchte  selbst,  sondern  darauf,  dass  ihm, 
dem  Eigenthümer  des  Baumes,  gestattet  werde,  das  Nachbargrund- 
stück zum  Zwecke  des  Abholens  der  Früchte  zu  betreten.  ®®) 

Unrichtig  ist  es,  das  interdictum  de  glande  legenda  als  eine 


"*)  Nicht  ganz  correct  ist  es  m.  E.  wenn  Qrimm,  Kritisohe  Zeitschr.  für 
BswisBensoh.  B.  IV  (1828)  S.  174  dieser  Besohränkang  des  römischen  fiechts 
zum  Beweise  dafür,  dass  man  in  dem  älteren  deutschen  Rechte  „gar  nichts 
aus  dem  unschädlichen  Betreten  eines  fremden  Gartens  machte**,  ed.  Rothw  289 
[Si  quis  in  hortum  alterius  intraverit  aut  salierit  ad  furtum  feciendum  oomponat 
sol.  VI,  nam  si  pro  sua  re  ingreditur  et  damnum  non  fecerit,  non 
sit  culpabilis  (mit  G-rimm  nach  Walter,  corp.  iur.  German.  I  pg.  737 
citirt).]  entgegensetzt,  denn  in  letzterem  Falle  handelt  es  sich  um  die  Ver- 
neinung der  Auffassung,  dass  in  diesem  Betreten  eines  fremden  Grundstücks  „pro 
sua  re"  eine  mit  Busse  bedrohte  strafbare  Handlung  vorliegt. 

«0  Cautio  damni  infecti.  —  Windscheid  B.  I  §  169  Anm.  9.  —  Hoff- 
mann, Archiv  für  praktische  Rechtswissenschaft  n.  F.  B.  I  S.  290. 

•«)  Bei  dem  Überfall  der  Früchte  überwiegt  aus  leicht  erklärlichen  Gründen 
der  Gesichtspunkt,  welche  Rechtsmittel  demBaumeigenthümer  mit  Bezug 
auf  die  auf  dem  Nachbargrundstück  befindlichen,  in  seinem  Eigenthum  stehenden 
Gegenstände  geboten  werden ;  d  i  e  Frage,  in  wieweit  der  Grundstücksnaohbar 
ein  Recht  hat,  die  Wegnahme  der  Früchte  zu  fordern,  tritt  bei  dem  geringen 
Umfange  der  Letzteren  und  bei  der  in  Folge  hiervon  fast  ausgeschlossenen 
Belästigung  des  Nachbars  weit  mehr  in  den  Hintergrund.  Vgl.  auch  Hoff- 
mann, Archiv  für  praktische  Rechtswissensch.  n.  F.  B.  I.  S.  ^7. 
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Unterart  der  actio  ad  exhibendum  zu  betrachten,  der  Charakter 
der  actio  ad  exhibendum  ist  ein  ▼oUkommen  verschiedener,  er  geht 
auf  die  Vorweisung  der  in  fremden  Besitz  befindlichen  Sache**), 
demnach  auf  ein  „facere*^  der  andern  Partei,  während  das  inter- 
dictum  de  glande  legenda  nur  ein  „pati'%  ein  Betretenlassen  des 
Gnmdstücks,  auf  dem  die  herabgefallenen  Früchte  liegen,  fordert. 
Andererseits  ist  die  Wirkung  des  interdictum  de  glande  legenda 
insofern  eine  sicherere  und  umfassenderere,  als  der  Eigenthümer  des 
Nachbargrundstücks  durch  die  Anstellung  desselben  zugleich  ge- 
nöthigt  wird,  in  die  Wegnahme  der  Früchte  zu  willigen. 

In  der  neueren  Zeit  wird  auch  weder  die  Eigenart  des  inter- 
dictum de  glande  legenda  ebensowenig  wie  die  der  verwandten 
Institute  des  interdictum  de  thesauro  u.  a.  bestritten*®),  noch  ver- 
wundert man  sich  vom  rechtshistorischen  Standpunkte  über  die 
Ausbildung  eines  derartigen  speciellen  Bechtsinstitutes ,  welches  in 
jeder  Weise  den  umständen  einer  einzelnen  Erscheinung  des  Ver- 
kehrslebens  angepasst  war.  -^ 

Das  interdictum  de  glande  legenda  ist  jedoch  nicht  das  einzige 
Rechtsmittel,  dessen  sich  der  Baumeigenthümer  behufs  Erlangung 
seiner  Früchte  bedienen  kann,  vielmehr  steht  ihm  überdies  gemäss 
I.  9  §  1  Dig.  ad  exhib.  X,  4: 

Nam  et  si  glans  extaret,  nee  patieris  me  tollere,  ad  ex 
hibendum  teneberis,  quemadmodum  si  materiam  meam  de- 
latam  in  agrum  suum  quis  auferre  non  pateretur*®*), 

die  Exbibitionsklage  zu. 

Diese  Stelle  scheint  der  ebenangefuhrten  Oharakteristik  der  actio 
ad  exhibendum,  wonach  der  Beklagte  nur  zum  Vorweisen  der 
von  dem  Kläger  bezeichneten  Sache  verpflichtet  ist,  zu  widersprechen, 
jedoch  ist  dieser  Widerspruch  nur  ein  scheinbarer  und  löst  sich  so- 
gleich, wenn  wir  zum  Verständniss  von  1.  9  §  1  Dig.  1.  c.  hinzu- 
fügen, dass,  wenn  der  1}  achbar  den  Anspruch  des  Baumeigenthümers 
auf  die  Früchte  nicht  bestreitet,  und  nur  den  äusserlichen  Akt  der 


•*)  Windscheid  B.  II  §  474;  Pnchta  §  397. 

••)  Bekker  a.  a.  0.  S.  164;  Puohta  a.  a.  0.  §  399. 

*<*«)  Ulpian  fügt  (libro  XXIV  ad  £dict.)  noch  hinzu:  £t  plaoet  nobis 
PompoDÜ  Bontentia,  sive  glans  extet,  sive  conramta  sit.  Sed  si  extet,  etiam 
interdioto  de  glande  legenda,  ut  mihi  tertio  qaoqae  die  legendae  glandis  facaltas 
esMt,  uti  potero,  si  damni  infeoti  oavero.  <•  Hesse,  Reohtsverh.  sw.  Qrand- 
ttüoksn.  B.  n  S.  197  (2.  Anfl.  S.  526);  Dernbnrg,  a.  a.  O.  §  200. 
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Übergabe  verweigert,  „das  Resultat  der  Vorweisung  dasselbe  ist,  als 
wenn  die  Sache  herausgegeben  worden  wäre".*^) 

Gerade  hier  deckt  recht  eigentlich  den  Baumeigenthümer  fiär  den 
Fall,  dass  sich  die  Früchte  noch  auf  dem  Flecke  des  Nachbargrund- 
stücks, an  welchen  sie  beim  Überfallen  gelangt  sind,  befinden,  das 
interdictum  de  glande  legenda,  während  die  actio  ad  exhibendum  vor- 
züglich dann  Platz  zu  greifen  hat,  wenn  der  Nachbar  die  übergefallenen 
Früchte  vom  Boden  angenommen  hat^*),  denn  was  nützt  es  dem 
Baumeigenthümer,  wenn  er  sich  vermöge  des  interdictum  de  glande 
legenda  den  Zutritt  zu  dem  Nachbargrundstück  erzwingt,  ohne  im 
Stande  zu  sein,  die  Früchte  zu  lesen.  Liegt  eine  bewusst  wider- 
rechtliche Aneignung  der  Früchte  seitens  des  Eigenthümers  des 
Nachbargrundstücks  vor,  so  ist  der  Fall  des  furtum  gegeben;  dem 
Baumeigenthümer  steht  demgemäes  ein  Anspruch  auf  Bückgabe 
des  Entwendeten  und  Leistung  des  vollen  Interesses  zu.  ^^) 

Zum  Schluss  endlich  ein  Wort  über  die  Eigenthumsfrage :  So- 
lange die  Früchte  auf  dem  Baume  hängen,  sind  sie  Eigenthum  des 
Eigenthümers  des  Baumes;  dieses  Eigen thumsverhältniss  ändert  sich 
auch  nicht  mit  ihrer  Trennung  von  dem  Baume.  Sie  werden  da- 
durch keineswegs  herrenlose  Gegenstände,  deren  Eigenthum  Jeder- 
mann, —  also  auch  der  Grundstücksnachbar,  —  durch  Occupation 
erwerben  kann,  vielmehr  bleibt  an  ihnen  das  bisherige  Eigenthums- 
recht,  welches  sie  als  Theile  der  Hauptsache  mit  umfasste,  auch 
nach  ihrer  Separation,  gleichgültig  ob  sie  auf  einen  fremden  Boden 
zu  liegen  kommen  und  momentan  der  äusseren  Herrschaftssphäre 
des  Baumeigenthümers  entrückt  sind,  bestehen^^);  die  Beschränkung, 

»»)  Windscheid  B.  II  §  474  sub  1;  Vangerow  a.  a.  0.  §  707  sub  HI,  1. 

"*)  Z.  B.  wenn  der  Nachbar  bona  fide  gehandelt  hatte,  und  die  Früchte 
für  sein  Eigenthum  hielt.  Hier  diente  die  actio  ad  exhibendum  als  präpara- 
torium.  (Vgl.  Windscheid  a.  a.  O.  §  474  bei  Anm.  7;  Vangerow  §  707 
sub  U). 

^)  Dig.  de  condict.  furtiva  XII  f,  1;  Cod.  lY,  8.  Kein  Hinderungsgrund 
für  die  condictio  furtiva  ist,  dass  sich  die  Früchte  bei  ihrer  Entwendung  nicht 
im  Gewahrsam  des  Eigenthümers  befunden  haben  (Windscheid,  B.  II  §  4ö2 
sub  3  u.  bei  Anm.  8). 

**)  Der  Eigenthümer  des  Kachbargrundstücks  darf  die  herabgefallenen 
Früchte  unter  keinen  Umständen  aufsammeln  und  sich  aneignen ;  nicht  ein  Mal, 
wenn  dieselben  augenscheinlich  zu  faulen  beginnen  und  dadurch  ihre  Brauch- 
barkeit für  den  Baumeigenthümer  zweifelhaft  wird.  Die  einzige  Ausnahme 
hiervon  könnte  der  Fall  einer  negotiorum  gestio  sein.  —  Nach  Ablauf  einer 
bestimmten  Zeit  eine  Dereliction  der  Früchte  seitens  des  Baumeigenthümers 
anzunehmen,  sind  wir  weder  rechtlich  befugt,  noch  ist  die  Zuhülfenahme  einer 
derartigen  Präsumtion  der  schwer  zu  bestimmenden  Gränzen  wegen  legis- 
latorisch zu  empfehlen. 
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welche  tit.  28  \.  c.  dem  Letzteren  auferlegt,  bezieht  sich  nicht  aiif 
sein  Eigenthums-,  sondern  auf  sein  Leserecht.  ^^) 

unrichtig  sind  deshalb  die  obenerwähnten  Ansichten  G ester- 
ding's  a.  a,;  ebenso  unrichtig  aber  auch  Grimm 's  Behauptung, 
dass  der  Nachbar  „vermuthlich'^  an  den  am  ersten  und  zweiten 
Tage  auf  sein  Grundstück  gefallenen  Früchten  Eigenthum  erwerbe, 
während  das  am  dritten  Tage  herübergefallene  Obst  des  in  der 
Nähe  der  Gränze  stehenden  Baumes  dem  Bauuieigenthümer  zu- 
falle und  von  diesem  auf  des  Nachbars  Grund  und  Boden  auf- 
gesammelt werden  dürfe.**)  Grimm  überträgt  deutsche  Rechts- 
gedanken auf  römische  Verhältnisse,  und  hat  sich  zu  dieser  Aus- 
legung wohl  mehr  durch  den  Gedanken  „der  Heiligung  des  Zufalls", 
ein  dem  deutschen  Bechte  wohlbekanntes  Motiv,  welches  Grimm 
auch  in  der  von  ihm  behaupteten  Yertheilung  der  Früchte  zwischen 
den  beiden  Nachbarn  erblickt,  verleiten  lassen. 

Grimm  giebt  überdies  selbst  in  seinen  „Gegenbemerkungen"*^) 
gegen  die  Kritik  Gaupp's  (in  der  kritischen  Zeitschrift  für  Bechts- 
wissenschaft  £.  III  S.  254)  zu,  dass  er  diese  den  Eigenthumserwerb 
des  Nachbars  an  den  übergefallenen  Früchten  betreffende  Behauptung 
nicht  aus  dem  römischen  Bechte  zu  beweisen  vermöge,  und  dass 
sie  ihm  zur  Zeit  als  er  die  „Gegenbemerkungen"  niederschrieb 
„weniger  wahrscheinlich"  geworden  sei,"  — 

Auf  Grund  dieser  Betrachtungen  kann  die  Frage,  auf  wessen 
Seite  die  Beschränkung  gelegen  ist,  keinen  Augenblick  zweifelhaft 
gein,  denn,  wenn  auch  der  Baumeigenthümer  nur  einen  Tag  um 
den  andern  das  Grundstück  seines  Nachbars  betreten,  und  die  ihm 
gehörigen  Früchte  aufsammeln  darf,  so  wird  damit  doch  sein 
Eigenthumsrecht  als  solches  nicht  alterirt,  vielmehr  kann  man  hierin 
eine  gesetzlich  hinzutretende  Erweiterung  seines  Bechtes  sehen,  in- 
dem der  Baumeigenthümer  zu  seinem  Eigenthumsrecht  noch  das 
im  Interesse  der  Billigkeit  gegenüber  dem  Nachbar  auf  bestimmte 


•>)  Bekker  a.  a.  0.  S.  164. 

^  Qrimm,  Zeitschr.  für  gesohichtl.  Rcchtswissensch.  B.  III  S.  351. 
Grimm  stellt  hier  das  römische  Becht  mit  den  Bestimmungen  des  deutschen 
Bechts  betreffs  des  Überfalls  in  Parallele,  bezeichnet  es  aber  in  der  Anm  4. 
selbst  für  zweifelhaft,  ob  der  Eigenthümer  des  Baumes  nicht  auch  das  am  ersten 
und  zweiten  Tage  gefallene  Obst,  welches  liegen  bleiben  musste,  aufsammeln, 
und  nur  der  eventuellen  Beschädigung  wegen  aller  drei  Tage  kommen  durfte. 

•')  Kritische  Zeitschrift  für  ErCohtswissensch.  B.  IV  S.  171.  —  Über  die 
weiteren  Untersuchungen  Grimmas  vgl.  unten  Anm.  205. 
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Tage  fixirte  Leserecht  hinzuerhält.^^)  Die  Beschränkung  liegt  dem- 
nach lediglich  auf  Seiten  des  Eigenthümers  des  Nachbargrundstücks, 
dessen  freie  Verfügung  über  sein  Grundstück  durch  die  zeitweise 
fremde  Einwirkungs-  und  Eingriffsmöglichkeit  gehindert  wird. 


*")  Ebenso  Voigt  a.  a.  O.  II  S.  647,  welcher  das  interdict.  de  glande 
legenda  der  jüngeren  actio  oonfessoria  parallel  stellt.  —  Anderer  Meinnng  mit 
Unrecht  Bekker  a.  a.  0.  S.  164. 


n.  Das  Recht  des  Überhangs  und  Überfalls 

in  den  deutschen  Rechtsqnellen  bis  zur  Mitte  des 

18.  Jahrhunderts. 


§  3.  Das  Überhangsrecht 

Infolge  der  casuistischen  Natur  der  älteren  deutschen  Rechts- 
aufzeichnungen,  verbunden  mit  der  vielfach  an  Weitschweifigkeit 
glänzenden  Ausführlichkeit  in  der  Darstellungsweise,  liegen  die  Ver- 
hältnisae  für  eine  sachliche  Interpretation  der  Quellenentscheidungen 
über  den  Überhang  im  deutschen  Rechte  ungleich  günstiger  als  im 
römischen  Rechte.  ••) 


*")  An  Specialliteratur  vgl.:  Georg  Friedrich  Kraus,  de  iure  in  ar- 
bores  vicini  in  nostriun  prominentes  aerem,  Wittenberg  1765  (Dissertation; 
bisweilen,  so  von  fSrnminghaus,  anter  dem  Namen  des  Defendenten  und  auf 
Grund  derselben  zu  Promovirenden,  Adolphus  Adler,  eitirt);  —  Grimm, 
„Etwas  über  den  Überfall  der  Früchte  und  das  Verhauen  überragender  Äste**, 
Zeitschr.  für  geichichtl.  Rechtswissenschaft  £.  III  S.  849— S57,  und  hierzu: 
KriUsche  Zeitschrift  für  Rechtswissenschaft  B.  m  Heft  2  S.  254,  B.  IV  S.  171 
ff.,  497  S.  Ausserdem  die  Zusammenstellung  von  Quellencitateu  in  Grimm's 
Rechtsalterthümern  S.  76  u.  öoO-— Ö62;  —  Hillebrand,  das  deutsche  Über- 
hangs- und  Überfallsrecht'S  Zeitschrift  für  deutsches  Recht  und  deutsche  Rechts- 
wissensch.  IX  S.  810  ff.  (hierzu  Stobbe,  B.  II  §  85  Anm.  21).  Der  Au&atz 
Hillebrand's  enthält  kein  erschöpfendes  Quellenmaterial;  eine  Kritik  der 
Ansicht  Hillebrand's  vgl.  unten  bei  Anm.  179  ff. ;  —  Emminghaus,  „Vom 
Waldbaumüberhange  nach  deutschem  Rechte,  insbesondere  nach  dem  Rechte 
des  Sachsenspiegels'^  Zeitschr.  für  Rechtspflege  und  Verwaltung  n.  F.  B.  TTY 
S.  289 — 807.  Emminghaus  erbringt  ebenfalls  für  die  Beantwortung  der 
Frage  dee  Überhangsrechtes  im  Allgemeinen  nur  geringes  neues  Material,  und 
beschrankt  sich  hauptsächlich  auf  die  Erörterung  der  Frage,  ob  die  Grund- 
sätze des  deutschen  Rechts  über  die  Beseitigung  des  Überhangs  auch  auf 
Waldbäume  zu  erstrecken  seien;  —  Frosch,  „Die  Rechte  der  Nachbarn", 
(Schwerin,  1826)  und  Hesse,  „Über  die  Rechtsverhältnisse  zwischen  Grund- 
stuckmaehbam*«  B.  II  S.  198  ff.  (2.  Aufl.  S.  527  ff.)  beschäftigen  sich  dem  all- 
gemeineren Charakter  ihrer  Werke  entsprechend  mit  der  Darstellung  des 
Überhangsreohtes  nur  in  grösseren  Zügen.  —  ParticularrechtUche  Abhandlungen, 
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Welche  praktische  Bedeutung  der  Frage  des  Überhangs, 
ebenso  wie  der  des  Überfalls  im  Rechtsleben  des  deutschen  Volkes 
beigemesssen  wurde,  ersehen  wir  sowohl  aus  der  numerischen  Fülle 
von  Bestimmungen,  die  sich  in  den  verschiedensten  Quellen,  vor 
Allem  in  den  Weisthümern  von  Städten  und  Dörfern,  finden,  als 
auch  aus  der  Sorgfalt,  mit  welcher  die  denkbar  mannigfaltigsten 
Modificationen  in  den  einzelnen  Quellen  behandelt  werden. 

Unrichtig  würde  es  sein,  —  und  zwar  gilt  dies  für  die  Cha- 
rakteristik der  älteren  deutschrechtlichen  Quellen  im  Allgemeinen  — , 
wollte  man  aus  der  Häufigkeit  der  Quellenentscheidungen 
über  eine  bestimmte  Bechtsfrage  auch  auf  dieprincipielle  Wich- 
tigkeit derselben  schliessen.  Die  älteren  deutschen  Rechtsquellen 
sind  weder  bestrebt,  eine  Darstellung  des  Rechtes  in  seiner  Ge- 
sammtheit  zu  geben,  noch  auch  nur  die  Marksteine  festzusetzen, 
innerhalb  deren  sich  die  Bahnen  des  Rechtes  bewegten,  sondern 
bilden  eine  Zusammenfügung  einzelner  Sätze,   welche   ihre  schrifb- 


welche  zugleich  eine  kurze  allgemeine  Darstellung  der  deutschrechtlichen 
Lehre  vom  Überhang  voranschicken,  sind  Kayser,  „Das  preussische  Über- 
hangs- und  Überfallsrecht  im  Anschluss  an  deutschrecbtliche  Bestimmungen" 
in  Gruchot's  Beiträgen  zur  Erläuterung  des  deutschen  Rechts  K  XXI  (1877) 
S.  69  ff.  und  Massot,  ,,Was  ist  im  Qrossherzogthum  Hessen  Rechtens  in  An- 
sehung überhängender  Äste  und  übergreifender  Wurzeln  ?*%  Archiv  für  prak- 
tische Rechtswissenschaft  n.  F.  B.  VIII  S.  281 — 292.  Für  das  oesterreichische 
Recht  findet  sich  eine  sehr  eingehende  Untersuchung  Schuster 's  in  der  y,all- 
gemeinen  oesterreichischen  Gherichtszeitung",  Jahrgang  XXXIV  (1888)  No.  18  ff. 
Die  drei  letztgenannten  Arbeiten  sind  unten  §  6  bei  der  Behandlung  der 
einzelnen  Particularrechte  genauer  besprochen.  Daselbst  ist  auch  die  für  die 
neueren  Gesetzgebungen  in  Betracht  kommende  Literatur  namhaft  gemacht.  — 

Von  Lehrbüchern  sind  citirt  die  von  Runde  §  276  (VUI  Aufl.);  Eich- 
horn §  176  (V.  Aufl.);  Mittermaier  §  165,  Phillips,  I  S.  552;  Mauren- 
brecher S.516;  WolfflS.  209;  Beseler  §  87  sub  IV  (IV  Aufl.);  v.  Gerber 
§  91  (S.  245)  XIV  Aufl.;  ferner  Bluntschli,  Walter,  Gengier  und  vor 
Allem  das  Lehrbuch  von  Stobbe.  Stobbe  bietet  in  seinem  Handbuche  B.  II 
§  85  bei  Anm.  21  ff.  fast  eine  eigene  Monographie  über  die  Frage  des  Über- 
hangs, so  reichhaltig  sind  die  von  ihm  angegebenen  Quellenbelege.  —  Aus 
jüngster  Zeit  vgl.  Heus  1er,  Institutionen  des  deutschen  Privatrechts  B.  II  (1886) 
§  114  S.  198  fg. 

Den  einzelnen  Quellencitaten  ist  regelmässig  der  Name  des  Herausgebers 
oder  die  Bezeichnung  der  Sammlung,  welcher  sie  entnommen  sind,  hinzugefügt. 
Eine  hauptsächliche  Unterlage  bilden  die  „Weisthümer**  in  ihrer  Sammlung 
von  Grimm  (VI  Bände),  und  femer  „die  Tirolischen  Weisthümer"  (heraus- 
gegeben von  V.  Zingerle  und  v.  Inama-Sternegg,  III  Bände),  die  „salz- 
burg^ischen  Taidinge'*  (herausgeg.  von  Siegel  und  Tomasche kX  „die  steieri- 
schen und  kärnthischen  Taidinge'*  (herausgegeben  von  Bischoff  und  Schön- 
bach) und  die  „niederösterr.  Weisthümer"  (herausgeg.  von  Winter  1886^. 
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liehe  Aufzeichnung  weniger  ihrer  principicllen  Bedeutung,  als  einem, 
ich  möchte  sagen,  zufalligen  Umstände  verdankten:  Man  fixirte 
durch  die  Niederschrift  die  Fragen,  über  welche  im  Volke  in  Folge 
ihrer  grosseren  Oetailirung  Zweifel  entstehen  konnten,  oder  welche, 
wie  z.  B.  die  flöhe  der  Bussen,  legislatorisch  geordnet,  und  daher 
nicht  so  tief  in  das  Volk  eingedrungen  waren  und  sein  konnten, 
als  ein  durch  Jahre  lange  Übung  auf  gewohnheitsrechtlichem  Wege 
entstandener  Bechtssatz.  ^^^)  Allerdings  bezeichnet  die  Zeit  der 
Bechtsbücher  nach  Jahrhunderte  langer  Pause  eine  neue  Epoche 
in  der  Methode  der  Bechtscodification :  man  begann,  das  im  Volk 
lebende  überreiche  Bechtsmaterial  in  der  Sprache  des  Volkes  in 
seiner  Gesammtheit  zu  fixiren,  bemühte  sich  sichtend  und  ordnend 
die  verschlungenen  Fäden  gewohnheitsrechtlicher  Übung  zu  ent- 
wirren, und  versuchte  die  Zusammengehörigkeit  und  Wechsel- 
wirkung der  einzelnen  Bechtssätze  zur  Darstellung  zu  bringen; 
allein  es  scheint  der  hohen  Geistesgaben  und  der  Originalität  eines 
Eike  von  Bepgowe  bedurft  zu  haben,  um  die  mannigfaltigen 
Theile  des  Bechtes  zu  einem  harmonischen  Ganzen  zu  verbinden,  — 
bereits  die  Bechtsquellen  des  14.  und  15.  Jahrhunderts,  vor  Allem 
die  Sonderweisthüroer  von  Kreisen  und  Ortschaften  zeigen  mit 
seltenen  Ausnahmen  das  alte  Bild  der  Volksrechte  und  reihen  in 
buntem  Wechsel,  reich  an  Widersprüchen  und  Wiederholungen 
Bechtssatz  an  Bechtssatz,  ohne  einem  leitenden  Principe  zu 
folgen. 

So  können  wir  aus  der  Thatsache  der  schriftlichen  Fixirung 
mit  Sicherheit  nur  das  Bedürfniss  einer  endgültigen  Entscheidung 
fiir  die  Praxis  entnehmen,  ein  Grund,  der  auch  für  die  Niederschrift 
der  Grundsätze  über  den  Überhang  und  Überfall  bestimmend  wirkte, 


*^  Es  ist  deshalb  nicht  unbedenklich,  aus  einer  lückenhaften  Reohts- 
qoelle  der  älteren  Zeit  auch  auf  ein  unfertiges  Rechisleben  des  Volkes,  in 
welchem  diese  Beohtsquelle  galt,  zu  schliessen.  Vielleicht  besass  gerade  dieses 
Volk  den  reichsten  Schatz  von  Bechtssätzen ,  ohne  aber  in  Folge  des  in  ihm 
lebendig  wohnenden  Rechts  diCs  Bedürfniss  einer  schriftlichen  Fixirung  dieser 
Bechtssätze  zu  fühlen.  Selbstverstöndlich  sind  wir  bei  der  Beurtheilung  der 
Frage,  inwieweit  ein  Volk  rechtlich  gebildet  war,  auf  das  angewiesen,  was  uns 
schriftlich  überliefert  ist  und  dürfen  uns  nicht  in  fruchtlosen  Speculationen 
über  das,  was  möglicher  Weise  bestanden  hat,  verlieren,  es  muss  jedoch 
bei  Beurtheilung  einer  auf  uns  gekommenen  Rechtsquelle  älterer  Zeit  mehr  die 
juristische  Gestaltung  des  Gedankens,  das  äusserliche  Moment  der  Rechts- 
sprache, der  innere,  praktische  Werth  der  einzelnen  Bestimmung,  als  die  nume- 
rische Reichhaltigkeit  der  Rechtssätze  betont  und  hiervon  auf  das  Rechtsganze, 
dessen  Theil  sie  bilden,  geschlossen  werden. 
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und  eine  Fülle  der  mannigfaltigsten  Rechtsentscheidungen  zu  Tage 
förderte.  ^•^) 

Als  Grundpfeiler,  von  dem  wir  auszugehen  haben,  ist  die  Be- 
stimmung des  Sachsenspiegels  B.  U  Art.  52  §  2: 

Siner  bome  telge  ne  solen  over  den  tun  ok  nicht  gan  sime 
nakebure  to  scaden 
zu  betrachten.  Alle  früheren  Quellen,  wie  die  Yolksrechte,  ent- 
halten keine  diesbezügliche  Stelle,  nicht  ein  Mal  die  umfangreiche 
lex  Wisigothorum,  obgleich  ihr  der  Begriff  einer  gesetzlichen 
Beschränkung  des  Eigenthums  nicht  fremd  war.  ^^*) 

Was  die  rein  äusserliche  Frage  der  Textesform  der  ebencitirten 
Sachsenspiegelstelle  anlangt,  so  ist  der  Wortlaut  derselben  in  den 
verschiedenen  Handschriften  im  Wesentlichen  übereinstimmend,  nur 
die  in  der  Hamburger  Bibliothek  befindliche,  aus  der  üffenb ach- 
schen Sammlung  stammende  Sachsenspiegelhandschrift(lö.Jahrh.)^^*), 
welche  die  Homeyer'sche  Ausgabe  mit  der  Chiffre  Bh  bezeichnet, 
enthält  zu  B.  II  Art.  52  §  2  noch  einen  längeren  Zusatz  über  den  Er- 
satz für  abgehauene  Bäume,  der  jedoch  mit  unserm  Thema  in  keinem 
näheren  Zusammenhang  steht,  und  dessen  Verbindung  mit  der  ge- 
dachten Stelle  lediglich  darauf  zu  beruhen  scheint,  dass  hier  wie 
dort  von  Bäumen  und  ihren  Rechtsverhältnissen  gehandelt  wird.^®^) 


^^*)  Vielleicht  verführte  in  unserem  Falle  bei  dem  Mangel  der  bewussten 
Verfolgang  allgemeiner  Grundsätze  und  bei  der  sich  darbietenden  Möglichkeit, 
abwägend  bald  den  Banmeigenthumer,  bald  den  Nachbar  zu  begünstigen,  gerade 
die  sohrifbliohe  Fixirung  zu  einer  derartigen  Mannigfaltigkeit  der  Entscheidun- 
gen und  war  oft  das,  was  niedergeschrieben  wurde,  —  wenn  wir  hierbei  die 
sogen.  Privatarbeiten  ins  Auge  fassen  — ,  weniger  der  Niederschlag  der  all- 
gemeinen in  einer  Gemeinde  oder  einem  Territorium  lebenden  Kechtsauffassung, 
als  die  ausgeklügelte,  billige  Ansicht  dessen,  der  die  Rechtsaufzeichnung  vor- 
nahm. Die  darauf  folgende  Unterordnung  unter  das  Niedergeschriebene  als 
einen  schriftlich  üxirten  Eechtssatz,  ist  bei  der  geringen  selbständigen  Keflezion 
des  Einzelnen  in  damaliger  Zeit  und  der  Scheu  vor  dem  Geschriebenen,  dessen 
Entzifferung  den  Meisten  unmöglich  war,  recht  wohl  zu  erklären,  ebenso  wie 
der  Umstand,  dass  das  römische  Hecht  ein  geschriebenes  Recht,  bei  dem 
Mangel  feinerer  juristischer  Bildung  und  der  demgemäss  langsam  reifenden  Er- 
kenntniss  seines  inneren  Werthes  einen  der  Hauptkempunkte  der  Reoeptions* 
frage  bildet. 

»«)  Lex  Wisigoth.  Hb.  VlII  tit.  IV.  25.  26.  27;  vgl.  hierzu  Dahn, 
westgoth.  Studien  S.  96. 

los)  Vgl.  Wilda,  Beitrage  aus  nordischen  Bibliotheken.  (Rhein.  Museum 
für  Jurisprudenz  B.  VII  S.  310). 

'^)  Über  die  sonstigen,  nur  geringen  Textesabweichungen  der  übrigen 
Handschriften  des  Ssp.  vgl.  Homeyer  B.  I.  S.  281. 


43 

Die  Befitimmung  des  Ssp.  ist  die  Bichtschnur  für  die  Ent- 
wickelung  des  Überhangsrechtes  im  deutschen  Bechte  geworden  und 
hat  ihren  Einfluss  auf  die  Legislationen  auch  nach  der  Beoeption 
des  römischen  Bechts  in  weit  höherem  Maasse  geltend  gemacht  als 
Dig.  Üb.  XLm  tit  27.10») 

Wollen  wir  die  auch  bei  oberflächlicher  Betrachtung  ins  Auge 
fallenden  Differenzpunkte  beider  Bechte  betreffs  des  Überhangs 
kurz  hervorheben  y  so  unterscheidet  sich  das  deutsche  Becht  von 
der  Bestimmung  der  Digesten  ein  Mal  dadurch,  dass  es  einen 
unterschied  zwischen  dem  Überhang  über  Gebäude  und  einem 
solchen  über  Feldgrundstücke  nicht  constatirt,  andrerseits  aber  da- 
durch, dass  ersteres  nur  die  Beschneidung  der  überhängenden  Aste, 


'^)  Die  romischen  Bestimmungen  über  den  Überhang  haben  in  vollem 
Umfange  in  der  Wormser  Reformation  von  1498  Aufnahme  gefunden. 
Es  heisst  dort  B.  YI,  1  tit.  14:  Wann  einer  oder  mehr  bäume  hiengen  einem 
andern  anstossende  nachbauren  uff  sein  hauss  vnd  solioher  bäum  oder  die 
wurtEoln  desselben  dem  hausse  oder  grund  schaden  theten  so  mag  derselb  nach- 
banr,  des  das  hauss  were,  vnser  Burgermeister  je  zuzeiten  darumb  ansuchen  vnd 
begeren  den  schaden  oder  bschwemus  zu  besichtigen,  das  auch  also  auff  bitt 
▼nd  begere  des  klagenden  bschehen  vnd  sich  bschwemus  oder  schaden  erfunde 
vnd  erkennet  würde  abzuthun,  oder  den  bäum  abzuhawen,  das  soll  der  des  der 
bäum  were  gehorsam  sein  in  XIY  tagen  nehst  nach  solicher  erkenntnus,  vnnd 
so  er  darüber  saumig  oder  vngehorsam  were  mag  der  des  das  hauss  ist,  den 
bäum  selbst  abhawen  vnd  das  holtz  jme  selbst  behalten,  heym  tragen  oder  füm 
lassen.  Hangt  aber  ein  bäum  einem  andern  aufi  seinen  acker,  weingart,  garten, 
wisen  oder  dergleichen  ligend  erbgut,  so  mag  derselb  auff  des  gut  der  bäum 
hangt  durch  sich  selbst  oder  andern  von  seinent  wegen  denselben  bäum  ent- 
asten, stümlen  oder  die  äste  abhawen  XVIII  schuch  hoch  von  der  erden  zu- 
messen gegen  seinr  seilen  in  die  hohe  vnd  sol  damit  nit  Tnrecht  gethan  haben, 
doch  dass  er  des  seinen  nachbaur  Vm  tag  zuvor  gewamet  vnnd  erfordert  hab 
selbs  zu  thun  (citirt  nach  der  Ausgabe  von  Christian  Egenolph,  Frank- 
furt a.  M.  1534).  Über  die  hiervon  beeinflussten  Heilbronn  er  Statuten 
von  1541  und  die  Frankfurter  Reformation  von  1578  vgl  Anm.  106  und 
Anm.  148;  bei  letzterer  Anmerk.  siehe  auch  über  das  gleichfalls  in  derWorm  ser 
Beform  ation  erwähnte  Klagrecht  des  Nachbars.  —  Unmittelbar  auf  Dig. 
TTiTTT,  27  fiisst  auch  der  erste  Theil  des  cap.  XLI  art.  23  des  „behmischen 
Rechts,  wie  dasselbe  in  des  Königreichs  Beheim  neuen  Stadt 
Prag  in  üblichem  Brauch  gehaldten  wirdt".  (1607;  Leipzig):  Ein  Bawm 
so  eines  andern  Gebäwde  oder  Qrund  vnd  Boden  schadet  sol  abgehawen  vnd 
anssgerottet  werden,  aber  ein  Bawm  auffm  Felde  oder  in  einem  Bawmgarten, 
welcher  schadet  vnd  schatten  gibt  sol  auff  der  Seiten  da  er  schadet  beschneitelt 
werden.  [Das  deutsche  B.echt  blickt  darin  durch,  dass  das  Vorhandensein  eines 
Schadens  verlangt  wird  (vgl.  unten  bei  Anm.  109  ff.),  und  weiterhin  in  den 
Schlussworten  derselben  Stelle:  es  were  denn,  dass  der  Nachbar  sich  mit  dem 
Obst,  so  von  den  ästen  auff  seine  seite  hangende  abfiele  wojte  besagen  vnd  be- 
gnügen lassen]. 
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nicht  aber  die  Beseitigung  ilcs  ganzen  Raumes  kennt '^•);  betreffs 
der  Normiining  einer  fest  in  Zahlen  ausgedrückten  Gränze,  bis  zu 
welcher  die  überragenden  Zweige  zu  beseitigen  sind,  schwankt,  wie 
wir  unten  sehen  werden,  der  Gebrauch  in  den  älteren  deutschen 
Rechtsquellen.i<>') 

Eine  weitere  Verschiedenheit  beider  Hechte  besteht  darin,  dass 
Dig.  XLIII,  27  die  Anwendung  seiner,  den  Baumeigenthümer  be- 
schränkenden Sätze  unbedingt  fordert,  und  die  Worte  „ne  umbra 
arboris  vicino  praedio  noceret",  wie  oben  ausgeführt  worden,  als 
allgemein  gültiges  Motiv  ^  nicht  als  Bedingung  für  die  Geltend- 
machung  der  in   1.  1  §  7   1.  c.   gewährten    Gegenmittel    betrachtet 

106)  Den  an  erster  Stelle  aufgeführten  Differenzpunkt  folgern  wir  bei  der 
überwiegenden  Zahl  der  deutschen  Rechtsquellen  aus  der  Negative,  dem  Nicht- 
erwähnen  eines  Unterschiedes  in  der  Behandlung  des  überhängenden  Baumes 
nach  der  Beachafienheit  des  Grundstücks,  über  welches  die  Zweige  überragen. 
In  einigen  Quellen  werden  Feld-  und  Hausgrundstücke  mit  ausdrücklichen 
"Worten  gleichgestellt;  so  in  dem  westerwoldschen  Landrechte  von  1470 
cap.  8  art.  8:  Item  of  een  boem  hanget,  off  wasset  up  eens  anderen  maus 
grundoffup8yntimmer(«=»  Gezimmertes,  —  Gebäude) :  soe  machmenstaen 
up  die  ploechrade ende  verhouwen  den  boem  myt  euer  bylen  u.s.  w.(Richthofen, 
friesische  flechtsquellen  B.  I  S.268;  Grimm,  Zeitschr.  für  gesch.  Rechtswissensch. 
B.  III.  S.  353  ff.);  ebenso  Landrecht  von  Wedde  ende  Westerwol- 
dinge  Land  Art.  124  (Grimm  a.  a.  0.).  Eine  Ausnahme  bietet  das 
Zuchtbuch  uud  Mannszuchtrodel  y  on  Pfeffers  (Grimm,  Weistb.  VI 
S.  375)»  welches  die  Aste,  welche  über  einem  Kraut-  oder  Weingarten  hängen, 
IVi  Klafter  hoch,  dagegen  die  über  ein  „tach**  hängenden  nur  „ein  holbes 
klofter'*  abschneiden  lässt.  Es  liegt,  —  trotzdem  diese  Kechtsaufzeichnungen 
aus  dem  J.  1523,*  zum  Theil  aus  noch  späterer  Zeit  stammen,  und  der  Verfasser 
des  Zuchtbuches,  wie  aus  der  Überschrift  in  §  61  a.  a.  0.  hervorgeht,  mit  dem 
römischen  Rechte  nicht  ganz^unbekannt  sein  mochte  —  bei  der  Ursprünglich- 
keit  dieser  Bestimmung  keine  Veranlassung  vor,  eine  Beeinflussung  durch  das 
römische  Recht  anzunehmen;  es  ist  ein  rein  praktischer  Gesichtspunkt,  der 
hier  bestimmend  gewirkt  hat.  —  Auf  römisch  rechtlicher  Basis  beruht  sehr 
wahrscheinlich  die  Vorschrift  in  dem  Rechtsbuch  des  Johannes  Purgoldt 
II,  c.  125  (citirt  bei  Anm.  122  und  unmittelbar  nach  Anm.  124).  —  Die 
Wormser  Reformation  und  das  „böhmische  Recht  u.  s.  w.*'  sind  be- 
reits in  der  vorigen  Anmerkung  erwähnt;  die  Heilbronner  Statuten  von 
1541  [Statuten,  Satzung,  Reformation  vnd  Ordnung  Bürgerlicher  Poliicey  der 
Heyligen  Reichssstat  Haylpronn]  schliessen  sich  in  Th.  IX  tit.  XVII 
„Vom  Baum  abhawen  in  der  Stadt''  eng  an  B.  VI,  1  tit.  14  der  Wormser 
Reformation  von  1498  an,  nehmen  jedoch  nur  den  ersten  Theil  der  lezt- 
genannten  Rechtsaufzeichnung  auf,  und  fassen  hierbei  auch  die  vollkommene 
Beseitigung  des  auf  das  fremde  Haus  überhängenden  Baumes  ins  Auge,  ent* 
scheiden  jedoch  nicht,  wie  es  zu  halten  sei,  wenn  der  Baum  über  ein  Feldgrund- 
stück herüberhängt.  —  Vgl.  auch  Regensburger-Wachtgerichts  u.  Bau- 
Ordnung  vom  Jahr  1657  tit.  XIX  §  2  (citirt  u.  bei  Anm.  119). 

"')  Vgl.  unten  bei  Anm.  131  ff. 
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wissen  will,  während  das  deutsche  Recht  nach  dem  Vorgange  des 
Sachsenspiegels  eine  Beseitigung  der  überhängenden  Zweige  nur 
unter  bestimmten  Verhältnissen  als  gerechtfertigt  zulässt.^®^) 

Der  Beleg  dieses  letzten  Satzes  findet  sich  in  den  Worten  des 
Sachsenspiegels  II  Art.  52  §  2:  ^eime  nakebure  to  scaden^,  in 
denen  der  conditionale  Sinn  enthalten  ist,  dass  das  Gesetz  nur  dann 
eine  Beseitigung  des  Überhangs  fordert,  wenn  mit  dem  über- 
wachsen der  Aste  ein  Schaden  für  das  Nachbargrund- 
stück  verbunden  ist.*^*) 

Ein  Eingehen  auf  den  inneren  juristi^r^en  Grrund  dieser  Bechts- 
entscheidung  empfiehlt  sich  erst  nach  der  Behandlung  der  andern 
hier  einschlagenden  Quellen  und  des  übrigen  ihnen  zu  entnehmenden 
äusseren  Materials. 

Wörtlich  wird  die  Bestimmung  des  Sachsenspiegels  von 
dem  Breslauer  Landrecht^^^)^  der  „systematischen  Be- 
arbeitung des  Sachsenspiegels  für  Berlin"  ^^^),  demSächsi- 


«*)  Stobbe  a.  a.  0.  B.  II  §86  Anm.24;  —  Hillebrand,  a.a.  0.S.311 
AnnL  2;  —  Von  älterer  Literatur  vgl.;  Zobel,  diff.  iur.  civ.  et  Sax.  pg. 371; 
Lauterbacb,  colleg.  pract  III  pg.  422:  hodie  potius  rami  officientes 
tantum  rescindi  solent;  Brunnemann  ad  1.  1  Cod.  de  interd.;  Stryck, 
usiu  modernus  Paud.  sub  tit.  XLIII,  27  §  2  (IV  pg.  368);  Hahn,  observ.  ad 
comment.  Wesembecü  pg.  825.  Die  letzteren  Gitate  sind  bei  Massot  a.  a.  0. 
S.  289  und  290  im  Wortlaute  (wenn  auch  mit  mancherlei  Druckfehlem)  ange- 
führt. Das  ebenfalls  von  Massot  a,  a.  0.  wiedergegebene  Gitat  eines  „Jo- 
hann Friederich  Koch,  Traktatus  vom  Nachbarrechte  (1721)  S.  629  (I)''  ist 
wohl  identisch  mit  JohannFriederichKoch,  tractatio  iuridico  —  politica 
de  iure  viciniae  (Berolin.  1721),  und  nur  eine  dem  Original  nicht  entnommene 
Verdeutschung  des  lateinisch  geschriebenen  Buches  und  einer  nur  annähernd 
dem  Sinne  nach  in  Letzterem  enthaltenen  Stelle. 

***)  Ich  möchte  nicht  unterlassen,  darauf  aufmerksam  zu  machen,  dass  uns 
bei  der  Erklärung  des  Sp.  11,  62  §  1  sprachliche  Gründe  zu  der  im  Texte 
gegebenen  Auslegung  nicht  zwingen.  Betrachtet  man  vielmehr  die  Worte 
des  Sap.  vollkommen  unbefangen  und  ohne  Berücksichtigung  des  übrigen  Quellen- 
materials, so  würde  vielleicht  Niemand  behaupten,  dass  in  ihnen  ein  condi- 
tionaler  Sinn  enthalten  ist,  man  würde  vielmehr  weit  eher  geneigt  sein,  in 
ihnen  einen  die  vorhergehende  Bestimmung  allgemein  motivirenden  Zusatz 
Bike's  zu  sehen;  der  Wortlaut  einer  grossen  Reihe  von  Rechtsaulzeichnungen 
aber,  welche  mit  dem  Ssp.  in  unmittelbarem  Zusammenhange  stehen,  und 
welche  sich  einer  ausführlicheren  zu  keinerlei  Zweifeln  Anlass  bietenden  Form 
bedienen,  bestätigt  die  Richtigkeit  der  im  Texte^wiedergegebenen  Interpretation. 

"^  Ausgabe  von  Gaupp  1828  (das  schlesische  Land  recht  oder  eigentlich 
Landrecht  des  Fürstenthums  Breslau)  cap.  216 :  Von  hopphen  czelgen  (S.  171). 
[Dasselbe  entstammt  dem  J.  1366]. 

1")  Enthalten  in  dem  dritten  Theile  des  Berliner  Stadtrechtsbuchs  von 
1397;  Ausgabe  von  Fidicin,  historisch^diplomatische  Beiträge  zur  Geschichte 
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sehen  Weichbilde  in  einer  berliner  Handschrift  des  15.  Jahr- 
hundert«*") und  einigen  späteren  Rechtsquellen  wiedergegeben"*), 
während  die  Grlosse  zum  Sachsenspiegel  diesen  Gedanken  des 
zugefugten  Schadens  näher  ausfuhrt. 

So  sagt  die  Ausgabe  der  Glosse  zum  Ssp.  vom  Jahre  1474 
(gedruckt  in  Basel)  zu  U  Art.  52  §  2: 

ap  wol  die  wortczeln    dejn  seyn  du  salt  doch  durch  des 
willen  der  czelge  ader  rancken   frucht  als  du   dj  irkrigen 
wilt  deynem  nackebure  nicht  schaden, 
und  fügt  im  weiteren  Verlaufe  noch  hinzu: 

Dis  yernjm  ap  die  czelge  sejme  nackebur  schaden. 
Schaden  si  em  abir  nicht,  so  en  darff  man  sie 
nicht  abe  hauwen.***) 
Diesem  letzteren  Satze  der  Glosse  zum  Sachsenspiegel 
entspricht  der  Wortlaut  der  Glosse  zum  Weichbild  in  cap.  125  §  1: 
so  sollen  auch  diner  boume  zwige  obir  dynes  nakebures 
zun  nicht  hengen  em  zu  schaden  ut  ff.  42,  27  de  arbor. 


der  Stadt  Berlin,  1887,  £.  I.  S.  105:  Siner  bome  telge  scolen  ouer  den  thun 
nicht  gan  synem  neyber  tu  scade.  Das  Görlitzer  Landrecht  (Uüineyer 
n,  2)  enthält  keine  Bestimmung  über  den  Überhang,  ebenso  fehlt  es  im 
culmischen  Recht  und  in  den  Pölmann'schen  Distinctionen  an  einer 
diesbezüglichen  Bestimmung.  Auffällig  ist  auch  der  Mangel  einer  hierauf  zielen- 
den Entscheidung  im  Deutschen-  und  Schwabenspiegel.  [Fälschlicher 
Weise  nimmt  Anton,  Geschichte  der  deutschen  Landwirthschaft  Theil  III 
S.  291  an,  dass  der  Schwabenspiegel  eine  Bestimmung  über  den  Überhang 
enthält.] 

"■)  von  Daniels  u.  von  Gruben,  das  sächsische  Weichbild  (1867) 
cap.  125  §  1  und  hierzu  die  lateinische  Übersetzung  (a.  a.  0.):  rami  arborum 
sepem  non  transcendant  in  damnum  vicini.  Vgl.  auch  Zobel,  diff.  iur.  civ. 
et  Sax.  pg.  370:  et  ramos  arborum  sepem  non  debere  transcendere,  si  hoc  vi- 
cino  damnosum  sit.  —  Über  die  abweichende  Stelle  des  sächsischen  Weichbildes 
in  der  Berliner  Handschrift  von  1369  vgl.  u .  bei  Anm.  121. 

>^  So  die  Bestimmung  der  Landfeste  von  Hattnegge  (jetzt Hattin- 
gen in  der  Ruhrgegend  zwischen  Werden  und  Bockum)  §  66:  bäum  telgen 
sollen  über  den  zäun  nicht  gaen  seinem  nachbam  zum  schaden  (Grimm, 
Weisth.  ni  S.  47). 

"«)  Ebenso  die  bis  auf  geringe  Sprach  Verschiedenheiten  wortlich  überein- 
stimmenden Ausgaben  der  Glosse  von  1490  (Leipzig),  1601  (Schönsperger  m 
Augsburg)  und  1521  (M.  Lotter  in  Leipzig).  Übereinstimmend  wird  auch  von 
der  Glosse  zum  Sachsenspiegel  ein  einzelner  Fall  des  Schadens  hervorgehoben: 
wenne  deynes  nackebures  krut  ader  boume  lichte  (vielleicht)  wuchsen  dar  du 
eyn  gebuwede  uff  richten  weidest  vnd  hindertten  dich,  dorumbe  saltn  sie  abe- 
hawen  (citirt  nach  der  Baseler  Ausgabe  von  1474). 
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caed.  I.  1  Ait  praetor.  Dis  ist  zu  vornemen,  ab  ey  em 
schaden."*) 

Auch  andere  mit  dem  Sachsenspiegel  in  directem  Zusammen- 
hange stehende  Quellen  wie  die  clevische  Rechts  quelle  aus 
dem  15.  Jahrhundert^^*),  die  Magdeburger  Blume^^^)  und 
das  älteste  polnische  BechtsdenkmaP^^)  geben  diesem  Ghe- 
danken,  dass  die  Voraussetzung  der  Beseitigung  der  fiberhängenden 
Aste  regelmässig  der  dem  Nachbargrundstfick  zugefügte  Schaden 
sei,  einen  ihr  Vorbild  an  Ausführlichkeit  übertreffenden  Ausdruck. 

Femer  lässt  sich  aus  späteren  Rechtsaufzeichnungen  eine  grosse 
Anzahl  charakteristischer  Beispiele  die  Vorbedingung  eines  vor- 
handenen Schadens  betreffend  anfuhren,  bisweilen  entstammen  diese 
Entscheidungen  Gegenden,  in  denen  sich  weder  ein  unmittelbarer 
noch  ein  mittelbarer  Einfluss  des  Sachsenspiegels  nachweisen  lässt, 
sodass  wir  in  der  Hinzufugung  dieses. beschränkenden  Zusatzes  des 
Schadensmomentes,  wenn  auch  nicht  eine  gemeine,  so  doch  all- 
gemeine deutsche  Rechtsauffassung  zu  sehen  berechtigt  sind« 

Eis  würde  zu  weit  führen,  wollte  man  alle  hier  einschlagenden 
Quellenentscheidungen  im  Texte  näher  besprechen,  eine  Zusammen- 
stellung einer  grösseren  Anzahl  derselben  in  den  Anmerkungen 
wird  den  Beweis  für  das  eben  Gesagte  liefern.  Eine  besondere 
Hervorhebimg  verdienen,  weil  sie  den  durch  den  Gesetzgeber  ver- 
folgten praktischen  Zweck  besonders  deutlich  erkennen  lassen,  die 
Bestimmung  der  Ofnung  zu  Schwartzenbach: 


US)  von  Daniels  u.  Gruben,  a.  a.  O.  Spalte  432  Art  125.  Auch  hier, 
wie  in  der  Glosse  zum  Sachsenspiegel,  Verweisung  auf  das  römische  Recht. 

i>*)  vgl.  Clevische  £echtsquelle  aus  dem  16.  Jahrh.  tit.  176,  heraus- 
gegeben von  Schröder  in  der  Zeitschr.  für  Eechtsgesch.  B.  IX  S.  448:  soe 
en  Bullen  da  boem  teiger  aver  den  tuin  niet  hangen  dinen  naburen  toe  schaiden, 
want  dins  nabners  kruit  off  blomen  wassen  des  toe  quelliker  off  wolde  hi  licht 
een  gebauwe  dair  op  setten  soe  hinderden  sie  oen,  dair  om  sal  men  si 
äff  hoowen. 

>>*)  VgL  Blume  des  magdeburger  Rechts  lib.  I  cap.  36  [heraus- 
gegeben von  Boehlau,  Weimar  1868]:  hengin  seiner  bown  czweyge  in  seins 
nageburs  hoff  im  czu  sohadin,  er  mag  seinen  schadin  beleitin  mit 
ricbter  und  mit  schepfin  vnd  im  gebot  legin  den  schadin  czu 
wandelin. 

***)  Vgl.  „das  älteste  geschriebene  polnische  Rechtsdenkmal*'  (heransgeg. 
von  Volk  mann  in  dem  Programm  des  Gymnasiums  zu  Elbing  1869)  cap.  19 
S.  21) :  Begynnen  abir  sich  dy  bowme  zcu  breiten  vnde  bittet  in  ienir  mit  ge- 
czoge  daz  her  do  von  entrume,  wen  sy  im  schade  zin,  daz  mus  her  tun. 
Ebenso  entscheidet  das  polnische  Rechtsdeukmal  bezüglich  des  Hopfens  im 
eratea  Theile  derselben  Stelle. 
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Item  welche  die  wären  so  bäum  hettend,  die  einem  andern 
auff  seine  ackern  hangetend,  dardurcb  demselben  nit 
wol  müglich  sin  veld  zu  obren,  ald  sonst  einem 
an  körn  ald  baber  scbaden  bescbechen  möofate^ 
derselbig  solle  alsdann  gewalt  baben  . .  .  dieselbigen  ab- 
howen  u.  s.  w.  ^") 
und  die  Entscheidung  der  Landfeste  von  Hattnegge  Art  67: 
dar  bäume  stahn  an  dem  wege  und  die  telgen  bangen  über 
den  weg,  dar  man  hinfahren  soll,  und  hinderen  an  dem 


"»)  Vgl.  örimm,  Weisth.  B.  I  8.  218  letzter  Abwtz.  (St  öallen);  — 
Das  Zuchtbuch  und  Manns-Zuchtrodel  von  Pfeffers  (1523  und  später; 
ebenfalls  aus  St.  Gallen)  spricht  sich  in  derselben  Weise  aus  und  bestimmt, 
dass  im  freien  Felde  „keine  wilde  (oder)  zame  bäum  auf  die  marchen  der  an- 
stöseren  gesezt  werden,  wodurch  der  ackerbau  köne  gehindert  wer- 
den, (örimm,  Weisth.  B.  VI  S.  376  §  76);  —  Zeitschr.  für  schweizer.  Recht 
n.  F.  B.  V  S.  318  cap.  92 :  wo  ein  bäum  einen  irte  an  seinen  steg  und  weg;  — 
Statuten  von  Fürststenau  und  Ortenstein  (Schweiz):  .  .  doch  soll  der 
dessen  der  Stock  des  Baumes  nit  ist  die  Aest  nit  abhauen,  es  wäre  denn  Sach 
dass  solche  Aest  ihm  an  seinen  Gemechern  Schaden  thäten  oder 
zuzubauen  Irreten,  was  aber  die  Aest  anbelangt,  so  auf  eines  andern  ge- 
freiten Gut  langet,  als  Baum-,  Wein-  und  Erautgarten,  solle  derjenige  des  der 
Garten  ist  und  durch  selbige  Aest  der  Schaden  geschieht  die  Wahl 
haben,  die  Aest  abzuhauen  u.  s.  w.  [Planta,  Bündnerisohes  Oiyilgesetibudh 
mit  Erläuterungen,  zu  §  237  Anm.  (S.  165)].  —  Weiter  vgl.  das  Benker 
Heidenrecht  art  20:  Item  so  wise  ick  ock  vor  recht  dar  dei  boeme  up  des 
andern  grund  overhangen  thut,  dat  dem  selbigen  schaden  van  thoge- 
kehret  würde  etc.  (Grimm,  Weisth.  B.  III  S.  42).  Das  weitere  Gitat  siehe 
unten  bei  Anm.  131;  auch  im  weiteren  Verlaufe  dieser  Stelle  wird  von  dem 
„beschädigten"  und  „dem  boeme  dar  de  schade  geschüt"  gesprochen.  —  Weisth. 
von  Winhering  (Bayern  —  1594)  §  13  bei  Grimm,  Weisth.  B.  VI  S.  141, 
und  femer  aus  Bayern  die  Statuten  von  Heilbronn  vom  Jahre  1641, 
IX  tit.  XVn  (vom  Baum  abhawen  in  der  Stadt):  Wann  einer  oder  mer  Baum 
hiengen  einem  andern  anstossenden  Nachpam  auff  sein  hauss  vnd  solcher 
bäum  oder  die  würtzel  desselben  baums  dem  hauss  oder  gründt 
schaden  thetten  u.  s.  w.  (Über  den  Charakter  der  Heilbronner  Statuten 
vgl.  oben  bei  Anm.  106),  und  die  Regensburger  Wachtgeriohts-  u.  Bau* 
Ordnung  von  1657  tit.  XIX  §  2:  Wann  auch  solche  Bäum,  Stauden 
oder  Glender  darnach  so  hoch  übersieh  wuchsen,  oder  sonsten  von  alten« 
hero  so  hoch  weren,  dass  sie  dem  Nachbarn  sein  Liecht  benähmen,  oder 
auff  eines  Nachbarn  Tach  sich  erstrecken  dadurch  jhme,  dem  Nachbarn, 
an  seinem  Liecht  oder  Tach  schaden  geschehe,  der  soll  dieselben  uff 
der  Nachbarn  begehren  allweg  widerumb  hinwegk  thun  und  abhauen;  — 
Schweinfurter  Statutenreoht  bei  Weber  a.  a.  0.  III  S.  666 ;  —Überein- 
stimmend das  „behmisohe  Recht  u.  s.  w."  (1607)  cap.  XLI  art  28,  und  der 
Tractatus  de  juribus  incorporalibus  (Niederösterreich)  tit.  XIII,  1 10: 
Wenn  aber  die  Bäum  sich  soweit  aussbreiten,  dass  sie  mit  deren  Aesten 
und  Wurtzeln  dess  Nachbarn  Gründen  schädlich  seynd,  so  hat  der 
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fahren,  so  mag  derjenige  so  das  recht  hat  hinfahren  und 
die    telgen   off   hawen   so    hoch,    dass    sie   ihme    nicht 
hinderen  an  dem  fahren^*®), 
ebenso  cap.  68:  desgl.  dar  bäume  über  des  andern  Und  gewachsen  seind. 
Im  Gegensatz    zu  diesen  Quellen    unterlassen  andere  Rechts- 
aufzeichnungen die  ausdrückliche  Hervorhebung  des  Erfordernisses 
eines  Schadens  für  den  Eigenthümer  des  Nachbargrundstückes,  und 
enthalten  die  unbedingte  Forderung  einer  Beseitigung  der  auf  das 
Nachbargut  reichenden  Aste,  ohne  eine  Beschränkung  in  dem  eben- 
gedachten Sinne    hinzuzufügen.     So  vor  Allem  das    „buk   wich- 
belde  recht"  in  einer  Berliner  Handschrift  von  1369  cap.  112*"): 

Nachbar  Macht  u.  s.  w.(Scha8ter,  Oetterr.  allgem.  QeriohUzeit.  XXXIV  S.  53). 
Femer  Niederösterreich.  Weist h.  (heraasgeg.  von  Winter)  I  S.  306 
Z.  26  ff.,  688  Z.  13  ff.,  742  Z.  25  ff.,  811  Z.  9  ff.,  854  Z.  24  ff.,  894  Z.  10  fi. 
Ebenso  im  Feld-Recht  der  Stadt  Mällhausen  art  IX  §  10:  Wenn  aber 
die  Aeste  .  .  dem  Nachbar  su  weit  überhingen  und  schädlich  wären, 
mag  er  an  gehörigem  Ort  klagen  u.  s.  w.  —  Von  Tiroler  Quellen  vgl.  das 
Weisthum  von  Weer  (Tiroler  Weistb.  B.  I  S.  171  Z.  40  fg.)  und  das  Weis- 
thum  von  Kolsass:  Und  wann  ainen  solliches  überhangen  irret  und  nit  dar 
vor  pauen  mecht  u.  s.  w.  (Tiroler  Weisth.  B.  I  S.  184  Z.  81  fg.).  —  Auch  der 
Wortlaut  des  BrünnerSchöfi'enbuchs:  cuius  hortum  obumbrant,  scheint 
dafür  zu  sprechen  (vgl.  u.  Aum.  165).  —  Vgl.  ausserdem  Krebs,  de  lig^no  et 
lapide,  vol.  I  pg.  66;  Nettelbladt,  syst.  univ.  jurispr.  nat,  (ed.  V.  Hai.  1785) 
§  487;  . . .  Si  arbor  vicini  ramos  suos  per  spatium  atmosphaericum  nostrum 
diffundit,  nobis  competere  ius  sublucandi  arborem,  quatenus  nobis  impedi- 
manto  sint  rami  in  usu  fundi  nostri,  et  ramos  ipsos  tarn  quam  eorum 
fructus  nostros  esse  licet  et  hoc  non  obstante  dominus  arboris  eam  caedere  possit 
quantum  delibuerit;  —  Christ,  de  Wolf  f ,  inst,  nat  et  gent.  (Hai.  1750)  §  241. 

"<^)  Grimm,  Weisth.  111  S.  47  u.  48;  fast  wörtlich  übereinstimmend  die 
Bestimmung  des  Schwelmer  Vestenrechts  (Grimm,  Rechtsalterth.  S.  70 
sub  12  and  Weisth.  111  S.  29).  Dieselbe  Sachdarstellung  und  Entscheidung 
findet  sich  im  Landrecht  der  sieben  Freien  (Westphalen),  Grimm, 
Weisth.  111  S.  69  und  im  Bochumer  Landrecht  §  37  bei  Grimm, 
Beohtaalterth.  S.  70.  —  Vgl.  auch  Salzburger  Landtäding  von  1534  fr.  35 
(Wal eh  VI  S.  175).  ~  In  derselben  Weise  äussern  sich  die  Quellen  rücksicht- 
lich der  Gränzzäune  eines  Grundstücks ,  auch  hier  wird  bei  Überwachsen  der 
Zanaaste  der  für  den  Nachbar  entstehende  Nachtheil  hervorgehoben;  so  Land- 
reeht  des  Gerichtes  Raschenberg  (Bayern  —  1671)  §  8:  so  aber  solches 
durch  denselben  (d.  h.  das  Abhauen  der  überstarrenden  Zaunruthen  durch  den 
Eigenthümer  der  Hecke)  nicht  bescheche  und  der,  so  seine  daran  stoszente 
grfind  durch  Verhinderung  derselben  nit  pauen  oder  reiszen 
mecht,  so  mag  er  u.  s.  w.  (Grimm,  Weisth.  B.  VI  S.  154);  vgl.  auch 
Weisthum  von  Winhering  (Bayern)  §  11  in  Grimm,  Weisth.  B.  VI 
S.  141:  dann  wo  solche  zein  hökcben  oder  standen  seien  da  trenkt  es  und 
thuet  ainer  dem  andern  schaden. 

**>)  Ausgabe  von  Daniels,  Berlin  1853.  (Die  Fassung  der  anderen  von 
Daniels  u.  Gruben  edirten  Weichbildhandschrift  vgl.  oben  bei  Anm.  112). 
atkmiii.  Das  Beoht  de«  Oberhangi  und  Überfalli.  4 


60 

War  en  bom  tvisohen  tven  renneo  steit  bredet  he  sioe  tvige 
in  enen  vremden  hof,  des  hoves  here  mach  01  wol  vor- 
howen  of  he  wil  .  .  .  (S.  Ö2). 
und  das  mit  dem  Weichbild  verwandte,   ebenfalls  zur  Gruppe  der 
sächsischen    Stadtrech tsbücher    gehörige    Rechtsbuch    des    Jo- 
hannes Purgoldt  n  c.  125"«): 

her  sal  sine  boyme  mit  erin  esten  in  seime  garthenn  be- 
halden,  adder  sal  die  zcelgin  abehowen. 
Von  späteren  Bechtsaufzeichnungen  sind  zu  nennen  das  ürtheil 
zum  Sandwell  cap.  19: 

Daer  zwei  marken  gründe  bey  einander  liggen  und  ob  den 
einen  grund  ehezeits  telgen  gepottet,  die  nun  über  des  an- 
dern manns  land  wachsen,  so  sey  derselbig  schuldig, 
die  zweiger,  welche  ober  des  andern  land  über- 
hangen, abzustüven"'), 
und  femer  das  Zuchtbuch  und  Mannszuchtrodel  von 
Pfeffers  §  76: 

Item  mag  ein  wingertman  oder  besitzer  eines  krautgartens 
die  äst  der  zamen  bäumen  anderthalb  klafter  hoch 
von  der  erden  abhauen,  die  in  ein  wein-  oder  kraut- 
garten hangen,  und  über  ein  tach  ein  halbes  klofter  hoch.'*^) 
Man  könnte  geneigt  sein,  in  diesen  Stellen  eine  principielle,  auf 
theoretisch  begründeter  Basis  beruhende  Abweichung  von  der  Ent- 


Dieselbe  Fassung  in  älteren  ausserdeutschen  Quellen  bei  Gtrimm,  Zeitsohr. 
für  Rechtswiss.  B.  III  S.  363.    Vgl.  u.  Anm.  177  u.  f. 

>")  Ausgabe  von  Ortloff  (Jena  -  1860). 

>")  Grimm,  Weisth.  £.  UI  S.  136  fg.  (Westphalen);  —  Auch  das  Del- 
brücker  Landrecht  p.  25  (Orimm,  Bechtsalterth.  S.  661)  erörtert  zwar 
mehr  das  Eigenthumsverlulltniss,  unterlässt  aber  gleichfalls  bei  der  Anordnnng  des 
Abschneidens  der  überhängenden  Äste  die  Erwähnung  des  Schadensmomentes. 
Vgl.  femer  die  Nürnberger  Eeformation  (U79)  XXVI,  14:  So  yemandt 
Pawmen  anff  sein  selbs  gründen  hat,  die  dann  mit  jren  Esten  auff  seins  Nach- 
pawm  gründe  reychen  oder  hangen,  wo  dann  des  derselb  sein  Naoh- 
pawr  nit  gedulden  wil,  so  ist  der  Herr  des  Pawms  auff  desselben 
seins  anstossenden  Nachpawm  kuntlich  ersuohen  schuldig  sölliche  Este 
seiner  pawmen  sovern  die  auff  seines  Nachpawrn  gründe  reyohen, 
abze thun.  (Titel  XXVI,  14  fehlt  in  der  V.  Ausgabe  (1622)  der  Nürnberger 
Reformation,  und  findet  sich  auch  weder  in  der  VI.  Ausgabe  von  1664, 
noch  in  der  VII.  vom  Jahre  1695  wiederholt  Vgl,  hierüber  Hildebrand, 
1.  0.  pg.  22. 

'>«)  Grimm,  Weisth.  B.  VI  S.  376  (St.  Gallen);  ebenso  das  Landreoht 
des  Gerichtes  Klosters  in  der  Sammlung  der  Statutenreohte  von  Grau- 
bünden (Chur  —  1833)  S.  89. 
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Scheidung  des  Ssp.  fi.  11  Art.  42  §  2  zu  erblioken,  es  kommen 
dieselben  jedoch  insofern  als  wesentlich  abweichend  nicht  in  Be- 
tracht, als  auch  in  ihnen,  trotz -der  fehlenden  Hervorhebung  des 
Momentes  des  Schadens,  doch  die  Bezugnahme  der  betreffenden 
Gesetzesstellen  auf  einen  solchen  mehrfach  unverkennbar  hervor- 
tritt. 8o  enthält  das  fiechtsbuch  des  Johannes  Purgoldt  in 
unmittelbarer  Folge  auf  die  bei  Anm.  122  citirte  Entscheidung  die 
Bestimmung : 

Es  sal  auch  keyn  boym  mit  seinen  zcelgin  hangen  ober 
eynes  andern  mannes  dach,  uff  das  ome  nicht  dorvon 
gesche   mit   dem   winde  unndt  von  den  blettern, 
die  das  gerynne  stoppfen  unndt  licht  unndt  luft 
ome  worin  .... 
Hieraus  aber  geht  hervor,  dass  auch  Purgoldt  die  schadenstiftende 
Wirkung  der  überreichenden  Aste  vor  Augen  hatte,  und  ihre  Be- 
seitigung in  n  cap.  126  nicht  aus  tieferliegenden  Gründen  forderte, 
ebenso  wie  auch  die  Beschränkung  und  das  Maass  der  Beachneidung, 
welche  dem   Nachbar  in  dem  Zuchtbuch   und  Mannszucht- 
rodel   von   Pfeffers    für    die   Beseitigung    der    überhängenden 
Zweige  auferlegt  worden,  zeigen,   dass  man  einer  Schädigung  des 
Orundstücksnachbars  vorbeugen  wollte.    Der  Unterschied  der  hier 
angeführten    Stellen   von   den    bei   Anm.  109  ff.   citirten   Quellen- 
entscheidungen besteht  demnach  darin,  dass  die  letzteren,  sofern 
wir  sie  wortgetreu  auslegen,  die  Beseitigung  des  Überhangs  nicht 
von  dem  Vorhandensein  eines  wirklichen  Schadens  abhängig  machen, 
sondern  dieselbe  bereits  in  gewisser  Aussicht  eines  Schadens  für 
den  Fall  des  Überwachsens  von  Zweigen  anordneten. 

Was  speciell  das  „buk  wichbelde  Becht^  (Sachs.  Weich- 
bild) in  der  berliner  Handschrift  von  1369  anlangt,  so  ist  es,  be- 
sonders in  Hinblick  auf  die  übrigen  Handschriften  des  Sächsischen 
Weichbilds  (vgl.  die  von  v.  Daniels  u.  v.  Gruben  herausgegeb. 
oben  bei  Anm.  112)  schwer  zu  entscheiden,  ob  nicht  in  der  von  der 
Handschrift  des  Jahres  1369  gewählten  Ausdrucksweise  nur  ein 
Irrthum  des  Abschreibers  jener  Handschrift,  und  nicht  ein  bewusstes 
Abweichen  von  den  Grundsätzen  des  Ssp.  II,  52  zu  erblicken  ist; 
in  den  späteren  der  ebencitirten  Quellen  aber,  vor  Allem  in  der 
Nürnberger  Reformation  XXVI,  14  lassen  sich  vielleicht 
nicht  mit  Unrecht  die  Keime  des  erst  in  den  Gesetzgebungen  der 
Gegenwart  voll  ausgebildeten  Gedankens,  dass  in  dem  Überhange 
an  sich  eine  Verletzung  der  Herrschaftsgränzen  des  Nachbars  liegt, 
erkennen.  Dieser  Gedanke  findet  auch  in  andern  Quellen  darin 
seinen   Ausdruck,    dass   die   Klage   über   den  Überhang   bei   den 
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Gränzgerichten  angebracht,  und  der  Streit  durch  die  „ünter^nger^ 
(80  in  den  Heilbronner  Statuten,  IX  tit.  XVII)  geschlichtet 
werden  sollte. 

Bezüglich  des  Umfangs  der  Beseitigung  des  Überhangs,  so 
fehlt,  wie  bereits  angedeutet  wurde,  eine  dem  römischen  Bechte 
analoge  Bestimmung,  welche  die  Beseitigung  des  ganzen  Baumes 
forderte,  das  deutsche  Recht  beschrankt  sich  vielmehr  darauf,  eine 
Beschneidung  der  auf  das  Nachbargrundstück  reichenden  Zweige 
anzuordnen,  und  zwar  unterlassen  hierbei  die  einzelnen  Quellen  ent- 
weder die  Bestimmung  einer  für  alle  Fälle  gesetzlich  fixirten 
Gränze,  oder  sie  schaffen  eine  solche  Gränze,  indem  sie  jedoch 
hierbei  kein  in  Zahlen  ausgedrücktes  Maass  gleich  den  „quindecim 
pedes"  des  Titels  de  arboribus  caedendis  angeben,  als  vielmehr  streng 
zu  beobachtende  Formen  über  Standort  und  Beschaffenheit  des 
Werkzeugs  für  den  die  Beschneidung  ausführenden  Nachbar  vor- 
schreiben.***) 

Die  Frage,  ob  wir  bei  denjenigen  Quellen,  welche  in  Folge 
der  allgemeineren  Fassung  des  Rechtssatzes  über  den  Überhang 
eine  solche  Maassbestimmung  nicht  enthalten,  —  wie  z*  B.  bei  dem 
Sachsenspiegel,  dem  Breslauer  Landrecht,  dem  Sächsi- 
schen Weichbild  u.  a.,  —  annehmen  müssen,  dass  sie  alle 
Aste,  welche  auf  das  benachbarte  Grundstück  hinüberreichen,  bis 
zu  dem  Gipfel  beseitigt  wissen  wollen,  ist,  da  der  Wortlaut  des 
Gesetzes  selbst  keine  bestimmten  Anhalte  hierfür  bietet,  noch  nicht 
definitiv  entschieden.***)**^)  M.  E.  ist  aber  dem  die  Beschneidung 
bedingenden  Zusätze  des  Schadens,  der  Behinderung  des  Nachbars 
„sin  veld  zu  ehren^**^),  eine  Begränzung  insofern  zu  entnehmen, 
als  wenn  dieser  Schaden  gehoben  war,  auch  ein  weitergehendes 
Abhauen  der  Aste  zu  unterbleiben  hatte,  denn  es  ist  nicht  einzu- 
sehen, warum  der  Nachbar,  dem  erst  in  Hinblick  auf  einen  ihm  durch 


>'^)  Über  die  singulare  Bestimmung  des  Zuchtbuch  und  Mannszuoht- 
rodel  von  Pfeffers  vgl.  unten  bei  Anm.  1S5. 

ts6)  Vgl.  Stobbe  a.  a.  O.  §85  in  der  Anm.  21  bei  Besprechung  der 
Schrift  Hildebrand' 8.  ^  Laute rbaoh,  ooUeg.  pract.  III  pg.  422:  hodie 
potitts  raroi  officientes  tantum  rescindi  solent  Siehe  auch  die  oben  in  Anm.  119 
Gitirten. 

"^  Deutlicher  bereits  die  Glosse  zum  Ssp.  II,  62:  .  .  Schaden  sie  em 
aber  nicht,  so  en  darff  man  sie  nicht  abe  hauwen  (Gitirt  nach  der 
Baseler  Ausg.  v.  1474). 

»»)  Vgl.  Nettelbladt,  syst.  univ.  jurispr.  nat.  (ed.  V.  Hai.  1785)  §  487: 
nobis  competere  ius  sublucandi  arborem,  quatenus  nobis  impedimento 
sint  rami  in  usu  fundi  nostri. 
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den  Überhang  zugefügten  Schaden  ein  Selbsthülferecht  erwuchs, 
bei  Ausübung  dieser  Selbsthülfe  zu  einer  die  Grönzen  des  Noth- 
wendigen  überschreitenden  Beseitigung  der  überhängenden  Zweige 
legitimirt  gewesen  sein  sollte.^*^) 

Für  die  Fixirung  einer  durch  äussere  Formen  ge- 
schaffenen Gränze  lassen  sich  ans  der  Fülle  der  Weisthümer 
zahlreiche  Gesetzesstellen  anfuhren,  welche  die  Neigung  des  deutschen 
Bechts,  ,,bei  der  Feststellung  von  Recht  und  Pflicht  das  unabänder- 
liche Maass  und  die  mechanische  Zahl  zu  vermeiden"  ^'^)  treu 
wiedergeben.  Hierher  gehören  die  Bestimmung  des  Ben k er 
Heidenrechttf  Art  20: 

so  sali  de  beschädigter  nehmen  enen  leddern 
waigen  und  fiihren  unter  dieselbige  boeme,  dar  de  schaden 
geschiit  und  nehmen  ene  anxe,  den  stiehl  einer 
ehleu  lang,  wat  he  sick  damit  entwehren  kann,  und  ab- 
gehauen up  dem  wagen  verblifft,  sali  he  mit  hem  fahren, 
und  dat  ander  liggen  lassen.  ^*^) 

Ahnlich  die  Landfeste  von  Hattnegge  Art.  67, 

so  mag  derjenige  so  das  recht  hat  hinfahren,  und  die  telgen 
off  hawen, ....  mit  nahmen  so  hoch,  als  ein  man  gereiken  kan 
mit  einer  heilen,  und  der  stiel  sali  lang  sein  elf  hand- 
breit wan  er  stehet  uf  einem  gel  edder  den  wagen.^'*) 

In  mehreren  Ordnungen  wird  an  Stelle  des  „geledderden  wagen** 
die  Pflugschar  oder  „ploechrade''  als  Standpunkt  für  denjenigen 
der  die  Aste  kappt,  genannt;  so  in  der  Sennfelder  Dorfordnung 
§  24,  in  welcher  aber  abweichend  kein  Werkzeug   (Ur    den  Ab- 


>**)  In  zahlreichen  späteren  mit  dem  Ssp.  eng  zusammenhängenden  Quellen 
wird  dies  ausdrücklich  bestimmt;  so  Landfeste  von  Hattnegge  art  67: 
so  mag  dexjenige  so  das  recht  hat  hinfahren  und  die  telgen  off  hawen  so  hoch, 
dass  sie  ihme  nicht  hinderen  an  dem  fahren  (G-rimm,  Weisth.  III 
S.47);  ebenso  öfnung  zu  Seh wartzenbach  (Grimm,  Weisth.  I  S.  218)  u.a 

>»>)  Gierke,  „Der  Humor  im  deutschen  Rechte'',  S.  12  (Berlin  —  1871). 

*»)  Grimm,  Weisth.  B.  HI  S.  42  (Westphalen). 

■**)  Grimm,  Weisth.  B.  m  S.  47  (Westphalen);  übereinstimmend  das 
Schwelmer  Yestenrecht:  so  hoge  als  ein  man  gereoken  kan  mit  einer 
bilen  wan  he  stünde  up  einem  geledderten  wagen.  (Grimm,  Bechtsalterth. 
S.  70  sub  12).  Dieselben  Mittel  gewährt  dem  Nachbar  das  Landrecht  der 
sieben  Freien  (Westphalen)  bei  Grimm,  Weisth.  B.  III  S.  67  und  die 
neuere  Abfassung  desselben,  ~  das  Bochum  er  Landre  cht  (Grimm,  Rechts- 
alterUL  S.  70  sub  13). 
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schneidenden  vorge8chriet)en  wird.*'*)  Ebenso  erwähnt  den  Pflug 
das  Westerwoldsche  Landreeht  von  1470  cap.  8  art.  8,  das 
Landrecht  von  Wedde  ende  Westerwoldinge  Land  art.  124 
u.  a.»»*) 

Eine  singulare  Erscheinung  ist  die  Maassangabe  ina  Zucht- 
buch und  Mannszuchtrodel  von  Pfeffers,  welches  den  Über- 
hang über  einen  „wein-  oder  krautgarten'^  anderthalb  Klafter,  den 
Überhang  über  ein  „tach<<  ein  halb  Klafter  hoch  beseitigt  wissen 
will."») 

Die  an  erster  Stelle  aufgeführten  Stellen  aus  der  Land  feste 
von  Hattnegge,  demSchwelmerVestenrecht,  dem  Bochumer 
Landrecht  u.  a.  m.  behandeln  den  Fall  des  Überhangs  über  den 
Weg,  an  dem  einem  Andern  ein  Recht  zusteht***),  deshalb  bedient 


'^^)  ,,Es  mag  einer  einen  bäum  aaf  seinem  acker  aus  scfaneizen,  so  hoch 
er  den  auf  dem  pflüg  erlangen  kann,  aber  nit  verderben".  Schriften  der  Gro- 
ninger  Genootschap  pro  excolendo  iure  patrio  B.  IV  St.  2.  —  G-rimm,  Zeit- 
Bchr.  für  geschieht!.  Bechtswiss.  B.  III  S.  Söä. 

184)  Westerwoldisohes  Landrecht:  soe  machmen  staen  updieploech- 
rade  ende  verhouwen  den  poem  myt  ener  bylen  dat  helff  up  enen  dume  —  eile 
lanckj  fast  wörtlich  übereinstimmend  das  letztgenannte  £echt.  (Richthofen, 
friesische  KechtsquellenB.I  S.268;  —  Stobbe  B.II  §  85  Anm.  29.  —Grimm, 
Zeitschr.  f.  gesch.  Rsw.  B.  III S.  .358.)  —  Am  detailirtesten  ist  die  Bestimmung  der 
öfnungzu  Schwartzenbach  (St.  Gallen) :  derselbig  (der  Geschädigte)  solle 
alsdann gewalt  haben  wann  er  mit  seinem  bawgeschirr  uöem  acker  fahrt,  und  wi  wit 
und  hoch  er  mit  der  lenggen  band,  wann  er  uffem  schellrädli  stath  die  est  er- 
langen mag,  dieselbigen  abhowen,  ob  er  wälle  und  damit  nit  gefräfiQet  haben. 
(Grimm,  Weisth.  B.  I  S.  218  1.  A.);  „bawgeschirr^,  zusammengesetzt  aus  bawen 
und  geschirr  »  Geräthschaft  jeder  Art  (Schmeller  U  p.  457),  bedeutet  hier 
des  folgenden  „schellrädli**  wegen  den  Pflug,  schell  s»  trennen  (Schmeller  n, 
395),  rädli  =  Bädlein,  woraus  sich  für  schellrädli  die  Bedeutung  des  in  der 
ausgehobenen  Ackerfurche  gehenden  Fflugrades  ergiebt.  —  Yon  Tiroler  Quellen 
vgl.  das  Weisthum  von  Weer  (Tiroler  Weisth.  B.  I  S.  171  Z.  40);  — 
weiter  das  Weisthum  von  Eolsass  (Tirol.  Weisth.  B.  I  S.  184  Z.  33):  So 
mag  er  auf  den  pflueg  stehen  und  mit  dem  pfluegbeil  raumben  als  hoch  er 
reichen  mag,  und  endlich  das  Landrecht  oder  ehehaft  Teidingdes  Land- 
gerichts Hanns berg  (Salzb.  Weisth.  S.  57  Z.  19).  —  Analog  ist  die  von 
Grimm,  Zeitschr.  far  gesch.  Hswiss.  B.  III  S.  352  fg.  angeführte  Bestimmung 
des  spanischen  Bechts,  Fu'ero  viejo  de  Castiella  Lib.  V.  tit.  8  §  12,  wo 
der  die  Beschneidung  der  Zweige  Ausführende  auf  einem  Maulthier  mit  ge- 
bogenen Enieen  stehen,  und  soviel  mit  einer  Axt  abhauein  soll,  als  er  er- 
reichen kann. 

"«)  Grimm,  Weisth.  B.  VI  S.  875  §  76.  (St.  Gallen).  Über  diese  Stelle 
ist  bereits  oben  bei  Anm.  124  das  Nöthige  gesagt. 

"0  ^M  Ehehaftrecht  von  Wilzhut  Art.  11,  2  berechtigt  Jeden, 
nicht  nur  den,  der  ein  Hecht  an  dem  Wege  hat,  zur  Beseitigung  der  über- 
hängenden und  den  Weg  versperrenden  Äste:   und  sich   der  pamb  mit  esten 
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man  sich  als  Standort  des  y^geledderden  wagen'^  Denkt  man  sich 
auf  diesem  Wagen  einen  Mann  mit  aasgestrecktem  emporgehobenen 
Arme  eine  Axt  mit  einem  y^elf  hand  breit''  langen  Stiel^  haltend,  so 
wird  derselbe  im'  Stande  sein,  von  den  überhängenden  Asten  so  viel 
absuhauen,  dass  ein  vollbeladener  Wagen,  wie  ein  Ernte  wagen, 
ungehindert  unter  dem  Baum  wegfahren  kann,  —  dies  ist  wohl  der 
diesen  Entscheidungen  zu  Grunde  liegende  praktische  Gesichts- 
punkt"') Der  Pflug  andrerseits  lag,  wie  er  im  Leben  der  Deutschen 
überhaupt  eine  hervorragende  Stelle  einnahm  und  vielfach  bei  Rechts- 
handlungen Verwendung  fand  ^*^),  bei  der  Beseitigung  der  über 
einen  Acker  hängenden  Aste  als  Standort  am  nächsten.^'^) 

Grimm  macht  auf  die  Unsicherheit,  mit  welcher  der  auf  einem 
Pfluge  als  Unterlage  Stehende  nach  den  Ästen  schlagen  kann,  und 
auf  das  hieraus  sich  ergebende  Zufällige  eines  Erfolges  aufmerksam.  ^^^) 

Ich  glaube  nicht,  dass  dies  beabsichtigt  gewesen  ist,  da  ja  der 
sum  Abhauen  Berechtigte  die  Beseitigung  der  Aste  innerhalb  der 
ihm  vom  Rechte  gesteckten  Gränsen  so  oft  wiederholen  kann,  als 
er  will,  richtiger  ist  der  andere  geltend  gemachte  Gesichtspunkt, 
dass  man  es  mit  Rücksicht  auf  den  Baumeigenthümer  dem  in  das 
Eigenthum  eines  Andern  Eingreifenden  habe  erschweren,  min- 
destens nicht  erleichtern  wollen,  obgleich  auch  dies  wieder  mit 
dem  „geledderden  wagen''  nicht  vollkommen  harmonirt. 

In  ähnlicher  Weise  wie  mit  den  überhängenden  Baumästen, 
verfahrt  man  auch  mit  den  aus  der  Gränzhecke  über  Gebühr  her- 
vorwachsenden Zweigen,   und   zwar  lassen  sich  die  Vorläufer  der 


dermasten  aufgebracht,  dass  niemandt  on  nachtail  darchfabreiif  oder 
reiten  mecht,  so  soll  der  so  geirt  wirdt  mit  allem  faeg  herab  zu 
hauen  macht  haben.  (Qrimm,  Weisth.  UI  S.  682  a.  £.).  Zweifellos  ist 
hier  an  öffentliche  Wege  gedacht. 

<*^  Das  Benker  Heidenrecht  Art  20  (bei  Anm.  131)  bedient  sich 
des  Leiterwagens  ganz  allgemein  bei  Überhang  „up  der  andern  grund'' ;  ebenso 
verallgemeinert  die  Landfeste  von  Hattnegge  in  cap.  68  die  Specialbestim- 
mang  des  cap.  67. 

^  Befahren  des  neuerworbenen  Landes  — ,  die  Pflugschaar  bei  Gottes- 
urtheilen  (Grimm  ,  Bechtsalterth.  B.  I  S.  186;  Grimm,  Zeitschr.  für  gesohiohtl* 
Bswiss.  in  8.  364). 

***)  Auch  hier  ist  der  praktische  Gesichtspunkt  der,  dass  ein  pflügender 
Mann  unter  dem  Baume  ungehindert  fahren  kann:  Weisth.  von  Weer:  das 
der  mener  mit  den  rossen  wol  durch  fahren  mag.  (Tiroler  Weisth.  B.  I  S.  171 
Z.  40);  —  vgl  auch  Taiding  von  Haunsberg.    (Salzb.  Weisth.  S.  57  Z.  20) 

**^)  Grimm,  Zeitsohr.  für  geschiohtl.  Bechtswiss.  in  S.  864;  ebenso  be- 
tont er  a.  a.  0.  S.  3öl  den  Zufall  bei  dem  Überfall  der  Früchte,  (vgl.  unten 
bei  Anm.   905). 
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hier  einschlagenden  Bestimmungen  bereits  in  den  ältesten  deutscheu 
Rechtsquellen,  den  Volksrechten,  wahrnehmen. ^^^) 

Der  Sachsenspiegel  selbst  hebt  den  Fall  der  sich  auf  das  Nach- 
grundstäck  ausbreitenden  Heckenzweigen  nicht  mit  ausdrücklichen 
Worten  hervor,  dagegen  schlagen  an  dieser  Stelle  aus  dem  Kreise 
der  sächsischen  Rechtsbücher  die  Bestimmung  des  Rechtsbuchs 
nach  Distinctionen  II,  2  Dist  XY: 

Alle  zcune  dy  man  zcunet  in  wichbilde,  adder  in  felde, 
ymme  boymgarten  adder  umbe  krutgarten,  dy  sal  eyn 
iczlich  man  dy  storczen  uf  dy  gewer  kern  unde 
nicht  herusz^**), 
sowie  die  fast  wörtliche  übereinstimmende  Entscheidung  des  Eise- 
nachischen Bechtsbuchs  III  Art.  26^^')  ein. 

Aus  der  Reihe  der  späteren  Weisthümer  spricht  sich  hierüber 
am  eingehendsten  das  Landrecht  des  Gerichts  Baschenberg 
in  §  8^")  aus: 

„es  solt  auch  ain  ieder  pandzaun  ....  durch  dene,  dem 
solcher  pandzan  zu'friden  zuegehört  am  dritten  jähr  gestimblt 
werden  .  .  .  ."  —  geschieht  dies  nicht,  so  soll  der  Nach- 
bar „auf  das  pfluegrad  stehen  und  mit  seinem  handpeil 
was  er  erlangen  kann^S  abhacken.  ^^*^) 


*^0  Vgl.  A.  B.  Schmidt  in  Gierke's  Untersuchungen  zur  deatschen 
Staate-  und  Bechtegeschichte  £.  XYIII  S.  39. 

"«)  Ausgabe  von  Ortloff,  1836  S.  114.  —  Vgl.  Brünner  Schöffen- 
buch (Rössler)  cap.  208:  Item  sepem  faciens  ramos  virgarnm  ad  coriam 
vicini  non  vertet.  Femer  AI tp rager  Stadtrecht  (herausgegeben  von 
Rössler  1846)  S.  löO  cap.  167:  wer  seinen  zäun  zeunen  sal,  der  sei  este  von 
den  gerten  in  seinen  hoff  keren  vnd  anders  nyernt. 

>")  Ausgabe  von  Ortloff  S.  710. 

"*)  Grimm,  Weisth.  B.  VI  S.  154  (Bayern);  —  Weisthum  von  Win- 
hering  (1584)  §  11:  Fürs  aindlift,  als  man  auch  etlicher  orten  rauhe  zein 
ziglet  und  poschen  einsetzt,  solle  dieselben  ain  ieder  auf  seine  grünt 
sezen  und  alweg  am  dritten  jar  sonderlich  auch  die  unnuzen  hocken  und 
Stauden  jarlich  schnaiten  und  ausstocken  .  .  .  (Grimm,  Weisth.  B.  VI  S.  140 
—  Bayern). 

]46^  Vgl.  femer  der  sieben  freien  Hagen  Recht  cap.  20:  Ich  frage 
wie  soll  man  bey  hagen  umgehen,  wenn  sie  einem  zu  nahe  wachsen?  Wann 
der  dem  der  hage  zugehöret  nicht  will  abräumen,  wie  sichs  gebührt,  so  soll 
der  deme  er  zu  nahe  wachset,  die  barden  dröge  wetzen,  und  ziehen  sie  durch 
eine  zipollen  und  räume  weg  bis  an  den  alten  stamm.  Derselbe  Gedanke  liegt 
dem  cap.  21  desselben  Gesetzes  (von  den  zäunen)  zu  Grunde  (Grimm,  Weisth. 
B.  in  S.  309  —  Niedersachsen);  —  Westerwolder  Landrecht  cap.  8  §  2: 
von  tuinen  (Richthofen  a.  a.  0.  B.  J  S.  268).  —  Von  oesterreichischen  Rechts- 
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Einen  weiteren  Punkt  des  bei  der  Beschneidung  der  Aste  zur 
Anwendung  kommenden  Verfahrens  anlangend,  so  gestattete,  wie 
ans  der  oben  bei  Anm.  119  ff.  gegebenen  Zusammenstellungen  un- 
schwer ersichtlich  ist,  die  grosse  Mehrzahl  der  deutschen  Bechts- 
quellen  dem  Grundstücksnachbar  oder  dem  anderweit  in  der  Aus- 
übung seines  Rechtes  Beeinträchtigten,  die  Ausübung  unmittel- 
barer Selbsthülfe  ^^*),  nur  selten  wird  dies  Selbsthülferecht  des 
Nachbars  auf  die  Vollstreckung  eines  vorausgegangenen,  den  Baum- 
eigenthümer  condemnirenden  Urtheils  beschränkt. 

Als  Ausnahme  von  der  Regel  erscheint  u.  a.  die  Endbestimmung 
des  I.  Buches  der  Goslarer  Statuten: 

Wes  bomtelghe  up  des  anderen   eghen  gat  eme  to  scaden 

de  scal  ime  umbeden,  des  se  sint  mit  gherichte,  dat 

he  se  af  houwe,  ne  det  he  des  nicht  so  mach  he  se 

selven  af  houwen  alse  verne  alse  up  dat  sin  gat^^'O 

Andere  Rechte,  wie  die   Magdeburger   Blume,    das    „älteste 

polnische  RechtsdenkmaP',  die  Heilbronner  Statuten  u.  a., 

unterlassen  überhaupt  ganz  ein  Selbsthtilferecht  des  durch  den  Über- 


aufzeichnnngen  Tgl.  das  Ehehaftrecht  von  Wilzhnt  Art.  11.  2:  breitet 
rieh  der  am  Wege  stehende  Zaun  soweit  aus,  dass  er  die  Benutzung  des  Weges 
hindert  „so  sali  der  so  geirt  wirdt  mit  allem  fueg  herab  zu  hauen  macht  haben^. 
(Grimm,  Weisth.  B.  III  S.  682);  —  Vgl.  auch  Wagner,  „Rechtsquellen  des 
grauen  und  oberen  Bundes"  in  der  Zeitschrift  für  Schweizer  Recht  B.  XXV 
S.  346  art  44:  Witer  ist  ouch  das  mera  worden  an  der  ganzen  gmeint  das 
niemant  kein  zun  der  stras  znach  setzen  sol  ob  aber  der  zun  znach  im  wag 
sass  und  einen  der  zun  irrte  so  mag  eren  um  stossen  und  brächen  da  mit 
byderblQt  frompt  und  heimsch  gefaren  mügen.    Ebenso  art.  52  a.  a.  0.  S.  347. 

>««)  Der  Sachsenspiegel  II,  52,  das  Breslauer  Landrecht,  das 
sächsische  Weichbild  u.  a  enthalten  das  einfache  Verbot  „siner  bome  telge 
ne  solen  over  den  tun  ok  nicht  gan'^,  ohne  die  Mittel  anzugeben,  deren  sich 
der  geschädigte  Nachbar  zum  Zwecke  seiner  Befreiung  von  den  überhängenden 
Zweigen  bedienen  darf;  erst  spätere  Quellen  legen  auf  das  Selbsthülferecht  des 
Nachbars  besonderen  Nachdruck.  Ob  hierin  ein  besonderes  Characteristikum 
des  deutschen  Rechts  zu  sehen  ist:   vgl.  u.  bei  Anm.  2tiö. 

x«f)  Ausgabe  von  Göschen  S.  41;  —  Vgl.  auch  das  „behmische  Recht  wie 
dasselbe  in  des  Königreichs  Beheim  neuen  Stadt  Prag  in  üblichem  Brauch  ge- 
halten wird",  cap.  XLI  art.  25  in  der  Ausgabe  von  1607  (Leipzig,  Henning, 
Qrossen).  Dasselbe  bestraft  demjenigen  „so  .  .  .  mit  seinem  Nachbar  streitig 
▼nnd  kriegisch  were  in  Sachen  die  Bawmgarten  vnd  Hopfifengärten  betreffend 
▼nd  erwarteten  nicht  des  Rechtlichen  Entschiedes,  sondern  hiebe 
aus  eigenem  fürsatz  die  Bäwme  ab^  Femer  Tgl.  Niederösterr. 
Weisth.  (Winter)  I  S.  742  Z.  25  ff.,  811  Z.  7  ff.,  854  Z.  22  ff.,  894  Z.  8  ff. 
—  Mit  den  Goslar  er  Statuten  stimmt  hinsichtlich  der  im  Texte  hervor- 
gehobenen Punkte  die  Wormser  Reformation  von  1498  überein.  (citirt 
oben  Anm.  105). 
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hang  Beeinträchtigten  zu  verfugen^*®),  sie  verweisen  denselben,  viel- 
mehr ein  Mal  wie  in  der  ebencitirten  Stelle  der  Goslarer  Sta- 
tuten, auf  den  Weg  der  Klage,  und  legen  dann  dem  Baumeigen- 
thümer,   welcher  sich  weigert,    in   Gemässheit  des  gegen  ihn  ver- 


"■)  Polnisches  Rechtsdenkmal  (herausg.  v.  Volkmann)  cap.  19 
(citirt  oben  bei  Anro.  118);  bei  Weigerung  des  Baumeigenthümers  wird  eine 
Strafe  von  „III  hundirt"  ausgeworfen;  —  Magdeburger  Blume  lib.  I 
cap.  36:  er  mag  seinen  scbadin  beleitin  mit  richter  und  mit  schepfin  und  im 
gebot  legin  den  schadin  ozu  wandelin.  (Auf  diese  Quelle  bezieht  sich  jedoch 
nur  der  erste  Theil  des  im  Text  Gesagten;  die  Frage,  wie  es  bei  Widerstreben 
des  Baumeigenthümers  zu  halten  sei,  bleibt  unbeantwortet).  HeilbronnerSta- 
tuten  von  1641  Tb.  IX  tit.  XVII  (von  Baum  abhawen  in  der  Stadt):  Der  Nach- 
bar welcher  unter  dem  Überhange  eines  fremden  Baumes  leidet  „m&g ....  die 
Untergenger  ye  zu  zeytten  darumb  ansuchen  vnd  begern  den  schaden  oder  be- 
schwernuBS  zu  besichtigen,  das  auch  also  auff  bitt  vnd  beger  des  Clagenden  be- 
schehen  vrnl  so  sich  beschwernuss  oder  schaden  erfunde  vnd  erkendt  würd  ab- 
zuthun  oder  den  bäum  abzuhawen^.  Die  Beseitigung  soll  seitens  des  Baum- 
eigenthümers innerhalb  einer  Frist  von  14  Tagen  erfolgen,  für  deren  Kichi- 
einhaltung  das  Gesetz  eine  Strafe  von  ^^wey  pfundt"  verhängt.  Dieselbe  Ent- 
scheidung und  zwar  gleichfalls  unter  Festsetzung  einer  U-tagigen  Frist  trifft 
die  Frankfurter  Reformatio  n  von  1578  Theil  YUI  tit.  IB.  —  Allerdings 
ist  sowohl  die  Blume  des  Magdeburger  Rechts,  als  auch  des  Heil- 
bronner  Statut  und  die  Frankfurter  Reformation  von  1678  (letztere 
Beide  besonders  durch  das  Mittelglied  der  Worms  er  Reformation  von  14d8) 
vielfach  von  römischem  Rechte  beeinflusst;  da  jedoch  Dig.  XLIII,  21  das 
Recht  der  Klagerhebung  des  Nachbars  zum  Zwecke  der  Beseitigung  des  Über- 
hangs nicht  ausdrücklich  hervorhebt,  und  der  Einfluss  des  römischen  Rechts 
in  der  überwiegenden  Anzahl  der  damaligen  deutschen  Codificationen  seinen 
Ausdruck  weniger  in  einem  Eindringen  der  Gesetzesredaktoren  in  die  leitenden 
Grundgedanken  des  römischen  Rechts  und  die  hieraus  zu  ziehenden  Folgerungen, 
als  in  einer  mehr  mechanischen  unmittelbaren  Herübernahme  römischer  Rechts- 
bestimmungen findet,  so  ist  es  m.  E.  unrichtig,  die  Entstehung  dieses  dem 
Nachbar  eingeräumten  Klagerechts  unbedingt  fremden  Einflüssen  zuzu- 
schreiben. —  Vgl.  auch  Feld-Recht  der  Stadt  Müllhausen  art.  IX  $  10: 
Wenn  aber  die  Aeste  davon  dem  Nachbar  zu  weit  überhingen  und  schädlich 
wären,  mag  er  an  gehörigem  Ort  klagen,  dass  solche  gestimmelt  und  der  Regen- 
Trauf  so  dahin  abfallet  von  des  Nachbarn  Guth  abgeschafft  werden.  —  Zugleich 
mache  ich  vergleichsweise  auf  die  übereinstimmende  Verfügung  der  inter- 
essanten Statuta  Mentoni  (veröffentlicht  1886,  Augustae  Taurinorum)  pg.  42 
„de  arboribus  impendientibus  vias"*  aufmerksam:  Item  statuit  et  decrevit  quod 
ubi  aliqua  Mentoni  habuerit  arbores,  que  vias  se  per  illas  pedester  vel  equester 
transeuntes  quomodlibet  impediant  vel  occupent  quod  domini  talium  arborum 
teneantur  et  debeant  illas  infra  tres  dies  postquam  eisdem  fuerint  denunciatum 
arbitrio  potestatis  seu  alterius  ad  id  deputati  taliter  infundere,  quod  impedi- 
mentum  aliquod  cum  bestiis  vel  sine  bestiis  transeuntibus  non  inferant;  quod 
si  non  fecerint  in  bannum  unius  grossi  pro  quolibet  denunciante  incurrat  et 
quilibet  accusare  possit  et  accusanti  pro  iuramento  oredatur. 
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gangenen  Urthcils  den  Nachbar  von  dem  Überhange  selbst  zu  be- 
freien, eine  Busse  auf,  deren  Höhe  den  widerstrebenden  Willen  des 
Baumeigenthümers  brechen  sollte. 

Ein  gewissermassen  abgekürztes,  ausserordentliches  Verfahren 
bezeichnet  die  Bestimmung  des  Augsburger  Statuts  von  1276 
Art.  LXXXI,  demzufolge  sich  der  Nachbar  für  die  ihm  aus  dem 
Überhang  entstehenden  Nachtheile  durch  die  Früchte  der  über- 
ragenden Zweige  entschädigen  darf, 

„Wil  aber  er  des  obzes  niht  so  mag  er  dem  vogte  wol 
clagen  unde  sol  der  vogt  daz  danne  abe  hawen  swaz  über 
din  gut  da  hanget,  swelher  hant  bäum  daz  ist/^^^^) 
Wenn  schon  es  sich  hier  nur  um  eine  Beschwerde  zu  handeln  scheint, 
über  welche  ohne  jede  weitere  Verhandlung  entschieden  wurde,  so 
tritt  doch  das  in  dem  vorliegenden  Citate  angegebene  Verfahren 
durch  die  Theilnahme  des  Vogts  aus  dem  Rahmen  der  von  dem 
Benachtheiligten  unmittelbar  geübten  Selbsthülfe  heraus. 

Wie  bereits  bemerkt  müssen  diese  Stellen  gegenüber  der  grossen 
Anzahl  derjenigen  Quellenentscheidungen,  welche  sich  zu  Gunsten 
eines  unmittelbaren  Selbsthülferechts  des  Nachbars  aussprechen,  als 
Seltenheiten  bezeichnet  werden;  das  deutsche  Recht  geht  sogar  so- 
weit, im  Gegensatz  zum  römischen  Rechte  von  dem  benachtheiligten 
Grundstücksnachbar  nicht  ein  Mal  den  Erlass  einer  Aufforderung 
an  den  Baumeigenthümer  und  eine  ausdrückliche  Weigerung  des- 
selben zu  fordern,  ehe  es  dem  Ersteren  das  Recht  einräumte,  durch 
eigenes  Eingreifen  den  ihm  schadenbringenden  Überhang  zu  be- 
seitigen. ^^^) 

Als  Ausnahme  für  diesen  letzten  Punkt  ist  zwar  auch  die 
Glosse  zum  Sachsenspiegel  II  Art.  52  §  2: 

du  bist  is  ane  schuld  ap  du  is  ym  gestaten  wilt,   das 
er  is  selbir  tut  ut  ff.  de  arboribus  cedendis  1.  ait  praetor  . . .  ^*^) 
zu  nennen,  jedoch  ist  dieser  Stelle  in  Folge  des  gekünstelten  Ver- 
einigungsversuches,  welchen   sie  gegenüber  dem  römischen  Rechte 
anstellt,  nur  geringes  Gewicht  beizumessen.     Von  grösserem  Belang 


>^*)  Meyer,  das  Stadtbuoh  von  Augsburg  S.  162;  —  Walch,  Beiträge  IV 
a  286. 

•*')  Beyer,  l.  o.  pg.  665  und  Kraus,  1.  c.  pg.  sequ.;  —  Schmidt,  Vor- 
lesung, über  säohs  Privatr.  B,  I  S.  267;  —  Hellfeld,  jurispr.  forens.  §  187ö. 

>*')  Oitirt  nach  der  Baseler  Ausgabe  von  U74.  —  M.  Kling,  Sächsisches 
Landr.  Bl.  104  enthält  statt  des  im  Texte  gegebenen  Wortlautes:  „so  soll  er 
sie  abhauen,  und  du  bist  ohne  Schuld,  ob  du  es  ihm  nicht  gestatten  willst, 
da  du  es  selbst  thust:  1.  1  Big.  XLTTT,  27  (abgedr.  bei  Emminghaus, 
Pandekt.  des  gem.  säohs.  E.  S.  444  No.  18). 
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18t  cap.  19  des  LJrtheils  zum  Sand  well***),  worin  verfügt  wird, 
dass  der  Baumeigenthümcr  die  Beseitigung  des  Überhangs  vor« 
nehmen  solle, 

„oder  sofern  er  solches  zu   thun  verweigerte^  soll 
der  andere  mann  (hier:  der  Nachbar)  die  absteubung  selbst 
thuen  mögen. 
In  derselben  Weise  wie  das  ürtheil  zum  Sandwell  entscheiden 
das  Weisthum  von  Weer**'),   sowie  das  Weisthum  von  Kol- 
sass,  während  der  Wortlaut  des  Benker  Heiden  rechts  §  20**^): 
Item  so  wise  ik  ok  vor  recht  dar  dei  boeme  up  des  andern 
grund  overhangen  thut,   dar  demselbigen  schaden  van  tho- 
gekehret  würde,  und  derjenige  in  dessen   grund   der 
boem  stehen  thut,  nicht  abschaffen  will, 
eine  bestimmte  Auslegung  nicht  zulässt,  da  die  Worte  „nicht  ab- 
schaffen will^'   ebenso  gut  nur  ein   blosses  Unterlassen,    und   nicht 
ein  ausdrückliches  Widerstreben   des   Baumeigenthümers   enthalten 
können.  — 

Über  den  Rechtsgrund,  welcher  den  Grundstttcksnachbar 
berechtigt,  eine  Beseitigung  der  über  sein  Grundstück  hangenden 
Aste  zu  fordern,  bezieh,  persönlich  deren  Beschneidung  vorzunehmen, 
ist  in  der  deutschrechtlichen  Literatur  viel  gestritten  worden. 


»")  Grimm,  Weisth.  B.  HI  S.  136  fg.  —  vgl.  auch  Stobbe  a.  a.  O.  11 
8. 105.  —  Die  Nürnberger  Reformation  XXVI,  14  und  die  Regensburger 
Wachtgeriohtsordnung  von  1657  tit  XIX  §  2  sprechen  nur  von  der  an  den 
Baumeigenthümer  ergangenen  Aufforderung  ohne  die  Möglichkeit  der  durch 
den  Nachbar  zu  übenden  Selbsthülfe  zu  erwähnen  (das  Regensburger 
Statutarrecht  in  der  von  Weber,  a.  a.  O.  B.  V  S.  7ö  wiedergegebenen  Fassung 
spricht  in  §  131,  2  davon,  dass  der  Nachbar  „zu  klagen  befugt**  sei). 

»")  Weisthum  von  Weer  (Tiroler  Weisth.  B.  I  S.  171  Z.  40  fg.):  Item 
wo  zween  mit  iren  grünt  an  einander  stossen  oder  ligent  und  aui  dem  ainen 
thail  perent  pärab  steen,  und  der  ander  seinen  grünt  pauen  wolt,  das  soll  ir 
ainer  dem  andern  zu  wissen  thuen,  das  der,  des  die  paum  sind  die 
öste  selb  aufschneid  .  .  .  thät  er  das  nicht  so  mag  darnach  der 
ander  steen  .  .  .  und  mit  ainem  peil  die  Ost  selbe  räumen.  Der- 
selbe Ausdruck  im  Weisth.  von  Eolsass  (Tiroler  Weisth.  B.  I  S.  184  Z.  28). 
—  Vgl  auch  den  traotatus  de  juribus  incorporalibus  tit  XIII  §  10 
Wenn  aber  die  Bäum  sich  soweit  ausbreiten,  dass  sie  mit  deren  Aesten  und 
Wurtzen  dess  Nachbarn  Gründen  schädlioh  seynd,  so  hat  der  Nachbar  Macht, 
wenn  es  der  Baumherr  auf  Ersuchen  nicht  wenden  will,  solche 
schädliche  Aest  und  Wurtzen  selbst  ab  und  weg  zu  hauen.  (Niederöster- 
reich; vgl.  Schuster,  oesterr.  allgem.  Gerichtszeitung  XXXIV  No.  14). 

»«)  Grimm  III  S.  42  §  20.  Ähnlich  im  Rechte  der  sieben  freien 
Hagen  cap.  20:  Wann  der  dem  der  hage  zugehöret  nicht  will  abräumen 
wie  siohs  gebührt.    (Grimm  III  S.  309). 
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Man  glaubte  sich  vor  eine  Principfrage  gestellt,  deren  Beant- 
wortung zugleich  Licht  auf  andere  demähnliche  Rechtsverhältnisse 
werfen  könnte  und  bemühte  sich  daher  einen  theoretischen,  die 
Keimkraft  für  die  Erklärung  einer  Reihe  von  Rechtsinstituten  in  sich 
schliessenden  Kernpunkt  zu  finden. 

£8  ist  vorauszuschicken,  dass  der  Baum  im  Eigenthum  dessen 
steht,  aus  dessen  Grund  und  Boden  der  Stamm  hervor  wachs  t ; 
dieses  Bigenthumsrecht  begreift  alle  Zweige  des  Baumes  in  sich, 
gleichgültig,  ob  sie  sich  über  den  Boden  dessen  breiten,  dem  der 
Baum  als  solcher  gehört,  oder  ob  sie  hinüber  über  das  in  fremdem 
Eigenthume  stehende  Nachbargrundstück  reichen.  Dies  ist  die  in 
der  älteren  wie  in  der  neueren  Literatur  herrschende  und  allein 
richtige  Ansicht.***) 

Nicht  zu  billigen  ist  demgemäss,  weil  von  Anfang  an  auf  un- 
richtiger Grundlage  ruhend,  die  Ansicht  Beseler's**^^),  derzufolge 
bei  dem  Überhange  „das  Recht  des  benachbarten  Grundstücks 
als  maassgebend  betrachtet  wird'',  und  hierdurch  der  Eigenthümer 
des  Nachbargrundstücks  bei  Beseitigung  der  Aste  nur  in  der  Aus- 
fibang  seiner  freien  Verfügungsgewalt  über  die  ihm  gehörige  Sache 
begriffen  erscheint ^*^)    Allerdings  besteht  eine  Stelle,   welche  die 


***)  VgL  Runde,  Grunds,  des  gem.  deutsch.  Privatr.  §  276  a.  E.;  Stobbe, 
a.  a.  O.  8  85  a;  Fuldaisches  Privatrecht  bei  Weber,  Darstellung  der 
B&mmtl.  Provinzial-  u.  Statutarrechte  Bayerns  B.  ID.  S.  980:  „Das  Eigenthum 
•inet  auf  der  Grunze  stehenden  Baumes  wird  nach  Fuldaischer  Observanz  nicht 
nach  dem  Überhang  der  Äste,  sondern  nach  dem  Hauptstamm  bemessen'' 
(§  155,  1);  Nettelbladt,  syst.  univ.  jurispr.  nat.  (ed.y.  Hai.  1786)  §  487:  .  . 
„de  dominio  arbornm  notari  meretur:  arborem  eius  esse  in  cujus  fundo  truncus 
eat**;  Hagemann,  Landwirthschafbsr.  §  137;  Weiske,  Landw.  §  83;  Hesse, 
Bchyerh.  zw.  Gmndstücksnaohb.  §58;  Gruohot,  Beiträge  VII  S.  119  ff.; 
—  Brückner,  Handbuch  des  herzogl.  Sachsen- Goth.  Privatr.  §  465.  —  Ab- 
weichend Land-  u.ürbarrecht  des  Pfleg-  U.Landgerichtes  Hütten- 
stein cap.  22:  fahlss  ein  solcher  (fruchttragender)  paumb  also  situieret  ist, 
daz  er  auch  von  eines  andern  grund  oder  erden  saft  und  wachs- 
thumb  erhaltet,  so  haben  beede  auf  gleiche  thail  die  fruchten 
(Salzb.  Taid.  S.  175  Z.  1  ff.);  Braunschweiger  Eescript  vom  21.  Januar 
1793  (Steinacker,  Particulares  Privatrecht  des  Herzogthums  Braunschweigs 
S.  395  Anm.  1).    Über  Letzteres  vgl.  auch  unten  Anm.  197. 

»•)  Beseler,  System  §  87  sub  IV,  S.  356  (4.  Aufl.);  vgl.  auch  Hille- 
brand,  a.  a.  0.  S.  822  und  Kayser  in  Gruchot's  Beiträgen  XXI  S.  73  ff. 

''*)  So  muss  man  wenigstens  die  Worte  Beseler's:  „so  dass  dem  Eigen- 
thümer desselben  (d.  h.  des  benachbarten  Grundstücks)  die  herüberragenden 
Äste  and  Früchte  .  .  .  des  fremden  Baumes  gehören^  auffassen.  —  Diese 
Ansicht  wurde  vor  Allem  im  18.  Jahrhundert  von  der  sächsischen  Jurispru- 
denz, weiche  ein  besonderes   „ius  aeris"   oonstruirte,  vertreten;  vgl.  Beyer, 
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Auffassung,  dass  die  über  ein  fremdes  Grundstück  ragenden  Zweige 
nicht  im  Eigenthum  des  Baumeigenthümers  inbegriffen  seien  unter- 
stützen könnte;  es  ist  dies  die  Verfiigung  des  Urtheils  zum  Sand- 
well cap,  19: 

,,Daer  zwei  marken  gründe  bey  einander  liggen  und  ob 
den  einen  grund  ehezeits  teigen  gepottet,  die  nun  über  des 
andern  manns  land  wachsen,  so  sey  derselbig  schuldig,  die 
zweiger,  welche  ober  des  andern  land  überhangen  abza- 
stüven,  und dasz  holz  bei  ders eibigen  sonnen  darben 

zu  schaffen «"») 

Das  „darben*^  am  Schlüsse  der  eben  citirten  Stelle  würde  sich 
als  Demonstrativ  gefasst  auf  „des  andern  manns  land'^  beziehen, 
und  demnach  ein  Anrecht  des  Nachbars  an  dem  Holze  der  über- 
hängenden Zweige  voraussetzen,  es  ist  jedoch  richtiger,  dieses 
„darben*' ^^*)  in  Verbindung  mit  dem  darauffolgenden  „schaffen**, 
ohne  einen  besonderen  Nachdruck  auf  die  locale  Beziehung 
desselben  zu  legen,  mit  „wegschaffen''  wiederzugeben.^*®)  Wenn 
dies  aber  auch  nicht  als  die  richtigere  Auslegung  erschiene,  so 
würde  doch  diese  einzige,  überdies  in  anderer  Beziehung  ziemlich 
isolirt  dastehende  Stelle  nicht  im  Stande  sein,  eine  eventuell  auf 
ihr  führende  Theorie  zu  rechtfertigen. 

Gegen  die  Ansicht  Beseler's  streiten  vor  Allem  die  oben  bei 
Anm.  147  ff.  angeführten  Stellen  der  Magdeburger  Blume,  der 
Goslarer  Statuten,  des  „ältesten  polnischen  Rechtsdenk- 
mals'* u.  a.,  denn  es  wäre  nicht  einzusehen,  warum  man  klagen  soUtOi 
um  sich  der  Ajste  zu  erwehren,  welche  nach  Beseler's  Ansicht  dem 


delineat.  iur.  civil,  ad  tit.  Fand,  de  arbor.  oaed.  XLIII,  27;  Berger,  oecon 
iur.  lib.  n  tit  II  §  XVII  n.  2;  Wernher,  observ.  for.  P.  11  obs.  426. 
Heinrich  Hahn,  ad  Wesembeciam,  tit.  de  glande  leg.  und  hierza  unten  bei 
Anm.  269  o.  261;  —  Neuerdings  vertritt  Sohuster,  in  der  allgem.  oesterr. 
Qeriohtszeitong,  Jahrg.  1888  (B.  XXXIV)  No.  13  ff.  dieselbe  Ansicht. 

»»)  Grimm,  Weisth.  B.  KI  8.  136  flF. 

1»^  über  die  Bedeutung  des  Wortes  „darben''  vgl.  Müller,  Mittelhoch- 
deutsch. Wörterbuch  8.  807. 

>^)  Der  Hauptgrund  für  diese  letztere  Wiedergabe  liegt  in  der  auch  un- 
mittelbar darauf  im  Texte  hervorgehobenen  Überlegung,  dass  wenn  die  auf  das 
Nachbargrundstüok  Überragenden  Äste  dem  Nachbar  gehören,  das  Gesetz  dem 
Baumeigenthümer  vollkommen  grandlos  die  Verpflichtung  zu  ihrer  Beseitigung 
auferlegte.  —  Ich  möchte  hier  zugleich  einem  Irrthum  vorbeugen,  und  bemerke 
deshalb,  dass  weder  Beseler,  noch  ein  anderer  Vertreter  der  B eseler' sehen 
Ansicht  sich  auf  diese  Stelle  stützt.  —  €tegen  die  Ansicht  Beseler's  vgl. 
auch  Hesse,  a.  a.  O.  B.  U  S.  199  (2.  Aufl.  S. 


Kläger  selbst  gehören.  Auch  wenn  man  diesen  Quellen  ihrer  Sonder- 
stellung wegen  nicht  ausschlaggebendes  Qewicht  einräumen  will,  so 
steht  doch  der  von  B eseler  vertretenen  Meinung  des  in  zahlreichen 
Quellen  fär  die  Beseitigung  der  Aste  angegebene  Maass  entgegen. 
Denn  aus  welchem  andern  Grunde  giebt  das  Gesetz  dem  Nachbar 
nur  ein  ,,elf  handbreit*'  lang  gestieltes  Beil  in  die  Hand,  als  aus  dem 
Streben 9  den  Eingriff  in  das  fremde  Eigenthum  innerhalb  der 
Gränsen  der  Nothwendigkeit  zu  beschränken?  Oder  warum  darf 
nach  einigen  Quellen  der  Nachbar ,  welcher  die  Aste  selbst  ab- 
geschnitten hat,  nur  so  viel  mit  sich  nehmen,  als  auf  seinem  Wagen 
liegen  bleibt,  während  er  den  übrigen  Theii  der  abgehauenen  Zweige 
dem  Banmeigenthümer  belassen  muss?'^^) 

Auch  das  lässt  sich  nicht  mit  der  Ansicht  Beseler's  ver- 
einigen, dass,  wie  sich  das  Eisenacher  Bechtsbuch  ausdrückt» 
dem  der  „den  stog  jn  sime  hofe^'  hatte  ^^'),  gestattet  war,  den 
Überhang  von  des  Nachbars  Grundstück  „bi  omen  to  zeihen'^ 
Allerdings  ist  es  bestritten,  ob  wir  dieses  Becht  auf  den  Überhang 
^edes  Baomns,  oder  nur  auf  den  gewisser  Gewächse ,  wie  Banken- 
pflanzen u.  dgl.  zu  beziehen  haben,  und  könnte  von  der  gegnerischen 
Seite  gerade  hierin  der  springende  Punkt  gefunden  werden,  dass 
der  schwankende  Hopfen,  dessen  Banken  der  Wind  bald  auf  diese 


**')  Es  wird  in  den  Quellen  nur  ganz  ausnahmsweise  über  die  Frage, 
wem  die  abgehauenen  Zweige  zufallen  gehandelt.  Um  so  mehr  Beachtung  ver- 
dienen daher  die  Entscheidungen  des  Landreohts  der  sieben  'Freien 
(Ghrimm,  Weisth.  in  S.  69)  und  des  Benker  Heidenrechts  §20  (Grimm, 
Weisth.  III  S.  42) —,  beide  Westphalen  angehörig,  —  welche  eine  Theilung 
der  abgehauenen  Äste  zwischen  dem  Banmeigenthümer  und  dem  die  Beseiti- 
gung Yomehmenden  Nachbar  bestimmen,  indem  sie  dem  Letzteren  gestatten 
das  „was  in  die  ledderen  feit**  (in  die  „Leitern"  des  Wagens),  oder  wie  sich 
das  Benker  Heidenrecht  deutlicher  ausdrückt,  was  „abgehauen  up  den 
wagen  ▼erblifft*'  mitzunehmen ,  während  er  „dat  ander  liggen  laten**  soll.  — 
Bemerkenswerth  ist  anderseits  die  Bestimmung  in  einer  auf  der  Reichsgerichts- 
bibüothek  zu  Leipzig  befindlichen  Handschrift  der  Eisenachischen  Statuten 
Ton  1687  Th.  III  Art.  17  (fehlerhafter  Abdruck  bei  Franken,  neue  Bey träge 
Sil  der  Geschichte  ....  der  Lande  des  Ghur-  und  Fürstlichen  Hauses  Sachsen 
I  Th.):  „Wolte  auch  des  Baums  eigenthumsherr  die  schädlichen  Äste  nicht  ab- 
hauen, 80  mag  sein  Nachbar,  dem  sie  schaden,  sie  wohl  selbst  abhauen 
und  in  seines  Nachbarn  Hoff  werfen;  und  leidet  daran  keinen  wandel. 
—  Ygl.  Stobbe  a.  a.  0.  §  85  Anm.  31.  Die  in  Sachsen  herrschende  Doctrin 
spraoh  Yor  der  Emanation  des  Bürgerl.  Gesetzb.  für  das  Kgr.  Sachsen  dem 
Nachbar,  welcher  die  Beseitigung  des  Überhangs  vornahm,  das  Holz  der  ab- 
gehaneoen  Zweige  zu.  Genauer  ist  hierüber  bei  der  speciellen  Besprechung 
des  sachsischen  Hechts  unten  bei  Anm.  258  ff.  gehandelt. 

»«)  Ausgabe  von  Ortloff  S.  710. 
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bald  auf  jene  Seite  treibe ,  in  Gegensatz  zu  den  festeren  Baum- 
zweigen  gesetzt  wird;  eine  genauere  Prüfung  der  Quellen  aber  wird 
die  Unrichtigkeit  dieser  Auffassung  darthun. 

Betreffs  der  Bankengewächse  trifft  der  Ssp.  eine  klare,  nicht 
misszuverstehende  Bestimmung  in  B.  U  cap.  52  §  1: 

Vlichtet  hoppe  over  enen  tun,  sve  die  wortelen  in  deme  hove 
hevet,  die  gripe  deme  tune  se  he  nest  möge,  und  tie  den 
hoppen;  svat  is  ime  volget,  dat  is  sin;  svat  is  in  anderhalf 
blift,  dat  is  sines  nakebures. 
Wörtlich  stimmt  hiermit  wieder  der  Ausdruck  des  Breslauer 
Landrechts'*^),  der  „systematischen  Bearbeitung  des  Ssp. 
für  Berlin" *•*)  und  des  Sächsischen  Weichbildes***)  über- 
ein; ebenso  enthält  das  „polnische  Bechtsdenkmal"*'*)  in  de- 
tailirter  Ausführung  dieselbe  gesetzliche  Anordnung. 

Es  herrscht  nun,  wie  bereits  bemerkt,  darüber  Streit,  ob  diese 
den  Hopfen  ausdrücklich  hervorhebenden  Bestimmungen  nur  in 
diesem  Gebiete  der  leicht  beweglichen  und  leicht  von  dem  Eigen- 
thümer  auf  sein  Gut  zu  ziehenden  Ranken  Geltung  besitzen**'^), 
oder  ob  eine  Ausdehnung  dieses  Bechtssatzes  auch  auf  Bäume 
und  die  von  ihnen  auf  das  Nachbargrundstück  ragenden  Aste  im 
Sinne  des  Gesetzgebers  liegt. 

Ich  möchte  mich  für  die  letztere  Auffassung  entscheiden,  und 
zwar  aus  folgenden  Gründen :  Allerdings  kann  die  kurze  bestimmte 
Fassung  des  §  2  des  Ssp.  II,  62  den  Eindruck  hervorrufen,  als  ob 


«•^  Gaupp,  a.  a.  O.  cap.  216. 

^^*)  Fidicin,  a.  a.  0.  S.  104.  Ebenso  wieder  das  Eisenachische 
iteohtsbuoh  III,  23:  Fliehtet  der  hopphe  abir  den  zcun,  wer  den  stog  yn 
syme  hofe  had,  der  griffe  an  dem  zcune,  so  er  fernst  mag,  und  zeihe  di  hopphen 
bi  omen.  Waz  em  danne  volget,  das  ist  sin;  daz  andirsit  blibit,  daz  ist  syns 
nagkebors.  Übereinstimmend  die  Land  feste  von  Hattnegge  cap.  76 
(Grimm,  Weisth.  lU  8.  48). 

*^  Gap.  125  §  1  (Ausgabe  von  Daniels  u.  Graben). 

^^  „Polnisches  Rechtsdenkmal*|  cap.  19  (Yolkmann):  Alzo  der 
gebuer  garten  zo  no  anenander  stan,  daz  der  hoppe  os  eynes  garten  wechzet 
in  den  andern,  Bittet  denne  ienir  mit  geczuge,  daz  her  sinen  hoppe  wene  us 
zynen  garten  vnde  tut  her  des  nicht,  wen  der  hoppe  ryf  wirt,  her  mos  (darf) 
nicht  in  gens  garten  geen,  Synen  hoppe  abe  breohin,  sandir  her  gewinne  zin 
in  zines  garten  zelbes  alzo  vil  ....  Waz  abir  des  hoppen  in  eynes  garten 
blibet,  den  mus  her  wol  vrilichin  behalden.  —  Vgl.  auch  Westerwolder  Land- 
recht cap.  8  §  15:  was  hem  volget  to  den  wortelen  dat  mach  he  holden,  dat 
ander  mach  die  gene  hebben  daer  hy  hoven  syn  grünt  wasset.  (Bichthofen, 
ß.  I  S.  268  fg.). 

>•')  Hillebiand  a.  a.  0.  S.  311  bes.  Anm.  2. 
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die  Bäume  in  ihrer  Gesammtheit  im  Gegensatz  zu  den  Ranken- 
gewächsen gestellt  würden ^*^),  wir  vermögen  jedoch  aus  andern 
mit  dem  Ssp.  in  engem  Connexe  stehenden  Quellen,  den  wahren 
lohalt  der  ebengedachten  Stelle  zu  bestimmen. 

So  führt  die  Glosse  zum  Sachsenspiegel  als  Erklärung 
zo  Buch  II  Art.  52  §  1  und  2  an: 

Dieses  §  meinung  ist  auch  czweierlej,  wen  als  er  geseczt 
hat  von  kreuten  vnd  von  czweigen  dy  man  ge- 
ozihen  mag,  die  gebogen  sein.  Darumb  sagt  er  erst 
von  czweigen  dy  nicht  gefolgig  sein  vnd  sagt:  die  czweige 
etc."*) 
In  ähnlicher  Weise  bedient  sich  die  ,,Clevi8che  Rechtsquelle 
des  XV.  Jahrhunderts'«  in  Titel  176 ^^<^)  des  Ausdrucks: 

ind  sin  die  telgen  niet  böige  soe  en  suUen  die  boem 
teiger  aver  den  tuin  niet  hangen  dinennaburentoeschaiden.^^^) 
Man  betonte  demnach  nicht  den  Gegensatz  von  flopfenranken  und 
Baumästen,  sondern  den  von  biegsamen  und  nicht  biegsamen  Zweigen. 
Weiterhin  finde  ich  einen  Beleg  für  die  Richtigkeit  der  hier 
vMtretenen  Ansicht  darin ,  dass  man  bereits  früh  bestrebt  war, 
dieses  leicht  misszuverstehende  Verhältniss  des  §  1  zu  dem  §  2 
des  Sachsenspiegels  II,  52  durch  grössere  AusAihrlichkeit  auf- 
zuklären bez.  bei  neuen  Ciodificationen  zu  vermeiden. 

So  stellt  bereits  die  Görlitzer  Glosse ^^*)  die  „hopfingertin 
oder  weingertin  oder  bamngertin'«  und  damit  die  verschiedenartigen 
aus  ihnen  auf  des  Nachbars  Grundstück  reichenden  Zweige  auf 
eine  Stufe,  während  sich  das  Bechtsbuch  nach  Distinctionen, 


''*)SoKaysera.a.O.  S.  71,  der  deshalb  auch  eine  Ausd^nung  der 
Bestimmung  des  §  1  des  Sachsenspiegels  II,  52  verwirft  —  Andrerseits 
vgL  Brückner,  Handbuch  des  herzogl.  sächs.  Privatr.  §  465  (S.  102):  „Jeder 
Qnmdeigenthümer  bat  das  Recht,  die  über  sein  Gmndstttck  hängenden  Aeste 
eines  fremden  Baumes  absuscbneiden  oder  sonst  nach  Gefallen  zu  benützen. 
Doch  darf  der  Eigenthümer  des  Grandstücks ,  auf  welchem  ein  Baum  Wurzel 
geschlagen  hat,  der* über  die  Grenze  des  nachbarlichen  Grundstücks  hinaus  ge- 
wachsen ist,  denselben  nach  seinem  Grundstück  hinziehen.  [Sp.  II.  62];"  — 
Siehe  auch  Kette Ibladt,  syst.  univ.  jurispr.  nat.  (ed.  V.  Hai.  1785)  §  487. 

^^  Gitirt  nach  der  Baseler  Ausgabe  Ton  1474. 

"•)  Zeitschrift  für  Bechtsgesch.  B.  IX  (1870)  S.  448. 

*^>)  Auch  kurz  vorher  finden  sich  in  derselben  Stelle  die  Worte :  „off  die 
böige  si**  u.  s.  w. 

**')  Heidelberger  Jahrbücher  1823  S.  106.  —  Verallgemeinerung  in  der 
Glosse  Ton  1340,  (hierzu  Schulte,  Reohtsgesch.  S.  140.  144  und  Kays  er 
a.  a.  0.  S.  71). 

Sdmudt,  Dm  Beoht  des  Oberbangi  und  Überfall!.  ') 
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sowie  die  „Casseler  Handschrift  eines  ßechtsbuches*'  II, 
22,  betreffs  der  Überhangsfrage  ganz  allgemein  ausdrücken,  ohne 
die  Ilankengewächse  besonders  hervorzuheben.^^') 

Es  kommt  noch  ein  zweiter  Grund  hinzu.  Mir  scheint  es  sich 
n&mlich  im  vorliegenden  Falle  weniger  um  eine  Frage  des  prin- 
cipiellen  Rechts,  als  vielmehr  um  eine  Frage ,  welche  nach  der  je- 
weiligen Sachlage  zu  beantworten  ist,  zu  handeln.  Ist  es  möglich, 
die  auf  das  Nachbargrundstück  hinüberragende  Baumäste  „bi  omen 
to  zeihen  %  so  ist  es  nicht  einzusehen,  warum  es  dem  Baumeigen- 
thümer  verwehrt  sein  sollte,  sich  desselben  Mittels  wie  bei  dem  Über- 
hängen von  Hopfenranken  zu  bedienen.  Weshalb  sollten  bei  dem 
Vorhandensein  völlig  gleicher  Bedingungen  die  Baumäate  einem 
andern  rechtlichen  Grundsätze  unterliegen,  als  die  B.ankeogewächae? 

Drittens  endlich,  und  zwar  richtet  sich  dies  zugleich  als  schwer 
wiegender  Grund  gegen  die  Ansicht  Beseler's,  —  war  ja  der 
Baumeigen  thümer  nicht  ein  Mal  gesetzlich  behindert,  die  Be- 
schneidung der  überhängenden  Zweige  selbst  vorzunehmen.  ^^^) 
Hat  der  Baumeigenthttmer  die  Pflicht,  die  Aste  seines  an  der 
Gränze  wachsenden  Baumes  auf  das  Grundstück  des  Nachbars 
hinüberragen  zu  lassen,  oder  liegt  es  nicht  vielmehr  im  Sinne  dea 
Gesetzes,  dieselben  derartig  einzuschränken,  dass  der  Gefahr  einer 
Schädigung  des  Nachbars  vorgebeugt  werde?  Dann,  dass  das  Ge- 
setz dem  Nachbar  gestattet,  die  Beseitigung  der  Aste  durch  einen 
Akt  der  Selbsthüife  vorzunehmen,  liegt  doch  noch  kein  dem  Baum- 
eigenthttmer gegenüber  gesetzlich  garantirter  Anspruch  des  Nach- 
bars, ihm  dies  Selbsthülferecht  nicht  zu  verkümmern  und  die  Aste 
über   dem   Nachbargrundstück    zu   belassen I^^*^)     Nur   in  einem 


1T8)  Eeohtsbuch  nach  Distinctionen  11  cap.  IIDist  14:  Welch  man 
by  sime  nackebur  had  eynen  boyingarten  legen  was  do  obir  des  andern  wera 
kempt  mit  «inen  esten  adder  zceloken,  der  denne  den  Btam  adder  woroseln  of 
einer  gewer  had,  der  zcy  sich  der  este  adder  soelcke  an  unde  griffe  denne  so 
her  nesten  möge;  was  om  denne  fulget  das  ist  sin  (was  im  da  nicht  gevolgen 
en  mao,  das  schol  ienes  sin)  —  vgl.  fiillebrand  a.  a.  O.  S.  811  bei  Ann.  2. 
Fast  wörthoh  übereinstimmend  die  Bestimmung  der  Gasseier  Handschrift 
eines  Bechtsbnchs  3,  22  (oitirt  bei  Grimm,  Beohtsalterth.  8.  Ö51  fg.  und 
bei  Hillebrand  a.  a.  O.);  Vgl.  auch  Eayser  a.  a.  0.  S.  72;  Hesse,  die 
BechtsTerhältn.  zwischen  Orundstücksnachb.  B.  11  S.  200  (2.  Auü.  S.  628  fg.). 

^^*)  Zahlreiche  Quellen  beginnen  sogar  ihre  Bestimmungen  über  den  Über- 
hang damit,  dass  sie  sagen  der  Baumeigenthümer  »sey  . .  schuldig,  die  zweiger, 
welche  ober  des  andern  land  überhangen,  abzustüven*'  (Urtheil  zum  Land- 
well, Weisthum  von  Raschenberg,  Weisthum  von  Win- 
h  e  r  i  n  g  u.  a.). 

"S)  Ausführlich  äussert  sich  über  diese  Frage  einErkenntniss  des 
Wittenberger   Schöffenstuhls   aus  der  Mitte   des   18.  Jahrh.  [ab* 
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Falle  beschränkte  das  Gesetz  nach  particulärer  Bestimmung  den 
Baiimeigenthümer  in  der  freien  Verfügung  über  die  überhängenden 
Aste  seines  Baumes:  Man  mochte  nämlich  einsehen ,  dass  es  un- 
billig war,  dem  Nachbar,  der  bisher  den  Überhang  geduldet  hatte, 
die  Vortheile,  welche  ihm  aus  dem  geduldigen  Ertragen  des  un- 
bequemen, wohl  gar  schadenstiftenden  Zustandes  erwuchsen,  zu  ent- 
ziehen« Hit  gesundem  Kechtsgefühl  bestimmt  deshalb  die  Augs- 
burger Willkür^'«): 

cap.  liXXXI.  Item  uffan  donrstag  vor  sant  Matheus  tag 
anno  1445  ist  durch  ainen  raut  erkennet  worden  als  von 
der  paum  wegen  die  von  ainem  gartten  uff  den  andern 
hangent,  daz  ain  jeglicher  seinen  paum  oder  die 
estte  daran  die  uff  ainen  andern  hangent  wohl 
abhowen  mug,  wenne  er  wolle  so  kein  obs  daran 
ist,  6n  mengliches  widersprechen.^")  — 

gedruckt  bei  Kraus,  de  iure  in  arbores  vicini  in  nostrum  prominentes  aerem 
(Wittenberg,  176ö)  pg.  24]:  „Dieweil  aber  Klägers  Meinung,  als  ob  ihm  an 
denen  auf  sein  Feld  herüber  gehangenen  Aesten  derer  in  Beklagtens  Garten  be- 
findlichen Bäume  das  Eigenthum  zustehe,  er  also  selbige,  nachdem  sie  Beklagter 
abgehauen,  nebst  denen  daran  gewachsenen  Früchten  zu  vindiciren,  oder,  da 
sie  nicht  mehr  vorhanden,  die  Erstattung  des  Werthes  zu  fordern  berechtigt 
sey,  nioht  gegründet  ist,  indem  wenn  gleich  nach  der  Absicht  des  Land-Rechts 
lib.  2  Art.  52  und  Weichbilds  Art.  125  et  126  und  der  diesfalls  üboreinttimmen- 
den  Meinung  derer  Rechts -Lehrer,  einem  Grundherrn,  wenn  die  Aeste  von 
seinee  Nachbars  Baume  herüber  auf  sein  Grund-Stück  hangen,  selbige,  soweit 
sie  herüber  hangen,  abzuschneiden,  ....  nachgelassen  ist,  dennoch  dem  Nach* 
bar  als  Eigenthümer  des  Baumes  hierdurch  die  Freyheit,  entweder  den  Baum 
selbst  oder  dessen  Aeste  nach  Gefallen  abzuhauen  ....  nioht  benommen 
ist....  vielmehr  derselbe,  wenn  er  die  Aeste  so  nach  des  An- 
dern Grund-Stück  überhangen  abnimmt,  der  Vorschrift 
des  Land-Rechts  Art.  52  lib.  2  und  Weichbilds  Art.  126,  nach 
welchen  er  seine  Baumzweige  nicht  über  den  Zaun  gehen 
noch  hangen  lassen  soll,  sich  gemäss  bezeiget....''  (vgl. 
Anm.  109  ff.),  so  erfolgt  die  Abweisung  des  Klägers.  —  Vgl.  auch  Hesse, 
Rechtsverh.  zw.  Grundstücksnaohb.  B.  II  S.  199  fg.  (2.  Aufl.  S.  528  fg.). 

IV«)  Meyer,  das  Stadtbuch  von  Augsburg,  insbesond.  das  Stadtrecht  vom 
Jahre  1276  S.  162;  —  Brünner  Schöffenbuch  cap.  208:  Quia  si  hoc 
contingat  fructus  eorundem  ramorum  cum  vicino  cuius  hortum  obumbrant  divi- 
dantor,  —  vel  per  dominum  arborum ,  si  vicinus  carere  voluerit, 
praescindantur.  —  Vgl.  auch  Stobbe,  a.  a,  0.  B.  II  §  85  Anm.  28.  —  Im 
Gegensatz  hierzu  Leu,  EydgenÖssisch.  Stadt-  u.  Land-Recht,  S.  646,  welcher 
sich  wieder  auf  K  r  e  b  s ,  tract.  politico-juridicus  de  ligno  et  lapide  (1700)  p.  I 
class.  3  sect.  2  §  11  stützt  (vol.  I  pg.  73).  —  Für  das  neuere  Recht,  so  das  Pr. 
L.  R.,  vgl.  Gruchot.  Beiträge  B.  VII  S.  127. 

*^^  Derselbe  Gedanke  liegt  zweifellos  der  Bestimmung  derStatutenvon 
Heilbronn  vom  Jahre  1541  IX,  16  zu  Grunde,  derzufolge  das  Obst  der  über- 
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Eine  andere  Ansicht,  deren  Richtigkeit  wir  zu  prüfen  haben,  ist 
die  Eichhorn's. 

Eichhorn  folgert  das  Recht  des  Nachbars,  die  überhängenden 
Zweige  eines  fremden  Baumes  zu  beschneiden,  aus  dem  „ehedem 
gemeinrechtlichen  Grundsatze  des  Eigenthums  des  Luftraums  über 
dem  Boden".  Dieser  Grundsatz  hätte  vor  der  Reception  des  römi- 
schen Rechtes  die  deutschrechtlichen  Bestimmungen  des  Überhangs 
und  Überfalls  geschaffen,  und  hätte  auch  späterhin  auf  die  Weiter- 
en twickelung  jener  Sätze  unter  dem  Einflüsse  des  römischen  Rechts 
eingewirkt.  *'*) 

Ich  glaube  nicht,  dass  wir  uns  dieser  Meinung  Eichhornes 
anschliessen  dürfen;  —  sie  fällt  mit  der  Erkenntniss,  -dass  das  ältere 
deutsche  Recht  einen  „ehedem  gemeinrechtlichen  Grundsatz^'  in  der  von 
Eichhorn  behaupteten  Fassung  nie  gekannt  hat;  überdies  motivirt 
die  Herrschaft  des  Grundeigenthümers  über  den  Luftraum  oberhalb 
des  Bodens  keineswegs,  „dass  überhängende  Früchte  vermöge  des 
Eigenthums  des  Luftraums  über  dem  Boden  erworben  werden", 
sondern  begreift  nur  ein  Beseitigungsrecht  der  überragenden  Aste 
in  sich. 


hängenden  Äste  dem  zugesprochen  wird,  aaf  dessen  Grand  die  Äste  reiohen, 
der  ßaumeigenthümer  aber  „soll  auch  derselben  äst  keinen  abhawen,  er  thu 
dann  den  bäum  gar  ab  bey  peen  zwey  pfundt".  Man  wollte  damit  der  Möglioh- 
keit  einer  Chikane  des  Baumeigenthümers  gegenüber  seinem  Nachbar  vorbeogen; 
beseitigte  Ersterer  den  ganzen  Baum,  so  war  der  Gedanke  einer  absichüichen 
Benachtheiligung  des  Nachbars  so  gut  wie  ausgeschlossen,  da  sich  ja  der  Baum- 
eigenthümer  in  diesem  Falle  selbst  ein  Opfer  auferlegte.  Diese  Auslegung 
findet  ihre  Bestätigung  in  einer  Stelle  des  Wert  heimischen  Stadt- 
rechts  Ton  1466,  wo  es  heisst:  „es  soll  auch  keiner  der  also  beum  hat  davon 
sein  Anstoeser  Ueberhang  haben,  denselben  Anstosser  zu  wider«» 
d  r  i  s  s  die  este,  davon  der  Ueberhang  zu  nemen  gebürt  mit  niohten  abhawen, 
wo  er  aber  je  seinen  Anstosser  seinen  ueberhang  nit  gedeihen  lassen,  so  mag 
er  dieselb  beum  gantz  abhawen  (Mittermaier,  Beitr.  zum  deutsch.  Frivatr. 
Landshut  1824  8.  23).  —  Vergleichsweise  mache  ich  auf  die  contume  de 
Bergh  Saint  Vinoix  art  37  aufmerksam.  Damach  muss  der  Eigenthfimer 
eines  Fruchtbaumes  „couper  les  branches,  qui  pendent  par  dessus  ou>bandonner 
au  profit  de  son  voisin  la  moitie  de  tous  les  fruits  qui  pendent  la  ainsi  par 
dessus  au  choix  et  k  volonte  de  son  voisin  (Fournel,  traite  du  voisinage 
t.  L  pg.  149).  In  gleicherweise  in  den  Statuta  Mechlinensium  tit.  XIY 
artto  42 :  »  •  •  •  daer  af  de  ghebuere  over  wiens  erve  de  boomen  hangen  de  Keure 
heeft^,  und  in  dem  Landrecht  von  Ruremunde:  „  .  .  .  d*welk  de  Nabuer 
van  beiden  't  beste  belieft  (Trotz,  jus  agrar.  foeder.  Belgii  t  11  p.  449). 

i^B)  Eichhorn,  Einleitung  in  das  deutsch.  Frivatr.  %  176:  „Zu  diesen 
(d.  h.  den  Grundsätzen  des  deutsch.  Rechts)  gehört  namentlich  der  ehedem  ge- 
meinrechtliche Grundsatz,  dass  überhängende  Früchte  vermöge  des  Eigenthums 
des  Luftraums  über  dem  Boden  erworben  werden  und  der  Eigenthümer  des 
letzteren  jene,  soweit  sie  in  diesen  eintreten,  überhaupt  nicht  zu  duldeu  braucht* 


Die  meiste  Beachtung  hat  unter  den  über  die  Frage  des  Über- 
hange aufgestellten  Meinungen  von  jeher  die  zuletzt  und  am  aus- 
fuhrlichsten von  Hillebrand  verfochtene  Ansicht,  welche  dem 
deutschen  Aechtsgeiste  in  besonders  hohem  Maasse  zu  entsprechen 
schien  y  erfahren.  ^^*)  Die  Anfange  derselben  liegen  in  der  von 
Älbrecht  aufgestellten  Theorie  der  G-ewere,  welcher  Jahrzehnte  lang 
einem  Magneten  gleich  die  einzelnen  Theile  des  deutschen  Rechts  an 
sich  zu  ziehen  und  ihre  harmonische  Verbindung  zu  vermitteln  schien. 

Albrecht  ist  nur  insofern  nicht  als  Gewährsmann  für  die  An- 
sicht Hillebrand's  anzuführen,  als  er  selbst  erklärt,  dass  die 
Innehabung  einer  unbeweglichen  Sache  die  Apprehension  einer 
Mobilie,  die  in  den  Kreis  der  Gewere  des  Inhabers  von  Haus  und 
Hof  tritt  ohne  den  Nachweis  eines  „rechtlichen  Interesse^s** 
nicht  rechtfertigt,  und  dass  das  von  ihm  aufgestellte  „Princip  nicht 
ausreiche'',  um  die  Erscheinungen  des  Überhangs  und  Überfalls  zu 
erklären.*»«) 

Trotz  dieser  Einwendungen  Albrechts  gegen  sich  selbst,  geht 
Hillebrand  bei  seiner  Erklärung  des  Überhangs-  und  Überfalls- 
rechtes von  dem  Gesichtspunkte  der  Gewere  aus,  und  erörtert  ein 
Mal,  dass  die  überragenden  Zweige,  obgleich  sie  Theile  des  fest  in 
der  Erde  wurzelnden  Baumes  seien,  dennoch  vom  deutschen  Rechte 
überhaupt  nicht  als  Theile  einer  Immobilie,  sondern  als  fahrende  Habe 
angesehen  worden  wären,  und  sich  deshalb  recht  wohl  der  Gewere  des 
Inhabers  der  benachbarten  Immobilie  unterordneten.*»*)  Der  Beweis 
dieser  Behauptung  scheint  mir  von  Hillebrand  nicht  erbracht  worden 
za  sein,  und  ist  auch  für  diesen  seiner  allgemeinen  Fassung  halber 
unrichtigen  Satz  nicht  zu  erbringen.  Wollten  wir  aber  auch  die  Richtig- 
keit dieses  Ausgangspunktes  Hillebrand' s  zugeben,  so  scheitert  doch 
seine  weitere  Beweisführung  an  der  Klippe,  welche  die  von  Albre  cht 
ausdrücklich  betonte  Beschränkung  des  Grundsatzes  von  dem  Herr- 
schaftsrechte des  Inhabers  einer  Immobilie  bildet.  Unmöglich  konnte 
Hillebrand  diese  Frage,  deren  Erörterung  und  eventuelle  JNegirung 
m.  E.  den  Ausgangspunkt  seiner  Doctrin  bilden  musste,   umgehen. 


'^  Hillebrand,  das  deutsche  Überhangs-  und  Überfallsrecht,  in  der 
Zeitsohrift  für  dentsches  Recht  und  deutsche  Rechtswissenschaft  B.  IX  (1845) 

5.  310  fg.; —  vgl.  auch  Phillips,  Grundsätze  des  deutschen  FriTatrechts  I 
S.d62;  —  Wolff,  Deutsches  Privatrecht  I  S.  219;  —  Diese  Ansicht  ist  auch 
in  die  Praxis  übergegangen,  so  in  dem  Urtheil  des  Kgl.  Pr.  Obertribunals  vom 

6.  Febr.  18o5.    (Entsch.  d.  Kgl.  Obertrib.  Jahrg.  1856  [B.  XXXJ  S.  43S). 

«*»)  Albrecht,  Gewere  S.  20  und  21,  Anm.  49. 

»")  Hillebrand  a.  a.  O.  S  319  a  E.   —   Vgl.  Stobbe  a.  a.  O.  §  63 
bei  Anm.  10  ff.,  bes.  Anm.  14  u.  21. 
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Er  erörtert  sie  am  Schlüsse  seines  Aufsatzes,  und  bemüht  sieb,  den 
Einwand,  den  man  aus  der  Lehre  Albrechts  gegen  ihn  erheben 
könnte,  zu  beseitigen  ^®*),  ohne  sich  bewusst  zu  werden,  dass  er  mit 
der  von  ihm  angewandten  Beweisführung  selbst  sein  künstlich  auf- 
geführtes Gebäude  zerstört.  Hillebrand  gesteht  zu,  dass,  wenn 
die  auf  das  Nachbargrundstück  hinüberragenden  Aste  mit  ihren 
Früchten  im  Eigenthume  dessen  stünden,  dem  der  Baum  gehört, 
ein  fremder  entgegenstehender  Bechtsgrund  vorhanden  wäre,  welcher 
den  Grundstückseigenthümer  hinderte,  sich  die  in  seiner  Oewere 
befindliche  fahrende  Habe  anzueignen.  Dieser  Satz  wäre  nun  zwar 
nach  römischem  Bechte  richtig,  zweifelhaft  sei  es  jedoch,  ob  man 
denselben  auch  für  das  deutsche  Becht  anzuerkennen  habe,  und  da 
die  Beweise  für  die  Bichtigkeit  desselben  von  Bunde,  aufweichen 
sich  Hillebrand  bezieht,  nicht  hinreichend  erbracht  worden 
wären,  so  entscheide  er  sich  für  die  Verneinung  dieser  Frage.  ^^') 
Wenn  aber  so  Hillebrand  das  Eigenthum  des  Baumeigenthümers 
an  den  auf  das  Nachbargrundstück  ragenden  Asten  leugnet,  so 
schreibt  er,  —  weil  der  Gedanke,    dass  dieselben  res  nullius  seien, 


>«)  Hillebrand  a.  a.  O.  S.  821  u. 

"«)  Vgl.  hierzu  Stobbe  a.  a.  0.  II  §  85  bes.  Anm.  22  und  Gerber, 
Privatrecbt  (14.  Aufl.)  §  91  bes.  Anm.  8  (S.  246>  --  Bluntschli  a.  a.  0.  8.  215 
(3.  Aufl.)  —  Für  die  Anwendung  der  Grundsätze  über  die  Gewere  vergl.  auch 
Gaupp,  Kritische  Zeitschrift  für  Bechtswissensch.  £.  UI  Heft  2  S.  251, 
welcher  die  Beseitigung  des  Überhangs  auf  die  ^ Heiligkeit  der  were"  zurück- 
führt und  Phillips,  Reichs-  u.  Rechtsgeschicht.  §87,  IV.  Aufl.  S.  115 
(siehe  hierzu  Grimm,  Kritische  Zeitschrift  für  Rechtswissenschaft  B.  IV 
L  Heft  S.  172,  und  Gaupp  a.  a.  O.  B.  IV  2.  Heft  S.497;  Tgl.  auch  Kayser 
a.  a.  0.  S.  75).  Übereinstimmend  ist  die  Ansicht  Mitte r maier' s,  derzufolge 
das  Überhangs-  und  Überfallsrechts  als  eine  „theils  aus  nachbarlichen  Verhält- 
nissen, theils  aus  der  Heiligkeit  der  were  und  der  Gränze,  theils  aus  der  An- 
sicht, den  Nachbar  der  durch  den  nahen  Baum  Schaden  leidet,  zu  entschädigen, 
erklärbare,  einst  allgemeine  Gewohnheit  betrachtet  werden  darf".  Zu  Mitter- 
maier  vgl.  Maurenbreoher,  deutsches  Priratrecht  S.  516.  —  Presch,  die 
Rechte  der  Nachbarn  (1826)  S.  57  ff.  geht  bei  seinen  firklärungsversuchen  auf 
die  Gesammtbürgschaft  zurück.  Hiergegen  Grimm,  Kritische  Zeitschrift  für 
Rechtswissenschaft  B.  IV,  1.  Heft  S.  174,  Gaupp  a.  a.  0.  B.  m  S.  254  und 
IV  2.  Heft  S.  496,  und  Beseler  a.  a.  0.  §  87  sub  IV.  —  Grimm  selbst  giebt 
weder  in  den  Rechtsalterthümem,  noch  in  seinem  öfter  citirten  Aufsatze  über 
den  Überfall  (Zeitschr.  für  geschichtliche  Rechtswissensoh.  B.  UI  S.  349  ff.), 
noch  in  seinen  „Gegenbemerkungen**  gegen  Gaupp  in  der  Kritischen  Zeit- 
schrift B.  IV  1.  Heft  S.  174  eine  eigene  Erklärung  der  in  Frage  stehenden 
Rechtsinstitute,  ebenso  begnügt  sich  Kayser  a.  a.  O.  S.  69  ff.  mit  einer  Neben- 
einanderstellung der  verschiedenen  Ansichten;  letzterer  übt  jedoch  insofern 
eine  gewisse  Kritik  aus,  als  er  8.  74  die  Auffassung  Hillebrand's  auf  das 
Entschiedenste  bekämpft. 


71 

▼on  vornherein  ausgeschlossen  ist,  —  das  Eigenthumsrecht  an  den- 
selben dem  Eigenthümer  des  Nachbargutes  zu  und  dieser  könnte 
darnach,  ohne  dass  wir  der  Herbeiziehung  dieser  Kette  haltloser 
Hypothesen  bedürften,  die  Beseitigung  der  überragenden  Zweige  auf 
Grand  seines  Eigenthumsrechtes  vornehmen. 

Hieraus  erhellt  zur  G-enüge  die  TJnhaltbarkeit  der  Theorie 
Hillebrand's,  es  wäre  deshalb  kaum  nothwendig,  auch  noch  auf 
die  anderen  von  ihm  hervorgehobenen  Punkte  einzugehen,  da  über- 
dies die  gegen  die  Ansicht  Beselers  geltend  gemachten  Ein- 
wendungen auch  Hil  lehr  and 's  Ausführungen  treffen.  Nur  darauf 
soll  noch  hingewiesen  werden,  dass  Hillebrand  durch  die  Grund- 
auffassung,  von  welcher  er  ausgeht,  gezwungen  wird,  die  voll- 
standige  Beseitigung  aller  überhängenden  Zweige  als  Kegel ^^*), 
dagegen  die  vielfachen  Modificationen ,  denenzufolge  der  Nachbar 
nicht  den  ganzen  Überhang  sondern  nur  einen  Theil  dieser  Aste 
beseitigen  darf  als  spätere,  wenn  auch  nicht  unter  römischem  Ein- 
flüsse entstandene  Ausnahmen  anzuerkennen.  Hiergegen  ist  einzu- 
wenden, dass  es  ein  Mal,  wie  bereits  oben  bei  Anm.  126  ff.  ausgeführt 
wurde,  zum  mindesten  zweifelhaft  ist,  ob  das  ältere  deutsche  Recht 
den  Nachbar  überhaupt  berechtigte,  alle  überhängenden  Aste  des 
fremden  Baumes  zu  beseitigen***^),  —  auch  Hillebrand  erbringt 
hierfür  keinen  Beweis  — ,  zweitens  aber,  dass  die  Annahme  Hille- 
brand's,  das  ältere  Rechtssystem  sei  das  consequentere  gewesen, 
und  habe  jede  Ausnahme  von  dem  Grundsatze  der  unbedingten 
Herrschafit  des  Grundeigenthümers  über  seinen  Grund  und  Boden 
verworfen,  während  erst  das  spätere  Recht  Ausnahmen  wie  die  der 
Begränzung  in  der  Beseitigung  des  Überhangs  geschaffen  habe,  nur 
geringe  Wahrscheinlichkeit  für  sich  hat.  Als  das  natürlichere  muss 
jedenfalls  bei  dem  Mangel  fester  Grundsätze  die  Abschneidung  nur 
der  direct  schadenstiftenden  Zweige  gelten,  während  ein  über  dieses 
Maass  hinausgehendes  Recht  des  Nachbars  bereits  auf  eine  an  der 
Hand  der  Theorie  fortschreitende  Ausbildung  und  Bestimmung  der 
Herrschaftsgränzen  des  Grundeigenthümers  schliessen  lässt.**^)  über- 
dies belehrt  uns  eine  Betrachtung  der  Quellen,  dass  gerade  die- 
jenigen Rechtsaufzeichnungen,  welche  dem  Nachbar  bei  der  Be- 


iM)  Ebenso  die  Aneignung  aller  Früchte  der  überhängenden  Zweige. 

>»)  Vgl.  Stobbe  a.  a.  0.  II  §86  Anm.  21,  und  oben  Anm.  126  und 
IBl  ff. 

'"^  So  in  den  neueren  Gesetzgebungen:  vgl.  unten  Anm.  257. 
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seiiigung  de»  Überhangs  die  detailirtedteii  Maasse  vorsohreiben,  eo- 
viele  ursprüngliche  BechUbestandtheile  enthalten ,  dass  daraus  ein 
SchluBS  auf  die  Matur  und  das  Alter  der  in  ihnen  enthaltenen  Be- 
stimmungen über  den  Überhang  berechtigt  erscheint. 

Angesichts  der  Lückenhaftigkeit  dieser  theoretischen  Erklärungs- 
versuche ist  man  deshalb  in  neuerer  Zeit  zu  der  Überzeugung  ge- 
langt, dass  sich  eine  Ableitung  des  Überhangsrechtes  aus  höheren 
Kechtsgrundsätzen  nicht  erbringen  lässt,  und  steht  darum  auch  mit 
Eecht  davon  ab,  in  der  Beantwortung  dieser  Frage  zugleich  eine 
Entscheidung  von  principieller  Wichtigkeit  zu  suchen.  Gleichwie 
das  Motiv  der  XII  Tafeln  die  Vermeidung  eines  Schadens  für  das 
Kachbargrundstück  bildete,  so  wenden  sich  auch  die  Bestimmungen 
des  deutschen  £echts  gegen  den  schadenbringenden  Überhang  als 
Quasidelict  gegen  den  angränzenden  G-rundstücksnachbar;  von  diesem 
Gesichtspunkte  aus  müssen  wir  die  von  den  einzelnen  Quellen  er- 
griffenen Gegenmittel  betrachten.  Die  äussere  Verschiedenheit  dieser 
in  den  Rechtsaufzeichnungen  enthaltenen  Gegenmittel,  vor  Allem 
die  vielfach  von  einander  abweichende  Intensität  derselben  bei  an 
sich  gleicher  Sachlage,  findet  ihre  Erklärung  in  einer  die  Interessen 
beider  Theile,  —  des  Baumeigenthümers  und  des  Nachbars,  —  ab- 
wägenden Billigkeit,  und  dem  hiermit  noth wendiger  Weise  ver- 
bundenen Wechsel  der  Ansichten  darüber,  welche  von  den  dem 
Gesetzgeber  zu  Gebote  stehenden  Mitteln  der  Billigkeit  am  meisten 
entsprechend,  und  zugleich  am  zweckdienlichsten  seien. 

Eines  besonderen  Hinweises  darauf,  dass  die  Qränze  des  Grund- 
stücks zugleich  die  Gränze  für  das  seinem  Eigenthümer  bezüglich 
der  überragenden  Aste  zustehende  Beseitigungsrecht  bildete,  bedarf 
es  wohl  nicht.  Es  liegt  auch  kein  logischer  Widerspruch  darin, 
dass  man,  solange  es  sich  um  einen  Überhang  handelte,  welcher 
den  Nachbar  nicht  benachtheiligte,  in  der  überwiegenden  Zahl  der 
deutschen  Bechtsquellen  die  Gränze  des  Grundstücks  vollkommen 
ausser  Acht  zu  lassen  schien,  während  man  sie  doch,  wie  oben  be- 
merkt, für  die  Erstreckung  der  Beschneidung  der  überragenden  Aste 
als  maassgebend  auffasste.  In  dem  ersten  Falle  begann  eben  nach  der 
Auffassung  des  Ssp.  und  der  mit  ihm  übereinstimmenden  Bechtsauf- 
zeichnungen  die  unzulässige,  der  Beschränkung  bedürfende  Aus- 
dehnung des  Gränzbaumes  erst  dann,  wenn  derselbe  schadete,  während 
die  eigenmächtige  durch  den  Nachbar  vollzogene  Beschneidung  der 
überhängenden  Aste,  —  abgesehen  davon,  dass  mit  der  Beseitigung 
der  überdachenden  Zweige  bis  an  die  Marksteine  der  Schaden  ge- 
hoben war,  —  stets  einen  Eingriff  in  die  Integrität  einer  fremden 
Sache  bildete,  und  deshalb  nur  soweit  ausgedehnt  werden  durfte, 
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als  die  Herrschaftssphäre  des  durch  den  Überhang  beeinträchtigten 
Qrandfltücksnachbarfl  reichte.  ^®^)  — 


»T)  j)gg  Bestreben  der  deutschen  Rechtsquelleni  Ton  vornherein  die  Zahl 
der  äberhangenden  Äste  möglichst  zu  beschränken,  und  hierdurch  zugleich  dem 
Baameigenthümer  seinen  Baum  intact  zu  halten,  geht  aus  den  zahlreichen  Be- 
stimmungen, welche  eine  Entfernung  für  die  Anpflanzung  von  der  Gränzlinie 
des  Grundstücks  festsetzen,  deutlich  hervor.  So  vgl.  Bränner  Schöffen- 
buch cap.  208;  —  Statuten  von  Heilbronn  vom  Jahre  1541,  IX  tit  XVI: 
Item  wer  Baum  auff  sein  aygen  setzen  will,  der  soll  die  zu  allen  enden  zehen 
schnch  auff  das  sein  setzen  u.  s.w.;  —  Schweinfurter  Statutarrecht  bei 
Weber  a.  a.  0.  III.  S.  665;  —  Augsburger  Bauordnung  von  1740  bei 
Weber  a.  a.  O.  IV  S.  501;  —  Recht  von  Memmingen  bei  Weber  IV 
S.  823;  —  Weisthum  von  Winhering  (Bayern,  1594)  g  13  bei  Grimm, 
Feisth.  VI  S.  141;  —  Urtheil  zum  Sandwell  (Westphalen,  1566-1585) 
§  19:  und  wofern  jemand  newe  pottinge  oder  telgen  thun  wolte,  soll  so  weith 
von  des  andern  mannes  gründe  verpleiben  als  die  schein  von  einem  vollwachsen- 
den eichenbaum  zu  st.  Johannis  mittsommer  des  morgens  zu  8  uhren  und  den 
abend  zu  6  uhr  sich  erstreckt  (Grimm,  Weisth.  Hl  S.  187);  —  Monzinger 
Geriohtsbrauch:  soll  auch  keiner  Bäum  setzen  in  sein  Güter,  es  sei  wo  es 
wolle  bei  drei  viertel  der  Messruthen  von  andern,  damit  sein  Nachbar  neben 
ihme  nit  zu  klag  verursacht  werde.  (Senkenberg,  1.2  pg.  56).  —  Rügung 
und  Landgebote  des  Landgerichts  Anthering  art.  47  (Salzb.  Taid. 
S.  70  Z.  4  ff.).  —  Ghurer  Stadt-Becht  von  I54d  bei  Planta,  Bündnerisches 
Civilgesetzbuch  mit  Erläuterungen,  zu  §  287  (S.  166);  —  Landbuch  des 
Hofgerichtes  Klosters  (Statuten  von  Graubünden  B.  VII  S.  89  und  auch 
erwähnt  bei  Planta,  a.  a.  0.  S.  165  in  der  Anmerk.):  „  . .  kein  Baum  . . .  den 
andern  nächer  denn  techen  wärschuh  auf  zihl  und  marchen  nit  setzen*';  hier 
wird  noch  besonders  betont,  dass,  wenn  diese  Bedingungen  erfüllt  seien,  eine 
Abgabe  an  den  Nachbar  nicht  geleistet  zu  werden  brauche,  weil  in  diesem 
Falle  der  Baumcigenthümer  Alles  gethan  hat,  um  einem  Schaden  für  den  Nach- 
bar vorzubeugen:  —  Statuten  von  Fürststenau  und  Ortenstein,  bei 
Planta,  a.  a.  0.  S.  165  Anm.  —  Feld-Becht  der  Stadt  Müllhausen, 
art.  IX  §  7:  Wer  junge  Bäum  auf  seinem  Guth  setzen  will  soll  sie  von  des 
Nachbars  Guth  wenn  es  Reben  sind  12  Schuh  und  von  Acker,  Matten,  Gärten 
oder  Hanf  Länder  10  Schuh  weit  von  dem  Scheid  -  Stein  an  gerechnet  ent- 
fernen; —  Baseler  Gesetz  v.  1770  art.  VI  (Kechtsquellen  von  Basel  Stadt  und 
Land  I  S.  1054).  —  Dieselben  Bestimmungen  bestehen  für  Hecken;  so  im 
Landrecht  von  Hannsberg  (Salzb.  Taid.  S.  57  Z.  11  fg.);  in  der  Rügung 
von  Anthering  art  57  (Salzb.  Taid.  S.  71  Z.  25  ff.);  im  Ehehaft  Taiding 
von  Raschenberg  (Salzb.  Taid.  S.  95  Z.  25) ;  Weisthum  von  Winhering 
i  11  (Grimm,  Weisth.  VI  S.  141).  —  Allgemein  gültige  Sätze  bestehen  über 
diesen  Punkt  nicht,  es  musste  vielmehr,  —  dies  gilt  auch  heute  noch  — 
die  Frage,  ob  ein  solcher  Abstand  einzuhalten  war,  auf  Grund  des  jedesmal 
ZOT  Anwendung  kommenden  Particularrechts  beantwortet  werden.  Für  das 
sächsische  Recht  vor  der  Emanation  des  „Bürgerlichen  Gesetzbuches*'  vgl. 
von  Langenn  und  Kori,  Erörterung  prakt.  Rechtsfragen  Th.  11  N.  23 
S.  254;  Kind,  Sammlung  auserlesener  Rechtssprüche  B.  I  N.  1;  Zeitschr.  für 
Rechtspfl.  u.  Verwalt  n.  F.  B.  n  S.  277,  B.  XIX  S.  95  fg.;  Wochenblatt  für 
merkwürd.  Rechtsfälle  n.   F.  B.  VIEL  (1860)  S.  173,    und  andrerseits  auch 
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Es  ist  noch  auf  eine  Quellenentscheidung  hinzuweisen,  welche 
mehrfach  in  der  Literatur  in  unrichtiger  Weise  behandelt,  und  so- 


Curtiua,  Handb.  des  sächs.  Civilr.  Th.  IE  Abs.  1  §  612.  —  Die  Verhaltnisse 
im  Grossherzogth.  Saohsen-Weimar  ordnet  das  Patent  vom  15.  Juni  1819 
§  6,  demzufolge  Äpfel-,  Birnen-,  Sasskirschen-  u.  Nassbäume  20  Fuss,  Pflaumen- 
bäume u.  a.  12  Fuss  Abstand  haben  müssen,  bei  Abgränzung  öffentlicher  Wege 
nur  6  Fuss  u.  s.  w.  (vgl.  hierzu:  Völker,  Handb.  des  grossherz.  sächs.  Privat- 
reohts  (1855)  8.  325;  Sachse,  Handb.  des  grossh.  sächs.  Privatr.  S.  465).  — 
Für  Baden  und  diejenigen  Länder,  in  welchen  der  Code  Napoleon  Geltung 
besitzt  vgl.  Code  civil,  art.  670  u.  671  (hierzu:  Behaghel,  das  badische 
bürgerl.  Recht  S.  329).  —  Hinsichtlich  Braunschweig's:  Wolfenbüttler 
Erkenntuiss  vom  9.  Kärz  1807.  (Hesse  a.  a.  ().  B.  II  S.  261  u.  262,  Anm.  1). 
—  Frankfurt  a.  M.:  Die  Bestimmungen  der  Frankfurt.  Reformation 
Th.  Et  tit.  5.  (hierzu :Adlerflycht,  das  Privatr.  der  freien  Stadt  Frank- 
furt [1824]  §  155.  Souchay,  Anmerk.  zu  d.  Reform,  der  fr.  St.  Frankfurt 
B.  II  S.  1244  ff.)  —  Nassau:  Feldfrevelordnung  vom  19.  Febr.  1868  §  29 
u.  32  (Bertram,  nassauisch.  Privatr.  S.  79).  —  Im  Gebiete  des  früheren 
ChurfÜrstenthums  Hessen  gelten  die  Bestimmungen  der  Bau- 
ordnung vom  9.  Januar  1784  §  33:  Wer  Bäume  gegen  eine  Wand  setzen 
will,  in  welcher  der  Nachbar  Lichter  oder  Fenster  zu  haben  berechtigt  ist,  der 
soll  drey,  vier  oder  sechs  Schuhe  nach  Befinden  damit  zurückweichen  u.  s.  w. 
(Kopp,  Handb.  zur  Kenntniss  der  Hessen -Cassel.  Landesverfass.  u.  Rechte, 
B.  I  S.  474).  —  Die  Verhältnisse  im  Grossherzogth.  Hessen  regelt 
das  Gesetz  vom  23.  Januar  1861.  (Massot,  im  Archiv  für  prakt.  Rechts- 
wissensch.  n.  F.  B.  VIII  S.  281).  —  Ebenso  enthält  sowohl  der  Entwurf  des 
hessischen  Gesetzbuches  (tit.  m  art.  80),  als  auch*der  Entwurf  für  ein  bayrisches 
Civilgesetzbuch,  letzterer  in  Th.  m  Hauptst.  III  art.  197  hier  einschUgende 
Bestimmungen.  Dahinzielende  Anordnungen  fehlen  dagegen  im  Preussi- 
schen  Landrecht  (vgl.  Eayser,  bei  Gruchot,  XXI  S.  77  bei  Anm.  60) 
und  im  Bürgerlichen  Gesetz b.  f.  d.  K.gr.  Sachsen.  —  Aus  der 
Zahl  der  Schweizer  Gesetzbücher  vgl. :  Privatrechtliches  Gesetzbuch  für 
den  Kanton  Schaffhausen  §  525;  Civilgesetzbuch  für  den  Kanton  S  o  1  o- 
thurn  §  796;  Bürgerliches  Gesetzbuch  für  den  Kanton  Aargau  §  489 
(hochstämmige  Bäume,  welche  nicht  Obstbäume  sind,  sollen  20  Fuss  Abstand 
von  der  Gränze  besitzen,  Obstbäume  nur  10  Fuss);  Privatrechtliches  Gesetz- 
buch für  den  Kanton  Zürich  §  583  (hierzu  Bluntschli,  B.  11,  Sachen- 
recht S.  98);  Bürgerliches  Gesetzbuch  für  den  Kanton  Glarus  §  84;  Bünd- 
nerisches  Civilgesetzbuch  §  237  (Ausgabe  von  Planta),  darnach  sollen 
Waldbäume,  Zierbäume  und  Nussbäume  in  einer  Entfernung  von  18  Fuss, 
Obstbäume  in  einer  solchen  von  12  Fuss  von  der  Gränze  gepflanzt  werden;  — 
Vgl.  auch  die  Gesetzbücher  der  sogen,  französischen  Schweiz:  Lois  civiles  du 
canton  de  Fribourg  art.  471  u.  472,  Code  rural  du  Canton  de  Yaud 
art.  45  ff.,  Code  civil  du  Canton  du  Valais  art.  515,  Code  Genevois 
art.  671.  —  Bemerkenswerth  ist  noch  in  Hinblick  auf  diese  Bestimmungen,  dass 
ein  Theil  der  neueren  Gesetzbücher  dem  Nachbar  eine  Frist  vorschreiben, 
innerhalb  deren  er  bei  Nichteinhaltung  des  gesetzlich  fixirten  Abstandes  durch 
den  Baumeigenthümer  Klage  erheben  muss  und  durch  deren  Ablauf  er  mit 
seinem  diesbezüglichen  Ansprüche  präcludirt  wird.    Vgl.  die  Gesetzbücher  von 
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gar  von  fimminghaus*®^)  zum  Stützpunkt  einer  eigenen  Be- 
arbeitung des  angeblich  dififerirenden  Rechtes  des  Überhangs  bei 
Waldbäumen  verwandt  worden  ist,  —  ich  meine  die  Bestimmung 
des  jütischen  Low  (B.  I  Art.  63  §  1): 

Möten  sick  unde  stöten  gegen  einander  des  einen  mannes 
holt  unde  des  anderen  mannes  veldt  thosamende,  deme  dat 
holt  gehöret,  dem  gehöret  ock  so  vele  van  dem 
velde  alse  de  telgen  aver  hengen  unde  de  wörtelen 
sick  erstrecken***); 
es  betrifft  dieselbe  jedoch  nicht  die  Frage  des  Überhangs  rechtes  in 
unserem  Sinne,  sondern  die  der  Gränzbestimmung  bei  der  Berührung 


Solotharn  §  797  (3  Jahre),  Zürich  §  584,  Schaffhausen  g  626 
(5  Jahre),  O-larus  §  35  (d  Jahre);  die  lois  civiles  du  Ganton  de  Fribourg 
art  472  nnd  der  Code  roral  du  Canton  de  V  a  u  d  art.  io  ff.  dehnen  diese  Frist 
auf  10  Jahre  aus.  —  Vergleichsweise  mache  ich  auf  den  Codice  per  lo 
Begno  delle  due  Sicilie  (Y.  Ausgabe,  1826)  lib.  II.  tit.  IV  cap.  11 
sez.  1,  592  aufmerksam :  Non  e  permesso  di  piantar  alberi  di  altro  fusto  se  non 
aila  dittanza  prescritta  da'  regolamenti  pariicolari  attnalmente  yigenti,  o  dalle 
uaanze  del  paese  oostanti  e  ricevute,  ed  in  manoanza  degli  uni  et  delle  altre 
alla  distanza  di  palmi  sette  e  mezzo  della  linea  di  separazione  di  due  fondi, 
per  gli  alberi  di  allo  fusto  e  palmi  due  per  gli  altri  alberi  e  siepi  vive;  hier- 
mit stimmt  sowohl  der  ältere  Codice  civile  .  .  di  Sardegna  art.  603, 
als  auch  der  gegenwartig  ausschliessliche  Geltung  fdr  das  Königreich  Italien 
besitzende  Godice  civile  del  Begno  d'Italia  art.  579  fg.  überein. 
In  gleicher  Weise  schliessen  sich  an  den  Code  Napoleon  hinsichtlich  dieser 
Bestimmung  De  Nederlandsche  Wetboeken  und  der  C o d i c i  1  e 
Romane  (rumänisches  Gesetzbuch)  art.  607  an.  Im  unterschiede 
hierzu  hebt  der  Codigo  civil  Portuguez  in  art.  2317  ausdrücklich 
hervor:  „Sera  licita  a  plantare  de  arvores  ou  arbustos  a  qualquer  distancia 
da  linha  divisoria,  que  separar  do  predio  vizinho  aquelle  em  que  a  planta^äo 
for  feita.**  (Die  Anpflanzung  von  Bäumen  und  Büschen  kann  in  jeder  Ent- 
fernung von  der  Ghränzlinie  desjenigen  Grundstücks,  auf  welchem  die  Pflanzung 
vorgenommen  werden  soll,  erfolgen). 

SM^  Emminghaus,  „Yom  Wald  -  Baumüberhange  nach  deutschem 
Rechte  insbesondere  nach  dem  Rechte  des  Sachsenspiegels",  Zeitschrift  für 
Rechtspflege  u.  Verwaltung  n.  F.  B.  XIX  (1860)  S.  289— 307.  Emming- 
h  a  u  8  verficht  die  Ansicht,  dass  bei  dem  Aneinandergränzen  von  Feldern  mit 
Waldgrundstücken  der  Eigen thümer  der  Ersteren  die  überhängenden 
Zweige  nicht  beseitigen  dürfe.  Ebenso  Hart  ig,  Forst-  und  Jagd -Staats- 
recht S.  125  (ohne  Angabe  von  Gründen). 

'**)  Nach  Blasius  Eckenberger's  Übersetzung  aus  dem  Dänischen, 
in  N.  Falck,  das  jütische  Low  etc.  (Altena,  1819)  S.  29.  —  Emminghaus 
a.  a.  O.  S.  801;  —  Hurtigkarl,  Danske  og  Norske  Ret,  D.  II,  B.  I  S.  208 
und  Danske  Low  5—10—20;  —  Grimm,  Zeitschr.  für  gesoh.  Rechts- 
wiBsansch.  B.  III  S.  855. 
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von  Wald-  und  Feldgrundstückcn'^),  und  da  eich  das  Eigenthums- 
recht  des  Waldeigen thümers  nach  dem  jütischen  Low  auf  den 
von  den  Zweigen  seiner  Bäume  überdeckten  Baum  erstreckt ,  so 
kann  auch  selbstverständlich  der  Nachbar  nicht  die  Wegnahme 
dieser  Zweige  fordern,  weil  es  ja  nicht  sein  Grund  und  Boden  ist, 
dem  die  überhängenden  Aste  des  an  der  Gränze  wachsenden  Baumes 
Nachtheil  bringen. 

Emminghaus  giebt  selbst  die  an  letzter  Stelle  gedachte 
Schlussfolgerung  zu,  und  legt  das  Hauptgewicht  der  Beweiskraft 
der  cbencitirten  Stelle  auf  die  in  derselben  s.  A.  nach  ausgedrückte 
Bevorzugung  des  Waldeigenthümers  vor  dem  Feldeigenthümer. 
Wie  aber  ein  Mal  die  kleine  Anzahl  der  von  Emminghaus  zum 
Belege  dieser  Bevorzugung  aufgeführten  Quellenentscheidungen  nicht 
im  Stande  ist,  eine  allgemein  gültige  Ausnahmestellung  des  Wald- 
baumüberhangs  zu  motiviren,  so  erbringen  auch  die  übrigen  von 
Emminghaus  aufgeführten  Punkte  keinen  Beweis  für  die  Richtig- 
keit seiner  Ansicht.  Denn  jedenfalls  ist  daraus,  dass  die  Quellen 
nur  von  dem  Abzweigen  von  Bäumen  im  Allgemeinen  und  im 
Falle  einer  ausführlicheren  Darstellung  nur  von  fruchttragenden 
Bäumen,  nie  aber  ausdrücklich  von  einer  Beschneidung  überragen- 
der Waldbäume  reden,  nicht  zu  schliessen,  dass  die  Letzteren 
von  den  Beschränkungen,  welche  alle  anderen  Bäume  unterlagen, 
ausgenommen  gewesen  sind;  eine  besondere  Hervorhebung  der  Obst- 
bezieh, der  im  Garten  gepflegten  Bäume  wurde  zweifellos  durch 
das  gesteigerte  Interesse,  welches  man  an  ihnen  nahm,  bedingt.'**) 


>*®)  P  aal  Ben,  Lehrbuch  des  Privatr.  in  den  Herzogth.  Holstein  and 
Schleswig  (2.  Ausg.)  §  56  Note  6;  Palck,  Handb.  des  Schlesw.-Hollstein.  Pri- 
vat-R.  B.  V  Abth.  I  §  111  Note  26  S.  159  (Altona  1848),  sowie  Hillebrand 
a.  a.  0.  S.  320. 

*>>)  Dass  übrigrens  die  älteren  Quellen  unter  den  „fruohtbar  bihimenf 
(Land  f.  v.  Hattnegge,  Landr.  v.  £ochum  u.a.)  nicht  nur  Äpfel-, 
Birnbäume  u.  dgl.  verstanden,  beweist  u.  a.  die  Stelle  des  Eietberger 
Landrechts:  Wem  die  eichein  zugehören,  so  von  des  naohbam  bäume, 
dessen  zweyger  auf  des  andern  nachbam  grund  hengen,  fallen?  (Qrimm, 
Weisth.  III  S.  106  Nr.  35).  Emminghaus  legt  diese  Stelle  auf  sehr  ge- 
zwungene Weise  zu  seinen  Gunsten  aus  (a.  a.  0.  S.  300).  Zweifelhaft  ist  es, 
ob  wir,  wie  dies  Hesse,  a.  a.  0.  2.  Aufl.  S.  525  thut,  einen  „directen  Beweis** 
für  das  Beseitigungsrecht  des  Wal dbauro Überhangs  in  dem  Wendhagener 
Bauernrechte  (Recht  der  VII  freien  Hagen  cap.  20>:  „Wann 
der  dem  der  hage  zugehöret  nicht  will  abräumen,  wie  sichs  gebührt,  so 
soll  der  deme  er  zu  nahe  wachset,  die  barden  dröge  wetzen,  und  ziehen  sie 
durch  eine  zipollen,  und  räume  weg  bis  an  den  alten  stamm**,  erblicken  sollen. 
Allerdings  übersetzt  Grimm.  Rechtsalt.  S.  625  Anm.  ♦•♦  „hag**  mit  „Wald", 
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Die  ausdrückliche  Aufführung  fruchttragender  Bäume  empfahl 
sich  in  denjenigen  Stellen,  welche  von  dem  Abschneiden  der  über- 
hängenden Zweige  sprachen,  überdies  deshalb,  weil  damit  zugleich 
die  Entscheidung  der  Frage  des  Fruchtüberfalls  verbunden  werden 
konnte.  Ebensowenig  ist  m.  E.  den  von  dem  Ssp.  und  von  an- 
deren Quellen  gebrauchten  Ausdrücken,  welche  davon  sprechen, 
dass  die  Aste  nicht  „über  den  Zaun  oder  aus  dem  angrenzenden 
„boymgarten  .  .  .  .  obir  dez  andern  were^  reichen  sollen,  eine 
Bestätigung  dafür  zu  entnehmen,  dass  hinsichtlich  der  Beschneidung 
der  Aste  überhaupt  nur  einzelne  auf  cultivirtem  Lande  wachsende 
Baume  in  Betracht  kamen.  »»•)*•«»). 

So  ist  das  Resultat,  zu  welchem  Emminghaus  gelangt,  wie 
er  selbst  einräumt,  weniger  ein  positives,  als  im  Grunde  „mehr  blos 
ein  negatives'',  und  wohl  mehr  die  mühevolle  principielle  Durch- 


m«  £•  kt  jedoch  in  dieser  Stelle  nicht  von  einem  Walde,  sondern  von  einer 
lebenden  „Hecke*'  (im  Gtegensatz  zu  den  cap.  21  behandelten  „zäunen**)  die 
Rede;  vgl.  cap.  19  derselb.  Stelle  (Ori mm,  Weistb.  UI  S.  809). 

>**)  Von  den  neueren  G^etzbüchern  hebt  das  „Privatreohtliohe  Qesetz- 
bueh  für  den  Kanton  Sohaffhausen**  in  §  531  ausdrücklich  hervor: 
„  .  .  .  Ebenso  ist  der  Anstösser  von  Waldungen  berechtigt,  vom  Waldeigen- 
thumer  die  Kappung  der  überhängenden  Aeste  zu  verlangen**;  vgl.  femer:  Lois 
eivilet  du  oanton  de  Fribourg  art.  472,  3:  „Celui  sur  la  propri^te  duquel 
avaaeent  les  branohes  des  arbres  du  voisin  peut  oontraindre  celui-oi  &  les 
oooper  i  quinze  pieds  de  hauteur  du  sol ,  et  k  vingt  pieds  si  ce  sont  des 
arbres  forestiers...**  —  £ine  Anzahl  schweizer  Quellen  heben  die 
fiesiimmungeD  über  die  bei  Anpflanzung  von  Bäumen  einzuhaltenden  Ent- 
fernungen sowie  das  Beoht,  vom  Baumeigenthtimer  die  Beseitigung  des  Über- 
hangt verlangen  zu  können ,  für  d i e  Fälle  auf,  in  denen  das  Naohbar- 
grnndstück  (also  dasjenige,  über  welches  die  jenseits  der 
Gränze  wurzelnden  Bäume  hängen)  Waldboden  oder  überhaupt 
geringwerthiger  Boden  ist.  Vgl.  Privatrechtl.  Gesetzb.  für  d.  Kanton  Zürich 
§  d66  (Bluntschli,  a.  a.  0.  U  S.  100);  Bürger!.  Gesetzb.  für  den  Kanton 
Glarus  §37;  Frivatr.  Gesetzb.  für  den  Kanton  Schaffhausen  $528; 
Code  mral  du  Ganton  de  Vaud  art  55.  —  Bücksichtlioh  Frankreichs  bestimmt 
die  Anwendbarkeit  des  art.  672  des  Code  Napoleon  (vgl.  u.  Anm.  278) 
aof  Waldbäume  das  Gesetz  vom  10.  XII  1854  art.  110.  Hierzu  vgl.  Duranton, 
eourt  de  droit  fran^'ais  B.  V  S.  431  No.  393;  Laurent,  principes  de  droit 
civü  &  Vni  No.  16. 

iMft)  Für  die  Beschneiduug  des  Überhangs  von  Waldbäumen  sprechen 
sich  aus:  Friederioh  Adam  Georg,  instit.  jur.  forestal  German.  (Francof. 
ad  Hoen.,  1802)  i  CLVIU  pg.  111  und  K.  Friedrich  Schenck,  Handb. 
über  Forstr.  u.  Forstpolizei  (Gotha,  1825)  §  131  Note  a  u.  b;  ebenso  Hilde- 
brand pg.  32.  Gegen  Emminghaus  vgl.  besonders  Hesse,  a.  a.  0.  B.  11 
S.  202  ff.  (2.  Aufl.  S.  .\31  ff.)  —  Von  Erkenntnissen  vgl.  das  bei  Eichhorn 
a.  a.  O.  g  176  angeführte  Erkenntniss  der  Göttinger  FacuUät. 
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ftthrung   einer   vorgefassten   irrthümlichen  Ansicht  ^   als  der  Nach- 
weis eines  wirklich  vorhandenen  Jäechtssatzes. 


§  4.    Das  Überfallsrecht. 

Im  deutschen  Rechte  ist  ein  Auseinanderhalten  der  Grundsätze 
über  den  Überhang  und  derjenigen  über  den  Überfall  ungleich 
schwieriger  als  im  römischen  Rechte.  Nicht  nur  deshalb,  weil  zahl- 
reiche deutschrechtliche  Quellen  Überfall  und  Überhang  äusser- 
lich  in  ein  und  derselben  Bestimmung  verbinden,  sondern  vor 
Allem  deshalb,  weil  beide  Institute  auch  rücksichtlich  ihres  recht- 
lichen Gehaltes  von  den  Quellen  vielfach  auf  eine  Stufe  ge- 
stellt werden,  und  man  deshalb  leicht  versucht  ist,  Überfall  und 
Überhang  in  gemeinsamer  Darstellung  zu  behandeln.^*')  Wie  wenig 
jedoch  dies  zur  Übersacht  beiträgt,  zeigt  die  Schrift  Hill ebrand 's, 
in  welcher  die  Normirung  einer  Gränze  zwischen  beiden  Rechts- 
instituten so  gut  wie  unterlassen,  und  welche  dadurch  nur  wenig 
geeignet  ist,  einen  Einblick  in  die  singulären  Eigenthümlichkeiten 
beider  Rechtsinstitute  zu  gewähren. 

Am  meisten  empfiehlt  sich  noch  die  Subsumtion  des  vorhan- 
denen Quellenmaterials  unter  zwei  Hauptkategorien,  deren  jede  sich 
wiederum  in  eine  Anzahl  Dnterabtheilungen  zerlegen  lässt,  und  zwar 
bilden  die  erste  Kategorie,  wenn  wir  von  der  geringeren  Beschränkung 
des  Eigenthümers  des  Fruchtbaums  ausgehen,  diejenigen  Ent- 
scheidungen, welche  den  Sinn  des  vielgebrauchten  Rechtssprich- 
worts i»*) 

„Was  in  des  Nachbarn  Hof  fällt  das  ist  seines 


>*')  An  Literatur  vgl.  Grimm  in  der  Zeiteohr.  for  gesoh.  Eeohtswittensoh. 
III  S.  349—357  und  auch  an  den  in  Anm.  99  citirten  Stellen:  —  Hillebrand« 
Zeitschr.  für  deutsches  Recht  und  deutsche  Heohtswissensohaft  IX  S.  310  ff.; 
—  Kayser  in  Gruchot's  Beitragen  B.  XXI  S.  69  ff.;  —  Von  älteren  Schrift- 
stellern enthält  Krebs,  de  iigno  et  lapide  (1700)  201  I  pag.  63  sequ.,  und 
Hildebrand  (Munker)  in  seiner  Dissertation  „de  fructibus  in  alienum  {Nraedium 
propendentibus"  (1727)  einige  Angaben  aus  deutschen  Quellen,  jedoch  kommt 
Letzterer  über  6  Stellen,  die  er  an  yerschiedenen  Stellen  wiederholt,  nicht 
hinaus.  —  Betreffs  des  den  Lehrbüchern  zu  entnehmenden  Materials  vgl.  die  in 
Anm.  99  Angeführten.  Auch  hier  wieder  ist  auf  das  inStobbe's  Handbuch 
enthaltene  reichhaltige  Quellenmaterial  hinzuweisen.  —  Über  die  particular- 
rechtliche  Literatur  vgl.  unten  §  6. 

10«)  Eisenhart,  Grundsätze  des  deutschen  Rechts  in  Spruch  Wörtern, 
II.  Ausg.  1823  S.  229.  Graf  und  Dietherr  deutsche  Kechtssprüchwörter 
(H.  Ausg.)  S.  98. 
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wiedergeben«  Die  zweite  Kategorie  umfasst  diejenigen  Quellen, 
welche  dem  Grrundstöcksnachbar  gestatten,  nicht  nur  die  Früchte 
welche  vom  Bauine  herübergefallen  sind,  aufzusanuneln  und 
sich  susuei^nen,  sondern  dem  Nachbar  auch  ein  Anrecht  an  den 
noch  an  aen  überragenden  Zweigen  hängenden  Früchten 
zuaprechen. 

Man  hat  erst  spät  begonnen,  die  Verschiedenheit  dieser  beiden 
Geaichtspankte  zu  erkennen,  und  sich  zu  fragen,  ob  dieselbe  nicht 
in  einer  differirenden  ßechtsanschauung  ihren  Grund  findet;  in  der 
älteren  Literatur  werden  Citate  beider  Kategorien  unvermittelt  neben 
einander  gestellt,  und  wird  regelmässig  nur  auf  den  auf  der  Hand 
liegenden  unterschied  zwischen  dem  deutschen  und  römischen  Bechte 
aufmerksam  gemacht.  ^^^) 

Zum  Verständniss  der  rechtlichen  Natur  dieser  verschiedenen 
Formen,  in  denen  das  Überfallsrecht  im  deutschen  Bechte  erscheint, 
müssen  wir  vorausschicken,  dass  die  Früchte  eines  Baumes,  solange 
sie  noch  nicht  von  demselben  getrennt  sind,  dem  £igenthümer  des 
Baumes  gehören: 

Goerlitzer  Landrecht  XLYIl  §  4:  Ein  gepotit  boum 
unde  sin  obiz  die  habin  beide  ein  recht.^'*) 
Von  einem  Eigenthumsrechte  des  Nachbars  an  den  über- 
hänge nden,  noch  an  den  Zweigen  befindlichen  Früchten  könnte 
darnach  ohne  die  gleichzeitige  Construction  eines  Eigenthumsrechts 
an  den  Asten  selbst  keine   Bede  sein.^^'^)    Dieses  rechtliche  Ver- 


IM)  Streng  genommen  kann  man  bei  der  zweiten  von  uns  aufgeetellten 
Kategorie  nicht  von  einem  „Überfall  der  Früchte'^  sprechen;  es  empfiehlt 
rieb  jedoeh,  um  Verwechalnngen  mit  dem  Überhang  der  Zweige  vorzubeugen, 
anch  hier  den  Ausdruck  „Überfallsrecht^  zur  Anwendung  zu  bringen. 

>*")  Homeyer,  B.  11,  2  S.  219.  —  Vgl.  auch  Blume  des  magdeburger 
Bechts:  Dy  bowme,  dy  in  eins  mans  hoff  stehen,  dy  sint  seine,  alzo  ist  auch 
dy  Frucht  seine  bowme.  (Bö  hl  au,  I  36).  ^  Charakteristisch  ist  auch  die 
Stelle  im  Feldrecht  der  Stadt  Müllhausen  art.  IX  §  11:  Obschon  ein 
Baum  und  dessen  Früchte  denjenigen  zugehören,  in  dessen  Qrund  und  Boden 
er  gewachsen,  jedoch,  wenn  die  Aste  über  eines  andern  Guth  reichen,  soll 
diesem  von  dem  obst  so  auf  seine  Seiten  fallet  oder  abgebrochen  wird  nach 
alter  bisheriger  Gewohnheit  die  Hälfte  gebühren,  was  aber  auf  die  Almende 
fallt,  bleibt  dessen  eige,  dem  der  Baum  zugehört.  (Hinsichtlich  des  letzten 
Punktes  vgl.  unten  Anm.  281  u.  232.) 

*•')  Vgl.  Stobbe  a.  a.  0.  §  85  unter  c.  a.  A.  —  Betreffs  der  Ausnahme- 
bestimmungen einzelner  Quellen  bei  fructus  industriales  verweise  ich,  unter 
Anschluss  an  die  dort  vertretene  Ansicht,  auf  Stobbe  a.  a.  0.  §  152,  bes 
Anm.  3  u.  Stobbe,  Beitrage  S.  67  fg.;  die  —  in  einzelnen  Recht saufzeichnun- 
gen    ausdrücklich    anerkannte    —     Mobiliarqualität     nichtseparirter    Früchte 


80 

hältniBs  der  Früchte  zum  Baumeigenthümer  ändert  sich  auch  nicht 
dadurch,  dass  sich  die  Früchte  von  dein  Baume  trennen  und  auf 
das  Naohbargrundstück  zu  liegen  kommen.  Vollkommen  unrichtig 
ist  esy  sie  in  dem  letzteren  Falle  als  herrenlose  Sachen  zu  be- 
trachten, deren  Occupation  Jedem,  in  erster  Linie  dem  Naehbar, 
auf  dessen  Grund  und  Boden  sie  sich  befinden,  zusteht,  denn  das 
Eigenthumsreoht  an  einem  Gegenstande  wird  durch  seine  Lage, 
seine  Entfernung  vom  Eigenthümer,  der  Einwirkungsmöglichkeit 
bezieh.  -Unmöglichkeit  desselben  auf  diesen  Gegenstand  in  keiner 
Weise  beeinflusst. 

Diese  Erstreckung  und  ununterbrochene  Fortdauer  des  fiigen- 
thumsrechtes  des  Baumeigenthumers  an  den  übergefallenen  Früchten 
seines  Baumes  ohne  Kücksicht  darauf,  dass  Letztere  seiner  faktischen 
Herrschaft  entzogen  und  in  den  Besitz  eines  Andern  gelangt  sind, 
kennt  auch  das  deutsche  Recht,  denn  warum  rechnete  sonst  das 
Weisthum  von  Erlenbach  Zuertheilung  eines  anries  an  den 
Nachbar  geradezu  unter  die  Abgaben,  gleich  den  Zehnten*"),  und 


(Stobbe  ,  Handbuch  §  79  Adbi.  8)  rechtfertigt  nicht  die  Behauptung  des  Vor- 
handenseins eines  Eigenthumsrechtes  auf  Seiten  des  Nutzungsberechtigten 
vor  der  Separation  (Ausm.  Preuss.  L.  R.  I.  9  §  221).  —  Wenn  der  Baum  auf  dem 
gemeinsamen  Beine,  welcher  beide  Grundstücke  scheidet,  steht,  hat  jeder  der 
beiden  Nachbarn  gleiches  Recht  an  dem  Baume,  die  Früchte  stehen  im  Eigen- 
thume  Beider  und  werden  zu  gleichen  Theilen  getheilt.  Vgl.  Landrecht  Yon 
Kessendorf  (Salzb.  Taid.  S.  39  Z.  31  ff.);  —  Ehehaft  tlecht  der  Schranne 
Höchfeld:  wo  aber  die  paumb  es  seien  gleich  gepfelzt  oder  wild,  geradt  auf 
dem  march  stehen ,  mag  jeder  thail  halbs  obst  zu  sich  nemmen.  (Salzb.  Taid 
S.  12  Z.  29  ff.);  Rfigung  und  Landgebote  des  Landgerichts  Ant- 
bering  art.  48,  3  (Salzb.  Taid.  S.  70  Z.  25  ff.);  —  Ehehaft  Taiding  ron 
Rasohenberg,  Frage  12  (Salzb.  Taid.  S.  96  Z.  31  ff.  und  Grimm,  Weisth. 
VI  S.  155).  —  Weisthum  yon  Winhering  §  16  a.  £.:  „wo  aber  saoh  were, 
das  ain  solcher  paumb  miten  in  ainem  march  stuende,  so  sollen  bede  naohtbam 
disen  paum  mit  einander  schitten  und  treulich  tailen".  Das  Gesetz  fugt  noch 
hinzu:  „wo  es  dann  in  ainem  perg  oder  leuten  wer,  so  hat  ain  ieder  auf  seinem 
grünt  macht  ain  prot  oder  anders  furzesezen,  denn  es  bleibt  nit  sonder  lauft 
auf  aines  andern  grünt  abwerz  (Grimm,  Weisth.  VI  S.  142);  Recht  von 
Reichenau  (Grimm,  Weisth.  III  S.  634);  Land  u.  Urbarrecht  des  Pfleg- 
u«  Landgerichtes  Hüttenstein  cap.  22:  fahls  ain  solcher  fruchttragender 
paumb  also  situieret  ist,  daz  er  auch  von  eines  andern  grund  oder  erden  saft 
und  wachsthumb  erhaltet,  so  haben  beede  auf  gleiche  thail  die  fruchten.  (Salzb. 
Taid.  S.  175  Z.  1  ff.X  vgl.  hierüber  oben  bei  Anm.  155.  —  Emminghaus, 
Pandekten  des  gem.  sächs.  R.  S.  445  Nr.  26;  Volker,  Handb.  des  grossh. 
Sachs.  PrivatrechU  S.  325. 

>^)  Weisthum  von  Erlenbach  (am  Züricher  See;  die  vorliegende  Auf- 
zeichnung stammt  aus  dem  Jahre  1510).  Hier  heisst  es,  um  die  Abgabenfreiheit 
der  Hofgüter  darzuthnen,   sie  seien  so  frei,   dass  sie  keinen  „anries"  gaben: 
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gestattete  deBhalb  den  Eigenthüinern  der  abgabenfreien  Hofgüter, 
den  Überfall  auf  dem  Nachbargrundstücke  zu  sammeln?  Oder 
warum,  —  dies  ist  in  Folge  der  Häufigkeit  der  Belegstellen  ein 
ungleich  schwerer  wiegender  Grund,  —  gewährten  sonst  zahlreiche 
Quellen  dem  Nachbar  nur  einen  Theil  der  übergefallenen 
Früchte,  während  sie  den  übrigen  Theil  dem  Baumeigenthümer 
zusprechen  ?»•»)«<><>) 

Dass  man  im  deutschen  Rechte  dem  Baumeigenthümer  nicht, 
wie  im  römischen  Rechte,  gestattete,  die  übergefallenen  Früchte 
seines  Baumes  in  Ausübung  seines  Eigenthumsrechtes  auf  dem 
Nachbargrundstücke  einzusammeln,  ja,  dass  man  sogar  so  weit 
ging,  ihm  den  Fruchtgenuss  der  auf  das  Nachbargrundstück  über- 
hängenden Zweige  seines  Baumes  völlig  zu  entziehen,  beruht  ent- 
sprechend   den   Grundsätzen  über  den   Überhang  nicht   auf  einem 


„imd  were  sach,  das  einer  ein  bös  tach  bette  und  ein  nuszbom  bj  dem  haa 
stuend  vnd  die  nussen  zuo  dem  für  durch  dz  tach  fielind,  so  sol  einer  in  dz 
bus  gan  zuo  dem  für  vnd  sol  die  nussen  vflesen  vnd  sol  im  dz  nieman  wereu". 
(Qrimm,  Weistb.  IV  S.  336  §  26;  Scbauberg,  Beitr.  VIII  283  fg.)  Hierzu 
aucb  Gierke,  der  Humor  im  deutseben  Recht  S.  24  und  firocbbolz,  Aar- 
gsuer  Weistbümer  (1876)  S.  100  1.  Anm. —  Ähnlich,  wenn  auch  aus  anderen 
Motiren  hervorgegangen,  die  Bestimmung  des  Landbuobs  des  Hofgerichtes 
Klosters:  „so  aber  die  Bäum  gemelte  zechen  Schuh  von  Zil  und  Märchen 
standt  unnd  nüt  destminder  die  Aest  lützel  oder  viel  ob  oder  auf  eins  andern 
Gut  giengen,  sollend  die  Frucht  des  der  Baum  auch  ist  seyn  und  gehören.** 
(Vgl.  unten  Anm.  187). 

IM)  Ygri.  unten  bei  Anm.  216  ff.    Betreffs  des  Überfalls  auf  die  Almende 
vgl.  unten  bei  Anm.  281  u.  232. 

****)  Der  Nachbar  musste  bei  Theilung  der  übergefallenen  Früchte  in  der 
Regel  dem  Baumeigenthümer  den  ihm  zukommenden  Theil  einhändigen,  da- 
rauf deuten  die  Ausdrücke :  der  Nachbar  soll  „zwei  thail  zudem'stamenlegen" 
(Ehehaft  Becht  der  Sohranne  Höchfeld,  Salzb.  Taid.  S.  12  Z.  23  ff.), 
„sollen  die  nachbam  den  vberfall . . .  halb  an  den  stock  lieberen  vnd  widergeben'S 
(Weisth.  von  Kenne,  Grimm,  Weisth.  11  S.  314)  u.  a.  Seltner  finden  sich 
die  Bestimmungen,  in  denen  der  Baumeigenthümer  mit  einer  „lankwit^'  oder 
einer  „ahrraute**  auf  das  Nachbargrundstücke  hinüberreichen  darf  (vgl.  unten 
bei  Anm.  248);  von  einem  Abholen  der  Früchte  durch  den  Baumeigenthümer 
spricht  ausdrücklich  die  würtembergische  Bauordnung  von  1655  „von 
Rebftocken,  Bäumen  und  Überhängen  §  5**  (S.  75):  Der  Eigenthümer  des 
Nachbargrundstüeks  ist  verpflichtet,  „das  dritte  Theil  bey  verzäunten  oder  ge. 
hagten  Güttem  wider  zu  erstatten  oder  an  offenen  Güttern  wie  von 
alters  Herkommen,  das  dritte  Theil  ligen  zu  lassen*'.  [Im  Gegensatz 
hierzu  vgl.  Land  recht  von  Liebenau  (Bayern)  §  13:  Es  soll  Keiner  seine 
Äste  auf  das  Nachbargut  hängen  lassen  (mit  paumen  hinüberziglen),  „wo  ers 
aber  thnet,  so  soll  er  sich  kains  fales  auf  des  andern  grund  undorsten."  Andrer- 
seits steht  ihm  frei  auf  seinen  Baum  hinaufzusteigen  „und  sich  des  abprokkems 
zu  unterwinden".  (Vgl.  u.  Anm.  245.)  Grimm,  Weisth.  VI  S.  IfiO.] 
Sekmidit  Das  Baoht  des  Überhaaga  and  Überfalls.  (j 
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rein  theoretisch  zu  begründenden  Grundsatze,  sondern  auf  der  Recht 
schaffenden  Billigkeit,  welche  ihren  Ausdruck  in  dem  sprichwort- 
artigen Satze****): 

„Der  den  bösen  tropfen  geniesset,  geniesset  auch 
den  guten ««<>«), 

oder,  wie  sich  das  Westerwolder  Landrecht  ausdrückt: 

„wer  die  onnutten  hevet,  die  mach  den  nutten  drup  hebben 
in  hoffgrunde", 

findet.*®*)  Man  wollte,  wie  es  sich  bereits  in  der  oben  bei  Anm.  176 
angeführten  Stelle  der  Augsburger  Willkür: 

„daz  ain  jeglicher  seinen  paum  oder   die  estte  daran  die 


*•»)  Graf  u.  Dietherr,  Rechtasprichwörter  85,  122. 

***)  Rietberger  Landrecht  (zwischen  Paderborn,  Münster  und  Lippe 
aü  der  Ems  §  95  (1697 —  Grimm,  Weisth:  in  S.  106).  Übereinstimmend  die 
Urtheile  zum  Sandwell  (16.  Jahrh.)  §  3  a.  E.:  wandeweil  er  den  quaden 
dropfen  haben  muess,  soll  er  auch  des  gueten  genieszen.  Vorliegendes  Rechts- 
sprichwort passt  auch  in  nicht  übertragener  Bedeutung,  da  vielfach  der  Tropfen- 
fall, der  vom  ßaum  auf  das  Nachbarfeld  herabfällt,  durch  übergrosse  Feuchtig- 
keit das  Wachsthum  der  Pflanzen  hindern  kann,  während  die  überfallende 
Frucht  als  der  „guete  dropfen"  gilt. 

«0«)  Westerwolder  Landrecht  cap.  8  §  14  (Richthofen,  friesische 
Rechtsquellen  B.  I  S.  268).  Derselbe  Gedanke,  nur  nicht  in  der  Fassung  eines 
Rechtssprichwortes  findet  sich  im  Weisthum  von  Winhering  (Bayern, 
1594)  II  §  15:  denn  wes  hat  ainer  darvon,  so  er  ain  ganz  jar  des  paumbs  an 
geniesz  schaden  nemen  mueszt,  wie  dann  guetes  wissen.  (Grimm,  Weisth.  VI 
S.  142).  Im  Folgenden  charakterisirt  das  Weisth.  von  Winhering  den 
„bösen  tropfen  den  der  nachbar  geniesset^:  stet  dergleichen  panmb  in  ainem 
aoker  so  wird  das  traid  darunter  wie  sunst  ain  anders  nit  zeitig,  ist  es  in  ainer 
wisen,  so  wechst  muesz  darunter  und  heigt  sich  nit  (es  wächst  „wirres  Zeug*' 
darunter  und  keine  hohen  Halme),  sondern  man  muesz  es  mit  bemüohenung 
heraus  bringen,  des  also  nit  ain  claine  beschwer  und  nit  wol  zu  gedulten  ist.  — 
Vgl.  hierzu  Stobbe  a.  a.  O.  §  85  unter  c;  —  Falck,  Handbuch  des  schles- 
wig-holstein.  Privatr.  ß.  V,  1  S.  160  Anm.  27;  —  Bluntschli,  Privatrechtl. 
Gesetzb.  für  den  Kanton  Zürich  II  S.  102;  —  Heus  1er,  Institutionen  des 
deutsch.  Privatr.  11  8.  198.  —  Dies  ist  auch  die  Ansicht  der  älteren  Doctrin 
gewesen:  Melonius,  Thes.  Jur.  lib.  43  tit.  5  (unten  Anm.  223);  Krebs,  de 
ligno  et  lapide  vol.  I  pg.  67  u.  68  und  die  daselbst  Gitirten.  (Garpzow,  B.  III 
Const.  32  def.  25;  Philipp,  us.  pract.  instit.  lib.  II  eolog.  13);  —  Hesse, 
a.  a.  O.  B.  II  S.  200  (2.  Aufl.  S.  529).  —  Dieselbe  Begründung  noch  in  den 
Motiven  für  den  Entwurf  des  hessischen  Gesetzbuches,  in  denen  es  S.  118 
heisst,  ,,das8  man  dem  Stammeigenthümer  das  Ansichziehen  des  Überhangs 
nicht  verwehren  wollte,  im  Übrigen  die  herabfallenden,  aber  nicht  die  hängenden 
Früchte  als  stillschweigend  zugestandenen  Entgelt  für  die  vom  Stammeigen- 
thümer hängen  gelassenen  Zweige  gedacht  habe*'.     Vgl.  unten  Anm.  816b. 
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uff  ainen  andern  hangent  wohl  alhowen  mug,  wenne  er  wolle 
80  kain  obs  daran  ist  ...  .  .«  «o*^ 
ausprägt,  dem  Nachbar,  welcher  den  Überhang  und  die  damit  un- 
vermeidlich verbundenen  Nachtheile  und  Unannehmlichkeiten  ge- 
duldig ertragen  hatte,  nicht  den  Vortheil  entziehen,  welcher  durch 
die  überhängenden  Zweige  geboten  wurde,  und  sprach  ihm  deshalb 
ex  lej^e  den  vollen  oder  wenigstens  theilweisen  Genuas  der  Früchte 
des  Überhangs  zu,  •®^')  Dies  ist  m.  E.  der  einzige  eine  Erklärung 
de«  deutschen  Überfallsrechtes  gewährende  Gesichtspunkt;  auch  hier 
treffen  die  bereitR  bei  Gelegenheit  des  Überhangsrechtes  besprochenen, 
zugleich  das  Recht  des  Überfalls  in  sich  begreifenden  Theorieen 
Eichhorn's,  Beseler's  und  fiillebrand's  nicht  zu. 

Eines  besonderen  Hinweises  bedaif  ihrer  Bigenartigkeit  wegen 
die  Ansicht  Grimmas,  weichein  den  Bestimmungen  des  deutschen 
Rechts  über  den  Überfall  die  „Heiligung  eines  Zufalls^  erblickt: 
„Die  Vollziehung  der  dem  einen  oder  andern  ESgenthümer  zu- 
gesprochenen Gunst  wird  vorher  erst  noch  von  dem  Schicksal  ab- 
IiAogig  gemacht''  ^^^) 


*^)  Vgl.  auch  Bränner  Schöffenbach  cap.  206:  quia  si  hoc  oontingat 
fructus  eorandem  ramorom  cum  vicino,  caius  hortum  obumbrant,  dividantur, 
vel  per  dominam  arboram,  si  vicinas  carere  volaerit,  praescindantur ;  and  aach 
im  „behmi sehen  Recht  a.  s.  w.''  (Ausg.  von  1607)  cap.  XLI  art  26:  Es 
were  denn,  dass  der  Nachbar  sich  mit  dem  Obst  so  von  den  ästen  aaff  eine 
Seite  hangende  abfiele,  wolte  besagen  and  begnügen  lassen.  —  Sehr  be- 
zeichnend ist  ferner  die,,  Verbesserte  SchützenordnangYon  Köln**,  welche 
dem  Baameigenthümer,  der  die  Früchte  der  überhangenden  Zweige  abbricht 
and  so  den  dem  Niichbar  zakommenden  Überfall  vereitelt,  vorschreibt :  derselbe 
„soll  nicht  desto  weniger  ....  seinem  Nachbaren,  so  den  Ueberhang  des  Baams 
leiden  mass,  auch  nach  advenant  and  der  Billigkeit  gemäss  Theil  von  den  ab- 
gebrochenen Früchten  zaschicken''  (Vollstand.  Sammel.  deren  die  Verfass.  des 
hohen  ErtzstifU  Colin  betreff.  Stataten,  B.  11  S.  387).  — 

^Ma^  Einen  ausserordentlich  glücklichen  Beleg  für  die  im  Texte  ver- 
tretene Ansicht  bietet  cap.  98  des  Stadtrodels  von  Maienfeld,  1605:  „Be- 
schlnas  von  ops  und  bömen;  Item  za  beschluss  diser  ops  und  hörnen  artickel 
(a.  a.  0.  cap.  93—97)  ist  abgeret,  ob  sach  wurde  sin,  das  villicht  dem  entaohaid, 
so  in  der  g^ttikeit  von  uns  gestelt  nit  geläpt  wurde,  sonder  mer  Uneinigkeit 
daroas  entsprunge,  es  sig  mit  den  bömen,  so  einandren  thättind  und  sich  ein 
tayl  der  fruchten  so  im  in  sin  gut  fiele  sich  nit  weite  beniegen,  sonder  im 
me  schaden  brächte  wan  das  anriss  in  nutzen  möcht,  und  so  fil  das 
ärs  vermaint  den  bom  so  des  andren  ist  zestumpen,  so  sol  är  im  fräfelich  sem- 
licht  nit  für  nemen  sonder  das  an  ein  warch  meister  lassen  langen",  welcher 
dann  die  Sache  im  Beisein  zweier  Gemeindemitglieder  beilegen  soll  (Zeitschr. 
für  schweizer.  R.  n.  F.  B.  V  S.  169). 

s«s)  Grimm  in  der  Zeitschr. für  geschichtl. Rechtswissenschaft  B.III  S.360ff. ; 
—  Selbstkritik  Grimms  in  der  Zeitschrift  für  krit.  Rswissensch.  B.  IV  S.  173: 


u__ 

Eb  scheint  sich  diese  Auslegung  insofern  der  Wahrheit  zu 
nähern,  als  das  deutsche  Recht  häufig  da,  wo  es  sich  nicht  berufen 
oder  befähigt  fühlte,  eine  bestimmte  Entscheidung  aus  sich  selbst 
zu  geben,  die  Lösung  des  Knotens  einer  höheren  verborgenen  Macht 
ttberliess.  Andrerseits  ist  jedoch  die  Ansicht  Orimm's  an  diesem 
Punkte  deshalb  nicht  zu  verwerthen,  weil  sie  uns  nur  über  einen 
Theil  unseres  Rechtsinstitutes,  —  nämlich  den  ohne  äussere  Störungen 
erfolgenden  Überfall  —  aufklärt,  während  sie  in  Allen  andern  Fällen, 
besonders  wenn  ein  Eingreifen  von  Seiten  des  Baumeigenthümers 
oder  gar  des  Nachbars  gesetzlich  gestattet  wird  versagt.  Ebenso 
versagt  sie,  wenn  die  Quellen  eine  Theilung  der  Früchte  zwischen 
den  Gränznachbam  unter  Angabe  bestimmter  Quoten  festsetzen.  — 

ESne  nähere  Betrachtung  der  Quellen  belehrt  uns,  dass  sich  die- 
selben am  häufigsten  in  dem  Sinne  des  von  uns  als  erste  Kategorie 
bezeichneten  Sprichwortes:  „Was  in  des  Nachbars  Hof  fallt,  das 
ist  sein^,  aussprechen,  nur  ist  es  vielfach .  nicht  der  ganze  Über- 
fall ^^%  den  man  dem  Nachbar  zuspricht,  sondern  man  zwingt  ihn 
entweder,  mit  dem  Herrn  des  Baumes  zu  theilen,  oder  beschränkt 


„Ich  verdenke  es  Niemandem,  wenn  er  diese  Deutung  seltsam  findet**.  Zu 
dem  Aufsatze  Qrimm's  vgl.  auch  Gaupp,  Kritische  Zeitschr.  E.  UI  Heft  2 
S.  254  fg.  und  Gaupp,  a.  a.  0.  B.  IV  S.  500.  —  Ein  Beleg  ilir  die  Ansicht 
Qrimm's  liease  sich  in  dem  Zuchtbuch  und  Mannszucbtrodel  von 
Pfeffers  §  76  finden:  ».  .  .  gehört  der  vollige  abfall  deme  in  dessen  wein- 
oder  krautgarten  oder  dach  die  fruchten  fallen,  doch  sollen  keine  hurden 
auf  den  tacheren  gemacht  werden^  weil  sonst  das  durch  Zufall  erzeugte 
Theilungsverhältniss  durch  fremden  Eingriff  gestört  werden  würde.  [Qrimm, 
Weisth.  VI  S.  375].  —  Auch  Qrimm  giebt  (Zeitschr.  tor  krit.  Beohtswissensch. 
III,  S.  174)  zu,  dass  ihm  das  Sprichwort  „Wer  den  bösen  Tropfen  geniesst 
u.  s.  w."  „bedeutend  scheine**. 

*^)  Die  Quellen  bedienen  sich  zur  Bezeichnung  des  Überfalls  des  Wortes 
,,anries*':  „das  einem  über  den  Zaun  auf  seinen  Grund  fallende  Obst,  was 
an  einem  riset  ~  gerisen  ist^  (Grimm,  Wörterbuch  I  S.  439).  —  Mehrfache 
weitergehende  Definitionen  des  Wortes  „anries**  finden  sich  in  den  neueren 
Schweizer  Gesetzbüchern,  so  in  dem  „Privatrechtlichen  Gesetzbuch  für  den 
Kanton  Schaff  hausen"  §  ödB:  „Das  Anries  besteht  in  dem  Rechte  des 
Nachbars,  die  überhängenden  Früchte  zu  gewinnen  und  die  überfallenden  zu 
behalten."  Wörtlich  übereinstimmend  das  „Privatrechtliche  Gesetzbuch  für 
den  Kanton  Zürich"  §  ö9l.  (Hierzu  Bluntschli,  II  S.  103).  --  Strafe  für 
die  Entziehung  des  anries  durch  den  Baumeigenthümer  in  der  Öfnung  zu 
Niederbüren  (Grimm,  Weisth  I  S.  223),  in  der  öfnung  zu  Rorschach 
aus  dem  J.  1469  (Grimm,  Weisth.  I.  S.  2:i8),  öfnung  zu  Tablat  (Grimm, 
1.  S.  2:M),  sämmtlich  aus  dem  Gebiete  von  St.  GhiUen;  vgl.  auch  Weisth  um 
von  Helenhofen  (1467)  §37  (Grimm,  Weisth.  V  S.  129)  und  floftaiding 
an  dem  Gschaid  von  1670  (Steir.  u.  kärnth.  Taidinge  S.  156  Z.  a9  (f.). 
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ihn  durch  Vergünstigungen,   die    man    dem  Baumeigenthümer   zu 
Theil  werden  lies«. 

Den  ganzen  Überfall  gewährt  dem  Eigenthümer  des  Nachbar- 
grundstücks die  Qlosse  zum  Sachsenspiegel  in  den  Worten: 
Schottestu  deyn  abist,  was  yn  deynen  nackebures  hoff  vellit 
das  bleibet  seyn,  — •<^') 
ein  Satz,  den  die  Glosse  zum  Weichbild  wörtlich  wiederholt. *•*) 
Es  bedarf  hierbei  wohl  kaum  der  besonderen  Hervorhebung,  dass 
in  diesen  Stellen  nicht  nur  der  Fall  eines  Schütteins  durch  den 
Baumeigenthümer  begriffen  ist,  und  dass  ebenso  die  anderweit  herab- 
fallenden Früchte  in  das  Eigenthum  des  Nachbars  übergingen. 

Ebenso  spricht  sich  sowohl  das  polnische  Kechtsdenkmal 
cap.  19:*«*) 

wo  abir  obes  bowme  obir  den  czwn  in  eynes  andern  garten 
wachzen,  dez  der  garte  ist,  der  mag  des  obesses  nicht  brechen 
noch  schoten,  waz  aber  nedir  vellet,  daz  mag  her  wol 
lezen, 
als  auch  eine  grosse  B^ihe  anderer  Bechtsquellen   wie  die  ältere 
clevische  Rechtsquelle  des   15,  Jahrhunderts*'^),  das  Herr- 
schaftsrecht   von     Elgg***),     die    Ordnung    von  Winzer- 


'<*^)  Citirt  nach  der  Baseler  glossirten  Ausgabe  des  Sachsenspiegels  von 
1474;  Dieselbe  Bemerkung  findet  sich  in  der  Lübecker  Handschrift  des  Sachsen- 
spiegels vom  J.  1427  und  in  der  Berliner  Handschrift  vom  J.  1466  (vgl. 
Homeyer  in  der  Anm.  zu  Ssp.  II,  art.  52).  —  Die  Glosse  zum  S^p.  sucht 
durch  Scheingründe  eine  Yereinigung  mit  Dig.  XUII,  28  herbeizuführen,  ohne 
dass  sich  jedoch  ihr  in  den  Ländern,  in  welchen  der  Ssp.  Geltung  erlangte, 
Theorie  und  Praxis  anschlössen,  (vgl.  Beyer  1.  c>;  Thomasius  not.  ad. 
Listit.  pg.  146;  Heineccius,  £lem.  iur.  germ.  Lib.  II  tit.  UI  §  70;  Kraus, 
de  iure  in  arbores  vicini  etc.  pg.  17).  Ausführliche  Besprechung  der  Glosse 
zum  Ssp.  II,  52  bei  Schuster,  in  der  allgemeinen  oesterr.  Gerichtszeitung 
ß.  XXXIV  S.  49. 

•^  von  Daniels  u.  v.  Gruben  a.  a.  O.  Sp.  432  fg.  Auch  sie  legt  der 
Sspglosse  gleich  darauf  Nachdruck:  keine  gewalt  sal  man  abir  thun  ut  ff.  50, 
17  de  regulis  iuris  L.  55,  Nullus. 

«»)  vgl.  Volkmann  a.  a.  0.  S,  20. 

tivj  Yg],  Schröder,  Mittheilungen  über  eine  clevische  Bcohtsquelle  des 
15.  Jahrh.  (Zeitschr.  für  Bechtswissensch.  B.  IX  S.  448)  tit  176  §  2.  Im 
Wortlaut  mit  den  Glossen  zum  Sachsenspiegel  u.  zum  Weichbilde  überein- 
stimmend. Ebenso  kurz  das  Delbrüoker  Landrecht  (zwischen  Lippe  und 
l^ma  entstanden)  bei  Grimm,  Weisth.  UI  S.  102  a.  E.). 

">)  Herrschaftsrecht  von  Elgg  (1535)  68,  2:  Stat  der  heimsch  nuss 
ald  ops  boum  in  einem  wingarten  oder  in  des  Flecken  Fridkreiss,  oder  in  einem 
krutgarten,  so  nimpt  ietlicher  wass  uff  in  valt  und  gibt  dem  stan  («=*  Stamm) 
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hauaen"'*),  das  Kietberger  Landrecht***),  die  Frankfurter 
Keforniation*'*)  u.  a.  aus. 


horren  kein  anriss  nit  wider  (Bluntschli,  a.  a.  O.  S.  215  §  72  Anm.  3). 
Ähnlich  das  Zuchtbuch  und  Mannszuchtrodel  von  Pfeffers  (St.  Gallen, 
152H  u.  später)  §  76.  Letzteres  setzt  noch  hinzu:  doch  sollen  keine  hurden 
auf  den  tacheren  gemacht  werden,  damit  der  nachbaur  (hier:  der  Baumeigen- 
thümer)  übervortheilt  werde  (Grimm,  Weisth.  VI  S.  375).  Leu,  Eidgenössi- 
sches Stadt-  und  Land -Recht  S.  645.  Von  Schweizer  Quellen  vgl.  femer  das 
(Jnterwaldner  Landbuch  S.  3  (bei  Frosch  a.  a.  0.  S.  63)  und  auch  das 
Landbuch  des  Hofgerichtes  Kloster  (Sammlung  sämmtl.  Statutarrechte 
von  Graubünden  YII,  3  S.  89):  „so  soll  alsdann  die  Frucht  so  auf  eines  An- 
dern dem  die  Kume  zu  nach  seinen  Gut  oder  Marchzihlen  wärend  und  auf 
desselben  fallen  mag,  wirklichen  gehören**.  Abweichend  wird  im  Folgenden 
bestimmt,  dass  wenn  die  Bäume  in  der  gesetzlich  festgesetzten  Entfernung  vom 
Nachbargrundstück  angepflanzt  seien,  und  dennoch  die  Aste  über  den  Gränz- 
zaun  ragten;  „sollend  die  Frucht  des  der  Baum  auch  ist  seyn  und  gehören: 
(Über  eine  eventuelle  Abholung  der  Früchte  wird  nichts  bemerkt).  —  Von 
Tiroler  Quellen  vgl.  Hoftaiding  an  dem  Gschaid  (1570):  Item  wan  ein  obs- 
baumb  in  einem  khag  ader  iridt  stett  und  wen  das  obs  abreist  (d.  h.  abfallt) 
das  soll  ain  jeder  auf  seinem  teil  wo  es  hin  gfallen  ist  macht  aufzuklauben  haben 
und  kainer  dem  andern  sich  übergreifen.  (Steir.  u.  kämth.  Taidinge  S.  156 
Z.  39  flf.).  - 

'>')  Winzerhauser  Dorfordnung  von  1593  §  53:  Das  hinfirther  ain 
Jedes  wahin  es  falt  bleiben  vnnd  nichtz  wider  zum  Stamen  geben  werden  solle. 
(Beyscher,  das  gemeine  u.  württembergische  Privatrecht  §  285  (B.  Hl  S.  11) 
Anm.  8).  —  S.  J.  Kap  ff,  de  eo  quod  circa  glandes  justum  est.    Tub.  1775. 

**•)  Rietberger  Landrecht  cap.  35:  Wem  die  eichein  zugehören  so 
von  des  nachbam  bäume  dessen  zweyger  auf  des  andern  nachbarn  grund  hengen 
fallen?  Der  den  bösen  tropfen  geniesset,  geniesset  auch  den  guten  (Grimm, 
Weisth.  UI  S.  106).  Da  sich  diese  Stelle  ganz  allgemein  ausdrückt,  so  ist  hier 
wohl  an  keine  Theilung  oder  Beschränkung  anderer  Art  zu  denken.  — 

»")  Frankfurter  Reformation  von  1578  Theil  VIII  tit.  XIII  §  2: 
Was  sonst  von  des  Baums  Esten  so  über  dess  Nachbam  Gut  hangen  von  Obs 
wächsst  vnd  auff  desselben  Grundt  abfeilt,  soll  desselben  Nachbars  seyn  vnd 
bleyben.  (Genaueres  über  die  Frankfurter  Reformation  vgl.  unten  Anm. 
321  fg.);  die  Worms  er  Reformation  von  1498  enthält  keine  diesbezügliche 
Bestinmiung,  vielleicht  ist  aber  aus  B.  VI,  1  tit.  20  zu  schliessen,  dass  auch 
sie  dem  Kachbar  den  Überfall  zugesprochen  wissen  wollte. 

Nach  Analogie  dieser  Stellen  wird  auch  bei  dem  Umstürzen  des  an  der 
Gränze  wachsenden  Baumes  selbst,  derjenige  Theil  des  Stammes  und  der  Äste 
welcher  auf  das  angränzende  Grundstück  zu  liegen  kommt,  dem  Eigenthümer 
des  Letzteren  zugesprochen;  so  in  dem  Weisthum  von  Altenthan  (Salzb. 
Taid.  S.  28  Z.  14  fi.);  -  Weisthum  von  Kessendorf:  es  soll  auch  kainer 
kainen  bäum,  den  er  abschlagen  wolte  ansailen  und  auf  seinen  grund  ziechen, 
sonder  er  soll  denselben,  wo  ain  ander  auch  ain  fahl  darzue  hete,  frei  unange- 
sailt  fallen  lassen,  alsdann  soll  es  damit  gehalten  werden  wie  mit  den 
fruchten.    (Salzb.  Taid.   S.  39   Z.  35  ff.;    die   Früchte   werden   getheilt);   — 
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Häufig  aber  macht  man  die  Gewährung  des  ganzen  Über- 
falls von  dem  Vorhandensein  bestimmter  Voraussetzungen  abhängige 
indem  man  zwischen  „wilden"  und  „zcamen^'  Bäumen  scheidet,  und 
nur  bei  den  ersteren  dem  Grundstücksnachbar  den  ganzen  Über- 
fall zuspricht,  während  man  bei  den  Letzteren  eine  Th eilung  der 
übergefallenen  Früchte  zwischen  dem  Eigenthümer  des  Baumes  und 
dem  des  Grund  und  Bodens,  auf  welchen  dieselben  zu  liegen  ge- 
kommen sind,  eintreten  lässt 

Diese  Theilung  kann  an  sich  denkbar  verschiedener  Art  sein, 
in  der  Verbindung  mit  dem  Gegensatz  von  „zcamen"  und  „wilden^ 
Bäumen  aber  überwiegen  diejenigen  Quellen,  welche  eine  Halbirung 
des  Überfalls  zwischen  dem  Nachbar  und  Baumeigenthümer  an- 
ordnen. Hierhergehören  das  WeisthumzuHerrnbreitingen*^®), 
das  Ehehaftrecht  von  Wilzhut"*)  die  sakburgischen  Weis- 
thümer  von  Haunsberg, Wartenfels**'),  ünterlebenau"^)u.  a. 


Landrecht  des  Pfleggerichts  Wartenfels  (Salzb.  Taid.  S.  Iö9  Z.  U  ff.); 
--  Steir.  Taid.  S.  357  Z.  1  ff.;  —  Delbrücker  Landrecht  (Grimm,  Weisth. 
III  S.  102  n.);  —  Der  sieben  freien  Hagen  Recht  Art.  24  (Qrimm  lU 
S.  310);  Aasn.  im  Land-  u.  Urbarrecht  des  Pfleg-  u.  Landgerichtes 
Hüttenstein  Art  22:  wo  entgegen  bei  umbhakung  deren  (so.  der  Granz- 
bäame)derstamb  deme  gehörig  ist,  in  dessen  grund  der  meiste  theil 
hiervon  fablet.  (Salzb.  Taid.  S.  175  Z.  6  ff.).  —  In  den  Particularrechten 
der  Gegenwart  ist  diese  Bestimmung  verschwunden;  vgl.  Pr.  L.  R.  1,  9  §  293: 
„Der  Baum  selbst  aber,  welcher  durch  Sturmwind  ganz  oder  zum  Theil  auf 
den  Grand  des  Andern  geworfen  worden,  verbleibt  dem  vorigen  Eigenthümer." 
(Dernburg,  Preoss.  Privatr.  I  §  220  Anm.  14).  Ausnahme:  im  Rechte  des 
früheren  Churfürstenthums  Hessen:  vgl.  Kopp,  Handbuch  zur  Kenntniss  des 
Hessen-Casselischen  Landesverfassung  und  Rechte  S.  465  (Th.  I). 

»«*)  Weisthum  von  Herrenbreitingen  an  der  Werra  b.  Schmalkalden 
(Fränkisches  Weisthum  von  1506):  wo  paum  uff  einen  felde  sten  was  dan  uff 
einen  iden  feit,  das  sali  im  folgen;  wo  sie  aber  in  garten  stehen,  was  alsdan 
auff  den  anderen  feilet,  mag  er  des  obs  mit  willn  des  andern  nit  behalten,  so 
sol  er  es  dem  andern  dem  stamme  noch  halb  wiedder  geben.  (Grimm,  Weisth. 
lU  S.  591  u.  Rechtsalterth.  S.  551.)  —  Hillebrand  a.  a.  0.  8.  313. 

*")  Ehehaftrecht  von  Wilzhut  cap.  11  (Oesterreich.  Weisth,);  Nach- 
dem davon  die  Rede  gewesen,  dass  der  Überfall  getheilt  werden  solle,  fährt 
das  Gesetz  fort  „all  ander  opst  oder  sunst  fruchtbar  pämmen,  so  nicht 
gepelzt,  soll  ainem  der  Überhan ng  ganz  bleiben.  (Grimm,  III  S.  682). 

*^^  Landrecht  oder  ehehaft  Tai  ding  des  Landgerichtes  Hanns- 
berg  (Salzb.  Weisth.  S.  57  Z.  22  ff.):  was  aber  herab  feit  gepfelzt  obst  mag 
der  aufklauben  des  der  grund  ist,  doch  dass  er  halben  tail  wider  zu  dem  stam 
gebe,  aber  wild  obst  und  aichel  klaubt  der  auf  des  der  grund  ist,  darauf  es 
feit  und  ist  nichts  schuldig  hin  wider  ze  geben;  —  Landrecht  des  Pfleg- 
gerichts Wartenfels  (Salzb.  Taiding  S.  160  Z.  27  ff.).  — 

*is)  Ehehaft  thäding  des    hochfürstl.  Salzburg,  pfleggerichts 


Auch  dieseH  Resultat  wird  wiederum  durch  das  Billigkeito- 
gefühl  herbeigeführt,  denn  es  kann  wohl  nicht  zweifelhaft  sein,  dass 
die  Rechtsverhältnisse  an  dem  Baume  und  seinen  Früchten  sich 
nicht  dadurch  ändern,  dass  man  in  einem  Falle  den  Baum  im  Garten 
pflegt,  während  man  ihn  im  andern  Falle  auf  dem  Felde  ohne 
Pflege  wachsen  lässt  In  beiden  Fällen  ist  auch  nach  deutschem 
Rechte  der  Eigenthümer  des  Baumes  Eigenthiimer  der  Früchte 
desselben;  ebenso  wie  in  beiden  Fällen  der  Satz  „der  den  bösen 
tropfen  geniesset,  geniesset  auch  den  guten"  zur  Anwendung  kam. 
Nur  verglich  man  bei  denjenigen  Bäumen,  auf  deren  Gedeihen  der 
Eigenthümer  Arbeit  und  Mühe  verwendet  hatte,  das  Interesse  des 
Baumeigenthümers  mit  dem  des  Nachbarn,  und  nahm  deshalb  eine 
Theilung  der  fibergefallenen  Früchte  vor. 

Seltener  ist  bereits,  wie  gedacht,  bei  der  Trennung  von  ge- 
pflegten und  nicht  gepflegten  Bäumen  eine  Theilung  nach  Dritteln. 
Aus  den  mitteldeutschen  Quellen  kann  kein  Zeugniss  hierfür  bei- 
gebracht werden,  denn  das  Weisthum  von  Winhering  (Bayern 
1Ö94),  bei  dem  man  geneigt  sein  könnte,  in  Folge  der  Anfangs- 
worte des  §  16  „die  schmerbaum  und  wild  obst  anlangent"  eine 
Gegenüberstellung  von  „zcamen"  und  „wilden"  Bäumen  zu  ver- 
muthen,  enthält,  wie  unten  bei  Anm.  226  gezeigt  wird,  keinen  der- 
artigen Unterschied.  Anders  ist  es  in  den  tiroler  Quellen.  Hier  be- 
tonen mehrere  salzburgische  Taidinge  die  Theilung  nach  Dritteln, 
ohne  dass  es  jedoch  unter  ihnen  zu  einer  vollen  Übereinstimmung 
kommt,  vielmehr  unterscheiden  sie  sich  von  einander  in  der  detailirten 
Ausführung,  mit  der  sie  die  Frage  der  Theilung  behandeln:  denn 
während  das  Ehehaft  Recht  der  Schranne  Höchfeld*^*)  bei 
„gepfelzten  paumb  fruchten^  zwei  Drittel  zum  Stamm,  und  ein 
Drittel   dem  Nachbar,   bei   „nit  gepfelzten  obst"    aber  ein  Drittel 


Unterlebenau  (Salzb.  Taidingr  S.  83  Z.  80  fg.):  des  fahls  halber  ist  es  vor 
alter  also  gehalten  worden  und  unsere  landsrecht :  was  ainem  von  wilden 
obs  auf  sein  grund  feit,  aichel,  wildöpfel  oder  piern,  des  mag  er  sich  aignen, 
nüzen  und  brauchen,  was  aber  haimisch  oder  pfelzt  obst  ist,  gehört  halbs  zum 
stamb;  vgl.  auch  die  Bestimmung  des  Landrechts  Liebenau  bei  Grimm, 
Weisth.  VI  S.  löü  (in  der  neuen  Ausgabe  der  Salzburg.  Taidinge:  Ehchaft 
thäding  des  Pfleggerichts  Oberlebenau  S.  78  Z.  16  fg.).  —  Art.  4  der 
Protocolle  der  Letter  Mark  erinnert  in  seiner  Fassung  an  die  mancherlei 
ausweichenden  Urtheile  von  Schöffenstühlen;  die  Frage  wie  es  zu  halten  sei 
„oft  ein  boem  stonde  np  eyns  mans  stucke  in  enen  tune,  und  dar  eyn  overfall 
wer  up  eyna  anderen  mans  stucke  oft  lande"  wird  nicht  beantwortet. 

*>*)  Im  Matagau;   entstammt  dem  Jahre  1687.    vgl.  Salzburger  Taidinge 
S.  12  Z.  28  n. 
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sum  Stamm  und  zwei  Drittel  dem  Nachbar  zuertheilt,  gewähren 
die  Landgebote  des  Landgerichtes  Anthering  **^)  dem 
Baumeigenthümer  bei  einem  ^^pfelzpaumb^'  ebenso  wie  bei  „wilds 
obst''  nur  ein  Drittel;  es  ist  jedoch  nicht  zu  übersehen,  dass  im 
ersteren  Falle  dem  Baumeigenthümer  gestattet  wird  y,mit  laitern 
im  paumb  als  vill  er  gewingen  mag^  abzupflücken.  Nach  dem 
„ehebaft  Taiding  des  Landgerichts  Golling"  •***•)  endlich 
giebt  der  Nachbar,  welcher  den  Überfall  erlangt,  von  dem  Obst  ge- 
pflegter Bäume  zwei  Drittel  zum  Stamme,  bei  wildem  Obste  da- 
gegen ist  er  befugt,  den  vollen  Überfall  zu  behalten. 

Da  eine  Entscheidung  darüber,  welche  Bäume  als  „zcahme^ 
und  welche  als  „wilde"  zu  betrachten  waren,  nicht  immer  leicht 
sein  mochte,  so  unterlassen  zahlreiche  Quellen  ähnlich  der  Ord- 
nung des  Flecken  Winzerhausen  §  52,  welche  ausdrücklich 
um  der  Vermeidung  von  „zanckh  vnd  vnainigkeit"  willen  beide 
Baumsorten  auf  dieselbe  Stufe  stellte  *^^),  einen  derartigen  Unter- 
schied, und  theilen  in  beiden  Fällen  nach  Hälften,  bezieh,  nach 
Dritteln.  Ein  Theil  dieser  Rechtsaufzeichnungen,  so  das  Weisthum 
von  Kenne,  sowie  das  Landrecht  des  Pflegegerichts  Alten- 
than, das  Landrecht  von  Kessendorf  u.  a.*")  heben  es  be- 


«*»)  Salzb.  Taid.  S.  70  Art.  48  (Z.  13  fg.);  vgl.  auch  Landesrügung 
voD  Glaneck  Art.  31  (Salzb.  Taid.  S.  16  Z.  9  ff.  (citirt  unten  bei  Anm.  226). 

***»)  „würd  es  geschütt  sollen  die  zween  thail  zu  dem  stamb  und  der  ain 
thail  zu  dem  grund,  darauf  es  feit  gehören;  ist  es  aber  wildes  obst,  wohin  das 
feit,  dem  bleibts.'* 

***)  Keyscher,  das  gemeine  u.  Württemberg.  Privatrecht  B.  UI  §  285 
(S.  11)  Anm.  8;  [citirt  bei  Anm.  212].  —  £s  mochte  diese  Frage  nach  der  Natur 
der  Fruchtbäume  eine  vielfach  umstrittene  sein,  die  auch  in  anderer  Beziehung, 
so  bei  der  Berechnung  des  Zehnten,  praktische  Bedeutung  gewann.  (Vgl.  das 
badische  Weisthum  von  Weitnau  (1344)  bei  Grimm,  Weisth.  I  S.  313). 

*")  Die  Nachträge  zu  dem  Weisthum  von  Kenne  (im  Mosel thale,  1498) 
bestimmen  betrefis  der  Kirchengüter :  das  alle  die  bäume  so  uff  den  rodt- 
huschen  ynd  seelgueter  wachsen  vnd  stehen  vber  dern  nachbaren  erb- 
schafft hencken,  was  fruechte  dieselbige  jars  tragen,  sollen  die  nachparn  den 
▼beriall  dem  ehrw.  hern  abt  gleich  halb  an  den  stock  lieberen  vnd 
widergeben."  Andrerseits  sollen  aber  auch  die  Diener  des  Abtes  „den 
armen  nachparen  von  den  bäumen,  so  yH  die  rodbusch  hangen  den  vberfall 
an  den  stammen  vnd  stock  halb  widerumb  geben  vnd  liebern.** 
(Grimm,  Weisth.  IE  S.  314);  —  Landrecht  des  Pflegegerichts  Alten- 
than (Salzb.  Taid.  S.  23  Z.  6);  Landrecht  von  Kessendorf  (Salzb.  Taid. 
S.  39  Z.  28  ff.).  —  Landrecht  des  Gerichts  Raschenberg:  doch  das  er 
(der  Nachbar)  den  driten  an  sollichem  erklaubten  obst  deme  wider  zum 
stamb  lege,  dossen  der  pön^b  ist.    (Grimm,  Weisth.  VI  S.  165);  Landes- 
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sonders  hervor,  dass  alle  übergefallenen  Früchte,  ^welcherlei  frucht 
das  währ"  getheilt  werden  sollten;  bei  andern  ergiebt  sich  die  Gleich- 
stellung aus  der  allgemeinen  Fassung  des  Ausdrucks**'),  während 
es  bei  einer  dritten  Kategorie,  welche  im  Übrigen  mit  den  eben- 
genannten  Quellen  übereinstimmt,  zweifelhaft  sein  kann,  ob  wir  auf  die 
Bemerkung,  dass  der  Baum  in  einem  „hofe^*  steht,  Nachdruck  legen, 
und  hieraus  auf  die  Natur  desselben  schliessen  sollen.  *'^)     Die  Art 


rÜQfung  von  Glaneck  art.  31  (Salzb.  Taid.  S.  116  Z.  9  ff.)  —  Von  Schweizer 
Quellen  vgl.  üsser  Rod.  Land -Buch  art.  112  bei  Leu,  Eydgenössischcs 
Stadt-  und  Land-Recht,  S.  646.  —  Vgl.  auch  Breidenbacher  Landsbrauch, 
(v.  d.  Nahm  er,  Handb.  des  rhein.  Particularr.  II  S.  890). 

**")  Landrecht  der  sieben  Freien  Art.  84  (übereinstimmend  mit  dem 
Landrecht  von  Bochum  in  Weddigen's  neuem  Mag.  B.  II  S.  205— 212): 
Item  der  fruchtbare  bäume  over  eines  andern  grund  hangen,  die 
fruchte,  so  op  dengrund  fallen,  sollen  sie  gleich  d^eilen.  (Grimm, 
Weisth.  III  S.  69.)  —  Frankenhäuser  Statuten  vom  J.  1558  cap.  40. 
Walch,  Beiträge  I  S.  848);  —  Breidenbacher  Landsbranch  vom  J.  1631 
(bei  von  der  Nahmer,  Handb.  des  rheinischen  Farticularrechts  II  S.  890). — 
Pettenbacher  Bergrecht  (niederöst.  Weisth.  ß.  I  S.  325  Z,  32  ff.).  — 
Vgl.  auch  das  von  Grimm,  Zeitschr.  für  gescbichtl.  Rechtswissensch.  mit- 
getheilte  ancienne  coutume  de  Chalons  art.  116  und  Melonius,  Thes. 
Jur.  lib.  XLIII  tit.  5,  der  es  für  „sehr  landgebräuchlich'*  erklärt,  dass 
eine  Theilung  der  Früchte  stattfinde,  damit  sich  der  andere  Theil  nicht  eines 
Schadens  zu  l)eklagen  habe"  (Hildebrand,  1.  c);  bestätigt  wird  dies  durch 
Hopp,  ad  §  81  I  de  R.  D.  in  usu  modern,  tit.  Dig.  de  gland.  leg.  In  den 
älteren  Rechten  der  Normandie  schwankt  nach  Basnage  (bei  Gayot,  repert. 
univers.  et  raisonne  de  jurispr.  B.  I  S.  563  unter  „arbre")  der  Gebrauch: 
arret  vom  22.  März  1629  und  vom  2.  Aug.  1669.  —  Eine  Theilung  der  Früchte 
findet  sich  ip  gleicher  Weise  in  dem  Fuero  viejo  de  Castiela  lib.  V  tit.  3 
§  12:  „Si  un  ome  a  arboles  en  vina  o  en  guerta  o  en  otra  eredat  e  los  arboles 
crecen  tanto,  que  las  ramas  pasan  a  otra  eredat  agena,  si  el  dueSio  de  la  eiedat 
quisier  tomar  la  meitat  de  la  fruta,  que  sagudier  e  en  la  su  eredat  cayer, 
pucde  tomar  la  meitat  de  la  fruta,  que  en  sua  eredat  cayer"  (Wenn  Je- 
mand Bäume  in  einem  Weinberg  oder  Garten  oder  auf  einem  andern  Grund- 
stück hat,  und  die  Bäume  dermassen  wachsen,  dass  die  Äste  auf  einen  andern, 
fremden  Grund  reichen,  und  der  Herr  dieses  Grundes  die  Hälfte  der  Früchte 
nehmen  will,  welche  ihm  folgt  und  auf  seinen  Grund  niederfallt,  so  kann  er 
die  Hälfte  der  Früchte  nehmen,  die  auf  seinen  Grund  fällt);  vgl.  hierzu  Grimm, 
in  der  Zeitschr.  für  gesch.  Rechtswissensch.  B.  III  S.  352. 

"*)  So  das  Vestenrecht  von  Schwelm  (Westphalen  —  Grafschaft 
Mark)  II.  Th.  a.  E.:  Item  dair  fruchte  bäume  stan  in  eines  mannes  have  (Hofe), 
und  die  fruchte  fallen  up  eines  andern  gut,  die  sollen  si  to  sammen  deilen. 
(Grimm,  Weisth.  III,  S.  29).  Übereinstimmend  die  Landfeste  von  Hatt- 
negge  (Westpfahlen)  Art.  68  (Grimm,  Weisth.  III  S.  47).  Vgl.  auch  die 
Bestimmung  des  hessischen  Kreises  Blankenstein  bei  Krebs,  1.  c.  vol.  I 
pg.  70.  —  In  dem  Recht  von  Reichen  au  steht  der  Baum,  dessen  Früchte 
getheilt  werden  sollen  als  „marchpaumb^*  im  Miteigenthum  der  beiden  Nach- 
barn, daher  die  Theilung  nach  Hälften.    (Grimm,  Weisth.  III  S.  684.) 
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und  Weise  der  Theilung  selbst  anlangend^  so  theilen  die  soeben 
namhaft  gemachten  Entscheidungen  nach  Hälften  **^),  andere  wieder, 
welche  nach  Dritteln  scheiden,  bevorzugen  ohne  Einhaltung  einer 
Regel  und  ohne  Angabe  eines  Grundes  bald  den  Baumeigenthümer, 
bald  den  Nachbar,  und  gewähren,  wie  das  Weisthum  von  Win- 
hering  oder  das  Landrecht  des  Gerichts  Raschenberg*^*) 
entweder  dem,  auf  dessen  Grund  die  Früchte  zu  liegen  kommen, 
zwei  Drittel  des  übergefallenen  Obstes,  oder  sprechen,  wie  das 
Recht  von   Reichenau  oder  das  Weisthum  von   Kolsass**') 


»sft)  Vergleichsweise  mache  ich  auf  die  ancienne  coutume  de 
G  h  a  1  o  n  8  art.  116  aufmerksam :  oeux  qui  ont  heritage  joignant  an  arbre  sur 
lequel  heritage  les  fruicts  de  l'arbre  ont  partie  d'iceux  cbeoit  en  ce  cas  celuy, 
a  qui  est  Fheritage  prend  raoitie  de  la  cbeoite  (mitgetheilt  von  Grimm  in 
der  Zeitschr.  für  geschichtliche  Hechtswissenschaft  B.  Ül  8.  362;  siehe  auch 
die  Bemerkung  in  der  Anm.  6  a.  a.  0.)f  sowie  auch  die  coutume  de 
Bassigny  bei  Fournel,  traite  du  yoisinage  tome  I  pg.  150  aufmerksam. 
Angeführt  mit  erläuternden  Bemerkungen  bei  Merlin,  repertoire  universel 
et  raisonne  B.  I  unter  „arbre"  Nr.  VIII  (Guoyt,  B.  I  S.  562).  Andere 
Stellen  aus  älteren  französischen  Quellen  sind  angeführt  Anm.  223  und  Anm.  254. 

**^)  Landrecht  des  Gerichts  Baschenberg  (zwischen  Salzburg  und 
Traumtein;  1671)  §  12:  wasz  aber  alsdann  am  schitten  und  klauben  auf  des 
andern  grund  fält,  das  mag  der  des  der  grund  ist  aufklauben,  do^sh  das  er 
den  driten  an  sollichem  erklaubten  obst  deme  wider  zum  stamb 
lege,  dössen  der  pömb  ist.  (Grimm,  Weisth.  VI  S.  155.)  Überein- 
stimmend die  Landesrügung  von  Glaneck  Art.  81:  „da  soll  im  sein 
nachtbar  den  driten  thail  zu  dem  stam  schiten  ist  Ton  alter  herkommen".  £s 
ist  aber  auch  hier  wie  bei  den  Landgeboten  von  Anthering  ^Anm.  242) 
darauf  aufmerksam  zu  machen,  dass  sich  der  Baumeigenthümer  durch  Abpflücken 
seinen  Theil  vorweg  nehmen  darf  (Salzb.  Taid.  S.  116  Z.  9  fiF.)  —  Dieselbe 
Theilung  im  Weisthum  von  Winhering  (Oberbayern,  1594)  §  14.  Auch 
hier  erfolgt  eine  ausdrückliche  Gleichstellung  von  gepflegtem  und  wildem  Obste: 
„wo  ainer  in  ainem  e-  oder  panzaun  gepelzt  oder  anderes  obst  hat"  etc.  Grimm, 
Weisth.  VIS.  141).  Ebenso  das  Landtaiding  des  Pflegegerichts  Taxen- 
bach art.  25  (Salzb.  Taid.  S.  27ö  Z.  14  ff.).  Vgl.  auch  das  Weisthum  von 
Steinmark  (Franken,  1566)  §  4  a.:  soll  als  dan  der  dritte  theil  des  Überhangs 
alwegen  zum  stam  geboren  und  gegeben  werden  (Grimm,  Weisth.  VI  S.  80) ; 
—  Wü  rtembergische  Bauordnung  von  1655  [hierzu  Reyscher,  das 
gem.  und  württemb.  Privatr.  §  285  (B.  DI  S.  10),  und  Weishaar,  Handb. 
des  würtemb.  Privatr.  B.  II  §  527  unter  Nr.  4]. 

"^)  Recht  vonReichenau  (erneuert  1495;  oesterr.  Weisthum):  ob  aber 
der  stamb  stund  auf  eines  selbstgrund,  der  biet  die  zwai  tail  zu  dem 
stambf  so  biet  der  ander  den  dritten  (Grimm,  Weisth.  III  S.  684);  — 
Weisthum  von  Kolsass  (Tiroler  Weisth.  B.  I  S.  184  Z.  28  fi.)  —  Berg- 
taiding  zu  Froschdorf  [Niederöst.  Weisth.  B.L  S.  94  Z.  7 ff.].  —  Vergleichs- 
weise verweise  ich  auf  die  coutume  de  Sedan:  Des  fruits  des  branches 
etenduea  audit  jardin,  celui  qui  nourrit  l'arbre  en  prend  les  deux  tiers,  et  le 


92 

zwei    Drittel    des    Überfalls    dem    Baumeigenthümer   und    nur    ein 
Drittel  desselben  dem  Nachbar  zu. 

Neben  der  an  erster  Stelle  aufgeführten  Unterscheidung  zwischen 
gepflegten  und  wilden  Fruchtbäumen  zieht  man  zum  Zwecke  der 
Entscheidung  darüber,  wem  der  beiden  Nachbarn  der  Überfall  zu- 
zusprechen ist,  auch  den  Gesichtspunkt  in  Betracht,  welcher  der 
beiden  angränzenden  Grundstücksbesitzer  die  Herstellung  des  Gränz- 
zaunes  bewirkt  hat.  So  enthält  das  Benker  Heidenrecht  cap.  19 
den  Satz: 

der  allene  thunet,  sali  ock  allene  lesen  dar  die  boeme  over- 
hangen  thut.*'®) 
Auch  hier  zeigt  sich  der  Gedanke  der  Entschädigung,  den  man  in 
der  Gewährung  des  Überfalls  an  den  Nachbar  erblickte.  Zäunte  der 
Baumeigenthümer  allein,  so  kam  der  Zaun  nur  auf  seinen  Grund  und 
Boden  zu  stehen.  Er  verlor  demnach  so  viel  Landes,  als  der  Nach- 
bar bei  gemeinsam  angelegten  Zaune  hätte  hingeben  müssen,  so- 
dass es  unangemessen  erschien,  dem  Nachbar  noch  einen  weiteren 
Vortheil  durch  Zuertheilung  einer  Quote  des  Überfalls  zu  gewähren. 
Trotz  des  allgemein  gefassten  Ausdrucks  im  Benker  Heiden- 
recht, mochte  man  bei  dieser  Bestimmung  überhaupt  nur  an  den 
Baumeigenthümer  denken,  zumal  er  vielleicht  zur  Vermehrung  des 
Haltbarkeit  des  Zaunes  Bäume  in  den  Zaun  hinein  pflanzte,  welche 
er  unter  andern  Umständen  weiter  zurückgerückt,  und  sich  so  deren 
Früchte  gesichert  hätte.  Dies  geht  auch  aus  andern  das  Recht  des 
Zäunenden  allerdings  weniger  weit  erstreckenden  Quellen,  wie  dem 
Urtheil«zum  Sandwell  §  3  und  dem  Weisthum  von  Win- 
hering*"),  hervor.    Zugleich  bestätigen  die  letztgenannten   Auf- 


seigneur  dudit  jardin   voisin  Tautre  tiers.     (Fournel,   trait^  du    voisinage 
B.  I  S.  löO). 

>'*)  Orimm,  Weisth.  III  S.  42;  vgl.  auch  cap.  18  desselben  Weisthums: 
Item  dar  twee  te  hope  thunen,  sollen  ock  te  hope  lesen. 

"•)  Urtheil  zum  Sandwell  (Westphalen  (1566  — 1Ö85)  §  3:  Da  zwey 
bey  einander  land  liggende  haben  und  der  einer  zeunet,  auch  beim  zäune 
eichenbäume  stehen,  und  die  zwiger  von  den  bäumen  auf  des  anderen  mannes 
land  überhangen,  soll  derjenig  dem  der  zäun  und  bäume  zukommen  den  Über- 
fall mit  den  eichein  zu  lesen  drey  fuess  buten  zaunes  verfolgen  und  weither 
nicht;  was  aber  der  Überfall  sich  weiihers  verstreckt,  soll  derjenig  dem  das 
land  zukombt,  behalten.  (Grimm,  Weisth.  IH  S.  133.)  Ähnlich  das  bayersche 
Weisthum  von  Winhe ring  (1584)  §  16;  obgleich  dasselbe  nur  theilweise 
hierher  zu  rechnen  ist,  insofern  er  nur  davon  spricht,  dass  der  Baumeigen- 
thümer „muesz  auch  mitzeinenhelfen*',  so  gewährt  es  doch  in  Überein- 
stimmung mit  den  ebencitirten  Quellenstellen  dem  Baumeigenthümer  eben  des- 
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aeichnungen  unsere  Yermathung,  dass  man  eine  Entschädigung  fttr 
den  verlorenen  Orund  und  Boden  gewähren  wollte,  denn  das  Dr- 
theil  zum  Sandwell  §  3  giebt  dem  Eigenthümer  des  Baumes 
und  des  Zaunes  das  Recht: 

den  Überfall  mit  den  eichein  zu  lesen  drey  fuess  buten 
zaunes  verfolgen  und  weither  nicht. 
ESne  gesonderte  Stellung  nahmen  diejenigen  Quellen  ein,  welche 
auf  die  Natur  des  Orundstücks,  auf  welches  die  Früchte  überfallen, 
Rücksicht  nehmen  y  und  darnach  die  Höhe  des  dem  andern  Theile 
zu  stehenden  Überfalles  bemessen.  Hierhergehört  das  Weisthum 
von  Pfeffers  §  76: 

Wasz  abfalt  von  einem  bäum  in  ein  wingert  oder  kraut- 
garten oder  auf  ein  dach  gehört  der  vollige  abfall  deme 
in  dessen  wein-  oder  krautgarten  oder  dach  die  fruchten 
falen««<>) 
während  dem  gegenüber  die  „bäum  im  freien  feld  sollen  .  .  den 
halben  abfall  zu  geben  schuldig  sein''. 

Eine  gesonderte  Stellung  nimmt  gleichfalls  hinsichtlich  des 
Überfalls  die  Almende  ein.  Da  hier  dem  Baumeigenthümer,  sobald 
er  Märker  ist,  an  der  Almende  die  gleichen  Rechte,  wie  den  übrigen 
G^meindegenossen  zustehen,  so  hatte  er  auch  einen  Anspruch  auf 
den  auf  seinen  Kopf  fallenden  Theil  des  Überfalls  seines  eigenen 
Baumes,  und  vereinfachte  deshalb  eine  grössere  Anzahl,  besonders 
schweizerischer  Rechtsquellen  die  Rechnung  dahin,  dass  sie  dem  an 
der  Almende  nutzungsberechtigten  Baumeigenthümer  gestattete, 
sämmtliche  auf  die  gemeine  Mark  übergefallenen  Früchte  aufzu- 
sammeln. •*^) 


halb,  weil  er  mit  zaant,  einen  höheren  Betrag  des  FmchtgenuBseB.  Als  Maass 
bestimmt  es  far  den  Bezirk,  innerhalb  dessen  der  Baumeigenthümer  sammeln 
darf,  „als  weit  die  langwit  schaidet".    (Grimm,  Weisth.  VI  S.  142.) 

««*»)  Grimm,  Weisth.  VI  S.  375  (St.  Gallen);  —  Vgl.  auch  die  Statuten 
von  Fürststenan  u.  Ortenstein  bei  Piauta,  Bündnerisches  Civilgesetsbuch 
S.  166,  Anm.  —  Sehr  ausführliche  Bestimmungen  mit  Bezug  auf  die  Grösse 
der  einzelnen  Quoten  im  Stadtrodel  von  Maienfeld  cap.  93,  94,  96  u.  97 
(berausgegeb.  von  Wagner  u.  v.  Salis  in  der  Zeiteohr.  für  schweizer.  Becht  n. 
P.  B.  V  8.  168);  siehe  auch  Zeitschr.  f.  Schweiz.  R.  a.  a.  0.  S.  319  cap.  94. 

***)  Statuten  von  Fürststenau  und  Ortenstein:  .  .  .  was  aber  die 
Aest  anbelangt,  so  auf  eines  andern  (gefreiten  gut  langet  als  Baum-  Wein-  und 
Krautgarten,  soll  derjenige  des  der  Garten  ist  und  durch  selbige  Aest  der 
Schaden  geschieht,  die  Wahl  haben  die  Aest  abzuhauen  oder  den  Abriss  des 
Obstes  allein  zu  gemessen.  .  .  .  Was  aber  auf  die  Allmend  fallen  thut 
gehört  deme  dess  der  Baum  ist.  (Planta  a.  a.  0.  S.  165).  —  Feldreoht 
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Abweichend  hiervon  kennen  die  Protoeolie  der  Letter 
Mark  auch  einen  gemeinsamen  Genuas  des  Überfalls  durch  sämmt- 
liehe  Märker: 

Item   Jasper  Struck   leyt   fragen  ejns  rechten   ordells,  oft 

ein   boem  stonde  up  eyns  maus  stucke   in   enen   tune,  und 

dar   eyn   overfall   wer  up  eyns    anderen    mans    stucke    oft 

lande ;   oft  up  dey  marke;    wenn  de  overfall  tokome?    wes 

dar  recht  umme  sy?   Darup  wort  gewyset  vor  recht:  isser 

sake   dat  de   gemeynen   buren   eme  gewyset  hebbe  und  to- 

gelaten,   dat   he  dat  möge  toslaen,   so  sali  he  den  overfall 

eynlene   beholden;    ist  das  nicht,    so   sollen   de    buren  den 

overfall  int  samet  gebrücken.^^*)  — 

Sämmtliche  im  Vorhergehenden  aufgeführten  Quellen  sprachen  von 

einem  Überfall  i.  e.  S.,  demnach  auch  nur  von  denjenigen  Früchten, 

welche  sich  bereits  vom  Baume  getrennt  haben,  sei  es,  dass  sie  in 


der  Stadt  Müllhausen  art  IX  §  11.  —  Interessant  ist  die  Bestimmung 
in  den  Dorfbrüch'  (Bussenrodel)  zuo  Vilmergen,  erneuwert  im  Meyen 
ao.  1662  §  26 :  Wer  Eichen  auf  seinen  Gütern  hat,  die  einer  Gemeinde  das  An- 
riss  geben  und  dieses  auf  Gemeindegut  fällt,  da  soll  der  Gutsbesitzer  den  An- 
riss  liegen  lassen  bei  1  ^,  wo  aber  die  Gemeinde  ihr  Anriss  in  seine  Güter 
giebt,  zu  dem  hat  er  auch  Befugniss  es  aufzulesen.  (Aargauer  Weisthum  S.  82, 
herausgegeben  von  Rochholz,  Aargau  1876).  —  Dieser  Kechtssatz,  dass  der 
Überfall  auf  die  Almende  von  dem  Baumeigenthürner  aufgesammelt  werden 
darf,  gilt  noch  heute  im  Kanton  Glarus  (Bürgerliches  Gesetzbuch  für  den 
Kanton  Glarus  §  39);  —  vgl.  Leu,  Eydgenössisches  Stadt-  und  Land  -  Recht ** 
S.  646  und  Glarner  Landbuch,  pg.  44:  wann  gezweyet  oder  Nussbaum 
in  die  Strass  und  Gassen  soweit  ausbin  langend,  dass  die  Fruoht  und 
Nüssen  in  die  Gass  fallen  mögind,  solche  Frucht  und  Nüssen  denen  auf 
deren  Grund  und  Boden  die  Bäume  stehend  gehören  sollind;  Landbuch  von 
Ury  (Flüelen,  1S23)  B.  1  art.  173:  Die  von  den  Eigen  stehenden  Bäumen  auf 
AUmend  fallende  Früchten  und  Streue  sollen  dem  Eigenthümer  gehören; 
Unterwaldner  Landbuch  pg.  3:  „.  .  .  die  Früchte  desjenigen,  in  dessen 
Gut  siefallend,  sind,  was  aber  in  Allment  oder  Gassen  fallt  einer,  dessen 
die  Bäume  sind,  wohl  zu  seinen  Händen  sammeln  mag.  —  Presch, 
die  Rechte  der  Nachbarn  u.  s.  w.  S.  63.  —  Ebenso  die  Bestimmung  aus  dem 
hessischen  Kreise  Blankenstein,  dass  bei  dem  Überfall  auf  „gemeine  Wege 
oder  Plätze  der  Gemeind  kein  Überfall  [gegeben  werde''  (Krebs,  de  ligno  et 
lapide  pg.  70).  Hierauf  deutet  auch  das  Rechtssprichwort:  Allmendgut  ist 
nicht  Naohbargut.  —  Auf  der  andern  Seite  vgl.  auch  die  Greb.  0.  v.  6.  Nov. 
1738  art.  12  §  9  bei  Kopp,  Handbuch  zur  Kenntn  der  Hess.  -  Cassel.  Landes- 
Verfass.  u.  Rechte  B.  I  S.  465.  —  Mittermaier  B.  I  §  165;  Maurenbrecher, 
a.  a.  0.  516;  Prosch,  Rechte  der  Nachbarn  S.  75;  Gruchot,  Beiträge  YU 
Seite  129. 

"«)  Grimm,  Weisth.  IFT    8.  148  art.  4  (Westphalen,    1500  —  1587)  und 
Rechtsalterth.  S.  550.    Hierzu  Hillebrand,  a.  a.  0.  S.  H15. 
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Folge  ihrer  Reife  ohne  äussere  Einwirkung  herabgefallen,  oder  ge- 
waltsam  durch  den  Wind,  oder  durch  Schütteln  des  Baumes  herab- 
getrieben worden  sind.  Bezüglich  des  letztgenannten  Punktes  ist 
noch  hinzuzufügen,  welche  „durch  das  Schütteln  des  Baum- 
eigenthümers^'^^)  herabgetrieben  worden  sind,  weil  das  Schüt- 
teln des  Baumes  durch  den  Nachbar  einen  Ausnahmefall  vor- 
stellte, und  nur  dann  von  einigen  Quellen  gestattet  wurde,  wenn 
der  Baumeigenthümer  trotz  der  an  ihn  ergangenen  Aufforderung 
keine  Miene  machte,  dem  Nachbar,  der  „ain  ganz  jar  des  paurabs 
ka  geniesz  schaden  nemen  mueszt^,  zu  seinem  ihm  zukommenden 
Fruchtgenuss  zu  verhelfen."*)  Dies  besagt  auch  das  Land  recht 
oder  ehehaft  Taiding  des  Landgerichts  Haunsberg: 

„wer  aber  der,  des  derpaum  ist,  so  lössig,  und  wolt 
das  obst  lassen  verreissen,  so  mag  der  des  fall  ist  auf 
seinen  grünten  wol  hinauf  steigen  und  sein  thail  herab- 
schütten und  aufklauben  .  .  .  .««»*) 


"')  Daas  die  Quellen  dem  Abfallen  der  reifen  Früchte  das  Herab- 
schutteln  duroh  den  Banmeigenthümer  vollkommen  gleiohBtellen,  erfahren  wir 
aus  der  Glosse  zum  Ssp.,  der  Glosse  zum  Weichbild  (Daniels  u. 
Graben  Sp.  432)i  der  altolevischen  Rechtsquelle,  176  §  2  (sämmtlich 
citirt  bei  Anm.  207  ff.);  vgl*  weiter  Landrecht  yonLiebenau§  12  (Grimm, 
Weisth.YI  S.  150);  Landrecht  des  Gerichts  Kaschenberg  §  12  (Grimm, 
Weisth.  VI  S.  155);  Weisth.  von  Winhering  §  14  (Grimm,  "W.  VI  S.  141). 
—  Ebenso  Feldrecht  der  Stadt  Müllhausen  IX  §  11.  —  Ausnahmen  finden 
sich  im  Amtsrecht  von  Meienberg  cap.  126:  "Wo  ein  ßoum  stündi,  der 
Anrys  gäbe,  so  soll  der  des  der  Boum  ist  uff  dem  Sinen  uffläsen.  Und  was 
in  eines  Anderen  guet  fallt,  das  soll  der  ufläsen,  dess  diess  Gkiet  ist  diewil  man 
den  Baum  nit  schüttet.  Will  aber  der  schütten  des  der  Bonm  ist,  so  soll  er 
disem  das  sägen;  und  was  dann  überhin  fallt  in  des  Anderen  Gut,  das  soll  dem 
halb  werden  dess  das  Gut  ist  und  dem  halb,  dess  der  Baum  ist.  (Rochholz, 
Aargauer  Weisthümer  S.  99);  ferner  im  Churer  Stadt-Recht  von  1549. 
(Planta,  Bündnerisches  Civilgesetzb.  S.  166)  und  in  den  Statuten  von 
Fürststenau  und  Ortenstein.  (Planta,  a.  a.  O.  S.  165).  Die  drei  letzt- 
genannten Quellen  sind  Schweizer  Rechtsaufzeichnungen. 

*•*)  Vgl.  Weisthum  von  Winhering  §  15  (Bayern  — )  .  .  .  wo  aber 
.  .  .  der  des  der  stamb  wer  wolt  weder  schitten  noch  procken  wann  das  obst 
zeitig  ist  und  es  also  zu  schaden  reifen  lassen,  so  solle  der  ander  deme  die 
ost  aaf  sein  grund  hangen  zu  seinem  nachtbarn  oder  im  fal  derselb  das 
schitten  nit  thuen  wolt,  zur  obrigkeit  gen,  ir  solches  anzaigen  und 
begeren  das  si  deme  das  schitten  verschaff,  will  der  naohbar  als- 
dann noch  nit  schitten,  so  hat  der  ander  macht  in  beisein  des  ambt- 
manns  oder  zwaier  männer  hinauf  ze  steigen  und  sein  thail  herab- 
zuschitten  u.  s.  w.    (Grimm  VI,  S.  141). 

»»)  Salzb.  Weisth.  S.  57  Z.  32.  —  Vgl.  Landrecht  von  Liebenau  §  12 
(Bayern  —  Grimm,  Weisth.  III  S.  150). 
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Der  Baumeigenthümer  hatte  auch  die  weitere  Pflicht,  seinem  Nachbar 
anzusagen,  wenn  er  den  überhängenden  Baum  schütteln  wollte^**), 
weil  sonst  die  überfallenden  Früchte  liegen  bleiben  und  verfaulen 
würden;  es  liegt  diese  Bestimmung  auch  im  Interesse  des  Baum- 
eigenthümers,  welcher  seinen  Antheil  an  dem  Überfall  erhalten 
wollte.  Unterliess  dagegen  der  Baumeigenthümer,  seinen  Nachbar 
zu  benachrichtigen: 

„80  soll  — ,  wie  das  Ehehaftrecht  von  Wilzhut  Art.  11 

a.  E.  bestimmt  ^*^)  — ,  der  so  den  Überhang  hat,  ain  laidher 

anzuewerffen  macht  haben,  und  also  seinen  thaill  auch  pöszen 

und  prechen'^ 

Hand  in  Hand  hiermit  geht  die  in  einzelnen  Quellen   ausdrücklich 

hervorgehobene    Verpflichtung    des    Nachbars,    die    übergefallenen 

Früchte  aufsammeln: 

„die  des  die  gründ  hinan  sein  missen  klauben,  was  auf 
ire  gründ  feit"***), 
weil  andernfalls  der  Baumeigenthümer  nicht  die  ihm  zustehende 
Quote  erhalten  würde,  während  die  Bemerkung  der  Quellen,  wie 
z.  d.  Landgebote  zu  Anthering,  dass  der  Nachbar  „schütten 
helfen  soll^'***),   nicht  als  eine  rechtlich  zwingende  Vorschrift,  an 


'^**)  Landreoht  von  Haansberg:  wann  er  die  pessen  oder  schüdten 
will,  8ol  ers  seinem  naohtbarn  ansagen,  damit  er  seinen  fall  aufklaab.  (Salzb 
Taid.  8.  57  Z.  80);  —  Rügung  und  Landgebote  des  Landgerichts 
Anthering  (Salzb.  Taid.S.  70  Z.  20);  —  Herrschaftsrecht  vonElgg  von 
1535,  68.  B:  „wenn  aber  der  stan  herr  den  Boum  schatten  wil  .  .  so  soll  er  dem 
anriser  zum  schütten  ansagen  und  das  kundt  than."  Kam  der  Nachbar  dieser 
Aufforderung  nicht  nach,  so  war  der  Baumeigenthümer  nicht  verpflichtet,  mit 
dem  Schütteln  des  Baumes  zu  warten:  „sagt  er  ime,  er  kom  oder  nit,  bedarf 
derselb  nit  lenger  warten**  (Landgeb.  von  Anthering,  Salzb.  Taid.  S.  70 
Z.  22).  —  Amtsrecht  von  Meienberg  oap.  126  (Rochholz,  Aargauer 
Weisthümer  S.  98  fg.),  citirt  Anm.  238;  —  Werthheiroisches  Stadtrecht 
von  1466:  und  wen  man  dasselb  abbrechen  oder  schuttein  will,  so  soll  man 
den  Anstosser  des  Ueberhangs  solchs  vorzuwissen  thun  (Mittermaier,  Bei- 
träge S.  23).  —  Vgl.  Civilgesetzb.  für  den  Kanton  Schaffhausen  §  799: 
„  .  .  .  Wenn  der  Eigenthümer  des  Baumes  auf  seiner  Seite  die  Früchte  ab- 
lesen will,  so  soll  er  vorher  seinen  Nachbar  davon  einher ichten". 

«»0  (Jrimm,  Weisth.  III  S.  682. 

>»)  So  Landrecht  von  Liebenau  §  12  (Grimm,  Weisth.  VI  S.  150) 
Die  Landgebote  zu  Anthering  sprechen  davon,  dass  Baumeigenthümer 
schuldig  sei,  seinem  Nachbar  „ainen  klauber  zuestelien**.  (Salzb.  Taid.  S.  70 
Zeile  24). 

*«»)  Salzb.  Taid.  S.  70.  Z.  21  ff.  -  Das  Zuchtbuch  und  Mannsznchf- 
rodel    von   Pfeffers  §  70  hebt  hervor,  dass  der  Nachbar  von  dem  Überfall 
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deren  Nichtbefolgung  Nachtheile  geknüpft  waren,  erscheint,  sondern 
nur  als  Ermahnung  des  Gesetzes  an  den  Nachbar  aufzufassen  ist, 
das8  es  in  Ansehung  des  durch  den  Überfall  gebotenen  Qewinnes 
dem  Anstände  entsprechend  sei,  bei  der  Ernte  Beihulfe  zu  leisten. 
Fernerhin  schliesst  die  Bestimmung  der  Quellen,  dass  dem  Nachbar 
nur  die  vom  Baume  losgelösten  und  auf  das  Naehbargrundstück 
herabgefallenen  Früchte,  sei  es  'Vollzählig  oder  nur  zu  einem  Theile 
gehören  sollen,  eine  weitere  ungleich  wichtigere  Consequenz  insofern 
in  sidi,  als  dem  Baumeigenthümer  nach  bestimmter  gesetzlicher 
Vorschrift  in  einer  grösseren  Anzahl  von  Rechtsaufzeichnungen  das 
Becht  zugesprochen  wird,  auf  seinen  Baum  zu  steigen,  von  den 
überhängenden  Zweigen  sich  abzupflücken  so  viel  er  erlangen  kann, 
und  hierdurch  die  Zahl  der  eventuell  dem  Nachbar  zufallenden 
Früchte  zu  verringern.  •*•) 

Als  Belege  f&hre  ich  an  die  Bestimmung  des  Pflegegerichts 
Altenthan: 

„Hat  ainer  naczhafte  pftmb,  die  ainem  andern  auf  oder  über 
seingrund  hieng,  welcherlei  frucht  das  währ  und  was s  der, 
des  der  pämb  ist  auf  dem  pämb  gelesen  mag,  das 
ist  sein.*") 
Ebenso  das  Landrecht  von  Wartenfels: 

„Da  ainer  ab  ainem  pfelzen  paum  die  frücht  nemmen  wille 
und  dieselb  frucht,  es  sei  öpfl  oder  piern  ab  dem  paumb 
unberürt  seines  nachtbarn  gründen  herabbringen 
oder  bröchen  mag,  hat  es  seinen  weeg  und  ist  derselb 
seinem  nachbarn  darvon  nicht  schuldig'';'^*) 
wie  auch  das  ehebaft  Taiding  des  Landgerichts  Hanns- 
berg*^*)i  das  Taiding  des  Landgerichtes  Golling,  das  von 


„den  halben  abfall  zu  geben  schuldig*'  sei  „wann  der  schütter  lohn  nach 
gebahr  erstattet  wirdt  (arimm^  VI  S.  876). 

**^)  Ob  und  inwieweit  dieses  Recht  des  Baameigenthümers  allgemeines 
deutsches  Beoht  war,  liisst  sich  bei  dem  Mangel  eines  ausdrücklichen  Hin- 
weises in  zahlreichen  QueUen  nicht  angeben. 

•«>)  Salzb.  Taidinge  S.  23  Z.  4  £E: 

*««)  Sabsburger  Taidinge  S.  160  Z.  23  ff.  —  Vgl.  auch  Bügung  u.  Land- 
gebote des  Landgerichtes  Anthering  Art  48:  „so  magder  so  der  paumb 
ist,  mit  leitem  im  paumb  als  vill  er  gewingen  mag";  zur  nähereu  beschrankenden 
Erlänternng  fugt  dieselbe  Stelle  hinzu :  pindt  nuer  die  laiter  an  den  päuml  nit, 
10  hat  er  nur  das  sein  gewunen  (versartig!).  [Salzburg.  Taid.  S.  70  Z.  11  ff.]. 
Becht  der  Schranne  Höchfeld  (Salzb.  Taid  S.  12  Z.  23  ff.). 

***)  wass  auf  den  pämen  wechst  mag  der  ablesen,  des  der  päm  ist,  als  vil 
er  mag  (Salzb.  Taid.  S.  57  Z.  21). 

Sthmiilt,  Dm  Beoht  des  Übwhjuigt  und  Übarfalli.  7 


Glanek'^^),  sowie  die   bayerischen  Weisthümer  von   Lieben  au, 
von  Winhering***)  u.  a. 

Charakteristisch  ist  hierbei  der  Zusatz: 

steigt  er  aber  so  weit  firhin  und  feit  hinab  auf  des  andern 
gmnd  und  wird  erwischt  so  mues  er  sich  von  im  lesen  *^*): 
Auch  hier  ist  es  wieder  ein  Abwägen  nach  beiden  Seiten :  auf  der 
einen  Seite  die  prinoipielle  Anerkennung  des  Eigenthums  des  Baum- 
eigenthütners  an  allen  Früchten  seines  Baumes,  auf  der  andern  die 
Sicherung  eines  Theils  des  Fruchtgenusses  für  den  Nachbar ,  der 
die  überhängenden  Zweige  bisher  geduldet  hat.  Mit  Bücksicht  auf 
den  Letzteren  bestimmt  man,  dass  der  Baumeigenthümer  nur  das 
Reeht  haben  solle, 


***)  Freies  Landrecht  und  ehehaft  Taiding  des  Landgerichtes 
Golling  Art.  V2:  wass  er  der  gelesen  und  auf  seinen  gründen  (d.  h.  auf  seinen 
Grund  und  Boden  stehend)  ungevehrlich  mit  seinen  henden  gewinnen  mag, 
bleiben  demselben.  (Salzb.  Taid.  S.  147  Z.  6  ff.)L  Übereinstimmend  Landes- 
rügung  des  Landgerichtes  Glanek  Art.  31  (Salzb.  Taid.  S.  116  Z.  9  ff.). 

^^)  Ersteres  verbietet  dem  Baumeigenthümer  das  Betreten  des  Naohbar- 
grundstücks,  fügt  dann  aber  hinzu:  hat  er  ain  apfalter  oder  pierpaum  in  seinem 
garten  die  hinüber  raichen,  so  mag  er'wol  beim  stamb  hinauf  steigen  und  sich 
der  abprokkems  unterwinden.  (Grimm,  VI,  S.  150  §  13).  Letzteres  betont 
noch  besonders,  dass  der  Baumeigenthümer  das  erhalten  solle,  „wasz  er  im 
panm  mit  der  band  erraichen  mag  ze  procken^.  (Grimm,  VI  S.  141 
§  14).  Vgl.  auch  das  Landrecht  des  Gerichts  Uaschenberg  §  12:  mit 
der  ainen  band  bei  dem  stamb  halten  und  mit  der  anderen  band  prook, 
was  er  erlangen  möge.  (Grimm  VI  S.  155  —  bayerisches  Weisthum).  [Ebenso 
Taiding  von  Golling:  was  er  mit  seinen  henden  gewinnen  mag.  (Salzb. 
Taid.  S.  147  Z.  6ff.).];  —  Bergtaiding  zu  Froschdorf:  „und  des  der 
paum  ist  darf  in  den  panm  steigen  und  was  er  mit  der  haut  erraichen  mag, 
das  soll  er  abprechen  (Niederoest.  Weisth.  I  S.  94  Z.  7  ff.);  —  Weisthum  yon 
Wilzhut  (zwischen  Salzburg  u.  Braunau)  bei  Grimm,  Weisth.  ÜIS.  682. 
Dasselbe  hebt  besonders  hervor,  dass  die  Bäume  „gepelzte^  sein  müssen 
(ebenso  Landr.  von  Wartenfels,  Salzb.  Taid.  S.  160  Z.  23ff.).  —  Vgl.  auch 
die  Bestimmungen  über  die  Hopfenranken  bei  Anm.  163  ff. 

^  Landrecht  von  Liebenau  §  13  (Grimm  VI  S.  IdO);  ebenso  das 
Landrecht  des  Gerichts  Baschenberg  §  12  (Grimm,  VI  S.  66).  Das 
Weisthum  von  Winhering  spricht  in  §  14  nicht  direct  von  einem  „Löse- 
geldes, sondern  drückt  sich  allgemeiner  aus:  „so  ist  er  schuldig  sich  mit  ime 
umb  das  er  dem  auf  seinen  grünt  gefallen  zu  vertragen*',  und  setzt  noch  in 
trocken  humoristischer  Weise  hinzu:  „man  haist  aber  niemand  herabfallen." 
(Grimm,  YI  S.  141).  Vgl.  auch  die  salzburgischen  Bechtsaufzeichnungen  von 
Wartenfels  (Salzb.  TaidingeS.160Z.28ff.);~  Die  Rügung  und  Landgebote 
des  Landgerichtes  Anthering  Art  48  (Salzburger  Taidinge  S.  70  Z.  11  ff.); 
—  Landrecht  des  Fflegegerichts  Altenthan  (Salzb.  Taid.  S.  23  Z.  8). 
Nach  der  Bemerkung  des  Herausgebers  sind  die  hier  in  Betracht  kommenden 
Worte  in  der  zu  Grunde  liegenden  Papierhandschrift  von  späterer  Hand  durch- 
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,yab  ze  procken  wasz  er  im  paum  mitder  band  erraichen  mag'' 
(Weisthum  von  Winhering,  vgl.  Anm.  245) •*••),  — 
eine  Anordnung,  die  sich  in  den  Worten  des  §  289  des  Preuss. 
Land-Rechts  I,  9: 

„dergleichen  Früchte  darf  der  Eigenthümer  auch  nicht  mit 
Instrumenten  berüberlangen  ....*< 
wiederfindet*^^);  hierauf  beruht  es  auch,  dass  man  dem  Baumeigen- 
tbümer  verbot:  „die  leiter  an  den  päuml  zu  pindten'^  (Rügung 
und  Landgebote  des  Landgerichtes  Anthering  Art  48: 
vgl.  Anm.  242). 

In  Verbindung  mit  diesem  Rechte  des  Baumeigenthfimers,  von 
den  überhängenden  Früchten  dem  Nachbar  so  viel  zu  entziehen,  als 
er  „ungevehrlich'^  erlangen  kann,  sind  noch  diejenigen  Bestimmungen 
zu  nennen,  welche,  wie  das  Recht  der  sieben  freien  Hagen 
Art.  25,  die  Frage: 

„wann  einer  apfel  oder  bimbäume  an  seines  naehbaren  hof 
stehen  hätte  und  dieselbe  schüttelte  oder  pflückte,  wie  weit 
er  dieselbe  aus  seines  nachbaren  hofe  wieder  langen  soll? 
mit  dem  Satze: 

„So  weit,  als  man  mit  einer  arden  ruthen  recken  kann,  soll 
man  sie  wieder  holen***) 
beantworten.  Der  Unterschied  zwischen  dieser  und  den  ebenaufgefuhr- 
ten  Stellen  der  salzburgischen  Taidinge  besteht  darin,  dass  sich  in  Art. 
25  des  Rechtes  der  siebenfreien  Hagen  der  Anspruch  des  Baum- 
eigenthümers  in  dieser  ihm  vom  Gesetze  eingeräumten  Befugniss  er- 
schöpft nnd  er  von  den  übrigen  übergefallenen  Früchten  nichts  zurück- 
erhält. — 


strichen.  —  Wörtlich  übereinstimmend  mit  dem  Landr.  von  Anthering  des 
von  Kessendorf  (Salzb.  Taid.  S.  39  Z.  32  ff.)-  Berechtigt  ist  die  Ausnahme 
in  den  Landgeboten  des  Landgerichts  Anthering;  hier  ist  von  einem 
„fruchtper  panmb  in  der  aw^  die  Rede,  welcher  Allen  „die  so  gemain  bei  der 
aw  haben  zu  gleichem  brauch*'  steht  (Salzb.  Taid.  S.  71  Z.  8  ff.). 

*^*)  Das  Weisthum  von  Winhering  bestimmt  überdies  in  §  14  in 
■ingnlarer  Weise,  dass  wenn  der  Baumeigenthümer  seinen  Theil  durch  persön- 
liches Hinaufsteigen  auf  den  Baum  und  Abbrechen  überhängender  Früchte  er- 
langt hatte,  der  übrige  Theil  dem  Nachbar  verbleiben  solle :  und  was  nachmals 
obenbleibt,  das  ist  des  alleine,  da  die  öst  aufhangen  und  derselb  weiter  zu 
dem  stamen  nicht  ze  geben  schuldig  (Qrimm,  Weisth.  VI  S.  141). 

MT)  YgL  unten  Anm.  332. 

*«•)  Recht  der  YII  ireien  Hagen  (Gh^sohaft  Schaumburg)  bei  G-rimm, 
Weifth.  m  8.  810  (identisch  mit  dem  Wendhager  Bauernrechte  bei 
(^rimm,  Bechtsalterth.  S/72  unter  Nr.  23).  Vgl.  auch  §  16  des  Weisthums 
von  Winhering  (Grimm,  Weisth.  VI  8.  142),  citirt  bei  Anm.  229. 

?♦ 
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Die  zweite  der  von  uns  im  Beginne  des  §  4  aufgestellten  Ka- 
tegorieen  bilden  diejenigen  Entscheidungen,  welche  dem  Nachbar 
nicht  nur  das  gewähren,  was  auf  seinen  Grund  und  Boden  su  liegen 
kommt,  sondern  ihm  ein  Recht  auf  die  an  den  überhängenden  Zweigen 
noch  befindlichen  Früchte  zusprechen.  Hier  ist  der  Nachbar, 
um  mit  Orimm  zu  reden,  nicht  davon  abhängig,  was  ihm  der  Zu- 
fall bietet,  sondern  das  Gesetz  gestattet  ihm,  ohne  ihn  im  Zeit- 
punkte des  Erwerbs  der  Früchte  des  Überhangs  zu  beschränken, 
deren  Abbringung  selbst  zu  bewirken. 

So  das  „buk  wichbelde  Recht^^  nach  der  berliner  Hand- 
schrift von  1369  art.  112: 

War   en  bom  tvischen  tven  rennen  steit,    bredet   he  sine 
tvige  in  enen  vremden  hof,  des  hoves  here  mach  sie  wol 
verhowen  of  he  wil  und  wasset  dar  oves  uppe,  dat  is 
to  rechte  sin'**) 
oder  das  Augsburger  Statut  cap.  81: 

Hanget  ein   bäum  uf  eins   andern  mannes   gut,  swaz   des 
obzes  ist,  daz  über  sin  gut  hanget,  das  ist  sin,  die  wile 
er  wil.»«) 
Nicht  zutreffend  ist  es,  hierin  gegenüber  den  Stellen   der   ersten 
Kategorie  eine  vollkommen  veränderte  Rechtslage  zu  erblicken :  der 
Eigenthümer    des   Stammes    ist   Eigenthümer    der   überhängenden 
Früchte,  sein  Eigenthumsrecht  weicht  nur   dem   gesetzlich  dnge- 
räumten  Aneignungsrechte  des  Nachbars,  —  er  ist,  wie  die  Regens- 
burger Wachtgerichts-  und  Bau-Ordnung  tit.  19  §  2  sagt, 
schuldig  .  .,  jhme  (dem  Nachbar)  die  Frucht  davon,  sofern 
sie  auff  sein  Tach  oder  sonsten  auf  seinen  grund  raichen, 
zu  lassen.'*^) 


>^')  Herausgeg^eb.  von  Daniels,  a.  a.  0.  S.  62.  Die  Fassung  diese«  Kapi- 
tels stimmt  mit  cap.  126  der  gewöhnlich  citirten  Zobel' sehen  Ausgabe  (1537; 
Strassburg,  gedruckt  von  Johann  Albrecht)  überein.  Vgl.  auch  Alt  prager 
Stadtrecht  cap.  166;  Hangen  si  abir  dorin,  daz  obs  von  den  esten  ist  des 
nahegepaurs  (Rö  ssler,  a.  a.  0.  S.  160). 

«»)  Meyer,  a.  a,  0.  S.  162;  Walch,  BeHräge  ß.  IV  8.  286. 

"«)  ßegensburger  Wachtgerichts-  u.  Bau-Ordnung  von  1667 
tit.  19  §  2  bei  Gengier,  Frivatr.  S.  209  ff.;  in  derselben  Weise  §  182  des 
Regensburger  Statutarrechts  bei  Weber,  Darstell,  der  sämmtl.  Pro- 
vinzial-  u.  Statutarrechte  "Bayerns  B.  V.  S.  76;  Heilbronner  Statuten 
(1641)  IX  tit.  16:  Welcher  Baum  hat  auff  seinem  aygen  steen,  was  Nest  (ver- 
druckt für  Aest?)  von  demselben  bäum  vber  eins  andern  gutt  raychen,  dasselb 
Ob  8  so  darauff  sechst  soll  sein  dessevber  den  der  Ast  hanget.  —  Sehr  aus- 
töhrlich  das   Wertheimische   Stadtrecht   von  1466:   „sovil  dann  von  den 
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Das  Secht  des  Nachbars  ist  ein  festes  Anrecht  auf  den  Genuss 
der  Früchte  des  Überhangs,  — -  ihm  „gebühren"  (Schweinfurter 
Statutar-Recht  §  246'*«)  dieselben,  sie  sind  „sin,  die  wile  er 
wil**  (Augsburger  Statut  cap.  81),  —  nicht  ein  das  Eigen- 
thumsrecht  des  Baumeigenthümers  ausschliessendes  Sondereigenthum 


fruchtbaren  Bäumen  über  die  Anwenden  uff  des  Anstossers  Geware  hangt,  der- 
selb  DeberhaDg  soll  ganz  des  Anstossers  sein,  uff  den  der  Ueberhang  hang  und 
nichts  davon  zu  dem  Stam  derselben  beum,  davon  der  Ueberhang  bekomt,  be- 
halten, man  brech  oder  schüt  solch  abe  und  wenn  man  dasselb  abe  brechen 
oder  schütteln  will  so  soll  man  den  Anstosser  des  Ueberhangs  solohs  vor  zu 
wissen  thun,  die  sollen  dan  ein  Puten  mitten  in  die  Anwand  setzen  oder  uff 
den  Markstein  zwischen  iren  beiden  schnurschlecht  über  sich  und  sovil  denn 
von  denselben  bäumen  oder  esten  über  die  Puter  uff  des  Anstossers  gewar 
hanget  des  soll  dem  Anstosser  fär  sein  Ueberhang  bleiben  .  .  /'  (Mitter- 
maier,  Beitr.  zum  deutsch.  Privatr.  S.  28). 

"•)  Schweinfurter  Statutar-Recht  §  24ß:  Die  Früchte  der  auf  das 
Grundstück  des  andern  herüberhängenden  Zweige  gebühren  demjenigen  auf 
dessen  Grundstück  solche  hinüberhängen  (Weber  a.  a.  0.  B.  III  S.  666); 
vgl  weiter  Fuldaisches  Privatrecht  §  155,  6  bei  Weber,  a.  a.  0.  B.  lU 
S.  980.  —  Das  Glarner  Land-Buch  bestimmt  a  64:  Dass,  „wenn  einer 
Krieabäume  oder  andere  Stein  -  Obsbäume  nahe  an  dem  Zaun  hätte,  dass  die 
dem  Anstosser  auf  das  seinige  langeten,  derselbe  Anstosser  auf  sein  Grund  und 
Boden  gehen,  und  was  er  demzumahl  mit  den  Händen  und  Hacken  erlangen 
mag,  abgewinnen  mögen,  doch  dem  Anderm  auf  dessen  Grund  der  Baum  stehet, 
nicht  auf  sein  Boden  gehen,  noch  auf  den  Baum  steigen  solle"  (Leu,  £yd- 
genossisches  Stadt-  u.  Landrecht,  S.  646).  —  Vergleichsweise  citire  ich  die 
CO u turne  de  Paris,  derzufolge  es  —  nach  Merlin,  r^pertoire  universel  et 
raisonn^  de  jurisprudence  B.  I  unter  „arbre"  VIH  (S.  461)  —  „est  Pusage, 
d'accorder  le  fruit  des  branches  ä  celui  qui  est  propri^taire  de  l'heritage,  sur 
leqnel  elle^  pendent".  Zahlreiche  Belege  in  den  wenig  benutzten  älteren 
holländischen  Quellen:  so  in  den  Ordonn.  op  de  erfscheydinge  te 
Middelburg  von  den  19.  Dec.  1617  art.  1(X):  Die  zyn  fruit-boomen  hangende 
heeft  met  de  tacken  over  zyns  gebuurs  erve,  moet  de  overhangehde  tacken 
afhonwen,  of  moet  zynengebuire  laten  volgen  alle  de  vruchten,  die 
alzoo  overhangende  zyn  (Observatien  over  Hugo  de  Groot.  Inleid, 
tot  de  Holl  Bechtsgel.  Gravenhage,  1778  B.  III  S.  157);  ebenso  Landrecht 
Cuylenborg  cap.  7  art.  19  (Trotz,  jus.  agrar.  foeder.  Belg.  tom.  11  pg.  460); 
Landrecht  von  Thielre  etc.  cap.  86  art.  31:  Als  Jemand  Boomen  over 
syns  Nabnnren  £rf  hangen  moet  hy  de  Yruchten,  die  over  hangen 
zynen  gebuur  laten  volgen  (Trotz,  a.  a.  O.);  Coustuymen  von  Rheyn- 
land  art.  101:  Alle  overhangende  van  boomen  voor  soo  veel  die  op  eens  anders 
land  ofte  grond  overhangen  mögen  by  den  buyrmann  op  wiens  grond  deselve 
hangen  afgeknot  werden,  tot  soo  ver  deselve  overhangen  sonder  de  boomen 
ver  der  te  beschädigen,  anders  komen  de  overhangende  vruchten  toe 
aen  die  geene  op  wiens  grond  de  takken  overhangen.  Hierzu  Hugo 
de  Groot,  Inleid,  tot  de  Holl.  Rechtsgel.  II.  B.  34  D.§21  u.  Observatien 
over  Hugo  de  Groot  etc.  B.  III  S.  164.  —  Presch  a.  a.  O.  S.  61. 
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an  diesen  noch  nicht  vom  Baume  getrennten  Früchten  bezieh,  an 
den  überhängenden  Asten  mitsammt  den  Früchten.  Die  Steigerung 
gegenüber  dem,  was  die  Stellen  der  ersten  Kategorie  gewährten,  ist 
daher,  wenn  wir  von  dem  bereits  erwähnten  Vortheiie  der  Freiheit 
von  Beschränkungen  in  der  Zeit  des  Erwerbs  absehen,  lediglich 
eine  quantitative,  indem  dem  Baumeigenthümer  nicht  gestattet  wird, 
den  Fruchtgenuss  des  Nachbars  dadurch  zu  schmälern,  dass  er  von 
den  Früchten  pflückt  „als  viU  er  gewingen  mag".  Schliessen  wir 
überdies  aus  dem  Mangel  einer  ausdrücklichen  Erwähnung  dieses 
letzten  Punktes  in  zahlreichen  Kechtsaufzeichnungen,  dass  nicht  alle 
Quellen  — ,  welche  im  Übrigen  dem  Nachbar  sämmtliche  über- 
gefallene Früchte  gewährten  — ,  dem  Stammeigenthümer  gestat- 
teten, auf  seinen  Baum  zu  steigen  und  von  den  Früchten  des  Über- 
hangs, soviel  er  erreichen  konnte,  zu  pflücken,  so  würde  sich  das 
Resultat  in  diesen  Fällen  auch  nach  flöhe  des  dem  Nachbar  er- 
theilten  Genussrechtes  den  Bestimmungen  des  buks  wichbelde 
£echt,  des  Äu^sburger  Statuts  u.  a.  gleichstellen.  — 

Diese  unsere  Ansicht  über  die  Natur  des  Rechtes  des  Nach- 
bars auf  die  überhängenden  Früchte  findet  ihre  Bestätigung  darin, 
dass  wir  Aufzeichnungen  besitzen,  welche  zwar,  wie  die  eben  citirten 
dem  Nachbar  ein  Recht  auf  die  „in  seyne  hoffreyte  hangende n** 
Früchte  zusprechen,  ihn  aber  nicht  in  den  vollen  Genuss  derselben 
setzen,  sondern  eine  Theilung  zwischen  ihm  und  dem  Eigenthümer 
des  Fruchtbaumes  anordnen.  Eine  solche  Theilung  entbehrte,  wenn 
man  annimmt,  dass  die  Quellen  mit  der  Zuertheilung  der  noch 
hängenden  Früchte  an  den  Nachbar  ein  Sondereigenthum  an  ihnen 
sowohl  als  auch  an  den  überragenden  Zweigen  anerkennen,  jeglicher 
Begründung. 

Will  man  aber  diese  Stellen,  in  denen  eine  Theilung  zwischen 
dem  Nachbar  und  dem  Stammeigenthümer  verfügt  wird,  so  auf- 
fassen, dass  dem  Letzteren  durch  Zuertheilung  der  Hälfte  der 
überhängenden  Früchte  ein  aussergewöhnlicher  —  nicht  in  seinem 
Eigenthumsrechte  an  den  auf  das  fremde  Grundstück  ragenden 
Zweigen  und  ihren  Früchten  begründeter — Vortheil  gewährt  werden 
sollte,  so  ist  nicht  zu  verstehen,  warum  man  das  Recht  des  Nach- 
bars besonders  hervorhob  und  nicht  die  Zuertheilung  der  Hälfte 
bezieh,  eines  Drittels  der  über  dem  Nachbargute  hängenden  Früchte 
an  den  Baumeigenthümer  als  Ausnahme  von  der  Regel  betonte. 

Als  hier  einschlagend  sind  anzuführen  das  Rechtsbuch  des 
Johannes  Purgoldt  11,  125: 

Was  obes  danne  in   seinen  garthen  hanget  das  ist  vonn 
rechte  des  halb,  in  des  hoffreythe  ess  hanget,  unnd 
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das  ander  halbe  teyl  ist  des,   in  des   garthen    der   boym 
stehet; 
ebenso  das  Land-  und  ürbarrecht   des   Pfleg-  und    Land- 
gerichtes Hüttenstein  cap.  22: 

ist  der  paumb  aber  .  .  •  überhengig  und   in   ihrigen   der 
stamb  in  aines  seinen  grund  völlig»  so  hat  der  andere 
nur  von   deme  wass  überhanget  die  helft  zu   ge- 
niessen**'), 
die   Nürnberger   Reformation  von  1479,    die  Statuten  der 
vormaligen    Keichsabtei    Ochsenhausen,    das    Franken- 
häuser Statutarrecht  u.a,***)"*). 


*")  Land-  u.  Ürbarrecht  des  Pfleg-  n.  Landgerichtes  Hütten- 
stein in  den  Salzb.  Taid.  S.  176  Z,  4  ff.  Über  den  ersten  Tbeil  jener  Be- 
stimmnng  vgl.  oben  Anm.  214. 

»*)  Nürnberger  Reformation,  1479,  tit.  26  cap.  14;  —  Statuten 
der  vormaligen  Reichsabtei  Ochsenhausen  §  21:  Hängen  die  Zweige 
des  Banmes  auf  den  Grund  und  Boden  des  Andern  hinüber,  so  soll  das  auf 
herüberhangenden  Zweige  hängende  oder  herabfallende  Obst  zwischen  dem 
Eigenthümer  des  Baumes  und  dem  des  Grundstücks,  auf  welchem  der  Zweig 
heruberhängt,  getheilt  werden  (Weber,  Darstell,  der  sämmtl.  Frovinzial-  und 
Statutarrechte  Bayerns,  B.  IV  S.  296).  —  Frankenhäuser  Statutarrecht, 
„80  soll  dass  obest,  so  über  die  befriedunnge  wer,  zwisohenn  dem  herr  dess 
baommess  vndt  dem  anndemn  nachtbam  gleich  getheüet  werdenn**  (Walch, 
Beiträge  L  S.  349).  —  Unsicher  kann  die  Auslegung  bei  cap.  206  des 
Brünner  Schöffenbuchs:  „quia  si  hoc  contingat  fructus  eorundem 
ramorum  cum  vicino,  cuius  hortum  obumbrant,  dividantur**,  erscheinen  (Theilung 
der  überfallenden  oder  sämmtlicher  auf  den  überhängenden  Zweigen  wachsen- 
der Früchte?).  —  Vgl.  auch  Kopp,  Handbuch  der  Hessen-Oasselschen  Landes- 
verfassung Th.  L  S.  468:  Bericht  des  Amts  Landeck  vom  5.  Aug.  1780: 
„Wenn  im  Amt  Landeck  in  Kurhessen  sich  Streit  über  die  überhängende 
Frucht  erhebt,  so  schlichtet  diesen  Streit,  wie  der  Bericht  sagt,  ein  uraltes 
Herkommen,  vermöge  dessen  der  Nachbar  alle  über  seinen  Grund  und  Boden 
ragende  Zweige  beemtet  und  dem  Eigenthümer  des  Baumes  nur  den  dritten 
Theil  davon  zurückgibt*^  —  Vergleichsweise  führe  ich  die  coutume  de 
Bergh  Saint-Vinoiz  an,  welche  in  art.  37  bestimmt:  Celui,  qui  a  des  arbres 
i  fruits  dont  les  branches  tombent  par-dessus  l'h^ritage  de  son  voisin,  doit 
couper  les  branches,  qui  pendent  par-dessus,  ou  abandonner  au  pro  fit  de 
son  voisin  la  moiti6  de  tous  les  fruits,  qui  pendent  la  ainsi  par- 
dessus  au  cboix  et  ä  la  volonte  de  son  voisin.  (F  o  u r nel,  traite  du  voisinage,  B.  I 
S.  149, 4.  Aufl.  S.  158  fg.)—  Ebenso  wie  im  Bericht  des  Amtes  L  a  n  d  e  o  k  der  daselbst 
gebranchte  Ausdruck  „nur  den  dritten  Theil  davon  zu  rückgibt''  für  unsere  im 
Text  ausgesprochene  Auslegung  spricht  (man  kann  Einem  nur  das  „zurück- 
geben**, was  er  bereits  besessen  hat),  so  ist  es  hier  das  „abandonner  au 
profit  de  son  voisin*',  welches  denselben  Schluss  rechtfertigt.  Charakteristisch 
ist  auch  die  gleichsam  in  der  Mitte  der  beiden  von  uns  angestellten  Kategorien 
stehende  Verbesserte  Schützenordnung  von  Köln,  welche  bestimmt, 
dass,   wenn  sich  die  an  der  Gränze  wachsenden  Bäume  mit  ihren  Asten   „zu 
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weit  ausspreiten  würden,  soll  der  Ueberfall  von  des  Bäamen  -  Früchten  durch 
beyde  Nachbaren  gleich  getheilet  werden,  wäre  anch  Sach,  das«  die  Früchten 
von  dem  Ueberhang  des  Baumes  abgebrochen,  und  also  nicht  aaf  die  Erde  (wie 
wohl  zu  Zeiten  geschieht)  überfallen  würden,  soll  nicht  desto  weniger 
derjeniger  dem  der  Baum  zugehörig,  seinen  Nachbaren,  so  den 
Ueberhang  des  Baumes  leiden  mnss  auch  nach  Advenant  und  der 
Billigkeit  gemäss  Theil  von  den  abgebrochenen  Früchten  zu- 
schicken  (Vollständige  Sammlung  davon  die  Verfassung  des  hohen  Ertzstifts 
Colin  betreffenden  Stucken  u.  s.  w.  B.  II  S.  997). 

'")  Auch  hier  lassen  sich  eine  grossere  Anzahl  Belege  aus  holländischen 
Statutarrechten  beibringen;  so  die  Statuta  Mechlinensium  tit  XIV.  art  42: 
Als  jemants  boomen  oyer  syns  ghebueren  erve  hanghen,  soo  moet  he  die  doen 
körten,  oft  de  helft  yan  den  vruohten  die  overhangen  synen  ghe- 
buere  laten  volgen;  ebenso  das  Landreoht  von  Ruremuude  tit.  5  §  7 
No.  7  (Trotz,  a.  a.  0.  p.  449)  u.  Pauli  Ghristianei,  in  leg.  municip.  provinc. 
Mechlinens ,  comment.  (ed.  11)  pg.  533;  Statuten  von  Vianen:  „...  ende 
middeler  tyt  syne  gebuyr  te  laten  volgen  d'eene  helft  van  den  vruchten  die  aen 
de  o verhängende  takken  wachsen  (Stat.  Viannens.  Bubr.  8  art.  18;  Observat* 
over  H.  de  Groot  etc.  t.  m  pg.  167) ;  Eeureu  van  Oudewater  von  1G05 
art.  75  (Observatien  over  H.  de  G-root  t.  III  pg.  155);  Lex  municipalis 
Trajectina  rubr.  27  art.  21  pg.  285  (Trotz,  a.  a.  0.  t.  11  pg.  450).  — 
Frosch,  a.  a.  O.  S.  71. 


m.    Das  Recht  des  Überhangs  und  Überfalls 
in  der  Gegenwart 

§6. 

Es  ist  bereits  aus  den  in  den  §§  3  und  4  gegebenen  Zusammen- 
stellungen der  älteren  deutschrechtlichen  Quellen  unschwer  zu  er- 
kennen, wie  fest  das  deutsche  Recht  in  der  Frage  des  Überhangs 
und  Überfalls,  auch  nach  dem  tieferen  Eindringen  des  römischen 
Rechts  in  die  Legislationen,  seine  von  Alters  her  überlieferten  Sätze 
bewahrte,  und  wie  sich  nur  hier  und  da  ein  fremder  die  heimischen 
Anschauungen  modificirender  Einfluss  geltend  machte. 

Dieser  Zustand  hat  sich  auch  trotz  der  tiefgreifenden  Um- 
wälzungen auf  legislatorischem  Gebiete  nicht  geändert,  vielmehr 
fussen  die  deutschen  Gesetzbücher  der  G-egenwart  betreffs  des  Über- 
hangs und  Überfalls  fast  ausschliesslich  auf  deutschrechtlicher  Grund- 
lage. Die  hier  einschlagenden  deutschrechtlichen  BestimmuDgen 
haben  sich  sogar  in  einer  Reihe  von  Ländern,  in  denen  im  Übrigen 
das  Pandektenrecht  noch  heute  in  vollem  Umfange  zur  Anwendung 
gelangt,  unverändert  erhalten,  so  dass  wir  besonders  bezüglich 
der  Frage  des  Überfalls  bereits  in  der  älteren  Literatur  zahlreiche 
Stellen  finden  (z.  B.  bei  Beyer,  Thomasius,  fieineccius 
u.  a.^*),  in  denen  die  Anwendbarkeit  des  interdictum  de  glande 
legenda  in  Deutschland  überhaupt  völlig  in  Abrede  gestellt  wird. 


^  Vgl.  Beyer,  delineat.  iur.  civ.  etc.  (Lips.  1721)  pg.  655:  ande  hodie 
oenat  interdictiun  de  glande,  seu  qaoyis  fraotus  arboreo  in  fandam  vicini  de- 
ddente  per  tridmiin  legenda;  —  Thomasias,  not.  ad  Instit  pg.  146;  — 
fleineociuB,  etem.  iur.  germ.  lib.  II  tit.  III  §  70;  —  Kraas,  de  iure  m 
arbores  vicini  in  nostrum  prominentes  aerem  (1765)  p.  16;  —  Stryk,  usus 
modern.  XLIII,  28  §  1:  Quod  hodie  commoni  praxi  immutatum  videtor,  ubi 
r^gnlariter  illi  ftnctus  relinqaontur,  in  ouins  fondum  decidemnt,  nisi  oontrarinm 
pacto  placnerit;  —  Carpzow,  Part,  m  const.  XXXU  de£.  24;  >~  Lauter- 
bach, coUeg.  theor.-pract.  pg.  423;  sowie  die  Erörterungen  in  dem  Wochenbl. 
for  merkwürdige  Bechtsfalle,  Jahrg.  1843  S.  14  und  die  Citate  daselbst  — 
G  r  n  c  h  o  t ,  Glossen  zum  allgemeinen  Land  -  Becht  in  Grnchots  Beitragen 
B.  Vn  S.  128. 
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Die  gesetzliche  Grundlage  für  die  Fälle  des  Überhangs  und 
Überfalls  findet  man  statt  dessen  in  den  Bestimmungen  des  Art  52 
des  Sachsenspiegels  B.  II  und  des  Art.  126  des  sächsischen 
Weichbildes;  an  sie  knüpfen  die  Gesetzbücher  Preussen's,  Sach- 
sen's,  Oesterreich's,  ebenso  wie  die  neueren  Entwürfe  an«  Nur  übt 
die  allgemeine  Vertiefung  der  juristischen  Begriffe  an  der  Hand  des 
römischen  Aechts  auch  in  dieser  Frage  ihren  .Einfluss  insofern  aus, 
als  man  das  Eigenthumsrecht  an  einem  Grundstücke  nicht  nur  den 
körperlich  greifbaren  Theil  der '  Erdoberfläche  und  den  darunter 
gelegenen  Theil  der  Eirdkugel  selbst  umfassen  lässt,  sondern  das- 
selbe auch  auf  den  darüber  gelegenen  Luftraum  ausdehnt  *^^)  und 
so  dazu  gelangt,  die  Beseitigung  aller  überhängenden  Aste  als  Ein- 
griff in  die  fremde  Herrschaftssphäre  zu  fordern,  ohne  im  einzelnen 
Falle  zu  untersuchen  ob  dem  Nachbar  aus  dem  überhange  ein  offen- 
barer Schaden  erwächst. 

Bevor  diese  Auffassung  zur  allgemeinen  Anerkennung  gelangtOi  ver- 
suchte die  sächsische  Jurisprudenz  der  letzten  drei  Jahrhunderte  bei  der 
Rührigkeit,  welche  sie  besonders  im  17ten  und  der  ersten  Hälfte  des  1 8ten 
Jahrhunderts  gegenüber  der  wissenschaftlichen  Stagnation  im  übrigen 
Deutschland  auszeichnet,  in  zahlreichen  Schriften  eine  theoretische 


**0  ^ffl-  <•  ^*  Hesse,  Handb.  des  Eenogl,  Sach8.-Alt6iibiirgiBoh.  Frivat- 
rechts  (1841)  S.  159;  —  Falok,  Handb.  des  Schleswig-Holstein.  Privatr.  Y.  a. 
(1848)  S.  159;  —  Pfyffer,  Erläuterungen  des  bürgerL  Gesetzbuches  des  Kantons 
Luzern,  Th.  11  [1833]  S.  87:  „  .  .  die  Betrachtung,  dass  der  Eigenthümer  jede 
Einwirkung  auf  sein  Eigenthum,  wäre  es  auch  nur  auf  den  ihm  susUmdigen 
Luftraum,  untersagen  kann,  begründet  das  Recht,  dass  er  die  Wurceln  des 
Baumes  aus  seinem  Boden  reissen,  sowie  die  auf  sein  Gebiet  reichenden  Aeste 
abhauen  .  .  .  kann*';  —  Ebenso  Bluntschli,  die  privatrechtl.  Gesetzgebung 
für  den  Kanton  Zürich  B.  11,  Sachenrecht  (TII.  Aufl.)  S.  102:  „Das  Recht, 
Kappung  der  überhängenden  Äste  und  Zweige  zu  verlangen,  ist  ein  Ausflnss 
des  strengen  Eigenthumsbegriffs,  nach  welchem  der  Eigenthümer  jeden  körper- 
lichen Eingriff  in  den  Bereich  seiner  Herrschaft  zurückweisen  kann."  —  Das 
Civil-Gesetzbuch  für  die  Stadt  Bern  nimmt  diesen  B^^riff  der  Herrschaft  des 
Grundeigenthümers  über  seinen  Luftraum  sogar  ausdrücklich  in  seine  Definition 
des  Eigenthumsreohtes  an  einem  Ghrundstücke  auf,  und  entscheidet  in  der  378. 
Satzung:  „Bey  einem  Grundstück  erstreckt  sich  das  Recht  des  Eigenthümert 
nicht  allein  auf  die  Oberfläche,  sondern  auch  aufwärts  auf  die  Luftsäule  und 
in  umgekehrter  Richtung  auf  die  Tiefe".  [Schnell,  Givilgesetzb.  für  die  Stadt 
u.  Republik  Bern,  11  S.  67.]  Ebenso  im  Code  Napoleon  art.552,  demVor^ 
bilde  des  b  e  r  n  e  r  Gesetzb. :  La  propri^t^  du  sol  empörte  la  propriöt^  du 
dessus  et  du  dessous.  (Wörtlich  übergegangen  in  den  Code  Genevois  art 
552,  den  Code  civil  du  Ganton  du  Yalais  art.  d91  und  in  den  Code  civil  de 
la  Repnblique  et  du  Canton  de  Neuohatel  art  400.)—  Thibaut,  Lehrbuch 
des  französ.  Civilrechts  (herausgeg.  von  Guy  et)  §  179  u.  a. 
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Erklärung  für  die  ebencitirten  Stellen  des  Sachsenspiegels  uad 
des  sächsischen  Weichbildes  zu  geben,  und  zwar  entsprach  die 
herrschende  Ansicht,  welche  sich  hierbei  herausbildete,  der  neuer- 
dings wieder  von  B eseler  Verfochtenen  Auffassung,  dass  die  auf 
das  Nachbargrundstück  überhängenden  Zweige  im  Eigenthum  des 
Herrn  dieses  Ghrundstücks  ständen.  ^^^)  Man  construirte  hierbei  ein 
eignes  ius  aeris,  aus  welchem  man  folgerte,  dass  für  das  Eigenthum 
des  Baumes  oder  einzelner  Theile  desselben  nicht  die  Frage,  wo 
der  Stamm  aus  der  Erde  hervorkomme,  sondern  die  Frage,  in 
wessen  fiaum  sich  der  Baum  bezieh,  einzelne  Aste  desselben  er- 
streckten, entscheidend  sei.**') 

Obgleich  es  andrerseits  nicht  an  G-egnern  dieser  Ansicht  fehlte  ^*% 
so  hatte  dieselbe  doch  so  ausschlaggebende  Vertreter  für  sich,  dass 
sich  auch  die  sächsische  Praxis  ihrer  bemächtigte,  und  dieselbe 


«w)  Vgl.  oben  Anm.  156  ff. 

*^)  So  Beyer,  delineatio  iuris  civilis  eto.  p. 5ö5:  Hodie  ius  certum  est: 
Quicquid  in  aerem  meum  propendet  meum  est,  adeoque  libere  potest  suocidi 
etiam  domino  non  monito,  fructusque  ibi  nascentes  mei  sunt;  —  Berger, 
oeoonom.  iur.  lib.  II  tit.  §  XYII,  2:  iure  oivili  ius  soli,  Saxonico  autem  iure 
ius  aeris  attenditur;  ex  quo  consequitur,  iure  Saxonico  vicino  competere 
dominium  ramorum  propendentium;  —  Wernher,  observ.  for.  F.  11 
obs.  426;  —  Hahn,  ad  Wesenbeoium,  tit.  de  glande  legenda;  —  vgl.  auch 
Garp.zow,  Part.  HE  const.  XXXTT  def.  25  n.  ö,  Leyser,  Jus  Georg.  L.  III 
cap.  II  §  3  pg.  588,  Schott,  Institut  jur.  Sax.  L.  II  §  20  und  Gurtius, 
Handbuch  des  im  K.  S.  geltend.  Givilr.  B.  II  §  ö35  (3. 150).  —  Die  Genannten 
sprechen  von  einem  wirklichen  Eigenthumsrechte  des  Nachbars  an  den 
überhängenden  Zweigen  und  nehmen  darnach  ein  getheiltes  Eigenthum  am 
Baume,  nicht  nur  „eine  dem  Eigenthume  in  seinen  Wirkungen  gleichstehende 
ausschliessliche  Dispositionsbefngniss**  des  Nachbars  (so  Schmidt,  Vorles. 
über  süchs.  Privatr.  B.  I  S.  257)  an  dem  Überhange  an. 

*••)  Beruh,  von  Bohr,  Haushaltungsr.  ß.  V.  cap.  3  §  1;  —  Bachoven, 
ad  Treutlerum  Vol.  U  disp.  22  th.  6  lit.  P;  —  Christophor.  Zobel,  differ. 
iur.  civ.  et  Saxon.  P.  U  diff.  XLIF  n.  17  [ed.  1610,  Lips.]  pg.  371:  „in  spec.  L. 
U.  a.  52.,  Weichb.  a.  126  cum  glossis  non  dicitur,  ramos  ad  vicinum  pertinere  . . .'' 
(citirt  bei  Emminghaus,  a.  a.  0.  S.  444  Nr.  19);  —  Kraus,  L  c.  pg.  14: 
at  in  his  iuris  Saxonici  articulis  (speciell  Sachsenspiegel  II,  52  u.  Magdeburg. 
Weichbild  125)  ne  verbum  quidem  invenimus,  ex  quo  ramorum  vioinae  arboris 
in  nostram  prominentium  aerem  dominium  certo  nobis  iure  asserere  possimus; 
ebenso  dagegen:  Haubold,  Lehrb.  d.  sächs.  Privatr.  §  862  bes.  Note  e.  (in. 
Ausg.);  —  Hesse  a.  a.  0.  B.  II  S.  199  (2.  Aufl.  S.528).  —  Vgl.  auch  Krebs, 
de  ligno  et  lapide  pg.  67,  nnd  betreffs  anderer  Geltungsgebiete  der  im  Texte 
aufgeführten  Stellen  des  Sachsensp.  und  Weichbildes:  Brückner,  Handb. 
des  herz.  Sachs.-Goth.  Privatr.  §  465  (S.  102)  und  Sachse,  grossh.  sächs.  Privatr. 
S.  46ö  (das  weimarsche  Patent  vom  15.  Juni  1819  hebt  in  §  8  diesen 
Punkt  besonders  hervor). 
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Auffassung  in  Urtheilen  mit  präjudicieller  Kraft,  wie  2.  B.  in  dem 
der  Facultät  Wittenberg  von  1705  und  in  Erkenntnissen  des  Kgl. 
Oberappellationsgerichts  zu  Dresden  vom  29.  Juni  1841  und  16.  Januar 
1863  zum  Ausdruck  brachte.  ••^)  Dementsprechend  ^gewährte  man 
dem  Nachbar  auch  das  Holz  der  überhängenden  Aste,  während 
§  362  des  Bürgerlichen  Gesetzbuches  für  das  Kgr.  Sachsen,  indem 
er  ein  Mal  die  zweifellos  unrichtige  Auffassung  eines  ins  aeris  ver- 
wirft und  ein  fortdauerndes  Recht  des  Baumeigenthümers  an  den 
überhängenden  Zweigen  anerkennt,  andrerseits  aber  auch  die  Gra- 
tificationstheorie  des  römischen  Rechtes  nicht  aufgenommen  hat, 
nach  ausdrücklicher  Bestimmung  die  abgeschnittenen  Zweige  dem 
Baumeigenthümer  zuspricht.  *••) 

Hiermit  hängt  eine  weitere  ungleich  wichtigere  Neuerung  des 
Bürgerlichen  Gesetzbuchs  f.  d.  Kgr.  Sachsen  gegenüber  der  früheren 
sächsischen  Praxis  zusammen:    die    Gewährung   einer   gegen   den 


*«0  UrtheU  der  Facultät  Wittenberg  1705  (abgedruckt  bei  Emminghaut, 
Pandekten  des  gem.  Sachs.  Eeohts  S.  446  Nr.  27) :  „Auch  bei  £ichen  kann  der 
Nachbar  mit  den  in  seinen  Grund  und  Boden  überhangenden  Aesten  nach 
seinem  Gefallen  umgehen;  sie  entweder  abhauen  oder  die  Eicheln  abnehmen  . . 
Eine  Verjährung  kann  nicht  entgegengesetzt  werden,  sofern  nicht  der  Eigen* 
thümer  des  Baumes  per  colleotionem  fruotuum,  accedente  temporis  lapsu 
an  jenen  Aesten  ein  Eigenthum  erlangt'*;  —  Urtheil  des  Egl.  Sachs. 
Oberappell.  Ger.  vom  29.  Juni  1841  vgl  Wochenbl.  f.  merkwürd.  Rechtsfalle 
Jahrg.  1843  S.  15  und  die  daselbst  in  den  Gründen  der  unteren  Instanzen  bei- 
gebrachten Ausführungen;  —  ürth.  d.  Kgl.  Sächsischen  Oberappell.-Ger.  vom 
16.  Januar  1868,  abgedruckt  in  den  Annalen  des  Egl.  Sachs.  OberappelL-Ger. 
B.  VI  S.  886  ff.  und  bei  Seuffert,  XYII  n.  7;  —  Vgl.  auch  die  Entscheidung 
im  Wochenbl.  f.  merkw.  Bechtsf.  Jahrg.  1860  S.  171;  —  Andrerseits  besitzen 
wir  ein  wittenberger  Erkenntniss  aus  der  Mitte  des  18.  Jahrb.,  welches  von 
Kraus,  1.  c  pg.  24  sequ.  im  Wortlaute  (jedoch  ohne  flinzufügung  des  Jahres) 
mitgetheilt  wird,  und  welches  im  Gegensatz  zu  den  ebencitirten  Entscheidungen 
ausfuhrt,  dass  der  Nachtbar  nicht  Eigenthümer  der  überhängenden  Äste,  son- 
dern nur  berechtigt  sei,  „so  lange  der  Eigenthümer  des  Baumes  wider 
die  Vorschrift  des  Saechsischen  Eechts  seine  Zweige  über  den 
Zaun  auf  des  Nachbars  Boden  gehen  und  hangen  lasset,  dieser 
sothaneZweige,  so  weit  sie  zu  ihm  herüber  gehen",  abzu- 
hauen. —  Zum  Belege  wird  angeführt:  Menoken,  Synops.  Fand.  lib.  XLIII, 
tit  27  §  2  in  fin.:  dominus  arboris  suos  ramos  succidere,  atque  ita  vicino  spem 
fructuum  adimere  non  prohibeatur. 

'*')  §  362  B.  G.  B  a.  E. :  „Die  abgeschnittenen  Zweige  gehören  dem  Eigen- 
thümer des  Baumes  oder  der  Hecke".  —  Vgl.  Siebenhaar,  Gommentar  zu 
dem  Bürgerl.  Gesetzb.  f.  d.  Kgr.  Sachsen:  zu  §  362;  Wengler  u.  Brachmann, 
das  Bürgerl.  Gesetzbuch  f.  d.  Kgr.  Sachsen  S«  162;  —  Siebenhaar,  Lehrb. 
d.  Sachs.  Privatr.  S.  359. 
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Baumeigenthümer  auf  Beseitigung  des  Überhangs  gerichteten  Klage 
electiY  neben  dem  Selbsthülferechte  des  Nachbars.***)  Unrichtig 
ist  esy  beim  Vergleiche  mit  den  Grundsätzen  des  deutschen  Bechts 
im  Allgemeinen  in  diesem  von  dem  Bürgerl.  Gesetzbuche  hervor- 
gehobenen Eingerechte  des  Nachbars  „eine  völlige  Verkennung  des 
nationalen  Gedankens^  zu  finden.**^)  Denn  wenn  schon  die  älteren 
deutschen  Kechtsquellen  mit  überwiegender  Mehrheit  nur  betonen, 
dass  der  Nachbar  vollkommen  frei  die  überhängenden  Aste  be- 
seitigen dürfe,  so  ist  es  doch  m.  E.  sehr  zweifelhaft,  ob  wir  daraus, 
dass  4iese  Quellen  ein  Elagerecht  des  Nachbars  neben  dem  Selbst- 
hülferechte desselben  nicht  ausdrücklich  hervorbeben,  ein  besonderes 
Cbarakteristicum  des  deutschen  Eechts  und  die  principielle  Ver- 
werfung einer  solchen  gegen  den  Baumeigenthümer  gerichteten 
Klage  zu  entnehmen  haben.  Jedenfalls  erschien  eine  Klage 
gegen  den  Baumeigenthümer,  —  dies  beweisen  die  oben  bei  An- 
merkung 147  ff.  aufgeführten  Quellen  — ,  nicht  den  sonstigen  Grund- 
sätzen des  deutschen  Rechts  über  den  Überhang  widersprechend, 
und  ist  es  deshalb  richtiger,  die  dominirende  Hervorhebung  der 
Selbsthülfe  in  der  Mehrzahl  der  älteren  Rechtsaufzeichnungen  daraus 
zu  erklären,  dass  man  in  der  seitens  des  Nachbars  anzuwendenden 
Eigenmacht  ein  Privileg  erblickte,  welches  man  der  Klage  vorzog, 
welches  aber  zugleich  (dies  ist  der  mehr  äusserliche  Grund  jener 
Erscheinung)  als  Eingriff  in  fremde  Rechtsgüter  einer  besonderen 


'^)  S  362  B.  G.  B.  Satz  1 :  Jeder  ist  berechtigt,  die  Wurzeln  eines  fremden 
Baomes  oder  einer  fremden  Hecke,  soweit  sie  unter  seinem  Gh*und  und  Boden 
fortlaufen,  ingleichen  Zweige  eines  fremden  Baumes  oder  einer  fremden  Hecke, 
soweit  sie  auf  seinen  Qrund  und  Boden  überhängen,  abzuschneiden,  oder, 
wenn  er  dieZweige  nicht  selbst  abschneiden  kann  oder  will,  den 
Eigenthümer  des  Baumes  oder  der  Hecke  zum  Abschneiden  der- 
selben anzuhalten.  —  Die  anzustellende  Klage  ist  die  I^egatorienklage;  vgl. 
Wengleru.  Brachmann,  das  bürgerl.  Gesetzbuch  für  das  Königr.  Sachsen: 
zu  §  362;  >-  Erkenntn.  d.  Kgl.  AppelL-Ger.  zu  Bautzen  v.  20.  März  1875,  mitr 
geth.  in  Wengler's  Archiv  a.  F.  II  S.  636  fg. 

*^)  So  Kayser  bei  Gruchot,  Beiträge  XXI  S.  76;  --  Kayser  erblickt 
eine  solche  „völlige  Yerkennung  des  nationalen  Gedankens^  auch  in  der  Be- 
stimmung des  Code  civil  über  den  Überhang  (Art.  672),  wiewohl  es  bei  der 
Beortheilung  des  Code  civil  der  Herbeiziehung  anderer  Grundsätze  als  der  des 
älttren  deutschen  Rechts  bedarf.  —  Vgl.  zu  dem  im  Texte  Gesagten  oben  bei 
Anm.  146  fg.  Daselbst  ist  bereits  darauf  hingewiesen,  dass  die  älteren  Quellen 
wie  der  Sachsenspiegel,  das  Sächsische  Weichbild  u.a.,  lediglich  das 
Verbot  des  Überhängens  von  Zweigen  auf  das  Nachbargrundstück  enthalten, 
ohne  die  zur  Beseitigung  des  Überhangs  anzuwendenden  Mittel  irgendwie  zu 
gränzen. 
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gesetzlichen  Sanction  zu  bedürfen,  schien.  Dass  speciell  das  frühere 
sächsische  Recht  vor  der  Emanation  des  Bürgerlichen  G-esetzbuches 
—  und  in  Anschluss  an  die  sächsische  Doctrin  die  Mehrzahl  der 
deutschen  Theoretiker  des  17ten  und  18ten  Jahrhunderts,  —  dem 
Nachbar  das  Recht,  klagweise  die  Beseitigung  des  Überhangs  zu 
fordern,  verweigerte  ^*^\  erklärt  sich  aus  der  eben  erwähnten  Theorie 
des  ins  aeris,  derzufolge  verständlicher  Weise  der  Baumeigen- 
thümer  nicht  zum  Abschneiden  der  auf  das  fremde  Grundstück 
überhängenden  Aste  angehalten  werden  konnte,  weil  er  überhaupt 
nicht  als  Eigenthümer  derselben  angesehen  wurde. 

Andererseits  hat  in  dem  Bürgerlichen  Gesetzbuche  der  sowohl 
von  dem  bisherigen  sächsischen  Rechte  als  von  der  Majorität  der 
deutschen  Rechtsquellen  überhaupt  betonte  Grundsatz,  dass  es  vor 
der  Ausübung  des  Selbsthülferechts  einer  an  den  Baumeigenthümer 
ergehenden  Aufforderung  nicht  bedarf***),  unveränderte  Aufnahme 
gefunden.«*') 

Das  Preussische  Landrecht  stimmt  darin  mit  dem  Bürger- 
lichen Oesetzbuche  f.  d.  K.  S.  überein,  dass  es  gleich  diesem,  — 
und  zwar  .bereits  zu  einer  Zeit,  in  welcher  die  ältere  sächsische 
Doctrin  noch  unter  dem  Banne  des  ins  aeris  stand,  —  ein  Eigen- 
thumsrecht  des  Nachbars  an  den  überhängenden  Zweigen  verwirft, 
und  demnach  auch  die  auf  dem  Wege  der  Selbsthülfe  durch  den 
Nachbar  abgehauenen  Zweige  nicht  an  diesen  fallen  lässt,  sondern 
ihre  Auslieferung  an  den  Baumeigenthümer  anordnet.***) 


'•*)  Gurtius,  Handbuch  Th.!!  §535,  Note  o;  — Schmidt  a.  a.  0.  LS. 257; 
Von  praktischen  Entioheidongen  vgl.  die  Urtheile,  in  dem  Wochenbl.  f.  merk- 
wfird.  Bechttf.  Jahrg.  1843  S.  11  ff.,  1860  S.  171;  Zeitschr.  für  Rechtspflege 
n.  Yerwalt.  n.  F.  B.  XIX  S.  d5  n.  47;  Annalen  des  Oberappellationsger.  su 
Dresden  B.  II  S.  IGO,  YI  S.  389.  —  Wengler  n.  Brachmann  a.  a.  O.  — 
Anders  das  Oberappellationsger.  zu  Jena,  Blätter  für  Thüringen  B.  VII  S.  294; 
vgl«  anch  Hesse,  die  Bechtsverh.  zw.  Grundstücksnachb.  B.  11  S.  201  (2.  Aofl. 
Seite  580). 

**")  über  das  frühere  sächsische  Recht  vgl.  Beyer  1.  o.  pg.  556;  Xrans 
1.  c.  pg.  18;  Haubold  a.  a.  0.  S.  379;  Schmidt,  Vorles.  I  S.  257.  — 
fimminghans  a.  a.  0.  S.  443  u.  444. 

**^)  Eine  ungünstige  Kritik  erfahren  die  Bestimmungen  des  Bürgerlichen 
Gesetzbuches  f.  d.  K.  S.  bei  Schuster  in  der  allgem.  oesterr.  Gerichtszeitang 
B.  XXXIV  (1883)  S.  57;  Schuster  bezeichnet  dieselben  im  Vergleich  mit  den 
übrigen  Particularrechten  als  „am  wenigsten  aus  einem  Ghisse''. 

"••)  Dernburg,  Lehrb.  des  preuss.  Privatr.  u.  der  Frivatrechtsnormen 
des  Reichs  (4.  Aufl.)  B.  I  §  220  (S.  547);  —  Kayser,  das  preussische  Über- 
hangs- und  überfallsrecht  im  Anschluss  an  deutschrechtl.  Bestimmungen,  in 
Gruchot's  Beitr.  zur  Erläuter.  des  deutsch.  Rechts  B.  XXI  (3.  Folge,  1.  Jahr- 
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In  welchem  Sinne  hierbei  der  von  dem  Pr.  L.  B.  I,  9  §  288 
gebraaohte  Ausdruck:  der  Nachbar  ist  verpflichtet,  das  Holz  der 
abgeschnittenen  Aste  dem  Eigenthümer  des  Baumes  „auszuliefern^, 
zu  verstehen  ist,  geht  nicht  unmittelbar  aus  dem  Wortlaute  des  §  288, 
welcher  nur  das  Grundprinzip  betonen  will,  dass  der  Nachbar  das 
Holz  nicht  behalten  darf,  hervor.  „Ausliefern^,  kann  ein  Mal  eine 
Aktivität  des  Nachbars,  ein  Aushändigen  an  den  Baumeigenthümer, 
andererseits  aber  auch  nur  ein  Geschehenlassen  des  Ersteren,  ein 
Einwilligen  in .  die  seitens  des  Baumeigenthämers  auszuführende 
Wegnahme  enthalten. 

Mit  Recht  verweist  Kays  er  a.  a.  O.  S.  80  zur  Beantwortung 
dieser  Frage  auf  Pr.  L.-R  I,  9  §  296**^),  nach  welchem  der  Eigen- 
thümer des  durch  den  Sturmwind  umgestürzten  und  auf  das  Nachbar- 
grundstück  geworfenen  Baumes  schuldig  ist,  „einen  solchen  Baum 
auf  Verlangen  des  Nachbars  ohne  Zeitverlust  von  dem  Grunde  des- 
selben wegzuschaffen^,  und  folgert  hieraus,  dass  der  Baumeigen- 
thümer  in  derselben  Weise  zur  Abholung  der  abgeschnittenen  Zweige 
verpflichtet  ist.  Allerdings  bestreitet  Gruchot  bei  der  Besprechung 
des  Pr.  L.-B.  I,  9  §  295,  dass  auch  in  §  295  eine  Verpflichtung 
des  Baumeigenthümers  „einen  solchen  Baum  auf  Verlangen  des 
Nachbars  ohne  Zeitverlust  von  dem  Grunde  desselben  wegzuschaffen'^, 
vorliege*^®),  sodass  damit  ein  Erklärungsversuch    des    §  287    aus 


gang)  8.  80  ff.;  —  Pr.  L.  &.  I,  9  §  287:  Niemand  ist  die  unter  seinem  Grunde 
und  Boden  fortlaufenden  Wunsein  oder  die  über  seine  GMnze  herüberhangenden 
Zweige  eines  fremden  Baumes  zu  dulden  verpflichtet.  §  288:  Will  er  aber 
selbige  wegbauen,  so  muss  er  das  Holz  dem  Eigenthümer  des  Baumes 
ausliefern;  Tgl.  auch  |  891:  Dagegen  ist  der  Eigenthümer  des  Baumes  die 
auf  den  Grund  des  Naohbars  hinüberhangenden  Zweige  auf  seinem  eigenen 
Chrnnde  und  Boden  wegzuhauen  wohl  befugt. 

•»)  Vgl.  hierzu  Pr.  L.  R.  I,  9  §  293:  Der  Baum  selbst  aber,  welcher 
durch  Sturmwind  ganz  oder  zum  Theil  auf  den  Grund  des  Andern  geworfen 
worden,  rerbleibt  dem  vorigen  Eigenthümer;  —  Die  parallelen  Bestimmungen 
im  früheren  Ghurfnrstenthum  Hessen  enthält  Kopp,  Handbuch  zur  Kenntniss 
der  Hessen -Gasselischen  Landesverfassung  und  Rechte  (Cassel,  1796)  Th.  I 
S.  466;  demgemäss  ist  mit  Hessen-Darmstadt  das  Übereinkommen  getroffen, 
dass,  wenn  Kume  an  der  Grunze  gefüllt  werden,  „die  PaWhnie  gelten  soll:  Die 
Wurzel  zieht  den  Stamm  (Reg.  Schreib,  v.  8.  Juli  1790)'',  wahrend  im  Ghur- 
fnrstenthum selbst  die  übergefallenen  Bäume  „falls  nicht  ein  anderes  durch 
Verträge  bestimmt  ist,   auf  der  Grenze  durchschnitten  und  vertheilt  werden**. 

*^)  Gruchot,  Beiträge  zur  Erläuterung  des  Preuss.  Rechts  B.YU  (1863) 
S.  129  ff.:  „Nicht  von  einer  Pflicht,  sondern  von  einem  Rechte  des  Baum- 
eigenthümers ist  hier  auszugehen*'.  Kay  se  r  bemerkt  hierzu  richtig  (S.  88),  dass 
hier  Recht  und  Pflicht  nicht  Gegensätze,  sondern  Korrelate  seien;  der  Baum- 
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§  295  heraus  an  sich  hinfällig  würde ,  die  Polemik  aber,  welche 
Gruchot  an  dieser  Stelle  gegen  die  Auffassung,  als  handele  es 
sich  in  §  295  um  eine  Pflicht  des  Baumeigenthümers,  führt  ist 
m.  E.  keine  glückliche  zu  nennen,  und  ist  auch  hier  den  Gegen- 
ausführungen Eaysers  a.  a.  O.  S.  82  gegen  Gruchot  beizustimmen: 
dass  es  schon  ein  bedenkliches  Argument  ist,  wenn  Gruchot  seine 
Interpretation  des  §  295  mit  der  Constatirung,  „die  Fassung  des 
§  295  sei  verfehlt'«,  beginnt. 

Zugleich  lässt  sich  für  die  Erklärung  des  §  288  ein  weiterer 
Punkt  betreffs  der  Frage  des  Eigen thumsrechtes  an  dem  Höbe  der 
überhängenden  und  von  dem  Nachbar  abgeschnittenen  Aste  aus  §  295 
entnehmen,  und  die  Bestimmung  des  §  295  (demzufolge  der  Baum- 
eigenthümer,  im  Falle  er  sich  eine  Säumigkeit  zu  Schuldon  *  kommen 
lässt  und  den  übergefallenen  Baum  nicht  „ohne  Zeitverlust^  von 
dem  Grunde  des  Nachbars  entfernt,  seines  Eigenthumsrechtes  an 
Letzterem  verlustig  geht)  auch  auf  §  288  ausdehnen. '^^) 

Weiterhin  wird  fast  übereinstimmend  von  der  Theorie  wie  von 
der  Praxis  angenommen,  dass  der  Nachbar  Ersatz  der  ihm  bei  der 
selbständig  vollzogenen  Beseitigung  des  Überhangs  entstandenen 
Kosten  verlangen,  und  die  abgeschnittenen  Zweige  bis  zur  Befriedi- 
gung seiner  Ansprüche  retiniren  darf.*^*)    Diese  Entscheidung  ist 


eigenthümer  m  u  8  s  sein  £igenthum8recht  an  dem  übergestürzten  Baame  geltend 
machen,  und  dadurch  den  Nachbar  zugleich  von  den  Nachtheilen,  welche  der 
auf  dem  Nachbargrundstücke  liegende  ßaum  nothwendiger  Weise  mit  sieh 
bringt,  befreien.  —  Vgl  auch  Pfyffer,  Erläuterung  des  bürgerl.  Ghesetsbuohes 
des  Kantons  Luzem,  Th.  II  S.  87  f :  „Auch  ist  er  den  Baum  selbst,  wenn  er 
durch  äussere  Gewalt  auf  des  Nachbars  Grund  föllt,  als  Eigenthümer  mit  Ver- 
gütung des  etwaigen  Schadens  fortzunehmen  nicht  nur  berechtigt,  sondern 
auf  Verlangen  des  Nachbars  auch  verpflichtet".  —  Ausdrücklich  wird 
diese  Pflicht  des  fiaumeigenthümers  zur  Wegnahme  der  auf  das  Naohbai^grund- 
stück  gefallenen  Äste  bezieh,  des  umgebrochenen  ßaumes  selbst  in  den  Lois 
civiles  du  Ganton  deFribourg  art.  473  henrorgehoben:  Les  arbres  ou  branches 
d^arbres,  qui,  etant  coupes,  arrach^s  ou  brises  par  le  vint,  tombent  sur  le  fonds 
du  Yoisin  doivent  incessament  etre  enleves  par  le  proprietaire» 
qui  est  tenu  aussi  de  reparer  ou  de  payer  les  dommages  caus6s,  s'il  y  a  eu  de 
sa  faute. 

*^>)  Yg\.  Kayser  a.  a.  0.  S.  81.  —  Es  ist,  wie  wir  bereits  oben  bei  Anm.  ßi 
gesehen  haben,  keine  Dereliction  des  Baumeigenthümers  an  dem  übergefallenen 
Baume  bezieh,  den  abgeschnittenen  Zweigen  anzunehmen  (so  Gruchot,  Beijtr. 
Vn  S.  IHO  f.);  sonst  müsste  auch  der  Eigenthümer  des  Nachbargrundstücks 
beweisen,  dass  eine  Dereliction  stattgefunden,  bezieh,  eine  solche  überhaupt  hat 
eintreten  können  (Veräusserungsunfähigkeit) ;  vgl.  Kayser,  a.  a.  0.  S,  88,  und 
Schuster,  allgemeine  oesterr.  Gerichtszeitung  B.  ZXXIV  S.  57. 

'^')  Vgl.  Koch,   Allgemeines    Landrecht  für   die   preussischen   Staaten 
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aber  m.  £.  nur  dann  gerechtfertigt,  wenn  man  aus  §  287  ein  posi- 
tives Becht  für  den  durch  den  Überhang  belästigten  Nachbar  her- 
leitet und  dem  gegenüber  eine  Pflicht  für  den  Baumeigeothümer, 
deoi  Nachbar  derartige  durch  die  überhängenden  Zweige  entstehende 
Nachtheile  fernzuhalten,  anerkannt  '^*)  Denn  wenn  man  Letzterem 
ein  Becht  auf  Erstattung  der  ihm  bei  dem  Abschneiden  des  Über- 
hangs erwachsenen  Kosten  zuspricht,  so  drückt  man  damit  aus, 
dass  er  eine  Handlung  ausfährt,  welche  ihm  nicht  nur  behufs 
Wahrung  seines  Interesses  vom  Gresetze  nachgelassen  ist,  welche  sich 
vielmehr  an  sich  als  eine  Pflicht  des  Baumeigenthümers,  als  dessen 
negotiorum  gestor  er  erscheint,  darstellt.  Warum  dann  diese  Pflicht 
des  Baumeigenthümers  nicht  mittelst  einer  Klage  erzwingbar  sein 
sollte,  ist  nicht  einzusehen.  Jedenfalls  widerspricht  eine  Klagan- 
stellung auf  Beseitigung  der  überhängenden  Zweige  weder  dem 
Wortlaute  des  Preussischen  Landrechts  selbst,  —  denn  dieses  äussert 
sich  ebenso  wenig  wie  der  Sachsenspiegel  mit  bestimmten  Worten 
über  die  Mittel,  welche  dem  Nachbar  gewährt  bezieh,  versagt  werden 
sollen,  —  noch  steht  auch  einer  solchen  Annahme  ein  „nationaler 
Bechtsgedanke'^  entgegen. 

Es  gehört  diese  an  letzter  Stelle  berührte  Frage  zu  den  leb- 
haft verhandelten  Controversen  des  Preussischen  Landrechts;  während 
sich  aber  die  Praxis,  besonders  in  Hinblick  auf  die  Entscheidung 
des  Kgl.  Pr.  Obertribunals  vom  6.  Februar  1855,  überwiegend  für 
die  Verneinung  eines  Klagrechts  des  Nachbars  ausspricht  '^^),  haben 
sich  in  der  Theorie  gewichtige  Stimmen  erhoben,  welche  ein  solches 
Klagrecht  des  Nachbars  für  vollkommen  zulässig  erklären.^^^)  Jeden- 


B.  I  bei  der  Erklärung  vom  Pr.  L.-E.  I,  9  §  288  in  Note  29;  ^  v.  Eönne, 
Erganzangen  und  Erläuterangen  der  preussischen  Reohtsbücber  B.  I  zu  I  9 
§  288;  —  Dernburg  a.  a.  0.  I  §  220  Anm.  13;  —  Kayser  a.  a.  0.  S.  80 
bei  Anm.  71  und  die  weiteren  Ausführungen  daselbst. 

'*>)  A.  M.  Kayser  a.  a.  0.  S.  79  bei  Anm.  67;  —  Andrerseits  vgl. 
Bonne  a.  a.  0.;  Gruchot  B.  VII  a.  a.  0.  und  Dernburg  a.  a.  0.;  — Ebenso 
unrii^tig  würde  es  sonst  sein,  aus  der  Sachsenspiegelstelle  B.  II  Art.  62,  welche 
in  ihrer  Fassung  auch  nur  „gewissermassen  eine  Bechtsregel''  ausspricht,  ein 
positives  Becht  des  Nachbars  herzuleiten  (vgL  Kayser  a.  a.  0.). 

"«)  Entscheid,  des  Obertribunals  N.  2615  (B.  XXX  S.  431  bes.  433  ff.); 
Entsoh.  des  AppelL-Ger.  zu  Glogau  vom  1.  Sept.  1857  bei  Gruchot,  Beitr. 
B.  II  (Jahrg.  1868)  S.  77  ff.;  AUgem.  Landrecht  von  Behbein  u«  Beincke 
(HL  Aufl.  1886)  B.  I  S.  401  Anm.  64;  —  Kayser  a.  a.  0.  S.  82;  auch  Koch 
a.  a.  O.  I  zu  I,  9  §  288,  Note  29  scheint  sich  der  Ansicht  der  von  ihm  oitirten 
Entscheidung  zuzuneigen. 

*is)  Förster,  Theorie  und  Praxis  des  heutigen  gemeinen  preuss.  Frivat- 

aOmudi,  Dm  Beoht  des  Oborluuigs  und  Übcrfftll«.  8 
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falls  ist,  wie  dies  Kayser  a.  a.  0.  S.  80  annimmt,  kein  Gegengrund 
inicksichtlich  eines  solchen  Klagerechts  in  den  Anfangsworten  des 
Pr.  L.-R.  I,  9  §  288  „will  er  aber  selbige  weghauen"  zu  finden, 
vielmehr  hebt  §  288  den  Fall,  in  welchem  sich  der  Nachbar  ent- 
schliesst,  die  Beseitigung  der  überhängenden  Zweige  persönlich  vor- 
zunehmen, nur  deshalb  ausdrücklich  hervor,  weil  es  nur  hier  in 
Hinblick  auf  den  Widerstreit  des  deutschen  und  des  romischen 
Rechts  zu  Zweifeln  kommen  konnte,  wie  es  mit  dem  Eigenthum 
an  dem  Holze  der  abgeschnittenen  Aste  zu  halten  sei.*'*) 

In  gleicher  Weise  wie  das  Pr.  L.II.  I,  9  §  287  f.  bestimmt 
das  oesterreichische  allgemeine  bürgerliche  Gesetzbuch 
im  §  422: 

„Jeder  Grundeigenthümer  kann  die  Wurzeln  eines  fremden 
Baumes  aus  seinem  Boden  reissen  und  die  über  seinem  Luft- 
räume hängenden  Aeste  abschneiden  oder  sonst  benutzen, 
während  der  Code  Napoleon  unter  Ausschluss  des  Selbsthülfe- 
rechts des  Nachbars*^'')  nur  die  Möglichkeit  einer  Klagerhebung 
gegen  den  Eigenthümef  des  überhängenden  Baumes  kennt.  Hier 
entscheidet  Art.  672,  2: 

Celui  sur  la  propri6t^  du  quel  avancent  les  branches  des 
arbres  du  voisin,   peut  contraindre   celui -ci  k  couper   ces 
branches.*'®) 
Beide  Gesetzbücher  enthalten,  besonders  im  Vergleich  zum  preussischen 
Landrecht,  nur  geringes  Material  über  die  mancherlei  bei  der  Be- 
trachtung des  überhangsrechtes  auftauchenden  Fragen;    und  zwar 


rechts  B.  DI  §  173  Note  47  und  Gierse  in  der  Amsb.  Jurist.  Monatsschrift  I, 
54.  848;  Dernbarg  a.  a.  0.  I  §  220  Anm.  15;  —  Vgl.  auch  Rönne  a.  a.  O. 
I  S.  546  u.  546  und  das  daselbst  citirte  Erkenntniss  des  Appellat-Oer.  zu  Münster. 

*7o)  Dernburg  a.  a.  0.:  Allein  aus  dem  Umstände,  dass  das  Landrecht 
Ii  9  §  288  nur  das  Recht  des  Nachbars  hervorhebt,  die  überragenden  Wurzeln 
und  Zweige  seinerseits  abzuhauen,  kann  sicherlich  nicht  gefolgert  werden,  dass 
dem  in  der  Freiheit  seines  Eigenthums  Verletzten  nicht  auch  die  auf  allge- 
meinen Grundsätzen  ruhende  Negotorienklage  zustehe;  —  Kays  er  meint  a.  a. 
O.  8.  80,  dass  wenn  in  dem  §  287  ein  Elagrecht  auf  Wegschaffung  des  Über- 
hangs enthalten  wäre,  „so  wären  die  Anfangsworte  des  §  288  nicht  bloss  über- 
flüssig, sondern  auch  unverstöndlich*'  (?). 

*")  Vgl.  Zachariae  von  Lingenthal,  Handbuch  des  franzosischen 
Givilrechts  (VI.  Aufl.)  B.  IE  §  242  Note  2,  und  Sirey,  recueil  g^n^ral  des  lois 
et  arrSts  en  matiere  civile  etc.  T.  XI,  1.  245. 

*?")  Über  das  Geltungsgebiet  des  Code  Napoleon  in  Deutschland  (linkes 
Rheinufer,  Baden  und  Grossherzogth.  Beirg)  vgl.  Stobbe,  I  §  15  III;  Be- 
haghel,  das  badische  bürgerl.  Recht  und  der  Code  Napoleon  B.  I.  S.  8; 
Zachariae  v.  L.  I  §  13. 
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macht  sich  dieser  Mangel  Yor  Allem  für  die  Interpretation  des 
oesterreichischen  bürgerl.  Gesetzbuchs  geltend,  während  im  Code 
civiP''*),  insofern  derselbe  dem  Nachbar  nur  das  Recht  einrilumt. 


"•)  Die  Beatimmungen  des  Code  Napoleon  art.  672  kehren  in  unveränderter 
Fassung  in  der  in  Belgien  publicirten  Form  des  C.  N.  art.  672,  sowie  in 
wortgetreuer  Transversion  in  art.  582  des  Godice  civile  del  Regno  d^Italia: 
„Quegli  sul  cui  fondo  si  protendono  i  rami  degli  alberi  del  vicino,  puö  oon- 
stringerlo  a  tagliarli,  e  puu  egli  stessi  tagliarle  le  radici  che  si  addentrino  nel 
suo  fondo,  salvi  pero  in  ambidue  i  casi,  i  regolamenti  e  gli  usi  locali  quanto 
agli  ulivi",  wieder.  Der  letztere  ausdrückliche  Hinweis  auf  die  Ausnahme- 
stellung der  Olivenbäume  findet  sich  bereits  in  dem  Codice  civile  per  gli 
stati  di  S.  M.il  Re  di  Sardegna  art.  606  (Ausg.  v.  1837),  während  der 
Codice  per  lo  Regno  delle  due  Sicilie  lib.  11  tit.  IV  cap.  11 
sez.  1,  593,  l  nur  die  Worte  des  art.  672  des  C.  N.  wiedergiebt;  vgl.  auch 
art.  572  des  Civilgesetzbuchs  fiir  Mo  de  na  und  art.  523  desjenigen  fclr  Parma 
und  Piacenza.  Eine  wortliche  Übertragung  des  art.  672  des  C.  N.  bildet 
auch  art.  606  des  Codicele  civilu  für  Rumänien:  Acela  pe  a 
(Ärui  proprietate  se  intindü  cracile  arborilor  vecinulut,  pöte  sa  Itf  indatoreze 
a  le  taia.  — -  Vergl.  ferner  das  Nederlandsch  burgerlijk  wetboek  B.  11 
tit  4  art.  714:  „Hij  op  wiens  erf  de  takken  der  boomen  van  zijnen  nabuur 
overhangen,  kan  den  laatstgenoemden  noodzaken,  die  takken  af  te  snijden. 
Indien  de  worteis  der  boomen  op  zijn  erf  doorschieten,  heeft  hy  het  regt  om 
die  aldaar  zelf  weg  te  hakken;  ook  de  takken  mag  hij  zelfs  afsnijden  indien 
de  nabuur  op  zijne  este  aamaning  geweigerd  heeft  zulks  te  doen,  en  mits  hy 
niet  op  den  eigendom  van  den  nabuur  trede'*  (hierzu  Diephuis,  Handboek 
voor  het  nederlandsch  burgerlijk  regt,  II  Th.  S.  245 ;  auffallender  Weise  über- 
geht Opzoomer^s  ausführliehes  Buch  „Het  Burgerlijke  wetboek  verklaard** 
(9  B.)  den  art.  714).  Während  sich  der  erste  Theil  des  art.  714  ziemlich  eng 
an  den  Code  Napoleon  anschliesst,  bilden  die  Schlussworte  von  ^ook  de  takken 
u.  8.  w."  an  einen  dem  französischen  Rechte  unbekannten  Zusatz;  übersetzt 
lauten  diese  Worte:  auch  die  Äste  kann  er  selbst  abschneiden,  wenn  der 
Nachbar  sich  auf  seine  erste  Aufforderung  weigert,  solches  zu  thuen,  nur  darf 
er  nicht  das  Grundstück  des  Nachbars  hierbei  betreten''.  —  Dieses  letzte  Er- 
fordemiss  einer  an  den  Baumeigenthümer  (im  holländ.  Gesetzb.  vom  Stand- 
punkte des  durch  den  Überhang  Beeinträchtigten  aus  als  „Nachbar''  bezeichnet) 
gerichteten  Aufforderung  kehrt  in  dem  Codigo  civil  Portuguez  art.  2317 
wieder,  nur  schlägt  das  portugies.  Gesetzb.  in  anderer  Beziehung  insofern  eine 
noch  selbständigere  Richtung  ein,  als  es  die  Hervorhebung  einer  wahlweise 
gegen  den  Baumeigenthümer  geltend  zu  machenden  Klage  unterlässt  und  über- 
dies die  Beschneidung  der  Wurzeln  von  der  gleichen  Voraussetzung  einer  vor- 
her an  den  Baumeigenthümer  fruchtlos  ergangenen  Aufforderung  abhängig 
macht.  Der  Text  des  art.  2317  lautet  als  Fortsetzung  des  in  Anm.  187  citirteu 
Vordersatzes :  ,^as  o  douo  do  predio  vizinho  poderä  arrancar  e  cortar  as  raizes 
que  si  introduzirem  no  seu  terreno,  e  os  ramos  que  eile  propenderem  com  tanto 
que  n2o  ultrapasse,  arrancando  e  cortando  essas  raizes  ou  ramos  a  linha  per- 
pendicular  divisoria,  e  se  o  dono  da  arvore  sendo  rogado  a  nao  tiver  feito  dentro 
de  tres  dias"  („aber  der  Herr  des  benachbarten  Gutes  kann  diejenigen  Wurzeln, 
welche  auf  sein   Grundstück    hinübergreifen    und    diejenigen  Zweige,   welche 

8* 
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ktagweise  gegen  den  Eigenthümer  des  überwachsenden  Baumes  vor- 
zugehen*^®), derartige  Zweifel  über  das  Eigeuthunisrecht  an  dem 
Holze  der  abgeschnittenen  Zweige****),   über   die  Pflicht  einer  vor- 


auf dasselbe  hinüberhängen  soweit  ausreissen  bezieh,  abschneiden,  als  er  beim 
Ansreissen  und  Abschneiden  dieser  Wnrzeln  nnd  Zweige  nicht  die  perpen- 
diculäre  Theilungslinie  überschreitet  und  unter  der  weiteren  Voraussetzung,  dass 
der  Herr  des  Baumes  auf  eine  Aufforderung  hin  dies  nicht  innerhalb  drei  Tagen 
selbst  gethan  hat").  —  Was  das  spanische  Recht  anlangt,  so  bemerkt  Lehr, 
elements  de  droit  civil  espagnol  (Paris,  1880)  S.  225,  dass  ihm  überhaupt  keine 
hier  einschlagende  Bestimmung  bekannt  sei;  er  scheint  hierbei  die  Siete  Par- 
ti das  yn  tit.  IG  ley  28,  welche  vom  Stumpfen  der  überhängenden  Aste  unter 
Zuziehung  der  Obrigkeit  reden  (vgl.  Grimm,  Zeitsohr.  f.  gesch.  Rechtswissen- 
schaft III  S.  352  Anm.  7),  übersehen  zu  haben.  Die  in  Anm.  134  citirte  Stelle 
des  Fuero  viejo  de  Gastiela  lib.  Y.  tit.  3  §  12  hat  wohl,  gleichwie  das 
ganze  gen.  Gesetz  selbst,  seine  Gültigkeit  in  der  Gegenwart  verloren  (Lehr, 
a.  a.  0.  S.  6);  bei  Herr  er  o,  el  codigo  civil  espanol  (1872)  vermag  ich  keine 
auf  den  Überhang  bezügliche  Anordnung  zu  finden.  —  Rücksichtlich  Englands 
verweise  ich  auf  das  vonMews,  Chapmann,  Sparham  &  Todd,A  Digest 
of  the  reported  decisions  B.  VII  S.  B9  mitgetheilte  Erkenntniss:  „if  a  man 
kno¥ringly  plants  in  his  own  land  and  suffers  to  grower  over  the  land  of  his 
neighbour  a  noxious  tree,  by  which  his  neighbours  cattle  are  iigured,  an  action 
will  lie  against  him  at  the  suit  of  such  neighbour". 

'<^)  Vgl.  über  die  Erklärung  des  art.  672,  2:  Karcade,  Explication 
theorique  et  pratique  du  0.  N.,  zu  art.  672:  Boileux,  Gommentaire  sur  le  C.  N. 
(VI.  Aufl.,  n  S.  870);  Laurent,  Principes  de  droit  civil  B.  VIII,  15  ff.; 
Sirey,  les  oodes  annot^s,  zu  art.  672;  Pardessus,  traite  des  servitudes  T.  I 
no.  197  (S.  442  ff.).  Von  den  uns  hier  vor  Allem  interessirenden  deutschen 
Schriftstellern  über  den  Code  Napoleon  und  seine  Gültigkeit  in  Deutschland 
ist  zu  nennen:  Zachariae  von  Lingenthal  a.  a.  0.  B.  II  §  241  u.  242.  — 
Behaghel,  a.  a.  O.  §  108,  III  unter  2;  Bauer,  Lehrb.  des  napol.  Civilr. 
§  198  und  ebenso  Frey,  Lehrb.  des  franz.  Givibr.  §  422  enthalten  nur  die 
Wiedergabe  der  Worte  des  art.  672  ohne  nähere  Ausführungen.  Kurze  Be- 
merkungen bei  Thibaut,  Lehrbuch  des  franz.  Givilrechts  §  179 u.  bei  Pfeiffer, 
Napoleons  Gesetzbuch  B.  I  S.  300  ff.  —  Art.  671  des  Code  civil  regelt  die 
Frage  der  Entfernung  der  an  der  Granze  wachsenden  Bäume  von  dem  Grund- 
stücke des  Nachbars ;  die  Maasse  von  2  Metern  und  Va  Meter,  welche  hier  an- 
geordnet werden,  gelten  aber  nur  „k  defaut  de  reglements  et  usages".  (vgL  z.  B. 
Arretes  de  Lamoignon  tit.  20,  art.  40  et  41  u.  a.).  —  Zachariae  hebt 
a.  a.  0.  §  242  hervor,  dass  der  Nachbar  dem  Baumeigenthümer  zur  Beseitigung 
der  überhängenden  Aste  anhalten  könne,  „ausgenommen,  wenn  ihm  ein 
Rechtstitel  entgegensteht^  Vielfach  bestritten  ist  hierbei,  ob  in  diesem 
Falle  die  Einrede  der  Verjährung  zu  berücksichtigen  sei.  Für  die  Verneinung 
dieser  Frage  spricht  sich  mit  Entschiedenheit  Thilo,  die  Gontroversen  des 
französischen  Givilrechts  (Stuttgart  1841)  S.  166  aus.  [Denselben  Standpunkt 
vertritt  Zachariae  v.  L.  a.  a.  0.  B.  II  §  242  Anm.  3;  ebenso  Duranton, 
cours  de  droit  civil,  V  Nr.  395  u.  398;  Marc  ad  6  Art  672  n.4  und  bei  Sirey, 
recueil  general  etc.  XXV,  II  25,  XXXV,  I  799  u.  s.  w.]. 

*«>)  Nach  art.  672,  3  [Si  ce  sont  les  racines  qui  avancent  sur  soii  h^ritage 
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herigen  Aufforderung  an  den  Baumeigenthümer  u.  dgl.  von  Anfang 
an  ausgeschlossen  sind. 

Das  oesterreichische  allgemeine  bürgerl.  Gesetzbuch  entscheidet 
im  §421  nur  die  Frage,  wie  das  Eigenthnmsrecht  an  dem  an  der 
Gränze  zweier  Grundstücke  stehenden  ßäume  zu  bestimmen  sei,  und 
folgt  hierbei  dem  auch  von  den  übrigen  deutschen  Gesetzbüchern 
vertretenen  Grundsatze,  dass  sich  das  Eigenthum: 


ü  ft  droit  de  les  y  ooaper  lui  meme]  ist  bei  den  in  des  Naohbargrundstück 
reichenden  Wnneln  die  Aasübang  eine«  Selbsthülferechts  des  Nachbars  ge- 
stattet; hieraas  schliesst  man  zugleich,  dass  die  abgehauenen  Wurzeln  dem 
Nachbar  zufallen  (ßehaghel  a.  a.  O.  S.  890).  Übereinstimmend  §  862  des 
Bürgerl.  Gesetzb.  f.  d.  Kgr.  Sachsen:  „Die  abgeschnittenen  Zweige  ge- 
hören dem  Eigenthümer  des  Baumes  oder  der  Hecke,  die  abgeschnittenen 
Wurzeln  demEigenthümer  des  G-rundstückes,  in  welchem  sie  sich 
befinden''.  Vgl.  hierzu  die  Motive  zu  dem  Entwurf  eines  bürgerl.  Gesetzb. 
L  d.  Kgr.  Sachsen  von  1860  S.  694:  „Diese  Unterschiede  beruhen  auf  der  Er- 
wägung, dass  die  in  das  fremde  Grundstück  hinüberragenden  Wurzeln  aus  dem* 
selben  ihre  Nahrung  ziehen  und  gleichsam  Theile  desselben  werden.*'  —  Ebenso 
der  „Entwurf  eines  bürgerl.  Gesetzbuchs  für  das  Königr.  Bayern'^ 
Th.  ni  Hauptst.  III  Art.  198:  Wurzeln  die  von  dem  benachbarten  Grundstück 
in  das  andere  herüberlaufen  darf  der  Eigenthümer  des  Letzteren  abstossen 
und  für  sich  behaltend  —  Anders  das  Pr.  L.  R.  I,  9  §  287  u.  288  (Dem* 
bürg,  a.  a.  O.  B  I  §  220  Anm.  13);  vgl.  auch  Hesse,  a.  a.  O.  B.  U  S.  206  fP. 
—  Von  den  schweizer  Gesetzbüchern  vgl:  das  bürgerL  Gesetzb.  für  Luzern 
§  284  (hierzu  Pfyffer,  Erläuter.  d.  bürgerl.  Gesetzb.  v.  Luzern,  Th.  11  S.  87); 
das  privatrechtL  G^esetzb.  für  den  Kanton  Schaffhausen  §531;  Oivilgesetzb. 
für  den  Kanton  Solothurn  f  788  (wie  der  Code  Napol.  art.  672);  ebenso  das 
privatrechtL  Gesetzb.  f.  d.  Kanton  Zürich  §  589  (hierzu  Bluntschli,  Privatr. 
Gesetzb.  für  d.  Kant.  Zürich  B.  11  S.  102)  und  das  bürgerl.  Gesetzb.  für  d. 
Kanton  Aargau  §  490.  Sämmtliche  soeben  angeführten  schweizer  Gesetz- 
bücher stimmen  darin  überein,  dass  sie  dem  Nachbar  gestatten,  die  Wurzeln 
des  fremden  Baumes  selbst  abzuschneiden.  Die  Lois  civiles  du  Canton  de 
Fribonrg  art.  472,  6,  der  Code  Genevois  art  672,  3,  der  Code  civil  du 
Canton  de  Vau d  art.  459,  2  und  der  Code  civil  du  Canton  du  Yalais  art.  518, 
2  enthalten  die  wörtliche  Wiedergabe  des  art  672,  3  des  Code  Napoleon.  Ver- 
gleichsweise mache  ich  auf  den  Codice  civile  del  Regno  d'Italiaart  582 
und  von  den  älteren  italienischen  Gesetzbüchern  auf  den  Codice  civile  .  .  . 
di  Sardegna  art  606  und  den  Codice  per  lo  Begno  delle  due  Sicilie 
lib.  II  tit  rV  cap.  II  sez.  1,  593  („Si  poi  le  radici  s'inoltrano  nel  suo  fondo 
pud  egli  stnsi  tagliarle")  aufmerksam.  Vgl.  auch  das  Nederlandschburgerl. 
wetboek  B.  IE  tit  4  art.  714:  Indien  de  worteis  der  boomen  op  zijn  erf  door- 
schieten,  heeft  hij  het  regt  om  die  aldaar  zelf  weg  te  hakken",  und  das  ru- 
mänische Gesetzbuch  art.  6ü8:  D^ca  radecinile  se  intind  pe  p'emSntulu  seu 
are  dreptu  a  le  t^ia  singuru.  Die  letzten  5  aufgeführten  Gesetzbücher  schliessen 
sich  gleich  den  kurz  vorher  namhaft  gemachten  schweizer  Legislationen  eng 
an  den  Code  Napoleon  an. 
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„  .  .  •  .  nicht  nach  den  Wurzeln,    die  sich   in  dinem   au- 
sgrenzenden Grunde  verbreiten,  sondern  nach  dem  Stamme 
„bestimmt,  der  aus  dem  Grunde  hervorragt*®*) 
Ob    dieser   Grundsatz   des  §  421    auch   bei   der   Aufsuchung  der 
theoretischen   Unterlagen   des  §  422  zur  Anwendung   zu  kommen 


*■*)  Vgl.  hierzu  §  361  Satz  1  d.  bürg.  Gesetzb.  für  d.  Kgr.  Sachsen: 
„Das  Eigenthum  eines  Baumes  gehört  Demjenigen,  auf  dessen  Grund  und  Boden 
der  Stamm  aus  der  Erde  kommf.  Ebenso  das  Pr.  L.  R.  I,  9  §  28d;  Entwurf 
eines  bayerischen  Gesetzbuchs  Th.  III  Hauptst.  HI  Art.  196:  „Bäume  ge- 
hören denjenigen,  auf  dessen  Ghrnnd  und  Boden  der  Stamm  hervorwächst"; 
Bürgerl.  Gesetzb.  für  Luzern  §  284  (hierzu  Pfyffer,  a.  a.  0.  B.  11  S.  87).  — 
Abweichend  das  Braunschweiger  Besoript  vom  21.  Januar  1793,  dem- 
zufolge der  Baum  dahin  gehört,  wo  er  seine  Wurzeln  hat  (Steinacker,  Parti- 
culares  Privatrecht  des  Herzogthums  Braunschweig  S.  395,  Anm.  1  u.  Stobbe 
a.  a.  0.  §  85  Anm.  22).  Vgl.  hierzu,  oben  Anm.  61  und  155 ,  und  ausser  der 
dort  angeführten  Literatur  Curtius,  a.  a.  0.  §  535  u.  Kayser,  a.  a.  0.  S.  77. 

In  der  englischen  Rechtsprechung  ist  man  bisher  zu  keiner  Überein- 
stimmung in  dieser  Frage  gelangt.  Das  Erkenntniss  in  Sachen  Watermann 
V.  Soper  (1  Lord  Baymond  737;  gefallt  durch  den  „chief  justice  at  Lent 
Assizes  at  Winchester'')  giebt  ebenso  wie  ein  zweites  [Auon.  2  Roll.  141]  die 
Bestimmungen  von  1.  7  §  18  Dig.  de  adquir.  rer.  dom.  XLI,  1  (vgl.  Anm.  61) 
wieder:  „if  A.  plants  a  tree  upon  the  extremest  limits  of  his  land,  and  the  tree 
growing  extend  its  roots  into  the  land  of  B.  next  adjoining  A.  and  B.  are  tenants 
in  common  of  this  tree*'.  J.  Williams,  „the  institutes  of  Justinian  illustr. 
by  English  law*'  will  die  an  zweiter  Stelle  genannte  Entscheidung,  in  der  es 
sich  um  einen  in  einer  Hecke  aufgewachsenen  Baum  handelt,  auch  nur  auf  diesen 
Fall  beschränkt  wissen,  „for  the  general  rule  is,  that  the  ownership  of  the  tree 
foUows  the  ownership  of  ^e  hedge  and  the  tree  will  be  held  to  belong  to  the 
party  on  whose  land  the  trnnk  stand  without  reference  to  the  direction 
of  the  roots  [„es  ist  allgemeine  Regel,  dass  der  Baum  dengenigen  gehört,  auf 
denen  Land  der  Stamm  steht,  ohne  Berücksichtigung  der  Richtung  der  Wurzeln'']. 
Mit  Williams  Ansicht  stimmt  §  270  des  Civil  Code  of  the  State  of  New- 
York  (reported  complete  by  the  commissioners  of  the  code,  1865)  überein; 
ebenso  G.  L.  Drebing,  „Common  law  der  vereinigten  Staaten  von  Amerika** 
S.  482  (1866).  Interessant  ist  überdies  eine  dritte,  der  Entscheidung  Holder 
V.  Coates  zu  Grunde  gelegte  Ansicht,  dass  wenn  ein  Baum  „grows  near  the 
confines  of  the  land  of  two  parties  so  that  the  roots  extend  into  the  seil  of 
each,  the  property  in  the  tree  belongs  to  the  owner  of  the  land,  in 
which  the  tree  was  first  sown  or  planted  "  [der  Baum  gehört  bei  über- 
reichenden Wurzeln  dem  Eigenthümer  des  Landes,  in  welches  der  Baum  zu- 
erst gesät  oder  gepflanzt  wurde;  mitgetheilt  in  Moody  &.  Malkins,  Nisi 
prius  reports  S.  112].  Ich  glaube  wir  gehen  nicht  fehl,  wenn  wir  annehmen, 
dass  der  erkennende  Richter  hier  eine  Anlehnung  an  die  Worte  von  1.  6  §  2 
Dig.  XLVn,  7:  „in  cuius  fundo  origo  eins  fuerit«  (vgl.  o.  Anm.  61)  ge- 
sucht hat  — 

Der  auf  der  Granzlinie  wachsende  Baum  steht  im  Miteigenthum  der  an- 
gränzenden  Grundstücksnachbam:  Pr.  L.  R.  I,  9  §  280  (hierzu  Dernburg,  I 
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hat,  oder  ob  §  422  ein  in  sich  abgeschlossenes  Oan^e  bildet  und 
seine  Erklärung  in  vollkommen  selbständigen  Principien  findet*®*), 
ist  eine  in  der  Doctrin  bisher  nicht  entschiedene  Frage.  Die  neueste 
und  zugleich  umfangreichste  Untersuchung  über  diesen  Abschnitt 
des  oesterreicischen  Gesetzbuchs  findet  sich  in  dem  Aufsatze 
Schuster' s  in  der  „allgemeinen  oesterreichischen  Grerichtszeitung'^ 
ß.  XXXIV  [Jahrgang  1883]  Nr.  13  ff.;  so  speciell  jedoch  auch 
Schuster  auf  die  einzelnen  Punkte  der  von  ihm  behandelten  Con- 
troverse  eingeht ,  so  ist  doch  seinen  Ausführungen  m.  E.  nicht  in 
allen  Stücken  beizupflichten. 

Schuster  geht  von  derselben  Voraussetzung  wie  fieseler 
aus,  nämlich  davon,  dass  nach  deutschem  Hechte  die  in  den  Luft- 
räum  des  Nachbar  hineinragenden  wAjste  mit  ihren  Früchten  als 
volles  freies  Eigenthum  des  Nachbars  betrachtet  worden  seien. 
Es  sind  hiergegen  dieselben  Einwendungen  geltend  zu  machen, 
welche  bereits  der  Ansicht  Beseler's  entgegengestellt  wurden, 
und  welche  m.  £.  auch  in  Hinblick  auf  die  Scblussfolgerungen 
Schusters  aufrecht  erhalten  werden  müssen. 

Wenn  schon  im  Vergleich  zu  dem  in  früheren  Monographieen 
enthaltenen  Quellenmateriale  die  von  Schuster  erbrachten  neueren 
Quellenbelege  reichhaltig  genannt  werden  müssen,  so  ist  doch  seinen 
Ausführungen  vor  Allem  der  Vorwurf  zu  machen,  dass  sie  bezüglich 
des  älteren  deutschen  Jäechts  nur  mit  einem  geringen  rechtshistori- 
schen Materiale  operiren  und  in  Folge  dessen  Belege  in  vereinzelten 
Quellenentscheidungen  finden,  wo  doch  nur  eine  Zusammenstellung 
und  Vergleichung  einer  grösseren  Zahl  von  Gesetzesstellen  oder  Prä- 
judicien  ein  Resultat  und  den  Beweis  einer  verbreiteten  deutschrecht- 
lichen Auffassung  liefern  kann.^^^)  So  sind  auch  die  von  Schuster  an- 


§  216  Anm.  16;  Gruchot,  VII  S.  120);  ßürgerl.  Gesetzb.  f.  d.  Kgr. 
Sachsen  §361;  Entwarf  für  ein  bayerisch.  Gesetzb.  TL  UI  Hauptst.  III 
Art.  196.  —  Vgl.  auch  Civil  Code  of  the  State  of  New-York  §271 
(1865)  und  Codigo  civil  Portuguez  art.  2319. 

*•»)  Unger,  System  des  österr.  allgem.  Privatr.  ß.  II  §  111  Anm.  17a 
will  den  §  422  aus  „eigenthümlichen  Principien  des  deutschen  Kechti  (dem 
s.  g.  Überhangsrechte)^  erklärt  wissen.  Welches  diese  Principien  sind,  sagt 
Ilnger  nicht,  sondern  verweist  lediglich  auf  Gerber,  System  §  91  N.  3. 

^**)  Schuster  legt  auch  die  von  ihm  mehrfach  angeführte  Stelle  des 
tractatus  de  juribus  incorporalibus  tit  XIII  §  10  m.  £.  unrichtig  aus: 
denn  wenn  es  dort  heisst: 

„Wann  aber  die  Bäum  sich  soweit  aussbreiten,  dass  sie  mit  deren 
Aesten  und  Wurtzcu  dcss  Nachbarn  Gründen  schädlich  seynd,  so  hat  der 
Nachbar  Macht,  wenn  es  der  Baum-Herr  auf  Ersuchen  nicht  wenden  will, 
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geführten  beiden  sächsischen  Erkenntnisse  (Seufi'ert,  XVII  No.  7 
und  Emminghaus,  Pandekten  des  gem.  sächs.  Rechts  S.  441 
No.  27),  in  denen  ein  Eigenthumsrecht  des  Nachbars  an  den  über- 
hängenden Zweigen  auedrücklich  anerkannt  wird,  und  auf  welche 
Schuster  in  Hinblick  auf  das  von  Stobbe  bei  Erwähnung  der- 
selben gegebene  Zugeständniss  Werth  legt;  kein  Ausdruck  der 
deutschen  Rechtsauffassung  über  den  Überhang  überhaupt,  sondern 
nur  eine  praktische  Anwendung  der  speciell  in  Sachsen  ausgebildeten 
Doctrin.  Man  müsste  deshalb,  wenn  man  die  Auslegung  des  §  422 
d.  oesterr.  Civilges.  in  Übereinstimmung  mit  Schuster  vermittelst 
des  ius  aeris  anstrebt,  annehmen,  dass  das  oesterr.  bürgerl.  Gesets- 
buch  sich  dieser  zur  Zeit  seiner  Codification  noch  immer  angesehenen 
sächsischen  Doctrin  angeschlossen  hat.*^^) 

Wenn  ferner  §  422  dem  Nachbar  ausser  dem  Rechte  der  un- 
gehinderten Beseitigung  der  überhängenden  Zweige  gestattet,  die- 
selben „sonst  zu  benutzen^S  so  involvirt  dies  kein  mit  dem  Über- 
wachsen der  Zweige  begründetes  Eigenthumsrecht  des  Nachbars 
an  ihnen  und  ihren  Früchten,  es  wird  vielmehr  dem  Nachbar  da- 
mit nur  gestattet,  sich  durch  die  Benutzung  des  Überhangs,  — 
durch  den  Genuss  der  Früchte,  die  Verwendung  des  Laubes  u.  dgl. 

—  für  die  mit  dem  Überragen  der  Aste  unvermeidlich  verbundenen 
Unannehmlichkeiten  schadlos  zu  halten.  Jedenfalls  bedarf  es,  — 
dies  kann  gegenüber  den  Ausführungen  Schuster' s  nicht  genug 
betont  werden,  —  eines  Appropriationsaktes   seitens  des  Nachbars, 

—  sein  Recht  ist  ein  Recht,   sich  zuzueignen **•)*•'),  wenn  schon 

solche  schädliche  Aest  and  Wurtzen  selbst  ab  und  weg  zu  haaen  (Nieder- 
oesterreich;  —  Ausg.  von  1H07), 
so  ist  bei  der  Interpretation  dieser  Stelle  nicht,  wie  dies  Seh.  thut,  der  Haupt- 
nachdrack  auf  die  Worte  „auf  Ersuchen"  zu  legen  und  hieraus  zu  folgern,  dass 
dem  Baumeigenthümer  verboten  sei,  ohne  diese  Aufforderung  von  Seiten  des 
Nachbars  die  überhängenden  Zweige  zu  beschneiden,  diese  Worte  enthalten 
vielmehr  lediglich  die  Bestimmung,  dass  dem  Selbsthülfeakte  des  Nachbars 
eine  Aufforderung  an  den  Baumeigenthümer  vorhergehen  muss,  und  finden  ihre 
Quelle  in  diesem  Punkte  entweder  in  Dig.  XLIU,  27  oder  stellen  tit.  XIU 
§  11  des  tractat.  de  jur.  incorp.  an  die  Seite  der  oben  Anm.  147  angefahrten 
Bechtsanfzeichnungen. 

SM)  Vgl.  auch  V.  Kirchstetter,  Gommentar  zum  oesterr.  allgem.  bürgerl. 
Gesetzb.  (zu  §  422),  der  gleichfalls  in  den  Bestimmungen  des  §  422  die  Be- 
stätigung eines  ius  aeris  erblickt  Unverständlich  ist  die  Behaaptnng  Kirch- 
stetter*B,  dass  man  auf  Qrund  von  §421  „consequenterweise  annehmen  muss, 
dass  dem  Eigenthümer  des  Grundes  die  darauf  überhängenden  abgeschnittenen 
Aeste  gehören'^. 

^  Es  ist  nicht  zu  übersehen,  dass  §  422  sich  ausdrückt:  „Jeder  Grund- 
eigenthümer  kann  ....  die  über  seinem  Lufträume  hängenden  Aeste  abschneiden 
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das  oeeterr.  Gesetzb.  im  Gegensatz  zu  dem  sächs.  Gesetzb.,  dem 
Preusa.  Land-R.  u.  a.  beabsichtigt  haben  mag,  dem  Baumeigen- 
thomer  den  Fruchtgenuss  der  überhängenden  Zweige  völlig  zu  ent- 
ziehen. 

Mit  dieser  Erklärung  des  §  422  stimmt  nicht  nur  der  über- 
wiegende Theil  der  über  das  oesterr.  Gesetzbuch  entstandenen 
Literatur,  sondern  auch  die  Spruchpraxis  des  höchsten  Gerichtshofes 
Oesterreichs,  obgleich  Schuster  gerade  auf  die  Erkenntnisse  des 
letzteren  zum  Beweise  der  Richtigkeit  seiner  Theorie  Bezug  nimmt, 
uberein.  und  zwar  sind  es  unter  den  Oommentatoren  vor  Allem 
Zeiller,  Stubenrauch  und  Winiwarter"*),  —  Letzterer  unter 
ausdrücklichem  Hinweis  auf  §  421,  —  welche  den  historisch  und 
theoretisch  allein  zu  rechtfertigenden  Standpunkt  vertreten,  dass 
„der  umstand  .  .  .,  dass  die  Wurzeln  oder  Aste  des  «Baumes  sich 
über  den  Grund  eines  Nachbars  verbreiten  .  .  .  kein  Miteigenthum 
des  Baumes  gibt^'  (Zeiller),  während  Schuster  eine  mit  der 
seinen  übereinstimmende  Ansicht  nur  bei  Kirchstetter;  Com- 
mentar  zum  oesterr.  Gesetzb.  (1867)  §  422  und  bei  Ellinger,  Hand- 
buch des  oesterr.  allgemeinen  Civilrechts  S.  191  findet.  Unter  den 
maassgebenden  PräJudicien  aber,  ist  es  hauptsächlich  das  in  dem 
Xm  B.  (1879)  der  „Sammlung  der  civilrechtlichen  Entscheidung, 
des  k.  k.  obersten  Gerichts  von  Glaser  —  ünger — Walther  S  186 
veröffentlichte  Erkenntniss,  welches  den  Ausfuhrungen  Schuster's 
entgegensteht.   Hier  erkennt  der  Gerichtshof  gegenüber  dem  Kläger, 


oder  sonst  benutzen".  Dieses  „benutzen"  bezieht  sich  demnach  nur  anf  die 
noch  am  Stamme  befindlichen  Äste,  so  dass  die  Frage,  wem  das  Holz 
der  abgeschnittenen  Zweige  zukommt,  vom  Gesetz  selbst  nicht  ausdrücklich 
entschieden  wird;  die  oesterr.  Praxis  weist  dasselbe  dem  Nachbar  zu.  —  Über 
das  ältere  deutsche  Recht  vgl.  oben  Aum.  161. 

^^)  Mit  Recht  bedienen  sich  zahlreiche  Jjehrbücher  zur  Charakterisirung 
des  bei  dem  Fruchtgenusse  des  Nachbars  vorliegenden  rechtlichen  Verhältnisses 
des  Wortes  „zueignen".  So  Kumpel,  a.  a.  0.  S.  172;  Hesse,  Handbuch 
S.  159;    Grefe,  a.  a.  0.   S.  109  u.  a.    Vgl.  auch  Pr.  L.  R.  I,  9  §  289: 

Duldet  er  hingegen  dieselben  (die  überUingenden  Zweige),  so  ist  er 
berechtigt,  diejenigen  Früchte  sich  zuzueignen,  welche  der  £igen- 
thümer  nicht  einsammeln  kann,   ohne  den  Grund  des  Nachbars  zu  be- 
rühren" (hierzu  Gruchot,  B.  VII  S.  128), 
und  das  äusserst  charakteristische  Weimarer  Patent  vom   16.  Juni  1819; 
dtirt  unten  in  Anm.  808. 

*^  von  Zeiller  (der  Redacteur  des  Gesetzbuchs),  Commentar  über  das 
allgem.  bürgerl.  Gesetzb.  (1812  u.  13)  S.  211;  von  Wini warter,  das  oesterr. 
bürgerL  Recht  systematisch  dargestellt  u.  erläutert;  von  Stuben  rauch,  das 
allgem.  bürgerl.  Ghesetzbuch  ....  mit  Rücksicht  auf  das  praktische  ßediirfniss 
erläutert  (besprochen  bei  Schuster  S.  74). 
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welcher  den  Baumeigeuthümer  auf  Grund  der  B'^ällung  mehrerer  mit 
einem  Theil  ihrer  Aste  auf  das  Nachbargrundetück  überhängender 
Bäume  mittelst  der  Besitzstörungsklage  belangt  hatte,  auf  Ab- 
weisung, weil  aus  §  421  folge, 

„dass  das  dem  Nachbar  in  dem  §  422  eingeräumte  Recht, 
„die  Wurzeln  eines  fremden  Baumes  aus  seinem  Boden  zu 
„reissen  und  die  überhängenden  Aste   abzuschneiden,  oder 
„sonst  zu   benutzen,  für  ihn   kein  Miteigenthum  oder  Mit- 
„besitz  des  Baumes  selbst  begründe".  *^') 
Es  stallt  somit  diese  Entscheidung  dasBeseitigungs-  bezieh,  Benutzungs- 
recht des  Überhangs  durch  den  Nachbar  als  selbständig  existente 
Hechte  dem  ungetheilten  Eigenthumsrechte  des  Stammeigenthümers 
an  dem  Baume  gegenüber.     Wenn  es  ferner  in  der  von  Glaser  — 
Unger — Walther  herausgegebenen  Sammlung  B.  11  in  dem  unter 
Nr.  600  publicirten  Erkenntnisse  des  höchsten  oesterr.  Gerichtshofes 
vom  21.  Juli  1858  heisst: 

„dass  somit  ein  vom  Kläger  (dem  Stammeigenthümer)  geltend 
„gemachter   früherer  Besitz   der   in  Bede  stehenden  Aeste 
„bloss  als  ein  provisorischer  anzusehen  ist,    indem  der  Ge- 
klagte (der  Nachbar),    welcher  die   Aeste  durch  Ab- 
schneiden zu  seinem  Eigenthume  machen  konnte» 
den  factischen  Zustand  bisher  geduldet  hat, 
so  wird  ja  darin  mit  ausdrücklichen  Worten  gesagt,  dass  es  eines 
Appropriationsaktes   des  Nachbars    bedarf,    um    die  Aste  in   das 
Eigenthum  des  Letzteren  gelangen  zu  lassen.   Warum  hierbei  die 
Anschauung  unrichtig  ist,   dass  die  Aste  „erst  durch  Abschneiden 
Eigenthum  des  Nachbars  werden^'  (Schuster  a.  a.  O.  S.  74),  ist 
gegenüber  den  klaren  Worten  des  ebencitirten  Erkenntnisses  nicht 
verständlich. 

Von  den  schweizer  Quellen  stimmt  sowohl  der  erste  Absatz, 
als  auch  der  Anfang  des  zweiten  Absatzes  des  §  284  des  „bürger- 
lichen Gesetzbuches  des  Kantons  Luzern^^**^)  mit  dem  §  421  und 

2M)  Vgl.  auch  Biehl,  das  allgemeine  bürgerl.  Gesetzb.  erläutert  durch 
die  Spruohpraxis  u.  s.  w.  B.  I,  zu  §  422.  —  Bereits  die  offenbar  auf  den  Aus- 
führungen Zeil  1er 's  fussende  Fassung  des  im  Texte  citirten  Erkenntnisses  be- 
weist, dass  der  Folgerung  Schuster's,  durch  Rückschluss  e  contrario  in  den 
Worten  dieses  Pngudices  die  Bestätigung  eines  Sondereigenthums  des  Nach- 
bars an  dem  Überhang  zu  finden,  nicht  beizustimmen  ist. 

*^)  Hierzu  Pfyffer,  Erläuterung  des  bürgerl.  Gesetzb.  des  Kantons 
Luzem,  U  Th.  (1833)  S.  87.  —  Dieselben  mit  dem  Inhalte  von  §  422  des 
oesterr.  Qesetzb.  übereinstimmenden  Consequenzen  zieht  Schnell  bei  dem 
Mangel  specieller  diesbezüglicher  Bestimmungen  im  „Givilgesetzbuch  für  die 
Stadt  und  Republik  Bern''  aus  der  allgemeingefassten  Satzung  378,  derzufolge 
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422  des  oesterr.  Gesetzbuches  überein,    imd   uaterscheidet  »ich  von 
den  letztgenannten  nur  durch  die  Schlussworte 

(Jeder  Grrundeigenthümer  kann  die  Wurzel  eines  fremden 
Baumes  auf  seinem  Boden  ausrauten  und  die  in  den  Luft- 
raum seines  Grundstückes  überhangenden  Aeste  benutzen) 
oder  den  Nachbar  anhalten,  dieselben  abzu- 
schneiden. 

Dieser  letzte  Passus  ist  überhaupt  für  die  schweizer  Quellen  charakte- 
ristisch *•*)  und  ist  nicht  nur  in  denjenigen  schweizer  Gesetzbüchern 
enthalten,  welche,  wie  das  Civilgesetzbuch  für  den  Kanton  Solo- 
thurn  §  798,  das  bürgerliche  Gesetzbuch  für  den  Kanton  Aar- 
gau §490***),  der  Code  civil  du  canton  deVaud  art  459,  2,  der 
Code  civil  du  canton  du  Valais  art.  518  und  der  Code  Gene- 
vois art.  672,  2,  die  Bestimmungen  des  Code  Napoleon  art.  672 
unverändert  (die  beiden  an  erster  Stelle  genannten  Gesetzbücher  in 
ziemKch  wörtlicher  Übersetzung)  aufgenommen  haben,  sondern  kehrt 
auch  in  den  anderen  selbständigeren  schweizer  Legislationen  wieder. 
Da  die  Letzteren  keinerlei  Schwierigkeiten  bieten,  und  die  bei 
Betrachtung  derselben  auftauchenden  Fragen  bereits  im  Vorher- 
gehenden Berücksichtigung  gefunden  haben,  so  glaube  ich  mich 
darauf  beschränken  zu  dürfen,  den  Text  der  einzelnen  Gesetzes- 
stellen nebeneinander  zu  stellen. 

Das  „Privatrechtliche   Gesetzbuch    für  den  Kanton  Zürich" 
bestimmt  in  §  590: 

„Wenn  die  Aeste  oder  Zweige  eines  Baumes  in  den  Luft- 
„raum  des  Nachbars   überragen,   so  hat  dieser   die  Wahl, 


sich  „bey  einem  Grundstücke  .  .  .  das  Recht  des  Eigenthümers  nicht  allein  auf 
die  Oberfläche  I  sondern  auch  aufwärts  auf  die  Luftsäule  und  in  umgekehrter 
Richtaug  auf  die  Tiefe"  erstreckt  (II  8.  67). 

M»)  Eine  Ausnahme  findet  sich  nur  in  dem  „Entwürfe  eines  Oivil- 
gesetzes  für  den  Ganton  Basel-Stadt  (E.  E.  kleinen  Bath  eingegeben  im 
October  1866")  §  541 :  „Der  Eigenthümer  einer  Liegenschaft  darf  die  auf  «einen 
Boden  und  in  dessen  Luftraum  ragenden  Aeste  eines  fremden  Baumes  der 
Grenze  nach  kappen". 

'^)  Civilgesetzbuch  für  den  Kanton  Solothurn  §  798:  Derjenige,  auf 
dessen  Eigenthum  die  Aeste  von  des  Nachbars  Bäumen  oder  Hägen  überhangen, 
kann  ihn  anhalten,  dieselben  soweit  sie  überhangen  wegzuschaffen.  Wurzeln, 
die  sich  in  sein  Grundstück  erstrecken,  kann  er  selbst  wegschneiden;  ~  Bürgerl. 
Gesetzb.  für  den  Kanton  A  arg  au  §  490;  Jeder  Gruudeigenthümer  kann  die 
Wurzeln  eines  fremden  Baumes  auf  seinem  Boden  ausrauten  und  den  Nachbar 
anhalten,  die  in  den  Luftraum  seines  Grundstück  überhängen  Äste  abschneiden. 
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„ob  er  die  Kappung  der  Aeste  und  Zweige  verlangen,  oder 
„ob  er  das  Recht  des  Anrieses  benutzen  will."**') 
Dieselbe  Stelle  wird  von  dem  „Privatrechtlichen  Gesetzbuche  für 
den  Kanton  Schaff  hausen"  in  §  532  wörtlich  wiederholt  Aehn- 
lieh  ist  der  Wortlaut  des  „Bündnerischen  Civilgesetzbuchs", 
in  §  237,  2: 

^,Wenn  Aeste  über  des  Nachbars  Grundstück  hangen,   so 

„kann  dieser  entweder  die  überfallenden  Früchte  behalten 

„oder  das  Abschneiden  der  Aeste,  soweit  sie  in  seinen  Luft- 

y,raum  ragen,  verlangen."  *•*) 

Je    augenfälliger    die  Übereinstimmung    dieser  Gesetzbücher,   ein- 

schliesslich  der  unter  dem  Einflüsse  des  C!ode  Napol^n  entstandeneui 

ist,  um  so  fremdartiger  berührt  die  Entscheidung  der  „Lois  civiles 

du  canton  de  Fribourg"  art.  472,  3: 

Oelui   sur  la  propri^tä  du  quel  avancent  les  branches  des 
arbres   du  voisin  peut  contraindre  celui-ci  k  les  couper  k 
quinze  pieds  de  hauteur  du  sol,  si  ce  sont  des  arbres  fruitiersy 
et  k  vingt  pieds  si  ce  sont  des  arbres  forestiers,   et  m6me 
dans   Tun  et  l'autre    cas  k  toute  hauteur  requise  s'il  veut 
pätir  k  cet  endroit;  il  peut  aussi  les  couper  lui-möme  apres 
un  avertissement  pr^lable  donnö  au  proprietaire  et  k  la 
Charge  de  laisser  le  bois  en  provenant  k  la  disposition  de 
celui-ci. 
Offenbar  haben  sich  hier  verschiedene,  historisch  weitauseinander- 
liegende,   rechtliche   Bestandtheile   vereinigt:    während   die   ersten 
Zeilen  wortgetreu   dem   Code  Napol^n  art  672    entnommen  sind, 
scheinen  die  folgenden  Satztheile  ihr  Muster  in  Dig.  XLUI,  27  ge- 
funden und  daher  auch  die  Bestimmung  „&  quinze  pieds  de  hauteur 
du  sol"  (quindecim  pedes  a  terra  altius)  entlehnt  ^zu  haben. 

Unrichtiger  Weise  wird  bei  der  Behandlung  des  Überhangsrechts  in 
Bayern  in  der  Begel  behauptet,  dass  der  Codex  Maximilianeus 
keine  hier  einschlagende  Specialentscheidung  enthielte  **^''),  und  dem- 
gemäss  die  Bestimmung  des  Cod.  Max.  Th.  I,  2  §  9,  derzufolge  für 
den  Fall  des  Nichtvorhandenseins  particularrechtlicher  Bestimmungen 
das  römische  Recht  in  Kraft  zu  treten  hat,  zur  Anwendung  gebracht. 
Wenn  schon  dieses  Verfahren  im  Falle  einer  Lücke  des  Cod.  Max. 


«w)  Hierzu  Bluntschli,  a.  a.  0.  ß.  11  S.  102. 

*^*)  Vgl.  hierzu  P.  G.  Planta,  ßündneriaches   Civilgesetzbnoh   mit  Er- 
läuterung des  GesetzeBredactors,  §  237. 

'*«*)  So  auch  Schuster  a.  a.  0.  S.  54. 
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an  sich  correct,  und  jedenfalls  folgerichtiger  als  das  von  Massot*^^) 
vorgeschlagene  ist,  so  sind  doch  die  Voraussetzungen  desselben  in 
vorliegendem  Falle  insofern  nicht  gegeben,  als  der  Cod.  Max.  die 
Frage  des  Überhangs,  freilich  einigermassen  versteckt,  in  Zusanunen- 
hang  mit  der  Lehre  von  den  Servituten  entscheidet.  Es  heisst  dort 
in  Th.  II  cap.  8  §  6: 

„Wohl  hingegen  folgert  .  .  .  .,  dass  der  Nachbar  die  in 
„seinen  Grund  hinüberhängenden  Aeste  des  auf  dem  Prae- 
„dio  dominante  stehenden  Baumes  nicht  abhauen  darf,  wie 
„er   dessen  sonst  ohne  sothane  Servitut  wohl  be- 
„re  cht  iget  wäre."***) 
Daneben  gelten  die  zahlreichen  neben  dem  Codex  Maximil.  fort- 
bestehenden Statuten,  welche  bereits  im  §  3  Erwähnung  gefunden 
haben.«»') 

Der  „Entwurf  eines  bürgerlichen  Gesetzbuchs  für  das  Kgr. 
Bayern"  ^)  schliesst  sich  zunächst  in  Th.  III  Hauptst.  III  Art.  196 
der  Ansicht,  derzufolge  das  Eigenthum  an  dem  Baume  darnach  zu 
beurtheilen  ist,  aus  wessen  Grunde  der  Stamm  emporwächst,  an***) 
und  giebt  weiterhin  in  Art.  198  dem  Nachbar,  dessen  Aufforderung 
an  den  Baumeigenthümer,  den  Überhang  zu  beseitigen^  unbeachtet 
bleibt,  das  Recht,  Selbsthülfe  zu  üben  und  das  Holz  der  abge- 
schnittenen  Zweige   für   sich   zu   behalten.**^)     In    dem   letzteren 


***)  Massot  tohliesst  kurzweg  daraus,  dass  der  Cod.  Maxim,  in  TK  III, 
8,  S  20,  2  die  übergefallenen  Früchte  dem  Nachbar  zuspricht,  dass  wenn  der 
Eigenthnmer  des  Grundstücks  auf  die  Erwerbung  der  übergefallenen  Früchte 
rersichtet,  er  auf  die  Wegnahme  aller  überhängender  Äste  bestehen  kann*'. 
(Arohiv  für  prakt.  Bechtswissensch.  n.  F.  B.  YIII  S.  289). 

*^  Both,  Bayerisches  Civilrecht  B.  U  §  118,  Ib,  und  Kreittmayr  a.  a.  0. 
zu  dem  im  Texte  citirten  §. 

«•')  So  z.B.  Schweinfurter  Statutarrecht,  §247  (Weber,  UI  8. 666); 
Angtburger  Bauordnung  von  1740  §52,3  (Weber,  IV  S.  501),  Regens- 
burger Statutarrecht  §  131,  2  (Weber,  V  8.  75  fg.)  u.  a.;  vgl.  hierzu 
Stobbe,  a.  a.  0.  B.  I  I  14  a.  E.  und  Arnold,  Beiträge  zum  deutsch.  Privatr. 
B.  n.    In  der  Bheinpfalz  gilt  franzosisches  Recht. 

*>•)  Aus  den  Jahren  1860—1864  (3  Theile). 

^  Th.  ni  Haoptst  UI  Art  196:  Bäume  gehören  demjenigen,  auf  dessen 
Chmnd  der  Stamm  hervorwächst.  Steht  der  Baum  auf  der  Grenze,  so  haben 
die  Nachbarn  an  dem  Baum  das  Miteigenthum  zu  gleichen  Theilen;  jeder  von 
ihnen  kann  die  Fällung  des  Baumes  verlangen. 

•^)  Th.  UI  Hauptst.  UI  Art.  198:  Der  Eigenthümer,  auf  dessen  Grund 
Theile  eines  Baumes  herrüberragen,  kann  von  dem  Nachbar  deren  Wegnahme 
verlangen.  Kommt  der  Nachbar  der  Aufforderung  hierzu  binnen  8  Tagen  nicht 
nach,  so  kann  er  seinen  Theil  selbst  abhauen  und  tür  sich  behalten.  — 
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Punkte,  d.  h.  in  der  vergeblichen  Aufforderung  des  Baumeigen- 
thümers  vor  der  ßenchneidung  der  Äste  durch  den  Nachbar,  neigt 
eich  demnach  der  bayereche  Entwurf  nach  der  Seite  des  römischen 
Kechts;  rücksichtlich  der  Zuertheilung  des  Holzes  der  abgeschnittenen 
Zweige  an  den  Nachbar  stimmt  er  mit  dem  oesterr.  Gresetzbuche 
überein,  sondert  sich  aber  hierin  sowohl  von  dem  Preuss.  Landr., 
als  auch  von  dem  bürgerl.  Gesetzb.  f.  d.  Kgr.  Sachsen. 

Im  Hinblick  auf  die  Länder  des  gemeinen  Rechts  ist,  wie  be- 
reits im  Beginne  dieses  Paragraphen  angedeutet  wurde,  viel  darüber 
gestritten  worden,  ob  die  Bestimmungen  des  Ssp.  II,  52  und  des 
Weichbildes  cap.  125  gegenwärtig  als  allgemeines  Gewohnheits- 
recht auf  ganz  Deutschland  Anwendung  zu  finden  ^^^)  haben,  und  da- 
mit die  Geltung  der  römischrechtlichen  Bestimmungen  Dig.  de  arbor. 
caed.  XLIII,  27  vollständig  ausgeschlossen  sei.  Während  man  früher 
geneigt  war,  ein  derartiges  „gemeines  deutsches  Herkommen^  an- 
zunehmen, ist  man  gegenwärtig  mit  Recht  zu  der  Ansicht  gelangt, 
dass  es  eine  Untersuchung  der  particularrechtlichen  Bestimmungen 
der  einzelnen  Staaten,  in  denen  im  Übrigen  das  Pandektenrecht 
fortgilt,  bedarf,  um  die  Frage  der  Anwendbarkeit  der  deutschrecht- 
lichen Grundsätze  über  die  Beseitigung  des  Überhangs  zu  ent- 
scheiden. •®') 

Ausdrücklich  wird  die  Geltung  des  Inhalts  von  Dig.  XLIII,  27 
fiir  Württemberg**^*)  und  Nassau'^*)  behauptet,  hinsichtlich 
Sachsen-Meiningen's  vertritt  Kumpel  die  Ansicht,  dass  nur 
der  zweite  Theil  des  Titels  de  arboribus  caedendis,  die  Beschneidung 


so«)  Vgl  hierüber  Runde  a.  a.  0.  §  276;  Mittermaier  a.  a.  0.  §  U7; 
Emmingbaus,  Zeitscbr.  für  Rechtspfl.  u.  Yerw.  n.  B.  XIX  8.  289;  Proscb, 
Die  Hechte  der  Nachbarn  §7;  Maurenbrecher  neigte  sich  in  der  ersten  Auf- 
lage seines  Lehrbuchs  B.  I  S.  268  der  Bejahung  der  im  Texte  berührten  Frage 
zu,  nicht  mehr  aber  in  der  11.  Aufl.  S.  516. 

*^)  Hesse,  Rechtsverh.  zw.  Grundstncksnachb.  B.  II  S.  207  ff.  (2.  Aufl. 
S.  538  ff.)  und  8tobbe,a.a.  O.  B.  U§85  unt.  No.  7.  Beide  weisen  auf  die 
Mannigfaltigkeit  der  Modalitäten,  welche  den  Beweis  eines  allgemeinen  Gewohn- 
heitsrechtes vereiteln,  hin.  —  Vgl.  auch  Hagemann,  Handbuch  des  Land- 
wirthschafbsr.  §  137  (S.  232). 

*»)  von  Weishaar,  Handb.  des  würtemb.  Privatr.  B.  III  8.  10  (§  285); 
Bierer,  Handb.  d.  gesammten  in  Württemberg  geltend.  Privatr.  6.  I  §  104 
Nr.  1  (8.  260). 

•*'*)  Bertram,  das  nassauische  Privatrecht  §  214  (8.  79);  jedoch  er- 
kennt Bertram  in  §  216  ausdrücklich  die  Geltung  der  deutschreohtliohen 
Grundsätze  über  den  Überhang  „in  einem  grossen  Theil  des  nassauischen  Ge- 
bietes." in  Folge  von  Lokalgewohnhciten  an.  Vgl.  Landstandische  Vwhandl. 
für  Nassau  von  imo  B.  II  S.  fxCJ. 


der  äberhängenden  Aste  in  fiöhe  von  15  Pubs  recipirt  sei.*®*) 
Weiterhin  müssen  wir,  sobald  wir  den  Darstellungen  der  in  den 
einzelnen  Territorien  geltenden  Particularrechte  folgen,  die  Frage 
der  Anwendung  der  römischrechtlichen  Sätze  über  den  Überhang 
für  Hannover,  ßraunschweig,  Meklenburg,  Hamburg 
und  Waldeck^^)  bejahen.  In  jedem  der  zuletzt  genannten 
Staaten  greifen,  sobald  nicht  beweisbare  particularrechtliche  Ge- 
setze oder  redliche  Gewohnheiten  (Hamburg)  entgegenstehen,  die 
Bestimmungen  des  in  complexu  recipirten  römischen  Aechtes  Platz, 
und  ist  aus  dem  Stillschweigen  der  vorhandenen  Lehrbücher  unter 
Voraussetzung  der  Zuverlässigkeit  des  aus  denselben  zu  schöpfenden 
Materials,  ein  (Tnterliegen  der  vor  der  Reception  geübten  deutschrecht- 
liehen  Grundsätze  zu  entnehmen.  Hinsichtlich  Braunsohweig's 
besitzen  wir  überdies  ein  directes  Zeugniss  für  die  Anerkennung 
der  römischrechtlichen  Sätze  über  den  Überhang  in  einem  Erkennt- 
nisse des  vormal.  Oberappellationsger.  zu  Wolfenbüttel  vom 
3.  März  1846,  in  welchem  zugleich  eine  treffende  prägnante  Aus- 
legung von  Dig.  XLin,  27  gegeben  wird.«<>') 

Die  Grundsätze  des  deutschen  Überhangsrechts  gelten  dagegen 
unter  directer  Anlehnung  an  Ssp.  II,  62  und  Weichb.  125  in 
Schwarzburg  -  Rudolstadt,  Sachsen  -  Coburg,  Sachsen- 
Altenburg,    Sachsen  -  Weimar'^^)    und    Schleswig  -  Hol- 


*^  Kumpel,  Handb.  des  hem>gl.  Sachsen-Heiiiing.  Privatr.  (Meiningen, 
1888)  §  280,  4. 

^  Vgl.  Grefe,  Hannovers  Recht  (Hannover,  1860);  über  die  Geltung 
des  rom.  R:  B.  I  §  4  (S.  15ff.)  —  Steinacker,  Particnläres  Privatrecht  des 
Herxogth.  Braunschw.  (Wolfenbüttel,  1848);  ein  Eescript  vom  21.  Janaar  17d3 
entschied  die  gemeinrechtL  Streitfrage,  wie  das  Eigenthum  an  einem  auf  der 
Granze  stehenden  Baume  zu  bestimmen  sei  (S.  395  Anm.  1),  ohne  die  Frage 
des  Überhangs  zu  berühren.  Hinsichtlich  der  Geltung  der  fremden  Rechte  in 
Braonsehweig  vgl.  a.  a.  O.  S.  11  ff.  — 

von  Kamptz,  Handb.  des  meklenburg.  Givilr.  (1824s  und  hinsichtlich 
unserer  Frage  I  S.  30  ff.  — 

Baumeister,  das  Privatrecht  der  freien  u.  Hansestadt  Hamburg  (1856); 
St  ebbe,  Gesch.  d.  deutsch.  Rsquell.  11  S.  313  u.   Schuster,  a.  a.  0.  S.  54. 

Weigel,  Einleit.  in  d.  waldekisch.  Landesr.  (1846).  ~ 

••0  Vgl.  Seuffert,  Archiv  für  Entscheid.,  der  oberst.  Gerichte  B.  XI 
(1867)  N.  115:  Brkenntn.  d.  vormal.  0.  A.  G.  zu  Wolfenbüttel  v.  3.  März  1846 
in  der  Sache  Bartlinger  wider  Herzogliche  Kammer  wegen  Eingriffs  in  das 
Eigenthum. 

■*)  G.  V.  Bamberg,  das  schwarzburg- rudolstadt.  Privatr.  §  77  Abs.  1 
(S.  52);  derselbe  will  sogar  den  conditionalen  Zusatz  des  Ssp.  II,  52:  „sime 
nakebure  to  scaden**  angewandt  wissen  (a.  a.  O.  S.  160,  3). 

Brückner,  Handb.  des  herzogl.  goth.  Privatr.  (1830)  §  465,  S.  102. 
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Rtein'^*)  und  sind  ebenso  in  die  hinsichtlich  dieser  Frage  für  das 
Gebiet  des  früheren  Churfürstenthum  Hessen  entscheidende 
Bauordnung  vom  9.  Januar  1784  übergegangen.^^^)  Nach  Heim- 
bach finden  dieselben  auch  in  Anhalt  und  den  beiden  reussi- 
sehen  Fürst^etfiümern  Anwendung.**^) 

Im  Gebiete  des  Grossherzogthums  Hessen  regelt  die 
rechtlichen  Verhältnisse  der  Anpflanzung  sowie  des  Überhangs  be- 
nachbarter Bäume  das  für  die  Provinzen  Oberhessen  und  Starken- 
burg erlassene  Gesetz  vom  23.  Januar  1861,  welches  in  Art  3  be- 
stimmt, dass 

derjenige,   tiber    dessen   Grundstück   die  Baumäste   seines 
Nachbars   herüberragen,  den  letzteren  zur  rechtzeitigen  Ab- 
schneidung dieser  Aste  anhalten  könne, 
während  es  in  Art.  6  hinzufügt,  dass  jeder  Eigenthümer,  die  in  sein 


Hesse,  Handb.  d.  herzogL  Sachs.  Altenburg.  Privatr.  §  209,  S.  159. 

Für  Sachsen -Weimar  ordnet  die  Frage  der  Beohtsverbältnisse  der 
Ghinzbäame  das  Patent  v.  16.  Juni  1819  (Abgedr.  bei  Emminghaus,  Pan- 
dekten d.  gem.  Sachs.  R.  S.  4i5  Anm.  1);  dasselbe  unterlässt  zwar  eine  Be- 
stimmung über  die  Beseitigung  der  überhängenden  Aste  zu  treffen,  mnss  aber 
zweifellos  seinem  übrigen  Inhalte  entsprechend  durch  Ssp.  II,  52  ergänzt 
werden.  Vgl.  Völker,  Handbuch  des  Grossherzogl.  sächs.  Privatr.  S.  3^; 
Sachse,  Handb.  d.  Grossh.  sächs.  Privatr.  §  48B,  S.  465  und  Heimbaoh, 
Lehrbuch  u.  s.  w.  §  316,  8.  Völker  und  Sachse  sprechen  wohl  zu  eng  da- 
von, dass  der  Nachbar  „auf  Wegnahme  der  überhängenden  Äste  antragen 
kann**.  Bemerkenswerth  ist  die  Stelle  des  Pat.  v.  15.  Juni  1819:  „  .  .  .  jedoch 
steht  ihm  (dem  Nachbar)  deshalb  eben  so  wenig  ein  Widerspruch  gegen  das 
Abschlagen  des  Baums  von  Seiten  des  Eigenthümers  zu,  als  ein  £igenthum8- 
recht  an  den  überhängenden  Aesten**.  —  Vergleichsweise  mache  ich  auf  das 
vom  Ssp,  stark  beeinflusste  livländische  und  esthländische  Recht  auf- 
merksam. Allerdings  spricht  das  Liv.  L.  B.  cap.  168  nur  von  Hopfenranken, 
die  über  den  Zaun  hängen  und  berechtigt  den  Nachbar,  die  auf  sein  Grund- 
stück reichenden  Banken  abzuschneiden,  Bunge  dehnt  dies  jedoch  im  Ein- 
klang mit  der  herrschenden  Ansicht  auf  alle  über  die  Gränze  ragenden  Pflanzen- 
theile  und  ebenso  auf  alle  übergefallenen  Früchte  aus.  (Bunge,  das  liv.-  u. 
esthländische  Privatrecht,  1847,  B.  I  §  136;  a.  A.  von  Buddenbrook  in 
seiner  Samml.  der  livländ.  Gesetze  B.  I  S.  212  Anm.  a  zum  cap.  168).  — 

><«)  Falck,  Handb.  des  Schleswig-Hoktein.  Privatr.  B.  V.  Abth.  I  S.  160. 

**®)  Kopp,  Handb.  zur  Kenntniss  der  Hessen-Cassel.  Landes -Verfass.  u. 
Bechte  Th.  I  S.  474:  Es  ist  femer  ein  jeder  verbunden,  seine  gegen  den 
Nachbar  stehende  Bäume  fleissig  zu  beschneiden,  damit  nichts  überhänge,  an- 
sonst  dieser  berechtigt  seyn  soll,  das  Überhängende  wegzuschneiden  (Bau- 
Ordn.  V.  9.  Januar  1784  §  34).  —  Mögen,  diss.  de  aedif.  et  arbor.  (Giessen, 
1759);  Senkenberg,  de  jure  priv.  Hass.  pg.  59. 

"")  Heimbach,  Lehrbuch  des  particul.  Privatr.  der  zu  den  Oberappellat- 
Ger.  zu  Jena  und  Zerbst  vereinten  .  .  .  Länder  (1848)  g  316  Nr.  1. 
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Graodfltück  herüberreichenden  Warzehi  selbst  abzustossen,  befugt 
sei.  Das  hessische  Gesetz  vom  23.  Januar  1861  schliesst  sich  dem- 
nach eng  an  den  Code  Napoleon,  dessen  Qeltungsgebiet  die  dritte 
der  hessischen  Provinzen  —  die  Provinz  Bheinhessen  —  umfasst, 
an,  so  dass  seit  dem  Jahre  1861  hinsichtlich  des  Überhangs  im 
Grossherzogthum  Hessen  ein  einheitlicher  Bechtszustand  her- 
gestellt ist«") 

In  Frankfurt  a.  M.  gelten  noch  heute  die  bereits  oben  bei 
Anm.  148  besprochenen  Bestimmungen  der  Frankfurter  Refor- 
mation vom  Jahre  löTS,  welche  in  unverilnderter  Gestalt  in  die 
im  Jahre  1611  neu  publicirte  Reformation  übergegangen  sind.«*^) 


Wenn  sich  so  bei  den  Grundsätzen  des  Überhangsrechtes  in 
den  Particularrechten  der  Gegenwart  gegenüber  der  in  den  Einzel- 
heiten bestehenden  ausserordentlichen  Mannigfaltigkeit  der  älteren 
deutschen  Rechtsquellen  eine  ausgleichende,  die  Erhebungen  vom 
Durchschnittsmaasse  nivellirende  Thätigkeit  bemerkbar  macht,  so 
zeigt  sich  dieselbe  Erscheinung  auch  bei  dem  Re<^te  des  Über- 
falls. Auch^  hier  sind  die  künstlichen  Unterscheidungen,  denen 
zufolge  der  Überfall  je  nach  der  Natur  des  Baumes,   nach  dem 


BIS)  YgL  Massot,  „Was  ist  im  Grossherzogthum  Hessen  Rechtens  in 
Ansehong  überhangender  Aeste  and  übergreifender  Wurzeln?''  Archiv  für 
prmkt.  Bechtswiss.  B.  VIU  (n.  F.)  S.  281  ff.  Für  die  vor  1861  gepflanzten 
BSome  sollen  die  bis  dahin  geltenden  gesetzlichen  Bestimmungen  in  Kraft 
bleiben  (Art.  4;  hierzu  llassot  a.  a.  0.  S.  282).  Hasset  versteht  hierunter 
„das  gemeine  Becht**,  verneint  aber  die  Anwendbarkeit  der  Sätze  des  Titels 
de  aibor.  oaed.  (8.  291).  —  Das  Gesetz  vom  23.  Januar  1861  ist  durch  tit.  III 
art  80  ff.  des  Entwurfs  eines  Civilgesetzbuchs  für  Hessen-Darmstadt  (1842  bis 
1846;  Stobbe,  Bechtsquellen  11  S.  440  Nr.  66a)  vorbereitet  worden.  Betreffs 
des  Überhangs  der  Baumaste  sagt  Art.  81 :  „  .  .  .  derjenige  über  dessen  Ghnind- 
stSck  die  Baumaste  seines  Nachbar  herüberlangen,  kann  Letzteren  jederzeit  zur 
Abechneidung  dieser  Äste  anhalten.  .  .  .  Jeder  kann  Wurzeln,  welche  von 
des  Nachbars  Boden  auf  sein  Grundstück  herüberreichen  selbst  abstossen**. 
Auch  hier  zeig^  sich  unverkennbar  eine  Anlehnung  an  den  Code  NapoUon 
art  678. 

»")  Vgl.  V.  Adlerfly cht,  das  Privatr.  der  freien  Stadt  Frankfurt  (Frank- 
fort  a.  M.,  1824)  §  156;  Orth,  AnmerL  über  die  Frankf.  Beform.  Th.  VUI 
til  13  g  1.  Über  die  Geltung  der  erneuerten  Beformation  von  1611  in  der 
Gegenwart  vgl.  Stobbe,  Handb.  B.  I  §  14  Nr.  8. 

flcfcwW,  Dm  Beoht  des  Überhangt  and  OberfkUt.  9 
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Standorte  des  Letzteren,  der  Beschaffenheit  des  Nachbargrundstücks 
u.  6.  w.  bald  nach  ffiUften,  bald  nach  Orittdn  zwischen  den  SSgen- 
thümern  der  aneinandergränzendeu  Grundstücke  getheilt  wurde, 
verschwunden  und  erscheinen  nur  als  letzte  Ausklänge  in  Württem- 
berg"*), im  Kanton  Qlarus"*»)  und  im  Kanton  Appenzell.*^^^) 
Eine  Theilung  der  übergefallenen  Früchte  unter  Hinweis  auf  die 
Gültigkeit  der  diesbezüglichen  Bestimmungen  in  der  Gegenwart 
wird  u.  A.  auch  in  von  der  Nahmer's  „Handbuch  des  rheinischen 
Particularrechts"  und  bei  Kopp,  „Handbuch  zur  Kenntniss  der 
Hessen-Casselischen  Landes -Verfassung  und  Bechte"  er^hnt.'^**) 

*^*)  In  Württemberg  gilt  noch  die  £ettimmang  der  würtemberger  Baa- 
ordnang  von  1665,  der  zu  Folge  der  Nachbar  berechtig^  ist,  von  den  über- 
gefallenen Früchten  zwei  Theile  aa&usammeln;  den  dritten  Theil  moss  er,  wenn 
sein  Grundstück  eingefriedigt  ist,  dem  Banmeigenthümer  ausliefern  oder,  sofern 
das  Grundstück  keine  Einfriedigung  besitzt,  dem  Banmeigenthümer  liegen  lassen. 
Vgl.  hierzu  ßeyscher,  das  gemeine  u.  württembergische  Privatrecht  B.  111 
§  285;  y.  Weishaar,  Handb.  d.  würtemberg.  Privatr.  B.  II  §  527  sub  4 
(3.  Auü.);  Bierer,  Handbuch  u.  s,  w.  B.  I  §  KU  N.  2  (S.  261).  Eeyscher 
fuhrt  aber  auch  daneben  die  Winzerhauser  Dorfordnung,  welche  dem 
Nachbar  den  vollen  Überfall  zuspricht,  an  (a.  a.  0.  III  S.  11  Anm.  8).  Fui 
die  Frage  des  Überfalls  im  Württemberg.  Rechte  vgl.  ausserdem  S.  J.  Kapff : 
de  eo  quod  ciroa  glandes  iustum  est.  Tub.  1775  und  Elüpfel ,  über  einz.  Theile 
des  bürgerl.  E.  S.  217—221. 

s^»)  Bürgerliches  Gesetzbuch  für  den  Kanton  Glarus  §  38:  „Wenn  ein 
Obstbaum  an  der  Gräoze  zweier  im  Privatbesitze  befindlicher  Grundstücke  steht 
so  gehört  von  allem  Obst,  welches  auf  des  Nachbars  Grund  und  Boden  fällt, 
diesem  diese  Hälfte  die  andere  Hälfte  aber  dem  Eigenthümer  des 
Baumes**.  Eine  Sonderstellung  nehmen  die  überhängenden  Früchte  der  Kirsch- 
bäume ein:  „Kirschen  mag  der  Nachbar  auf  seinem  Boden  so  viel 
gewinnen,  als  er  ohne  Beschädigung  des  Baumes  mit  einem  ge- 
wohnten Hacken  erlangen  kann''.  Wenn  aber  der  Eigenthümer  de« 
Baumes  zum  Gewinne  der  Kirschen  auf  des  Nachbars  Boden  eine  Leiter  an« 
stellt,  so  sollen  die  Kirschen  gemeinschaftlich  gesatomelt  und  zwischen  den 
beiden  Eigenthümem  gleich  getheilt  werden.  —  Aus  dem  Gebiete  der  franz. 
Schweiz  vgl.  Code  rnral  du  Ganton  de  Vau d  art.  54:  „Les  fruits  de  oes  branohet 
se  partagent  entre  les  deux  propri^taires  par  6gale  portion^  Bück- 
sichtlich  des  Laubes  der  überhängenden  Zweige  bestimmt  dasselbe  Gtesetzbnch: 
„Celui,  sur  la  propri^te  du  quel  avanoent  les  branches  des  arbres  du  voisin  a 
droit  k  la  totalite  des  feuilles,  qui  tombent  naturellement  sur 
son  terrain^ 

*'Bb)  Nach  dem  Appenzeller  Landbuch  art  122  sollen  «wo  frucht- 
bare Bäume  stehen  das  Anriss  auf  der  Seite  da  es  fällt  entzwey  getheilt  werden 
und  jedwederen  halb  zu  dienen  man  schüttele  es  oder  es  falle  sonst,  aus- 
genommen, wenn  ungestüme  Winde  vorhanden,  als  es  dann  nach  der  Billigkeit 
freundlich,  nachbarlich,  treulich  und  ungefährlich  getheilt  werden  solle". 

»••)  ^reidenbacher  Landsbrauch  bei  von  der  Nahmer  II  S.  890, 
sowie  Kopp  a.  a.  O.  B  I  S.  465. 
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Der  HauptttDterechiedy  auf  dessen  häufige  Verkennung  bereits  oben 
hingewiesen  wurde,  besteht  zwischen  den  einzelnen  Partioularrechten 
gegenwärtig  darin ,  dass  die  Einen  dem  Nachbar  sämmtliche 
Früchte  der  überhängenden  Zweige,  die  Anderen  ihm  nur 
die  übergefallenen  Früchte  zusprechen.  Die  Erklärung  dieses 
Fruchtgennssrechtes  des  Nachbars  ist  dieselbe  geblieben,  wie  sie  im 
§  4  in  Hinblick  auf  die  älteren  Quellen  zur  Darstellung  gelangte: 
dem  Nachbar  soll  für  die  Duldung  der  überhängenden  Aste  ein 
Äquivalent  gewährt  werden.'^^^)  Diese  Auslegung  hat  sogar  in 
den  neueren  Gesetzgebungen  an  Boden  gewonnen,  und  erhält  ihre 
Unterstützung  nicht  nur  in  den  Motiven  und  Oommentaren  zu  den- 
selben, sondern  auch  in  der  Fassung  einzelner  hier  einschlagender 
Ge0et£e8paragraphen  '^''). 

Aus  der  Zahl  der  particularrechtliohen  Darstellungen  der- 
jenigen Länder,  in  denen  das  gemeine  Becht  noch  gegenwärtig 
seine  Gültigkeit  bewahrt  hat,  wird  die  Geltung  des  interdict.  de 
glande  legenda  von  Bertram  ausdrücklich  für  Nassau'^^)  be- 
hauptet, {edoch  wird  diese  Behauptung  sofort  durch  den  Zusatz 
eingeschränkt,  dass  „in  einem  grossen  Theil  des  nassauischen  Ge- 
bietes Localgewohnheiten ,  wonach  die  deutschrechtliche  Rechts- 
auffassung vom  . . .  Überfall  beibehalten  ist,  bestehen^'.  Auf  Grund 
derselben  Überlegung  wie  oben  bei  Anm.  306  glauben  wir  die  Frage 


tMb)  Vgl.  oben  Anm.  2a3  und  die  daselbst  Citirten:  so  Falck,  Hesse, 
Blnntsohli;  aoBserdem  die  Motive  für  den  Entwurf  des  hessischen 
üesetzbuohes  S.  118  an  derselben  Stelle.  Yon  iraniösischen  Sohriftstellem 
vgL  die  BemerkuDgen  über  die  coutume  de  Bassigny  art  193  bei  Gayot 
s.  a.  O.  B.  I  8.  562:  „qa'il  est  juste  que  le  voisin  .  .  .  perQoive  cette  portion 
des.  fniits  tombS  de  son  ootö,  tant  k  cause  de  rinoommodit^  qa'il  re^oit  de 
Varbre*',  und  bei  Motivinmg  der  eignen  Ansicht  Guyot*s:  il  est  soffisament 
indemnise  da  dommage  que  peat  loi  oauser  la  proximit^  de  Varbre  (bei  Merlin , 
B.  L  S.  461  unter  „arbre"*  N.  VIU);  Troploug,  droit  civil  ezpliqa«,  de  la 
prescription  Nr.  847.  —  Nor  die  Motive  für  das  säohs.  bürgerL  Gesets* 
buch  heben  hervor,  dass  man  mit  der  gesetzlichen  Anerkennung  des  Genuss- 
rechtes  des  Nachbars  an  den  übergefallenen  Früchten  den  nachbarlichen  Frieden 
habe  sichern  wollen  (vgl.  Sieben  haar,  Gommentar  zu  §  d63X 

*>^  Ich  meine  damit  den  Ausdruck  des  Freuss.  Land.  R.  I,  9  §  289: 
Duldet  er  hingegen  dieselben  (die  überhängenden  Zweige),  so  ist  er  be- 
rechtigt, diejenigen  Früchte  sich  zu  zueignen  u.  s.  w.;  ebenso  Lois  civiles  du 
Canton  de  Fribourg  art.  472:  »S'il  veut  sonffrir  les  branches,  qui 
avanoent  sur  son  fond,  il  peut  cueillir  les  fruits  qu'elles  portent  ....**  — 
Vgl.  für  diese  Ausdrücke  auch  Kumpel,  Handb.  des  herzogl.  Sachs.-Meining. 
Privalr.  8.  172;  Dernburg  a.  a.  0.  I  §  220;  Grefe,  Hannovers  Recht  B.  11 
S.  109;  fleimbach,  a.  a.  O.  g  316  sub  8. 

s»)  Bertram,  Das  nassauische  Privatrecht  §  215  (S.  80)  und  §  216. 

9* 
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der  Anwendung  des  interd.  de  glande  legenda  in  Hinblick  auf 
Meklenburg,  Braunschweig,  Hamburg  und  Waldek  be- 
jahen zu  müBsen. 

Die  deutBchrechtlichen  Grundsätze  des  Überfalls  gelten  vor 
Allem  in  Hannover**'),  S. -Weimar,  S.-Meiningen,  S.-Gotha, 
S.-AUenburg,  Anhalt,  den  beiden  Fürstenthümern  Reuss  und 
in  Schwarzburg -Budolstadt**®),  und  zwar  räumen  die  für 
diese  Gebiete  maassgebenden  particularrechtlichen  Darstellungen 
übereinstimmend  dem  Nachbar  das  Recht  ein,  sämmtliche  Früchte 
der  überhängenden  Zweige  sich  zuzueignen,  während  Paulseu  und 
Falck  hinsichtlich  Schleswig-Holstein's  dem  Nachbar  nur  die 
auf  sein  Grundstück  übergefallenen  Früchte  zusprechen.'*^)  In 
dem  letztgenannten  Sinne  ist  auch  die  noch  gegenwärtig  geltende 
Bestimmung  der  Frankfurter  Reformation  in  der  Ausgabe 
von  1611  Vm  tit,  13  §  2: 

Was  sonst  von  des  Baumes  Eisten  über  dess  Nachbarn  Gut 


*>*)  Grefe,  Hannovers  Recht  S.  1Q9;  Grefe  beeweifelt  jedoch  eine  all« 
g^emeine  Geltang  der  im  Text  genannten  Beohtsregfol.  Vgl.  von  Bamdohr, 
Jurist.  Erfahr.  Thl.  I,  S.  34  fg. 

»**)  Patent,  vom  15.  Juni  1819  (fieg.  BL  S.  101):  „Da  dariito  oft 
Irrungen  entstehen,  welches  Verfahren  bei  Ausmittelung  des  sogenannten  Über- 
hangs eintreten  soll,  so  wird  als  Regel,  insofern  nicht  durch  Verträge  oder  er- 
weisliches Herkommen  ein  Anderes  bestimmt  ist,  festgesetzt,  dass  in  der  Mitte 
der  Furche,  welche  die  Grenze  der  Grundstücke  macht,  eine  lange  Stange,  die 
zwischen  den  Aesten  des  Baumes  durchgeht,  perpendicular  aufgerichtet  werden 
und  alles  Obst,  was  an  den  Aesten,  die  über  die  Furche  hinüber,  auf  des  Nach- 
bars Stück  reichen,  hängt,  dem  Nachbar  gebühren,  ihm  sogar  das  Abnehmen 
desselben  im  Beiseyn  des  Eigenthümers  des  Baumes  gestattet  seyn  soll  .  .  .^ 
(£mminghaus,  a.  a.  O.  S.  445  Anm.  1).  VgL  ausserdem  Sachse,  Handbuch 
u.  s.  w.  S.  465  und  Volker,  a.  a.  0.  i  247  (S.  325). 

Kumpel,  a.  a.  0.  t  280  sub  4;  unter  Berufung  auf  Ssp.  II,  52,  wobei 
jedoch  Kumpel  jedenfalls  den  Zusatz  der  Glosse  zu  IE,  52  im  Auge  hat 

Brückner,  Handbuch  {  465. 

Hesse,  Handbuch  «  209  (S.  159). 

Heimbach,  Lehrb.  des  particulären  Privatrechts  u.  s.  w.  §  316  sub  & 

Günther  von  Bamberg,  das  Schwarzburg  -  Budolstädi  Frivatr.  S.  52 
und  118. 

"**)  Paulsen,  Lehrbuch  des  Frivatr.  des  Herzogth.  Schleswig  u.  Holstein, 
2.  Auü.  §  66  bei  Anm.  6;  Falck,  Handbuch  B.  V  S.  160  («  111).  Für  das 
hiermit  übereinstimmende  livländische  Recht  vgl.  Bunge  a.a.  O.  I§  136 
und  auf  der  andern  Seite  v.  Buddenbrock,  Samml.  der  livländ.  Ges.  B.  I 
S.  212  Anm.  a  zu  Gap.  163.  —  £benso  gelten  die  deutschrechtlicheu  Grund- 
sätze rüoksichtlich  des  Überfalls  der  Früchte  im  dänischen  und  norwegi- 
schen Hechte;   vgl.  Hurtigkarl,  Danske  og  Norske  Ret  D.  II  B.  I  S.  206. 
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hangen  von  Obs  wachest    vnd   auff   desselben    Grund 
abfeilt  soll  desselben  I^achbars  seyn  vnd  bleyben, 
auszulegen.     Der  Sinn  dieser  Stelle  ist  nicht,  wie  Bender'*^*)  be- 
hauptet, der,  dass  dem  Nachbar  das  überhängende  und  über- 
fallende Obst  gleichmässig  zugesprochen  wird,  vielmehr  wird  der 
Erwerb  der  Früchte  der  überhängenden  Zweige  seitens  des  Nach- 
bars davon  abhängig  gemacht,  dass  sie  sich   vom  ßaume  getrennt 
haben  und  auf  das  Nachbargrundstück  zu  liegen  gekommen  sind.'^*) 
Von  den  wichtigeren  Legislationen  verfolgen  denselben  Grund- 
satz  der  Codex  Maximilianeus**')   und,  entgegen  der  früher 
in  Sachsen  geltenden  Doctrin,  das  Bürgerl.  Gesetzbuch  für  d. 
Egr.  Sachsen.    Ersterer  bestimmt  im  TL.  Th.  3.  Kap.  §  20,  2: 
„Wem   nun   2do   das  Gut   selbst  zugehört,    dem  gehören 
„auch  regulariter  die  Früchte  zu,  sofern  nicht  ein  anderer 
das  Becht  dazu  hat,  wie  z.  B.  ein  Nutzniesser  oder  Pachter 
der  Gutsnutzungen  oder  der  Nachbar  in  Ansehen  der 
Baumfrüchte,   welche  von  den  auf  seinen  Grund 
hinüber  hangenden  Aesten  abfallen.^' 
Merkwürdiger   Weise   hat   der    „Entwurf  eines    bürgerl. 
Gosetzb.  für  das  Egr.  Bayern'^  diesen  von  dem  Cod.  Maxim, 
verfolgten  Weg  verlassen  und  dem  Nachbar  „die  auf  seinen  Grund 
von  dem  Baume  des  Nachbarn  überhängenden  Früchte'^  un- 
abhängig davon,  ob  sie  auf  seinen  Grund  übergefallen  sind,  zu- 
gesprochen **^),  während  wieder  der  im  übrigen  mit  dem  bayrischen 
Entwürfe  in  den    Fragen   des  Überhangs  und  Überfalls  nah   ver- 
wandte Entwurf  eines  Civilgesetzbuchs  für  Hessen-Darmstadt 
in  Art  81  Abs.  2  bestimmt: 

„Auch  gehören  ihm  (dem  Nachbar)  die  von  denselben  (den 


"»•)  Bender,  Lehrb.  des  Privatr.  der  freien  Stadt  Frankfurt  8.  99  An- 
merknng  *. 

•w)  Übereinstimmend:  Orth,  Frankfurter  Reformation  Th.  VlII  tit.  13 
(ForU.  m  S.  Ö79). 

•*■)  Vgl.  Kreittmayr,  Commentar  zum  Cod.  Maxim.  Bav.  civ.  ß.  11 
S.  961;  Aoth,  Bayrisches  Civilrecht  B.  11  §  144,  I,  5.  Die  neben  dem  Cod. 
Maxim,  geltenden  Sonderrechte  sind  bereits  oben  im  §  4  besprochen  (so: 
Faldaisches  Privatr.  g  lö5  bei  Weber,  a.a.O.  B.  lU  S.  9B0;  Schwein- 
furt. Statutar- Recht  bei  Weber  lU  S.  665;  Statuten  der  vormaligen 
Reichsabtei  Ochsenhansen  §  21  bei  Weber  lY  S.  295  u.  a.). 

"*)  Entwurf  eines  bürgerl.  Gesetzb.  f.  d.  Kgr.  Bayern  Th.  III 
Hauptat.  in  Art.  199:  „Macht  der  Ghrundeigenthümer  von  dem  ihm  nach  Art.  198 
Abs.  I  zustehenden  Rechte  keinen  Gebrauch,  so  gehören  ihm  die  auf  seinen 
Grund  von  dem  Baum  des  Nachbarn  überhängenden  Früchte". 
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^^überhängenden  Zweigen)  aaf  sein  Qrandetüok  herab- 
„fallenden  Früchte*', 

und  ausdrücklich  in  den  Motiven  hierzu  S.  118  bemerkt,  dass  „man 
dem  Baumeigenthümer^  das  Änsichziehen  und  Langen  nicht  habe 
verwehren  wollen,  im  Übrigen  aber  die  herabfallenden  nicht 
die  hängenden  Früchte  als  stillschweigend  zugestandenen  Ent- 
gelt für  die  vom  Stammeigenthümer  hängen  gelassenen  Zweige  ge- 
dacht habe". 

Wie  bereits  angedeutet  wurde,  brachte  das  frühere  sächsische 
Recht  vor  dem  Jahre  1863  unterstützt  durch  die  Theorie  eines  ius 
aeris  und  unter  Berufung  auf  Weichb.  cap.  126  (Zobel)  fast 
ausnahmslos  den  Satz  „vnd  henget  obs  in  seinen  hoff,  das  ist  zu 
recht  sein"  zur  Anwendung.***)  Nur  der  Leipziger  Schöffenstuhl 
vertrat  in  einem  Urtheil  vom  Jahre  1630***)  die  dem  Bürgerl.  Gte- 
setzbuche  verwandte  Ansicht  der  Glosse  zum  Ssp.,  und  fand 
hierin  in  Carpzow**^),  Fachs  u.  a.  vereinzelte  Anhänger. 

Das  Bürgerliche  Gesetzbuch  f.  d.  Kgr.  Sachsen  selbst 
hebt  im  §  363  ausdrücklich  hervor,  dass  die  auf  das  Grundstück 
des  Nachbars  überhängenden  Früchte  dem  Eigenthümer  des  Stammes 
gehören  und  fügt  nur  beschränkend  hinzu,  dass  Letzterer,  im  Gegen- 
satz zu  den  Anordnungen  des  römischen  Rechts,  zum  Behufe  ihrer 
Abbringung  das  Grundstück  des  Nachbars  nicht  wider  dessen 
Willen  betreten  darf.  Der  Eigenthümer  des  Stammes  ist  demnach 
berechtigt,    in   Ausübung    seines    Eigen thumsrechtes    von    seinem 


»>«)  Berger,  Oeoon.  lib.  U  tit.  2  th.  17  n.  2;  Beyer  1.  c.  Fand,  lib 
XLUI,28;  Sohott,  inst  jar.  Sax.  L.  11 S.  IL  §20;  Cartiusa.  a.  0.  §536(111 
Aufl.);  Haubold,  a.a.O.  §362  a.  IL;  Schmidt  a.a.O.  3.257;  Sieben  haar 
Commentar  zu  §  863;  — -  Vgl.  auch  Erkenntn.  des  Oberappell.-Gkr.  v.  16.  Jan. 
1863  (VI,  S.  386  ff-X  und  vom  28.  Mai  1863  (Annal.  a.  P.  B.  YU  S.  393);  von 
älteren  Erkenntnissen  vgl.  das  Urtheil  der  Fac  Wittenberg  (1705)  bei  Wernher 
1.  0.426. 

<**)  Urtheil  in  Sachen  Petr.  Ferbers  za  Lommatzsch  (1690):  „Stehen  in 
Eurem  Garten  etliche  Obstbäume  hart  an  den  Zaune  also  dass  die  Zweige  in 
Eures  Nachbarn  Garten  beugen  und  wenn  ihr  selbige  Bäume  schüttelt  die 
Früchte  von  solchen  Zweigen  in  des  Nachbars  Garten  fallen  etc., 
so  verbleiben  solche  Früchte  nach  Sachsenrecht  dem  Nachbar  billig  und  ihr 
seyd  dieselbige  in  seinem  Garten  auffzulesen  nicht  befugt.  V.  R.  W."  (abgedruckt 
bei  Carpzow,  ps.  III  const.  32  def.  25  und  bei  Fachs,  diff.  iur.  civ.  Saxon« 
d.  14). 

^^^  Carpzow,  ps.  III  const.  32  def.  25:  At  de  jure  Saxonico  fructus  ex 
ramis  mearum  arborum  decidentes  in  fundum  vicini  ad  ipsum  vicinum  per- 
tinent. 
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Grandstückc  aus  die  Früchte  der  überhängenden  Zweige,  welche 
er  erlangen  kann,  absanehmen^  während  einerseits  der  Nachbar  in 
Übereinstimmung  mit  der  weitüberwiegenden  Anzahl  der  älteren 
deutschen  Bechtsquellen  in  eine  abwartende  Stellung  gedrängt  ist, 
und  nur  die  vom  Baume  losgelösten  und  auf  sein  Grundstück  ge- 
fidlenen  Früchte  aufsammeln  darf.^*^)  Gleichgültig  ist  es  hinsicht- 
lich des  letztgenannten  Punktes,  auf  welche  Weise  die  Trennung 
der  Früchte  vom  Baume  erfolgt  ist;  dem  Nachbar  gehört  deshalb, 
ebenfalls  wieder  in  Übereinstimmung  mit  den  älteren  Rechtsaufzeich- 
nungen, auch  der  bei  dem  Schütteln  des  Baumes  durch  den  Bigen- 
thümer  desselben  gewonnene  Überfall. 

Die  hier  einschlagenden  §§  des  preussi sehen  Landrechts 
sind  gleich  den  diesbezüglichen  Bestimmungen  des  oesterreichi- 
schen  allgemeinen  bürgerlichen  Gesetzbuchs  im  Vorher- 
gehenden bereits  so  vielfiEich  angeführt  worden,  dass  es  nur  noch 
erübrigt,  auf  einige  Hauptpunkte  des  preuss.  Rechts  aufmerksam 
zu  machen,  während  hinsichtlich  des  oesterr.  Rechts  auf  die  Aus* 
fahrungen  bei  Anm.  286  ff.  verwiesen  werden  kann. 

Gleich  dem  bürgerl.  Gesetzb.  f.  d.  Egr.  Sachsen  spricht  das 
Ph  L.-R.  dem  Eigenthttmer  des  Stammes  das  Eigenthnm  an  sämmt- 
liehen  Früchten  des  Baumes  einschliesslich  derjenigen  der  auf  das 
Nachbargrundstück  überhängenden  Zweige  zu'**).  Der  Stammeigen- 
thüm^r  ist  befugt»  sein  Eigenthumsreoht  durch  Einerntung  aller 
Früchte,  die  er  von  seinem  Grundstücke  aus,  „ohne  den  Grund  des 
Nachbars  zu  berühren^  (If  d  §  289),  erreichen  kann,  geltend  zu 
machen."®)    Das  Pr.  L.-R.    unterscheidet   sich   nur  dadurch  von 


**")  Schmidt,  Vorles.  B.  I  S.  257;  Siebenhaar,  Lehrb.  des  sächs. 
Privatr.  S.  d&ü  ff.;  Wengler  n.  Brachmann,  a.  a.  0.  zu  g  368;  Sieben- 
haar, Commentar,  zn  §  363,  daselbst  auoh  die  Motive.  —  Dem  Baum^gen- 
thfimer  ist  es  nicht  verwehrt,  die  überhängenden  Zweige,  auch  wenn  sie  mit 
Frachten  behangen  sind,  zu  beseitigen.  Vgl.  hierzu  das  preass.  Land-E.  I, 
1 291 :  ,,Dagegen  ist  der  Eigenthümer  des  Baumes  die  auf  den  Grund  des  Nach- 
bars hinüberhangenden  Zweige  auf  seinem  eigenen  Grund  und  Boden  weg- 
zuhaoen  wohl  befugt**.  Hierüber  sind  besonders  die  Ausfuhrungen  Gruohot's 
(Beitrage  B.  Yll  S.  128)  zu  vergleichen.  —  Vgl.  auch  Pfyffer,  Erläuterungen 
des  bürgerl.  Gesetzb.  des  Kantons  Luzern  11  Th.  S.  87. 

***)  Dies  ei^ebt  sich  vor  Allem  aus  §  294  des  Fr.  L.  &.  I,  9: 

i,Auoh  die  Fruchte,   welche  nach  erfolgter  Wegsohaffung  an   dem 
„Baume  noch  befestigt  sind,  gehören  dem  Eigenthümer**, 
ebenso  wie  aus  der  Gegenüberstellung  des  §  290  und  29t  des  Fr.  L.  B.  I,  9. 

SM)  Vgl.  zu  (diesen  §§:  Koch,  a.  a.  O.  B.  I  zu  I,  9  S.  2B9  ff.;  Förster, 
a.  a.  O.  §  173  sub  3;  Dernburg,  a.  a  0.  §  220  bei  Anm.  14;  Kayser,  a  a. 
0.  bei  Gruchot  B.  XXI  S.  85  f.  und  Gruchot  B.  VII  S.  122  ff. 
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dem  säch».  Gesetzb.,  dafls  es  den  StammeigeDthümer  in  ungleich 
höherem  Maasse  beschränkt  und  die  ebenangeführte  aus  §  289 
entnommene  Befiigniss  desselben  dahin  einengt,  dass  der  Eigen- 
thiimer 

„dergleichen  Früchte  (d.  h.  die  der  überhängenden  Zweige) 
....  nicht  mit  Instrumenten  herüberlangen,  oder  durch 
das  Herüberbeiigen  der  Aeste  an  sich  ziehen  darf'^*'^)'**) 
Auf  der  Seite  des  Nachbars  dagegen  zeigt  sich  ein  Unterschied 
zwischen  dem  sächs.  Qesetzb.  und  dem  Pr.  L.*R.  darin,  dass  Letzteres 
in  I,  9  §  289  den  Erwerb  der  an  den  überhängenden  Asten  wachsen- 
den Früchten  für  den  Nachbar  nicht  davon  abhängig  macht,  dass 
sich  diese  Früchte  von  dem  Baume  losgelöst  haben  und  auf  das 
Nachbargrundstück  gefallen  sind,  sondern  den  Nachbar  kurzweg 
diejenigen  Früchte  zuspricht,  welche 

„der  Eigenthümer  nicht  einsammeln  kann,  ohne  den  Ghrund 
„des  Nachbars  zu  berühren^^ 
Diese  Bestimmung  steht  insofern  mit  dem  im  Vorhergehenden 
citirten  §  290  in  Zusammenhang,  als  sich  bei  der  Einengung  des 
Ernterechts  des  Baumeigenthümers  mit  Sicherheit  bestimmen  lässt, 
welche  Früchte  dem  Letzteren  ein  für  alle  Mal  entzogen  sind, 
während  im  Bürgerl.  Gesetzb.  f.  d.  Kgr*  Sachsen,  da  dieses  dem 
Baumeigenthümer  keine  dem  preuss.  Land-B.  I,  9  §  290  ähnliche 
Beschränkung  auferlegt,  erst  mit  dem  Ab&llen  der  Früchte  auf 
das  Nachbargrundstück  die  Möglichkeit  einer  Apprehension  der- 
selben durch  den  Baumeigenthümer  ausgeschlossen  wird.*'*) 


'*')  Hiermit  übereinstimmend  die  AuBlegang  des  bürgerl.  G-esetzb.  fnr  den 
£anton  Lazern  §  284  von  Pfyffer:  „Dergleichen  Früohte  darf  also  der 
Eigenthümer  des  Baumes  weder  aaf  dem  fremden  Gründe  einsammeln,  noch 
duroh  Lenkung  der  Aeste  oder  durch  Werkzeuge  an  sich  ziehen  .  .  ,** 

'")  Der  Stammeig^nthümer  ist  demg^mäss  wie  in  mehreren  filteren  deut- 
schen Quellen  auf  den  Gebrauch  seiner  Hände  angewiesen,  er  darf  jedoch  über* 
dies,  wie  es  im  Wortlaute  des  Gesetzes  ausdrücklich  ausgesprochen  ist,  die 
Aeste  nicht  durch  das  Herüberbeugen  ...  an  sich  ziehen''.  Übereinstimmend 
Kays  er,  a.  a.  0.  S.  85.  Vgl.  die  Motive  zum  Entwürfe  des  Gesetzbuchs  für 
Hessen-Darmstadt  S.  118  und  oben  Anm.  244  fg. 

^  Für  die  in  den  einzelnen  preussischen  Provinzen  hinsichtlich  des  Überfalls 
geltenden  Rechtsnormen  vgl.  ausser  den  bei  Anm.  319, 321  u.  anderw.  Genannten: 
Jiaurenbreoher,  Die  rheinpreuss.  Landrechte  B.  II  S.  652  ff.:  Geldern- 
sches  Landrecht  Th.  11  tit.  ö  §  7:  Der  sijne  Aefb— JBoomen  hangende  heeft 
met  die  tacken  over  sijns  Naebuers  Erve,  moet  die  overhangenden  tacken  af- 
houwen  ofte  moet  s^nen  Naebaer  laeten  volg^n  die  helft  von  alle  die  Vruchten, 
die  alsoo  overhangende  zijn,  d'welck  den  Naebuer  van  beyden't  beste  belieft; 
Hittermaier,  a.  a.  0.  macht  ausserdem  noch  auf  das  Frovinzialrecht  von 
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Wie  fest  da«  preussische  Recht  von  der  Richtigkeit  dieser 
Satse  QDd  ihrer  Brauchbarkeit  für  die  Praxis  überzeugt  war,  be- 
weist die  Thatsache,  dass  es  dieselben  auch  bei  den  späteren 
Versuchen  einer  G^setzesneugestaltung  in  fast  unveränderter  Form 
bewahrte.  So  bestimmt  der  hier  in  Betracht  kommende  ,,revi- 
dirte  Entwurf  des  Allgemeinen  Landrechts''  vom  Jahre 
1834  (als  Manuscript  gedruckt)  und  in  Übereinstimmung  hiermit 
der  nochmals  unter  dem  Titel-  eines  ^^Bürgerlichen  Gesetz- 
buchs für  die  preussischen  Staaten*'  im  Jahre  1840  im 
Drack  erschienene  Entwurf  im  11  Theil  Tit.  II  Abth.  V  §  290: 

„IKe  Früchte  hinüberhängender  Zweige  gehören  dem  Nach- 
tbar soweit  der  Eigenthümer  des  Baumes  dieselben  nicht 
„einsammeln  kann,    ohne   den  Boden  des  Nachbars  zu  he- 
rrühren.   Auch  darf  der  Eigenthümer  dergleichen  Früchte 
„nicht   mit  Instrumenten    herunterlangen   oder   durch    das 
,3inüberbeugen  der  Aste  an  sich  ziehen;  derselbe  ist  aber 
„befugt,  die  über  die  G-ränze  hängenden  Zweige  auf  seinem 
„eigenen  Grund  und  Boden  wegzuhauen."''^) 
Der  §  202  des  Pr.  L.-R.  I,  9  selbst  erweitert  den  Kreis  des  §  290 
Pr.  L.-R.  I,  9  überdies  durch  die  gleichfalls  von  dem  Entwürfe  von 
1834  bezieh.  1840  beibehaltene  Bestimmung: 

„Früchte  eines  an  der  Ghränze   stehenden  Baumes,    welche 
„durch  die  Gtewalt  des  Windes  über  die  Grenze  getrieben 
„werden,  ist  der  Nachbar  sich  zuzueignen  berechtigt". 
Der  Entwurf  von  1834  bezieh.   1840  setzt  hierfür  nur  in  Th.  II 
Tit.  n  Abth.  V  §  291  die  allgemeinere  Fassung: 

„Die  durch  Zufall  auf  den  Grund  und  Boden  des 
„Nachbars  gefallenen  Früchte  kann  der  Letztere  sich 
„zueignen", 
ein. 

Der  Grund  für  diese  letztgedachte  Gesetzesentscheidung  des 
Pr.  L.  SL  ist  m.  E.  darin  zu  suchen,  dass  der  Gesetzgeber  allen 
Streitigkeiten  der  Grundstücksnachbarn  über  den  Ursprung  der  über- 
gefallenen Früchte  —  darüber,  ob  dieselben  Früchte  der  überhängen- 
den Früchte  oder  nichtüberhängenden  Zweige  gewesen  —  vorbeugen 

Berg  i  29  aufmerksam.  —  Die  est-  und  westpreussischen  Frovinzial- 
r echte  enthalten  keinen  von  dem  Pr.  L.  R.  abweichenden  Zusate;  ebenso- 
wenig findet  sich  ein  solcher  in  dem  „revidirten  Entwürfe  des  Pro- 
vinzialrechts  de  8   Herzogthums   Sachsen^  (1841). 

^  Die  gleichfalls  als  Manuscript  gedruckten  Motive  hierzu  vom  Jahre 
18S1  (L  Th.)  machen  nur  kurz  auf  die  Zusammenziehung  der  getrennten  §§  des 
Pr.  L.  B.  in  einen  einheitlichen  §  aufmerksam. 
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wollte.  Ein  Ausschluss  der  Annahroe,  dass  für  das  Überfallsrecht 
des  preuss.  Land-Recbts,  gleichwie  für  die  übrigen  neueren  Gesetz- 
gebungen, der  Gedanke  einer  Entschädigung  des  Nachbars  (^der 
den  bösen  Tropfen  geniesst,  geniesst  auch  den  guten'')  die  Grund- 
lage gebildet  hat,  wird  durch  diese  aus  legislatorischen  Gründen  vor- 
genommene Erweiterung  nicht  bedingt.  ••*) 

Auffallender  Weise  versäumt  der  Code  Napoleon,  die  Frage 
des  Überfalls  der  Früchte  auf  das  Nachbargrundstück  zu  entscheiden, 
—  ein  Mangel,  dessen  Grund  von  den  französischen  Rechtsgelehrten 
sowohl,  wie  von  den  deutschen  Schriftstellern  über  den  C.  N.  mehr 
in  einem  blossen  Versehen,  als  in  einer  beabsichtigten  Auslassung 
seitens  der  Gesetzesredaktoren  gesucht  wird."'*)  Mag  dem  sein, 
wie  ihm  wolle,  jedenfalls  hat  eich  die  Nothwendigkeit  des  Versuchs 
einer  Ergänzung  dieser  Lücke  und  der  Schaffung  einer  Handhabe 
für  die  Praxis  unabweisbar  geltend  gemacht  und  sind  deshalb  fran- 
zösische und  deutsche  Theoretiker  bestrebt  gewesen,  eine  Lösung 
von  dem  Standpunkte  allgemeiner  Principien  zu  finden. 

Ausgeschlossen  ist  die  Möglichkeit  einer  Ergänzung  des  Ge- 
setzes durch  die  zahlreichen  älteren  Gewohnheitsrechte,  welche  im 
§  4  vergleichsweise  erwähnt  worden  sind"^),  denn  art.  7  des  Gk* 
setzes  vom  30.  Ventöse  an  Xu  (21.  März  1864)  bestimmt  ausdrück- 
lich, dass  mit  dem  Tage,  an  welchem  der  0.  N.  in  Kraft  träte. 


*")  Vgl.  Gmchot,  B.  Vn  8. 127:  „Auch  der  blosse  Nntzangsberecktigte 

hat  auf  die  überhängenden  Früchte  Ansprach zumal  Jener  die 

Nachtheile  empfindet,  die  durch  diesen  Fruchtgenuss  aufge- 
wogen werden."  Dieselbe  Bemerkung  auf  S.  127  unten.  —  A.  A.  hinsicht- 
lich der  Interpretation  des  Fr.  L.  B.  §  290  u.  292:  Kays  er  a.  a.  0.  S.  8ö. 
Kein  Gegengrund  ist,  dass  der  Nachbar  die  abgehauenen  Zweige  an  den 
Baumeigenthümer  herausgeben  muss  (so  Eayser,  a.  a.  0.)}  zumal  ja,  wie  wir 
oben  gesehen  haben,  der  Nachbar  befugt  ist,  die  Bückerstattnng  der  ihm  aus 
der  selbständigen  Beseitigung  der  Zweige  erwachsenen  Kosten  zu  verlangen. 

*'^)  £benso  wenig  wie  der  Code  Napoleon  selbst,  entscheiden  diese  Frage 
die  mehrfach  erwähnten  mit  ihm  in  engstem  Zusammenhange  stehenden  Ge- 
setzbücher für  Belgien,  Holland  (Burgerlijk  Wetboek),  Italien  (Oo- 
dice  civile  del  Regno  d'Italia;  in  gleicher  Weise  C.  c.  per  gli  stati 
.  .  .  di  Sardegna  und  C.  c.  per  lo  Regno  delle  due  Sicilie  xl  s.  w.); 
Dieselbe  Lücke  im  rumänischen  Gesetzbuch  (Godioele  civilu). 

^^)  Z.  B.  durch  die  coutume  de  Bassigny  (Guyot,  r^pertoire  uni- 
versel  etc.  B.  1  S.  562).  die  coutume  de  Faris  (Guyot,  a.  a.  0.  S.  Ö63X 
die  coutume  de  Bretagne  (Ferchambaut,  Gomment.  u.  Guyot  a.a.O.), 
die  coutume  de  Normandie  (Fournel,  traitö  du  voisinageS.  148, 4.  Aufl. 
S.  168),  die  coutume  de  Bergh  Saint-Vinoix,  die  coutume  de  S6dan 
(Fournel,  a.  a.  0.  S.  149  u.  löO,  4.  Aufl.  S.  153  fg.)  u.  a. 
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„lea  lois  romaines,  les  ordonnances,  les  coutumes  geuerales 
ou  locales,  les  statuta,  les  r^glements  cessent  d'avoir  force 
de  loi  g^n^rale  ou  particuli^re  dans  les  mati^res,  qui  sont 
Tobjet  des  dites  lois  composant  le  pr^ent  Code.""*) 

Damit  wurden,  wie  Behaghel  richtig  bemerkt  ^^*),  nicht  nur  die- 
jenigen bisher  geltenden  Bestimmungen  aufgehoben,  welche  mit  dem 
C.  ü).  ^^unmittelbar  oder  folgerungsweise  in  Widerspruch  stehen, 
sondern  es  trifit  die  Aufhebung  unbeschränkt  alle  Gesetze  über 
Lehren,  welche  in  dem  C.  N.  abgehandelt  werden,  soweit  dieser 
nicht  selbst  wieder  auf  solche  ältere  Gesetze  verweist."  •***) 

Da  so  eine  Beantwortung  der  Frage  nach  der  rechtlichen  Be- 
handlung des  Überfalls  auf  historischer  Grundlage  ausgeschlossen 
ist,  so  können  auch  nur  diejenigen  Erklärungsversuche  in  Betracht 
kommen,  welche  bemüht  sind,  eine  Lösung  unter  Beibringung 
theoretischer  Gründe  zu  erzielen;  und  zwar  theilen  sich  dieselben 
in  drei  Hauptgruppen,  deren  Erste  unter  verschiedenen  Modificationen 
dem  Kachbar  ein  Recht  auf  die  abgefallenen  Früchte  des  Über* 
hangs  einräumt,  während  die  Zweite  mit  Entschiedenheit  das  Eigen- 
tbumsrecht  des  Stanmieigenthümers  und  die  Möglichkeit  einer 
Bealisirung  desselben  auch  in  Anbetracht  der  auf  das  Naohbar- 
grundstück  übei^efallenen  Früchte  betont.  Die  dritte  Gruppe  end- 
lich constatirt  zugleich  mit  dem  Vorhandensein  einer  der  Ergänzung 
auf  legislativem  Wege  bedürfenden  Lücke  die  Unmöglichkeit  einer 
vollen  Befriedigung  des  Baumeigenthümers.  *^^) 


»»*)  Vgl.  Duranton,  Cours  de  droit  fran^ais  (IV.  Ausg.)  B.  V  S.  430. 
Ausserdem  hierzu  Demolombe,  Cours  de  Code  Napoleon,  ß.  XI  S.  564; 
Fardessus,  trait^  des  servitudes  £.  I  S.  442  und  Laurent,  Principes  de 
droit  civil  B.  VIU  S.  39 ;  ebenso  B o  il e ux,  Commentaire  sur  le  C.  N.  (VI.  Ausg.) 
B.  n  S.  870. 

»•)  Behaghel,  a.  a.  0.  B.  I  S.  37  (2.  Aufl.). 

*^)  Hiermit  stinunt  das  badische  Landrecht  in  dem  L  Einfuhr. -Bdikt 
XVn  a.  A.  6b  vgl  mit  A.  1390  überein  (Behaghel,  a.  a.  0.).  —  Er- 
gänzend wirkt  z.  B.  das  Herkommen  (usage)  in  Art  590,  593,  608,  663,  674, 
1648,  1736,  1748,  1753  u.  s.  w. 

**^)  Darüber,  dass  die  an  den  überragenden  Ästen  noch  befindlichen 
Früchte  Eigenthum  des  Baumeigenthümers  sind,  und  von  dem  Nachbar  nicht 
gepflückt  werden  dürfen,  herrscht  EinTerständniss.  Vgl.  M o u r  1  o n  No.  1 777 ; 
Pardessus,  B.  I  No.  196;  Vuillaume,  S.  182;  Dalloz,  I  S.  197;  Mar- 
cade, zu  art.  672;  Thilo,  S.  166;  Zachariae  von  Lingenthal  §  242 
Anm.  4  (die  genauere  Angabe  der  hier  in  Frage  kommenden  Werke  ziehe  in 
den  unmittelbar  folgenden  Anmerk.).  —  Diesen  ausdrücklichen  Satz  enthält  auch 
G.  L.  D rebi  n  g  Common  law  der  vereinigten  Staaten  von  Amerika  (1866)  S.  482, 
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Zu  der  erstgenannten  Gruppe  gehören  Troplong,  Vazeille 
und  Duranton  und  von  deutschen  Schriftstellern  vor  Allem 
Thibaut,  Thilo  und  Behagbel;  Letzterer  für  das  badische 
Landrecht,  welches  in  dieser  Frage  das  Schicksal  des  Code  Na- 
poleon theilt. 

Bei  der  Begründung  dieser  ihrer  Ansicht  fussen  Troplong'**) 
und  Duranton^^')  auf  dem  deutschrechtlichen  Gedanken  der  Ent- 
schädigung des  Nachbars  für  die  mit  der  Duldung  der  überragen- 
den Zweige  verknüpften  Nachtheile.  Burantou  fügt  noch  hinzu, 
dass  man  diese  auf  das  Nachbargrundstück  gefallenen  Früchte 

,,comme  chose  presumee  abandonnee  en  indemnite 
du  tort,  que  lui  cause  Tombrage  des  branches'', 
betrachten  müsse. 

Es  bedarf  wohl  kaum  des  besonderen  Hinweises,  dass  diese 
Er^nzung  einer  Gesetzeslücke  des  C.  N.  unstatthaft  ist;  Laurent 
bemerkt  in  fast  zu  strengen  Worten  mit  Bezug  auf  Beide  *^'}: 

„Cela  s'appelle  faire  la  loi,  et  il  nous  semble  que  o'est  la 
faire  tres-mal.^ 
Keine  irgendwie  stichhaltige  Motivirung  vermag  ich  auch  in  den 
Worten  Vazeille 's  ^**),  mit  denen  er  seine  in  der  Sache  mit 
Troplong  und  Duranton  übereinstimmende  Ansicht  begleitet,  zu 
finden: 

„Le  propri^taire  du  fonds,  sur  lequel  ies  fruits  tombent,  a 
droit,  de  Ies  garder;  et  non  peut  fort  bien  supposer,    qu'il 
ne  souffre  Ies  branches  au-dessus  de  son  sol,    qu'jt  raison 
des  fruits  qu'il  en  attend". 
Von  welchem  Beweggrunde  der  Nachbar  zur  Duldung  des  Uber- 


'**)  Troplong,  droit  civil  expliqu6,  —  de  la  prescription  Nr.  347. 

»«)  Duranton,  Cours  de  droit  frangais  (IV  Ausg.)',  ß.  V  unter  Nr.  400 
(8.  432).  —  Vgl.  auch  Merlin;  repertoire  universel  et  raisoune  de  jurisprudenoe 
B.  I  8.  461  (unter  „arbre**):  Je  pr^f^rerais  la  juriBprudenoe  etablie  par  le  pre- 
mier  des  res  arrets  (d.h.  durch  die  coutume  de  Bassigny,  welche Theilung 
der  Früchte  zwischen  den  beiden  Qrundstücksnachbam  veriangt),  en  ce  qu'il 
ne  semble  pas  juste,  que  le  propri^taire  de  Tarbre  cultivant  seul  Ies  brauche« 
qui  pendent  sur  ThSritage  du  voisin  seit  priv4  en  entier  du  fruit  des  ces 
branches;  et  qu'au  contraire  il  parait  qu'en  attribuant  la  moitie  de  ces  fruit« 
au  voisin;  il  est  suffisamment  indemnis^  du  dommage,  que  peut  lui  causer  la 
prozimit^  de  l'arbre. 

^*)  Laurent,  Principes  de  droit  civil  ß.  VIII  8.  38;  —  Gegen  Trop- 
long und  Duranton  vgl.  auch  M a r c a d 6 ,  Explication  theorique  et  pratiqne, 
zu  art.  672  (V.  8.  607> 

**')  Vazeille,  traite  des  prescriptions  etc.  ß.  I.  8.  183. 
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hangs  geleitet  wird,  ist  zweifellos  für  die  Gestaltung  des  Bechts- 
verhältnisses  hinsichtlich  der  späterhin  an  den  überragenden  Zweigen 
wachsenden  Früchten  vollkommen  ohne  Einfluss. 

Während  es  weiterhin  Beb ag hei  bei  der  kurz  vorher  er- 
wähnten Behauptung  bewenden  lässt,  und  Thilo'^^)  sich  zum  Be- 
weise seiner  Ansicht  auf  Duranton  stützt,  schlägt  Thibaut^^^ 
einen  von  Yazeille  und  Duranton  verschiedenen  Gedankengang 
ein,  dessen  Besprechung  sich  jedoch  geeigneter  mit  der  Behandlung 
der  zweiten  Hauptgruppe  verbinden  lässt. 

Ehe  wir  aber  zu  den  Vertretern  der  Letzteren  übergehen,  be- 
darf es  noch  der  Vorwegnähme  und  Bechtfertigung  Delvin- 
court's^'**),  dessen  Ansicht  in  der  Regel  mit  der  Troplong's 
und  Duranton's  auf  eine  Stufe  gestellt  und  gegen  welchen  am 
häufigsten  in  den  Commentaren  und  Lehrbüchern  auf  Grund  un< 
richtiger  Auslegung  eine  scharfe  Polemik  eröffnet  wird.  Die  Worte, 
welche  hierzu  Veranlassung  gegeben  haben,  sind  folgende:  Delvin- 
court  wirft  die  Frage  auf, 

„quid  k  r^gard  des  fruits  pendant  aux  branches  qui  avan- 
„Cent  sur  le  terrain  du  voisin?" 
und  beantwortet  dieselbe: 

„Hb  appartiennent  toujours  au  propri^taire  de  l'arbre.     Le 
voisin  a  le  droit  d'exiger  l'^branchement    Mail  s'il  ne  l'a 
pas  exig^  il  ne  peut  pas  s'approprier  les  fruits.    Cependant 
je  ne  pense  pas,  comme  quelques  auteurs,  que  si  le  champ 
Yoisin  est  clos,   la  propid^taire  de  l'arbre  ait  le  droit  ä'y 
entrer  pour  cueillir  son  fruit;    se  cueillera  de  chez  lui  tout 
ce  qu'il  pourra.    Le  reste  sera  perdu  pour  lui,  sauf  la  bonne 
volonte  du  voisin." 
Hieraus  hat  man  gefolgert,   dass  Delvincourt  zwischen  ein- 
gezäunten   und   nichteingezäunten    Grundstücken    unterschied   und 
dem   Baumeigenthümer   rücksichtlich  der  Letzteren  das  Recht  ein- 
räumte, die  übergefallenen  Früchte  auf  dem  Nachbargrundstücke, 
personlich  aufzulesen,   bezieh,    die  überhängenden  von  dem  Grund 
und  Boden  des  Nachbars  aus  abzupflücken,  während  bei  befriedigten 
Grundstücken  die  Früchte  dem  Nachbar   zufielen  (so  Zachariae, 
Marcad^u.  a.)^^*).    Die  gegen  diese  angebliche  Meinung  Delvin- 

^  Thilo,  Die  Controversen  des  franzos.  Civilrechts  (1841)  S.  166. 

'^^)  Thibaut,  Lehrb.  des  franzos.  Civilreohts  (herausgeg.  von  Guy  et) 
§  179. 

***)  Delvincourt,  cours  de  oode  civil  B.  lll  S.  56  ft.  (Ausg.  von  1827). 

*«•)  Ebenso  Sirey,  les  codes  annotes  (III  Ausg.X  unter  art.  673  (S.  372). 
Im  Übrigen  constatirt  Sirey  nur  die  Controverse. 
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court's  vorgebrachten  GegCDgriinde :  „Die Unterscheidung  Delvin- 
court's  entbehre  der  inneren  Begründung,  da  das  Recht  des  Eigen- 
thümers  durch  das  Betreten  eines  nicht  eingefriedigten  Grundstficka 
ebenso  verletzt  wird,  als  durch  das  eines  eingefriedigten"  (Zachar  iae 
Q.  a.),  sind  unschwer  zu  beschaffen  gewesen,  dieselben  kämpfen  je- 
doch nicht  gegen  Delvincourt,  sondern  nur  gegen  eine  von  den 
Interpreten  selbst  geschaffene  irrige  Auslegung  seiner  Worte.  Del« 
vincourt  beabsichtigt  ein  Mal  nicht  im  Mindesten  mit  den  Worten  ,yBi 
le  champ  voisin  est  clos^'  einen  Gegensatz  zwischen  eingefriedigten 
und  nicht  eingefriedigten  Grundstücken  herzustellen,  vielmehr  will 
er  damit  nur  sagen,  dass,  wenn  das  Grundstück  für  den  Baum« 
eigenthümer  verschlossen,  d.  h.  ihm  der  Eingang  verwehrt  ist, 
dieser  auch  nicht  auf  Grund  einer  Legalservitut  beanspruch^  kann 
„d'y  entrer  pour  cueillir  son  fruit*^  Weiterhin  aber  spricht  Del v in* 
cour  t  nirgends  von  einer  Aneignung  der  Früchte  durch  den  Ilachbar; 
er  setzt  sogar  im  Gegentheil  seinen  Schlussfolgerungen  voran,  dass, 
wenn  der  Nachbar  die  Beseitigung  der  überhängenden  Zweige  nicht 
gefordert  hat  „il  ne  peut  s'approprier  les  fruits^S  und  be- 
hauptet auch  kein  Aneignungsrecht  des  Nachbars  für  den  Fall, 
dass  dem  Baumeigenthümer  der  Eintritt  versagt  ist.  Unter  den 
letztgenannten  Umständen  sind  —  so  schliesst  Del  vincourt  — 
die  Früchte  verloren:  Dem  Nachbar  verbietet  ihre  Aneignung  der 
ebenerwähnte  Grundsatz  —  „il  ne  peut  s'approprier  les  fruits^S  — 
dem  Baumeigenthümer  ist  der  Zugang  zu  ihnen  abgeschnitten,  „sauf 
la  bonne  volonte  du  voisin''. 

Damit  haben  wir  bereits  diejenigen  Punkte  berührt,  um  welche 
sich  die  Erklärungsversuche  der  Vertreter  der  zweiten  Hauptgruppe 
d.  h.  derjenigen,  weiche  dem  Baumeigenthümer  den  Fmchtgenuss 
der  überhängenden  Zweige  zu  sichern  suchen,  krjrBtallisiren.  Im 
Einzelnen  sind  sie  bemüht,  dieses  ihr  Ziel  auf  dreifache  Weise  zu 
erreichen,  und  zwar  stützt  sich  hierbei  die  numerisch  überwiegende 
^hl,  —  bestehend  aus  DallozjPardessuSyToullier,  Vuillaume 
und  Boileux*^^)  —  auf  eine  dem  Baumeigenthümer  gesetzlich  ein- 
geräumte Wegegerechtigkeit, 

„une  passage  n^cessaire''  —  „une  servitude  Stabile  par  lee 
lois  du  bon  voisinage''  (Boileux,  Toultier), 
welche  denselben  in  den  Stand  setzen  soll, 

*^)  Dalloz,  ripertoire  m^thodique  et  alphabStique  de  lögislation,  de 
doctrin  et  de  juriBpradeiioe  B.  I  S.  197;  Fardessus,  traite  des  servitudes  ß.  I 
no.  196  (S.  442);  Tonllier,  le  droit  civil  fran^ais  B.  II  no.  517  (S.  S32); 
Vuillaumei  Commentaire  analytique  du  C.  K.  S.  182;  Boileux,  Gomnient. 
Bur  le  Code  Napoleon  (Vi.  Aufl.)  B.  II  S.  870  u.  871. 
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,yde  forcer  celui-ci  (ec.  den  Nachbar)  k  lui  livrer  passage 
pour  les  aller  cueillir''  (Dalloz). 
Zagleich  beben  die  Genannten  die  Pflicht  des  BaumeigentbümerSy 
den  Nachbar  für  jeden  ihm  beim  Betreten  seines  Grandstücks  zu- 
gefugten Naclitheil  zu  entschädigen  besonders  hervor. '^^) 

ESs  ist  hiergegen  einzuwenden,  dass  eine  Anwendung  des  art  682, 
—  wie  sie  theilweise  vorgeschlagen  wird,  —  sofern  es  sich  in  unserem 
Falle  nicht  um  die  Verbindung  eines  Grundstücks  mit  der  öffent'^ 
liehen  Strasse  handelt,  ausgeschlossen  ist.  Die  Construction  einer 
gesetslichen  Wegegerechtigkeit  „nach  Analogie  dos  art  682*< 
aber  ist  in  demselben  Maasse  zu  verwerfen,  weil,  wie  Laurent 
treffend  bemerkt,  „les  servitudes  lägales  ne  s'^tablissent  pas  par 
voie  d'analogie,  puisqu'  elles  sont  de  la  plus  rigoureuse  interprä- 
tation«'. »»«) 

Die  Behauptung  endlich,  es  liege  hier  eine  vollkommen  selb- 
ständige aus  den  „lois  du  bon  voisinage'^  unmittelbar  herzuleitende 
Legalservitut  vor,  richtet  sich  selbst,  sobald  man  sich  das  Wider- 
sinnige einer  gesetzlichen  Dienstbarkeit  ohne  Gesetz  —  die 
lois  du  bon  voisinage  sind  nicht  Gesetz  —  vor  Augen  führt. 

Dementsprechend  verwerfen  auch  Demolombe,  Du  Caurroj 
und  Marcad^*^*)  den  Gedanken  einer  Legalservitut  und  suchen 
den  Bechtstitel  für  das  Betreten  des  Nachbargrundstücks  durch  den 
Baumeigenthfimer  darin,  dass  der  Nachbar,  damit,  dass  er  die 
Ausbreitung  der  überhängenden  Zweige  gestattet,  —  „des  branches, 
qu'il  aurait  eu  le  droit  de  faire  couper,  a  tacitement  consenti 


**')  ,Jl  est  bien  entendn,  qae  le  Toisin  peut  exiger  une  indemnitd,  si  la 
rSoolte  DU  la  chuie  des  fraits  lui  cause  qaelque  pröjadice  (Boileux);  ähnlich 
Pardetsas  u.  Yuillaume. 

*^  Laurent,  Vm  8.  39;  hiergegen  auch  Duranton,  B  V.  a.  a.  0.; 
Yaieille,  B.  I  S.  133:  „  ...  et  pour  la  (lacueülette  des  fruits)  faire  dans  ce 
fonds  on  aurait  besoin  d'une  senritude  de  passage,  qui  ne  peut  s'acquerir  que 
par  titre**:  Zachariae  von  Lingenthal,  U  §  ^2.  —  Der  Codigo  civil 
Portugnes  art.  2318  bestimmt:  „0  proprietario  da  arrore  ou  de  arbusto  oon- 
finante  ou  continguo  a  predio  de  outrem,  tem  o  direito  de  ezigir,  que  o  dono 
de  dicto  predio  Ihe  permitte  a  apanha  dos  fructos,  que  se  nao  poderem  reoolher 
do  Ben  lado;  mas  6  respousaTel  por  qualquer  prejuiso**  (der  Eigenthttmer  des 
Baumes  oder  Busches,  welche  an  das  benachbarte  Grundstück  angranzen  oder 
dasselbe  berühren,  hat  das  Recht  zu  verlangen,  dass  der  Herr  des  gedachten 
Grondstficks  ihm  die  Ernte  der  Fruchte  gestattet,  welche  sich  von  seiner  Seite 
nicht  erlangen  lassen;  er  ist  jedoch  für  jeden  zugefügten  Naohtheil  verant- 
wortlieh]. 

*■*)  Demolombe,  Gonrs  de  Code  Napoleon  B.  XI  S.  564;  Du  Caurroy, 
Bonnier  et  Houston,  Comment.  theorique  et  pratique  etc.  II,  309;  Marcad^, 
ExplicatioD  theorique  et  pratique  du  C.  N.  zu  art.  672  (V.  607). 
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soit  k  remettre  lui  —  m^me  au  propri^taire  de  I'arbre  les 
fruits,  qu'elles  produiraient,  soit  k  le  laisser  venir  dans 
8on  fondsy  pour  en  faire  la  r^colte^'  (Demolombe). 

Die  Haltlosigkeit  dieser  Deduetion  liegt  auf  der  Hand!  Die 
Nichtausübung  eines  zu  Gunsten  des  Nachbars  geschaffeuen  Rechtes 
sollte  eine  Verbindlichkeit,  und  zwar  eine  Verbindlichkeit|  welche 
jene  von  dem  Nachbar  geduldete  Eigenthumsbeschränkung  weit  über- 
triflft,  nach  sich  ziehen  ?*^^) 

So  bleibt  nur  noch  der  letzte  von  Mourlon  und  Laurent 
gewählte  Weg,  —  der  Weg  der  Ela^erhebung  gegen  den  Nachbar 
auf  Herausgabe  der  Früchte  des  Überhangs. ^^'^)  Mourlon  ent- 
scheidet sich  kurz  und  ermächtigt  den  Baumeigenthümer  ^^reven- 
diquer  les  fruits  tomb^  sur  le  sol  de  son  voisin,  qui  sera  alors 
forc^y  de  les  laisser  enlever,  ou  s'il  pr^f^re  de  les  enlever  lui-mdme 
et  d'en  faire  la  restitution'^  Der  ungleich  scharfsinnigere  Laurent 
geht  bedächtiger  zu  Werke  und  hebt  zunächst,  nachdem  er  mit 
strenger,  sarkastischer  Kritik  die  abweichenden  Ansichten  ver- 
worfen hat,  hervor,  dass  der  Nachbar,  welcher  die  Früchte  abpflückt 
oder  sie  in  Aneignungsabsicht  aufsammelt  zur  Auslieferung  bezieh. 
Restitution  derselben  an  ihren  Eigenthümer  verpflichtet  sei.  „Mais 
que  faire  si  le  voisin  ne  cueille  pas  les  fruits?^'  Auch  hier  ist  nach 
Laurent 's  Ansicht  das  einzig  mögliche  Mittel  die  Anstellung  einer 
Klage  den  Nachbar,  —  „le  voisin  sera  sommö  de  cueillir  les  fruits 
lui>mdme  ou  de  les  laisser  cueillir'^  Die  Motivirung  hierfür  er- 
blickt Laurent  darin,  dass  der  Nachbar  nicht  berechtigt  ist,  fremde 
Gegenstände  zurückzuhalten:  Die  Früchte  sind  Eigenthum  des 
Eigenthümers  des  Baumes,  „si  le  voisin  les  garde,  il  s'approprie 
une  chose  sur  laquelle  il  n'a  aucun  droit'^ 

Beiden  Ansichten  ist  in  dieser  Fassung  nicht  beizupflichten. 
Wenn  schon  uns  die  Meinung  Thibaut's  in  diesem  Punkte  zu 
eng  erscheint  '^*),  so  ist  doch,  um  die  Anstellung  der  rei  vindicatio 
seitens  des  Baumeigenthümers  gerechtfertigt   erscheinen  zu  lassen, 


*^^)  „  .  .  .  car  aatre  ohose  est  de  souffirir  rombre,  qae  les  branches  pro- 
jettent  sur  notre  herita^,  autre  ohose  est  d'y  eoufi&ir  la  presenoe  d'un  ^tranger 
(Mourlon  B.  I,  S.  854).  Siehe  gegen  Demolombe  und  Marcade  auch 
Laurent,  YIII  S.  39  und  Zaohariae,  §  242  Anm.  4. 

*^)  Mourlon, £Upetition8  dorites  sur  le  premier  examen  de  Code  NapoUon 
(IX  ed.)  B.  I  S.  854  No.  1777;  Laarent,  Prinoipes  de  droit  civil  B.  VIU  S.  40. 

>M)  Nach  der  Ansicht  Thibaut*8  enthält  der  Code  Napoleon  deshalb  kein 
dem  interd.  de  glande  leg.  nachgebildetes  Rechtsmittel,  „weil  er  ...  im  Gtanzen 
keine  Vindication  der  Mobilien  kannte"  (Lehrbuch  des  französ.  Oivilrechts 
8  179  u.  177). 
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notbwendig,  dass  eine  Aneignung  der  Früchte  durch  den  Nachbar 
erfolgt  ist,  —  nur  dann  lässt  sich  art,  2279  auf  den  Überfall  aus- 
dehnen.*^^) Wieaber  verträgtsich  hiermit  die  Behauptung  Laurent' s, 
der  Nachbar  eigue  sich  dadurch,  dass  er  den  Baumeigenthümer  am 
Betreten  des  von  den  Zweigen  überragten  Orundsti^cks  hindere,  die 
Früchte  dieser  Zweite  an,  da  ja  der  Nachbar  nicht  ein  Mal  De- 
tentor der  mit  den  Asten  noch  verbundenen  Früchte  ist?  Hier 
würde  erst  durch  die  Klaganstellung,  welche  den  Nachbar  nöthigte, 
die  überhängenden  Früchte  in  Aneignungsabsicht  zu  pflücken,  die 
rechtliche  Unterlage  f&r  die  rei  vindicatio  geschaffen!  Mourlon 
kommt  der  Wahrheit,  wenn  auch  vielleicht  unbeabsichtigt,  insofern 
näher,  als  er  nur  von  dem  Hechte  des  Baumeigenthümers  „reven- 
diquer  les  fruits  tombes  sur  le  sol  de  son  voisin'^  spricht.  Hier 
erwirbt  der  N.achbar  den  Besitz  der  übergefallenen  Früchte,  aber 
es  kann  ihm  ja  —  dies  berücksichtigt  auch  Mourlon  nicht  — , 
wennschon  er  dem  Baumeigenthümer  den  Zutritt  zu  dem  Grund- 
stücke, auf  welchem  die  übergefallenen  Früchte  liegen,  versagt, 
die  Aneignungsabsicht  dieser  Früchte  vollständig  fernliegen,  er 
kann  sogar  diese  Absicht  dem  Baumeigenthümer  ausdrücklich  zu 
erkennen  geben  und  hierdurch  auch  der  Präsumtion  eines  An- 
eigtiungs willens  begegnen. 

Es  ist  unter  diesen  Umständen  m,  E.  das  Richtige,  in  Über- 
einstimmung mit  den  Vertretern  der  dritten  Hauptgruppe,  Delvin- 
court  und  Zachariae  von  Lingenthal  eine  Lücke  in  dem  Code 
Napolöon  zu  constatiren,  die  nur  auf  dem  Wege  eines  Ergänzungs- 
gesetzes ausgefüllt  werden  kann.^*^^)  Hierdurch  unterscheiden  sich 
die  Genannten  trotz  enger  Berührungspunkte  von  Mourlon  und 
Laurent,  welche  mit  Hülfe  der  von  ihnen  vorgetragenen  Con- 
struction  den  Anforderungen  der  Praxis  für  alle  Fälle  genügt  zu 
haben  glauben.  Der  Baumeigenthümer  ist  somit  auf  das  angewiesen, 
was  er  von  den  überhängenden  Früchten  von  seinem  Grundstücke 
aus  erreichen  kann,  und  kann  weiter  klageweise  die  Herausgabe 


"^)  Im  gemeinen  Rechte  wird  bekanntlich  über  die  Voraussetzungen  der 
rei  vindicatio  gestritten  und  von  Vangero  w  a.  a.  O.  §  iiS2  Aum.  3,  Wächter, 
Pandekten  §  143  u.  a.  unter  Widerspruch  angenommen,  dass  sich  die  rei  vindi- 
catio auch  gegen  den  Detentor  richte.  Nach  der  engen  Fassung  des  art.  2279 
ist  die  letztere  Annahme  für  den  Code  Napol.  ohne  Zweifel  ausgeschlossen 
[vgl.  auch  Zachariae  v.  Lingenthal,  §  185a  und  §  208  Anm.  2a  (P.)].  Ein 
der  actio  ad  exhibendum  nachgebildetes  Hechtsmittel  kennt  der  G.  N.  nicht. 

*^  Zachariae  von  Lingenthal  R  U§242;  über  Delvincourt  siehe 
oben  Anm.  348. 

^dlHiwttt,  Das  Becht  dei  Überhangs  and  Übertelli.  10 
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derjenigen  Früchte  fordern,  welche  sich  der  Nachbar  widerrechtlich 
zueignet,  d.  h.  aufsammelt  oder  abpflückt,  —  ,,le  reste  sera  perdu 
pour  lui,  sauf  la  bonne  volonte  du  voisin"  (Deivincourt). 

Damit  ist  zugleich  die  Frage  der  rechtlichen  Behandlung  des 
Überfalls  für  die  in  Anm.  336  genannten,  das  Loos  des  Code 
Napoleon  theilenden  Gesetzgebungen  entschieden;  nur  würde  in 
ihnen  eine  eventuelle  Geltung  von  gewohnheitsrechtlichen  oder 
älteren  ortsstatutarischen  Bestimmungen  darnach  zu  beurtheilen 
sein,  ob  in  ihrem  Geltungsgebiete  (wie  z.  B.  in  Baden)  ein  dem 
art.  7  des  Gesetzes  vom  30.  Ventöse  an  XII  (21.  März  1804)  ent- 
sprechendes Gesetz  publicirt  worden  ist.***) 

Zu  den  in  Anm.  336  aufgeführten  Gesetzbüchern  kommen  noch 
von  Schweizer  Quellen  der  Code  Genevois,  der  Code  du 
Canton  du  Valais  und  das  Bürgerl.  Gesetzbuch  fUr  den  Kanton 
Aar g au  hinzu,  welche  dieselbe  Lücke  wie  der  Code  Napoleon  auf- 
weisen; ein  anderer  Theil  der  Schweizer  Gesetzbücher,  welcher  in 
der  Frage  des  Überhangs  die  Bestimmungen  des  Code  Napoleon 
wörtlich  bezieh,  in  wortgetreuer  Übersetzung  wiedergab,  hat  eine 
Ergänzung  desselben  in  der  Frage  des  Überfalls  durch  herüber- 
nahme  älterer  Rechtsbestandtheile  oder  durch  Anlehnung  an  ver- 
wandte Legislationen  hergestellt.  Hierher  gehört  die  bereits  oben 
in  Anm.  315a  citirte  Bestimmung  des  Code  rural  du  Canton  de  Vau  d 
art.  54,  ebenso  die  des  Civilgesetzbuchs  für  den  Kanton  Solothurn 

„dem  Eigenthümer  eines  Grundstücks,  auf  welches  die  Aeste 
eines  fremden  Baumes  überhängen,   gehört  das  Obst,   das 
vom  überhängenden  Theile  des  Baumes  herkommt  —  Wenn 
der  Eigenthümer  des  Baumes  auf  seiner  Seite  die  Früchte 
ablesen  will,  so  muss  er  vorher  seinen  Nachbarn  dahin  ein- 
berichten, dieser  darf  ohne  Erlaubniss  des  ersteren  nicht 
zuerst  ablesen^^ 
Das  bürgerl.  Gesetzb.  des  Kantons  Luzern  §  284  schliesst  sich,  wie 
dies  vor  Allem  aus  dem  für  das  oesterrelch.  allgem.  bürgerl.  Ge- 
setzbuch characteristischen   Ausdrucke,   „jeder   Grundeigenthümer 


^•)  So  für  Holland:  Wet  van  den  15  den  Mei  1829  (Staatsbl.  1829 
no.  28)  art.  3:  „Gewoonte  geeft  geen  regt  dan  alleen  wan  neer  de  wet  daarop 
▼erwijst"  („Gewohnheitsrecht  gilt  nur,  wenn  das  Gesetz  darauf  verweist**;  so 
in  art.  1375,  1382,  1383,  453,  670,  690  b,  703  u.  a.  des  nederl.  bürgert.  Wetb.). 
Rücksichtlich  Badens  vgl.  oben  Anm.  340. 

sw)  Yg\.  Pf  y  ff  er,  £rläuter.  des  bürgerl.  Gesetzb.  des  Kantons  Luzern, 
II  Th.  S.  87. 
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kann die  überhängenden  Aeste  benutzen"***)  hervorgeht, 

an  §422  des  letztgenannten  Gesetzbuches  an.  Wenn  Schnell'**) 
das  Gleiche  aus  der  allgemeinen  Fassung  der  378.  Satzung  des 
Civilgesetzbuchs  für  die  Stadt  und  Republik  Bern  folgert,  so  ist 
dies  theoretisch  ebenso  wenig  zu  rechtfertigeui  wie  die  Ansicht  der 
von  uns  bei  Anmerkung  342  fg.  besprochenen  Interpreten  des  Code 
Napoleon. 

Das  privatrechtliche  Gesetzbuch  für  den  Kanton  Zürich 
§  590***)  und  dasjenige  für  den  Kanton  Solothurn§  532  sprechen 
übereinstimmend  davon,  dass  der  Nachbar  die  Wahl  habe,  „ob  er 
Kappung  der  Aeste  und  Zweige  verlangen  oder  ob  er  das  Recht 
des  Anrieses  benutzen  wolle".  Beide  fugen  noch  in  §  591  und 
§  533  erklärend  hinzu: 

„das  Annes  besteht  in  dem  Rechte  des  Nachbars,  die  über- 
hängenden Früchte  zu  gewinnen  und  die  überfallenden  zu 
behalten". 
Idit  dieser  ebengenannten  Definition  harmönirt  wieder  art.  472  Abs.  4 
der  lois  civiles  du  canton  de  Fribourg: 

„Sil  veut  souffrir  les  branches,  qui  avancent  sur  son  fonds 
il  peut  cueillir  les  fruits,  qu'elles  portent  et  enjouir  exdu- 
sivement;  il  peut  de  m6me  s'approprier  les  fruits,  qui  tom- 
beut  sur  son  fonds^'. 
Sehr  ausführlich  ordnet  auch  die  Rechtsverhältnisse  der  überhängenden 
Früchte  das  Landbuch  des  Kantons  Ury  art.  172:**^) 

„Wenn  von  einem  Baum  Holz  oder  Obst  in  eines  Andern 
Eigen  fkllt,  so  soll  es  dessen   seyn,  auf  dessen  Eigen  es 


»«)  Vgl.  oben  Anm.  286. 

s«)  Schnell,  GivilgesetEb.  üir  die  Stadt  and  Republik  Bern,  II  S.  67; 
Satsang  378  enthält  den  allgemeinen  Satz,  dass  sich  das  Recht  des  Eigen« 
thnmers  eines  Grandstücks  auch  auf  die  Laftsäule,  sowie  aof  das  anter  der 
Erdoberfläche  Befindliche  erstrecke. 

>«)  Blantschli,  a.  a.  0.  B.  U  unter  §  580  (HI.  Aufl.),  S.  103.  Nach 
der  Geschichte  des  vorstehenden  §  590  ist  dem  Baumeigenthümer  das  Recht, 
von  seinem  Grundstücke  ans  die  Früchte  des  Überhangs,  soweit  er  sie  er- 
reichen kann  za  pflücken,  entzogen.  Der  Entwurf  der  Commission  enthielt  zwar 
einen  diesbezüglichen  Znsatz,  derselbe  wurde  jedoch  vom  grossen  Rathe  „van. 
keinen  Wettstreit  zwischen  den  Nachbarn  hervorzurafen ,  wer  von  den  Nach- 
barn zuerst  zugreife",  gestrichen.  —  Der  „Entwurf  eines  Givilgesetzes  für  den 
Canton  Basel-Stadt  (£.  E.  kleinen  Rath  eingegeben  im  October  1865)*'  ent- 
scheidet in  $  541,  dass  der  Nachbar  die  überhängenden  Aste  kappen,  „sowie 
die  über  sein  Land  hängenden  Früchte  für  sich  sammeln"  darf. 

*^)  Landbuch  des  Kantons  Ury  (Flüelen  1823)  B.  I  art.  172. 

10' 
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gefallen.     Es  soll  aber  keiner  auf  des  Andern  Baum  steigen 

um  die  Früchte  abzunehmen  oder  zu  schütteln,  obschon  die 

Äeate  über  das  Seinige  hangen.     Was  er  aber  von  seinem 

Eigen  mit  einer  Leiter  oder  Latten  erlangen  und  abnehmen 

kann,  dass  gerade  ob  seinem  Eigen  ist,  mag  er  wohl  nehmen, 

und  ihm  nicht  gewehrt  werden''. 

Auf  die  übergefallenen  Früchte  endlich  beschränken  den  Nachbar 

nur  das  Bündnerische  Civilgesetzbuch  und  das  Unterwaldner 

Landbuch.»«»)  — 

Ich  möchte  diese  Monographie  nicht  ohne  einen  Ausblick  auf 
die  Zukunft  schliessen :  So  geringfügig  auch  die  im  Vorhergehenden 
behandelten  Rechtsverhältnisse  des  Überhangs  und  Überfalls  im 
Vergleich  zu  den  grossen  legislatorischen  Aufgaben  scheinen  können» 
welche  auf  dem  Gebiete  der  deutschen  Civilgesetzgebung  ihrer 
Lösung  harren,  so  greifen  doch  beide  Rechtsinstitute  tiefer  in  das 
Volksleben  ein,  als  sie  bei  einer  oberflächlichen  Betrachtung  ver- 
rathen  mögen.  Gerade  als  häufige  Fälle  der  Nachbarrechte» 
und  zwar  als  Nachbarrechte,  die  ihre  Unterlagen  in  Erscheinungen 
der  Natur,  in  dem  sich  unabhängig  von  dem  Willen  des  Menschen 
vollziehenden  Wachsthum  der  Bäume  und  ihrer  Früchte  finden,  er- 
fordern sie  eine  auch  dem  einfachen  Rechtsverstande  begreifliche, 
die  Interessen  beider  Theile  —  des  Nachbars  wie  des  Baumeigen- 
thümers  —  wahrende  Entscheidung.  Letzteres  um  so  mehr,  als  die 
auf  Grund  rechtshistorischer  Entwickelung  nothwendig  bedingte 
Beibehaltung  der  deutschrechtlichen  Sätze  bereits  an  sich  zu  Gunsten 
des  Nachbars  einen  schärferen  Eingriff  in  die  fremde  Herrschafts- 
sphäre enthält,  welcher  leicht  an  Stelle  einer  Befriedigung  der  ge- 
störten Rechtsordnung  den  Keim  zu  weiteren  Oonflicten  in  sich  trägt. 
M.  E.  wird  man  diesen  Anforderungen  dadurch  gerecht,  dass 
man  ein  Mal  dem  Nachbar,  ohne  von  ihm  eine  Aufforderung  an 
den  Baumeigenthümer  zu  fordern,  das  Recht  der  Beseitigung  des 
vollen  Überhangs  einräumt.  Das  Holz  der  abgeschnittenen  Zweige 
verbleibt  im  Eigenthum  des  Baumeigenthümers ;  der  Letztere  ist 
verpflichtet,  die  abgeschnittenen  Zweige  von  dem  Grundstücke  des 
Nachbars  abzuholen.  Der  Nachbar  kann  nur  im  Falle  einer  an 
den  Baumeigenthümer  erlassenen  Aufforderung,  welche  entweder 
ausdrücklich  abgewiesen   oder  der  nach  Verlauf  von  zwei  Tagen 


^  ßündnerisches  Civilgesetzbuch  mit  Erläuterungen  des  Oesetsesredactors 
P.  C.  Planta  §  237,  2:  „Wenn  Aeate  über  des  Nachbars  (hrmdstüok  hangen, 
so  kann  dieser . .  die  über&Uenden  Fruchte  behalten .  .**  —  Das  Unterwaldner 
Landbuch  ist  bereits  im  |  4  Anm.  231  oitirt 
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nicht  entsprochen  worden  ist,  Ersatz  für  den  Yermögensaufwand 
einer  daraufhin  selbständig  bewirkten  Abbringung  des  Überhangs 
verlangen.  Der  Nachbar  kann  die  Beschneidung  der  überhängenden 
Zweige  durch  den  Baumeigenthümer  auf  dem  Wege  der  Klage 
fordern.  Der  Nachbar  hat  ferner  das  Recht,  sich  die  auf  sein 
Grundstück  übergefallenen  Früchte  zuzueignen.  Der  Baumeigen- 
thümer darf  dem  Nachbar  keine  der  übergefallenen  Früchte  ent- 
ziehen, ist  jedoch  in  keiner  Weise  beschränkt,  von  seinem  Grund- 
stücke aus  die  auf  das  Nachbargrundstück  überhängenden  Früchte 
seines  Baumes  zu  ernten.^^^) 


^  Zur  MotiviruDg  dieser  nur  die  Hauptpunkte  wiedergebenden  Sätze 
sei  es  mir  erlaubt,  auf  die  Ausführungen  bei  der  ßesprecbung  verwandter  Gre- 
s  et  z es  stellen  bei  Anm.  257,  264  ff.,  272,  328  n.  s.  w.  zu  verweisen. 


Terbesserongen. 

Anm.  61.  5.  Z.  v.  o.  l.  W.:  rer.;  —  S.  106  Z.  3  v.  o.  hinter  Art.  126: 
(Zobel);  —  Anm.  187  Z.  8  v.  E.  lies:  Die  Codicile  Romane  (rumän.  Gesetzb.), 
cod.  civil u  art  607;  —  Fournel,  traitö  du  voisinage  ist  nach  der  I.  Aufl.  citirt, 
nur  in  den  letzten  Bogen  konnten  bei  der  Oorrectur  die  Gitate  nach  der  IV.  Aufl. 
beigefügt  werden. 


Drack  von  E.  Grub n 's  Biiohdriickerei,  Wannbnuin. 


Verlag  von  Wilhelm  Koebner  in  Breslau: 

Systeiatit  les  Mctei  ClTüprocess-Beclits 

auf    GrTundlage   der  Justizgesetze  des   deutschen  Reichs 

(zugleich  Grrundriss  zu  Vorlesungen). 

Von 
Br.  I^.  V*  Bar» 

Geh.  Jiut.-Bat^  and  ordenü.  Professor  an  der  Unirarsittt  Qmiügen. 
Preis  75  Pf. 


Zur  Lehre  vom 

versuchten  und  unvollendeten  Verbrechen. 


Von 
Br.  fjudwlff  Coliii. 

Erster  Band:    Begriff  und  Umfang. 
Preis  12  Mark. 


Das  prenssische  Privatrecht 

in       i\.nkDÜpfung    an    das    gemeine    Recht 
systematisch  dargestellt  von 
Am  Mngeitnannf 

Landziehtor. 

Zweite  Auflage. 
Preis  brosch.  5  M.  40  Pf.,  in  Leinwandbd.  6  M.  20  Pf. 


Die  Rechtsmittel 

des  CiYüprocesses  und  des  Strafprocesses 

n&ch   den  Bestimmungen  der  deutschen  Reichsgesetze. 
i  Von 

MMr.  Augusi  wm  Kries» 

Preis  5  Mark  40  Pf. 


Das   Polizeiverordnungsrecht  in  Preussen. 

Vejri«raltungsrechtlich  entwickelt  und  dargestellt 


von 
Br.  Metarteli  Boatn« 

Preis  4  Mark  ÖO  Pf. 


Verlag  von  Wilhelm  KoebBer  in  Bretlaa: 

Untersnchnngen 

zur 

Deutschen  Staats-  und  Rechtsgeschichte. 

Herausgegeben  von 
Prof.  Dr.  Otto  Oierke  in  Heidelberg. 

I.  üeit:  (^esehichte  des  Käthes  in  Strassbnrg  von  ißii^n  ersten  Spuren  bis 
zum  Statut  von  1263.    Von  Dr.  Georg  Winter.    Pri^is  2  Hark  40  Pf. 

II.  Heft:  Znr  strafireehtlichen  Stellung  der  Sklaven  bei  Dentsehen  «nd 
Angelsacihsen.    Von  Dr.  Ignaz  Jastrow.    Preis  2fMark  40  Pf. 

Tir.  Heft;  Dag  BeiBprucbsrecht  nach  altsäcbsische^i  Recht.  Von  €•  Fipper, 
Appell-aer.-ßeferendarius.    Preis  2  Mark  80  Pf.   ; 

IV.  Heft:  Das  Heerwesen  unter  den  späteren  Karolingern.  VonDr.  ALhred 
Baldamns.    Pi-eis  2  Hark  40  Pf. 

V.  Heft:  Znr  Yerfassnngsgeschiclite  der  Stadt  Awbnrg  von  der  römischen 
Hen  Schaft  bis  zu.  Kodifikation  des  zweiten  Stadtre^ts  im  Jahre  1276.  Von 
Dr.  Ernst  Bemer.    Preis  4  Hark. 

VI.  Heft:  Die  Rechtsverhältnisse  des  freien  Oe&indes  nach  den  deutschen 
Kechtsquellon  des  Mittelalters.    V^on  Onstav  Hertz*    Preis  2  Hark  40  Pf. 

VII.  Heft:  Johannes  Altnsins  und  die  Entwiokelnng  der  naturreohtlicben 
Staatstheorien«  Zugleich  ^in  Beitrag  zur  Geschichte  der  Kechtssystematik. 
Von  Prof.  Dr.  Otto  Gierke.    Preis  8  Hark. 

Vni.  Heft:  Die  Formvorsehriften  für  die  YeräassemnngeseUfte  der 
1  ranen  nach  langobardischem  Aecht.  Von  Dr.  Heinrieh  Bosm.  Preis  3  Hark. 

IX.  Heft:  Das  Qansmeieramt  ein  eeht  germanisches  Amt.  Eine  rechts- 
gl  .aichtliche  Untersuchung  betreffend  die  wesentlichen  Functionen  des  Hans- 
pieiArawtes  der  Germanenkönigo  und  dessen  Ursprung.  Von  £•  Heraumn» 
Preis  2  Hark  80  PI. 

X.  Heft:  Über  die  Entwicklung  des  altdentsehen  SchOflüengerlehts.  Von 
E.  Hermann.    Preis  6  Hark  80  Pf. 

XI.  Heft:  Die  Yiril- Stimmen  im  Rf^ichs-Fürstenrath  von  1495— 1654.  Voii 
Dr.  Waldemar  Domke.    Preis  3  Hark  60  Pf. 

XII.  Heft:  Das  Recht  des  Breidenbaeher  Grundes.    Hit  ungedruckten  ür- 
.  *  unden  und  Sohöfi'ensprüchen.  Vcr.  Dr.  €arl  Stammler^  Landgerichtsdirektor 

zu  Giessen.    Preis  3  Hark  60  Pf. 
XUL  Heft:  Johannes  Urbach.    Von  Prof.  Dr.  Mnthery  herausgegeben  von 
Dr.  Ernst  Landsberg«    Preis  1  Hark  80  Pf. 

XIV.  Heft*    Lannegild  und  Garetliinx.     Ein  Beitrag  zur  Geschichte   des 
rmanischen  Rechts.    Von  Dr.  Max  Pappenheim.    Preis  2  Hark  > 40  Pf. 

XV.  Heft:  Handelsgesellsehaften  in  den  deutschen  Stadtreehtsquellen  dea 
lUttelalters.    Von  Dr.  F.  G.  A.  Sehmidt.    Preis  2  Hark  60  Pf 

XVI.  Heft:  Hutterreeht  und  Raubehe  und  ihre  Reste  im  germanigehen 
Recht  und  Leben.    Von  Dr.  I«.  Dargun.    Preis  4  Hark. 

XVIL  Heft:    Die  St-ändegliederung  bei  den  alten  Sachsen  und  Angel« 

Sachsen.    Von  E.  Hermann.    Preis  4  Hark. 
XVm.  Heft:  Die  Grundsfttae  ftber  den Sehadensersata  in  den Tolksreehten. 

Von  Dr.  Arthur  Benno  Schmidt.    Preis  2  Hark. 

XIX.  Heft:  Die  Lehre  vom  Schadensersatie  nach  dem  Sachsenspiegel  nitd 
den  verwandten  Rechtsqnellen.   Von  Dr.  iur.  Otto  Hammer.  Preis  SM    a. 

XX.  Heft:  Die  Gr  ndelemente  der  altgermauisehen  Mobiliarvindiea«i«ii. 
Von  E.  Hermann.    Preis  5  Hark 


Uiitersixcniins:eii 


l''h'xA.j 


Dentsclen  Staats-  md  ReclitsgesGliictite 


herausgegeben 


Dr.  Otto  Gierke, 

Professor  der  Rechte  an  der  Universität  Berlin. 


xxir. 


Die  Geschlechtsverbindungen  der  Unfreien 

im  fränkischen  Recht 


Carl   K^oeliine, 

Dr.  iur. 


Breslau. 

Verlag  von  Wilhelm  Koebner. 

1888. 


Untersuchungen 

zur 

Deutschen  Staats-  u.  Rechtsgeschichte. 

In   zwanglosen  Heften 

herausgegebeu  von 

Professor  Dr.  Otto  Grierke  in  Berlin. 


Die  ^^Untersuchungen  zur  Deutschen  Staats-  und  Bechts- 
gesehiehte'*  sind  dazu  bestimmt,  wissenschaftliche  Forschungen 
aus  der  Geschichte  der  deutschen  Äechtsentwicklung  im  weitesten 
Sinne  zu  sammeln.  Sie  werden  der  Geschichte  des  öffentlichen 
Rechts  und  der  des  Privatrechts  die  gleiche  Aufmerksamkeit  zu- 
wenden. Die  politische,  wirthschaftliche  und  kulturgeschichtliche 
Seite  der  Rechtsinstitute  wird  in  den  aufzunehmenden  Arbeiten 
gleichfalls  behandelt  werden  können.  Eine  Beschränkung  der  Samm- 
lung auf  einen  bestimmten  Zeitraum  findet  nicht  Statt:  wissenschaft- 
liche Untersuchungen  über  die  neueste  deutsche  Rechtsentwicklung 
werden  so  wenig  ausgeschlossen  sein,  wie  Forschungen  über  die 
Urgeschichte  unsres  Rechts.  Einzige  Bedingung  der  Aufnahme  wird 
der  wissenschaftliche  Charakter  der  Arbeit  sein.  Tüchtige  Erstlings- 
arbeiten werden  ebenso  wie  die  Arbeiten  bewährter  Forscher  sich 
zur  Aufnahme  eignen. 

Jedes  einzelne  Heft  der  Sammlung  wird  dem  Zwecke  des  Unter- 
nehmens gemäss  auch  für  sich  verkäuflich  sein. 

Die  Herausgabe  der  Sammlung  hat  Herr  Geh.  Justizrath  Pro- 
fessor Dr.  Otto  Gierke  in  Berlin  übernommen,  der  sich  bereit 
erklärt  hat,  die  eingehenden  Beiträge  mit  Rücksicht  auf  ihre 
Geeignetheit  für  die  Aufnahme  zu  prüfen. 
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Einleitung. 


1/urch  eine  £eihe  wertvoUer  Spezialuntersuchungen  der  altern 
deutschen  Bechtsgeschichte  ist  erwiesen,  dass  auch  auf  diesem  im  ganzen 
schon  so  vielfach  und  vorzüglich  bearbeiteten  Gebiete  Forschungen 
über  einzelne  Institutionen  noch  von  Nutzen  für  die  Wissenschaft 
sein  können,  namentlich  wenn  das  behandelte  Thema  mit  erschöpfen- 
der Benutzung  des  gesammten  Quellenmaterials  behandelt  wird. 
Demgemäss  glaube  ich  hoffen  zu  können,  dass  auch  die  vorliegende 
Abhandlung  über  das  „Eherecht  der  Unfreien  im  fränkischen  Recht '^ 
denjenigen  nicht  unerwünscht  sein  wird,  die  eine  exakte  und  ein- 
gehende Kenntnis  der  deutschen  Rechtsverhältnisse  herbeigeführt 
sehen  wollen.  Sind  doch  gerade  die  Geschlechtsverbindungen  der 
Unfreien  bisher  noch  sehr  wenig  behandelt,^)  während  sie  doch  in 
Folge  ihres  vielfachen  Zusammenhangs  mit  den  Standes  Verhältnissen, 
dem  Eherecht  und  dem  Einfluss  der  Kirche  auf  die  weltliche  Bechts- 
entwicklung  ein  hohes  Interesse  für  Bechts-  und  Culturgeschichte 
bieten.  Eine  eingehende  Erforschung  der  weltlichen  und  geistlichen 
Rechtsquellen  in  dieser  Hinsicht  scheint  auch  um  so  mehr  angezeigt, 
als  den  jüngst  von  canonistischer  Seite  in  dem  letzen  Werke,  in 
dem  über  die  Geschlechts  Verbindungen  der  Unfreien  ausführlicher 
gehandelt  wird,  in  „Budolf  von  Scherer,  über  das  Eherecht  bei 
Benedict  Levita  und  Pseudo  -  Isidor,  Graz  1879^  aufgestellten  Be- 
hauptungen keineswegs  beigetreten  werden  kann.  Auch  werden 
wir  nur  auf  Grundlage  einer  solchen  Untersuchung  die  Frage,  wie 
im  frankischen  Becht  der  Stand  der  Kinder,  welche  von  einer  freien 
und  einer  unfreien  Person  abstammten,  im  einzelnen  Fall  bestimmt 
wurde,  genauer  beantworten  können,  als  es  bisher  möglich  war. 
Entsprechend  dem   in  der  neuern  Forschung  mit  Becht  zu  Tage 


>)  Von  Litteratur  ist  nur  anzufahren:  Wilda,*  Von  den  unäcbt  gebomen 
Kindern  in  Ztschrft.  f.  deutsch.  B.  XV.  Tübingen  18öö  und  das  unten  im  Text 
angeführte  Buch  von  Seh  er  er. 


VI 

tretenden  Streben  nach  möglichster  Sonderung  örtlich  und  zeitlich 
verschiedener  Einrichtungen  beschränkt  sich  die  vorliegende  Arbeit 
auf  das  fränkische  Recht.  Die  andern  Volksrechte  sind  nur  zur 
Vergleichung  und  in  der  eigentlichen  Forschung  nur  soweit  heran- 
gezogen worden,  als  eine  lückenhafte  Überlieferung  nur  durch 
Analogieschlüsse  aus  andern  Rechten,  durch  solche  aber  auch  sicher, 
aufgehellt  zu  werden  schien. 

Ebenso  erwies  sich  eine  getrennte  Behandlung  des  Themas  für 
die  merowingische  und  karolingische  Zeit  als  notwendig.  Indem 
wir  den  ersten  umfangreicheren  Theil  noch  einmal  zerlegen,  zerfällt 
demnach  die  Arbeit  in  drei  Abschnitte: 

1)  die  G-eschlechtsverbindungen  der  Unfreien  im  merowingischen 
Reiche, 

2)  Stand  der  Kinder  von  Unfreien  in  demselben, 

3)  die  G-eschlechtsverbindungen  der  Unfreien   und  der  Stand 
ihrer  Kinder  im  Karolingerreich. 


Erster  Theil. 


Die  Qeschlechtsverbin düngen  können  in  rechtlicher  Hinsicht 
dreierlei  Art  sein 

1)  flechtlich  anerkannt, 

2)  Strafbar, 

3)  Rechtlich  indifferent. 

1)  Die  echte  Ehe  setzte  im  ältesten  deutschen  Recht  immer 
Ingenoität ')  der  Nupturienten  voraus.  Mag  man  nun  zur  Begründung 
der  altgermanischen  echten  Ehe  mit  ihren  wichtigen  Rechtsfolgen 
fiir  die  Eheleute  und  deren  Nachkommenschaft  Verlobung  und 
Trauung  oder  nur  eine  von  beiden  oder  auch  nur  die  üebertragung 
des  M undinms  als  im  Zeitalter  der  Volksrechte  nothwendig  ansehen,^) 
jedes  dieser  Erfordernisse  konnte  nur  bei  Ingenuität  des  Mannes 
wie  der  Frau  erfüllt  werden. 

2)  Die  Verbindung  eines  Freien  mit  einer  fremden  Unfreien 
wurde  als  Verletzung  des  Eigenthums  des  Herrn  der  Unfreien  be- 
straft, es  sei  denn,  dass  er  ausdrücklich  eingewilligt.*)  Verband 
sich  ein  Sklave  mit  einer  Freien  zur  Ehe,  so  sah  man  die  Verbin- 


')  Das  Fremdwort  ist  gewählt,  um  durch  den  Ausdruck  „Freiheit*'  leicht 
entstehende  Misverständnisse  zu  vermeiden. 

>)  cf.  Friedberg  Lehrb.  d.  Kirchenrechts  II.  Aufl.  §  153  IIL  Dargnn  in 
seinem  Werke  „Mutterrecht  und  Baubehe*'  Breslau  1883.  S.  24  f.  und  in  Grün- 
hut's  Zeitschrift  X  441,  442  macht  allerdings  sehr  wahrscheinlich,  dass  an- 
schliessend an  die  Sitte  der  Urzeit  auch  „ohne  Uebergabe  durch  den  Vormund 
und  ohne  vorhergehende  Verlobung  eine  Ehe  existirte,  wenn  ein  Mann  und 
eine  Frau  zum  ehelichen  Leben  sich  vereinigten,  falls  nicht  gesetzliche  Ehe- 
hindemisse  im  Wege  standen.''  Aber  abgesehen  davon,  dass,  wie  wir  sehen 
werden,  die  Standesungleichheit  gewöhnlich  schon  an  sich  ein  Ehehindemiss 
bildete,  konnte  Dargun  seine  Behauptungen  eben  nur  dadurch  begründen,  dass 
er  für  das  Vorhandensein  der  Ehe  „die  vermögensrechtliche  Seite**  und  das 
„  Verhältniss  der  Kinder  zu  den  Elterü"  ganz  irrelevant  sein  lässt.  Beide  That- 
sachen  sind  aber  zur  Zeit  der  Volksrechte  schon  überall  Essentialien  der 
ächten,  regelrechten,  der  Vollehe. 

*)  L.   Sal.  13  c  9,   13  Zus.   1,   25  c.  5.    Rib.  58  c.    12,   13  cf.   Näheres 
weiter  unten. 


düng  alB  Verführung  an,  und  bestrafte  sie  demgemäss.^)  War  es 
aber  zweifellos,  dass  die  Frau  dem  Sklaven  freiwillig  gefolgt  war, 
insbesonders  bei  der  Heirath  einer  Frau  mit  ihrem  eigenen  Sklaven, 
so  wurde  die  Frau  streng  bestraft.*) 

3)  Diejenigen  Verbindungen,  welche  keinen  Anlass  zur  Strafe 
gaben  und  auch  in  der  Unterwerfung  der  Frauen  unter  die  Vor- 
mundschaft keine  Veränderung  hervorriefen,  kämen  an  sich  recht- 
lich gamicht  in  Betracht.  Wir  finden  nun  aber,  dass  in  den  ger- 
manischen Volksrechten  genau  so  wie  die  strafrechtliche  Behandlung 
der  Unfreien  als  Sachen,'')  so  auch  die  Beschränkung  der  Bechts- 
wirkungen  auf  die  Vollehen  nicht  ganz  durchgeführt  wurde,  weil 
nicht  ganz  durchgeführt  werden  komite.  Gewisse  Geschlechtsver- 
bindungen, die  weder  zu  den  strafbaren  noch  zu  den  Voliehen  ge- 
hörten, hatten,  wenn  sie  auf  die  Dauer  eingegangen  waren,  wichtige 
Bechtafolgen«    Diese  Verbindungen  konnten  geschlossen  werden: 

a)  zwischen  freien  Männern  und  ihren  Sklavinnen, 

b)  zwischen  zwei  Unfreien. 

a)  An  Stelle  oder  neben  der  durch  echte  Ehe  verbundenen 
Q-emahlin  hatten  viele  Freie  auch  sogenannte  Kebsweiber,  die  meist 
Sklavinnen  waren,  wie  schon  aus  dem  Namen  hervorgeht.^)  Das 
Verhältniss  des  Mannes  zur  Kebsfrau  unterschied  sich  von  den  blos 
vorübergehenden  Verbindungen  dadurch,  dass  es  dauernd  und  zwar 
nach  dem  Willen  der  Betheiligten  auf  Lebenszeit  eingegangen  war.*) 
Nur  stand  dem  Manne  die  Verstossung  der  Frau  zu,  während  die 
ächte  Ehe  zur  Zeit  des  Merowingerreichs  nur  durch  den  Willen 
beider  Eheleute  auflösbar  war.^^)     Von  der  Vollehe  unterschied  sich 


*)  L.  Sal.  13  c.  7  of.  anten. 

*)  OapitaL  I  ad  leg.  Sal  od.  Boretius  o.  6  (bei  Behrend  p.  89). 

')  Jastrow,  Zur  strafrechtl.  Stellung  d.  Sklaven  bei  Deutschen  u.  Angel, 
lachsen.  Breslau  1878  passim. 

*)  s.  Grimm  R.  A.  S.  438  u.  Deutsches  Wörterbuch  Bd.  V  S.  373  ff  Wilda 
a.  a.  0.  S.  238  Not.  3. 

*)  cf.  Corpus  iuris  canonici  ed.  Friedberg  note  zu  c.  4  D.  34  und  besonders 
Augustinus  de  bono  coigugali  c.  5.  («»  G  32  qu.  2  c.  6)  Scherer  irrt,  wenn  er 
mit  Bezug  auf  diese  und  die  übrigen  bei  Friedberg  L  c.  angeführten  Stellen 
S.  5  N.  4  sagt  „sie  sprechen  keineswegs  den  monogamischen  Charakter  des 
Concttbinats  eines  Ledigen  mit  einer  Ledigen  aus,  sie  handeln  von  ganz 
andern  Dingen."    Gerade  das  Gegentheil  ist  der  Fall. 

><>)  Löning  Gesch.  d.  Elirchenrechts  II  S.  618  mit  not  2.  Derselbe  Ge- 
lehrte will  allerdings  (S.  619)  aus  der  Leichtigkeit,  mit  der  die  merowingischen 
Könige  ihre   Gattinnen   verstiessen  und  aus  Capit.    Compend.  c.  9  (L.  L.  ed* 


die  Kebsehe  auch  noch  dadurch,  dass  sie  ohne  die  Feierlichkeit 
der  ersteren  und  auch  mit  unfreien  Frauen  abgeschlossen  werden 
konnte.  Dazu  kam  noch,  dass  ausser  bei  den  Höehststehenden 
die  Kinder  nicht  Rang,  Stand  und  die  volle  Nachfolge  in  das  Ver- 
mögen des  Vaters  erhielten.^^)  Wir  können  demnach  das  Verhält- 
niss  als  Minderehe,  Kebsehe  oder  allenfalls  auch  nach  Analogie  der 
verwandten  römischen  Institution  als  Ooncubinat  bezeichnen.  Dass 
das  Bestehen  einer  solchen  Minderehe  im  germanischen  Recht  viel- 
fach geleugnet  wird,  erklärt  sich  einerseits  durch  das  sich  im  Laufe 
der  Zeit  ändernde  Verhalten  der  Kirche  dieser  Institution  gegen* 
über,  das  wir  weiter  unten  näher  betrachten  werden,  andererseits 
und  hauptsächlich  aber  durch  den  umstand,  dass  dem  deutschen 
Worte  „Kebsehe"  ^*)  in  der  lateinischen  Sprache  jener  Zeit  keine 
Bezeichnung  völlig  entspricht.  Die  Kebsehe  wird  vielmehr  in  der, 
unsere  Erkenntniss  der  deutschen  Rechtsinstitute  so  vielfach  irre- 
führenden, lateinischen  Sprache  der  Rechtsdenkmäler  jener  Periode 
entweder  als  concubinatus  bezeichnet,  also  mit  einem  Worte,  das 
auch  für  blos  vorübergehende  Gheschlechtsverbindungen  gebraucht 
wird,  oder  sie  wird  wie  die  Vollehe  conjugium  oder  matrimonium 
genannt.  Dass  diese  Kebsehen  aber  wirklich  vom  sechsteü  bis 
neunten  Jahrhundert,  und  zwar  nicht  blos  bei  den  Franken  vor- 
kamen, folgt: 

a)  Aus  der  lex  Longobardorum ,  in  der  ihre  Folgen  ein- 
gehend geregelt  werden,  aus  dem  jüngst  von  Gaudenzi 
herausgegebenen  westgothischen  Rechtsbuch  und  den 
nordischen  Rechtsquellen. 


Boret  p.  9)  schliessen,  dass  dem  Ehemann,  auch  abgesehen  vom  Falle  eines 
Verschnldens  der  Ehefrau,  welcher  hier  Dicht  in  Betracht  kommt,  ein  Yer- 
stossmigsrecht  zustand.  Aber  die  Ehen  der  Könige,  welche  ja  meist  mit  den 
eigenen  Sklavinnen  eingegangen  waren,  und  die  in  dem  erwähnten  Gapitular 
behandelte  Ehe  zweier  Unfreien  (darin  ist  Ehrenberg  [Commendation  und  Huldi- 
gung S.  14  ff.]  ohne  Zweifel  zuzustimmen,  dass  der  vassus  daselbst  ein  Unfreier 
ist)  geben  kein  Präjudiz  für  die  VoUehen! 

")  Erbfähigkeit  der  Kinder  wird  auch  gerade  als  das  entscheidende  Merk- 
mal der  Ehe  angesehen  in  dem  Brief  Papst  Leo  I  an  Rusticus  a.  4&8,  459  bei 
Begino  de  synodalibus  causis  (ed.  Wasserschieben  Leipzig  1840  II  c.  181) :  non 
omnis  mulier  viro  conjuncta  uzor  viri  est  quia  non  omnis  filius  heres  patris. 

*^  Die  Prau  selbst  hiess  ella,  gella,  chepisa  s.  Grimm  D.  W.  u.  B.  A.  a. 
a.  0.  Kern  erklärt  auch  den  in  der  Malberg'schen  Glosse  zu  XIII  9  in  Cod. 
5—10  sich  findenden  Ausdruck  honona  oder  bonimo  als  Minderehe,  Hessels  — 
Kern  Lex  Salioa  p.  670  §  80  s.  hinten  S.  34,  26. 


ß)  Aus  einer  Formel^  die  für  die  Existenz  des  Verhältnisses 

im  Frankenreich  beweisend  ist,^^)  und 
y)  endlich  aus  zahlreichen  kirchenrechtlichen  Stellen,  welche 

eine  von  dem  späteren  Princip,  nur  Ehen  und  Nichtehen 

zu   unterscheiden  9   ganz    abweichende   Berücksichtigung 

und  Billigung  dieser  Minderehe  zeigen, 
a)  Die  Gesetze  Rothari's  und  Grimuald's  geben  nämlich  den 
aus  Minderehe  hervorgegangenen  Kindern,  die  übrigens  gleich  den 
römischen  Concubinatskindern  iilii  naturales  genannt  werden,  gegen- 
über ihrem  Vater  ein,  wenn  auch  beschränktes,  Erbrecht;  ^^)  auch 
nehmen  diese  an  allen  Bechten  und  Pflichten  der  Familiengenossen 
Theil.  So  gehören  sie  zu  den  Geschlechtseidhelfern ;  ^^)  ja  ihnen 
konnte  sogar  beim  Tode  des  Vaters  das  mundium  über  ihre  aus 
Vollehe  des  Vaters  stammenden  Schwestern  zufallen.^*)  Man  kann 
doch  kaum  annehmen,  dass  alle  diese  Hechte  auch  den  aus  einer 
vorübergehenden  Geschlechtsverbindung  des  Vaters  stammenden 
Kindern  zufallen ;  dies  würde  aber  nothwendig  sein,  wenn  man  unter 
den  filii  naturales  in  der  Lex  Longob.  alle  unehelichen  Kinder  zu 
verstehen  hätte.  Andrerseits  belehrt  uns  das  Gesetz  direct,  dass 
die  l^>eri  natur.  von  unfreier  Mutter,  nämlich  von  einer  pro  uxore 
von  ihrem  Herrn  gehaltenen  eigenen  Magd  desselben,  stammen 
können.  ^^)    Da  nach  dem  ganzen  Charakter  der  Lex  Longob.  eine 


*')  Auch  ergiebt  sich  die  Existenz  der  Minderehe  im  Erankenreich  aus 
der  in  der  vorigen  Note  angefahrten  Glosse  zu  L.  Sal.  Da  Wiederholangen  oder 
Unklarheiten  sonst  unvermeidbar  wären,  habe  ich  die  Besprechung  des  be- 
treffenden Titels,  den  wir  ans  den  verschiedenen  Recensionen  uns  erst  recon- 
stniiren  müssen,  als  Anhang  (S.  24  u.  25)  gegeben. 

w)  Rothari  c.  164,  158,  159,  160,  171,  Grimuald  c.  5. 

'^)  Rothari  c.  362  et  si  aliquis  de  sacramentalis  mortuus  fuerit,  potestatem 
habeat  ille,  qui  pulsat,  in  locum  mortui  alium  similem  nominare  de  proximüs 
legitimus  aut  de  natüs  (^—de  naturalibus  wie  Handschrift  6  hat)  LL.  lY.  p.  84. 

u)  Rothari  160,  161. 

^^  Rot.  222  u.  Liutpr.  106.  —  Zu  wesentlich  andern  Resultaten  kommt 
Dargnn  in  seiner  oben  (n.  3)  angeführten  Schrift  (S.  29—32).  Wenn  auch  als 
unzweifelhaft  festgestellt  zugegeben  werden  kann,  dass  auch  bei  den  germanischen 
wie  bei  so  vielen  andern  Völkern  das  Mutterrecht  den  Ausgangspunkt  allen 
Familienrechts  bildete,  so  scheinen  mir  doch  viele  Betrachtungen,  die  D.  unter 
diesem  Gesichtspunkt  anstellt,  nicht  das  Richtige  getroffen  zu  haben.  In  den 
Volksrechten  und  speciell  im  Longob.  Recht  ist  der  Satz,  dass  der  Stand  der 
Kinder  sich  nach  dem  Stand  der  Mutter  richtet,  doch  nicht  so  verbreitet,  wie 
D.  meint  Wo  dieser  Rechtssatz  gilt,  verdankt  er  aber  seine  Geltung  nicht 
sowohl  noch  aus  der  Zeit  des  Mutterrechts  stammenden  Anschauungen,  als  viel- 
mehr nur  dem  £igenthamsrecht  des  Herrn  der  unfreien  Mutter.  Gerade  an 
den  Stellen  der  L.  Long.,  die  D.  für  die  allgemeine  1^ achfolge  in  den  Stand 


Keception  des  römischen  Concubinats  in  demselben  nicht  anzu- 
nehmen ist,  haben  wir  hier  also  die  Existenz  der  Kebsehe  zu 
constatiren. 

Verwandte  Grundsätze  treten  uns  auch  in  einer  Bestimmung 
der  vor  kurzem  von  Gaudenzi  edierten,*)  von  Zeumer  im  Neuen 
Archiv  besprochenen,  ^)  westgotischen  Rechtsquelle  entgegen.  Hier 
werden  ausdrücklich  als  naturales  filii  die  von  einer  anciUa  ihrem 
Herrn  geborenen  Kinder,  sowie  die  von  einer  ingenua  absconse  nati 
bezeichnet.  Unter  den  letzteren  haben  wir,  wie  aus  c  18,  das  von 
einer  absconse  d.  h.  ohne  Zeugen  oder  sonstige  Beweissicherung 
geschehenen  Verleihung  handelt,  hervorgeht,  die  aus  einer  ebenso  ge- 
schlossenen <)  Ehe  hervorgegangenen  Kinder  zu  verstehen.  Das 
Verhältniss  der  Eltern  in  solchem  Falle  wird  in  unsrer  Rechtsquelle 
mit  dem  der  „Kebsehe^'  entsprechenden  lateinischen  Ausdruck  con- 
cubinatus  bezeichnet;  nur  mit  Genehmigung  des  Königs  kann  es 
zur  Vollehe  werden.  Ebenso  wird  auch  im  altnordischen  Recht 
unter  den  unehelichen  Kindern  der  hornungr,  der  Sohn  eines  Weibes, 
mit  welchem  der  Kindsvater  in  einer  dauernden  offenkundigen  Ver- 
bindung lebte,  ohne  doch  mit  demselben  verheirathet  zu  sein,  von 
dem  hrisungr,  dem  Sohn  eines  freien  Weibes,  welcher  mit  diesem 
heimlich  gezeugt  war,  unterschieden.*) 

ß)  In  der  Formel  Cart.  Senon  append.  1  (Roz.  130)  setzt  ein 
Vater  seine  Kinder  zu  Erben  ein,  weil  die  als  conjugium  bezeichnete 
Geschlechtsverbindung,  aus  der  sie  stammen,  in  Folge  unterlassener 


der  Mutter  anführt,  Rot.  217,  231,  156,  Liut.  126,  ist  immer  nur  von  Yerh&ltp 
nissen  mit  fremden  Unfreien  die  Rede.  (Dies  gilt  auch  voh  Rot.  219,  da  der 
Aldio  nur  beschränkt  vermögensfahig,  die  ihm  überlassene  serva  auch  serva 
seines  Herrn  ist.)  Dass  hingegen  die  Kinder  aus  der  Geschlechtsverbindong 
eines  Freien  mit  seiner  eigenen  Sklavin  in  vielen  Fallen  —  nämlich  wenn  die 
Sklavin  quasi  uxor,  in  der  Stellung  eines  Kebsweibes  war  (Rot.  222,  Liui  106) 
—  zu  den  Freien  gehörten,  folgt  aus  dem  suam  libertatem  von  Liut.  66.  Gegen 
die  Ansicht,  dass  das  Mutterrecht  bei  den  Q-ermanen  noch  in  historischer  Zeit 
geherrscht,  hat  sich  auch  neuerdings  Brunner  D.  R.  G.  I  S.  80  ausgesprochen. 

')  Ghkudenzi,  ün  antica  compilazione  di  diritto  Romano  e  Yisigotho,  Bologna 
1886,  p  202  c  8,  9. 

»»)  XU  1887  S.  392  ff. 

^)  Man  denke  daran,  dass  öffentliche  Beschreitung  des  Ehebettes  in  älterer 
Zeit  oft  gesetzliche  Bedingung  der  echten  Ehe  oder  wenigstens  bei  ihr  her- 
kömmlich war,  cf.  Weinhold,  Die  deutschen  Frauen  im  Mittelalter  1861  S.  268, 
269  und  die  dort  angeführten  Belegstellen. 

^)  S.  Maurer,  Die  unächte  Geburt  nach  altnordischem  Rechte,  Sitsungs- 
berichte  der  Müncfaener  Akademie  1883,  S.  4  n.  S.  8  ff.,  of.  die  von  Grimm 
R.  A.  439  angeführte  Stelle  aus  dem  Jütischen  Gesetz. 
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Muntschatzbestellung  nicht  als  Vollehe  gelte.  Die  Kinder  selbst 
werden  liberi  naturales  genannt.  Auch  hier  wird  also  eine  Minder- 
ehe als  conjugium  bezeichnete^) 

y)  Endlich  folgt  das  Bestehen  der  Minderehe  auch  aus  den 
kirchlichen  Quellen,  wenn  wir  sie  genauerer  Betrachtung  unter- 
werfen. Hat  doch  die  Kirche  den  römischen  Conoubinat  der  ächten 
Ehe  gleich  behandelt.  Sich  den  bestehenden  weltlichen  Bechtsver- 
hältnissen  fügend,  fordert  sie  zur  Ehe  nur  Monogamität  und  Absicht 
lebenslänglichen  Zusammenbleibens.  Sofern  diese  Erfordernisse  er- 
fttllt  sind,  behandelt  sie  die  Kebsehe  wie  die  ächte  und  bestraft 
also  auch  den  Bruch  der  ersteren  '  wie  den  der  Vollehe  mit  Ent- 
ziehung der  Communion.e*)  Erst  ganz  allmählich  ist  die  entgegen- 
gesetzte Ansicht  durchgedrungen,  dass  diese  Verbindungen  der 
Sakramentsnatur  nicht  werth  seien,  und  dass  die  kirchliche  Ehe 
die  Erfordernisse  voraussetzt,  an  welche  das  weltliche  Becht  die 
volle  Erbfähigkeit  der  Sünder  knüpft«  Demgemäss  wird  denn  auch 
seitdem  nur  zwischen  Ehen  und  nichtehelichen  Geschlechtsverbin- 
dungen  unterschieden,  welch  letztere  zum  Theil  strafbar,  jedenfalls 
aber  normwidrig  sind.  Doch  ging  diese  ganze  Ehtwicklung  sehr 
langsam  vor  sich.  Während  die  neue  Ansicht  der  Verwerflichkeit 
der  Minderehe  zuerst  in  einem  Briefe  Papst  Leo  I.  im  Jahre  4ö8 
geäussert  wird,'^)  erkennt  noch  die  Synode  von  Mainz  851*^)  die 
Kebsehe  als  kirchlich  gestattete  Verbindung  an  und  droht  fär  ihre 


^  Zenmer  L.  L.  V  p.  206.  Die  Formel  enthält  nach  Zeumers  Note  2  ger- 
maniBoh-fränkischeSi  nicht  römisches  Recht.  Scherer  sucht  vergeblich  zu  be- 
weisen, dass  die  Formel  römisches  Recht  enthält;  denn  1.  3  Cod.  Theod. 
(3,  7)  sagt  gerade,  dass  die  blossen  Förmlichkeiten,  zu  denen  hier  auch  gerade 
die  donationes  sponsalitiae  gezählt  werden,  zur  Begründung  der  Ehe  nicht 
nothtoendig  sind.  cf.  für  das  Bestehen  der  Eebsehe  in  noch  weit  späterer  Zeit 
auch  Hinomari  Annales  a.  869,  870  S.  I  p.  486. 

>*)  Conoüinm  Toletanum  1  c.  17 :  Si  quis  habens  uxorem  fidelis  concubinam 
habeat,  non  oommunioet :  ceterum  is,  qui  non  habet  uxorem  et  pro  uxore  con- 
cubinam habeat,  a  oommunione  non  repellatur,  tantum  aut  unius  mulieris  aut 
uxoris  aut  ooncubinae,  ut  ei  placuerit,  sit  oonjunctione  contentus;  alias  vero 
vivens  abjioiatur,  donec  desinat,  et  per  poenitentiam  revertatur.  Bruns  Canones 
Apost.  et  Gonc.  (1889)  I  p.  206,  Mansi  HI  p.  201. 

SO)  Jaff6-Kaltenbrunner  n.  644. 

»>)  H.  a.  L.  L.  I  ed.  Fertz.  p.  415  o.  15  cf.  Foenitentiale  Theodori  bei 
Wassersohleben  p.  148  u.  Conc.  Y ermer  c.  13,  welche  zeigen,  wie  die  Kirche  eine 
Zeit  hindurch  Verbindungen  von  Freien  mit  ihren  Sklavinnen  bald  einfach  ver« 
bietet,  bald  sie  als  ächte  Ehen  behandelt  und  deshalb  unlösbar  sein  lässt.  Ct 
auch  unten  Teil  m. 


Verletzung  mit  der  gleichen  Strafe,  welche  auf  die  Verletzung  der 
Vollehe  gesetzt  wird. 

b)  Wie  die  Geschlecbtsverbindung  zwischen  Freien  und  Unfreien, 
so  erscheinen  auch  die  zwischen  zwei  Unfreien  unter  gewissen 
Voraussetzungen  als  £hen.  Hier  zeigt  sich  eine  bedeutsame  Ver- 
schiedenheit des  deutschen  vom  römischen  Aecht.  Während  dieses 
die  Ehen  unter  Sklaven  nur  als  contubernia  bezeichnet,*^)  werden 
sie  in  den  deutschen  Rechten  mit  Ausnahme  der  ja  unter  stärkstem 
römisch-rechtlichem  Einfluss  stehenden  lex  Visig.  conjugia  und  mo- 
trimonia  genannt-^)  und  das  bairische  Recht  unterscheidet  sogar 
ausdrücklich  die  ancilla  maritata  von  der  ancilla  virgo*^)  wie  auch 
die  Formeln  und  Urkunden  sehr  oft  von  einer  serva,  ancilla,  colona 
uzor  reden.  *'^)  Im  römischen  Recht  konnte  an  der  Sklavin  weder 
adulterium  noch  stuprum  begangen  werden  und  die  Schwächung 
derselben  wird  mit  der  actio  legis  Aquiliae,'^)  also  blos  als  Ver- 
brechen gegen  das  Eigenthum  verfolgt.  Hingegen  bildet  die 
Schwächung  der  Sklavin  bei  den  Germanen  ein  eigenes  Verbrechen, 
das  in  den  meisten  Volksrechten  im  Zusammenhang  mit  der 
Schwächung  freier  Jungfrauen  verboten  wird.**^)  Demnach  hatten 
im  deutschen  Recht  der  von  uns  betrachteten  Zeit  die  Verbindungen 
der  Sklaven  schon  weit  mehr  Ehecharakter  als  im  römischen  Recht. 
Wohl  war  im  ältesten  germanischen  Recht,  wie  es  für  das  longo- 
bardische  noch  aus  der  Anfangszeit  der  Regierung  König  Liut- 
praod's  bezeugt  ist,  das  Ehebett  oder  Sklavin  nicht  gegen  ihren 
eigenen  Herrn  geschützt.*^)    Wohl  konnte  auch  im  germanischen 


«)  Paul.  Sent.  H  19  §  3,  L.  23  Cod.  lust.  IX,  9. 

'^)  Andegay.  45  (Roz.  399)  und  sonst  sehr  oft  in  den  Formeln,  Lex  Sal. 
XXV.  5  in  Hesseis  Cod.  2,  3  und  den  entsprechenden,  abgesehen  von  Cod.  1, 
Zachariae  Papae  ad  Bonifat.  epistola  a.  745  Jaffe-Kaltenbrunner  n.  2274 :  ut  in  ver- 
tente  anno  ab  unoquoque  coniugio  servorum  duodeoim  denaria  solvantnr. 

")  Lex.  Bajuv.  Text  I  tit.  Vin  c.  12,  13  M.  G.  L.  L.  HI  p.  299. 

*^)  z.  £.  Testam.  Bertranni  Pardessos  Diplo.  I  n.  198  p.  212:  Hos  et  bas 
liberos  liberasve  esse  inbeo.  Lebegiselum  cum  uxore  et  filiis,  Chrodosindum 
cnm  uxore.  cf.  testam.  Aredii  ibid.  I  n.  180,  dipl.  Chrodegangi  ibid.  II  n.  586, 
dipl.  Ansbaldi  ibid.  11  n.  483:  cum  octo  mancipiis  et  uxoribus  et  infantibus 
eorum.  Wartmann,  Urkundenbuch  d.  Abtei  St  Gallen  No.  3 :  de  colonis  meis 
E.  cnm  uxore  sua,  ibid.  No.  6:  cum  servis  et  ancillis  ic  nomina  eorum:  G  . . . . 
cum  uxorem  suam.  Polypt.  Irmin  1, 2 :  Walateus  colonus  et  uxor  eins,  ibid. 
I,  B,  5,  6,  13  und  sonst  unzählige  Male. 

")  L.  6  pr.  Dig.  ad  leg.  Jul.  de  adult.  (48,5),  1.  23,  1.  24  Cod.  eod.  (9,9). 

")  So  besond.  in  L.  Sal.  tit.  XUI  u.  XV. 

")  L.  Long.  Liutpr.  c.  66.  ff.  cf.  Jastrow  a.  a.  0.   S.  32  n.  26. 


Recht  der  Herr  die  Ehen  seiner  Sklaven  jederzeit  durch  Verkauf 
des  einen  Ehegatten  factisch  auflösen.^®)  Das  eigene  Interesse  des 
Herrn  gewährte  aber  dagegen  in  Folge  der  ökonomischen  Verhält- 
nisse der  meisten  Unfreien  wohl  einigermassen  Schutz.  Der  bei 
weitem  grösste  Theil  der  Sklaven,  alle  Hörigen  und  die  meisten 
Leibeigenen,  war  ja  auf  dem  Lande  angesiedelt,  wo  jede  Familie 
ein  Grundstück  gegen  Abgaben  an  den  Herrenhof  selbständig  be- 
stellte.'^) Es  war  nun  natürlich  für  den  Eigenthümer  meist  weit 
vortheilhafter,  von  dem  angesiedelten  Ehepaar  die  Bunten  weiter 
zu  beziehen  oder  auch,  es  sammt  dem  Lande,  das  ihm  zur  Be- 
bauung übergeben  war,  zu  verkaufen  als  das  Grundstück  und  die 
Glieder  der  dort  angesiedelten  Familie  einzeln  zu  veräussern.  Nur 
gehörte  zur  wirklichen  Entstehung  einer  Sklavenehe  auch  die  Zu- 
stimmung des  Herrn,  welche  wohl  durch  besondere  Abgabe  erkauft 
werden  musste,'^)  falls  dem  Sklaven  eigenes  Vermögen  gestattet 
war.  Diese  Einwilligung  wurde  auch  äusserlich  durch  eine  sym- 
bolische Handlung,  die  herkömmliche  Uebergabe  der  Braut  an  den 
Bräutigam  (legitima  traditio)**),  gekennzeichnet.  Der  Herr  ver- 
pflichtete sich  durch  diese  Ceremonie,  wenn  auch  zunächst  nur 
moralisch,  nicht  juristisch,  von  dem  ihm  zustehenden  Becht  des  ge- 
sonderten Verkaufs  der  beiden  Ehegatten  keinen  Gebrauch  zu 
machen.  Die  Kirche  trug  demgemäss  auch  kein  Bedenken,  den 
Ehen  der  Unfreien  dieselbe  Sakramentnatur  zuzusprechen  wie  den 
zwischen  freien  Personen  abgeschlossenen,  nur  fordert  sie  zur  vollen 
Gültigkeit  die  oben  erwähnte  gesetzmässige  Uebergabe  der  Braut,^*) 
also  dadurch  mittelbar  auch  die  Einwilligung  des  Herrn.  Ohne 
diese  Einwilligung  eingegangene  Verbindungen  sollen  sogar  durch 
Excommunicätion   bestraft   werden.     Wie  die  Kirche  aber  die  von 


^)  Dasselbe  gilt  im  römischen  Recht.  Die  von  Guerard  p.  395  n.  9  ange- 
führte L.  un.  Cod.  Theod.  de  comm.  div.  (U,  25)  =«  1.  11  Cod.  Just  comm.  utr. 
iud,  (III,  38),  aus  welcher  er  das  Gegentheil  schhessen  will,  „bezieht  sich  nur 
auf  die  mit  einem  Grundstück  verbundenen,  zum  Colonat  bestimmten  Sklaven/ 
Puchta  Cursus  der  Institutionen  (1881)  Bd.  II  §  212  Note  i.  Die  Constitution 
Yalentinians  u.  Gratians  (Cod.  Just.  XI  48,/),  die  aus  fiscalischen  Rücksichten 
Verkauf  der  in  die  Grundsteuerlisten  eingetragenen  Sklaven  verbot,  war  in  dem 
Codex  Theod.  nicht  aufgenommen,  galt  also  nicht  in  Gallien. 

»«)  Tacitus  Germ.  c.  25  cf.  Waitz  V.  G.  I  162,  11  223. 

•»)  Ep.  Zaohar.  papae  ad  Bonif.  (cf.  oben  n.  23)  cf.  Grimm  R.  A.  S.  379. 

3«)  Conc.  Aurel.  IV  a.  541  c.  24Mansi  IX  p.  117,  Bruns  11  p.  205;  Quae- 
cumque  mancipia  sub  specie  ooniugii  ad  ecclesiae  septa  confugerint,  ut  per  hoc 
credant  posse  fieri  coniugium,  minime  iis  licentia  tribuatur  nee  talis  coniunctio 
a  clericis  defensetur,  quia  probatum  est,  ut  sine  legitima  traditione  coniuncti 
pro  religionis  ordine  Statute  tempore  ab  ecclesiae  communione  suspendantur. 


ihr  als  vollgiltig  angesehenen  Ehen  gegen  die  Trennung  durch 
Einzelverkauf  der  Gatten  durch  geistliche  Verordnungen  und  durch 
Beeinflussung  der  weltlichen  Gesetze  zu  schützen  suchte,  soll  sie 
hier  nicht  näher  erörtert  werden.  Nur  genüge  es  ausdrücklich  an 
diese  Bestrebungen^'^)  der  Kirche  zu  erinnern,  um  besonders  der 
Ansicht  Scherer's  entgegenzutreten,  dass  die  Ehen  der  Unfreien 
mangelnder  Willensfähigkeit  der  Nupturienten  wegen  als  Concubi- 
nate  angesehen  sind.  In  allen  weltlichen  wie  kirchlichen  Quellen 
des  Mittelalters  finden  wir,  wie  oben  gesagt,  die  Ehen  der  Sklaven 
als  coniugium  und  matrimonium  bezeichnet.  Wo  nach  Scherer '^)  in 
Folge  der  „mangelnden  Willensfahigkeit  der  beiden  Nupturienten 
vom  Concubinat^  die  Bede  ist,  nämlich  in  c.  7  der  Synode  von 
Verberie,  handelt  es  sich  um  die  Ehe  eines  den  höheren  Klassen 
der  Unfreien  angehörenden  Mannes  mit  seiner  eigenen  Magd.  Diese 
Verbindung  mag  allerdings  nur  so  lange  und  insoweit  kirchlicher- 
seits  als  Ehe  angesehen  worden  sein,  als  die  Kirche  auch  den  im 
weltlichen  Becht  als  Minderehen  erscheinenden  Verbindungen  eines 
Freien  mit  seiner  eigenen  Unfreien  Sakramentsnatur  zusprach.  Etwa 
seit  der  Mitte  des  8.  Jahrhunderts  betrachtete  man  eben  öfters  die 
Standesgleichheit  der  Nupturienten,  weil  im  weltlichen  Becht  zur 
vollen  Erbfähigkeit  der  Kinder  erforderlich,  im  geistlichen  Becht  als  zur 
Sakramentsnatur  der  Ehe  nothwendig.^^)  Dasselbe  Stadium  des 
Schwankens  in  den  kirchlichen  Anschauungen,  welches  sich  in  den 
vielfachen  und  von  einander  abweichenden  Bestimmungen  über  Ver- 
bindungen von  Freien  mit  ihren  eigenen  Unfreien  zeigt,  muss  dem- 
nach auch  in  Betreif  der  Ehen  eines  Unfreien  mit  seiner  eigenen 
Sklavin  obgewaltet  haben.     Eben  dies  Verhältniss  wird  in  dem  von 


«)  S.  unten  S.  26—28. 

**)  S.  6.  „Nicht  allen  £hen  eigneten  dieselben  Kechtsfolgen  und,  wenn 
gewisse  Voraussetzungen  einer  Ehe  mangelten,  lag  eben  keine  Ehe  vor.  Eine 
solche  Voraussetzung  war  nach  germanischem  Recht  die  volle  Freiheit  der 
Contrahenten.  So  spricht  die  Synode  von  Verberie  7ö7  c.  7  (M.  G.  L.  I.  22 
vom  Concubinat  zwischen  Sklaven."  Ebenso  falsch  ist  die  Bemerkung  Hefele's 
Concilien  III  S.  538  note:  ^^DieEhen  der  Sklaven  heissen  Concubinate.**  Lautet 
doch  der  erwähnte  Canon  7  (M.  G.  LL.  I  ed.  Pertz  22*»1I.  G.  Capitul.  I  ed 
Boret  p.  40).  Si  servus  suamanciliam  concubinam  habuerit,  si  ita  placet,  potest 
illa  dimissa,  comparem  suam,  ancillam  domini  sui,  accipere;  sed  melius  est 
suam  ancillam  teuere. 

*^)  Im  neunten  Jahrhundert  finden  wir  dagegen  unter  der  vom  Kloster 
St  Denis  abhängigen  Bevölkerung  zahlreiche  Ehen  von  Personen  verschiedenen 
Standes.  I.  d.  K.  gehört  aber  die  Frau  einer  höheren  Standesklasse  an  als  der 
Mann  (Gnerard  Polyptichum  Irminon.  I.  p.  891  u.  969),  war  also  jedenfalls  nicht 
die  eigene  Unl'reie  ihres  unfreien  Gatten  gewesen. 
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Scherer  angeführten  Canon  Concubinat  genannt  und  dem  Manne 
erlaubt,  seine  bisherige  Frau  zu  entlassen  und  statt  derselben  eine 
von  seinem  Herrn  direct  abhängige  Sklavin  zu  heirathen.  Nie  aber 
werden  die  Ehen  gleichgestellter  Unfreien  als  Cioncubinate  bezeichnet. 
Sie  stehen  vielmehr  bis  auf  das  von  der  Kirche  bekämpfte  Trennungs- 
recht der  Herren  so  sehr  den  Ehen  Freier  gleich,  dass  wir  sie  so- 
gar zu  den  YoUehen  zählen  dürfen.  Vollehen  konnten  auch,  wie 
wir  weiter  unten  noch  sehen  werden,  ausnahmsweise  zwischen  einem 
Freien  und  einer  fremden  Unfreien  geschlo/ssen  werden,  sofern  nämlich 
im  ersten  Falle  der  Herr,  im  zweiten  die  Verwandten  der  Frau 
zustimmten. 


Zweiter  Theil. 


Fassen  wir  unsere  bisherigen  Betrachtungen  zusammen,  so 
können  wir  nun  behufs  Feststellung  des  Standes  der  Kinder  folgende 
Arten  von  Geschlechtsverbindungen  unterscheiden: 

1)  Strafbare: 

a)  Entfuhrungen  einer  Freien  durch  einen  Sklaven, 

b)  Verbindungen  einer  Freien  mit  ihrem   eigenen  Sklaven, 

c)  Verbindungen   eines  Freien  mit  einer   fremden  Sklavin 
gegen  den  Willen  ihres  Herrn, 

d)  Aussereheliche  Verbindungen    von  Clerikern,    auch  mit 
eigenen  Sklavinnen. 

2)  Bechtlich    indifferente   Verbindungen,    namentlich    vorüber- 
gehende eines  Laien  mit  seiner  Sklavin. 

3)  Minderehen,  besonders  von  freien  Männern  mit  ihren  Skla- 
vinnen und  von  Hörigen  mit  ihren  eigenen  Mägden. 

4)  Vollehen;  sie  können  eingegangen  werden: 

a)  zwischen  zwei  freien  Personen, 

b)  zwischen  zwei  unfreien  Personen, 

c)  zwischen  einer  freien  und  einer  fremden  unfreien  Person. 
1)  Fragen  wir  nun,    welcher  Standesklasse  die  aus  strafbaren 

Verbindungen  hervorgegangenen  Kinder  angehörten,  so  finden  wir 
darüber  in  den  Quellen  nicht  genügende  Auskunft.  Der  in  einigen 
Texten  der  L.  Sal.  enthaltene  Titel,  nach  dem  Kinder  aus  Ver- 
wandtenehen nicht  erben  und  infam  sein  sollen,  spricht  nicht  von 
Freiheit  und  Unfreiheit.  Zudem  ist  dieser  Titel  der  Interpretatio 
des  Codex  Theodosianus  entnommen  ^'^)  und  im  fränkischen  Recht 
kaum  jemals  auf  alle  verbotenen  Ehen  ausgedehnt.  Bemerkens- 
werther  ist  ein  Canon  des  9.  Concils  von  Toledo*®),  nach  welchem 
alle  Kinder  von  Clerikern,  gleichviel  ob  die  Mutter  frei  oder  unfrei, 


••)  Sal.  Xm  11  im  Cod.  6  uod  5,  XVI  12  im  Cod.  10  und  XIV  16  in 
Lex  Emend.  (bei  Hesseis;  bei  Behrend  XII [  Zus.  2). 
»')  Interpr.  Cod.  Theod.  III  12  o,  3. 
••)  Cono.  Tolet.  IX  c.  10  (Bruns  I  p.  2ö0,  Mansi  p.  29). 
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Sklaven  derjenigen  Kirchen  werden  sollten,  an  welcher  der  Vater 
angestellt  war.  Dieser  Canon  ist  nämlich  auch  in  die  im  fränkischen 
Reich  geltenden  Sammlungen  kirchlicher  Normen  aufgenommen 
worden.*®)  Meist  wird  man  sich  der  Kinder  aus  solch  verbotenen 
Verbindungen  wohl  durch  Aussetzung  entäussert  haben,  wie  uns 
die  Häufigkeit  des  Vorkommens  der  Aussetzung  und  ein  in  der 
Vita  Goaris  c.  20  erzähltes  Beispiel  zeigen.*®) 

2)  Bei  vorübergehenden  Verbindungen  eines  Freien  mit  seiner 
Sklavin  folgen  die  Kinder  dem  Stande  der  Mutter.  Dies  folgt  aus 
der  uns  in  der  Formel  Senon  42**)  überlieferten  Nothwendigkeit 
der  Freilassung  eines  aus  solcher  Verbindung  hervorgegangenen 
Mädchens. 

3)  Die  aus  der  Minderehe  eines  Freien  mit  seiner  Sklavin 
stammenden  Kinder  waren  im  longobardischen  B^cht  jedenfalls 
frei,  da  sie,  wie  wir  gesehen.  Rechte  und  Pflichten  hatten,  die  nur 
Freien  zustehen  konnten.  Dafür,  dass  bei  den  Franken  das  Gleiche 
gegolten,  spricht  auch  wohl  der  umstand,  dass  die  von  Kebsweibem 
geborenen  Söhne  der  merowingischen  Könige  mitunter  zwar  ihr 
Erbrecht,  nie  aber  ihre  Freiheit  angefochten  sehen,**) 

4)  Eine  Vollehe  konnte  nach  dem  früher  erörterten  ausser 
zwischen  Freien  auch  zwischen  zwei  Unfreien  geschlossen  werden. 
Ausnahmsweise  finden  wir  aber  auch  eine  Vollehe  zwischen  einer 
freien  und  unfreien  Person.  Wie  die  Ehe  zwischen  zwei  Unfreien 
nur  mit  Zustimmung  des  oder  der  Herren  geschlossen  werden  konnte, 
so  war  auch  zur  Ehe  einer  freien  mit  einer  unfreien  Person  die 
Einwilligung  des  Eigenthümers  des  unfreien  Ehegatten  nothwendig. 
Dabei  durfte  jedoch  der  freie  Ehegatte  nicht  der  Eigenthümer  des 
unfreien  Gattentheils  sein;  denn  solche  Verbindung  wäre  ja,  je 
nachdem  der  Mann  oder  die  Frau  frei  war,  eine  Mindere  he  oder 
eines  der  am  härtesten  bestraften  Verbrechen  gewesen.    Wollte  ein 


»)  Jvon.  Decret.  VI  425,  Collectio  trium  Partium  11  40,  4.  (siehe  Fried- 
berg, Corp.  lur.  Can.  p.  761  Note  24.) 

*^)  Mabillon  Acta  S.  Ordinis  Bened.  saec.  II  p.  278. 

*^)  Ed.  Zeumer  p.  204  (Roz.  100)  „non  est  incognitum  .  .  .  .  ,  quod  ego 
in  anoilla  mea  tibi  generavi  et  postea  ante  domno  illo  rege  ....  tibi  ingenaa 
demissi. 

*»)  Gregor.  Turon.  flist.  V  20  cf.  Waitz  V.  G.  11  185,  der  aber  Unrecht 
hat,  wenn  er  meint,  dass  die  Erbfähigkeit  der  Königssöhne  in  Gregor  und 
Columban  (Jonas  Vita  Columbani  c.  31)  deshalb  angezweifelt  worde,  weil  ihre 
Mütter  nicht  Königstöchter  seien;  nur  der  unfreie  Stand  derselben  erregte 
Bedenken. 
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Freier  mit  seiner  eigenen  Sklavin  eine  Vollehe  eingehen,  so  war 
ihm  in  der  Freilassung  der  Weg  dazu  gegeben.^')  Dementsprechend 
wurde  auch»  wenn  eine  freie  und  eine  einem  Andern  gehörende 
unfreie  Person  einander  zu  heirathen  begehrten ,  gewöhnlich  die 
ganze  Frage  durch  Aufhebung  des  Standesunterschiedes  der  beiden 
Nupturienten  erledigt.  Mitunter  verlieh  der  Herr  des  oder  der 
Unfreien  demselben,  sei  es  ans  Humanität,  sei  es  für  pekuniäre 
Gegenleistungen  die  Freiheit.**)  Weit  öfter  aber  begab  sich  der 
freie  Ehegatte  selbst  in  die  Knechtschaft  des  Herrn  des  Unfreien.*'^) 
Dabei  müssen  wir  aber  die  Fälle,  in  denen  der  männliche  und 
diejenigen,  in  denen  der  weibliche  Theil  der  Eheleute  frei  ist,  be- 
sonders betrachten. 

a)  Schon  in  den  ältesten,  vom  römischen  Recht  noch  ganz  un- 
berührten Redactionen  der  lex  Sal.*^)  findet  sich  die  Bestimmung, 
dass  die  Freie,  welche  einen  fremden  Sklaven  geheirathet  hat, 
Sklavin  des  Herrn  ihres  Gatten  werden  soll.  Dasselbe  verordnete 
der  zur  Zeit  der  germanischen  Invasion  und  daher  auch  später, 
soweit  römisches  Recht  in  Betracht  kam,  in  Gallien  geltende  Theodo- 
sianische  Codex.**^)  Nach  salischem  Recht  ist  es  dabei  gleich- 
gültig, ob  der  Sklave  den  niederen  oder  höheren  Klassen  der  Un- 
freien angehört,*^)  während  nach  römischem  Recht  unterschieden 
wurde,  ob  sich  die  Freie  mit  einem  der  social  höher  als  die  übrigen 
stehenden  Sklaven  des  Fiskus  oder  mit  dem  eines  Privaten  verband. 
Im  ersteren  Falle  blieb  sie  frei.**) 

Im  deutschen  Recht  entzog  sich  ja  die  Frau,  die  einen  fremden 
Sklaven  heirathete,  mochte  er  nun  einem  Könige  oder  einem  Pri- 
vaten gehören,  der  Gewalt  ihres  Vormunds,  da  sie  durch  ihre  Ehe 
in  die  Gewalt  des  Herrn  ihres  Mannes  fiel.  War  die  Ehe  ohne 
Einwilligung  ihres  bisherigen  Gewalthabers  geschlossen,  so  stand 
es  diesem  frei,    sie  als  sein  Eigenthum   von  ihrem  Manne  zurück- 

*•)  Ausdrücklich  verordnet  im  longobardischen  Recht  (Roth.  222  und 
Liut.  106)  und  der  oben  erwähnten  westgotischen  Rechtsaufzeichnung,  zweifel- 
los auch  im  fränk.  Recht  geltend. 

**)  Cf.  Einharti  epist.  60  (Jaffe  Biblioth.  IV  p.  480),  wo  dieser  einen  Freien 
bittet,  seine  Tochter  einem  Sklaven,  sobald  dessen  Freiheit  erlangt  wäre,  zur 
Frau  zu  geben. 

**)  Ein  Beispiel  solcher  Selbstverkneohtung  Polypt.  Fossatense  bei  Ghierard 
Irm.  Append.  1.  c.  22. 

")  L.  Sal.  Xin  9.    XXV  6. 

*»)  L.  1  Cod.  Th.  ad  sc.  Claudianum  (IV,  11)  cf.  Pauli  Sent.  II  21  a. 

*•)  L.  Sal.  Xm  8. 

*•)  L.  m  C.  Th.  ibid.  (IV,  11). 
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zufordern.  Siegte  ihr  Muntwalt  in  dem  sich  so  erhebenden  Rechts- 
streit, so  wurde  die  Ehe  nicht  nur  aufgelöst,  also  der  Herr  des 
Sklaven  zur  Herausgabe  der  Frau  verurtheilt,  sondern  der  Sklave 
büsste  die  Entführung  auch  mit  dem  Tode,  indem  er  hier,  wie  bei 
den  geschlechtlichen  Vergehen  überhaupt,  für  activ  delictsfahig  an- 
gesehen wurde.^^)  Eine  Stelle  des  longobardischen  Rechts  Rothari 
221^^)  —  die  hierin  vielleicht  überhaupt  das  älteste  germanische 
Recht  zeigt,  indem  die  Munt  noch  das  selbständige  Handeln  der 
weiblichen  Familienmitglieder  ausschliesst  ^')  —  lässt  diese  Bestrafung 
des  Sklaven  stets  eintreten,  ebenso  wenn  die  Frau  demselben  frei- 
willig gefolgt  ist,  wie  wenn  er  sie  gewaltsam  entführt  hat. 

Wesentlich  andere  Anschauungen  herrschen  schon  in  den  er- 
wähnten Bestimmungen  der  Lex  Salica.  Hier  wird  bereits  die  von 
einer  Freien  mit  einem  fremden  Sklaven  geschlossene  Ehe  aufrecht 
erhalten.  Allerdings  widersprach  es  dem  Volksbewusstsein  noch 
immer  so  sehr,  anzunehmen,  dass  die  Frau  freiwillig  dem  Sklaven 
gefolgt  sei,  dass  vielmehr  gewaltsame  Entführung  präsumirt  wurde.^'} 
Gelingt  der  Nachweis  der  Unrichtigkeit  dieser  Präsumtion,  so  wird 
der  vindicirende  frühere  Muntwalt  zurückgewiesen  und  die  Ehe  auf- 
recht erhalten;  nur  tritt  die  gewissermassen  bloss  civilrechtliche 
Folge  ein,  dass  die  Frau  in  die  Gewalt  des  Herrn  ihres  Mannes 
fällt,  also  Sklavin  wird.  Die  Entscheidung  der  Frage,  ob  die  Frau 
entführt  worden,  wurde  wenigstens  im  ribuarischen  Recht  in  die 
ausdrückliche  Erklärung  der  Frau  gelegt.^ ^)  Der  Plastik  des  alt- 
deutschen Rechts  entsprechend,  geschah  diese  Erklärung  symbolisch 
und  zwar  lautet  der  die  betreffenden  Bestimmungen  enthaltende 
Titel  der  Lex  Ribuaria  58,  18: 

Quod  si  ingenua  Ribuaria  servum  Ribuarium  secuta  fuerit, 
et  parentes  eius  hoc  refragare  voluerint,  offeratur  ei  a  rege 
seu  a  comite  spata  et  conucla.  Quod  si  epatam  acceperit, 
servum  interficiat.     Si  autem  conucla,  in  servitio  perseverit. 


»«)  Jastrow  S.  15—21. 

"0  Si  servuB  liberam  mulierem  aut  puellam  ausus  fderit  sibi  in  coniugiüm 
soclare,  animae  suae  incurrat  periculam,  et  illa  qui  servam  fuerit  consentiens, 
habeant  parentes  potestatem  eam  occidendi.  .  .  . 

5')  Heusler  Institution,  d.  Deutsch.  Privatr.  I  S.  105. 

B^)  cf.  den  Zusammenhang  von  Sal.  XIII  7:  Si  puer  regi  .  .  ingenuam 
feminam  traxerit  .  .  ,  und  Xm,  8 :  Si  vero  ingenua  puella  de  illis  suam  volun- 
tatem  servum  secuta  fuerit.  Cf.  auch  Lex  Burg.  35,  1  und  2  und  Lex  Fris.  VI, 
1  und  2. 

^)  Lex  Rib.  58,  18,  cf.  auch  die  bei  Zöpfl  R.  A.  II  231  n.  7  citirte 
Stelle  ans  dem  Iglauer  Stadtrecht. 
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In  Bezug  auf  diese  Stelle  begnügte  sich  zwar  einst  Heineccius**) 
mit  den  Worten:  „Hie  spata  est  gladius;  conucula  vero  vel  gun- 
chula  eine  Kunkel  oder  Spindel:  cetera  satis  clara  videntur." 
Seitdem  hat  sich  aber  an  die  genannten  Textworte  eine  grössere 
Litteratur  geknüpft.  Zwar  der  Einfall  Davoud-Oghlou's,  dass  hier 
die  Entscheidung  durch  ein  Loosurtheil  gefallt  sei,**)  verdient  kaum 
der  Erwähnung  und  wird  auch  allgemein  zurückgewiesen.  Dagegen 
wird  vielfach  darüber  gestritten,  welche  Bedeutung  die  Symbole 
„Schwert  und  Spindel"  an  dieser  Stelle  haben.  Grimm*')  meint, 
dasB  das  Schwert  hier  die  zu  vollziehende  Hinrichtung,  die  Spindel 
das  Leben  in  der  Knechtschaft  bezeichne.  Dagegen  haben  Wacker- 
nagel und  nach  ihm  Jastrow  mit  Recht  betont,  dass  die  Spindel 
hier  wie  gewöhnlich  das  Symbol  des  Ehestandes  der  Frau  sei. 
Jastrow**)  fügt  jedoch  noch  hinzu:  „Auch  Grimm's  Auffassung, 
dass  das  Schwert  hier  die  zu  vollziehende  Hinrichtung  bezeichnen 
soll,  leuchtet  mir  insofern  nicht  ganz  ein,  als  sie  auf  den  Gegensatz 
von  Schwert  und  Kunkel  (wie  in  swertmage  und  kunkelmage 
Grimm  ft.-A.  S.  163)  kein  Gewicht  legt.'^  Es  bezeichnet  nun  aber 
das  Wählen  des  Schwertes  jedenfalls  garnicht,  dass  die  Frau  „sich 
selbst^  wählt,  wie  Jastrow*^)  meint;  eher  schon,  dass  sie  noch 
weiter  in  der  Muntschaft  ihres  väterlichen  Verwandten  (Schwert- 
magen) bleiben  will.  Vor  Allem  aber  scheint  mir  nöthig,  darauf 
hinzuweisen,  dass  das  Ergreifen  des  Schwertes  hier  zugleich  So- 
lemnität  und  Symbol  ist,  wie  sich  dergleichen  ja  oft  im  altdeutschen 
Recht  findet.**)  Die  Frau  selbst  ersticht  den  Entführer  ganz  im 
Geiste  des  alten  Kriminalprocesses,  in  dem  die  Exekution  des 
richterlichen  Urtheils  in  der  Regel  dem  Verletzten  und  seiner  Sippe 
zufaUt««) 


^)  Antiquitates  Germanicae  t  II  (1773)  pag.  418. 

M)  Histoire  de  la  Legislation  d.  anoienB  Germains  (1845)  I  633  §  4,  cf.  da- 
gegen Gfrorer  Volksrechte  II  54,  55,  Grimm  R.  A.  S.  168.  171.  Sohm  R.  u. 
G.  y.  60,  Zopfl  a.  a.  0.  and  besonders  die  bei  Letzterem  citirie  Parallelstelle 
aus  dem  späterem  Recht 

*»)  Grimm  a.  a.  0.  Jastrow  S.  21  u.  18.  Wackemagel  in  Banpt's  Zeit- 
schrift für  deutsch.  Alterth.  IX  534. 

^)  Jastrow  a.  a.  O.:  „Das  Auffallende  ist  aber,  dass  dieser  Gegensatz** 
(swertmage  und  kunkelmage)  „hier  geradezu  auf  den  Kopf  gestellt  wird.  Die 
Kunkel  bedeutet,  dass  sie  den  Mann  wählt,  das  Schwert,  dass  sie  sich  seibist 
wählt.« 

«•)  Heusler  I  72. 

^)  of  Zöpfl  a.  a.  0.    Sohm  Process  177  ff. 
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So  konnte  denn  eine  Freie  im  Bauschen  sowohl  wie  im  ribu- 
arischen  Recht  mit  einem  fremden  Sklaven  eine  Ehe  eingehen,  ohne 
dadurch  anderen  Nachtheil  als  den  des  Ereiheitsverlustes  zu  er- 
leiden. Die  Todes-  resp.  Achtstrafe  der  Frau  wegen  der  £2he  mit 
einem  Unfreien  finden  wir  im  Erankenreich  durchaus  auf  den  Fall 
der  Ehe  mit  einem  ihrer  eigenen  Sklaven  beschränkt/^)  Von  dem 
Freiheitsverlust  blieb  die  Freie,  welche  sich  mit  einem  fremden 
Sklaven  zur  Ehe  verbunden,  nur  dann  bewahrt,  wenn  der  Herr 
des  Unfreien  ausdrücklich  auf  die  Geltendmachung  aller  Rechte  an 
der  Frau  desselben  verzichtete.  Dieser  Verzicht  geschah  nach 
Sitte  der  Zeit  meist  urkundlich*')  in  einer  sogenannten  epistula 
oder  carta  conculcatoria,**)  de  agnatione  •*)  oder  de  ingenuitate,**^)  ••) 
in  welcher  auch  über  den  Stand  der  Kinder  Bestimmungen  ge- 
troffen wurden,  die  meist  in  Zusicherung  der  vollen  Freiheit  be- 
standen. Es  war  aber  auch  möglich,  dass  nach  gewaltsamer  Ent- 
fuhrung einer  Freien  ein  schriftliches  Uebereinkommen  zwischen 
der  Frau  und  den  Verwandten  derselben  einerseits  und  dem  Herrn 


«>)  Von  solchem  Fall  spricht  aach  die  von  Sohm  Q.  Y.  60  n.  8  erwähnte 
Stelle  Fredegfar  Hist.  epitom.  c.  56.  Dieselbe  handelt  nicht  —  wie  man  daraus 
schliessen  mässte,  dass  Sohm  sie  einen  Anwendungsfall  von  Rib.  58,  18  nennt 
und  mit  dem  späteren  „Widerspruchsrecht  der  nächsten  Verwandten  gegen  die 
Ergebung  in  die  Unfreiheit"  in  Verbindung  bringt  —  von  der  Heirath  einer 
Freien  mit  einem  fremden  Sklaven. 

^*)  Von  den  zahlreich  erhaltenen  Mustern  in  den  Formelsammlungen  ge- 
hören der  Merowingerzeit  an  Andeg.  59,  Marc.  11  29,  Sen.  6,  Bign.  11. 

•*)  So  Ueberschrift  von  Bign.  11  (Boz.  109)  und  Morb.  18  (Eoz.  102) 
Die  Bedeutung  des  Wortes  erhellt  aus  formul.  Merkel.  31  ut  secum  illo  levet 
et  conoulcet.  Conculcatoria  kommt  von  conculcare,  coUocare  frz.  coucher.  So 
Boziere  Kecueil  p.  131  und  Zeumer  S.  232  n.  1,  obwohl  sich  philologische  Be- 
denken dagegen  geltend  machen  können. 

<^«)  So  in  Marc.  II  29  (Roz.  107)  Sen.  6  (Eoz.  105).  Dies  bedeutet  einfach 
eine  Urkunde  über  die  Nachkommenschaft.  Dass  agnatio  in  den  Quellen  dieser 
Zeit  vorwiegend  im  Sinne  von  Nachkommenschaft  gebraucht  wird,  s.  Zeumer 
Beerbung  der  Freigelassen,  (in  Forsch,  z.  d.  G.  16)  S.  602. 

«)  So  Lindenbrog  20  (Roz.  108). 

••)  Nach  Zöpfl  R.  Qt.  ibid.  n.  13^  und  R  A.  11,  163  wäre  zu  den  Namen 
dieser  Urkunden  auch  carte  triscabina  zu  rechnen.  So  wird  allerdings  form. 
Lind  20  im  Text  und  von  einer  Variante  auch  in  der  Rubrik  bezeichnet.  £s 
bezieht  sich  diese  Bezeichnung  aber  nur  auf  die  Form  der  Ausstellung,  nicht 
auf  den  Inhalt,  indem  wahrscheinlich  jede  von  8  Schöfifen  unterschriebene  Ur- 
kunde so  gennnnt  werden  konnte.  So  Roziere  I  p.  136  n.  Zöpfl  will  die  Be- 
zeichnung in  trivescapina  umdeuten;  sie  beisse  also  „Treuschaftsurkunde" 
Gegen  die  Erklärung  Roziere's  wendet  er  ein,  dass  mit  den  3  SchöfiPen  auch 
der  Graf  anwesend  gewesen  und  dass,  wenn  dies  der  Fall,  seine  Anwesenheit 
in  der  Urkunde  erwähnt  sein  müsste.     Es   ist  aber  beides  gleich  unbewiesen. 
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des  Verführers  andererseits  dahin  getroffen  wurde»  dass  Straflosig- 
keit eintreten,  eine  Ehe  zwischen  der  Entführten  nnd  dem  unfreien 
b^riindet  und  jener  und  ihren  Nachkommen  die  Freiheit  erhalten 
bleiben  sollen.    (Marc.  II  29.) 

Nach  dem  salbungsreichen  Stil  der  epistulae  conculcatoriae  ist 
wohl  anzunehmen,  dass  ihre  Verfasser  vorzugsweise  Geistliche  waren. 
Auch  die  in  diesen  Urkunden  z.  B.  in  Marc.  11  29  erwähnten 
amici  vel  boni  homines,  deren  Vermittelung  die  Beilegung  des 
Streites  zu  danken  sei,  sind  wohl  meist  Geistliche  gewesen.  Werden 
doch  in  den  verwandten  Formeln,  welche  die  Beilegung  von  Streitig- 
keiten aus  wider  Willen  des  Muntwalts  geschlossenen  Ehen  zwischen 
Freien  behandeln,  die  Vermittler  sogar  ausdrücklich  mit  den  Worten: 
sacerdotes  vel  boni  homines,*'')  sacerdotesvel  reliquae  inlustres 
personae*^)  bezeichnet.  Demgemäss  stehen  auch  die  Bestimmungen 
solcher  Sicherungsurkunden  unter  dem  Schutz  der  Kirche.  Wurde 
doch  in  dem  4.  Goncil  von  Orleans  ausdrücklich  folgende  Bestimmung 
getroffen : 

„Wenn  Nachkommen  von  Sklaven  durch  die  Erben    des- 
jenigen geknechtet  werden,  der  einst  auf  alle  Rechte  gegen 
die  freien  Ehegatten  dieser  Sklaven    und  ihre  Descendenz 
verzichtet  hat^  so  sollen  sie  trotz   langen   Lebens   in    der 
Knechtschaft   wieder   in    den    von    dem   Verstorbenen   be- 
stimmten Stand  eingesetzt  werden.    Laien,  welche  sich  dieser 
Vorschrift    aus    Gewinnsucht    widersetzen,    sollen    bis    zur 
Besserung    von    der    Kirchengemeinschaft    ausgeschlossen 
sein.«»«) 
b)  Der  Freie,  der  eine  fremde  Sklavin  ehelichen  wollte,  konnte 
dies  Ziel  nicht  anders  als  mit  Einwilligung  ihres  Herrn  erreichen« 
Heirath  ohne  Gonsens  hätte  die  Strafe  für  Schwächung  der  Sklavin 
herbeigeführt.     Diese  Strafe    wäre  bei   fortgesetzter  Missbilligung 
der  Heirath   seitens  des  Herrn  der  Unfreien  so  oft  erneut  worden, 
bis  ihr  Ehemann  aus  Mangel  an  Vermögen   der  Strafe   der  Acht 
verfallen   wäre.      Die    erforderliche   Einwilligung   des   Herrn    der 
Sklavin   konnte   aber  derjenige,   welchem  die  Mittel,  sie  für  Geld 
zu  erwerben,  fehlten,  nur  durch  Ergebung  in  die  Knechtschaft  er- 
langen.   Schon  in  den  ältesten  Texten  der  Salica  wird  daher  geradezu 


««)  Mara  U  16,  Tor  16  (Boz.  243,  241). 
«")  Lindenb.  16  (Roz.  242). 

«•)  Cono.  Aurel.  IV  a.  541  c.  24  (ßruns  II  pag.  205,  Mansi  IX  p.  117). 
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verordnet,  jeder  Freie,  der  sich  mit  einer  Unfreien  offen,  d.  h.  zuni 
Zwecke  der  Ehe  verbunden,  solle,  i^nmittelbi^r,  also  auch  ohne  aus- 
drückliche Unterwerfung  der  Knechtschaft  |  ihres .  Herrn  verfallen 
sein.'®)  Diese  Verordnung  scheint  im  Intere§9e  der  Auirecht- 
erhaltung  der  betreffenden  Ehen  ergangen  zu  sein.  Der  Freie,  der 
sich  mit  einer  fremden  Sklavin  zur  Ehe  verl^unden,  konnte  nicht 
mehr  wegen  Fortsetzung  des  ehelichen  Verhältnisses  weiteren  Ver- 
mögensstrafen  und  der  Acht  verfallen,  allerdings  auch  nicht  hoffen, 
sich  einer  öffentlich  eingegangenen  Verbindung  du]:ch  Oeldbussen 
wieder  zu  entziehen. 

Auffallend  ist,  dass  in  den  uns  überlieferten  Formelsammlungen 
keine  Muster  zu  Urkunden  vorkommen,  in  welchen  den  epistulae 
conculcatoriae  der  freien  Frauen  entsprechend,  auch  freien  Männern 
bei  Eingehung  von  Ehen  mit  fremden  Sklavinnen  die  Freiheit 
garantirt  wird.  Q-frörer  sucht  dies  aus  psychologischen  Gründen 
zu  erklären.")  "Weit  einfacher  lässt  sich  das  Fehlen  dadurch  be- 
gründen, dass  es  dem  Manne  freistand,  eine  fremde  Sklavin,  welche 
er  zur  Ehe  begehrte,  von  ihrem  bisherigen  Herrn  zu  kaufen  und 
dann  zu  ehelichen,  während  es  ja  den  freien  Frauen  bei  strenger 
Strafe  verboten  war,  sich  mit  ihren  eigenen  Sklaven  zu  vermählen. 
Eine  freie  Frau  konnte,  wenn  sie  einen  fremden  Unfreien  liebte, 
eine  Ehe  mit  ihm  bei  Erhaltung  ihrer  Freiheit  nur  dadurch  er- 
möglichen, dass  sie  sich  von  seinem  Herrn  eine  epistula  conculca- 
toria  verschaffte.  Aus  diesem  Grunde  wurden  solche  Urkunden 
weit  häufiger  für  Frauen  als  für  Männer  entworfen.  Daraus  aber, 
dass  solche  Freiheitsgarantirungsbriefe  für  Männer  in  den  uns  über- 
lieferten Sammlungen  ganz  fehlen,  kann  man  immerhin  mit  Sicher- 
hdt  nur  soviel  schliessen,  dass  Freiheitsgarantirungsbriefe  für 
Männer  seltener,  nicht  aber  dass  sie  gar  nicht  vorkamen.  So  zog 
in  der  älteren  Zeit,  falls  nicht  ein  besonderer  Verzicht  des  Herrn 
des  unfreien  Ehegatten  vorlag,  jede  Ehe  mit  einem  fremden  Sklaven 
für  den  freien  Gatten  den  Verlust  der  Freiheit  nach  sich.  Dabei 
wurde  zwischen  der  Ehe  mit  einem  Leibeigenen  und  der  Ehe  mit 
einem  Hörigen  nur  der  Unterschied  gemacht,  dass  im  ersten  Falle 
der  freie  Nupturient  leibeigen,  in  letzterem  hörig  wurde.  Die  Ehe 
einer  Hörigen  mit  einer  in  unbeschränkter  Knechtschaft  lebenden 
Person  hatte  wohl  schon  im  älteren  fränkischen  Kecht  dem- 
entsprechend zur  Folge,   dass  der  bisher  Hörige  in  volle  Sklaverei 


'«)  Salica  Uli  9,  XIV  5  cf.  p.  24. 
'0  n  S.  84. 
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venetzt  wurde.    Freilich  können  wir  dies  nur  auB  späteren^*)  und 
verwandten  Kechtebestimmungen  schliess^n'.  ' 

Abgesehen  von  einer  nachher  zu  besprechenden  Bestimmung 
der  Lex  JSialica  finden  wir  Milderungen  dieser  aus  der  Ehe  mit 
niedriger  stehenden  Personen  entspringenden  Rechtswirkungen  zu- 
nächst in  dem  in  der  ersten  Hälfte  des  7.  Jahrhunderts  entstandenen 
Titel  &8  der  Lex  Bibuaria.  Derselbe  bildet  den  Haupttheil  eines 
die  meisten  Verhältnisse  der  Königs-  und  Kirchenleute  regelnden 
Gesetzes,  welches  nach  Brunner  wahrscheinlich  auf  König  Dagobert  I 
zuriickzufüfaren,  also  in  die  Jahre'  628  —  699  zu  legen  iBt^*)  Die 
Abweichungen  von  der  gewöhnlfchen  Standeserniedrigung  erscheinen 
durchweg  als  Privilegium  der  Königs-  und  Kirchenleute.  Der-Titel  58 
bestimmt  nämlich,  wie  folgt: 

1;  Der  Hörige  der  Kirche,  der  die  Leibeigene  eines  Ribuariers 
heirathet,  soll  nicht  der  Leibeigenschaft  verfallen.  ^^) 

2)  Der  und  die  Freigeborene,  welche  eine  im  Eigenthum  des 
Königs  oder  der  Kirche  stehende,  gleichviel  ob  hörige  oder  leib- 
eigene Person  heirathen,  behalten  ihren  früheren  Stand.  Nur  muss, 
wer  einen  Mann  oder  eine  Flfau,  die  dem  Fiskus  oder  der  Kirche 
Dienste  zu  leisten  hatte,  durch  die  Ehe  denk  Herrn  derselben  ent- 
zog, Letzterem  den  Königsbann  von  60  solidi  zahlen.  Dafaier  sollen 
al^er  die  Kinder,  die  aus  der  Ehe  eines  Freien  mit  eineir  den  ge- 
nannten Klassen  der  unfreien  angehörenden  Person  hervorgehen» 
unfrei  sein.'*) 

'  IHes  besetz  Dagobert's  scheint  jedoch  nur  dasjenige  gesetzlich 
fizirt  zu  haben,  was  schon  früher  in  den  meisten  Fällen  vertrage^ 
m'assig  geschah.  '  „i     . 

Wenn  nämlich,  wie  wir  früher  gesehen,  die  Kirche  mitunter  volle 
8tanc(eegleichheit  zur  Eingehung  von  Ehen  förderte,  so'  bezog  sick 


**)  of.  Lex  Bib.  58  o.  9:  si  aatem  tabnlarios  ancillam  regiam  aut  ecdesi- 
■siioam  sea  uioillMii  tabnlarii  in  matrimomum  sibi  sociatui  fiierit,  ipsom  oom 
eaMTviu  psrmaneat.  cf.  Bothari  219  und  Bülroh&rdi  Wormat.  le^  et  «tatnt. 
a  16  (Grimm  Weiithümer  I  S.  805). '      ' '    *'  •     • -        ^ 

'0  So  Broim^r  B.  G.  I  d06.  Mayer  (z.  Entsteh,  der  1.  Bib.  1886)  läset  das 
ganse  Qeseizfoüoli  gleichzeitig  and  ^ar  um>696.eaif«iden  sein,  ähnliob  Sfibrödej? 
(B.  Q.  8.  396),  der  die  Entstehungszeit  der  lex  Bib.  aasser  tit  1—31  in  die 
Befiemogneit  Dagoberts  I  verlegt.  Andrer  Meinung  Sohm  in  Einleitung  zur 
Aiufabe  9ibiiaria  in  L.  L.  V  p.  189-192  und  Zeitschr.  f.  Beohtigesoh.:  Y  S. 
438-i4a^  der  dM  KWlpgetats  auf  Gbüdebert  (576-596)  zurückführte. 

*^  Jtib.  68  a  10:  si  antem  tabularius  aneillam  Bibuariam  acciperit,  non 
ipse,  sad  geaenftio  eins  •mrnML 

»)  Bibuaria  58  a  11,  ü,  18,  14. 
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diese  Forderung  doch  vorzugsweise  auf  die  Ehen  von  Freien  mit 
deren  eigenen  unfreien.'*)  Bei  letzteren  Ehen  war  ja  die  nach 
kirchlicher  Vorstellung  im  Wesen  der  Ehe  liegende  gleiche  Treu- 
verpflichtung der  Ehegatten,  sowie  die  ünauflöslichkeit  des  Ver- 
hältnisses gefährdet.  Zwar  bestimmten  die  Bussbücher,'')  dass  die 
Sklavin,  welcher  der  Herr  seine  Gunst  geschenkt,  schon  dadurch 
frei  werde;  doch  gelangte  diese  Bestimmung  wie  so  viele  andre 
Anordnungen  der  geistlichen  Bechtsquellen  zu  keiner  allgemeinen 
Wirksamkeit.  Es  hinderte  vielmehr  rechtlich  den  Herrn  nichts, 
seine  zur  Favoritin  oder  auch  zur  Kebsfrau  erhobene  Sklavin  zu 
verkaufen.  Bei  den  Ehen  zwischen  einer  Freien  und  einer  fremden 
unfreien  Person  gehörte  der  freie  Ehegatte  meist  zu  den  ärmeren 
Klassen  der  Bevölkerung,  schon  deshalb,  weil  er  sonst  Loskauf  des 
unfreien  leicht  hätte  erlangen  können.  Beide  Ehegatten  standen 
also  einander  social  meist  sehr  nahe.  Demnach  hatte  auch  die 
Kirche  keinen  Grund  zur  Abneigung  gegen  diese  Ehen  Freier  mit 
fremden  Unfreien  und  gegen  die  ähnlichen  Ehen  Höriger  mit  fremden 
Leibeigenen.  Vielmehr  suchte  sie  sogar  den,  einer  höheren  Bechts- 
klasse  angehörenden,  Ehegatten  vor  Standesverlust  in  Folge  seiner 
Ehe  zu  bewahren.''^) 

Wir  haben  gesehen,  dass  gerade  Geistliche  meist  die  Vermittler 
in  dem  Rechtsstreit  zwischen  den  Verwandten  einer  Freien,  die  sich 
mit  einem  Unfreien  vermählt  und  dem  Herrn  desselben  bildeten. 
Ebenso  dürfte  die  Kirche  auch  vorzugsweise  einen  friedlichen  Aus- 
gleich herbeizuführen  gesucht  haben,  wenn  sich  Streitigkeiten  aus 
den  Ehen  ihrer  eigenen  Unfreien  zu  entwickeln  drohten.  Dabei 
strebte  sie  zugleich  aber  darnach,  ihren  Hörigen,  welche  Ehen  mit 
fremden  leibeigenen  Sklaven  eingingen,  den  früheren  Stand  zu  be- 
wahren. Durch  weltliche  und  geistliche  Mittel  mag  sie  auf  den  Herrn 
der  Sklavin  eingewirkt  haben,  dem  Nupturienten  derselben  eine  den 
oben  erwähnten  Epistolae  conculcatoriae  entsprechenden  Urkunde 
auszustellen,  in  welcher  er  ausdrücklich  allen  Rechten  auf  ihn  ent- 
sagte. Dadurch  bewahrte  die  Kirche  nicht  nur  ihren  Hörigen  in 
mütterlicher  Fürsorge  vor  dem  Sturz  aus  der  höchsten  auf  die 
niedrigste   Stufe    der  Unfreiheit.     Sie   erhielt    sich    auch   zugleich 


»•)  cf.  oben  n.  84. 

^^)  Poenitentiale  Theodori  (ed.  Wasserflchleben  p.  217)  of.  Friedbergf,  aus 
deutschen  Bussbüchem  Halle  1868  S.  U. 

*")  cf.  die  Formel  für  eine  von  einem  Abt  aussustellende  epist.  oononlc. 
in  Bigm.  11  (Roz.  109)  und  aus  caroling.  Zeit  die  Briefe  Einbard's  fO  und  60 
(Jafie  Bibl.  IV  p.  468  u.  480). 
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seine  Abgaben,  welche  sie  natürlich  verloren  hätte,  wenn  er  von 
dem  Herrn  seiner  leibeigenen  Frau  selbst  als  Leibeigener  in  An- 
spruch genommen  wäre.  Hierin  liegt  auch  wohl  der  Grund,  aus 
dem  sie  nur  die  männlichen,  nicht  aber  die  weiblichen  hörigen 
Personen  vor  dem  Sturze  in  die  Leibeigenschaft  im  Falle  der  Ehe 
mit  einem  Leibeigenem  bewahrte.  Beabsichtigte  aber  einer  der 
Hörigen  der  Kirche  sich  mit  einer  Freigeborenen  ehelich  zu  ver- 
binden, so  waren  die  Bischöfe  oder  Abte  aus  religiösen  Gründen 
zur  Vermeidung  von  weiteren  Zwistigkeiten  nicht  abgeneigt,  auf 
das  £echt  der  Inanspruchnahme  des  freien  Ehegatten  zu  verzichten. 
Konnten  sie  sich  doch  dabei  für  den  Verlust  an  Abgaben  durch 
Geld  entschädigen  lassen  und  sich  das  Eigenthum  an  allen  Kindern 
des  Hörigen  vorbehalten.  Bei  dem  Einfluss,  welchen  die  Kirche 
auf  die  Staatsleitung  ausübte,  gingen  auch  wohl  die  Verwalter  der 
Fiscalgüter  von  ähnlichen  Grundsätzen  wie  die  der  kirchlichen  aus. 
Alle  diese  Erwägungen,  besonders  aber  die  Verordnung,  dass 
Kirche  und  Fiskus  noch  in  jedem  einzelnen  Falle  für  die  Entziehung 
des  in  Aussicht  stehenden  Gewinns  eines  neuen  Hörigen  durch  60 
sol.  entschädigt  werden  mussten,  sprechen  für  unsere  Anschauung 
von  der  Bedeutung  der  erwähnten  Bestimmungen  des  tit.  58  der 
Rib.  Wir  haben  in  ihnen  nicht  sowohl  auf  ethischen  Rücksichten 
beruhende  gesetzgeberische  Neuerungen  der  Ständeverhältnisse,  als 
vielmehr  einen  gelungenen  Versuch  zu  sehen,  dasjenige,  was  bisher 
in  einzelnen  Fällen  den  Inhalt  eines  Vertrages  von  Vertretern  der 
Kirche  und  des  Staates  mit  Privaten  bildete,  zur  allgemeinen  und 
unabhängig  vom  Willen  der  privaten  Interessenten  geltenden  Bechts- 
regel  zu  machen. 

So  konnte  seit  dem  Gesetz  König  Childeberts  in  einigen  Fallen 
eine  freie  mit  einer  fremden  unfreien  Person  eine  Ehe  eingehen, 
ohne  ihre  Freiheit  zu  verlieren,  auch  ohne  dass  vorher  Verträge 
zwischen  dem  Herrn  des  unfreien  und  dem  freien  Nupturienten 
resp.  seiner  Sippe  geschlossen  waren.  Während  Arüher  der  Stand 
der  Kinder  in  diesen  Verträgen  bestimmt  war,  fiel  es  jetzt  dem 
Gesetze  zu,  für  solche  Fälle  Vorsorge  zu  treffen.  Hier  sollte 
nun  der  Umstand,  dass  der  unfreie  Ehegatte  den  freien  nicht 
mehr  in  die  Sklaverei  zog,  auf  den  Stand  der  Kinder  keinen  Ein- 
fluss haben,  mit  andern  Worten :  dieselben  sollten  unfrei  sein.  Zu- 
gleich war  verordnet  worden,  dass  auch  Kinder  aus  Ehen  zwischen 
Hörigen  und  Leibeigenen  leibeigen  werden  sollten.  Es  galt  also 
hier  der  Bechtssatz,  dass  das  Blind  demjenigen  seiner  Eltern,  welcher 
den  schlechteren  Status  besitze,  folgen  solle;  der  nämliche  Rechts- 
satz,  der  in  derParömie  „das  Kind  folgt  der  ärgern  Hand^  seinen 
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Ausdruck  gefunden   hat.;  .  JDie^e  Paromie  scheint   sogar   an  jener 
Stelle  frei  ins  Lateinische  übersetzt  zu  sein.''*) 

Den  erwähnten  Bestimmungen  des  ribuarischen  Rechts  ent- 
spricht es  auch  einigermassen,  ,dass  nach  späteren,  aber  noch  der 
Merowingeneit  augehörenden  Texten*^)  der  lex  Sal.  einem  Freien 
die  Ehe  mit  einer  fremden  litin  gegen  eine  Abgabe  von  30  sol. 
erlaubt  wird.*^)  Welchem  jStande  die  Elinder  aus  solcher  £he  an- 
gehören sollten,  wird  nicht. gesagt.  Jedoch  können  wir  annehmen, 
dass  im  saliscben  Recht  es  den  erwälmteutBestimmungen  des  ribu- 
arischen entsprechend  ebenfalls  bei  ^t  früheren  Rechtswirkung 
verblieb,  d.  h.  dass  die,  Kinder  so  bebandelt  wurden,  als  wenn  ihr 
Vater  wie  früher  durch  die  Ehe  mit  einer  I^tin  seine  Freiheit  ver- 
loren hätte.  Sie  gehörten  abo  dem  Stande  der  Unfreien  an.  Das 
gleiche  galt  auch,  falls  etwa  in  der  Urkunde,  welche  die  Freiheit 
eines  mit  einer  fremden  Unfreien  sich  verbindenden  Freien  garan- 
tirte,  keine  näheren  Bestimmungen  über  den  Stand  der  Kinder  auf- 
genommen waren.  Dass  sowohl  durch  jenen  aus  gesetzlichen  Grün- 
den vrie  durch  diesen  aus  Verzicht  des  Interessenten  stammenden 
Ausschluss  der  Vindication  des  freien  Ehegatten  die  Stellung  der 
Kinder  nicht  verbessert  wurde,  sie  vielmehr  nach  wie  vor  unfrei 
waren,  beweisen  uns  zahlreiche  Formeln,  welche  uns  Erhebung, 
Durchführung  und  Ergebniss  von  Freiheitsprozessen  schildern; 
denn  in  ihnen  werden  oft  Personen  schon  wegen  der  Unfreiheit 
eines  Eltemtheils  oder  sogar  eines  Theils  ihrer  Grosseltem  als  unfrei 
in  Anspruch  genommen.^*)  Dass  jemand  nur  seiner  väterlichen  oder 
nur  seiner  mütterlichen  unfreien  Ascendenten  wegen  als  Sklave 
reclamirt  werden  kann,  geht  auch  aus  einer  Stelle  der  Extravaganten 
der  Lex  Salica  hervor.    An  jener  Stelle  werden  nämlich  ausdrücklich 


J*)  Eib.  68  0  10:  Generatio  eomm  semper  ad  inferiora  declinentor. 

M)  Sohm  B.  a.  G.  V.  41-46,  Waits  das  alte  Beoht  d.  sal.  Fr.  7—11. 

")  L.  Sal.  Xm  10  in  HesteLi  Cod.  6  u.  5  und  in  £mend.  (XUI.  15). 
Eigentlich  handelt  es  sioh  dem  Wortlaut  nach  am  eine  Bestrafang  diieeer  Bke, 
in  der  ja  eine  Verletsong  des  Eigenthoms  des  Herrn  liegt.  Aber  wir  haben 
hier  nur  ein  „in  conimgium  Booiare"  nicht  mehr  ein  traxerit,  prisBerit  vor  uns 
und  die  Busse  ist  verhaltnissii^Big  sehr  gering  (Wergeid  der  Litin  — 100  sol.). 

^)  Senon.  22  (Boz.i50):  Bepetebat  ei,  quod  genitor  suos  antgenetriz  saa 
ooloni  sui  fuissent  Sal.  Merkel  38  (Boz.  481):  Bepetebat  adversus  enm,  dum 
dioerei,eo  quod  servus  suus  de  parte  genitoris  esse  deberet.  I^iid.  91  (Bos350): 
hominem  .  .  interpellabat,  dum  diceret,  eo  quod . .  de  ipso  serritio  neglegens 
ad  esse  videretnr»  quod  genitor,  suus  vel  genetriz  .sua  aut  avus  suus  vel  aviasua 
fecerint  s.  auoh  Senon.  recent  2  u.  5  (Bos.  479  u.  480> 


Beflümmangen   über   Qualität   nnd  Zahl  der  Eideshelfer  bezüglich 
solcher  Rechtsstreitigkeiten  getroffen.**) 

Fassen  wir  nun  zum  Sohluss  ganz  kurz  die  wichtigsten  Resul- 
tate dieses  letzten  Abschnitts  zusammen ,  so  ergiebt  sich,  dass  im 
frankischen  Recht: 

1)  Kinder  aus  Ehen  (Minderehen)  eines  Freien  mit  seiner 
Sklavin  frei,  aus  vorübergehender  Verbindung  mit  solchen  unfrei 
werden^ 

2)  Ehen  von  Freien  mit  fremden  Sklaven  führen  zur  Yer- 
knechtung  des  Freien,  soweit  nicht  der  Herr  des  unfreien  Ehetheils 
hierauf  Verzicht  geleistet;  ebenso  fuhren  Ehen  von  Hörigen  mit 
fremden  Leibeigenen  zur  Versetzung  in  die  Leibeigenschaft. 

3)  Nachdem  man  in  einzelnen  Fällen  von  der  Verknechtung 
des  freien  Ehegatten  resp.  der  Versetzung  des  Hörigen  in  den 
Stand  der  Leibeigenen  abgegangen,  entwickelte  sich  der  Rechts- 
satz, dass  die  Kinder  der  ärgern  Hand  folgen. 


**)  Behrend  S.  121  o.  2  Mitte:  Et  si  ex  patema  genealogia  mallaiur 
Qnod  ri  yero  ez  matema  progenie  mallatur.  .  .  .  Bei  HesBeh  S.  421. 


Anhang  zum  ersten  nnd  zweiten  Theil. 

Unsere  Ausfuhnigen  über  das  Bestehen  der  Kebsehe  und  über 
die  rechtliche  Auffassung  der  Ehen  Freier  mit  fremden  Sklavinnen 
vermögen  wir  durch  ein  neues  Argument  zu  bekräftigen,  wenn  wir 
auf  Grundlage  der  Forschungen  Waitz's  und  Sohm's  ^^)  die  Behand- 
lung dieser  Verhältnisse  in  den  verschiedenen  Redactionen  der  Lex 
Sal.  ins  Auge  fassen. 

Den  Fall  der  Ehe  Freier  mit  Sklavinnen  behandeln  von  den 
älteren  Texten  Hess.  Cod.  2,  3,  4  (Pard.  1,  2)  in  tit.  25.  Es  ist 
also  anzunehmen,  dass  dasselbe  in  dem  ältesten  Text  der  Fall  ge- 
wesen ist.  Pard.  4  (Hess.  7)  hingegen  spricht  hiervon  in  tit.  13, 
ebenso  Pard.  3  (Hess.  6),  der  letztere  Text  bringt  aber,  wie  auch 
bei  andern  Gelegenheiten,  dieselben  Rechtssätze  doppelt,  einmal  in 
TJebereinstimmung  mit  den  älteren  Texten,  das  andere  Mal  ent- 
sprechend Pard.  4.  Demnach  hat  das  die  Titelfolge  verändernde, 
in  der  letzten  Zeit  des  6.  oder  im  Anfange  des  7.  Jahrhunderts 
entstandene,  von  Sohm^^)  als  Text  D  bezeichnete,  Bechtsbuch  in 
tit.  13  über  die  Ehen  mit  fremden  Unfreien  gehandelt. 

Der  älteste  Text  muss  nun  etwa  wie  derjenige  der  Wolfen- 
büttler  Handschrift  (Hess.  Cod.  2)  gelautet  haben: 

C.^:  Si    quis  ingenuus  cum  ancillam  alienam    mecatus  fuerit 

et  ei  fuerit  adprobatum,  sol.  XY'culp.  iud. 
C.^:  Si   vero   cum    regi    ancilla   mecatus   fuerit   et  ei   fuerit 

adprobatum,  sol.  ^^"^  culp.  iud. 

C.^:  Si  quis  ingenuus  cum  ancillam  alienam  publice  se^^*)  iunx- 

erit,  ipsi  cum  eam  in  servitio  cadat. 

Diesem  ältesten  Text  gemäss  stellt  sowohl  der  Thatbestand  der 

Schwächung    wie   der   der  Ehelichung  einer  fremden  Sklavin  eine 

Eigenthumsverletzung  dar,  während  zugleich  auch,    da  der  vorher- 


'*)  Wait»  d.  a.  R.  3~  44    V.  G.  U  129—135,  Sohm  R.  und  G.  V.  41-46 
cf.  auch  Behrend,  Lex  Sal.  Vorwort,  Hess.  L.  Sal.  Introduction. 
«)  A.  a.  O.  41. 
^•)  „Se**  können  wir  wohl  aus  Cod.  I  emendieren. 


gehende  Titel  24  von  der  Verletzung  freier  J  ungfrauen  handelt,  bei 
der  Schwächung  der  Sklavin  auch  noch  der  rechtliche  Gesichtepunkt 
des  Sittlichkeitsvergehens  i.  Allg.  in  Betracht  gezogen  werden  kann. 
Dagegen  ist  der  Strafgrund  schwerlich  die  Verletzung  der  eigenen 
Standeeehre,^*)  da  sonst  auch  Verbindungen  mit  eigenen  Sklavinnen 
unter  Strafen  stehen  müssten.  Auch  enthält  die  Stelle  keinerlei 
Zwang  für  den  Ehemann  zum  Aufgeben  der  Frau  wider  seinen 
Willen;  vielmehr  sollte  die  Ehe  fortbestehen,  wenngleich  unter 
Standeeerniedrigung.  Für  diese  Geschlechtsverbindung  vermeiden 
die  vier  ältesten  Texte  den  Ausdruck  „Ehe^^  (coniugium)  und 
sprechen  vielmehr  nur  von  einem  publice  se  iungere,  offenbar  weil 
die  Verbindung,  da  der  Mann  die  Sklavin  für  seine  eigene  hielt 
oder  als  solche  auszugeben  suchte,  als  Minderehe  geschlossen  war. 
Coniugium  findet  sich  sonst  schon  in  den  vier  ältesten  Texten  in 
tit.  XIII  10  für  die  Ehen  zwischen  Freien,  in  XXV  9  für  diejenigen 
zwischen  zwei  Sklaven.  Letzterer  Sprachgebrauch  bestätigte  unsere 
S.  7 — 10  aufgestellte  Ansicht  über  die  Vollehenatur  der  Geschlechts- 
verbindungen zwischen  zwei  gleichstehenden  Unfreien. 

Endlich  gibt  auch  Text  D,  da  wo  er  von  den  Verbindungen 
Freier  mit  fremden  Sklavinnen  spricht,  ein  Argument  für  meine 
Behauptungen  in  Betreff  der  mit  den  eigenen  Sklavinnen  einge- 
gangenen Ehen.  Text  D  tit.  13  inuss  nämlich  entsprechend  flessers 
Cod.  7  (Pard.  4)  gelautet  haben:  Si  quis  ingenuus  ancilla  aliena 
priserit  in  coniugio  malb.  bonimo,  ipsi  cum  ea  in  servitio  implicetur. 
Es  liegt  also  wieder  ein  Eheverhältniss  mit  einer  fremden  Sklavin 
vor,  die  ihr  Ehemann  für  seine  eigene  hielt.  Das  Verhältniss  wird 
jetzt  coniugium  genannt,  aber  die  Glosse  fügt  erläuternd  hinzu 
bonimo,  wofür  sich  in  andern  Handschriften  honemo  findet.  Dies 
honemo  (bonimo)  erklärt  Kern®')  aus  rein  sprachlichen  Gründen  für 
„Minderehe^  (lower  sort  of  marriage),  eine  Erklärung,  die  wohl  ebenso 
unsere  Ausführungen  unterstützt,   wie  von  ihnen  unterstützt  wird. 

^)  Dies  spricht  Gfrörer  II  47  direkt  aus  und  fast  alle,  die  diesen  Punkt 
berührt,  scheinen  seine  Ansicht  zu  theilen.  Auch  irrt  Gfrörer,  wenn  er  an- 
nimmt, dass  der  Ausdruck  „in  servitio  permaneat",  welcher  sich  an  unserer 
Stelle  in  einigen  Handschriften  für  in  servitium  cadat  findet,  mit  Absiebt  ge- 
wählt sei.  „£r  soll  anzeigen,  dass  derjenige,  welcher  sich  —  nach  Ansicht  des 
Gesetzgebers  —  auf  solche  Weise  entehrt  hatte,  nie  mehr  freigekauft  werden 
kann."    Das  widerspräche  durchaus  dem  Sprachgebrauch  der  L.  Sal. 

")  Hesseis— £em  p.  470  §  80,  nur  nimmt  K.  unrichtiger  Weise  Ein- 
gehung dieser  Ehe  durch  Erauenraub  an.  Wo  davon  die  Rede  ist,  findet  sich 
unsere  Glosse  nicht. 


Dritter  Theü. 

Als  fast  ausschliessliche  Quelle  sind  wir  in  der  folgenden  Unter- 
suchung, auf  die  Capitularien  beschränkt.  Wie  andere  Materien  hat 
aber  auch  die  rechtliche  Behandlung  der  geschlechtlichen  Verbin- 
dungen der  Unfreien  in  der  Karolingischen  Gesetzgebung  keine  ein- 
heitliche Regelung  gefunden.  Es  werden  vielmehr  nur  auf  Anfragen 
der  missi  einzelne  zweifelhafte  Fälle  entschieden,  dann  aber  auch 
mehrfach  specielle  Vorschriften  gegeben;  aus  diesen  Entscheidungen 
und  Verordnungen  müssen  wir  dann  —  soweit  möglich  —  mit  Zu- 
hilfenahme anderer  Quellen  den  allgemeinen  Oang  der  Rechtsent- 
wicklung zu  erforschen  suchen. 

I.  Wenden  wir  uns  zunächst  zu  der  geschlechtlichen  Verbindung 
zweier  Unfreier  untereinander,  wobei  wir  vorerst  von  Fällen  Von 
Standesverschiedenheit  innerhalb  des  Unfreienstandes  absehen.  Solohe 
Verbindung  wurde  schon  in  der  Merowingischen  Zeit  seitens  der 
Kirche,  sofern  nur  ausser  den  sonstigen  Bedingungen  auch  die  der 
Einwilligung  des  Herrn  erfüllt  war,  als  Vollehe  betrachtet.  Dass 
es  so  war,  würde  schon,  abgesehen  von  der  Unwirksamkeit  des  von 
Scherer  ftir  die  gegentheilige  Annahme  versuchten  Beweises,  aus 
der  früher  besprochenen  Benennung  dieser  Verbindungen  in  kirch- 
lichen Schriftstellern,  Urkunden  und  Gesetzen  und  aus  dem  oben 
erwähnten  c.  24  des  Conc.  Aurel.  IV  hervorgehen.^)  Es  folgt  aber 
auch  aus  zwei  Beschlüssen  des  bald  nach  der  Königskrönung  Pippins 
abgehaltenen,  also  noch  der  Merowingischen  Zeit  sehr  nahe  stehen- 
den Concils  von  Vermery  c.  19  u.  20*);  mit  den  andern  Beschlüssen 
des  genannten  Concils  wurden  übrigens  auch  diese  von  Pippins  zu 
Staatsgesetzen  erhoben.    Wichtig  ist  vor  allem  c.  19: 

Si  servus  aut  ancilla  per  venditionis  causam  separati  fuerint, 
praedicandi  sunt  ut  sie  maneant,  si  eos  reiungere  iion 
possumus. 


0  Siehe  oben  S.  7  ff. 

*)  Cf.  L.  L.  n  (ed.  Boret.)  p  41. 
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Es  zeigt  sich  hier,  abgesehen  von  der  kirchlichen WoMthätigkcit,  welche 
grade  in  solchem  Falle  Wiedervereinigung  der'  beiden  unfreien  Ehe- 
gatten zu  erreichen  sachte,  auch  die  volle  Anerkennung  der  Sklaven- 
ehe als  Sakrament.  Nur  von  dieser  Anschauung  aus  ist  es  ja  zu 
verstehen,  dass  die  durch  Verkauf  getrenhten  unfreien  Ehegatten 
vor  Eingehung  einer  neuen  Ehe  gewarnt  werden.  Nach  c.  20') 
derselben  Synode  soll  der  Freigelassene,  der  als  Sklave  mit  einer 
unfreien  in  der  Ehe  gelebt,  nach  seiner  Freilassung  aber  eine  Freie 
geheirathet,  die  zweite  Frau  entlassen;  denn  die  einmal  gültige  Ehe 
mit  der  ersten  kann  ja  nur  'durch  den  Tod,  nicht  aber  durch 
Standesveränderung  eines  Oatten  gelöst  werden.  Die  Aberkennung 
der  Sklavenehe  seitens  der  Kirche^)  zeigt  sich  auch  in  c  15  der 
Synode  zu  Yemiun: 

„üt  omnes  homines  laici  publicas  nuptias  faciant  tam  no- 
blies  quam  ignobiles^.  (ed.  Boret,  p  36.) 
Es  ist  jedenfalls  gar  kein  Grund  vorhanden,  hier  unter  den  igno- 
biles  nicht  oder  wenig  begüterte  Freie  zu  verstehen,  wie  Waitz*) 
will.  Nur  kann  man  andrerseits  diesen  Beschluss  schwerlich  mit 
Gfrörer*)  als  deshalb  von  der  Kirche  gefasst  ansehen,  um  die  echte 
Ehequalität  der  Sklavenehe  zu  documentiren  und  die  Herren  an  der 
Auflösung  der  Ehen  ihrer  unfreien  durch  gesonderten  Verkauf  eines 
Gatten  zu  hindern.  Ersteres  war  nicht  nöthig,  letzteres  wurde  da- 
durch nicht  erreicht.  Die  Bestimmung  ist  vielmehr  Annahme  und 
Ausführungsverordnung  einer  königlichen  Vorlage,^  welche  nur  die 

*)  Ui  ille  cartallariuB,  qui  cum  ancilla  manBerit,  oum  eam,  inxta  legem 
libertate  a  domino  buo  accepta,  dimiBerit  aliam  acoipienB,  posteriorem  dimittat 

^)  Sie  geht  doch  anoh  ans  diesen  beiden  Bestimmungen  des  conc.  Vermer.  in 
Yerbindiing  mit  dem  früher  erwähnten  Bohon  für  die  merowingisohe  und  die 
Anfinge  der  karolingischen  Zeit  deutlich  genug  hervor.  £b  liegt  doch  auch 
gar  kein  Grund  vor,  daran  zu  zweifeln,  dass  die  Kirche,  die  den  Sklaven  aller 
andern  Saoramente,  bekanntlich  auch  der  Ordination  (cf.  lex  Rib.  86  c  5  in 
Cod.  B  u.SohmB  Note  74  in  LKV  p.2d0)  für  Tähig  hielt,  ihn  gerade  für  des 
EhesaoramentB  unwürdig  angesehen  hätte.  Wir  brauchen  deshalb  sicher  nicht 
mit  SohmZtschr.  f.  Krohr.  Xyn(1886)  S.  178  die  kirchliche  Anerkennung  der 
Sklavenehe  im  neunten  Jahrh.  damit  in  Verbindung  zu  bringen,  dass  damals 
schon  die  Unfreien  durch  das  Hofreoht  gegen  Willkür  geschützt  gewesen  seien. 

»)  V.  G.  IV  381  N.  1.  Doch  hat  ölsner  König  Pippin  S.  252  N.  1  Recht, 
wenn  er  die  XJnterBcheidung  zwischen  nobiles  u.  ignobiles  für  mehr  biblischen 
als  fränkischen  Sprachgebrauch  entnommen  erklart 

•)  n  8.  69. 

*)  ölsner  hat  a.  a.  0.  S.  468  in  einem  Ezcutbc  nachgewiesen,  dass  den 
Beaohlüsien  des  Concils  von  Vemum  das  yon  Boretius  S.  81  gegebene  Capitu- 
lare  Pippini  Regia  als  Vorlage  gedient  hat,  der  sich  die  ConeilsbeBchlüsse  ziem- 
lieb geaaa  anfehloeaen. 
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Verhinderung  inceatuoser  Ehen  im  Auge  hat.*)  Während  die  Kirche 
die  Sklavenehen  so  ganz  als  Vollehen  betrachtete  und  während  die 
kirchliche  Liebesthätigkeit  schon  früh  die  Trennung  zweier  unfreien 
Ehegatten  möglichst  zu  verhüten  suchte,  wurde  doch  erst  813  in 
dem  Concil  von  Chalons®)  dem  Eigenthümer  zweier  verheiratheten 
Unfreien  kirchenrechtlich  verboten,  ihre  Ehe  durch  gesonderten 
Verkauf  eines  Ehegatten  zu  lösen.  Doch  gilt  dabei  rechtmässiges 
Zustandekommen  dieser  Ehen,  zu  dem  auch  die  Einwilligung  des 
Herrn  gehört,  als  Bedingung.  Eine  verwandte  Bestimmung  findet 
sich  auch  im  liber  Papiensis.^^)  Dieselbe  hat  aber  jedenfalls  nicht 
im  weltlichen  Recht  des  eigentlichen  Frankenreichs  Geltung  gehabt 
und  es  ist  sogar  zweifelhaft,^^)  ob  sie  durch  ein  für  die  Lombardei 
erlassenes  Gresetz  Karls  oder  seines  Sohnes  Pippin  oder  nur  durch 
die  Hinübernahme  der .  erwähnten  kirchlichen  Bestimmung  seitens 
eines  Compilators  in  dies  weltliche  Kechtsbuch  gekommen  ist. 
Übrigens  ist  es  bezeichnend,  dass  die  Expositio  des  liber  Papieasis 
nach  diesem  Gesetze  eine  Verordnung  König  Liutprands  aufgehoben 
sein  lässt,  welche  auch  eine  ohne  Zustimmung  des  Herrn  zu  Stande 
gekommene  Ehe  gegen  Ehebruch  schützt. 

Dass  die  Einwilligung  des  Herrn  noch  im  ganzen  neunten  Jahr- 
hundert eine  nothwendige  Bedingung  der  Sklavenehe  war^  erkennen 
wir  aus  vielfachen  Verordnungen  weltlicher  wie  geistlicher  Bechts- 
quellen.  So  schärft  z.  B.  die  Instruktion  des  Baseler  Bischofs  Haito 
(807 — 813)  an  die  ihm  untergebenen  Cleriker  diesen  ein,'*)  dass 
Sklaven  nur  mit  Genehmigung  ihrer  Herren  eine  Ehe  schliessen 
können ;  nur  solle  bei  schon  geschlossner  Ehe  Einwilligung  des  Herrn 
da  präsumirt  werden,  wo  bei  der  Schliessung  kein  ausdrücklicher 
Widerspruch  erfolgt  sei.  So  hält  auch  eine  Bestimmung  Benedikt 
Levitas,^'«*)     welche    den    Herrn    die    Scheidung     der    Ehen    ihrer 

**)  Boretias  1.  c.  c.  1.   De  InceBtis. 

^)  Con.  Cabil.  c.  30  Mansi  XIV  p  99:  Dictum  nobis  est,  quod  quidam 
leg^tima  servorum  matrimonia  potestativa  quadam  praeBumptione  dirimant,  non 
attendentes  illud  evang^elicum:  Quod  Dens  coniunxit,  homo  non  separet.  Unde 
nobis  Visum  est,  ut  coniugia  servorum  non  dirimantur,  etiamsi  diversos  dominos 
habeant;  sed  in  uuo  coniugio  permanentes  dominis  suis  serviant.  Et  hoc  in 
illis  observandum  est,  ubi  legalis  coniunctio  fuit  et  per  voluntatem  dominorum. 

")  L.  L.  IV  p.  511  c  128. 

")  Boret.  Capit.  p  215. 

")  ibid.  p.  d66  c  21:  Ubi  mancipia  non  unius,  sed  diversae  potestaiis 
iuncta  fuerint,  nisi  convenientibus  utrisque  dominis  huius  modi  copulatio  rata 
non  erit.  Quicquid  vero  neglegendo  consentitur,  et  virtute,  qua  potuerit,  non 
emendetur:  nam  huius  copulae  auctor  erit,  qui  hoc  neglegendo  consentii. 

»)  L.  L.  n  (ed  Pertz)  p  141  o  54. 
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unfreien  untersagt,  daran  fest,  dass  dies  nur  von  mit  Zustimmung 
der  Herrn  geschlossenen  Ehen  gelten  soll.  Auch  Karl  der  Kahle 
entscheidet  endlich  im  edictum  Pistense  c  31^*)  bezüglich  unfreier 
Flüchtlinge  aus  der  Normandic,  welche  sich  ausserhalb  ihrer  fleimath 
ohne  Erlaubtiis  ihrer  Herren  verehelicht  hatten,  dass  die  von  ihnen 
eingegangenen  Ehen,  da  die  Erlaubnis  der  Herren  nicht  eingeholt 
war,  ungültig  seien.  Die  angeblichen  Ehegatten  sollen  von  ihren 
Herren  beliebig  wieder  verheirathet  werden  können.  Lässt  sich,  wie 
wir  gesehen  haben,  durchaus  keine  Bestimmung  des  weltlichen  Rechts 
im  eigentlichen  Frankenreiche  nachweisen,  durch  welche  die  Herren 
in  ihrem  Verkaufsrecht  bezüglich  verheiratheter  Sklaven  gehindert 
wurden,  so  darf  man  auch  nicht  die  Bestimmung,  dass  B^chtsgeschäfte 
über  Sklaven  nur  öffentlich  und  in  Gegenwart  von  Beamten  abge- 
schlossen werden  sollen, ^'^)  mit  dem  Schutz  der  Ehen  unfreier  in 
Verbindung  bringen.  Es  waltete  hier  wohl  „bloss  die  Absicht  ob, 
zu  verhüten,  dass  nicht  unrechtmässig  ein  fremder  Knecht  oder 
gar  ein  Freier  einem  andern  übertragen  werde." ^*)  Daneben  mochte 
so  aueh  das  Verbot  des  Verkaufs  von  Sklaven  in  die  Fremde 
gesichert  werden,  das  im  Capit.  Haristall.  unmittelbar  auf  die 
Verordnung,  Sklaven  nur  öffentlich  zu  ver  äussern,  folgt.*') 
Nirgends  giebt  uns  aber  irgend  eine  Quellenstelle  aus  dieser  Zeit 
ein  Becht  anzunehmen,  dass  die  Herren  damals  gehindert  waren,  die 
aus  den  Ehen  ihrer  Unfreien  stammenden  Kinder  von  den  Eltern 
durch  Verkauf  zu  trennen.  Es  ist  ganz  unmöglich,  dergleichen  aus 
der  erwähnten  Bestimmung  des  Concils  von  Ohalons  abzuleiten,  wie 
es  Gfrörer  *^)  thut,  auf  den  sich  noch  heute  viele  in  diesen  Fragen 
berufen.  Er  hält  denn  auch  den  Sklavenhandel  schon  in  dieser 
Zeit  für  durch  den  Einfluss  des  kirchlichen  Eherechts  fast  abgeschafil, 
während  doch  Sklaven  noch  die  ganze  Karolingerzeit  hindurch  einen 
der  hauptsächlichsten  Handelsartikel  bildeten.**) 


>*)  L.  L.  I  (Pertz)  p  496. 

")  S.  unten  Note  17. 

M)  Waitz  V.  G.  IV  355. 

*0  Cap.  Uaristall.  a  779  o  19  (Bor.  p  51):  De  manoipia,  quae  vendunt,  ut 
in  praesentia  episcopi  vel  comitis  sit,  aut  in  praesentia  archidiaconi  aut  cen- 
tenarii  aat  in  praesentia  vicedomni  aut  iudiciB  oomitiB  aut  ante  bene  nota  testi- 
monia;  et  foris  marca  nemo  mancipium  vendat.  Ebenso  Fippin  Capit. 
Itaücom  (Boret  p.  211)  c  18. 

tt)  II  8.  73,  74. 

'*)  M.  G.  L.  L.  in  480,  Jnama-Sternegg  449 ;  auch  noch  in  späterer  Zeit 
viel  Sklavenhandel  cf.  Waitz  Y.  G.  V  192. 
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II.  Bei  Eheci  freier  mit  anfreien  Personcuc^  h^beio ,  wj^,  wie  m 
der  Merowingerzeit,  zu  uoterscheiden: 

1)  Ehen  mit  fremden^ 

2)  £hen  mit  eigenen  Unfreien. 

ad  1)  Was  die  Ehen  freier  mit  fremden  unfreien  Personen  be- 
trifft; 80  wurde  zu  ihrem  AbschlusB  die  Genehmigung  des  Herrn 
d^8  unfreien  Ehegatten  ebenso  verlangt,  wie  zum  Abschluss  einer 
Ehe  zwischen  zwei  Unfreien  die  Genehmigung  des  Herrn  beider 
Nupturienten  nötig  war.  Das  tritt  besonders  auch  aus  der  oben 
erwähnten  Bestimmung  des  c.  31  des  Capit.  Pistense  hervor.  Da- 
nach sollen  auch  die  seitens  der  geflüchteten  Unfreien  mit  freien 
Personen  eingegangenen  Verbindungen  aufgelöst  werden;  ja  diese 
Verbindungen  haben  so  wenig  Ehecharakter,  dass  in  betreff  des 
Standes  der  Kinder  nicht  nach  den  bei  Ehen  zwischen  Freien  und 
Unfreien  geltenden  Regeln  entschieden  werden  soll,  vielmehr  die 
Kinder  einfach  dem  Stande  der  Mutter  folgen  sollen. 

Wie  diejenigen  Verbindungen,  die  ohne  Zustimmung  des  Herrn 
des  Unfreien  geschlossen  waren,  nicht  als  Ehen  angesehen  wurden, 
so  sollten  auch  solche  Ehen  ungültig  sein,  welche  eine  freie  Person 
mit  einer  unfreien  schloss,  ohne  von  ihrer  Unfreiheit  zu  wissen*^)! 
In  diesem  Falle  konnte  der  Freie  durch  Auf  lösung  der  Verbindung 
der  Verknechtung  entgehen  und  durfte  sich  dann  anderweitig  ver- 
heirathen.  Wie  nothwendig  solche  Bestimmungen  waren,  sehen  wir 
daran,  dass  sogar  der  heilige  Bonifacius  einem  seiner  Sklaven,  dar 
eine  fleirath  eingehen  wollte,  ein  Empfehlungsschreiben  mitgab, 
nach  welchem  er  ihn  von  dem  Empfilnger,  dem  Presbyter  Denhard,  wie 
einen  Freien  behandelt  und  derart  unterstützt  wissen  wollte,  dass 
er  bei  seinem  Vorhaben  nicht  durch  seinen  unfreien  Stand  gehindert 
werde.*^)  In  Folge  der  socialen  Hebung  der  höhern  Klassen  der 
Unfreien  mochten  solche  Fälle  im  achten  Jahrhundert  öfters  vor- 
kommen. 

Die  sich  mehrenden  Fälle  der  Selbstverknechtung  und  die  auf- 
kommende Sitte  der  Strafverknechtung  machten  auch  schon  zu 
Beginn  der  Karolingerzeit  Entscheidung  der  Staatsgewalt  darüber 
nöthig,  ob  der  Verlust  der  Freiheit  seitens  eines  Ehegatten  den 
andern  und  die  gemeinsamen  Kinder  ihres  Standes  beraube.    Schon 


*(»)  Deoret  Gompend.  a  767  c  7  (p  88),  Vermfirionie  c  6  (p  4Q),  «^  fno)i 
u  bairitchen  Recht  dieser  Zeit  L.  L.  lEI  p  461  c  10,  femer  im  Capit.  R^medii 
L.  L.  V  2  p  188. 

»)  Jaffö  Kon.  Moffunt.  (Bibl.  UQ  p  246  N/).  ^6. 
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fraher  hatte  ein  GoncIlsbescUiiss'*)  diese  Frage  verneint.  Das 
Decret  von  Vermery  ••)  gab  dann  in  solchem  Falle  der  Selbstver- 
knechtung eines  Ehegatten  dem  andern  das  Rechtj  die  Ehe  anfeu- 
loäen;  nur  wenn  die  Selbstverknechtung  mit  Zustimmung  des  frei- 
gebliebenen Ehetheils  oder  aus  Noth  geschehet  war  und  dieser 
durch  die  Selbstverknechtung  seines  Oatten  von  Hunger  befreit 
war,  sollte  die  Ehe  aufrecht  erhalten  werden.  In  diesem  Falle  und 
ebenso,  wenn  von  der  sonst  hier  erlaubten  Ehescheidung  kein 
Gebrauch  gemacht  wurde ,  fielen  wohl  noch,  der  altem  Rechts- 
anschauung entsprechend,  der  andere  Ehegatte  und  die  Kinder  in 
Knechtschaft.  Dagegen  bestimmte  Karl  803,'^)  dass,  wer  seine 
Freiheit  einem  andern  verpfände,'^)  dadurch  die  Freiheit  seiner 
Frau  und  seiner  bis  zur  Verpfändung  geborenen  Kinder  nicht 
schaäige.  Dasselbe  bestimmte  ein  Capitular  fllotbars  für  Italien '^) 
nur  dass  hier  noch  ausdrücklich  hinzugefügt  wurde^  dass  sich  das 
Freibleiben  des  *  Elhegatten  dessen,  der  sich  selbst  seiner  Freiheit 
begeben,  nur  auf  vor  der  Selbst verknedhtung' eingegangenen  Ehen 
beziehe.  Die  Wichtigkeit  der  erwähnten  Bestimmung  Karls  des 
Grossen  erhellt  dai-kus,  dass  sie  der  Lelx  Salica  hinzugefügt,*^)  von 
Ansegis  in  seine  Sammlung  aufgenommen'^)  und  von  Karl  dem 
Kablen  im  Edictum  Pistense  wiederholt  wurde. '^) 

,6ehen  wir  nun  dazu  über,  zu  untersuchen,  inwie^weit  sonst 
noch,  — wofern  nämlich  die  Unfreiheit  des  eineü  Theils  schon  bei 
Eheschluss  bestand,  —  der  fi^eie  Ehegatte  dadurch  seiner  Freiheit  ver- 
lustig ging,  und  wie  andernfalls  die  Stellung  d^r  Kinder  gieregelt 
wurde'.  Von  den  detailÜhrten  Bestimmungen  d^s'  dem  Ribuarischea 
Volksrecht  einverleibten'  Edicts  König  Dagobei'ts  scheint  allgemeine 
Geltung   nur   die   behauptet   zu   haben,    dass    cBe  Ehe  mit  einem 


M)  Conoil.  inoerti  loci  bald  nach  Pariser  von  614  Manii  Xp.547,  BransII 
p.  260  c.  14. 

»)  Decr.  Vermer.  (Bor.  p.  40)  c  6. 

M)  Capit.  leg.  add.  (ed.  Bor.  p.  114)  a  8. 

**)  Die  Strafverknechtanfir  greschah  in  dieser  Zeit  i.  d.  R.  doroh  Verpfan- 
dung, indem  der  insolvente  Verbrecher  sich  für  so  langci  Zeit  in  die  Knecht^ 
Schaft  tradieren  musste,  bis  er  seine  Schald  abgearbeitet  hatte.  S.  Capit.  leg. 
Uib.  addit  a  dOB  c  3  L.  L.  II  (ed  Bor.)  p.  117;  Capit  Caroli  ap.  Anseg.  serv. 
a  810,  811  c.  3  ibid.  p.  160;  cf.  femer  ibid.  p.  166  c.  1,  p.  51  c.  19,  p.  69  c.  21^ 

>•)  Capit.  Olonnense  822—33  p.  917  c  4. 

>^  Capit  leg  SaL  add.  a  819  p.  393  c.  6. 

M)  Lib.  m  oL  39  Boret  p.  489. 

*^  L.  L.  I  ed  Pertz  p.  496. 

*^  ol  oben. 
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Fiscalinen  nicht  der  Freiheit  beraube;  eine  Bestimmung,  die  ja  auch 
dem  römischen  Recht  entspricht.  Grade  letzteres  im  Auge  habend, 
spricht  demnach  Karl  der  Grosse  ^^)  in  Gemässheit  der  Bestimmun- 
gen seiner  königlichen  und  kaiserlichen  Vorfahren  freien  Personen, 
die  mit  Fiscalinen  Ehen  eingegangen,  Erbrecht  und  Zeugnissfahig- 
keit  zu.  Im  übrigen  liess  man  die  Ehe  einer  freien  mit  einer  fremden- 
unfreien Person  durchaus  zur  Verknechtung  der  freien  fuhren.  Nur 
konnte  eben  der  Eigenthümer  des  unfreien  Nupturienten  wie  in  der 
Merowingerzeit  auf  die  Inanspruchnahme  des  freien  Gattenteils  und 
der  Kinder  verzichten.*^)  Im  Kloster  St.  Germain  z.  B.  war  es  im 
neunten  Jahrhundert  Regel,  dass  den  Freien,  welche  dem  Kloster 
hörige  Personen  heiratheten,  ihre  Freiheit  gewahrt  wurde,  wie  es 
Gu^rard  aus  dem  von  ihm  herausgegebenen  Polyptychum  dieses 
Klosters  nachgewiesen  hat.'*)  Auch  die  Kinder  aus  solcher  Ehe 
waren  frei.  Doch  irrt  Gu^rard,  wenn  er  den  umstand,  dass  die 
Kinder  i.  d.  R.  dem  besser  gestellten  Elternteil  folgten,  auf  römi- 
sches Recht  zurückfährt,  nach  welchem  das  Kloster  derart  gelebt  hätte, 
dass  seine  unfreien  auch  die  den  unfreien  des  Fiscus  zukommenden 
Privilegien  besessen  hätten.*^)  Im  ganzen  wäre  im  römischen  Recht 
der  Stand  der  Mutter  entscheidend  gewesen,  nach  einem  Gesetz  der 
Kaiser  Gratian,  Valentinian  und  Theodosius '^)  sollten  aber  Kinder 
aus  einer  Ehe  zwischen  einem  Unfreien  des  Fiscus  und  einer  Freien 
dem  Freienstande  angehören.  Gu^rard  meint  nun,  dass  die  un- 
freien des  Klosters  wie  Fiscalinen  betrachtet  seien  und  weist  darauf 
hin,  dass  in  den  meisten  Fällen  der  dem  Stande  nach  gemischten 
Ehen,  welche  sich  im  Polypt.  Irmin.  finden,  der  Stand  der  Mutter 
der  bessere  ist.  Nach  G.'s  **)  eigner  Zusammenstellung  ergeben 
sich    aber    aus    dem  Polypt.  auch  Fälle  von  Heirathen  Freier  mit 


>0  Capit.  MiflB.  in  Theodonis  villa  datum  o  22  (Boret,  p  125). 

**)  Eigenthümlich  ist  die  Bestimmung  eines  Capitulars,  dass,  falls  der  Herr 
des  Unfreien  anf  die  Inanspruchnahme  des  freien  Ehegatten  verzichte,  sich  dies 
bloB  auf  solche  £inder  beziehen  soll,  welche  bei  Lebzeiten  des  Ausstellers  der 
Urkunde  geboren  werden.  Dagegen  soll  dieser  nicht  für  seinen  Beohtsnach- 
folger  auf  die  Inanspruchnahme  später  geborener  Kinder  verzichten  können. 
Diese  einem  missus  gegebene  Auskunft  (Boret,  p  145  c  8)  scheint  ganz  singulär 
zu  sein. 

")  I  p.  892,  416,  909-971. 
»♦)  I  p.  417. 

»)  Cod.  Just  c  4  de  agricolis  (XI 68).  Richtiger  hatte  a.  1  3  Cod.  Theod. 
ad.  sc.  Claud.  (IV  11)  angeführt. 
^)  I  969. 
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Sklavinnen  des  Klosters'^)  und  blieb  hier  auch  die  Freiheit  des 
einen  Ehegatten  gewahrt.  Es  ist  dies  einfach  aus  humaner  Ver- 
waltungspraxis  des  Klosters  zu  erklären,  die  auch  die  Vermögens- 
interessen desselben  nicht  wesentlich  schädigte,  da  die  Freien,  oh- 
gleich  ihnen  und  ihren  Ejndem  ihr  Stand  gewahrt  blieb,  doch  zu 
erblichen  Abgaben  und  Frohnden  verpflichtet  wurden.  Das  geht 
schon  daraus  hervor,  dass  diese  freien  Ehegatten  der  Hörigen  des 
E^osters  und  ihre  Kinder  fast  immer  in  dem  Polyptjchum  des- 
selben  genannt  sind.**) 

Seitens  der  Verwaltung  der  übrigen  Klöster  wurde  wohl  nach 
ähnlichen  Grundsätzen  verfahren.  Von  manchen  würde  allerdings 
wohl,  wie  wir  es  von  St  Gallen  annehmen  können,  zwar  dem  freien 
Ehegatten  eines  Hörigen  des  Klosters  seine  Freiheit  gelassen,  die 
Kinder  aus  solchen  Ehen  aber  wurden  zu  gleichen  Theilen,  doch 
ao,  dass  bei  imgrader  Zahl  derselben  dem  Kloster  das  überschüssige 
Kind  zufiel,  geteilt") 

2)  In  Betreff  der  Geschlechtsverbindungen  freier  Personen  mit 
ihren  eignen  unfreien  bieten  uns  die  Quellen  dieser  Zeit  nur  Nach- 
richten über  dauernde  Verbindungen  Freier  mit  ihren  eignen  Skla- 
vinnen. Auch  in  der  Karolingerzeit  wurden  dieselben  ebenso  wie 
die  formlos,  aber  auf  die  Dauer  eingegangenen  Verbindungen  zweier 
freien  Personen  als  Kebsehen  betrachtet;  erst  durch  die  Freilassung 
der  Unfreien  und  die  Anwendung  der  bei  echten  Ehen  übhehen 
JBheschliessungsform  können  sie  zu  solchen  werden.  Das  haupt- 
sächlichste Zeugniss  über  das  Bestehen  der  Kebsehe  in  dieser  Zeit 
sind  die  Annalen  Hinkmars  von  Rheims,  welche  uns  von  der  Kebs- 
ehe König  Karl  des  Kahlen  mit  der  Schwester  des  Grafen  Boso, 
Brichilde,  und  der  spätem  Verwandlung  dieser  Kebsehe  in  eine 
Vollehe  erzählen.'^)  Ausserdem  zeigen  uos  eine  Reihe  von  Concilien- 
beschlüssen    die   Stellung   der   Kirche    gegenüber   der    Minderehe. 


»')  Z.  B.  n  p.  301  c.  12,  p.  202  c.  20. 

>*)  n  p.  17  c.  76:  Bertegarinar  oolo  nas  et  uxor  eins  libenü  .  .  .  p.  21  o.  t 
ÜJanros  servuB  et  axor  eins  libera  habent  seoom  infantes  daos  his  nominibus  . .  . 
p.  70  c.  8,  p.  112  0.  80,  p.  126  c.  22  und  andere  Stellen. 

**)  Nengart  cod.  diplom.  Aleman.  t.  I  p.  576  n.  709:  Charta  Warsindi.  Da 
die  Teilung  als  inxta  legem  Alamannorum  bezeichnet  wird,  sich  aber  im  Ala- 
mannischen  Volksrecht  nichts  derartiges  findet,  so  können  wir  wohl  den  Ab- 
schluss  von  Teilung  der  Kinder  enthaltenden  Vertragen  als  Sitte  der  in  Ale- 
mannien  gelegenen  Klöster  ansehen. 

^)  SS.  I  p.  486  a.  869:  Garolus  . . .  Richildem  sibi  adduci  fecit  et  in  con- 
cubinam  accepit . . .  £t  ipse  concubinam  suam  secum  ducens, . . .  a.  870:  Gon- 
cubinam  suam  Richildem  desponsatam  atque  dotatam  in  coniugem  aocepit. 

3 
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Einige  Beirtimmungan  verordnen  nur/^^)  daas  eine  bestehende  Kebe- 
ebe  aufgelöst  werden  dürfe ,  um  eine  echte  Ehe  einzugehen;  ein 
für  Italien  erlassenes  aus  einer  Beratung  mit  den  dortigen  JKschöfe« 
hervorgegangenes  Capitular^')  befiehlt  die  Entfernung  von  neben 
achten  Gattinnen  gehaltenen  Kebsweibem.  Ganz  wie  es  im  Conci- 
liom  Toletanum  ^')  der  Fall  gewesen,  wird  aber  noch  auf  der  Synode 
von  Tribur  im  Jahre  895  die  Bestimmung  getro£fen,  dass  jeder,  der 
nicht  in  echter  Ehe  lebe,  mit  einem  Kebsweibe  zufrieden  sein 
solle  und  auch  die  Verletzung  dieser  Verbindung  mit  Excommuni- 
Qation  becTroht.^^) 

Aüch  Pseudo-Isidor  *^)  erkennt  die  Kebsehe  wenigstens  mittel- 
l^r  an.  Zwar  wird  von  ihm  zunächst  die  nach  weltlichem  Recht 
übliche  Form  der  Eingehung  der  echten  Ehe  zusammen  mit  priester- 
licher Benediktion  empfohlen,  und  jede  anders  eingegangene  Ge- 
schlapbUverbindang  wie  ein  stuprum  und  adulterium  der  Sacra- 
mentskraft  besitzenden  Ehe  entgegengestellt.  Doch  schränkt  Qf 
selbst  diese  letzten  Worte  derart  ein,  dass  er  dnroh  blossen  Willen 
der  Contrahenten  und  diesen  unterstützende  Gelübde  eine  kirchen- 
rechtlich gültige  Ehe  (legitimum  matrimonium)  geschlossen  sein 
lässt.  Dann  war  also  doch  eine  ohne  die  nach  weltlichem  Recht 
zur  echten  Ehe  erforderlichen  Formen  geschlossene  Verbindung  zu- 
gelassen, sobald  nur  ein  auf  Monogamität  und  lebenslängliches  Zu* 
sammenbleiben  gerichteter  Wille  beider  Nupturienten  vorlag. 

So  giebt  uns  also  schon  Pseudo-Isidor  an  dieser  Stelle  ^^)  die 
Anfiinge  der  spätem  Entwicklung  des  kirchlichen  Eheechliessungs- 


«0  CoDC  MogQnt.  a.  8dl  c.  12  (Porta  p.  414),  Eugenii  11  cono.  Eomanun 
a.  826  (Boret  p.  376)  o  37. 

*^  Gapitnla  onm  Italiae  episcop.  deiib.  a.  790  (Boret.  202  o.  ö). 

««)  Siehe  oben  8.  6,  ^.  19. 

**)  Syn.  Tribur.  (Mansi  XVm  p.  151)  a  86  cf .  auch  Gonc.  Mogont.  a  851 
(Pertz  I  415)  c.  15. 

^)  ed.  HinsohioB  1863  p.  87,  88  (Psendo  Eoar.  c  2):  Aliter  enim  legitimum 
non  fit  coniugiain,  nisi  ab  his,  qui  super  ipsam  feminam  dominationem  habere, 
videntor,  petita  enim  nisi  a  parentibus  • .  sponsetur  et . .  dotetor,  et  suo  tempore  .  • 

a  Bacerdote  benedicatur  et  a  paranymphis  cnstodita  . .  detor Ita  peracta 

legitima  scitote  esse  coniugia:  aliter  yero  praesumpta  non  coniugia,  sed  aot 
adulteria  aut  contubemia  aut  Btupra  Tel  fomicatioDes  potius  quam  legitima 
coniugia  esse  non  dubitate,  nisi  voluntas  propria  subfragerit  (suffra- 
gayerit)  et  Yota  Buccurerint  legitima. 

'«)  Gf.  Scherer  S.  44,  der  durch  Sohm  Ztaohr.  f.  £rohr.  XYH  (1883) 
S.  173  nicht  widerlegt  ist;  insbes,  können  doch  die  am  Anfang  unserer  Stelle 
beschriebnen  und  geforderten  Eheformalien  nicht  als  die  später  erwähnten  vota 
legitima  bezeichnet  werden. 
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rechts,  nach  der  schon  der  ausgesprochne  Eheschliessungswille  der 
Nupturienten  ehebegründende  Kraft  hatte.  Demnach  war  also  die 
Kebsehe,  wofern  nur  Monogamität  und  Wille  lebenslänglichen  Zu- 
sammenbleibensy  sowie  kein  specieUes  Ehehinderniss  vorlag,  kirchen- 
rechtlich ein  echte  Ehe.  So  konnte  sich  aus  ihr  das  sogenannte 
matrimonium  ad  morganaticam  der  libri  feudorum  bilden.  Die  Ent- 
wicklung dieses  Instituts  sowie  die  Hinübernahme  desselben  in  das 
deutsche  Recht  gehören  nicht  mehr  der  von  uns  betrachteten  Periode 
an.  Die  longobardische  Ehe  ad  morganaticam  wäre  aber  schwerlich 
im  deutschen  Recht  zu  so  allgemeiner  Geltung  gekommen,  wenn 
nicht  die  ihr  zu  Grunde  liegende  Einrichtung  der  Kebsehe  in  dem- 
selben schon  lange  ^^)  bestanden  hätte. 

m.  Wir  haben  noch  die  Frage  zu  erörtern,  welchem  Stande 
in  dieser  Zeit  die  Kinder  zugetheilt  wurden,  wenn  die  Eltern  ver- 
schiednen  Klassen  der  Unfreien  angehörten.  Waren  sie  im  Eigen- 
thum  desselben  Herrn,  so  mochte  wohl  das  meiste  von  seinem 
Willen  abhängen,  bis  sich  ein  festes  Hofrecht  gebildet  hatte,  über 
den  Fall,  dass  die  verschiednen  Klassen  der  Unfreien  angehörenden 
Eltern  auch  verschiedne  Eigenthümer  hatten,  wurde  von  einem  missu« 
zwischen  801  und  814  ein  Urtheil  des  kaiserlichen  Hofgerichts 
nachgesucht.  Dasselbe  entschied,  dass  die  Standedzugehörigkeit  der 
Kinder  aus  solchen  Ehen  nach  denselben  Grundsätzen  bestimmt 
werden  solhe,  welche  für  die  Zugehörigkeit  der  Kinder  bei  Ehen 
gleichstehender  Unfreier  massgebend  seien. ^^)  Jedoch  kann  dies 
Erkenntniss,  abgesehen  davon,  dass  es  schwerlich  allgemein  gelten- 
des Recht  enthält  oder  selbst  zu  allgemeiner  Geltung  gelangt  ist, 
uns  schon  deshalb  wenig  nützen,  weil  uns  grade  auch  das  Verfahren 
im  fränkischen  Recht  in  dem  zur  Entscheidung  verwandten  Parallel- 
fall  unbekannt  ist.^^)  Im  aDgemeinen  können  wir  aber  daraus,  dass 
wie  in  der  lex  Ribuaria  ^^)  so  auch  noch  in  der  der  karolingischen 
Zeit  folgenden  Periode '^^)  bei  Ehen  von  Unfreien  untereinander  der 
Satz  von  der  ärgern  Hand  gilt,  seine  Geltung  auch  für  die  Karo- 
Ungerzeit  schliessen,  wobei  aber  lokale  Abweichungen  zuzugeben  sind. 


*'*)  Beispiele  der  Kebsehe  ans  dem  spätem  Mittelalter  z.  T.  noch  vor  Re- 
ception  der  libri  feadomm  fuhrt  Niebelscbütz,  de  matrimonio  ad  morganaticam 
Dissert  Halens.  1851  an. 

*")  Boret,  p.  146  c.  1. 

**)  Im  langobardisohen  Recht  gehorten  die  Kinder  von  Unfreien  verscbie« 
4eiier  Herren  dem  des  Vaters.  Roth.  218  Gf.  Lex  Visig  X  1  c  17. 

^  Siehe  oben. 

^>)  Grimm  R.  A.  325,  cf.  Heusler  Inst  I  189. 
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Die  y^Untersuehungen  zur  Deutsehen  Staats-  und  Bechts- 
geschlchte^^  sind  dazu  bestimmt,  wissenschaftliche  Forschungen 
aus  der  Geschichte  der  deutschen  Äechtsent Wicklung  im  weitesten 
Sinne  zu  sammeln.  Sie  werden  der  Geschichte  des  öffentlichen 
Rechts  und  der  des  Privatrechts  die  gleiche  Aufmerksamkeit  zu- 
wenden. Die  politische,  wirthschaftliche  und  kulturgeschichtliche 
Seite  der  Bechtsinstitute  wird  in  den  aufzunehmenden  Arbeiten 
gleichfalls  behandelt  werden  können.  Eine  Beschränkung  der  Samm- 
lung auf  einen  bestimmten  Zeitraum  findet  nicht  Statt :  wissenschaft- 
liche Untersuchungen  über  die  neueste  deutsche  Bechtsentwicklung 
werden  so  wenig  ausgeschlossen  sein,  wie  Forschungen  über  die 
Urgeschichte  unsres  B^chts.  Einzige  Bedingung  der  Aufnahme  wird 
der  wissenschaftliche  Charakter  der  Arbeit  sein.  Tüchtige  Erstlings- 
arbeiten werden  ebenso  wie  die  Arbeiten  bewährter  Forscher  eich 
zur  Aufnahme  eignen. 

Jedes  einzelne  Heft  der  Sammlung  wird  dem  Zwecke  des  Unter- 
nehmens gemäss  auch  für  sich  verkäuflich  sein. 

Die  Herausgabe  der  Sammlung  hat  Herr  Geh.  Justizrath  Pro- 
fessor Dr.  Otto  Gierke  in  Berlin  übernommen,  der  sich  bereit 
erklärt  hat,  die  eingehenden  Beiträge  mit  Bücksicht  auf  ihre 
Geeignetheit  für  die  Aufnahme  zu  prüfen. 

Breslau. 

Wilhelm  Koebner. 
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Herrn  Dr.  Erich  Liesegang 


^Dankbarkeit  und  f^reundschaft 


gewidmet. 


Vbr^w^ort. 


An  dieser  Stelle  sei  es  mir  gestattet,  allen  denen  Dank  zu 
sagen,  welche  sich  um  das  Zustandekommen  der  vorliegenden  Arbeit 
Verdienste  erworben  haben.  Wie  bei  meinen  sonstigen  Studien,  so  hat 
mich  auch  bei  meinem  Erstlingswerke  Herr  Dr.  B.  Liesegang  mit 
seinem  Rate  überall,  wo  ich  dessen  bedurfte,  auf  das  bereitwilligste 
und  liebenswürdigste  unterstützt.  Ihm  darf  ich  mit  der  Widmung 
des  Buches  ein  geringes  Zeichen  meiner  Dankbarkeit  geben.  Auch 
Herrn  Prof.  Schmoller  fühle  ich  mich  sehr  verpflichtet  für  die 
freundliche  Teilnahme,  mit  welcher  er  die  Entstehung  meiner  Schrift 
verfolgte,  und  für  die  reiche  Belehrung,  die  er  mir  in  seinem 
Seminar  und  in  privater  Besprechung  zu  teil  werden  liess.  Sehr 
erwünschte  Aufklärung  über  Fragen  der  dörflichen  Verfassung  fand 
ich  in  den  agrarhistorischen  Besprechungen  des  Herrn  Geheimrats 
Prof.  Meitzen.  Schliesslich  haben  auch  die  Beamten  des  Düsseldorfer 
Staatsarchivs,  namentlich  Herr  Geh.  Archivrat  Dr.  Harless  und  Herr 
Dr.  Forst,  durch  die  Zuvorkommenheit,  mit  der  sie  alle  meine 
Wünsche  zu  erfüllen  suchten,  mir  die  Arbeit  wesentlich  erleichtert. 
Auch  ihnen  sei  dafür  herzlich  gedankt! 

Berlin,  Februar  1888. 

Der  YerfMser* 
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Einleitung. 


Die  zahlreichen  Arbeiten  auf  städtehistoriachem  Gebiete,  welche 
in  der  neuesten  Zeit  erschienen  sind,  befassen  sich  fast  sämtlich 
mit  der  Geschichte  der  Frei-  und  Reichsstädte.  Ganz  natürlich; 
denn  diese  haben  am  entscheidensten  in  die  Geschicke  Deutschlands 
cingegrifFen,  sie  haben  auch  städtische  Wirtschaft  und  städtisches 
Recht  am  frühesten  ausgebildet  und  auf  die  höchste  Entwicklungs- 
stufe geführt.  Grade  deshalb  aber  scheint  es  sich  der  Mühe  zu 
verlohnen,  nun  auch  einmal  die  Verfassungsgeschichte  einer  Land- 
stadt eingehender  darzustellen.  Dadurch,  dass  zu  den  sonst  im 
politischen  Leben  einer  Stadt  wirksamen  Factoren  ein  neuer,  der 
Stadtherr,  hinzukommt,  verliert  zwar  die  Entwicklung  aus  einer 
Dorfgemeinde  zu  einer  sich  selbst  regierenden  Stadt  viel  von  ihrer 
Energie  imd  Folgerichtigkeit,  zugleich  ist  es  aber  auch  von  Interesse 
zu  sehen,  wie  sich  trotzdem  in  Recht  und  Verwaltung  die  specifisch 
städtischen  Formen  ausbilden.  Gesteigert  werden  muss  dieses 
Interesse  da,  wo  ein  reiches  Quellenmaterial  die  Möglichkeit  ge- 
währt, die  Thätigkeit  der  städtischen  Behörden  im  Detail  darzu- 
stellen und  den  Einfluss  des  Landesherrn  in  seinen  letzten  Wirkungen 
bloszulegen. 

Die  Quellen  für  eine  Verfassungsgeschichte  der  Stadt  Wesel 
lassen  sich  scheiden  in  Privilegien,  Briefe,  Aufzeichnungen  der 
obersten  städtischen  Behörde  und  Privaturkunden.  Von  Privilegien 
sind  vom  13.  bis  15.  Jahrhundert  eine  Anzahl  Originale,  ausserdem 
viele  Copieen  in  den  von  der  Stadt  früh  angelegten  Privilegien- 
bächem   erhalten.^)     Den  Hauptteil   der  Briefe    machen  die   vom 

')  Wo  nichts  anders  bemerkt  wird,  befinden  sich  die  Originale  der  citierten 
Urkonden  im  Staatsarchiv  za  Düsseldorf.  Glücklicherweise  haben  sich  auch 
nicht  wenige  Copieen  von  Urkunden  erhalten,  deren  Originale  verloren  sind. 
Die  oft  gehörte  Klage,  dass  die  ältere  Verfassungsgeschichte  Wesels  uns  immer 
eine  terra  inoognita  bleiben  müsse,  weil  durch  den  grossen  Brand  des  Jahres 
1364  die  Urkunden,  die  zur  Aufhellung  derselben  dienen  könnten,  vernichtet 
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Dortnrancler  Rat  erteilten  Belehrungen  aua,  welche  namentlich  fiir 
das  Privatrecht  und  die  Gerichtsverfassung  in  Betracht  kommen. 
Hauptsächlich  in  die  Streitigkeiten  der  Stadt  mit  dem  Herrn  von 
Cleve  führt  uns  eine  Sammlung  von  Rechtsgutachten  Kölner  Juristen 
aus  dem  15.  Jahrhundert  ein,  aus  denen  ersichtlich  ist,  was  für 
Anschauungen  in  Wesel  in  Bezug  auf  das  Verhältnis  zum  Landes- 
herrn und  die  eigenen  Rechte  ihm  gegenüber  herrschten.  Die 
schriftliche  Verwaltung  des  Magistrats  beginnt  sehr  früh :  I.  J  1308 
setzen  die  beiden  Bürgerbücher^)  und  am  Anfang  des  15.  Jahrhunderts 
der  Liber  Plebiscitorum  ^)  ein,  welche  von  den  drei  Bestimmungen, 
die  Homeyer  den  Stadtbüchern  zuweist,  zwei  erfüllten:  Die  Zu- 
sammenstellung des  der  Stadt  eigentümlichen  Rechtes  und  Auf- 
zeichnungen über  die  städtische  Verwaltung.  Den  ersteren  Zweck 
hatte  namentlich  die  Copierung  der  der  Stadt  verliehenen  Privi- 
legien, da  diese  vorzüglich  das  städtische  Recht  bestimmten,  ferner 
di^  üeberlieferung  der  Stadtordnungen,  welche  in  das  Rechtsleben 
eingriffen,  aber  auch  die  Fixierung  des  in  der  Stadt  geltenden 
Gewohnheitsrechts.*)  Eine  wichtige  Quelle  für  das  Weseler  Recht, 
die  Dortmunder  Urteile,  findet  sich  dagegen  hier  nicht. 

Ein  Niederschlag  der  städtischen  Verwaltung  sind  zunächst 
die  Listen  der  „in  opidanos  recepti'^,  von  1308  an  in  beiden  Bürger- 
büchern,  dann  Beschlüsse  des  Rats  und  der  Gemeinde,  eine  Auf- 
nahme des  Besitzes  der  Kirche  und  frommer  Stiftungen,  eine 
Uebersicht  über  die  Renten  der  Stadt,  Urfehden,  Copieen  von  Ur- 
kunden über  die  Verpachtung  städtischer  Gebäude  und  die  An- 
stellung von  Beamten  und  Dienern;  kurz,  alle  Verwaltungsgeschäfte, 
die  zu  notieren  notwendig  schien,  sind  hier  verzeichnet.  Von 
den  beiden  Bürgerbüchern  löst  das  jüngere  das  ältere  um  1350  ab 
und  enthält  vorwiegend  Aufzeichnungen  aus  der  zweiten  Hälfte  des 


worden  seien,  kann  gegenüber  dem  umfangreichen  uns  aus  dem  13.  und  der 
ersten  Hälfte  des  14.  Jahrhunderts  erhaltenen  Material  nicht  Stand  haltet. 
Die  Privilegrien  sind  zwar  nicht  sämtlich  (S.  z.  B.  S.  21,  Anm.  1),  aber  jeden- 
falls der  Mehrzahl  nach  im  Original  oder  in  Abschrift  auf  uns  gekommen;  und 
davon,  dass  gerade  dnroh  jene  Feuersbrunst  die  Urkundenbestände  irgend 
welche  Einbusse  erlitten  hätten,  fehlt  jede  Spur. 

>)  Das  ältere  abgekürzt:  „A.  B.*<,  das  jüngere:  „B**, 

»)  Abgekürzt:  „L.  PL« 

•)  Namentlich  L.  PL  S.  93:  „Van  hergewede  ind  gerade  ind  van  wasstin- 
sigen  ind  eigenen  luden«  und  L.  PL  S.  97:  „Kieringe  ind  uitdraoht  sommiger 
rechten  ind  gewoenten  der  Stat  van  Wesell«  (über  mit  Zins  belastete  Häuser 
und  Grundstücke). 


14.  Jahrliunderts,  fuhrt  aber  die  Bürgerlisten  BOO  Jahre  weiter  und 
bringt  auch  sonst  noch  manches,  namentlich  Copicen  von  Privilegien, 
aus  dem  15.  und  16.  Jahrhundert.  Die  meisten  Verordnungen  des 
Rats  finden  sich  jedoch  vom  Anfange  des  15.  Jahrhunderts  an  nicht 
mehr  in  ihm,  sondern  in  dem  Liber  Plebiscitorum.  Dieser  endlich 
wird  zu  Ende  des  Jahrhunderts  ersetzt  durch  die  Ratsprotokolle/) 
welche,  zuerst  mit  ihm  parallel  laufend,  mit  einigen  Unterbrechungen 
von  1466  an  die  Verhandlungen  und  Beschlüsse  einer  jeden  Rats- 
sitzung registrieren. 

Neben  diesen  allgemeineren  und  specielleren  Machrichten  über 
die  Verwaltung  sind  in  mehrfacher  Hinsicht  von  Wichtigkeit  die 
Stadtrechnungen. ^)  Von  1342  an  fast  ununterbrochen*)  geführt, 
gewähren  sie  uns  nicht  nur  einen  tiefen  Einblick  in  die  Finanz- 
geschichte der  Stadt:  dadurch,  dass  sie  jeden  Posten  in  den  Aus- 
gaben genau  begründen,  gestatten  sie  auch  einen  Rückschluss  auf 
die  Thätigkeit  des  Rats  überhaupt '^)  und  ersetzen  so  einigermassen 
iur  die  frühere  Zeit  die  Ratsprotokolle ;  indem  sie  endlich  die  Steuer- 
und  Accisepflichtigen  namentlich  aufiühren,  verschaffen  sie  uns 
Aufschluss  über  die  Bevölkerung  und  ihre  Klassen. 

Ausserdem  sind  mehrere  Bände  und  Convolute  mit  Material 
von  geringerer  Bedeutung  gefüllt:  mit  Gerichtsordnungen,  auch 
städtischen  Statuten  und  Verwaltungsakten '^),  aber  alles  zerstreut 
und  weniges,  dessen  Kenntnis  uns  nicht  auch  durch  die  oben 
besprochenen  Archivalien  vermittelt  wird. 

Von  Privaturkunden  haben  sich  eine  Anzahl  Schöffenbriefe  im 
Original  oder  in  den  Lagerbüchern  der  Klöster  erhalten,  ausserdem 
namentlich  Urfehdebriefe.  Die  meisten  älteren  Privaturkunden  sind 
von  der  Johannitercommende ;  sonst  aber  reichen  nur  wenige  in 
eine  frühere  Zeit,  als  das  Ende  des  14.  Jahrhunderts,  zurück.^) 


>)  Abgekürzt:  „R". 

«)  Abgekürzt:  „St". 

■)  Aus  dem  14.  und  15.  Jahrhundert  fehlt  nur  der  grössere  Teil  der 
Rechnungen  von  1392,  alles  von  1444  und  von  1473. 

*)  Namentlich  auch  in  den  Rubriken  „de  propinatis**,  „de  nuntiis**  und 
„de  equitando"  auf  die  auswärtige  Politik. 

<")  Das  Wichtigste  in  Caps.  A.  81  -;  263,  Nr.  3;  342,  Nr.  11;  341  Nr.  12 
(alles  aus  dem  16.  Jahrhundert). 

*)  Sofern  nichts  anders  bemerkt  wird,  befinden  sich  die  citierten  Arohi- 
valien im  Weseler  Ratsarchiv  (abgekürzt:  „W.  R.  A."),  welches  seit  einigen 
Jahren  im  Düsseldorfer  Staatsarchiv  deponiert  ist. 


Gedruckt  ist  von  diesem  archivaligchen  Material  noch  nicht 
sehr  viel.  Ausser  den  Urkunden  in  Lacomblet*s  Urkundenbuch  *) 
und  Archiv,  in  Wigand's  Archiv,  in  Dithmar's  codex  diplomaticus 
zu  Teschenmacher's  Annalen,  in  Binterim's  und  Mooren's  alter  und 
neuer  Erzdiöcese  Köln,  findet  sich  manches  zerstreut  in  der  Zeit- 
schrift des  Bergischen  G^schichtsvereins ')  und  namentlich  in  der 
bekannten   FrensdorfF'schen  Publication  der  Dortmunder  Statuten. 

Die  ältesten  Werke,  welche  die  Geschichte  Wesels  bearbeiten, 
sind  von  H.  £wich  *)  und  von  J.  N.  Sell.^)  Beide  kommen  jedoch 
för  unsem  Zweck  nicht  mehr  in  Betracht,  zumal  das,  was  sie  er- 
zählen, viel  übersichtlicher  jetzt  auch  in  Gantesweilers  Chronik  von 
Wesel  enthalten  ist.^)  Aber  auch  dieses  Buch  bietet  für  politische  und 
Verfassungsgeschichte  im  Mittelalter  nichts  Zuverlässiges,  ist  aber 
als  Beschreibung  der  Stadt  und  ihrer  öffentlichen  Gebäude  von 
Nutzen.  Von  neueren  Arbeiten  ist  Wolters,  „das  Stadtrecht  von 
Wesel'',*)  nur  als  Quellenpublication  zu  erwähnen.  Einen  guten 
Anfang  in  der  Erforschung  der  verfassungsrechtlichen  Zustände 
stellen  dagegen  die  Arbeiten  von  Heidemann  dar:  „die  villa  Wiselensis 
und  die  curtis  Wiselensis  und  ihr  Verhältnis  zu  den  Grafen  von 
Cleve  bis  1241"  ');  „die  Beguinenhäuser  Wesels"®);  „Statuten  des 
Wullenampts  zu  Wesel  aus  dem  Jahre  1426".*)  Ein  gründliches 
Werk,  unser  Thema  aber  nur  streifend,  ist  auch  Kleine's  Geschichte 
dos  Weseler  Gymnasiums  von  den  ältesten  Zeiten  bis  zur  Gegen- 
wart.^^) Von  grösster  Bedeutung  für  die  Erkenntnis  des  Weseler 
Eechts  sind  die  Bemerkungen,  mit  welchen  Frensdorff  die  von  ihm 
edierten  Dortmund -Weseler  Urteile  erläutert.^  ^) 


»)  Abgekürzt:  „Lac.,  ü.  B.* 

«)  Abgekürzt:  „Zt8chr.*< 

*)  Yesalia  sive  civitatis  Yesalensis  descriptiOf  adomata  per  HermanilTim 
fiwichium,  Vesaliae  a.  1668. 

^)  Job.  Nicolai  Sellii  Vesalia  obsequens  a.  1667. 

*)  Geschrieben  1795,  herausgegeben  1881.  Sehr  zu  bedauern  ist,  dass  die 
Beilagen  hierzu,  welche  die  Beweisstücke  enthalten  sollten,  verloren  sind.  Wie 
mir  von  glaubwürdiger  Seite  mitgeteilt  wird,  ist  bei  der  Drucklegung  so  will- 
kürlich und  kritiklos  verfahren,  dass  in  dem  Buche  nichts  weniger  als  der  ur- 
sprüngliche Text  der  Chronik  vorliegt. 

ö)  Ztschr.  IV,  S.  34  flF. 

')  Zteohr.  V,  S.  188  S. 

•)  Ztschr.  IV,  S.  176  ff. 

»)  Ztschr.  IX,  S.  77  ff. 

^^  In  der  Festschrift  zur  Einweihung  des   neuen  Ghymnasialgebäudes  am 
18.  October  1882.    Wesel  1882. 

")  Dortmunder  Statuten  und  Urteile.    Beilage  XV. 


rreii  I. 

Die  Zeit  bis  zur  Schlichtung  der  inneren  Zwistig- 
keiten  in  den  Jahren  1308  nnd  131L 

Kapitel  I. 

Die  Anfänge  Wesels  und  seine  Erhebung  zur  Stadt 

1. 
Dorf  und  Qeiiclit  Wesel. 

Zum  ersten  Male  wird  Wesel  erwähnt  in  einer  von  Karl  Martell 
herrührenden  Urkunde^),  in  welcher  die  Schenkung  der  Kirche  in 
der  Villa  Felison  im  Gau  Kinnehem  an  die  Abtei  Eptemach  ver- 
brieft wird.  Zu  Ende  derselben  findet  sich  am  Bande  die  Notiz: 
„De  ecclesia  Wesele  in  eodem  pago  sita  eadem  firmamus."  Wenn 
diese  Eintragung  auch  begreiflicherweise  auf  Grleichzeitigkeit  mit 
der  Urkunde  keinen  Anspruch  erheben  kann,  so  muss  sie  doch  im 
früheren  Mittelalter  gemacht  sein.  Denn  i.  J.  1065*)  giebt  Hein- 
rich IV.  die  Earche  in  der  villa  Wisele  und  alles,  was  in  dieser 
villa  zur  Abtei  Eptemach  gehört,  auf  Bitten  Friedrichs  von  Luxem- 
burg, Herzogs  von  Nieder -Lothringen,  welcher  sie  vom  Kaiser  zu 
Lehen  trug,  der  genannten  Abtei  wieder  (reddimus).  Die  Schenkung 
scheint  jedoch  nicht  in  Kraft  getreten  zu  sein;  vielmehr  kam  die 
Besitzung  später  allem  Anschein  nach  an  die  Herzöge  von  Brabant, 
um  infolge  der  Vermählung  Dietridis,  des  ältesten  Sohnes  des 
Grafen  Dietrich  VL  von  Gleve,  an  das  Glevische  Grafenhaus  zu 
fallen.») 

Neben  der  villa  Wiselensis  war  für  die  Entwicklung  des  Orts 
von  Bedeutung  die  curtis  Wesele.    Dieser  Hof  wird  uns  zuerst  be- 


')  Ans  dem  über  aureus  £ptemacensi8.     Ueber  Eirohe  und  Kloster  zu 
Wesel  8.  die  oitierte  Abhandlung  von  ReidemanUi  Ztschr.  V  S.  188  fif. 
*)  Urk.  gedruckt  bei  Beyer,  Mittelrhein.  U.  B.  I,  8.  4lö. 
*)  Von  Heideuiann  a.  a.  0.  mehr  als  wahrscheinlich  gemacht. 
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kannt  unter  den  Gütern,  welche  die  Grafen  von  Cappenberg  i.  J. 
1122  dem  heiligen  Norbert,  dem  Stifter  des  Prämonstratenserordens, 
schenkten.')  Auf  ihm  wurde  dann  i.  J.  1123*)  ein  neues  Kloster 
dieses  Ordens  gegründet.  In  der  Vogtei  über  dies  später  Obem- 
dorf  genannte  Kloster  erwarben  die  Grafen  von  Cleve  zwischen 
1163  und  1233  —  genauer  lässt  sich  der  Zeitpunkt  hierfür  nicht 
bestimmen  —  eins  ihrer  ersten  Rechte  in  Wesel.®)  Im  Anschluss 
an  das  Kloster  scheint  der  Ort  bald  eine  gewisse,  wenn  auch  nur 
geringe,  commercielle  Bedeutung  erlangt  zu  haben :  In  der  Urkunde 
von  1142,  welche  uns  über  die  Anfänge  des  Handels  in  diesen 
Gegenden  Nachricht  giebt,  erscheint  auch  Wesel  am  Rheinverkehr 
beteiligt.*)  Femer  verlieh  Friedrich  II.  i.  J.  1217  den  beiden 
Stiftern  Cappenberg  und  Wesel  Zollfreiheit  auf  dem  Rhein.*) 

Doch  zeigen  die  beiden  Urkunden  nur  geringe  Anfänge  des 
Handels,  vorzugsweise  drehte  sich  das  Leben  der  Dorfbewohner 
noch  um  bäuerliche  Interessen.  Noch  i.  J.  1233  muss  der  Graf 
von  Cleve  ihren  Versuchen  entgegentreten,  dem  Klosterhofe  seine 
alten  Gerechtsame  im  Weseler  Walde  zu  beschneiden.*) 

Um  die  Formen,  in  denen  sich  das  communale  Leben  jener 
Zeit  bewegte,  kennen  zu  lernen,  sind  wir  fast  ganz  auf  Analogieen 
und  auf  Rückschlüsse  aus  den  späteren  Zuständen  angewiesen. 
Von  der  Zugehörigkeit  zu  einer  alten  Mark  hat  sich  die  einzige 
Spur  im  „Hemail^  erhalten.     In   einem  Privileg  v.  J.  1329^)  ge- 


1)  Erhard,  Reg.  bist.  Westf .  I,  S.449;  die  Schenkaug  bestätigt  von  Bischof 
Theoderich  von  Münster,  Binterim  und  Mooren  III,  Nr.  29. 

s)  Binterim  und  Mooren  III,  Nr.  80,  S.  100. 

^)  S.  Heidemann  a.  a.  0. 

^)  Sloet,  Qeldrisches  U.  B.,  I  Nr.  277,  S.  270.  (Erzbischof  Arnold  von 
Köln  bestätigt  die  Gewohnheit,  dass  die  Kaufleute  von  Bees  in  TVesel,  Xanten, 
fimmerich,  Elten,  Döticheim  und  Smithusen,  und  ebenso  die  Kauf  leute  aus 
diesen  Orten  in  Bees,  frei,  ohne  Zoll  zu  entrichten,  kaufen  und  verkaufen 
dürfen).  Diese  Urkunde  wird  zwar  von  manchen  für  unecht  gehalten,  doch 
8.  darüber  Heidemann  a.  a.  0.  Dass  wenigstens  Xanten  schon  damals  keinen 
durchaus  ländlichen  Charakter  mehr  hatte,  geht  aus  der  ungefähr  gleichzeitigen 
Urkunde  bei  Lac.,  U.  B.  I,  Nr.  290,  hervor,  worin  Erzbischof  Friedrich  die 
der  Siegburger  Gelle  auf  dem  Fürstenberge  bei  Xanten  geschenkten  Güter  be- 
schreibt; unter  diesen  bestehen  die  Zinse  überall  in  Naturalien  oder  in  Na- 
turalien und  Geld,  nur  in  Geld  dagegen  bei  einer  area  domus  zu  Xanten. 

^)  Binterim  und  Mooren  III,  Nr.  62. 

»»)  Binterim  und  Mooren  III,  Nr.  89;  s.  S.  20. 

')  Lac.  U.  B.  III,  Nr.  241  und  Frensdorff,  Dortni.  Stot.  S.  265  nach  «iuer 
Copie  gedruckt.    Das  Original  ist  verloren. 


währt  Graf  Dietrich  IX.  von  Cleve  seinen  lieben  Weselem,  dass 
aus  allen  Häusern  in  den  Gerichten,  die  ihre  Beratung  in  Wesel 
zu  nehmen  pflegten,  an  einem  bestimmten  Tage  im  Jahr  ein  Mann 
dorthin  kommen  solle  ,,iudiciali  examini  quod  hemail  vulgo  nominatur 
coram  nostro  iudice  et  scabinis  Weselensibus  interessendo.'*  Das 
Hemail  wird  durch  diese  Verordnung  nicht  erst  geschaffen,  sondern 
nur  bestätigt^)  Es  wird  also  wohl  erlaubt  sein,  hieraus  auf  die 
frühere  Zeit  zurückzuschliessen. 

Für  den  Charakter  des  Hemails  ergiebt  sich  aus  dem  Namen 
selbst  nichts,  denn  der  hat  wohl  jedes  Gericht  bezeichnen  können.*) 
Die  Eigentümlichkeit  dieses  Gerichts  erhellt  aber  aus  den  Vergehen, 
deretwegen  es  um  Belehrung  angegangen  wird.  Während  die  meisten 
derselben,  wie  Diebstahl,  Raub  und  Mord,  es  als  ein  öffentliches 
Gericht  erscheinen  lassen,  macht  es  eine  andere  Bestimmung  wahr- 
scheinlich, dass  es  früher  zugleich  die  Competenzen  eines  Märker- 
dings  besessen:  Die  am  Gericht  Teilnehmenden  sollen  schwören, 
die  Wahrheit  zu  sagen  „de  communitate  occupata  vel  publica  via 
arta  et  aliena  terra  occupata^.  Wir  sehen  also,  dass  auch  hier  Ge- 
richtsverband und  Wirtschaftsverband  zusammenfallen.^)  Daraus 
ferner,  dass  die  diesem  Hemail  unterstehenden  Gerichte  ebenfalls 
öffentliche,  nicht  nur  communale  waren, ^)  charakterisiert  sich  sein 
Gebiet  als  eine  alte  Hundertschaft,  die  sich  in  eine  Anzahl  kleinerer 
Gerichtssprengel  aufgelöst  haben  dürfte.^)   Als  diese  Gliederung  bei 


>)  V.  Haeften  (Gesch.  der  Niederrhein. -Westf.  Territorien,  Ztschr.  11. 
S.  35)  ist  der  Ansicht,  dass  die  Grafen  von  Cleve  dnroh  Einrichtung  des  Hemails 
ihre  Herrschaft  auf  dem  rechten  Rheinafer  zn  consolidieren  gesucht  hätten;  doch 
ist  in  dem  „hie  dubias  sententias  requirere  solentium"  ausdrücklich  von  einer 
Gewohnheit  die  Bede,  und  der  Graf  konnte  kein  „iudiciale  examen,  quod  hemail 
vulgo  nominatur"  schaffen.  Dadurch  ist  aber  nicht  ausgeschlossen,  dass  später, 
als  man  die  alte  Bedeutung  des  Hemails  nicht  mehr  kannte  und  es  nur  noch 
als  Consultationsgericht  betrachtete,  die  Grafen  von  Cleve  ihm  neue  Orte  untei*- 
warfen.  So  ist  in  dem  Verzeichnis  der  zum  Hemail  gehörigen  „niederen** 
Gerichte  im  Bürgerbuch  „Ruhrort**  von  einer  späteren  Hand  zugeschrieben. 
8.  Frensdorff,  a.  a.  0.  S.  262;  B.  F.  114*. 

')  Nach  GMmm,  Reohtsalteriümer,  S.  863,  bedeutet  er  „gehegtes  Gericht''. 

^)  S.  darüber  Lamprecht,  Deutsches  Wirtschaftsleben  im  Mittelalter  1, 
8.  2öbe. 

^)  Man  konnte  in  diesen  „nederen**  Gerichten  einen  andern  friedlos  legen 
(S.  W.  EL  A.,  Caps.  A.,  81*,  F.  137  •). 

^)  Eine  andere  Möglichkeit,  für  deren  Begründung  mein  Material  nicht 
ausreicht,  wäre  die,  dass  jene  nicdorcu  Gerichte  autonome  Gemeinden  sind, 
Vielleicht  lassen  sich  beide  Ansichten  combinieren. 
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unserer  Handertschaft  erfolgte,^)  blieb  dem  jetzt  zu  einem  Zent- 
gericht  herabgesunkenen  Centenengericht  von  seiner  alten  Stellung 
nichts,  als  gewisse  prozessualische  Prärogativen^)  und  eben  dieser 
Consultationszwang. 

Als  Spur  jenes  alten  Zustandes  erhielt  sich  aber  eine  Gemein- 
samkeit der  Nutzungsrechte,  welche  die  Weseler  Markgenossen  mit 
denen  umliegender  Dörfer  am  Weseler  Walde  hatten.*) 

Ausser  der  Teilnahme  an  der  Markgenossenschaft  bewegte 
sich  aber  das  Leben  der  Bewohner  von  Wesel  schon  längst  vor 
der  Erhebung  zur  Stadt  im  Verbände  der  Ortsgemeinde. 

Einen  Blick  in  diese  Zustände  zu  thun,  ist  natürlich  unmöglich, 
doch  ergiebt  sich  aus  allgemeineren  Erwägungen  folgendes: 

1)  Neben  dem  alten  localen  Burgerich t,  dessen  Spuren  dem- 
nächst nachzuweisen  sind,  hat  sich  das  SchöffencoUeg  bereits 
als  oberste  Verwaltungsbehörde  constituiert>)  Wie  sich 
dasselbe  seinem  Personalbestande  u.  s.  w.  nach  zu  dem  er- 
wähnten Grerichte  verhält,  ist  unbekannt. 

2)  Neben  dem  Vorstande  des  alten  Burgerichts  besteht  schon 
ein  Beamter,  dessen  Provenienz  nur  so  zu  erklären  ist,  dass 
er  als  SchöfFenmeister  neben  einem  judex  emporgekommen 
ist.^)  Von  grösster  Bedeutung  für  seinen  Amtscharakter 
sind  die  Functionen,  die  ihm  das  Privileg  von  1241  zu- 
schreibt, die  er  nach  dem  Wortlaut  doch  wohl  schon  vorher 
versehen  hat:*)  „Jurgia,  defectum  mensurandi  et  pistrandi 
magister  civium  judicabit.^ 


*)  Ueber  die  Zeit,  wo  die  Zersplitterung  der  Mark  eingetreten,  lässt  sich 
nur  soviel  sagen,  dass  i.  J.  1163  der  Mark  verband  nicht  mehr  bestand.  Deun 
iu  diesem  Jahre  wird  ein  Streit  über  die  Waldgerecbtsame  des  Klosters  Obem- 
dorf,  der  doch  vor  das  Markgericht  gehört  hätte,  vom  Grafen  von  Gleve  ent- 
schieden.   (S.  u.  S.  17.) 

*)  Die  vom  Weseler  Gericht  verhängte  Friedlosigkeit  hatte  zur  unmittel- 
baren Folge  die  Friedlosigkeit  auch  in  den  niederen  Gerichten,  nicht  aber  um- 
gekehrt (S.  W.  R.  A.  Caps.  81*,  F.  137»  ff.);  s.  Lamprecht,  a.  a.  O.  I,  S.  731. 

^)  S.  Weseler  Waldweistum  (nach  der  Mitte  des  15.  Jahrh.)  bei  Lac. 
Archiv  III,  2,  S.  262  ff.  (aus  dem  L.  PL  S.  81  f.),  s.  auch  Lamprecht  a.  a.  0. 1, 
S.  278. 

^)  S.  gleich  unten. 

*)  Auch  später  ist  er  immer  der  erste  Schöffe.    S.  u.  S.  27. 

^)  Sonst  würde  ein  Zusatz,  wie  „quem  instituimus"  kaum  fohleu.  Es  folgt 
ausserdem  daraus,  dass,  wie  gleich  nachzuweisen,  das  SchöffencoUeg  bereits  die 
Verwaltung  des  Dories  iu  Händen  hatte. 


Ohne  nun  endgültig  entscheiden  zu  wollen,  ob  das  Weseler 
SohöffencoUeg  localer  Natur,  oder  ob  wir  das  alte  Hundertschafts- 
gerichtspersonal in  ihm  sehen  müssen,  geht  aus  dem  erwähnten 
umstand  denn  doch  so  viel  hervor^  dass  zur  Zeit  der  Stadtrechts- 
verleihung  i.  J.  1241  der  Ort  bereits  eine  längere  Periode  commu- 
naler  und  commerzieller  Entwicklung  durchgemacht  hatte:  Die 
Schöffen  müssen  bereits  die  neuen  communalen  Verwaltungsgeschäfte 
besorgt  haben,  während  ihr  Meister,  der  magister  civium,  ein  Gericht 
verwaltete,  das  doch  wohl  erst  bei  etwas  fortgeschrittenen  commer- 
zieUen  Zuständen  ins  Leben  getreten  war.')  Dass  das  Schöffen- 
colleg  die  Aufgaben  der  Ortsverwaltung  bereits  in  den  Kreis  seiner 
Thätigkeit  gezogen,  ergiebt  sieb  ausserdem  aus  folgender  Erwägung : 
Das  Stadterhebungsprivileg  vom  Jahre  1241  ^)  ist  formell  ziem- 
lich genau  nach  den  Privilegien  für  geldrische  Städte  gearbeitet, 
vorab  nach  dem  für  Zütphen,  welches  in  das  Jahr  1190  datiert  ist.^) 
Ein  Passus,  welcher  sich  in  den  geldrischen  Privilegien  durchgehends, 
nicht  aber  in  der  Weseler  Urkunde  findet:  „  .  •  .  instituens  in  ea 
duodecim  scabinos,  quorum  consilio  eadem  dvitas  regatur^  bedeutet 
nun  nicht  notwendig,  dass  der  Graf  das  Schöffencolleg  erst  einsetzt, 
sondern  nur,  dass  er  es  mit  der  Leitung  der  städtischen  Geschäfte 
betraut;  denn  von  einer  dieser  Städte,  Arnheim,  wissen  wir,  dass 
beieits  vor  der  Erhebung  zur  Stadt  i.  J.  1233  ein  Schöffengericht 
in  ihr  bestand.^)  Aus  dem  Fehlen  dieser  Bestimmung  im  P^vileg 
von  1241  geht  also  hervor,  dass  damals  das  Schöffencolleg  nicht 
als  administrative  Behörde  eingesetzt  wurde,  weil  dessen  gewiss 
ebenso,  wie  in  den  Urkunden,  welche  dem  Aussteller  des  Weseler 
Privilegs  zum  Iduster  dienten,  Erwähnung  geschehen  wäre.  Da 
aber  in  den  folgenden  Jahrzehnten  das  Regiment  der  Stadt  that- 
sächlich  in  den  Händen  der  Schöffen  ist,  so  folgt,  dass  diese  schon 
vor  1241  die  Verwaltungsbehörde  bildeten. 

3)  Das  schwierigste  Rätsel,  welches  der  lösen  muss,  der  sich 
die  älteren  Weseler  Zustände  klar  machen  will,  ist  die  Er- 
klärung zweier  scheinbar  so  gleichartiger  Beamtungeii,  wie 
es  der  magister  civium    und    die    burmagistri    sind,      ticr 


0  Ein  Markt  bestand  jedenfalls  schon  vor  1241.    8.  u.  S.  19  a.  S.  28. 

»)  Lac,  U.  B.  II,  Nr.  258. 

3)  Sloet,  Gcldrisches  Urkundenbuch  I,  Nr.  376. 

*)  Sloet,  II,  Nr.  564  (a.  1233)  „iudioio,  ...cuius  emulumeutum meus  iudex 
capiat,  sicttt  ante." 
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Umstand^  dass  diese  erst  1269  ^)  genaant  werden,  darf  nicht 
zu  der  Meinung  verleiten,  dass  sie  erst  städtischen  Bedürf- 
nissen ihren  Ursprung  verdanken,   vielmehr  muss   sich  die 
Entwicklung  in  folgender   Sichtung  abgespielt  haben:  In 
der    villa    Wesel    hat     eine    Gemeinde    bestanden,    deren 
Vorstand   hier    wie   anderswo')    zwei    Burmeister    waren. 
Unter   ihrem  Vorsitz    kamen   die  Dorfbewohner    zur  Be- 
ratung über  Gemeinde-,  vor  allem  natürlich  über  Allmende- 
und    Änbauangelegenheiten    zusammen.     Später   riss   dann 
das  SchöffencoUeg  die  Befugnisse  an  sich,   welche   bei  zu- 
nehmendem  commerciellem    und  communalem  Leben    auf- 
kamen.    Auf  eine  Entwicklung  dieser  Art  muss  geschlossen 
werden  vor  allem  aus  der  Coexistenz  von  magister  civium 
und  burmagistri,   deren   Geschäftskreis  so  ist,   dass,   wenn 
die  spätere  oberste  Ortsbehörde  mit   dem  alten  Burgericht 
zusammengehangen    hätte  ,    zwei    so    verschiedene    Amter 
überflüssig  gewesen  sein  würden.     Ebenso  wäre  es  wider- 
sinnig zu  denken,  dass,  nachdem  bereits  der  Schöffenmeister 
sich  seine  Machtsphäre  geschaffen,  nun  neben  ihm  die  Bur- 
meister mit  ihrem  altertümlichen,  der  ländlichen  Phase  der 
Entwicklung  entsprechenden  Charakter  getreten  seien.  Nach 
diesen  allgemeinen  Reflexionen^)  werfen  wir  einen  Blick  auf 
die  trümmerhafte  Überlieferung  über  die  burmagistri. 
So  oft  die  Burmeister  uns  in  der  Folge  als  Polizei-  und  Einanz- 
beamte  begegnen,  so  spärlich  sind  die  Zeugnisse,  welche  uns  über 
ihren   ursprünglichen  Charakter  Aufschluss  geben.    Dadurch,  dass 
das  Amt  der  burmagistri  oder  magistri  burgensium  im    14.  Jahr- 
hundert seinen  Schwerpunkt  in   der  Finanzverwaltung  hat,   könnte 
man  sich  zunächst  zu  der  Annahme   versucht  fühlen,   dass  diese 
von  Anfang  an  die  Aufgabe  jener    Beamten  war,    dass   also    die 
Schöffen  unter  sich  zwei  Männer  wählten  und  mit  der  Führung  des 
städtischen  Haushalts  betrauten ;  und  in  der  That  ist  es  sehr  wahr- 
scheinlich,   dass  auch  schon  im    13.  Jahrhundert   die  Burmeister 
zugleich  Rentmeister  der  Stadt  waren,  wie  sie  in  späteren  Urkunden 
genannt  werden.    Nur  ist  zu  bezweifeln,  dass  die  Beamtung  grade 


»)  S.  u.  S.  27. 

')  S.  V.  Maurer,  Geschichte  der  Dorfverfassung,  S.  23. 

^)  Diese  Deduction  ist  nicht  allein  auf  die  Weseler  Verhältnisse  basiert: 
Wie  Herr  Dr.  £.  Liesegang  mir  mitzuteilen  die  Freundlichkeit  hatte,  ist  die 
Entwicklung  in  anderen  niederrheinischcn  Bauernschaften  eine  gans  ähnliche. 
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zu  diesem  Zweck  geschaffen  wurde;  dem  scheint  doch  der  Name 
^burmagietri^  zu  widersprechen»  der  entschieden  auf  eine  ursprüng- 
lich agrarische  Bedeutung  des  Amtes  hinweist.  Zum  Glück  lassen 
uns  hierüber  die  Quellen  nicht  ganz  ohne  Nachricht.  In  den 
Kämmereirechnungen  erscheint  zuweilen,  ^)  keineswegs  regelmässig, 
eine  Ausgabe  unter  dem  Titel:  ,,burmagi8tri  servantes  dat  burgerichte 
consumpserunt  .  .  .^^)  oder:  ,,burmagi8tri  consumpserunt  propter 
Judicium  eorum  vocatum  dat  burgerichte"  ^),  welcher  unter  den  Ein- 
nahmen der  sich  noch  seltener  findende  Posten  gegenübersteht:  „de 
vadiis  ante  burgherichte".  ^)  Über  das  fiurgericht  nun  erfahren 
wir  aus  den  Stadtrechnungen  weiter  nichts,  als  dass  es  mindestens 
viermal  jährlich  gehalten  wurde;  denn  so  oft  kommt  es  i.  J.  1360 
vor.  £ine  wichtigere  Nachricht  darüber  geben  die  Ratsprotokolle, 
wenn  auch  aus  viel  späterer  Zeit.  Die  betreffende  Stelle  lautet: 
„So  vorgenamen  wart  van  den  schütten,  alz  wat  men  schut  aver 
den  moUenwech,  dat  men  die  have  to  Laickhusen  int  schutt  brengen 
suU,  ind  den  onsen  dan  geen  recht  dar  an  geschuyt  ind  sie  ors 
schaden  sich  dan  so  nyet  bekommen  en  können :  dar  umb  to  spreken 
myt  den  Richter,  wanneer  so  geschut  wort,  dat  dat  buerricht  dan 
apen  sii  ind  malk  recht  geschie".^) 

Wie  aus  einem  kurz  darauf  sich  ebenfalls  in  den  Ratsprotokollen 
findenden  Desiderium  an  den  Herzog  hervorgebt,*)  begehren  die 
Weseler,  über  den  Mühlen  weg  hinaus  das  die  Frucht  verderbende 
Vieh  als  Pfand  einfangen  und  einsperren^)  zu  dürfen.  Der  letzte 
Satz  des  obigen  Ratsbeschlusses  zeigt  uns,  dass  über  den  durch 
das  Vieh  angerichteten  Feldschaden  im  Burgericht  Recht  gesprochen 
wurde ;  dieses  charakterisiert  sich  hierdurch  als  ein  Gericht  für  die 
agrarischen  Verhältnisse,  wie  es   bei  dem  noch  später  nicht  unbe- 


*)  Zuerst  i.  J.  13Ö7;  das  Judicium  burmagistrorum  genannt  zuerst  i.  J.  1349. 

*)  i.  J..1360. 

3)  i.  J.  1366. 

*)  Zuerst  i.  J.  1379.  Dass  das  Burgericht  in  den  Stadtrechuungen  nicht, 
vie  zu  erwarten  wäre,  jedes  Jahr  vorkommt,  hat  wohl  darin  seinen  Grund,  dass 
die  Einnahmen  und  Ausgaben  gegen  einander  aufgerechnet  wurden,  d.  h.  dass 
die  Burmeister  zur  Bestreitung  ihrer  Kosten  die  erhobenen  Strafgelder  ver- 
wandten, welche  das  eine  Mal  dazu  ausreichten,  das  andere  Mal  nicht,  selten 
einen  Üeberschuss  ergaben. 

*)  R.  a.  1486,  F.  40a. 

^)  Ebenda,  F.  41b.:  „J.  to  schütten  bynucu  der  lantwor  in  uire  vrühcit 
oick  avcr  den  moUcnwcoh.'' 

')  Dies  die  Bedeutung  von  „schütten.** 
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deutenden  ^)  Landbesitz  von  Weselem  ausserhalb  ihrer  Stadt  erforder- 
lich war.  Das  Burgericht  wird  nun  judidum  burmagistrorum  ge- 
nannty  und  ich  stehe  nicht  an,  in  dieser  Rechtsprechung  über 
agrarische  Sachen  die  ursprüngliche  Aufgabe  der  merkwürdigen 
Beamten  zu  sehen.  Die  Abgrenzung  ihrer  Befugnisse  neben  denen 
des  späteren  Bürgermeisters  ergiebt  sich  aus  dem  Vorhergehenden: 
Sie  hatten  die  Aufgabe,  welche  in  jeder  Bauernschaft  dem  oder  den 
Dorfyorstehern  oblag,  über  Fragen  des  Anbaus,  der  Allmende- 
benutzung,  über  Feldschaden  im  Burgericht  zu  entscheiden.  Der 
magister  civium  dagegeh  als  Schöffenmeister  war  der  Beamte  für 
die  ausserhalb  des  bloss  bäuerlichen  Lebens  liegenden  Interessen  der 
Gemeinde.  Er  hatte  also  seit  Entstehung  des  Marktes  die  Aufsicht 
über  diesen  („defectum  mensurandi  et  pistrandi^)  und  war  vor 
allem,  seitdem  das  neue  Bedürfnis  einer  Ortsverwaltung  sich  geltend 
gemacht  hatte  und  vom  SchöffencoUeg  erfüllt  wurde,  der  erste  Yer- 
waltungsbeamte  des  Dorfes. 


Die  Beebte  des  Grafen  von  Gleve  in  Wesel. 

In  der  Erörteruüg  über  den  magister  civium  wurde  angenommen, 
dass  diesem  im  Privileg  von  1241  seine  Gerichtsbarkeit  nur  be- 
stätigt wird;  an  sich  wäre  es  ja  aber  nicht  unmöglich,  dass  er  hier- 
mit die  Competenzen  eines  früheren  bofrechtlichen  Beamten  erst 
erhielt,  und  seine  Einsetzung  also  die  Verwandlung  der  hofrecht- 
lichen Verwaltung  in  eine  communale  darstellte.  Es  wäre  zwar 
speziell  am  Niederrhein  ohne  alle  Analogie,  dass  sofort  bei  der 
Erhebung  eines  Dorfes  zur  Stadt  ein  Bürgermeister  ernannt  würde, 
da  vielmehr  diese  Beamten,  falls  sie  nicht,  wie  nach  unserer  Ver- 
mutung in  Wesel,  mit  einem  alten  dörflichen  Beamten  identisch 
sind,  regelmässig  erst  nach  der  Entstehung  des  Kates  als  Katsmeister 
erscheinen.-)  Doch  kann  ein  zwingender  Beweis  für  unsere  Ansicht 
nicht  erbracht  werden,  ohne  auf  die  Frage,  ob  die  Gewalt  des 
Grafen  von  Cleve  über  Wesel  hofrechtlichen  oder  öffentlich-recht- 
lichen Ursprungs  ist,  näher  einzugehen. 

Die  Untersuchung  hat  wieder  auszugehen  von  dem  Privileg 
von  1241.    In  diesem  finden  sich  zunächst  einige  Sätze,  welche  auf 


*)  Dm  beweisen  u.  a.  die  häufigen  Besohwerden  der  Bürger  wegen  der 
Schätzung  ihrer  ländlichen  Besitzungen. 

^  Das  erste  Vorkommeu  der  Bürgermeister  iu  den  geldrischeu  Städten 
s.  b«)i  Nettesheim,  Qosoh.  von  Geldern,  S.  6^  Anm.  21. 
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den  Lieser  den  Eindruck  machen  müssen,  dass  vor  1241  die  Be- 
Tölkerung  von  Wesel  sich  in  den  Banden  des  flofrechts  befunden 
hätte.    Es  sind  dies  folgende  Bestimmungen: 

1)  „.  .  .  quod  nos  .  .  .  civitati  Wiselensi  .  .  .  omnem  über- 
tatem  cum  integritate  rerum  suarum  .  .  .  contulimus.'' 

2)  Quicunque  civis  in  ea  obierit,  vir  uxoris  et  uxor  viri  here- 
ditatem  libere  percipiat.  Si  ambo  decedant,  liberi  eorum 
heredes  permaneant.  Si  vero  liberos  non  habuerint,  proxi- 
mus  in  linea  affinitatis  hereditati  succedat^. 

3)  „Si  quis  civium  moriatur,  census  qui  vocatur  utlose  a  suis 
heredibus  non  requiretur.^ 

In  alle  diesem  könnte  man  zunächst  einen  Beweis  dafßr  er- 
blicken, dass  die  Bewohner  Wesels  vor  1241  nicht  frei  gewesen, 
und  dass  daher  an  den  Grundherrn  ein  Teil  des  Erbes  gefallen 
wäre.  Aus  folgender  üeberlegung  geht  indessen  hervor,  dass  dieser 
Grund  für  eine  hofrechtliche  Verfassung  vor  1241  wenigstens  nicht 
zwingend  ist  Wie  erwähnt,  schliesst  sich  unser  Privileg  in  seiner 
Fassung  an  die  Stadtrechtsverleihung  für  Zütphen  an.  In  dieser 
findet  sich  der  zuerst  angeführte  Satz  in  wörtlicher  Ueberein- 
Stimmung  ebenfalls  am  Eingang  der  Urkunde.  Den  beiden  folgenden 
Sätzen  entspricht  die  Bestimmung:  „Civitas  etiam  nullam  heredi- 
tatem  domus  et  armorum  dabit^^  Dass  nun  der  Schreiber  des 
Weseler  Privilegs  Stellen  des  Zütphener  abschrieb,  auch  wenn  sie 
für  Wesel  keinen  Sinn  hatten,  werden  wir  natürlich  nicht  annehmen 
dürfen,  zumal  die  Bestimmung  über  das  freie  Erben  ja  nicht  ihrem 
Wortlaute  nach  übernommen,  sondern  in  den  beiden  letzten  Sätzen 
näher  ausgeführt  wurde ;  wohl  aber  kann  er  sich  von  seiner  Vorlage 
soweit  haben  beeinflussen  lassen,  dass  er  Bestimmungen,  welche  in 
dieser  einen  Bezug  auf  die  gesamte  Einwohnerschaft  haben,  auch 
dann  in  ihrer  allgemeinen  Fassung  in  seine  Urkunde  hinübemahm, 
wenn  sie  in  Wesel  nur  für  einen  Teil  der  Bürger  in  Betracht  kamen, 
d.  h.  er  konnte  nach  dem  Muster  des  Zütphener  Privilegs  von  der 
Verleihung  der  Freiheit  und  des  freien  Erbrechts  an  die  Bürger- 
schaft oder  an  die  Bürger  sprechen,  auch  wenn  sie,  da  die  meisten 
Bürger  schon  vorher  im  Genuss  dieser  Rechte  waren,  nur  wenigen 
zu  gute  kam;  der  Gefahr  einer  falschen  und  für  die  Grafen  nach- 
teiligen Deutung  der  Urkunde  setzte  er  sich  ja  dadurch  nicht  aus. 
Wie  wir  aber  sehen  werden,  gab  es  wirklich  einen  Teil  der  Ein- 
wohner, auf  den  sich  diese  Befreiungen  beziehen  konnten.  Wenn 
also,  wie  das  Folgende  zeigen  wird,  andere  gewichtige  Gründe 
gegen  den  hof  rechtlichen  Ursprung  der  gräflichen  Gewalt  über  Wesel 
sprechen,  so  geht  daraus  hervor,   dass  jene  Abschaffung  hofrecht- 
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lieber  Lasten  aidbt  eben  nur  auf  einen  Teil  der  Bevölkerung  be- 
ziehen kann. 

Da  uns  jede  Nachricht  vona  Erwerb  der  Gerichtsbarkeit  oder 
der  Grundherrschaft  in  Wesel  Seitens  der  Grafen  von  Cleve  fehlt, 
so  sind  wir  darauf  angewiesen,  aus  dem  Umfang  der  ihnen  später 
in  Wesel  zustehenden  Rechte  auf  deren  Ursprung  zuriickzuschliessen. 
Hierfür  besitzen  wir  eine  Quelle,  wie  wir  sie  lauterer  und  reich- 
licher fliessend  uns  gar  nicht  wünschen  können :  Das  registrum  red- 
dituum  comitum  Clivensium  aus  dem  Anfang  des  14.  Jahrhunderts»^) 
Bei  den  hier  aufgezählten  Gerechtsamen  des  Grafen  in  Wesel  lässt 
sich  ein  dreifacher  Ursprung  unterscheiden:  Sie  rühren  her  von 
dem  Besitz  der  Kirche,  der  Vogtei  über  das  Kloster  und  der  Hegung 
des  Gerichts. 

Seitdem  am  Ende  des  13.  Jahrhunderts  das  Patronat  über  die 
Kirche  dem  Prämonstratenserkloster  geschenkt  war,^)  beschränkten 
sich  die  Rechte,  welche  dem  Grafen  als  dem  Nachfolger  der  Abtei 
Eptemach  zustanden,  im  Wesentlichen  *)  auf  das  Eigentum  am  Hofe, 
den  Zehnten  und  den  Bezug  der  Curmede  von  den  St.  Willibrords- 
leuteu.  Der  Hof  war  mit  den  dazu  gehörigen  Aeckern  und  Wiesen 
zur  Zeit  der  Anlegung  des  Heberegisters  verpachtet.  Ein  geringer 
Teil  des  gräflichen  Grundbesitzes  wurde  von  Hörigen  bebaut.  Die 
St.  Willibrordsleute  sind  die  Wachszinspflichtigen  der  Kirche,  die 
cerocensuales,  wie  sie  im  Privileg  von  1241  genannt  werden;  sie 
müssen  an  den  Grafen  die  Curmede,  eine  Erbschaftssteuer,  ent- 
richten. Der  Zehnte  ist  ein  Getreidezehnte  und  ein  „smaler  tyend",*) 
welcher  für  Schweine,  Bienenstöcke,  Gänse,  Hühner  und  Flachs 
gezahlt  wurde.  Durch  den  Besitz  des  Hofes  standen  dem  Grafen 
auch  hervorragende  Nutzungsrechte  an  der  Weseler  Mark  zu, 
über  die  zwar  weniger  unser  Register,  als  ein  Weseler  Waldweis- 


1)  Im  Aaszuge  mitgeteilt  von  Mooren  und  j^ettesheim  in  den  Annalen 
des  bist.  Vereins  für  den  Niederrhein,  Heft  28  u.  29,  S.  11  ff.;  und  Heft  31, 
S.  112  ff.  Für  die  dort  angegebene  Entstehungszeit  ergiebt  sich  ein  weiterer 
Beweis  aus  der  Vergleichung  der  sich  hier  findenden  Namen  von  Weseler 
Bürgern  mit  den  anderweitig  bekannten. 

*)  Lac,  U.  B.  IV,  Nr.  668  (a.  1261);  und  Binterim  und  Mooren  III, 
Nr.  188  (a.  1277). 

*)  Ausserdem  hatte  er  die  Küster  zu  bestellen. 

*)  Diese  deoima  minuta  ist  nicht  zu  verwechseln  mit  dem  census  minutus, 
welcher  an  Private  gezahlt  wird,  z.  B.  St.  a.  1343  ff.  an  Ledechganc  und  spater 
an  seine  Witwe. 
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tum')  Aufschlass  giebt,  welohe  aber  in  diesem  Zuftaramenhang 
zu  behandeln  sind. 

Weideberechtigt  waren  im  Weseler  Walde  alle  Güter  der 
Kirchspiele  Wesel»  Hamminkel  und  Drevenick.*)  Die  Vollberechtigten 
sind  die  £rbgeno8sen,  minderberechtigt  sind  die  Markgenossen  und 
die  Köther.  Über  diese  drei  Klassen  giebt  uns  eine  Stelle  in  der 
Aufseichnung  über  die  Rechte  des  Nonnenklosters  Nachricht:  „Oiok 
ist  to  weten,  dat  nyemant  van  rechte  erfgenote  js  noch  bieten  sal^ 
he  en  heb  dan  erfhachtich  guet  ligghen  als  hove  offle  huven  bynnen 
den  palen  ende  voren  der  Marke;  ende  de  ghene  de  de  bore  ende 
huven  besjtten,  teen  (?)  ende  bouwen,  bieten  endesiin  marckgenoten ; 
de  anderen  alle  synt  koteren."  Die  Beschlussfassung  über  Mark- 
angelegenheiten steht  nur  den  Ehrbgenossen  zu;  sie  geschieht  im 
Holzding  auf  der  Matena  (einem  Platze  in  Wesel).  Es  gab  mehrere 
Höfe,  denen  besondere  Rechte  im  Weseler  Walde  eigneten;  das 
Weistum  nennt  deren  neun»  darunter  „die  hoff  to  Wesel^  und 
„die  Closter  hoff**.  Während  aber  der  Vorzug  der  anderen  Höfe 
wohl  nur  in  der  grösseren  Zahl  von  Schweinen  bestand,  die  sie 
im  Walde  weiden  lassen  durften,  hatten  die  Eigentümer  des  Hofes 
zu  Wesel,  d.  h.  der  Ghraf,  und  des  öosterhofes  ,  d.  h,  der  Prior, 
auch  besondere  Befugnisse  in  der  Verwaltung  der  Mark.  Ersterer 
hatte  namentlich  den  Holzrichter  und  den  Waldförster,  nachdem 
sie  von  den  Erbgenossen  gewählt  waren,  zu  bestätigen,  letzterer  den 
Boten  des  Holzrichters  einzusetzen.  Der  Holzrichter  hielt  das  Holz- 
ding ab  und  pfändete  mit  seinem  Boten  die  dort  verhängten  Strafen 
aus;  diese  erhielten  der  Graf,  das  Kloster  und  die  Erbgenossen  zu 
gleichen  Teilen. 

Aus  alledem  ist  ersichtlich,  dass  dem  Grafen  das  Obereigentum 
an  der  Mark  nicht  zustand^).  Die  Erbgenossen  hatten  zwar  dem 
ESgentümer  des  Hofes  wohl  gegen  die  Verpflichtung,  sie  zu  schützen, 
gewisse  hervorragende  Rechte  im  Walde  überlassen,  aber  Rechte, 
die  nicht  einmal  viel  bedeutender  waren  als  die,  welche  anderen 
Höfen,  vorab  dem  Klosterhof,  zustanden,   und   die  noch   entfernt 


>)  Lac.,  Archiv  III.  2,  S.  262  fif.  Speziell  über  das  Recht  des  Nonnen- 
klosters am  Walde  handelt  eine  Aufzeichnungf  in  einer  Handschrift  vom  Ende 
des  15.  Jahrh.,  welohe  Urkunden  des  Klosters  enthält.    (St.  A.  zu  D.) 

*)  Daher  ist  diese  Mark  schon  eine  Teilmark  und  kann  mit  der  alten 
Hundertschaftsmark  nicht  identisch  sein;  zu  dieser  gehörten  ja  nach  unserer 
Vermutung  alle  die  Dörfer,  welche  im  Bezirk  des  Hemails  lagen. 

*)  Namentlich  spricht  dagegen  die  Verteilung  der  Brächen  und  die  Wahl 
des  Holzrichters  durch  die  Erbgenossen. 
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nicht  bi»  zutn  Obereigentum  an  der  Mark  gewachsen  waren.  *) 
EbenBowenig  hatte  der  Besitz  des  flofea  dem  Grafen  zum  Ober- 
eigentum  am  Dorf e  verholfen.  Dass  er  aber  auch  nicht  in  früherer 
Zeit  Grundherr  der  villa  Wiselensis  gewesen  war  und  auf  seine 
grundherrlichen  Rechte  bei  der  Erhebung  Wesels  zur  Stadt  ver- 
zichtet hatte,  geht  daraus  hervor,  dass  er  alle  die  Rechte,  welche 
mit  dem  Besitz  des  Hofes  zusammenhingen,  zur  Zeit  des  Registrums 
noch  besass.  Er  hatte  noch  seine  Hörigen  und  bezog  von  den 
Zinspfiichtigen  noch  die  Curmede.  Wäre  das  Privileg  von  1241 
so  aufzufassen,  dass  dadurch  die  Weseler,  die  bisher  alle  in  Ab- 
hängigkeit von  der  Kirche,  resp.  dem  Hofe  gestanden,  von  den 
Fesseln  des  Hofrechts  hätten  gelöst  werden  sollen,  so  wäre  nicht 
abzusehen,  wie  trotzdem  einige  von  den  Hörigen  und  Zinspflichtigen 
in  ihrem  alten  Stande  geblieben  sein  könnten. 

Als  Vogt  des  Klosters  bezog  der  Graf  von  den  Vogtgütem 
eine  jährliche  Abgabe  in  Geld  und  Getreide;  ausserdem  aber  waren 
ihm  die  Yogtei-  und  die  Eigenleute  zu  einer  Mai-  und  einer  Herbst- 
bede ^)  vei*pflichtet.  Diese  Vogteileute  sind  es  nun  auch,  welchen 
im  Privileg  die  persönliche  Freiheit  und  freies  Erben  zugesichert 
wird.  Auch  sie  können  aber,  weil  sie  nur  in  ganz  geringer  Anzahl 
vorhanden  sind,  nicht  einen  Hauptbestandteil  der  Einwohnerschaft 
des  Dorfes  Wesel  ausgemacht  haben. 

Hiemach  ist  es  klar,  dass  der  Graf  weder  als  Klostervogt  noch 
als  Eigentümer  des  Hofes  und  Herr  der  Kirche  das  Recht  haben 
konnte,  das  Dorf  Wesel  zur  Stadt  zu  erheben.  Das  Recht,  durch 
dessen  Besitz  er  als  Herr  von  Wesel  erscheint,  ist  vielmehr  die 
Gerichtsbarkeit.  Wie  im  Privileg  der  Richter  sein  Richter  heisst, 
so  beginnt  auch  das  Verzeichnis  seines  Besitzes  in  Wesel:  ,,In  den 
irsten  hevet  hi  aldar  hogerichte  end  neder."  Freilich  ^vird  im 
Jahre  1370^)  der  Graf  von  Gleve  von  der  Herzogin  von  Brabant, 
von  deren  Vorgängern  ja  der  Hof  Wesel  an  Cleve  gekommen  ist, 
belehnt  mit  der  „stat  van  Wesele  mit  hoere  toebehoirten,  ghelic  si 
van  ons  in  leen  ruert,^  woraus  man  schliessen  könnte,  dass  doch 
dem  Hofe  das  Eigentum  an  Grund  und  Boden  der    Stadt  zuge- 


1)  S.  darüber  Lamprecht,  a.  a.  0.  I,  S.  478. 

')  Die  Mai-  und  Herbstbede  gehört  also  hier  nicht  zu  den  aaf  Grund 
der  U-erichtflhoheit  eingeführten  Abgaben,  da  sie  sonst  von  allen  Weselem,  die 
ja  samtlich  unter  der  Jurisdiction  des  Qrafen  standen,  hätte  erhoben  werden 
müssen.  S.  v.  Below,  Entstehung  der  landständischen  Verfassung  in  Jülich 
und  Berg.    Ztsohr.  XXI  (1885)  S.  198  f. 

=0  Lac,  U.  ß.  m,  Nr.  701. 
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standen  hätte.  Doch  wird  in  jener  Urkunde  v.  J.  1066^)  nur  die 
„ecclesis  in  yiUa  Wisele  et  quicquid  in  eadem  vUla  ad  supradictam 
abbatiam  pertinet^,  nicht  die  ganze  villa  der  Abtei  Eptemach  zu- 
rückgegeben, und  haben  wir  es  hier  daher  wohl  mit  einer  üngenauig- 
keit  dee  AusdruckB  zu  thun;  aber  auch  sonst  wäre  es  ja  nicht 
ausgeschlossen,  dass  auch  die  Gerichtshoheit  ursprünglich  im  Besitz 
der  brabantischen  Herzöge  gewesen  ist,  in  welchem  Falle  der  Graf 
von  Oleve  die  Streitigkeiten  des  Jahres  1163  nur  als  Waldgraf  ge^ 
schlichtet  hätte.*)  Um  die  Entstehung  der  elegischen  Hechte  an 
Wesel  festzustellen,  würde  es  also  viel  wichtiger  sein,  dass  man  die 
Frage  zu  beantworten  suchte,  wann  und  wie  die  Grafen  die  Ge- 
richtsbarkeit erworben  haben,  als  zu  erforschen,  wie  sie  in  den  Besitz 
des  Hofes  gekommen  sind.  Doch  fehlt  es  hierfür  an  allen  Anhalts- 
punkten; nur  scheint  die  Schlichtung  von  Streitigkeiten  zwischen 
den  Erbgenossen  und  dem  Kloster  über  dessen  Rechte  am  Walde, 
die  dem  Grafen  Dietrich  i.  J.  1163  gelang,^)  darauf  hinzudeuten, 
dass  dieser  schon  damals  Gerichtsherr  war. 

Jedenfalls  ein  Ausfluss  der  Gerichtshoheit  ist  nun  auch  der 
Zins,  den  die  Grafen  von  366  Hofstätten  beziehen.  Er  besteht  nur 
in  einem  Huhn  von  der  Hofstätte,  während  er  in  Gleve  und  Oalcar, 
nach  dem  Heberegister  ausser  Wesel  den  einzigen  Städten,  in  denen 
der  Zins  nicht  von  Hufen,  sondern  von  Hofstätten  gezahlt  wird, 
zwei  Hühner  und  sechs  Denare  beträgt.  Dass  von  Freigut  ein 
Zins  gezahlt  wurde,  kam  auch  sonst  vor;^)  dieser  Zins  speziell 
kann  deshalb  nicht  hofrechtlichen  Ursprungs  sein,  weil  dann  auch 
eine  hofrechtliche  Abgabe  beim  Besitzwechsel  gezahlt  werden 
raöbste.*^)  Deren  Erwähnung  würde  aber  um  so  weniger  im  Privileg 
versäumt  sein,  als  sie  sich  in  jenem  Zütphener  Privileg  findet.*) 
Allerdings  ist  ein  Satz  auch  in  unserer  Urkunde   schon  in  diesem 


*)  S.  S.  5,  Anm.  2. 

*)  S.  gleich  unten. 

*)  Binterim  and  Mooren,  III  Nr.  4B.  Wenn  er  nicht  als  Waldgraf  in  der 
Sache  fungierte. 

<)  S.  Waitz,  Verfassungsgesch.  V,  S.  356,  v.  Below,  a.  a.  0.  S.  199,  Anm. 
93  n.  S.  221,  Anm.  175;  Arnold,  Gesch.  des  Eigentums  S.  13. 

*)  Dass  eine  Handänderungsabgabe  an  den  £igentümer  auch  in  Wesel 
gebriluchlich  war,  beweisen  die  Urkunden,  in  denen  die  Stadt  fiSuser  oder 
Türme  verpachtet,  und  in  denen  sie  sich  stets  eine  besondere  Abgabe  „nomine 
conquisitionis**  ausbedingt. 

*)  Areas  meas,  quas  ad  usus  ipsorum  habent  infra  civitatem,  si  media  pars 
▼aoare  oontigerit,  XXX  denarios  persolvet,  si  tota,  quinque  solides.** 

BtUMa^  Yer&isQngvgesohiehte  Wesels.  8 
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Sinne  anfgefa^st  worden.^)  Er  lautet:  „Qnicnnqne  desiderat  sibi 
comparare  domum  vel  aream,  assumat  duos  vel  pluree  scabinoB 
civitatis  in  testimonium  et  det  tot  solidos  leves,  qnot  denarios  solvit 
in  oenen.^  Aber  zunächst  spricht  der  Zusammenhang  gegen  die 
Auffassung  dieser  Solidi  als  einer  hofrechtlichen  Handftnderungs- 
abgabe.  Wenn  bestimmt  wird,  man  solle  Schöffen  zu  Zeugen  nehmen 
und  Solidi  zahlen,  dann  ist  doch  das  Nächstliegende,  dass  man  die 
Solidi  eben  für  das  Zeugnis  bezahlt. 

Auch  wäre  hier  nie  an  jene  hofrechtliche  Abgabe  gedacht 
worden,  wenn  man  gewusst  hätte,  dass  der  Graf  von  den  Hof- 
stätten nur  einen  Naturalzins  bezog,  der  an  dieser  Stelle  erwähnte 
Geldzins  also  gar  nicht  an  ihn  entrichtet  wurde  Denn  die  Höhe 
dieser  Handänderungsabgabe  wurde  regelmässig  nach  der  Höhe  des 
Zinses,  den  man  dem  Eigentümer  zu  zahlen  yerpflichtet  war,  be- 
stimmt. I  Grade  diese  Stelle  des  Privilegs  zeigt  uns  also  deutlich, 
wie  kaum  etwas  anderes,  dass  der  Grund  und  Boden  von  Wesel 
hauptsächlich  nicht  im  Eigentum  des  Grafen,  sondern  eingesessener 
Familien  war.  Wer  nach  Wesel  zuzog,  musste  von  einem  der 
Erbgenossen  eine  Hofstätte  in  Erbleihe  nehmen.  Wir  haben  also  in 
Wesel  dieselben  Besitzverhältnisse,  wie  in  vielen  anderen  Städten,  in 
denen  ebenfalls  die  Mitglieder  der  ältesten  Einwohnerklasse  an  die 
später  Zuziehenden  Grundstücke  zu  Wicbälderecht  verleihen.*) 

Ob  die  Grafen  schon  vor  1241  den  Wildbann  bei  Wesel  bean- 
spruchten, ist  unsicher;  in  unserm  Register  finden  sich  Wildbanns- 
hafer und  Wildbannshtthner,  welche  die  Höfe  und  Kathstellen  um 
Wesel  an  sie  entrichten  müssen.  Wie  schon  die  Herausgeber  be- 
merkt haben,  ist  hierin  vermutlich  eine  Abgabe  zu  sehen,  „welche 
der  Graf  von  einem  ursprünglichen  Mark-  oder  Gemeindegrunde, 
>der  später  in  Oulturzustand  versetzt  wurde,  erhob,  und  auf  dem  der 
Bentberechtigte  vorher  das  Jagdrecht  gehabt  hatte.  ^  Jedenfalls 
wurde  aber  auch  der  Wildbann  auf  Grund  der  Gerichtshoheit  be- 
ansprucht. 

Auch  von  den  Regalien,  in  deren  Besitz  der  Graf  sich  befindet, 
werden  wir,  dem  Vorhergehenden  entsprechend,  annehmen  müssen, 
dass  sie  ein  Ausfluss  der  Gerichtshoheit  sind. 

Es  sind  dies  die  Zölle,  die  Münze,  das  Mühlenrecht  und  das 
Fermentum,  d^  h,  das  Monopol  der  Gruyt,  eines  zur  Bierbrauerei 
verwendeten  Stoffes. 


*)  Gengier,  Stadtrechtsaltertömer,  S.  379. 

*)  S.  Pauli,  Abhandlungen  aus  dem  lubischen  Hecht. 
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Die  Weseler  Münze  begegnet  uns  zuerst  in  unserm  Hebe- 
register,  doch  kommen  ihre  Fabrikate  schon  von  1241  an  vor.  Der 
ZoQe,  welche  der  Ghraf  erhob,  waren  nach  dem  Register  nur  noch 
zwei:  Der  Marktzoll  und  der  ,,carrento]I  ende  upslach  van  den 
wyne^.  Die  aber,  welche  die  Einkünfte  aufnahmen,  fragten  auch 
nach  dem  KomzoU  und  dem  Weggeld,  erhielten  jedoch  die  Ant- 
wort, dass  man  darüber  Briefe  habe;  dieser  Zoll  war  nämlich  im 
Jahre  1275  von  Dietrich  Luf  ^)  der  Stadt  übertragen.  Ako  ist  an- 
zunehmen, dass  er  auch  schon  vor  1241  im  Besitz  des  Grafen  ge- 
wesen ist.  Ebenso  der  Marktzoll:  Im  Privileg  von  1241  wird  denen, 
die  ihn  nicht  entrichten,  eine  Strafe  angedroht*  Es  war  ein  Jahr- 
marktszoll;  ein  Wochenmarkt  bestand  noch  nicht.  ^)  Jedenfalls 
wurde  auch  der  Weinzoll  nicht  erst  nach  1241  eingeführt;  wir 
können  also  auch  ihn  zu  dem  Besitz  der  Grafen  im  Doife  Wesel 
;»hlen.  Nicht  anders  steht  es  mit  dem  Fermentum,  dessen  früheste 
Spur  in  das  Jahr  1272  fallt,  wo  es  von  Dietrich  Luf  an  die  Stadt 
gegen  Erbzins  verliehen  wird.  Schliesslich  beanspruchte  der  Graf 
in  Wesel  auch  die  Mühlengerechtsame;  zwar  besass  er  selbst  keine 
Mühle  in  der  Stadt;  als  aber  der  Rat  eine  errichten  wollte,  konnte 
er  es  nicht,  ohne  dass  der  Graf  den  Wind  dazu  gab.^) 

Grade  der  zuletzt  besprochene  Besitz,  das  Gruytmouopol,  das 
Weggeld  und  das  Mühlenrecht,  könnte  die  Meinung  erwecken,  dass 
er  erworben  wäre  nicht  auf  Ghrund  der  Gerichtshoheit,  sondern 
allein  auf  Grund  des  Obereigentums  an  der  Allmende.  Ausser  dem 
oben  Angefahrten  steht  dem  nun  namentlich  noch  eins  en^gen: 
Wenn  der  Grundherr  sein  Recht  an  der  Allmende  in  dieser  Weise 
nutzbar  machen  konnte,  so  ist  nicht  abzusehen,  warum  er  nicht 
auch  hier,  wie  doch  in  so  vielen  Fällen,  Mass  und  Gewicht  unter 
seine  Aufsicht  zog.  Wir  kommen  hier  wieder  auf  den  Satz  zurück, 
von  dem  diese  ganze  Erörterung  ihren  Ausgang  genommen  hat : 
„Jurgia,  defectum  mensurandi  et  pistrandi  magister  civium  judi- 
cabit.^  Wenn  hierdurch  dem  magister  civium  nicht  etwas  zuerst 
übertragen,  sondern  nur  bestätigt  wird,  dann  kann  Mass  und  Ge- 
wicht nicht  vorher  in  herrschaftlicher  Verwaltung  gewesen  sein. 
Wie  aber  eine  herrschaftliche  Verwaltung  in  AUmendeangelegen^ 
heiten  schon  nach  den  obigen  Ausführungen  nicht  stattgefunden 
haben  kann,  so  finden  wir  jetzt  ein  neues  Moment  dagegen  darin, 


*)  S.  u.  S.  28,  Anm.  1. 
«)  S.  u.  8.  28. 

•)  Durch  Privileg  v.  J.  1H29,  Lac.  ü.  B.,  III,  Nr.  241.    Frensdorff  a.  a.  O. 
S.  265. 
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dass  jede  Spur  eines  hofrechtlichen  Beamten  fehlt.  Der  einzige 
Beamte  des  Grafen,  welcher  im  Privileg  von  1241  vorkommt,  ist 
der  judex  ^)  der  keine  andern  Befugnisse  als  richterliche  hat,  und 
dessen  Name  wohl  schon  einen  hofrechtlichen  Charakter  ausschliesst. 
In  Ziitphen  z.  B.  ist  der  Beamte  des  Grafen  von  Geldern  ent- 
schieden ein  hofrechtlicher  und  heilst  villicus,  in  Emmerich  dagegen 
stand  dem  Grafen  nur  die  Gerichtshoheit  zu,  und  sein  Vertreter 
wird  daher  hier  judex  genannt.  Auch  in  Cleve  ist  nach  dem  Stadt- 
erhebungsprivileg von  1242*)  der  villicus  der  gräfliche  Beamte. 
Hätte  es  femer  vor  1241  einen  hofrechtlichen  Beamten  in  Wesel 
gegeben,  so  würde  wohl  ebenso,  wie  im  Zütphener  Privileg  von  der 
Aufbewahrung  herrenlosen  Erbes  dieser  und  nicht  der  judex-scul- 
thetus  ausgeschlossen  werden.  Ein  sicheres  Zeugnis  giebt  uns  aber 
die  schon  erwähnte  Urkunde  von  1233^).  Brüder  und  Konvent 
des  Prämonstratenserklosters  beklagten  sich  bei  dem  Grafen  Dietrich 
von  Cleve,  ihrem  Vogt,  dass  ihnen  die  Bürger  des  Dorfes  Wesel 
Unrecht  zufügten,  indem  sie  schon  seit  mehreren  Jahren  am  Wal- 
burgisfeste  in  ihrem  Forste  Holz  schlügen.  Durch  die  Vermittlung 
des  Grafen  verzichteten  die  Weseler  auf  alles  Recht  an  jenem 
Walde  und  erbaten  dafür  Lösung  vom  Banne.  Hätte  zu  dieser 
Zeit  irgend  ein  hofrechtlicher  Beamter  an  der  Spitze  der  dörf- 
lichen Verwaltung  gestanden,  so  würde  er  sicher  entweder  im  Text 
der  Urkunde  oder  wenigstens  unter  den  Zeugen  genannt  worden 
sein,  da  ein  solches  Abkommen  doch  nicht  ohne  seine  Mitwirkung 
getroffen  werden  konnte.  Er  fehlt  aber  nicht  nur  unter  den  aufge- 
führten 2ieugen,  sondern  am  Schlüsse  der  Urkunde  werden  sogar 
die  „nomina  civium  qui  interfuerunt^  genannt  und  dadurch  bewiesen, 
dass  das  Dorf  allein  von  Eingesessenen  vertreten  wurde. 

Zu  alle  dem  kommt,  dass  sich  auch  später  kein  Obereigentum 
an  der  Allmende  nachweisen  lässt  Im  Gegenteil  sehen  wir  die 
Gemeinde  mit  einigen  gleich  zu  besprechenden  Ausnahmen  regel- 
mässig frei  über  die  Allmende  verfügen  ;  der  Verkauf  von  Hof- 
stätten ausserhalb  der  Thore  bildet  eine  nicht  unwichtige  Einnahme- 
quelle für  die  ätadt.  Auch  die  Viehweide  wurde  von  der  Mitte 
des  14.  Jahrhunderts  an  im  fiscalischen  Interesse  nutzbar  gemacht, 
ohne  dass  ein  Consens  des  Grafen  erwähnt  würde.  Erst  nachdem 
die  Stadt  schon  in  mehreren  Jahren  Geld   für  die   Benutzung  der 


*)  einmal  sculthetas  genannt 
«)  Lac.  ü.  ß.  n,  Nr.  266. 
»)  S.  6,  Anm.  6. 
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Viehweide  bezogen  hatte,  i.  J.  1377,  findet  sich  die  erste  Bestätigmig 
dieser  Gewohnheit.^)  Natürlich  war  auch  diese  nicht  von  nöten, 
weil  die  Allmende  im  Obereigentum  des  Grafen  gestanden  hätte, 
sondern  man  holte  seinen  Consens,  wenn  auch  spät,  ein,  weil  er 
durch  den  Besitz  des  Hofes  allerdings  an  der  Art,  wie  die  Allmende 
verwertet  wurde,  interessiert  war.  Dass  nur  dies  Mitbenutzungs- 
recht an  der  Viehweide  es  war,  welches  die  Zustimmung  des  Ghrafen 
zu  ihrer  finanziellen  Ausnutzung  Seitens  der  Stadt  wünschenswert 
machte,  dafür  haben  wir  noch  ein  weiteres  Zeugnis:  Als  i  J.  1480 
die  Stadt  sich  in  arger  Geldnot  befand,  und  deshalb  einige  Schläge 
der  Viehweide  verkauft  werden  sollten,  geschah  es  mit  Erlaubnis 
nicht  nur  des  Herrn,  sondern  auch  der  trefflichsten  Erbgenossen,  *) 
und  ebenso  werden  wir  bei  den  früheren  Verfügungen  über  die 
Allmende  deren  vorherige  Zustimmung  anzunehmen  haben. 

Das  Eigentum  der  Stadt  an  der  Allmende,  das  hierdurch  für 
das  14.  Jahrhundert  erwiesen  ist,  kann  aber  seinen  Grund  nicht 
in  dem  Stadterhebungsprivileg  haben;  denn  dann  würde  hier  der 
Verzicht  des  Grafen  auf  die  Allmende  gewiss  ebensowohl  erwähnt 
worden  sein,  wie  er  im  entsprechenden  Clever  Privileg  von  1242 
als  Preis  fUr  das  Versprechen  der  Städter,  bei  dem  Ritterschlag 
der  Söhne  und  der  Heirat  der  Töchter  eine  Unterstützung  zu  leisten, 
ausgesprochen  wird.^) 


8. 

Das  PrlTlleg  Ton  1841. 

TTeber  die  verfassungsrechtlichen  Zustände  also,  wie  sie  vor 
der  Stadtrechts  Verleihung  in  Wesel  herrschten,  lassen  uns  unsere 
Quellen  wenigstens  im  Grossen  und  Ganzen  nicht  im  Dunkeln. 
Wir  sehen  im  Wesentlichen  eine  Landgemeinde,  die  mit  einem  Ge- 
richtsbezirk zusammenfällt,  an  deren  Spitze  das  Schöffencolleg  steht, 


*)  St.  a.  1377  ¥,  136*:  „J.  domioello  nostro  pro  carialitate  et  veweida  et 
pro  expeosis  literarum  rigillando  et  iliis  ezpensis  propter  hoc  factis  799  olipei, 
ho.  1065  mr.  4  sei."  Die.  erste  ans  darüber  erhaltene  Urkonde  ist  ans  dem 
Jahre  1385.  Dass  diese  sich  nicht  auf  einen  neu  in  die  NatEniessung  der  Stadt 
übergehenden  Teil  der  Viehweide  bezieht,  geht  aus  der  annähernden  Gleichheit 
der  Erträge  in  diesem  und  den  folgenden  Jahren  hervor.  I.  J.  1878  aber  kam 
bedeutend  mehr  ein,  als  vorher. 

>)  St  a.  1480. 

*)  „Com  yero  filios  nostros  militari  vel  filias  maritari  contigerit,  Supple- 
mente oondeoenti  ad  id  nobis  oonseoatoros  liberaliter  deyoYerant,  qnapropter 
aqmw  et  pasona  Mbere  coneedimos  eisdem." 
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deren  frühere  Vorsteher  aber  gewisse  Befugnisse  in  der  Aghtnrer- 
waltung  bewahrt  haben.  In  wie  fern  verursachte  nun  die  Erhebung 
zur  Stadt  i.  J.  1241^)  eine  Aenderung? 

Im  Allgemeinen  lässt  sich  die  Bedeutung  des  Privilegs  dahin 
charakterisieren,  dass  der  Ort  aus  dem  Gerichts*  und  Verwaltungs- 
Organismus  des  platten  Landes  gelöst,  und  für  seine  Stellung  zum 
Grafen,  für  Handel  .und  Verkehr,  für  das  Gerichtswesen  solche 
Bestimmungen  getroffen  wurden,  welche  den  Interessen  einer  städti. 
scheu,  handeltreibenden  Bevölkerung  entsprachen. 

Als  die  Grund-  und  Gerichtsherren  aus  einzelnen  ihrer  länd- 
lichen Gemeinden  z.  Th.  mit  überraschender  Schnelligkeit  Verkehrs- 
plätze sich  entwickeln  sahen,  konnten  sie  zunächst  die  neuen  com- 
pHcierten  Verhältnisse  schwer  überschauen,  fühlten  sich  demzufolge 
unfähig,  deren  Itegelung  in  die  eigene  Hand  zu  nehmen,  zumal 
ihre  übrigen  Besitzungen  diese  Entwicklung  nicht  mitmachten,  und 
also  für  sie  die  alte  Verwaltung  noch  durchaus  angemessen  war. 
Sie  sahen  wohl,  wie  schädlich  bei  der  Sensibilität  des  Verkehrs, 
seinem  Bedürfnis  nach  Sicherheit  und  Stetigkeit  es  sein  würde, 
wenn  sie  gegenüber  den  Stadtbewohnern  ihre  Rechte  in  demselben 
Masse  aufrecht  erhielten  und  geltend  machten,  als  den  ländlichen 
Gemeinden  gegenüber;  mit  anderen  Worten:  Die  Bildung  eines  be- 
sonderen städtischen  Verwaltungsbezirkes,  welche  in  den  grösseren, 
namentlich  den  bischöflichen  Städten  schon  früher  erfolgt  war, 
musste  allmählich  auch  in  den  kleineren  Landstädten  bewirkt  werden. 
Die  Dynasten  mussten  deshalb  einen  Teil  ihrer  Rechte  zu  Gunsten 
der  Bürgerschaft  oder  einer  aus  ihr  hervorgegangenen  Behörde 
aufgeben  und  zugleich,  soviel  an  ihnen  lag,  die  Bürger  von  den 
Ebflüssen  fremder  Gewalten  befreien.  Von  diesem  Standpunkte 
aus  findet  auch  das  Privileg  von  1241  seine  Erklärung. 

Als  einer  der  wichtigsten  Bestandteile  des  neu  constituierten 
jus  civile  wird  gleich  am  Anfang  der  Urkunde  das  Versprechen 
gegeben,  dass  keine  Steuer  ohne  der  Städter  guten  Willen  erhoben 
werden  solL  Indess  verzichtete  der  Stadtherr  mit  solcher  Befreiung 
liieht  auf  jede  Abgabe,  sondern  versprach  nur,  von  aller  Regel- 
mässigkeit und  allem  Zwang  dabei  abzusehen,  damit  er  im  Falle 
der  Not  die  geschonte  städtische  Steuerkraft  um  so  besser  in  Anspruch 
nehmen  konnte.^)  Gegen  die  Gefahr,  dass  von  nun  an  seine  Hörigen 
durch  Uebersiedelung  in  die  Stadt  sich  allen  herrschaftlichen  An- 


»)  Lw.,  U.  B.  U,  258. 

')  J[ta  ut  nullM  in  ea  faciamus  exaoiioneB  vel  aocrediium  boneroMim 
preter  ipsorum  bonam  volaIltatem^    S.  Zeiuner,  StädtoBieuem,  8.  |& 
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sprachen  entzogen,  sicherte  sich  der  Graf  dadurch,  daee  er  ihre 
Auftiahme  in  die  Bürgerschaft  verbot 

Mit  jener  Entbindung  von  der  exactio  hängt  die  Befreiung  von 
jedem  Kriegsdienst,  welcher  die  Bürger  länger  als  einen  Tag  ausser- 
halb der  Stadt  halten  würde,  aufs  engste  zusammen.  Auch  hier- 
durch wurde,  wie  besonders  hervorgehoben  wird,^)  von  einer  be- 
deutenderen militärischen  Unterstützung  nich^  für  immer  abgesehen, 
sondern  ihre  Bewilligung  nur  in  das  Belieben  der  Stadt  gestellt. 

Beides,  die  Befreiung  von  der  exactio  und  die  Beschränkung 
der  Kriegsdienstpflicht,  sind  Ezemptionen  von  Abgaben  und  Diensten, 
die  der  Ghraf  in  seinem  übrigen  Territorium  kraft  der  Gerichts- 
hoheit beanspruchte.  Dass  dagegen  die  Sätze  des  Privilegs,  welche 
den  Bürgern  Freiheit  von  hofrechtlichen  Abgaben  zuaehern,  nur 
einem  geringen  Teil  der  fünwohner  zu  gute  kommen  konnten  und 
daher  von  mehr  untergeordneter  Bedeutung  sind,  ist  schon  oben 
nachgewiesen. 

Die  Behörde,  welcher  zu  Wesel,  wie  wir  gesehen,  die  Leitung 
der  Gemeinde- Angelegenheiten  obli^,  war  das  Schöffencolleg.  Als 
ein  neues  Becht  wird  ihm  die  Aufbewahrung  herrenlosen  Erbes 
übertragen;  ausserdem  wird  seine  hervorragende  Stellung  in  der 
Gemeinde  dadurch  noch  befestigt,  dass  die  Schöffen  als  Urkuads- 
personen  bei  der  üebertragung  von  Liegenschaften  anerkannt  oder 
erst  eingesetzt  werden,  und  dadurch,  dass  ihr  Gericht  das  oberste 
genannt  wird,  vor  dem  allein  andere  Beweismittel,  als  die  blosse 
Läugnung  der  Anklage  durch  den  Eineid  zulässig  seien.*)  Wahr- 
scheinlich zur  Entschädigung  für  ihre  mit  der  Erhebung  zur  Sadt 
umfassender  und  schwieriger  werdende  Thätigkeit  wird  den  Schöffen 
ein  Teil  der  Gerichtsgelder  angewiesen,  während  der  grösste  Teü 
dem  Grafen  und  dem  Bichter  vorbehalten  bleibt;  eine  kleine  Quote 
fallt  auch  an  die  Stadt,  ebenso  wie  ein  Drittel  des  herrenlosen  Erbes 
Fremder  „ad  augendam  rem  publicam^. 


^)  „Cives  Wiselenses  ad  expeditionem  nostram  non  cogentur,  nisi  ut  nocte 
ad  civitatem  WieelenBem  possint  redire,  nisi  iponte  Tolnerint, 

')  „Nemo  infra  iadicia  a  iadido  civitatis  derivantia  aliquem  civem  obli- 
gare  vel  proclamare  presnmat  vel  amplios  gravet,  quam  ad  ezpargationepu 
ipsiuB  cum  sua  sola  mann.'*  Das  Privileg  von  1262  und  ihm  folgend  das  Privi- 
legium miguB  von  1277  (s.  u.  S.  28)  haben  den  Zusatz:  „super  aliqua  causa, 
quam  per  scabinos  probare  non  potuerit'^  Was  mit  diesem  ,,alia  iudicia  a 
iudioio  oiuitatis  derivantia'^  gemeint  ist,  lässt  sich  nicht  mit  Sicherheit  fest, 
stellen.  Am  nächsten  liegt  es  wohl,  an  ein  Gericht  auf  dem  Klosterfaofe 
zu  denken. 


24 

Um  die  Stadt  auch  von  anderen  störenden  iSnAösaen  mög- 
lichst zu  befreien,  wurde  den  Bürgern  die  ausschliessliche  Geriohts- 
standschaft  innerhalb  ihrer  Mauern  verliehen. 

Des  Weiteren  enthält  das  Privileg  Bestimmungen ,  welche  die 
Entwicklung  des  Handels  bezwecken.  Vor  allem  ist  da  zu  er- 
wähnen die  Befreiung  vom  Zoll  an  allen  devischen  ZoUstätten; 
doch  ward  es  verboten,  fremder  Leute  Gut  als  sein  eigenes  am 
Zoll  vorbeizufahren;  und  um  gegen  derartige  Zolldefraudationen 
auch  das  Interesse  der  Stadt  zu  engagieren,  wurde  die  Strafe,  welche 
darauf  stand,  ihr  überwiesen. 

Dahin  gehört  ferner  das  eben  erwähnte  Secht  de  non  evocando, 
da  hierdurch  bewirkt  wurde,  dass  die  Bürger  nur  nach  den  Grund- 
sätzen, welche  in  ihrem  städtischen  Gericht  galten,  zu  Recht  stehen 
mussten.  Denn  wie  sich  in  anderen  Städten  Prozess-  und  Strafrecht 
mit  Bücksicht  auf  die  Interessen  der  Handel  und  Industrie  treibenden 
Bürger  ausbildete,  so  wurden  auch  im  Weseler  Gericht  schon  durch 
unser  Privileg  solche  Aenderungen  getroffen,  welche  es  den  Bürgern 
erst  ermöglichten,  ruhig  und  sicher  ihrem  Erwerbe  zu  leben.  Vor 
allem  wurde  das  Beweismittel  des  gerichtlichen  Zweikampfes  ab- 
geschafft; das  war  um  so  wichtiger,  als  bei  der  grösseren  Compli- 
cierthdt  der  rechtlichen  und  wirtschafdichen  Institutionen  die  Prozesse 
an  Zahl  jedenfalls  zunahmen.  Femer  wurde  durch  die  schon  bei 
anderer  Gelegenheit^)  citierte  Bestimmung:  „Quicunque  desiderat 
sibi  comparare  domum  vel  aream,  assumat  duos  vel  plures  soabinos 
in  testimonium*'  eine  spezifisch  städtische  Form  des  Güterverkehrs 
auch  in  Wesel  eingeführt. 

In  der  Entwicklung  des  deutschen  Strafrechts  nehmen  die  Städte 
eine  hervorragende  Stellung  ein.*)  Unter  allen  Arten  des  besonderen 
Friedens,  welche  sich  zum  Schutze  der  öffentlichen  Sicherheit  aus- 
bildeten, indem  sie  die  an  besonderen  Personen,  zu  besonderen 
Zeiten  und  an  besonderen  Orten  verübten  Verbrechen  unter  eine 
höhere  Strafe  stellten,  als  das  Landrecht,  wurde  der  Stadtfrieden 
eine  der  wichtigsten.  Wie  schon  das  Wormser  Dienstrecht  Bischof 
Burkhards')  den  Begriff,  wenn  auch  noch  nicht  den  Namen  des 
Stadtfriedens  kennt,  und  er  später  zum  Wesen  des  Stadtrechts  ge- 
hört, so  wird  auch  in  unserm  Privileg,  wenn  auch  das  Wort  nicht 
darin  vorkommt,  ein  Stadtfrieden  errichtet.   Denn  die  Strafen,  welche 


0  8.  18, 

*)  Vgl.  Hälttcbner,  Gesch.  des  braudenb.-preassisuben  Strafrocbis,   8.  SS 
K.  8;  und  Frenedorfl^  Stadt-  and  GericbtsverfasBung  von  Lübeck,  8.  167. 
*)  8.  darüber  Arnold,  Freiatädte  i,  8.  263. 
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von  nun  an  im  Weseler  Gericht  auf  Friedensbruch  stehen  sollten, 
unterscheiden  sich  von  denen  des  Landrechts  wesentlich  durch  ihre 
Strenge.  Vor  allem  wurden  die  Geldstrafen  auf  Körperverletzungen 
teilweise  durch  Leibesstrafen  ersetzt.  Auf  Totschlag  steht  Hin- 
richtungy  auf  Verwundung  Verlust  der  Hand,  während  noch  z.  B. 
in  Cleve  durch  die  ein  Jahr  später  erfolgende  Stadtreohtsverleihung 
auf  dasselbe  Vergehen  die  Strafe  von  100  Solidi  gesetzt  wurde. 
Die  Geldstrafen  scheinen,  wo  sie  blieben,  z.  Tb.  erhöht  worden  zu 
sein.  Unsere  Urkunde  setzt  die  Strafe  von  27  Solidi  ganz  allgemein 
auf  Körperverletzung,  die  noch  nicht  unter  den  Begriff  der  Ver- 
wundung fällt,  das  Clever  Privileg  dagegen,  welches  überhaupt 
viel  geringere  Rechte  verleiht,^)  auf  dasselbe  Vergehen  nur,  wenn 
es  an  einem  Sonn-  oder  Festtage  oder  an  einem  der  beiden  letzten 
Wochentage  begangen  ist,  während  es  sonst  nur  mit  drei  Solidi 
gebüsst  werden  soll. 

Auf  einer  früheren  Stufe  der  Rechtsanschauung  steht  dagegen 
in  unserm  Privileg  die  Bestimmung,  dass  der  Fremde  wegen  un- 
rechter Klage  gegen  einen  Bürger  jedem  mündigen  Bürger  sechs 
Denare  zahlen  soll.  Ihr  lag  die  alte  Vorstellungsweise  zu  Grunde, 
y,nach  welcher  die  Einheit  des  Ganzen  mit  der  zusammengefassten 
Vielheit  der  Einzelnen  .  .  .  identisch  war.'*') 

Am  Schlüsse  der  Urkunde  werden  die  Schöffen  für  den  Fall, 
dass  sie,  zu  einem  Urteil  aufgefordert,  keine  Antwort  wissen,  an 
den  Rat  von  Dortmund  zur  Consultation  gewiesen,  eine  Bestimmung, 
die  späterhin  dadurch,  dass  die  Dortmunder  das  freiere  Recht  ihrer 
Stadt  wiesen,  für  die  Entwicklung  der  städtischen  Freiheit  forder- 
lich wurde.*) 


')  Die  Clever  bleiben  z.  B.  zu  einer  sechswöchentlichen  Heeresfolge  ver- 
pflichtet. In  Gleve  gehörte  der  Grand  und  £oden  dem  Grafen;  daher  haben 
wir  hier  nach  dem  Stadterhebungsprivileg  neben  dem  judex  auch  einen  villicos ; 
daher  auch  kann  der  Graf  den  Städtern  durch  dieselbe  Urkunde  freie  Fischerei 
und  Weide  gewähren,  daher  endlich  beträgt  die  von  den  einzelnen  Hofstätten 
gezahlte  Abgabe  mehr,  als  in  Wesel.    S.  17. 

^  Gierke,  das  dentsche  Genossenschaftereoht  II,  S.  364  u.  866. 

*)  S.  Teil  II.  Hier  ist  gleich  zu  erwähnen,  dass  Wolters  Ansicht 
(Ztschr.  IV,  S.  41),  das  Abhängigkeitsverhältnis  zu  Dortmund  bestehe  i.  J.  1464 
in  der  alten  Weise  nicht  mehr,  irrtümlich  ist.  In  den  Stadtrechnungen  finden 
sich  jedenfalls  bis  zum  Ende  des  15.  Jahrhunderts  die  Kosten  für  das  Urteil - 
holen  zu  Dortmund  verzeichnet. 
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Kapitel  IL 

Die  Entstehung  des  Rates. 

i. 

Das  SchöffencoUeg  nach  1241. 

Das  Privileg  von  1241  enthielt,  wie  wir  sahen,  in  der  That 
alles,  was  einen  Ort  zur  Stadt  machte:  Die  Auibtellang  neuer 
Bechtsnormen,  die  Ausscheidung  aus  dem  Verwaltungsorganismus 
des  Territoriums  und  die  damit  zusammenfallende  Übertragung  ge- 
wisser Begierungsrechte  auf  die  Bürgerschaft  oder  ihre  Vertretung* 
Wenn  letzterer  Vorgang  sich  in  anderen  Städten  mit  der  Entstehung 
des  Rats  deckt,  ^)  so  genügte  in  Wesel,  auch  nachdem  der  Bürger- 
schaft ihre  wichtigsten  Freiheiten  verliehen  waren,  noch  zunächst 
das  SchöffencoUeg  den  neuen  mit  der  Stadtrechtsverleihung  an  die 
oberste  städtische  Behörde  herantretenden  Aufgaben.  Demgemäss 
sehen  wir  es  auch  in  der  einzigen  Urkunde,  welche  über  die  städtische 
Verwaltung  der  nächsten  Zeit  Aufschluss  gewährt,  einem  Briefe, 
in  dem  der  Graf  von  üleve  gegen  die  Bürgschaft  für  die  Bezahlung 
von  17  vasa  vini  der  Stadt  seine  Scheune  in  Wesel  mit  allem  öe- 
treide  darin  verpfändet,*)  als  Vertreter  der  Stadt  erscheinen,  ja, 
nicht  einmal  der  Consens  der  Bürgerschaft  wird  erwähnt  Die 
aristokratische  Verfassung  Wesels  in  dieser  Zeit  kommt  auch  darin  zum 
Ausdruck,  dass  die  Schöffen  ihr  Amt  lebenslänglich  bekleiden  und  sich 
durch  Cooptation  ergänzen,  wie  dies  aus  dem  sog.  Privil^um 
malus  vom  Jahre  1277  hervorgeht.')  Die  Wählbarkeit  zum  Schöffen 
erscheint  nicht  als  an  bestimmte  Bedingungen  geknüpft;  thatsäch- 
lieh  jedoch  wird  das  Colleg  sich  ausschliesslich  aus  dem  Patriziat 
der  Stadt,  wenn  ich  so  sagen  darf,  rekrutiert  haben,  namendioh 
aus  den  Familien,  welche  den  Grund  und  Boden  der  Stadt  in  den 
Händen  hatten.  Denn  die  wenigen  uns  überlieferten  Schöffenver- 
zeichnisse enthalten  ausser  mehreren,  die  durch  Schenkungen,  nament- 
lich an  das  i.  J.  1291  gestiftete  Hospital  ihren  Reichtum  an  Qrund- 
besitz  bekunden,  ^)  den  Namen  mancher  in  der  späteren  Zeit  durch 
ihr  Vermögen  bekannten  Familie«    In  wie  weit  auch  der  Handel 


>)  S.  z.  B.  Frensdorff,  Stadt-  und  Gerichtsverfassung  Lübecks,  8.  26. 

«)  i.  J.  1270. 

')  „Quando  scabini  de  Wesele  aliquem  scabinam  vel  aliquos  elegerint,  nos 
vel  nostri  officiales  confirmabimus  eundem  vel  eosdem  sine  contradictione.'' 

^)  S.  Teil  II;  Henr.  de  Lonen  ist  der  Stifter  des  Hospitals;  es  erhält 
Schenknngen  von  Henr.  Sanctrel,  Wilh.  de  Brabant,  Job.  de  Foro  (verzeichnet 
im  A.  B.  F.  27«  ff.) 
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schon  jetzt  das  Ansehen  und  die  Bechte  der  obersten  Klasse  gab» 
lässt  sieh  nicht  bestimmen. 

An  der  Spitze  der  Schöffen  erscheint^  abgesehen  von  einer 
gerichtlichen  Urkunde ,  regelmässig  der  magister  civiom.  Das 
Privileg  von  1241  weist  ihm  damit,  dass  es  von  ihm  sagt:  „Jurgia, 
defectwn  mensurandi  et  pistrandi  magister  civium  jndicabit^,  nicht 
etwa  eine  von  seinen  Amtsgenossen  unabluingige  Stellung  an:  Die 
Busse  des  litigator  fallt  nicht  an  ihn,  sondern  an  die  Stadt.  Er  ist 
selbst  Schöffe^)  und  wird  vom  CoUegium  jährlich  neu  gewählt;  denn 
in  einem  Privileg  von  1306')  wird  die  jährliche  Neuwahl  als  ge- 
wohnheitsmässig  vorausgesetzt,  als  etwas  Neues  dagegen  die  Teil- 
nahme der  Qemeinde  an  seiner  Wahl  angeordnet. 

Die  Burmeister  oder  magistri  burgensium  begegnen  uns  zum 
ersten  Male  als  Zeugen  unter  den  Schöffen  in  einer  Urkunde  vom 
Jahre  1269.»)  Dann  treffen  wir  sie  in  Urkunden  von  1291, 
1307  und  später.  Was  über  die  Wahl  und  die  Amtsdauer  des 
Bürgermeisters  gesagt  ist,  gilt  aus  demselben  Grmnde  von  ihnen: 
Auch  sie  sind  Schöffen  und  haben  ihr  Amt  nicht  zu  eigenem  Hecht, 
sondern  werden  jährlich  neu  gewählt.  Über  ihren  Anteil  an  der 
städtischen  Verwaltung  haben  wir  aus  dem  13.  Jahrhundert  keine 
2ieugni8se;  doch  wird  man  wohl  annehmen  dürfen,  dass  er  schon 
damals  derselbe  gewesen  ist,  wie  in  späterer  Zeit,  wo  sie  nament- 
lich die  Finanzen  und  die  Polizei  zu  besorgen  haben  und  als  die 
Executivbeamten  des  Bats  im  Innern  bezeichnet  werden   können. 


2. 
Die  Pri?ileglen  nach  1241. 

Die  der  Erhebung  zur  Stadt  folgenden  Privilegien  haben,  so- 
weit sie  nicht  nur  Bestätigungen  enthalten,  den  Zweck,  die  ver- 
liehene Freiheit  zu  befestigen  und  namentlich  der  Stadt,  nachdem 
man  ihr  eine  gewisse  Selbstregidrung  überlassen,  auch  die  finanziellen 
Mittel  dafür  zu    verschaffen  und  ihre  Bürger   durch  Hebung  des 


*)  I.  J.  1269  (Prior  und  Priorissin  des  PrämonstratenserkloBterB  übertragen 
dem  Andreas  de  Lonen  ein  Haus  zu  Erbleihe)  ist  Henr.  Evels  magister  civium 
und  L  J.  1261  (Lac,  U.  B.  IV,  Nr.  668)  Schöffe.  Der  Bürgermeister  macht 
zweimal  mit  den  übrigen  Schöffen  und  den  beiden  Barmeistern  die  in  Wesel 
übliche  Zwölfzahl  des  Collegiams  voll. 

•)  Lac.  ü.  B.  m,  Nr.  72. 

*)  S.  Anm.  1.  Hier  allerdings  werden  sie  magistri  oiviom,  der  Bürger- 
meister dagegen  magister  burgensium  genannt,  was  aber  dem  späteren  Sprach- 
gebrauch entgegengesetzt  ist. 
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Handels  leistungsfähiger  zu  machen.  Die  städtische  Freiheit  gegen 
Eingriffe  Seitens  des  Stadtherm  sicher  zu  stellen,  bezweckt  das 
i.  J.  1255  von  Dietrich  Luf^)  gegebene  Versprechen,  die  Stadt 
durch  Aufführung  keines  Gebäudes  innerhalb  ihrer  Befestigung  zu 
belasten  und  in  Betreff  der  Schöffen  wähl  die  alte  Gewohnheit,  d.  h. 
die  vom  Herrn  unabhängige  Cooptation,  bestehen  zu  lassen.  Zur 
Förderung  des  bürgerlichen  Wohlstandes  verlieh  ihnen  derselbe  drei 
Jahre  später  „libertatem  fori  hebdomodalis'^,  des  Inhalts,  dass  die 
kaufmännischen  Besucher  des  Weseler  Marktes  nicht  belästigt 
werden,  sondern  frei  gehen  und  zurückkehren  sollten,  es  sei  denn, 
dass  einer  wegen  offenbaren  Totschlags  oder  Raubes  geächtet  oder 
verurteilt  wäre  oder  beim  Diebstahl  ertappt  würde.  Hierdurch 
wurde  der  Wochenmiarkt  erst  eröffnet;  denn  hätte  es  schon  vorher 
einen  solchen  gegeben,  so  wäre  einmal  wahrscheinlich  den  Markt- 
besuchem  das  freie  Geleit  ebenso,  wie  in  Zütphen,  schon  durch 
die  Stadtrechtsverleihung  gewährleistet  worden,  und  zweitens  hätte 
dann  1241  der  Aussteller  der  Urkunde  vom  Jahrmarktszoll  nicht 
wohl  sprechen  können  als  von  einem  „theloneum  quod  infra  civi- 
tatem  diebus  fori  a  forensibus  requiritur,"  sondern  das  forum  zur 
Unterscheidung  vom  Wochenmarkt  eben  als  den  Jahrmarkt  be- 
zeichnen müssen. 

Dem  städtischen  Budget  zu  gute  kam  die  Verpachtung  des 
Fermentum  i.  J.  1272,  sowie  die  Erlaubnis,  eine  Accise,  d.  h.  eine 
Abgabe  vom  Kauf  und  Verkauf  gewisser  Gegenstände,  zu  erheben 
(i.  J.  1277).  Nach  den  Ausdrücken,  deren  sich  der  Graf  bei  der 
Gewährung  der  Accise  bedient,^)  scheint  es,  dass  dieselbe  schon 
vorher  erhoben  wurde,  und  er  nur  nachträglich  seine  Einwilligung 
dazu  gab.  Dagegen  ging  der  Stadt  das  eine  von  den  Rechten, 
welche  ihr  i.  J.  1275  auf  zwei  Jahre  verliehen  wurden,  die  ^j^"^* 
dictio  cottidiana,^*  alle  nicht  peinliche  Rechtsprechung,')  wie  die 
späteren  Verhältnisse  beweisen,  wieder  verloren,  in  ihrem  Besitz 
blieb  aber  der  landesherrliche  Kornzoll  und  das  Weggeld.^) 

Alle  von  1241  bis  1277  verliehenen  Rechte  und  Freiheiten 
wurden   zusammengefasst   und   bestätigt  in   dem  sog.    Privilegium 


>)  Über  die  Sohne  Dietrich  VL  s.  Lac.  U.  £.  II,  Einleitung»  die  (jrai'en 
von  Cleve. 

')  „  .  .  quod  hoc  est  de  nostra  bona  voluntate»  .  .  .  quod  scabini  et  cive« 
Wiselenses  .  .  ponant  exactionem,  que  Azysa  dicitur.*' 

*)  „ezcepta  jurisdiotione  nostra  de  capite  et  coUo*'  wird  zur  Brklfirung 
hinzugefügt 

*)  8.  o.  8.  19. 
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majns  v.  J.  1277.^)  Aus  diesem  Grunde  fand  dasselbe  hervorragende 
Beachtung  und  wurde  statt  aller  vorhergehenden  in  die  städtischen 
Copiare  aufgenommen.  Die  einzige  neue  Bestimmung  darin  bezieht 
sich  auf  den  Zoll  Das  i.  J.  1241  gewährte  Zollprivileg  hatte  zu 
Unzuträglich keiten  geführt,  indem  Weseler  Bürger  durch  die  im 
Verhältnis  zu  dem  grossen  Gewinn  geringe  Strafe  von  20  Solidi 
sich  nicht  davon  hatten  abhalten  lassen,  Fremde  unter  ihrem  eigenen 
Namen  am  Zoll  vorbeizuführen,  und  in  dem  die  Beamten  des 
Grafen  leicht  ohne  genügenden  Grund  Bürger  als  Defraudanten 
festhielten  und  so  in  ihrem  Erwerb  beeinträchtigten.  Um  beiden 
Ubelständen  abzuhelfen,  sollte  von  nun  an  über  die  Klage  wegen 
Verheimlichung  fremden  Gutes  an  der  Zollstätte  vor  dem  Weseler 
Gericht  nach  den  dort  üblichen  Grundsätzen  entschieden  werden, 
der  für  schuldig  Befundene  aber  mit  seinem  Leben  und  Vermögen 
in  die  Hand  des  Grafen  fallen. 


3. 
Die  Finanzverwaltung  um  1380. 

Eine  Übersicht  über  die  Finanz  Verwaltung  der  Stadt  um  1280 
wird  ergeben,  dass  sie  seit  1241  schon  bedeutend  complicierter  ge- 
worden war.  In  dem  Privileg  dieses  Jahres  zunächst  werden  keine 
anderen  Einnahmen  erwähnt,  als  ein  nicht  sehr  bedeutender  Teil 
der  G^richtsgelder  und  ein  Drittel  des  herrenlosen  Erbes  Fremder. 
Es  ist  aber  anzunehmen,  dass  auch  in  Wesel  damals  schon  ein 
Schoss  erhoben  wurde,  zumal  von  dieser  Abgabe,  obwohl  von  ihrer 
fSnfuhrung  nirgends  etwas  verlautet,  späterhin  als  von  einer  schon 
bestehenden  gesprochen  wird.')  Da  die  an  den  Herrn  zu  zahlenden 
Summen  nach  altem  Gebrauch  auf  diese  Weise  aufgebracht  wurden, 
so  lag  es  ja  am  nächsten,  auch  die  Bedürfnisse  der  Stadt  durch 
die  herkömmliche  Steuer  zu  decken. 

Um  die  Einnahmequellen,  welche  der  Stadt  neu  erschlossen 
wurden,  kennen  zu  lernen,  müssen  wir  wieder  Bückschlüsse  aus 
der  späteren  Zeit  machen.  Ausser  den  Stadtrechnungen  können 
uns  hierzu  namentlich  dienen  eine  Aufzeichnung  der  unbedeutenderen 


0  Die  Abweichungen  vom  Privileg  von  1241  s.  Lac,  ü.  B.  II,  Nr.  268. 

»)  Zuerst  in  der  ürk.  bei  Lac.  ü.  ß.  II,  Nr.  917,  a.  1291,  worin  der 
Magistrat  die  Personen,  Häuser  und  Hofstatten  des  Pönitenzordens  zu  Wesel 
„ab  omni  exaetione,  contributione  seu  servitio  civili*'  eximiert,  dann  in  der 
schon  erwähnten  Urk.  bei  Lac,  U.  £.  IQ,  Nr.  72,  a.  1308,  „Si  tarnen  in  genus 
exactionis  qnod  vulgo  Soayt  dicitur,  concordaverinf 
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städtischen  Einkünfte  und  Notizen  über  die  Verpachtung  einiger 
Einnahmen  aus  dem  Jahre  1329^)  Darnach  werden  wir  schon  in 
das  13.  Jahrhundert,  ja  schon  in  die  Zeit  vor  1241  zurücklegen 
müssen  zunächst  die  finanzielle  Verwertung  der  Libra  und  der 
Mensurae.  Mass  und  Gewicht  waren  im  Dorfe  Wesel,  wie  wir 
sahen,  jedenfalls  der  ControUe  der  Oommunalbehörde  unterworfen; 
die  Qiemeinde  zog  hieraus  Nutzen,  indem  alle  Masse  und  Ge- 
wichte mit  den  in  ihrem  Besitze  befindlichen  übereinstimmen  und 
mit  einem  Zeichen  der  Übereinstimmung  versehen  werden  mussten, 
und  indem  einzelne  Waaren  nur  mit  den  Massen  der  Stadt  gemessen 
und  auf  der  öffentlichen  Wage  gewogen  werden  durften. 

Eine  neue  Abgabe  hatte  der  Handel  zu  leisten,  seit  i.  J.  1258 
in  Wesel  ein  Wochenmarkt  eröffnet  war:  Die  Verkäufer  mussten 
für  den  „locus  carrucarum''  und  die  „scampna  piscium''  ein  Stand- 
geld entrichten. 

Die  weiteren  Einkünfte  der  Stadt  erhellen  unmittelbar  aus  den 
vorher  besprochenen  Privilegien:  Es  sind  das  Gruytmonopol  (seit 
1272),  das  Weggeld  und  der  Kornzoll  (seit  1275)  und  die  Accise 
(seit  1277);  die  Pachtsumme,  die  nach  dem  Privileg  von  1272  an- 
fänglich für  das  Fermentum  gezahlt  werden  musste,  begegnet  uns 
schon  in  dem  oben  behandelten  clevischen  Heberegister  aus  dem 
Anfang  des  14.  Jahrhunderts  nicht  mehr.  Kornzoll  und  Weggeld 
wurden  zusammengefasst  unter  dem  Namen  pedagium;  das  Weg- 
geld wurde  vom  lebenden  Vieh  erhoben.  Am  schlechtsten  sind 
wir  über  die  Accise  unterrichtet,  da  die  späteren  Nachrichten  sich 
sämtlich  auf  eine  neue  Accise  beziehen,  welche  der  Stadt  i.  J.  1324 
bewilligt  wurde  und  in  einer  Verkaufssteuer  bestand.  Doch  ist  an- 
zunehmen, dass  diese  in  ihrer  Art  sich  nicht  von  der  alten  Accise 
unterschied. 

Dazu  kommen  dann  noch  die  Einkünfte  aus  Zinsen  von  Hof- 
stätten, Thoren  und  Türmen;  die  waren  aber  im  13.  Jahrhundert 
noch  um  so  unbedeutender,  als  die  Stadt  erst  anfing,  sich  zu  be- 
festigen und  sich  auf  die  Allmende  auszudehnen. 

In  den  Kosten  der  Befestigung  besteht  auch  die  wichtigste  neue 
Ausgabe;  sie   zu  bestreiten,  wurde  namentlich   die  Accise  erhoben. 

»)  A.  B.  F.  20a. 
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4. 
Entstehung  des  Rates. 

Es  ist  leicht  erklärlich,  wie  namentlich  durch  den  Erwerb  des 
Grujtmonopols  und  die  Erhebung  der  Accise  der  städtische  Haus- 
halt, der  bis  jetzt  noch  verhältnismässig  einfach  war,  viel  schwieriger 
und  verwickelter  werden  musste,  wie  dadurch  die  Besorgung  der 
städtischen  Geschäfte  den  Schöffen,  die  ja,  abgesehen  von  ihrem 
privaten  Beruf,  durch  ihre  Teilnahme  am  Gericht  sowie  durch  ihre 
Eigenschaft  als  Beurkundungspersonen  genug  in  Anspruch  genommen 
wurden,  allmählich  über  den  Kopf  wachsen  konnte.  Während  nun 
in  anderen  Städten  die  Erweiterung  des  städtischen  Haushaltes, 
namentlich  grade  die  Erhebung  des  Ungelds,  der  Gemeinde  oder 
einer  Klasse  derselben  Gelegenheit  gab,  sich  einen  Anteil  am 
städtischen  Regiment  zu  verschaffen  ^),  ist  der  Verlauf  der  Dinge  in 
Wesel  ganz  anders :  Die  Schöffen  wählen  selbst  Bürger  aus,  welche 
sie  in  der  Verwaltung  unterstützen  sollen.  *)  Andererseits  unter- 
scheidet sich  diese  Entwicklung  von  der  Entstehung  des  Geschworenen- 
coUegs  in  den  ländlichen  Gemeinden^)  dadurch,  dass  dies  die  erste 
und  einzige  coUegialische  Behörde  war,  welche  sich  zur  Besorgung 
der  conununalen  Angelegenheiten  bildete,  in  Wesel  dagegen  der 
Rat  bei  seiner  Entstehung  schon  eine  Genossenschaft  vorfand,  welcher 
er  nur  einen  Teil  der  öffentlichen  Geschäfte  abnahm.  Däss  die 
Consuln  zum  ersten  Male  1291  *)  vorkommen,  obwohl  das  Permentum 
schon  i.  J.  1272  von  der  Stadt  übernommen  wird,  und  die  Accise 
uns  zuerst  i.  J.  1272  begegnet,  darf  uns  nicht  Wunder  nehmen; 
denn  die  einzige  uns  erhaltene  Urkunde  zwischen  1277  und  1291, 
in  der  Schöffen  und  Bürger  von  Wesel  aufgeführt  werden,*)  be- 
zeugt eine  Auflassung,  die  vor  Schöffen  erfolgt  ist,  lässt  also 
ilirem  Inhalte  nach  die  JNennung  von  Consuln,  falls  es  eben 
schon  solche  gab,  nicht  erwarten.  Freilich  mag  auch  das  Vor- 
bild anderer  Städte  (i.  J.  1280  werden  im  benachbarten  Rees 
zum  ersten  Male  Consuln  erwähnt^),   und  am   Ende  des  13.  Jahr- 


0  S.  z.  £.  Liesegang,  die  Sondergemeinden  Kölns  S.  64  f. 

*}  Ähnlich  ist  die  Entstehung  des  Rates  in  den  geldrischen  StSdten  ge- 
wesen, 8.  Nettesheim,  Gesch.  von  Geldern,  S.  68  f. 

')  S.  Lamprecht  a.  a.  O.  I,  S.  821  f. 

*)  Urk.  bei  Lac.,  U.  B.  II,  Nr.  917. 

^)  Urk.  der  Johannitercommende  von  1290. 

*)  Nach  einem  Copiar,  in  das  Einsicht  zu  nehmen  mir  Gelegenheit  ge- 
geben wurde. 
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hunderts  erscheinen  sie  in  vielen  niederrheinischen  Städten)  nicht 
ohne  Einfluss  gewesen  sein  —  jedenfalls  hat  es  wenigstens  bewirkt^ 
dass  die  neuen  Beamten  grade  den  Namen  Consnln  erhielten  — ; 
aber  ohne  dass  die  Schöffen  ein  Bedürfnis  nach  Verminderung  ihrer 
Arbeitslast  empfanden  hätten,  wäre  die  Behörde  doch  schwerlich 
entstanden. 

Dass  die  Schöffen,  und  nicht  eine  andere  Corporation  oder  die 
Gemeinde,  die  Consuln  einsetzten ,  ergiebt  «ich  wieder  aus  dem  schon 
öfter  erwähnten  Privileg  v.J.  1308:  In  den  Zwistigkeiten,  welche 
über  die  Verwaltung  des  städtischen  Vermögen»  ausgebrochen  sind, 
stehen  auf  der  einen  Seite  Bürgermeister,  Burmeister,  SchöflPen  und 
Consuln,  auf  der  andern  die  Gemeinde;  und  zur  Versöhnung  der 
streitenden  Teile  wird  bestimmt,  dass  von  nun  an  zur  Wahl  der 
Consuln  den  Schöffen  vier  oder  fünf  von  der  Gemeinde  Gewählte 
beigegeben  werden  sollen;  dass  die  Schöffen  bei  der  Wahl  mit- 
wirken, wird  als  selbstverständlich  vorausgesetzt,  während  der  etwas 
verwickelte  Modus,  wie  die  Gemeinde  ihr  Wahlrecht  ausüben  soll, 
deutlich  erkennen  lässt,  dass  ihre  Beteiligung  an  der  Wahl  erst 
jetzt  eingeführt  wird.  Dieselbe  Urkunde  zeigt,  dass  die  Amtsdauer 
der  Consuln  ebenso,  wie  die  der  Bürgermeister  und  Burmeister,  ein 
Jahr  war.  Ihre  Zahl  dagegen  lässt  sich  für  diese  Zeit  noch  nicht 
bestimmen;  i.  J.  1291  werden  sieben  genannt,  woraus  indessen 
nichts  zu  folgern  ist,  zumal  es  später  zwölf  sind. 

Für  Wesel  hat  also  die  Entstehung  des  Rates  offenbar  nicht 
die  Bedeutung,  wie  da,  wo  er  die  erste  Behörde  ist,  welche  die 
spezifisch  städtischen  Interessen  zu  vertreten  hat;  eine  Stadt  war. 
ja  Wesel  auch,  als  es  noch  allein  unter  dem  Schöffencolleg  stand 
Für  uns  fiel  daher  mit  der  Frage  nach  dem  Ursprung  der  Stadt- 
Verfassung  zusammen  nicht  die  Frage  nach  der  Entstehung  des 
Rates,  sondern  die  Frage,  aus  welcher  Behörde  das  CoUegium, 
welches  zuerst  an  der  Spitze  der  Stadt  erscheint,  hervorgegangen 
ist,  und  welche  neuen  Functionen  und  Competenzen  es  erhalten  hat. 


Kapitel  III. 

Die  Kämpfe  zwischen  Obrigiceit  und  Gemeinde. 

Um  sich  über  die  Stellung  von  SchöfFen  und  Rat  zur  Gemeinde 
in  dieser  Zeit  Aufschluss  zu  verschafFea,  ist  es  am  zweckmässigsten, 
von  den  Urkunden  auszugehen,  welche  dafür  von  Wichtigkeit  sind. 

Die  erste  ist  eine  aus  dem  Jahre  1304^),  in  der  Otto,  der  älteste 

»)  W,  R.  A. 
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Sohn  uad  naebherige  Erbe  des  Grafen  Dietrioh  VIIL  von  Cleve, 
den  Borgern  mehrere  Vergehen  aufi&hlty  die  sie  sieh  gegen  mibcii 
Vater  hatten  2u  schulden  kommen  laiaen,  und  ihnen  gegen  eine 
Zahlung  von  100  Mark  deaeeu  Verzeihung  dafiir  versehaSIt.  JSne 
von  den  dureh  die  Bäte  des  Grrafen  schriftlich  fbrmulieiten  Anklagen 
war  die,  dass  sie  die  herkömmliche  Zahl  der  Sohöflfen  kleiner  wei*den 
liesaan,  ein  Missbrauchy  dessen  Abstellung  ihnen  befohlen  wird. 

Düs  Privileg  von  1306 «)  sucht  die  Zwistijgketten,  die  umsehen 
Bürgermeister^  Burmeister,  Schöffen  und  Consuln  einerseits  und  der 
Gemeinde  andererseits  über  die  Führung  des  städtischen  Haushaltes 
ausgebrochen  sipd,  dadurch  zu  schlichten,  dass  es  der  Gemeinde 
einen  Anteil  an  der  Wahl  der  Consuln  einräumt,  und  s^war  soll  sie 
jedesmal  18  oder  20  Personen  beauftragen,  sich  aiuf  4  oder  5  Bürger 
zu  vereinigen,  welche  mit  den  Schöpfen  zusammen  die  genannten 
Beamten  zu  wählen  haben.  Wenn  der  auf  diese.  Art  gekorene  Bat 
zusammen  mit  den  Schöffen  über  irgend  eine  Art  i}er  Steuer  schlüssig 
werde,  so  solle  dem  nun  aber  auch  niemand  -widersprepheii  dürfen. 
Jedoch  sei  jeder  Beschlus?,  durch  den  das  Budget  irgendme  belastet 
werde,  an  die  Zustimmung  der  Gemeinde  gebuuden.  Zur  Schätzung 
könnten  alle  herangezogen  werden,  ausser  den  Besitzern  von  I^hn- 
gütem,  wogegen  die  Stadt  ihrerseits  diese  nicht  zu  verteidigen  ver^ 
pflichtet  sei.  Um  neue  Streitigkeiten  zu  vermeiden,  werden  schliess- 
lich alle  Gilden,  Brüderschaften,  Verschwörungen  und  Vereinigi^igen 
verboten. 

Im  Jahre  1311^)  musste  Graf  Dietrich  IX.  aufs  Neue  einen 
Streit  zwischen  Schöffen  und  Gemeinde  über  die  Wählbarkeit  zuo^r 
Consulat  schlichten.  Er  that  das,  indem  er  von  den  drei  Forderui^en 
der  Gemeinde,  dass  solche,  die  keine  Abgaben  an  die  Stadt  zahlten, 
die  Pehmschöffen  und  der  Verwalter  des  städtischen  Fermentum 
die  Batsf ähigkeit  verlieren  sollten,  die  erste  anerkannte,  damit  die 
Besitzer  der  Lehngüter  (denn  nur  diese  könüen  nach  dem  Privileg 
von  1306  gemeint  sein)  sich  nicht  einer  Würde  rühmten,  deren 
Last  sie  nicht  auf  sich  nehmen  wollten.  Bezüglich  der  Pehmschöffen 
bestimmte  er,  es  solle  damit  wie  in  Dortmund  gehalten  werden,') 
der  Eermentarius  dagegen  sei  wählbar  in  den  Bat,  sofern  er  sich 
nur  seinem  Amte  kaufmännisch  gewachsen  gezeigt  habe. 


«)  Lac,  ü.  ß.  m,  Nr.  72. 
•)  Lac.,  ü.  B.  ni,  Nr.  104. 

*)  lo  Dortmand  schloss  die  Eigenschaft  des  Fehmschöfifen  die  Batsfihif - 
keit  nicht  aus.    S.  Frensdorfl;  Dortm.  Stat.  S.  CX£4lX. 

AiMoM,  V«rfto«aog«g6ichichte  Wm«U.  g 
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Diese  üi^kunden  erlauben  einen  BückscUoM  eowohl  aof  die 
ZoMunmeneetzttng  des  städtieehen  Magistrates,  als  auf  die  Klagen 
der  Gemeinde  gegen  ihre  oberste  Behörde.  Zunächst  wird  man 
dep  ^defectus  scabinorum^,  den  der  Qmi  u  J.  1304  abgestellt  sehen 
wi^l,  ebenso^  wie  es  Arnold  fttr  Köln  gethan  hat,^)  auf  Rechnung 
des  Wansohes  schreiben,  das  Schöffen  tum  auf  möglichst  wenige 
Familien  zu  beschränken»  eines  Wunsches,  der  sich  uns  auch  durch 
Vergleichung  der  uns  bekannten  Schöffennamen  ergiebt.  Die  Namen 
von  Bohöflbn  sind  uns  in  folgenden  Urkunden  erhalten: 

a)  in  der  oben  erwähnten  v.  j.  1361,*) 

b)  in  der  gleichfalls  schon  angef&hrten  v.  J.  1209, 

c)  in  einer  Urkunde  der  Johannitercommende  v.  J.  1290, 

d)  in  der  Urkunde  v.  J.  1291,*) 

e)  in  einer  Urkunde  der  Johannitercommende  y.  J.  1295, 
t)  dito  V.  J.  1800, 

g)  dito  V.  J.  1805, 

h)  dito  V.  3.  1807, 

i)  in  emer  Batsurkunde  fiber  die  Vererbpachtnng  des  Vieh- 
thores  v.  J.  1307.*) 
In  der  folgenden  Übersicht  fiber  die  Veränderungen,  welche 
ini  Schoifencolleg  bis  1807  eintraten,  sind  unter  jedem  der  Jahre, 
aus]^deneü  die  aufgezahlten  Urkunden  herrühren,  nur  die  Schöffen 
angeführt,  defen  Familiennamen  in  keiner  früheren  Urkunde  vor- 
kommen; die  Zahlen  hinter  den  Namen  geben  die  Jahre  an,  in 
denen  dieselbe  Familie  wieder  in  den  Schöffenlisten  erscheint. 
Kommen  in  einer  Liste  zwei  Vertreter  derselben  Familie  vor,  so  ist 
die  Jahr^zahl  unterstrichen: 


1261 

• 

Conr.  de  Draxhem  1269 

Hinr.  de  Lonen 

1269,  1295,  1307 

Appoll,  (Sanotrel) 

läÖi,  läÖ5,  1307 

Anthonios 

Conr.  VUtere 

1269 

flimr.  Opi>edio 

1291 

Herim.  cleriooa 

1269 

Hinr.  de  Bocholte 
tadte  I.  8.  406. 

1269 

«)  Frei* 

»)S.  8. 

27, 

▲nm.  1. 

.       «»LlKn 

U. 

B.  n,  Nr.  m. 

*)B.  F. 

100  a. 
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Hinr.  Evels  1260 

Gerb.  Budel  1269 

Lamb.  ad  ecamoa     1391 

1269 
Godesc.  Rumeatikel  1307 
Hinr.  Mannel 
Job.  in  Foro  1290,  1291 

1290 
Job.  Snellert  1291 

Herrn,  fil.  Witen       1291 

1291 
Go88w.  monetariue    1300,  1305,  1807 
Wilb.  de  ßrabant     1295,  1307 
Herrn.  Vitulus 
Gobel.  Pistor 

1300 
Rutger  de  Arena      1305,  1307 

1307 

Henr.  de  fierke 

Henr.  de  Xanctis 

Henr.  Ledechgank 

Job.  de  Birtb 
Dieselbe  Familieopolitik  ^eigt  sieb  dariq,  dass  auch  die  Con* 
sulu  aus  den  aristokratischen  Kreisen  der  Stadt  genommen  w^rd^n. 
Hierauf  führen  einmal  die  Namen  der  i.  J.  1291  erwähnten  Oonsulo» 
welche  teilweise  wenigstens  mit  Schpffennam^n  übereinstimmen,^) 
dann  jene  Beschwerde  der  Gemeinde,  dass  die  L^hnsträger  auch 
zu  Consuln  gewählt  würden. 

Mit  diesem  Bäte  nun  meinte  die  darin  nicht  vertretene  Bürger- 
schaft nicht  zufrieden  sein  zu  kpnnen.  3ie  fühlte  sich  durch  StauerQ 
und  Accise  bedrückt,  konnte  deren  Notwendigkeit  nicht  wisehen 
und  warf  deshalb  dem  Magistrat  unordentliche  oder  gar  unredliche 
Finanzyerwaltung  vor.  Der  gemeine  Bürger  empfand  es  als  unge« 
recht,  dass  Oollegien,  bei  deren  Wahl  er  selbst  nicht  mitzur^en 
hatte,  über  sein  Vermögen  frei  disponierten.  Auch  schien  es  ihm 
unbillig,  dass  Männer,  welche  des  Schutzes  der  Stadt  doch  auch 
genössen  —  die  Lehnsträger  —  zu  den  notwendigen  städtischem 
Ausgaben  nicht  beisteuern  wollten. 


*)  In  der  Urkande  d  sind  von  den  Familiennamen  der  sieben  aufgo^ihrten 
Consaln  fünf  als  Namen  von  Schöffen  kenntlich. 

8* 
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Wie  der  Graf  diese  Wünsche  befriedigte,  haben  wir  gesehen: 
Er  räumte  der  Gemeinde  einen  gewissen  Einfluss  auf  die  Wahl  der 
Oonsuln  ein,  damit  sie  sich  fiirder  über  zu  hart  drückende  Steuern 
nicht  mehr  mit  Becht  beklagen  konnte,  und  machte  vor  allem  die 
Gültigkeit  aller  neue  Ausgaben  mit  sich  bringenden  Beschlüsse  von 
ihrer  Zustimmung  abhängig.  Dagegen  löste  er  die  Lehnsträger 
insofern  aus  dem  Bürgerschaftsverbande,  als  er  ihre  Freiheit  von 
der  direkten  Steuer^)  anerkannte  und  die  Stadt  dafür  von  ihrer 
Verantwortung  entband. 

Aber  auch  mit  diesen  Zugeständnissen  fühlte  die  Gemeinde  sich 
noch  nicht  befriedigt:  In  der  That  wird  wohl  ihre  Teilnahme  an 
der  Batswahl  illusorisch  gewesen  sein ;  denn  die  vier  oder  fünf  durch 
sie  gewählten  Wahlmänner  konnten  zu  leicht  von  den  zwölf  Schöffen 
majorisiert  werden.  Wollte  die  Gemeinde  also  einer  ordentlichen 
und  redlichen  Finanzverwaltung  sicher  sein,  so  musste  sie  auf  Ge- 
setze dringen,  durch  welche  die  aus  irgend  einem  Grunde  unge- 
eigneten vom  Consulat  ausgeschlossen  wurden.  Ungeeignet  zum 
Consultat  mussten  ihr  aber  namentlich  die  Lehnsträger  erscheinen. 
Es  liegt  doch  auf  der  Hand,  eine  wie  grosse  Unzuträglichkeit 
dadurch  entstehen  musste,  dass  Leute  im  Rate  sassen,  also  auf 
die  Anordnung  und  Umlage  von  Steuern  Einfluss  hatten,  welche 
von  einer  wichtigen  Art  der  Steuern  —  den  direkten  —  be- 
freit waren.  Die  Vermutung  ist  wenigstens  sehr  naheliegend, 
dass  die  Besitzer  der  Lehngüter  das  Ihrige  thaten,  um  durch  An- 
ordnung der  direkten,  grade  dem  gemeinen  Mann  so  fühlbaren 
Steuer  die  ganze  Steuerlast  von  sich  auf  die  Schultern  ihrer  IGt- 
bürger  zu  wälzen.  Unzweckmässig  däuchte  es  den  Bürgern  auch, 
dass  der  Verwalter  der  städtischen  Gruyt  Ratsmann  war.  Denn 
bei  der  Wichtigkeit  dieser  Einnahmequelle  für  die  städtischen  Fi- 
nanzen schien  ihnen  eine  scharfe  ControUe  des  Fermentarius  durch 
den  Bat  geboten,  welche  durch  die  Rücksicht  darauf,  dass  der  zu 
Controllierende  selber  Sitz  und  Stimme  im  Rate  habe,  beeinträchtigt 
zu  werden  drohte.  Endlich  erhob  die  Gemeinde  den  Anspruch, 
dass  die  „scabini  Imperiales,  qui  vulgo  Vehmschepen  nominantnr", 
nicht  Consuln  werden  durften  —  ob  auch  hier  zum  Teil  deshalb, 


•  *)  Sb  lag  der  Exemption  jedenfalls  die  Vorstellaog  zu  Gh'unde,  dass  die 
direkte  Steuer  für  den  Grafen  erhoben,  die  eigenen  Bedürfnisse  der  Stadt 
aber  mit  der  Accise  gedeckt  würden;  denn  von  peouniären  Leistangen  an  die 
Herrsohaft  behaupteten  die  Vasallen  frei  za  sein.  Es  findet  sich  übrigens 
niemand,  von  dem  sich  nachweisen  Hesse,  dass  er  ein  Qtat  vom  Grafen  zu 
Lehen  getragen  hätte. 
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weil  diese  fremde,  der  Stadt  gefährliche  IntereMen  in  dieVerwaltong 
hineiiibrachten,  wie  man  aus  der  Analogie  anderer  Städte  schliessen 
könnte,^)  oder  ans  irgend  einem  anderen  Grunde,  läset  sich  nicht 
mit  Sicherheit  sagen,  da  wir  in  unseren  Quellen  sehr  wenig  von 
Weseler  Fehmschöffen  hören.  Nur  das  können  wir  vermuten, 
dasB  auch  diese  Forderung  der  Gemeinde  gegen  die  oberen  Klassen 
gerichtet  war,  da  wohl  nur  aus  diesen  die  Schöffen  zu  den  benach- 
barten Fehmgerichten  (in  Wesel  selbst  gab  es  keine)  genommen 
wurden.  Diese  Vermutung  wird  durch  die  beiden  Urkunden,  in 
denen  Fehmschöffen  aus  Wesel  vorkommen,  bestätigt.*) 

Wie  wir  sahen,  bewilligte  der  Graf  die  erste  Forderung  der 
Gemeinde,  auf  Ausschliessung  der  Vasallen  aus  dem  Rate  —  ein 
Verlangen,  welches  ganz  in  Consequenz  der  drei  Jahre  vorher  ge- 
schehenen Anerkennung  ihrer  Abgabenfreiheit  lag  — ,  während  er 
dem  Fermentarius  und  den  Fehmschöffen  —  da  letztere  ja  in  Dort- 
mund wählbar  waren  —  die  Batsfähigkeit  zuerkannte. 

So  hatte  die  Einmischung  des  Herrn  fiir  Wesel  die  Frucht 
getragen,  dass  es,  ungleich  den  meisten  deutschen  Städten,  vor 
heftigerem  und  gewaltsamem  innerem  Streite  bewahrt  wurde;  und 
auch  für  später  hatte  die  Vermittlung  des  Grafen  den  gewünschten 
Erfolg.  Wenn  es  auch  in  der  folgenden  Zeit  manchmal  wieder  zu 
Misshelligkeiten  zwischen  Bat  und  Gemeinde  kam,  und  selbst  die 
Verfassung  noch  dreimal  geändert  werden  musste,  so  lebte  man  doch 
meist  in  Frieden  miteinander,  da  die  unteren  Klassen  sich  mit 
ihrem  massigen  Anteil  am  Stadtregiment  begnügten. 

Ein  Passus  aus  dem  Privileg  von  1306  ist  in  unserer  bisherigen 
JBrörterung  übergangen  worden  —  die  Stelle,  an  welcher  der  Graf 
alle  Gilden  u.  s.  w.  verbietet,  „per  quas  nova  inter  dictas  partes 
dissensio  oriri  poterit  in  futurum.^  Die  hohe  Strafe,  welche  auf 
TJbertretung  dieses  Verbotes  gesetzt  wird  —  100  Pfund  leichter 
Denare  —  zeigt,  einen  wie  bedeutenden  Einfluss  auf  die  zwischen 
Magistrat  und  Gemeinde  stattgefundenen  Kämpfe  der  Graf  dem 
Institut  der  Gilden   zuschrieb.     Doch   ist   bei   dem  Mangel   aller 


0  In  Bremen  durfte  kein  Bürgrer  Fehmsohoffe  sein  „snr  Anirechierhrnltong 
der  eigenen  Gerichtsbarkeit''  (Donandt,  Gesch.  des  Bremischen  Stadtreohts  1, 
S.  Id9). 

*)  Urk.  der  Johannitercommende  v.  J.  1266  (Freiding  xa  Fevewio),  unter 
den  Schöffen  Gerardus  de  Lon  miles ;  und  ürk.  v.  J.  1451  (Freiding  zu  Beckling» 
hauten),  unter  den  Schöffen  der  Bürgermeister  und  viele  Ratsmitglieder  ans 
Wesel. 
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anderen  Katthrichten  nichts  Genaueres  darüber  zu  ersehen »  nicht 
einmal,  ob  es  eine  G-rossbtirgergilde  war,  welche  im  Verein  mit  den 
Schöffen  sich  die  alleinige  Besetzung  der  Ratsstüble  bis  jetst  zu 
wahren  gewttsst  hatte  ^^  das  würde  dem  Entwicklungsgang  in  an- 
deren Städten  am  meisten  entsprechen^)  —  oder  aber,  ob  die  Ge- 
meinde in  ihren  Innungen  dem  Stadtregiment  Opposition  machte  **- 
damit  würde  übereinstimmen,  dass  in  Wesel  erst  auffallend  spat, 
vom  Wollenamt  abgesehen,  erst  seit  der  zweiten  Hälfte  des  15.  Jahr- 
hunderts ünib  Innungen  der  Handwerker  b^egnen,  eine  Erscheinung, 
die  also  vielleicht  durch  die  i.  J.  1308  befohlene  Auflösung  aller 
Vereinigungen  ihre  Erklärung  fände. 

Gegen  beides  sprechen  aber  gewichtige  Gründe;  gegen  eine 
gilda  mercatonim  speziell  der  umstand,  dass  als  oberste  Stadtbe- 
hörde immer  das  SchöffencoUeg  erscheint,  welches  auch  den  Bat 
vollkommen  beherrschte.  Wahrscheinlicher  ist  es  daher,  dass 
sich  während  der  Streitigkeiten  Geschlechter  und  Gemeinde  zu- 
sammenthaten  und  zum  Kampfe  gegeneinander  durch  Eidschwur 
verbanden.  Auch  hierfür  würde  es  ja  an  Analogieen  in  der  Städte- 
geechichte  nicht  fehlen.')  Jedenfalls  aber  sind  diese  Spuren  zu 
undeutlich,  als  dass  sie  zu  einer  tieferen  Ejrkenntnis  der  sozialen 
und  politischen  Zustände  führen  könnten. 

Mit  der  Entstehung  des  Eates  und  den  darauf  folgenden  inneren 
Unruhen  sohliesst  die  erste  Epoche  der  Weeeler  Verfassungsge- 
schichte  ab.  Sie  war  eine  Periode  schnellsten  Fortschritts.  Bis  in 
die  erste  Hälfte  des  13.  Jabrhimderts  hinein  noch  ein  Ort,  der  zwar 
schon  meroantile  Interessen  hatte,  seinem  Bechte  nach  aber  sich 
durch  nichts  von  anderen  ländlichen  Gemeinden  unterschied,  wurde 
Wesel  durch  die  Becht  und  Verwaltung  umbildenden  Sätze  des 
Privilegs  von  1241  mit  einem  Schlage  in  die  Beihe  der  Stadt- 
gemeinden gestellt.  Durch  schnell  aufeinander  folgende  Privilegien 
wurde  es  in  dieser  Stellung  befestigt,  und  wurden  zugleich  der 
obersten  Behörde  durch  Überweisung  wichtiger  Einnahmequellen 
die  Mittel  verschaffi;,  die  immer  wachsenden  öffentlichen  Bedüffiiisse 


')  8.  z.  B.  Wolfstieg,  Verfassungsgesch.  von  Goslar,  8.  57.  Auf  das 
frühere  Bestehen  einer  ursprünglich  alle  Handeltreibenden  nnfEkSBenden  Gilde 
wäre  dann  vielleiohi  jene  Bestimmung  im  Privileg  von  1241  su  besiefaen,  dass 
ein  Fremder,  dessen  Klage  gegen  einen  Bürger  für  unrecht  befunden  wird, 
jedem  mündig  gewordenen  Bürger  sechs  Denare  zahlen  muss.    S.  8.  25. 

*)Z.  B.  die  Junkeiigesellschaften  in  Lübeck  am  Ende  des  14.  Jahrhnnderts 
und  die  Eidgenossenschaft  der  Speierer  Zünfte  zum  Widerstände  gegen  die 
Geschlechter  i.  J.  1827. 
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zu  befriedigen.  Doch  die  Überhäufung  mit  Geschäften,  welche  da- 
durch entstand,  zwang  das  SchöffenooUeg,  das  schon  vor  der  Er- 
hebung zur  Stadt  die  Verwaltung  der  Gremeinde  führte,  an  das  aber 
noch  nie  so  bedeutende  und  mannigfaltige  Aufgaben  herangetreten 
waren,  sich  nach  einer  Hülfe  umzusehen,  die  es  fand  durch  die 
Schaffung  des  Bates. 


Teil   II. 

Verfassnng  nnd  Verwaltnng  im  14.  nnd 
15.  Jahrhimdert. 

Im  Gegensatz  zu  der  schnellen  Folge  der  Ereignisse  in  der 
zweiten  Hälfte  des  13.  Jahrhunderts  treten  wir  jetzt  in  eine  Zeit 
der  langsamen  und  ruhigen  Entwicklung,  in  eine  Zeit,  wo  an  den 
Grundlagen  der  Verfassung  wenig  mehr  geändert  wird,  wo  zwar 
auf  Grund  eines  fiwt  ungestörten  inneren  Friedens  die  Stadt  an 
Beichtum  und  Macht  rasch  zunimmt,  und  auch  Verwaltung  und 
Becht,  den  veränderten  Verhältnissen  entsprechend,  eine  früher  un- 
geahnte Ausbildung  erfahren,  aber  nicht,  wie  in  der  älteren  Zeit, 
durch  künstliche  Auipfropfung  neuer  Zweige,  sondern  durch  ein 
langsames,  organisches  Wachstum  aus  sich  heraus.  Es  empfiehlt 
sich  daher,  von  der  chronologischen  Darstellung  der  Ereignisse,  wie 
sie  bisher  durch  die  skizzierte  sprungweise  Entwicklung  geboten 
war,  abzugehen  und  die  öffentlichen  Zustände  und  deren  Umbildungen 
in  der  folgenden  Zeit  nach  den  hauptsächlichsten  dabei  in  Betracht 
kommenden  Momenten  getrennt  vorzuführen. 

Wie  wir  sahen,  waren  es  drei  Mächte,  mit  denen  eine  Ver- 
waltungsgeschichte der  Stadt  zu  rechnen  hat:  Der  Graf  von  deve, 
die  Gemeinde  und  der  Magistrat.  Es  wird  also  für  jede  dieser 
Parteien  zu  untersuchen  sein,  welche  Bechte  ihr  in  der  folgenden 
Periode  zukamen,  und  welche  Pflichten  ihr  oblagen ;  zugleich  er- 
scheint es  dabei  geboten,  eine  Sonderung  der  Gemeinde  in  ihre 
Bestandteile  zu  versuchen  und  die  ganze  administrative  Thätigkeit 
des  Bates  darzustellen. 
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Kapitel  4. 

Das  TerhUtiiis  zum  Stadtherni. 

Mit  der  Wahrnehmung  seiner  gesamten  Rechte  in  Wesel  hatte 
der  Graf  ^)  seinen  officiatus,  auf  deutsch  Drost  oder  Amtmann,  im 
Lande  von  Dinslaken  betraut.  Glaubte  sich  die  Stadt  daher  durch 
den  Grafen  gekränkt,  oder  hatten  andere  sie  in  ihren  Rechten  be- 
einträchtigt, so  wandte  man  sich  zunächst  an  diesen,  dass  er  die 
Klagen  vor  seinen  Herrn  bringe  oder  dessen  Beistand  erbitte.  Seinen 
guten  Willen  der  Stadt  zu  erhalten,  musste  den  Bürgern  besonders 
am  Herzen  liegen:  Daher  die  vielen  in  den  Kämmereirechnungen 
verzeichneten  Ausgaben  für  ihm  geschenkten  Wein  und  ihm  ge- 
leistete Mahlzeiten.  Gegen  seinen  bösen  Willen  dagegen  suchte 
sich  die  Stadt  zu  schützen  durch  das  Privileg,*)  welches  sie 
i.  J.  1347  vom  Grafen  Johann  erwirkte,  dass  der  Amtmann  bei 
seinem  Amtsantritt  schwören  solle,  sie  in  ihren  Freiheiten  zu 
erhalten. 

Die  Befugnisse  privat-  und  öffentlich-rechtlicher  Natur,  welche 
der  Graf  in  Wesel  hatte,  sind  in  Bezug  auf  ihre  Entstehung  im 
ersten  Kapitel  besprochen  worden.  Hier  sind  nur  die  Veränderungen 
nachzuholen,  die  sie  erlitten,  und  der  Umfang  zu  fixieren,  in  dem 
sie  ausgeübt  wurden. 

Minder  wichtig  sind  zunächst  die  Rechte,  welche  aus  dem  Be- 
sitz des  Hofes  und  aus  der  Klostervogtei  folgten.  Diese  blieben 
bis  zum  Ende  des  15.  Jahrhunderts  durchaus  in  ihrem  alten  Be- 
stände, nur  dass  der  Graf  i.  J.  1329')  die  ausserhalb  der  Stadt- 
mauer angelegten  Gärten  vom  Zehnten  befreite  und  im  15.  Jahr- 
hundert Teile  seines  Besitzes  für  kurze  Zeit  an  die  Stadt  verkaufte. 

Das  bedeutendste  Recht  des  Grafen  aber  und  zugleich  das,  durch 
dessen  Besitz  vor  allem  er  als  Stadtherr  erscheint,  ist  die  Hegung 
des  Gerichts.  Ihm  als  dem  Gerichtsherrn  gebührt  der  Hauptanteil 
an  den  vom  Gericht  verhängten  Strafen.  Infolge  der  Gerichts- 
hoheit ist  auch  die  Wahrung  des  Rechts  in  der  Stadt  seine  Auf- 
gabe. Weil  er  den  Gerichtsbann  hat,  kann  er  ihn  leihen  und  setzt 
also  den  Richter  ein.    Indem  er  zugleich  die  beiden  Gerichtsboten 


>)  Häufig  begegnet  uns  nicht  der  Graf,  sondern  sein  Sohn  als  Herr  von 
Weeel;  da  aber  hierdurch  der  Beohtabettand  nicht  alteriert  wurde,  so  ist  in 
der  Folge  davon  abgesehen. 

*)  Lac.,  U.  B.  in,  Nr.  448.    Original  verloren. 

•)  Lac.,  U.  B.  III,  Nr.  341;  und  Frensdorff,  Dortm.  SUt  S.  865. 
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ernennt,  bethätigt  er  oder  sein  Aichter  für  ihn  das  Anefangsrecht 
Als  Gerichtsherr  erlässt  er  Verordnungen,  welche  in  das  Gerichts- 
wesen eingreifen.  Inwieweit  diese  Gesetzgebung  der  städtischen 
nebenherlaufend  sie  oftmals  ergänzte,  wird  weiter  unten  zu  erörtern 
sein.  Denn  auch  die  Stadt  war  am  Gerichte  beteiligt,  wie  schon 
dadurch  ausgedrückt  wird,  dass  der  Richter,  obwohl  vom  Grafen 
gesetzt,  auch  ihr  schwören  muss,  gerecht  zu  richten.  Seit  1481  er- 
nennt sie  den  zweiten  Gerichtsboten,  und  an  den  Gerichtsgeldem 
hat  sie  einen,  wenn  auch  nicht  sehr  erheblichen,  Anteil.  Bei  Be- 
sprechung der  gerichtlichen  Thätigkeit  des  Bates  wird  untersucht 
werden,  inwiefern  die  Stadt  den  Einfluss  auf  die  Bechtsprechung, 
der  sich  hierin  zeigte,  zu  erweitern  wusste. 

Aber  noch  andere  wichtige  öffentliche  Bechte  stehen  dem 
Grafen  infolge  der  Gerichtshoheit  in  Wesel  zu:  Er  ist  den  Bürgern 
„dominus  noster,"  „onse  genedige  her^,  die  Stadt  ihm  „onse  lieve 
stad  von  Wesele'*.  Ihm  kommen  demzufolge  alle  Rechte  in  Wesel 
zu,  welche  den  Beichsstädten  gegenüber  der  König  geltend  machen 
kann;  ihm  hat  die  Stadt  die  Pflichten  zu  erfüllen,  welche  aus  ihrer 
Zugehörigkeit  zu  einem  Staatswesen  resultieren.^)  Weil  er  die  Quelle 
alles  öffentlichen  Bechts  ist,  das  jemand  in  der  Stadt  ausüben  kann, 
sind  prinzipiell  wenigstens  auch  dem  Magistrat  die  Bürger  nur  des- 
halb zum  Gehorsam  verpflichtet,  weil  er  es  befiehlt,  und  dürfen 
Statuten  nur  mit  seiner  Zustimmung  gemacht  werden.*)  Wie  aller- 
dings der  Magistrat  auch  ohne  seine  Billigung  das  Becht  umbildete, 
Beschlüsse  fasste  und  durchführte  und  das  als  sein  gutes  Becht 
betrachtete,  werden  wir  noch  sehen.  —  Dem  Grafen  steht  femer 
die  Aufsicht  darüber  zu,  dass  alles  in  der  Stadt  zum  Besten  ge- 
schieht: Streitigkeiten  zwischen  Gemeinde  und  Ma^strat  schlichtet 
er  und  nimmt  auch  wohl  Bürger,  die  wegen  einer  ihnen  vom  Bäte 
zudiktierten  Strafe  an  ihn  appellieren,  in  seinen  Schutz,^)  immer 
unter  heftigem  Widerstände  der  städtischen  Obrigkeit. 

Die  Verpflichtung  zum  Heerdienst  war  durch  das  Privileg  von 
l!241  auf  die  Zeit  eines  Tages  reduziert,  und  wir  haben  keine  tJr- 


*)  Schon  Heidemann  (Ztsclir.  V,  S.  188  ff.)  hat  darauf  hingewiesen,  da98 
der  von  Wesel  erhobene  Anspruch,  eine  kaiserliche  Stadt  zu  sein  (von  Nym- 
wegen  und  Dortmund  i.  J.  1314  anerkannt,  um  der  Stadt  Zollfreiheit  in  ütreoht 
zu  erwirken)  sich  nur  darauf  gründen  kann,  dass  der  Hof  Wesel  nrspriinglioh 
königliches  Eigentum  war.  Von  Eeiohsunmittelbarkeit  ist  natürlich  niidht 
die  Bede. 

«)  Bestimmung  des  Privilegs  von  1808  (Lac  ,  (J.  fi.  III,  Nr.  78)« 

>)  B.  B.  iL  a.  147S,  F.  90». 
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Sache  anziinehmen,  dass,  solange  die  fieatimmuDg  galt,  diese  Zeit 
hiiifig  überschritten  wurde.  Als  aber  infolge  des  Aussterbens  des 
devisohen  Grafenhauses  die  Grafen  von  der  Mark  Herren  der  Stadt 
worden,  bestand  Graf  Engelbert  bei  einer  Bestätigung  der  städtischen 
Privilegien  i.  J.  1369  auf  der  Ausnahme,  daes  die  Weseler  „ons 
ghevolghenisse  dnen  zulen  als  ons  onse  stad  van  den  Hamme  scul- 
dich  is  to  done/^  Jedenfalls  schloes  diese  Ausnahme  eine  Ver- 
minderung der  städtischen  Freiheit  in  sich,  und  demgemäss  sehen 
wir  die  Stadt  den  Grafen  und  Herzögen  später  oft  mehrere  Wochen 
lang  Kriegsdienste  thun.  Berühmt  ist  der  Beistand  geworden,  den 
die  Weseler  Bürger  ihrem  Herrn  i.  J.  1397  in  der  Schlacht  am 
CSeverhamm  gegen  den  Herzog  von  Berg  geleistet  haben,  ja  ihrem 
noch  eben  rechtzeitigen  Eintreffen  wird  durch  die  Sage  und  die 
ihr  folgenden  Darstellungen  ^)  die  Entscheidung  zu  Gunsten  des  hart 
bedrängten  Grafen  beigemessen  —  inwiefern  mit  Becht,  lässt  sich 
aus  unsem  Quellen  schwerlich  noch  ermitteln.*)  Wenn  es  auch 
feststeht,  dass  ein  städtisches  Contingent  mitgekämpft  hat,  ist  doch 
die  Überiieferung,  dasselbe  sei  3000  Mann  stark  gewesen,  zwrifels- 
ohne  eine  irrtümliche:  Die  waffenftlhige  Mannschaft  war  noch  im 
folgenden  Jahrhundert  bedeutend  schwächer^),  und  in  den  Kämmerei- 
rechnungen findet  sich  nur  der  Lohn  für  etwa  70  Gesellen  in 
dieeem  Jahre. 

Grösser  wurde  die  Unterstützung  im  16.  Jahrhundert.  Gar 
manchmal  jagt  die  ganze  oder  die  halbe  Stadt  aus;  vor  allem  aber 
leistet  sie  ihrem  Herrn  mit  Söldnern^)  Hülfe  und  verausgabt  dafür 
häufig,  wie  zur  Zeit  der  Soester  Fehde  und  des  burgundisch- 
geldrischoi  Krieges  namhafte  Summen. 

Die  direkten  Abgaben,  welche  der  Graf  von  der  Stadt  bezog, 
waren  recht  bedeutend.  Wie  bereits  gesagt,  durfte  er  gegen  der 
Städter  Willen  keine  Zahlung  erpressen,  aber  gerade  hier  sehen 
wir  recht  deutlich,  wie  erst  durch  Ver^eichung  mit  der  Wirklioh- 


')  X.  B.  von  Schaumburg  in  den  Annalen  des  bist.  Yer.  f.  d.  Niedarrhein, 
9.  u.  10.  Heft,  1861,  S.  80  ff. 

«)  S .  Lac.,  Archiv  IV,  a.  1863,  S.  108  ff. 

0  S.  S.  öa 

*)  Dass  es  Söldner  sind,  welche  den  Herzog  bei  Belagerungen  uniei> 
stutzen,  wird  bewiesen  einmal  durch  ihr  mehrwöcbentliches  Ausbleiben  und 
sodann  auch  durch  die  Auszüge,  welche  die  Städter  selbst  während  der  Ab- 
wesenheit dieser  Truppen  machen.  Aus  der  Menge  der  dem  Herzog  zur  Hülfe 
Geachickten  (es  sind  z.  B.  i.  J.  1480  ca.  430)  ist  daher  ein  Soblnss  auf  die 
Bevölkemnganflsr  wunlMaig. 
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keit  sich  für  die  Wertaohätzung  der  in  den  Urkunden  anagesprochenen 
Prinzipien  ein  Maesstab  erziden  läset  Zwar  lassen  sich  die  pecu- 
niären  Leistungen  der  Stadt  nicht  durchweg  nachweisen^  da  sie,  wie 
noch  zu  zeigen,  keineswegs  immer  unter  den  übrigen  Ausgaben  auf- 
gezeichnet, sondern  gar  oft  durch  besondere  Umlage  aufgebracht 
wurden,  über  welche  in  den  Kämmereirechnungen  nichts  zu  finden 
ist;  aber  der  allgemeine  Eiindruck,  welchen  man  aus  den  in  den 
Bechnungen  verzeichneten  Ausgaben  für  Botengänge,  ftir  £eisen 
des  Bürgermeisters  und  der  Schöffen  zum  Drosten  oder  nach  Cleve 
davonträgt,  ist  doch  der,  dass  die  Stadtherren  keine  falsche  Be- 
rechnung machten,  wenn  sie,  um  im  Falle  der  Not  um  so  höhere 
Anforderungen  stellen  zu  können,  die  Blüte  der  Stadt  förderten 
und  auf  eine  regelmässige  Besteuerung  verzichtetQp. 

Die  Abgaben,  welche  der  Graf  von  Weseler  Bürgern  un- 
mittelbar bezog,  sind  oben^)  beschrieben;  für  alles  andere  tritt 
zwischen  ihn  und  den  Einzelnen  die  Stadt.  Denn  die  Schatzfreiheit 
galt  seit  einem  Privileg  v.  J.  1311')  auch  für  die  auswärtigen  Be- 
sitzungen Weseler.  Freilich  wurde  grade  dies  Recht  das  ganze 
14.  und  16.  Jahrhundert  hindurch  und  noch  darüber  hinaus')  am 
häufigsten  zum  Anlass  des  Streites  zwischen  der  Stadt  und  ihrem 
Herrn.  In  der  That  musste  dieser  die  Ausdehnung  städtischer 
Freiheit  auf  das  Land  mit  scheelen  Augen  ansehen.  Aber  auch 
die  Stadt  wusste  sich  energisch  zu  wehren,  wenn  sie  in  ihrem  ver- 
brieften Rechte  gekürzt  werden  sollte.  Hin  und  her  gingen  die 
Boten,  meistens  machte  sich  der  Bürgermeister  selbst  mit  einigen 
von  Schöffen  und  Rat  auf,  um  beim  Grafen  vorstellig  zu  werden. 
Das  Ende  ist  dann  gewöhnlich,  dass  der  Graf  das  städtische  Recht 
anerkennt  und  es  nicht  wieder  zu  verletzen  verspricht,  aber  ohne 
den  geschätzten  Bürgern  Schadenersatz  zu  leisten.  Es  stand  mit 
diesem  Rechte  eben  ähnlich,  wie  mit  der  Schatzfreiheit  der  Stadt 
selbst:  In  der  Theorie  wird  es  nicht  angezweifelt,  in  der  Praxis 
muss  man  sich  oft  eine  Scbmälerung  gefallen  lassen. 

Zu  diesen  Abgaben  kommen  dann  noch  freiwillige  Geschenke 
bei  besonderen  Gelegenheiten,  der*  Huldigung ,  der  Rückkehr  von 
einer  Reise,  der  Heirat,  und  bei  jedem  Aufenthalt  in  der  Stadt 
Weinspendungen  für  den  Grafen  und  für  sein  Gefolge. 

Die  anderen  Rechte  der  Grafen  in  Wesel  lassen  sich  als  die 
Regalien  zusammenfassen:  Die  Münze,  der  Weinzoll  und  der  Zoll 
an  den  drei  Jahrmärkten.    Hinzu  kam  nur  der  Holzzoll,  dessen  ür- 

^äTs.  12  ff. 

>)  Lm.,  ü.  B.  III,  Nr.  103. 

•)  S.  z.  B.  Bottterwejk,  drei  Huldigangstage  der  Stadt  Wesel,  Ztsohr.  U. 
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sprang  dunkel  ist,  und  der  Zoll  von  dem  i.  J.  1467  auf  Betrieb 
der  Stadt  eröffneten  Pferdemarkt.  Auch  diese  Gerechtsame  boten 
Anlass  zu  Streitigkeiten,  wenn  die  Stadt  sich  beklagte,  die  neue 
Miinse  sei  zu  leicht,  oder  die  Erhöhung  des  Weinzolls  sei  nicht  zu 
ertragen. 

Ejb  ist  klar,  dass  so  mannigfache  und  bedeutende  Rechte,  aus- 
geübt von  einem  mächtigen  Dynasten,  der  städtischen  Selbstyer- 
wakung  leicht  gefahrlich  werden  konnten.  Sehr  wichtig  war  daher 
das  Versprechen,  welches  Graf  Johann  i.  J.  1347^)  leistete,  nie 
Wohnung  innerhalb  der  Stadtmauern  zu  nehmen.')  Dadurch  wurde 
der  Schutz,  welchen  den  Bürgern  ihre  Befestigungen  gewährten, 
dem  Herrn  gegenüber  erst  wirksam. 

Doch  war  ein  Zwiespalt  zwischen  dem  Grafen  und  der  Stadt 
immerhin  etwas  Seltenes  und  wurde  gewöhnlich  schnell  beigelegt. 
In  der  Regel  stand  yielmehr  der  Graf  seinen  Bürgern  mit  Rat  und 
That  zur  Seite.  Ihm  musste  ja  selbst  viel  an  ihrem  Wohle  gelegen 
sein,  darum,  weil  eine  reiche  Stadt  auch  für  ihn  mehr  abwerfen 
konnte.  Daher  erwirkte  -  er  für  Wesel  und  seine  anderen  Städte 
nach  dem  Siege  über  den  Herzog  von  Berg  i.  J.  1397  die  Freiheit 
von  allen  bergischen  Zöllen*);  daher  auch  die  vielen  Zollprivilegien 
für  die  eigenen  Zollstätten,  die  allerdings  im  Laufe  der  Zeit  durch 
Anlegung  neuer  Zölle,  namentlich  des  Büdericher  zu  Ende  des 
13.  Jahrhunderts,  beschränkt  wurden.  Aber  die  Zollprivilegien, 
obwohl  in  ihrer  Entstehung  ein  Zeichen  landesherrlicher  Fürsorge 
für  die  Stadt,  gaben  nicht  selten  Anlass  zum  Hader,  entweder,  in- 
dem der  Graf  sich  durch  Vorbeiführung  fremden  Gutes  von  den 
Bürgern  betrogen  glaubte,  oder  indem  die  Stadt  die  Berechtigung 
des  Grafen  zur  Zollerhebung  von  ihren  Bürgern  an  irgend  einer 
Zollatätte  bestritt  

Kapitel  5. 

Die  Gemeinde. 

I. 
Die  Elawohnerscbaft. 

a.    Die  Einwohner  nach  ihrem  Beruf. 
Um  dem  Gerippe  der  Verfassung  Fleisch  und  Blut  zu  geben, 
erscheint  es  angebracht,  zuerst  die  Einteilung  der  Gemeinde  nach 


*)  Lac,  U.  B.  in,  Nr.  442. 

*)  Trotiddm  erbaute  flersog  Adolf  i.  J.  1417  in  Wesel  den  Königshof; 
s.  Gert  van  der  Schuren,  Ausg.  von  Schelten,  S.  137  und  Gantesweiler,  S.  89. 
>)  Lac,  U.  B.  m,  Kr.  1046. 
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dem  Beruf  zu  betrachten.  Treffliches  Material  fttr  die  Erkenntoia 
der  socialen  Gliederung  liegt  in  den  Stadtrechnungen  yor,  welche 
für  die  Mehrzahl  der  Jahre  bei  den  Einnahmen  aus  den  verschiedenea 
Accisen  die  Accisezahler  namentlich  anfuhren,  in  den  Lasten  der- 
jenigen, welche  von  der  Stadt  Zollzeichen  erhielten,  die  Zahl  und 
die  Namen  aller  am  Rheinhandel  beteiligten  Weseler  Kaufleute 
überliefern,  bei  Anrechnung  des  den  Honoratioren  und  Beamten 
der  Stadt  zu  Weihnachten  gespendeten  Weines  die  Schöffen  und 
Oonsuln  aufzählen  und  dabei  für  einige  Jahre  in  den  Steuerlisten 
die  Vermögensverteilung  in  der  Stadt  erkennen  lassen. 

Der  Entstehung  der  Stadtgemeinde .  aus  der  Bauersehaft  ent- 
sprechend, werden  wir  für  die  ersten  Zeiten  der  Stadt  auch  ohne  spe- 
ciellen  Beweis  anzunehmen  haben,  dass  das  Patriziat,  d.  h.  die  EJasse, 
aus  der  sich  das  SchöflencoUeg  und  später  der  Bat  rekrutierte,  aus 
den  Familien  bestand,  welchen  altererbter  Grundbesitz  Ansehen  ver- 
lieh« In  wie  weit  schon  damals  auch  Handel  zu  einer  hervorragen- 
den Stellung  in  der  Stadt  verhelfen  konnte,  musste  aus  Mangel  an 
Quellenmaterial  unerörtert  bleiben.  Besser  sind  wir  für  die  spätere  Zeit 
gestellt:  Hier  sehen  wir  einerseits,  dass  nur  eine  ganz  geringe  An- 
zahl^) der  Erbgenossen,  welche  sowohl  durch  Reichtum,  als  auch 
durch  ihre  Thätigkeit  in  der  Verwaltung  an  der  Spitze  der  Gemeinde 
erscheinen,  sich  vom  Handel  fem  hielt,  dass  aber  andererseits  auch 
viele  Familien  zu  einer  bedeutenden  sozialen  uod  politischen  Stellung 
gelangten,  welche,  ursprünglich  wenigstens,  keinen  Grundbesitz  hatten, 
welche,  zum  Teil  erst  eingewandert,  nur  dem  Handel  ihren  Reich- 
tum verdankten.*)  So  setzte  sich  denn  das  städtische  Patrinat  zu- 
sammen aus  Qrundbesitzem,  Kaufleuten  und  solchen,  die  beides 
waren. 

Wenn  man  untersuchen  will,  mit  welchen  Waaren  die  Kauf- 
leute handelten,  so  darf  man  sich  durch  die  Reihen  derer,  welche 
Hopfen-  oder  Weinaccise  zahlten,  nicht  täuschen  lassen;  denn  wie 
wir  noch  sehen  werden,  waren  beide  Accisen  ganz  vorwiegend 
Consumsteuern.  Die,  welche  sie  entrichten,  sind  also  nur  Detailver- 
käufer. Dem  entspricht  es,  dass  die  Wmnai3oise  zum  Teil,  die  Bier- 
accise  fast  ganz  von  solchen  erhoben  wird,  welche  dadurch,  dass 
sie  kein  Geld  für  Zollzeichen  zahlen,  sich  als  nicht  zur  Kaufinann- 


1)  Namentlich  die  Familien :  van  Wilaken.  Ledechgano,  de  Ferro,  Botter- 
man,  Stecke,  van  £ger,  uppen  Diiok,  Danen.  Die  Orandbesiteer  in  der  Stadt 
sind  überliefert  in  einer  Litte  der  Srbgenofsen  ans  d.  J.  1412  (St  F.  325»  f). 

*)  Namentlich  die  Familien:  Lnbberti,  van  Orsoy,  de  Cappella,  Hartwiöh, 
de  Monement,  Be3rard. 
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Schaft  gehörig  charakterisieren.  £0  sind  eben  die  Wein«  und  Bier- 
wirte. Wenn  von  den  ersteren  die  meisten  grosses  Ansehen  in  der 
Stadt  genossen,  so  lag  das  hänfig  daran,  dass  sie  neben  dem  Wein- 
sehank  noch  einem  anderen  Erwerbe,  meist  dem  fibindel,  oblagen. 
Da  ^r  Ght)sshandel  nun  mit  keiner  mir  einzelne  Waaren  treffenden 
Abgabe  belastet  war,  so  fehlt  es  an  jedem  Anhaltsponkt,  um  die 
Handelsartikel  festzustellen.  Doch  werden  wir  annehmen  müssen, 
dass  anch  die  Weseler  EAsfleute  namentlich  Gtetreide,  Wein,  Salz 
und  Fische  vertrieben.^) 

Was  das  Handelsgebiet  betrifft,  so  ist  dessen  Begrenzung,  ab- 
gesehen von  einigen  Sparen,  welche  anf  einen  Verkehr  von  Weselern 
mit  den  flandrischen  und  den  Ostseestädten  schliessen  lassen,')  nnr 
auf  der  Bheinstrasse  möglich.  Eis  ist  jüngst  die  hervorragende  Be« 
deatong  £ilns  für  die  Vermittlung  des  unterländisohen  Verkehrs 
nach  dem  Jlittelrhein  betont  worden*),  und  auch  Wesel  stand  mit 
der  rlietnisclien  Metropole  in  lebendigem  Verkehr,  fiin  grosser  Teil 
der  städtischen  Schulden  war  in  Köln  oontrahiert,  und  die  Weseler 
hatten  dort  zur  Wahrnehmung  ihrer  Interessen  einen  ständigen 
ISticurator.  Dass  aber  die  Kauf  leute  nicht  weiter  als  Ms  Köln  den 
Bhein  hinauffuhren,  ist  doch  ausgeschlossen.  Dagegen  sprechen 
sowohl  die  Kämmereirechnungen,  welche  manche  Beziehungen  zu 
den  mittel-  und  oberrheinischen  Städten  ergeben,^)  als  auch  nament- 
lich eine  Stelle  in  den  BatsprotokoUen  ,^)  welche  einen  direkten 
Verkehr  mit  dem  Oberlande  bezeugt. 

Über  die  Bedeutung  des  Weseler  Handels  würden  wir  durch 
die  Posten  in  den  Kämmereirechnungen,  welche  die  aus  dem  Ver- 
kauf der  Zollzeichen  gelösten  Gtelder  enthalten,  ausgezeichnet  nnter- 
ricbtet  sein,  wenn  wir  immer  die  Taxe  der  Zollzeichen,  die  nach 
dem  Wert  der  Waaren  berechnet  wurde,  kennten.  Leider  ist  diese 
aber  nur  einmal,  aus  dem  Jahre  1422,  überliefert,^)  und  da  wir 
nidit  wissen,  wann  sie  wieder  geändert  wurde,  können  wir  diese 
Nachricht  nur  zur  Bestimmung  der  Summen  benutzen,   fiir  welche 


1)  S.  Lamprecht,  a.  a.  0.,  ü,  S.  324  ff. 

*)  R.  a.  1466  F.  18»  (die  Älterlente  von  Brügge  schreiben  wegen  der 
Laken);  a.  1470,  F.  fid»  (Bin  aus  Löwen  eebürtiger  wird  in  die  BOrgsnohaft 
anfgenommen);  a.  148^  ^-  ^^  ^^^  ^^  (1^  ^^^  einiger  Böiger  ist  auf  dem 
Karkte  in  Antwerpen  besetzt) ;  a.  1470,  F.  41  a.  (Brief  aus  Lübeok.) 

•)  Lamprecht,  a.  a.  0.  11,  S.  840. 

*)  z.  B.  mit  Mainz;  St  a.  1846,  F.  71«.  s.  auch  S.  96,  Anm.  L 

•)  11.  a.  U7%  F.  89». 

•)  L.  PL  S.  &SL 
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die  Weaeler  Kaufleute  i.  J.  1423  ihre  auf  dem  Bhein  tranBportierien 
Waaren  einkauften.  Wird  schon  hierdurch  der  Wert  solcher  An- 
gaben um  80  geringer,  als  bei  der  grossen  Unsicherheit  aller  Ver- 
hältnisse der  Handel  heftigen  Schwankungen  unterliegen  musste,  so 
wird  die  Bedeutung  unserer  Berechnung  dadurch  noch  vermindert, 
dass  sie  zu  genauen  Besultaten  nicht  einmal  für  das  eine  Jahr  ge» 
langen  kann.  Während  nämlich  die  Kaufleute,  welche  an  Wesel 
YOrbei  den  Rhein  hinauffuhren,  von  jeder  Mark  des  Einkaufspreises 
ihrer  Waaren  nur  einen  halben  Denar  zahlten,  hatten  die,  welche  von 
oberhalb  Wesel  nach  den  Bheinmündungen  oder  von  Wesel  aus  den 
Rhein  hinauf-  oder  hinunterfuhren,  die  doppelte  Taxe  zu  entrichten. 
Naiimen  wir  daher  an,  dass  .von  Weselern  ebensoviel  Waaren  an 
Wesel  vorbei  den  Rhein  hinauf  als  hinunter  gebracht  wurden,  und 
dass  auch  die  Ausfuhr  aus  Wesel  nicht  grösser  und  nicht  kleiner  war, 
so  würden  auf  3  Mark  Einkaufspreis  2Vt  Denare  Jk  ZoUzeichen  be- 
zahlt worden  sein ;  man  hätte  also  unter  jener  Voraussetzung  200  (die 
Zahl  der  i.  J.  1428  für  Zollzeichen  eingenommenen  Mark)  mit 
144x4  '^  multiplicieren  und  erhielte  dann  als  Einkaufspreis  sämt- 
licher von  Weseler  £laufleuten  auf  dem  Rhein  transportierten  und 
nicht  nach  Wesel  gebrachten  Waaren  34560  Mark.  Diese  Summe 
macht,  auf  den  Rheinischen  Grulden^^  Weseler  Mark  ^)  oder  30,3 
Gramm  Silber  oder  2,78  Gramm  Gold<)  gerechnet  1172,3  Pfund 
feines  Silber  oder  107,59  Pfund  feines  Gk>ld.  Nähme  man  aber  den 
Wert  der  mit  der  geringeren  Taxe  besteuerten  Waaren  für  so  klma 
an,  dass  man  ihn  gänzlich  vernachlässigen  könnte,  so  erhielte  man 
976,9  Pfund  feines  Silber  oder  89,66  Pfund  fl^ines  Gold,  und  wenn 
man  umgekehrt  den  höher  belasteten  Handel  nicht  rechnen  wollte, 
1953,8  Pfund  feines  Silber  oder  179,32  Pfund  feines  Gold.  Die 
letzteren  Zahlßu  sind  die  äussersten  Fehlei^renzen. 

Hierbei  ist  der  gesamte  Landhandel  nicht  beriicksichtigt;  an 
dem  werden  hauptsächlich  die  Tuohhändler  beteiligt  gewesen  sein. 
Aus  den  Statuten  des  Weseler  Wollenamts  v.  J.  1452  ')  geht  hervor, 
dass  die  Mitglieder  des  Amtes  ihr  Tuch  selbst  ausführten.  Da 
von  den  vielen  überlieferten  Namen  der  Wollen  weher  äusserst  selten 
jemand  in  der  Berechnung  des  aus  dem  Verkauf  der  Zollzeichen 
gelösten  Geldes  vorkommt,  so  ist  der  Schluss  zwingend,  dass  die 
Tuche   per  Axe   transportiert   wurden.     Das  Ansehen   der   Tuoh- 


')  Naoh  Ausweis  der  Stadtrechnungen. 
*)  S.  Lamprecht,  a.  a.  O.  Sl,  S.  470. 

*)  Yeröffantlicht  von  Heidemann  (Ztschr.  IX,  S.  77  ft.)  mit  der  faltohea 
Datierong  1426.  S.  namentlioh  i  39  f . 
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händler  in  der  Qemeinde  war  ebenso  wie  das  der  Bierwirte  nicht 
gross ;  nur  selten  erscheint  jemand  als  Mitglied  des  Rates,  und  in 
den  Steuerlisten  werden  die  grössten  Beträge  nicht  von  ihnen  ge- 
zahlt. Spätestens  seit  1329,  in  welchem  Jahre  der  Q-raf  eine  Ur- 
kunde darüber  ausstellte,^)  waren  sie  zu  einem  Wollenamt  verbunden, 
dem  zwar  das  G-ocher  Wollenamt  zum  Vorbild  dienen  sollte, 
welches  aber  eine  viel  geringere  politische  Bedeutung  hatte  ak  dieses. 

Zwar  sind  die  Einnahmen  „van  wullenlaken  to  bezeghelen^ 
immer  in  den  Stadtrechnungen  verzeichnet;')  zur  Bestimmung  der 
Anzahl  der  ausgeführten  Stücke  Tuch  können  wir  ihre  Kenntnis 
aber  nur  fiir  das  Jahr  1453  benutzen,  da  die  einzige  Angabe  dar- 
über, wieviel  von  jedem  Stück  Tuch  an  die  Stadt  gezahlt  wurde, 
aus  dem  Jahre  14ö2  —  eben  aus  jenen  Statuten  —  stammt.  Dar- 
nach wurden  i.  J.  1453  gegen  1032  Stück  Tuch  ausgeführt.»)  Über 
die  gewöhnliche  Grösse  eines  Stückes  sind  wir  durch  eine  Bestimmung 
der  Statuten  unterrichtet,  wonach  Stücke  von  27  Ellen  als  ganze, 
von  12 — 27  Ellen  als  halbe  Laken  gelten  sollten. 

Wenn  auch  Handel  und  Grundbesitz  die  einzigen  Grundlagen 
des  Patriziats  blieben,  so  hat  sich  doch  soviel  ergeben,  dass  dieses 
nicht  wie  anderswo  eine  festgeschlossene  Clique  bildete,  sondern, 
dass  jedem,  der  zu  Wohlhabenheit  und  Ansehen  gelangte,  der  Zu- 
tritt zu  den  städtischen  Amtern  offen  stand.  Hiermit  hängt  zu- 
sammen, dass  die  Vermögensverteilung  in  der  Stadt  eine  recht 
günstige  war,  wie  dies  namentlich  aus  den  Steuerlisten  hervor- 
geht. I.  J.  1373  zahlten  an  Steuern  3  Mark  und  darüber  68, 
1—3  Mark  66,  6  Solidi  —  1  Mark  125,  1  —  6  SoHdi  278,  unter 
1  Solidus  nur  34  *).  Eünen  weiteren  Aufschluss  über  die  Vermögens- 
Verteilung  giebt  uns  ein  aus  den  vierziger  Jahren  des  15.  Jahr- 
hunderts herrührendes  Verzeichnis  derer,  die  im  Dienste  der  Stadt 
Pferde  halten  mussten.^)  Vorher  findet  sich  die  Bestimmung,  dass, 
wer  ausser  Wohnhaus,  Hausrat,  Kleinodien,  Gerätschaft,  Silberwerk 
und  Schulden  600  Rheinische  Gulden  Vermögen  besitze,  Vs  Pferd, 
wer  400,  V4,  wer  300,  Ve»  wer  200,  Vrfs  wer  150,  Vi«  Pferd  halten 

»)  Lac,  ü.  ß.  m,  Nr.  241.    Frensd.  Dortm.  St.  S.  265. 

«)  S.  u.  S.  119. 

*)  Zur  Vergleichong  erwähne  ich,  dass  nach  Bergraths  ziemlich  exakter 
Berechnung  (Anm.  des  hist.  Ver.  f.  d.  Niederrh.  Heft  5,  S.  122)  in  Goch  i.  J.  1428 
5140  Stück  Tuch  gefertigt  wurden. 

*)  S.  n«  S.  118.  Die  Differenz  mit  der  auf  S.  52  angegebenen  Zahl  ist  da- 
durch zu  erklären,  dass  nicht  hinter  jedem  Namen  der  auf  ihn  fallende  Betrag 
angegeben  ist. 

»)  W.  R.  A.,  Caps.  253,  Nr.  3. 

BtMboU;  YerfkiiangsgMohioht«  WeseU.  4 
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solle.  Darnach  hatten  ein  Vermögen  von  600  Gtilden  46,  von  denen 
13  sogar  zu  */,  Pferd  verpflichtet  waren,  ein  solches  von  400  36, 
ein  solches  von  300  33,  eines  von  200  60  und  eines  von  160  Gulden 
47  Weseler.i) 

Q-egenüber  dem  Handel  war  das  Handwerk,  abgesehen  von  der 
Tuchmacherei,  in  Wesel  von  jeher  von  geringerer  Bedeutung.  EJe 
befriedigte  fast  nur  die  täglichen  Bedürfnisse:  Kostbare  Gegen- 
stände aus  Gold  oder  Silber,  welche  die  Stadt  ihrem  Herrn  oder 
dessen  Gemahlin  schenkte,  liess  man  regelmässig  in  Köln  anfertigen. 
Demgemäss  hören  wir  auch  von  Vereinigungen  der  Gewerbetreiben- 
den erst  ziemlich  spät:  Wenn  wir  das  Wollenamt  ausnehmen, 
dessen  Mitglieder  ja  zugleich  Kaufleute  waren,  so  ist  die  einzige 
Spur  aus  dem  14.  Jahrhundert,  welche  auf  das  Bestehen  eines 
Handwerkeramts  schliessen  lässt,  die  sich  in  den  Kämmerei- 
rechnungen zuweilen  hinter  dem  Namen  eines  in  die  Bürgerschaft 
Aufgenommenen  statt  der  Aufnahmegebühr  findende  Notiz:  „Sar- 
tores habuerunt^^  Die  Schneider  bezogen  also  damals  von  denen, 
welche  zugleich  das  Bürgerrecht  und  ihr  Amt  erwarben,  das  Geld 
dafür,  das  sonst  der  Stadt  zukam.  Dann  sind  aus  dem  Jahre  1468 
Statuten  des  Schneider-  und  des  Schuhmacheramtes')  erhalten, 
welche  in  Verbindung  mit  den  Statuten  des  Wollenamts  vom  Jahre 
1462')  den  Charakter  der  Weseler  Gewerbeverbände  als  ziemlich 
gleichartig  erscheinen  lassen:  In  allen  drei  Gewerben  herrscht 
Zunftzwang,  die  Aufsicht  über  die  Betreibung  des  Amtes  steht  vier 
Werkmeistern  zu ;  alle  aber  sind  vom  Magistrat  durchaus  abhängig, 
welcher  einen  Teil  der  Brüchen  für  die  Stadt  bezieht  und  die 
Macht  hat,  jederzeit  die  Statuten  zu  ändern.  Nur  den  Werkmeistern 
des  Schneideramts  ist  eine  den  Bereich  der  Gewerbepolizei  über- 
schreitende Funktion,  welche  im  Übrigen  unmittelbar  städtischen 
Beamten  vorbehalten  ist,  übertragen:  Sie  müssen  zweimal  jährlich 
umgehen,  um  die  Waffen  ihrer  Amtsgenossen  zu  visitieren. 

Ihrer  geringen  Bedeutung  entsprechend  nehmen  die  Amter 
auch  in  der  Verwaltung  nicht  die  Stellung  ein,  welche  sie  sich  in 
so  vielen  anderen  Städten  zu  erringen  gewusst  haben.  Ob  sie 
besondere  militärische  Körper  bildeten,  ist  zweifelhaft.  Die  einzige 
Stelle,  welche  dies  fUr  das  Schneideramt  vermuten  lassen  konnte, 
ist   die  eben  erwähnte  Bestimmung  über  die  Waffen  Visitation   bei 

0  Der  Rhein.  Gblden  enthielt  damals  2,78  G^ramm  feines  G^old,  und  das 
Wertverhältnis  von  G^old  und  Silber  war  1  :  11,28.  S.  Lamprecht,  a.  a.  O., 
U ,  S  470. 

«)  L.  PI.  S.  86  u.  S.  88. 

')  S.  S.  48,  Anm.  3. 
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den  Schneidern.  Sonst  aber  erscheint  die  Einwohnerschaft  nie 
nach  Amtern,  sondern  stets  nach  Vierteln  gegliedert.^)  Die  Viertel 
sind  es,  welche  die  Wahl-,  Steuer-  und  Polizeibezirke ^)  bilden. 
WShMnd  in  den  Wahlbestimmungen  aus  dem  Anfang  des  14.  Jahr* 
hundertfl  aoch  nicht  von  ihnen  die  Bede  ist,  setzt  sie  das  Privileg 
von  1359*)  schon  voraus.  Vor  der  Mitte  des  14.  Jahrhunderts 
also  wird  sich  mit  der  Zunahme  der  Bevölkerung  das  Bedürfnis 
einer  Gliederung  der  Einwohnerschaft  geltend  gemacht  haben. 

b.  Die  YoIksuhL 

Hinsichtlich  der  Grösse  der  Bevölkerung  im  14.  und  15.  Jahr- 
hundert liegt  ein  Material  vor,  welches  auch  bei  anderen  Städten 
ffir  denselben  Zweck  nutzbar  gemacht  ist  —  Steuerlisten.  Anderswo 
ist  deren  statistische  Verwendbarkeit  sehr  herabgesetzt  worden, 
ohne  dass  man  auf  beiden  Seiten  ganz  durchschlagende  Gründe 
für  sich  hätte  ins  Feld  führen  können.  Für  unser  Material  aber 
lässt  sich  der  genaue  Nachweis  erbringen,  wie  weit  man  es  benutzen 
darf.  Die  Stichhaltigkeit  nämlich  des  wichtigsten  Vorwurfs,  den 
man  den  Steuerlisten  zu  machen  pflegt,  des  Vorwurfs  der  grössten 
Ungenauigkeit,  lässt  sich  an  der  Hand  der  Kämmereirechnungen, 
namentlich  der  Steueriisten  selbst,  controUieren. 

Schon  in  früherer  Zeit  werden  Erträge  der  exactio^)  unter  den 
Einnahmen  verzeichnet;  doch  wurden  die  Steuerlisten,  wie  auch 
später  vielfach,  besonders  geführt.  Zum  ersten  Male  sind  sie  den 
übrigen  Einnahmen  eingeordnet  i.  J.  1373  und  später  noch  drei- 
mal: 1381,  1386  und  1391.  Hier  sollen  indess  nur  die  Listen  von 
1373,  1381  und  1386  mit  einander  verglichen  werden,  da  die  von 
1391  nur  in  defektem  Zustande  erhalten  sind. 

Zunächst  ist  leicht  zu  sehen,  obwohl  kein  Batsbeschluss  über 
die  exactio  mehr  vorhanden  ist,  dass  diese  jedesmal  dieselben 
Steuerobjekte  treffen  sollte.  Die  Anlage  der  Listen^)  und  das 
häufig  hinter  dem  Namen  statt  der  Steuersumme  stehende  „vacat^ 
lassen  erkennen,  dass  man  zuerst  sämtliche  Hausbesitzer  notierte 
und  hinter  jeden  Namen  die  eingelaufene  Steuersumme  setzte- 
Trotzdem  diese  Art  der  Registrierung  den  Vorzug  mit  sich  bringt, 

>)  S.  Anm.  5. 
«)S.  98. 
*)  8.  61. 

«)  S.  über  die  exactio  S.  118. 

')  Die  Steuerpflichtigen  sind  Quartier  für  Quartier,  Strasse  für  Strasse 
auiJB^esohrieben. 


dass  nicht  nur  die,  welche  die  Steuer  wirklich  gezahlt,  sondern  alle 
Steuerpflichtigen  sich  in  den  Listen  finden  müssten,  so  sind  hier- 
durch hochgradige  Ungenauigkeiten  doch  nicht  vermieden  worden. 
Die  Steuerliste  von  1373  bringt  572  Namen,  die  von  1381  931,  und 
die  von  1386  968.  Die  Listen  von  1373  und  1381  stimmen  nur  in 
412,  die  von  1381  und  1386  nur  in  etwa  660  Namen  überein.  160 
Namen  des  Jahres  1373,  über  300  des  Jahres  1386  finden  sich 
1381  nicht.  Ein  geringer  Abzug  ist  von  diesen  Differenzen  aller- 
dings wohl  zu  machen,  weil  damals  die  Familiennamen  sich  noch 
nicht  völlig  befestigt  hatten,  und  deshalb  manchmal,  wenn  in  der 
einen  Liste  jemand  mit  seinen  Familiennamen  bezeichnet  wird,  er 
in  der  andern  nur  mit  dem  Vornamen  stehen  mag.  Zahlreich 
können  diese  Fälle  aber  deshalb  nicht  sein,  weil  verhältnismässig 
nur  sehr  wenige,  1373  z.  B.  nur  20 — 30,  allein  mit  dem  Vornamen 
genannt  sind,  und  von  diesen  wenigen  sich  wieder  ein  Teil  auch 
in  den  anderen  Listen  nachweisen  liess.  —  Dass  aber  in  einer  Stadt 
binnen  acht  Jahren  (1373—1381)  von  642  Hausbesitzern  160 
sterben  oder  auswandern  und  619  anderen  Platz  machen,  ist  ebenso 
unwahrscheinlich,  wie  dass  binnen  6  Jahren  (1381 — 1386)  280  ver- 
schwinden, um  durch  etwas  mehr  Nachfolger  ersetzt  zu  werden. 
Nehmen  wir  hinzu,  dass  auch  an  anderen  Stellen  der  Kämmerei- 
rechnungen viele  ^)  Weseler  vorkommen,  von  denen  wir  in  den 
Listen  keinen  bemerken,  so  gelangen  wir  zu  dem  Schluss,  dass. 
diese  Verzeichnisse  ihrer  ofienbaren  UnZuverlässigkeit  halber  zu 
einer  auch  nur  einigermassen  sicheren  Feststellung  der  Bevölkerungs- 
zahl nicht  zu  verwenden  sind.*)    Wollte  man  sie  zur  Gewinnung 


^)  So  viele,  dass  man  sioh  über  die  grossen  Difierenzen  in  den  Steaerlisten 
nicht  mehr  wundem  kann,  sondern  im  Gegenteil  es  aa£bllen  müsste,  wenn 
sie  erheblich  unbedeutender  wären.  Der  Einwand,  dass  so  viele,  deren  JSennung 
man  erwarten  müsste,  in  den  Listen  deshalb  fehlen  könnten,  weil  vielleicht 
eine  starke  Ein-  und  Auswanderunf?  stattgefunden  habe,  wird  dadurch  ent- 
kräftet, dass  unter  jenen  nicht  als  steuerpflichtig  Aufgeführten  nicht  wenige 
sowohl  vor  als  nach  der  Erhebung  der  exactio  in  Wesel  wohnhaft  sind. 
Ebenso  wenig  können  die  Differenzen  der  Listen  untereinander  dadurch 
erklärt  werden,  dass  die  Steuer  das  eine  Mal  auch  auf  die  Armeren  aus- 
gedehnt gewesen  sei,  das  andere  Mal  nicht.  Diese  Annahme  genügte  allein 
zur  Erklärung  dafür,  dass  eine  so  grosse  Anzahl  Steuerzahler  nur  in  der  einen 
von  zwei  zu  vergleichenden  Listen  sich  findet,  ist  aber  hier,  wo  ja  jede  Liste 
eine  Menge  Namen  nennt,  welche  in  keiner  anderen  vorkommen,  unzureichend. 

*)  Auf  den  Wert  alles  ähnlichen  anderswo  zur  Ermittlung  der  Yolkszahl 
benutzten  Materials,  seien  es  nun  ebenfalls  Steuerlisten  oder  Bürgerverseich- 
nisse oder  auch  Volkszählungen,  und  der  daraus  gewonnenen  Resultate,  fällt 
durch    dies  Ergebnis  ein  sehr  ungünstiges  Licht,    da  die  Garantieen,  welche 
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einer  Minimalzahl  gebrauchen,  so  müsste  man  die  Summen,  da  sie 
nicht  die  Zahl  der  Haushaltungen,  sondern  der  Häuser  und 
Kammern  «ngebeu,  wohl  mit  einer  ziemlich  hohen  Zahl,  min- 
destens mit  5  multiplizieren  und  erhielte  dann  für  die  Bevölkerung 
der  Jahre  1373,  1381  und  1386  als  Zahlen,  über  deren  Zurück- 
bleiben hinter  der  wirklichen  Volkszahl  man  nichts  Zuverlässiges 
aussagen  könnte,  2860,  4665  und  4790. 

Die  Bevölkerung  hat  sich  dann  im  15.  Jahrhundert  rasch 
vermehrt.  Das  beweisen  einmal  die  noch  zu  besprechenden^) 
Listen  derer,  welche  Harnische  halten  mussten.  Denn  obwohl  hier- 
zu dieselben  Personen  verpflichtet  waren,  wie  zur  direkten  Steuer, 
und  obwohl  diese  Verpflichtung  nicht  selten  abgekauft  wurde,  so 
sind  doch  für  das  Jahr  1420  913,  für  1435  974,  für  1444  1064, 
für  1451  1040,  und  in  der  letzten,  undatierten,  aber  jedenfalls 
vor  1466  angelegten  Liste  gar  1242  Pflichtige  aufgeschrieben.  Auf 
eine  Benutzung  dieser  Verzeichnisse  zur  genauen  Feststellung  der 
Volkszahl  haben  wir,  wie  leicht  begreiflich,  noch  mehr  Ursache  zu 
verzichten,  als  wir  es  bei  der  exactio  thun  mussten.  Dass  aber  die 
Bevölkerung  bis  nach  der  Mitte  des  15.  Jahrhunderts  rasch  zunahm, 
beweisen  die  Zahlen  um  so  sicherer,  als  das  Plus  an  Einwohnern, 
welches  die  späteren  Listen  haben,  ganz  überwiegend  auf  die  Vor- 
städte fällt,  also  durch  deren  Wachstum,  und  nicht  etwa  durch 
.die  allmählich  strenger  gewordene  Kontrolle  verursacht  ist.  — 
Ausserdem  haben  wir  für  das  Anwachsen  der  Bevölkerung  ein 
Zeugnis  in  einem  Privileg  v.  J.  1481,  in  dem  eine  Vermehrung  der 
Gerichtstage  damit  begründet  wird,  dass  die  Stadt  Wesel  an  Volk, 
Nahrung  und  Hantierung  sehr  zunehme. 

Vergleichen  wir  nun  mit  den  obigen  Zahlen  die  Ziffern,  welche 
das  clevische  Heberegister  bringt.  Nach  diesem  bezogen  im  Anfang 
des  14.  Jahrhunderts  die  Grafen  von  365  Hofstätten  Hühner.  Nimmt 
man  dann  noch  die  Vogtei-,  die  Eigen-  und  die  St.  Willibrords- 
leute  hinzu,  so  kommt  man  auf  die  Zahl  von  knapp  400  Hofstätten. 
Hieraus  einen  Schluss  auf  die- Grösse  der  Bevölkerung  zu  machen, 
ist  aber  nicht  zulässig,  da  es  unsicher  ist,  in  welchem  umfange 
damals  schon  die  Hofstätten  ausgebaut  und  geteilt  waren.  Wohl 
aber    können  wir   ungefähr    konstatieren,    wie  weit    am    Ende   des 

man  für  die  Genauigkeit  der  Listen  hat,  nirgends  grösseTf  oft,  z.  B.  in  Frank- 
furt, eher  kleiner  sind,  als  hier.  Auf  den  Vorzug  unserer  Listen,  der  in  der 
besonderen  Art  ihrer  Anlage  liegt,  habe  ich  schon  hingewiesen;  dazu  kommt 
noch  die  bedeutende  Ausbildung,  welche  die  schriftliche  Verwaltung  schon  in 
4en  vorhergehenden  Jahrzehnten  in  Wesel  gefunden  hatte. 
>)  S.  u.  S.  66,  Anm.  3. 
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14.  Jahrhunderts  die  Teilung  der  Hofetätten  fortgeschritten  war. 
Nähmen  wir  an,  dass  die  Steuerlisten  von  1381  an  und  die  Ver- 
zeichnisse derjenigen,  die  Harnische  haben  mussten,  ziemlich  voll- 
ständig wären,  so  hätte  es  um  1385,  wenn  man  die  Vorstädte  ab- 
rechnet, ungefähr  800  Wohnungen  in  Wesel  gegeben,  mit  anderen 
Worten,  es  wären  auf  die  Hofstätte  durchschnittlich  etwas  Über 
zwei  Wohnungen  gekommen;  diese  Zahl  wird  man  aber,  um  der 
Ungenauigkeit  der  Listen  Rechnung  zu  tragen,  wohl  auf  2V9— 3 
erhöhen  müssen.  Mit  der  Wende  des  Jahrhunderts  stand  aber  die 
Zunahme  der  Volkszahl  in  der  eigentlichen  Stadt  still,  und  die 
wachsende  Bevölkerung,  die  bis  dahin  fast  nur^)  durch  inten- 
sivere Ausnutzung  des  städtischen  Grund  und  Bodens  sich  Kaum 
verschafft  hatte,  musste  sich  jetzt  immer  mehr  über  die  Mauern 
hinaus  ausbreiten.  So  entstanden  im  15.  Jahrhundert  um  Wesel 
herum  volkreiche  Vorstädte.^) 


Das  Bürgerrecht 
a.  Unterschiede  in  der  Stellung  der  Einwohner  zur  Oemeinde. 

Ihrem  Verhältnis  zur  städtischen  Gemeinde  nach  zerfallen  die 
£inwohner  in  Bürger  und  Nichtbürger.  Zu  den  Nichtbürgem 
gehören  zunächst  die  Eigenleute  des  Grafen  und  geistlicher  Stifiter, 
namentlich  der  Collegiatkirche  zu  Xanten.  Letzteren  das  Bürger- 
recht «u  erteilen,  verbot  der  Graf  seinen  Städten  i.  J.  1307,  •)  wie 
er  es  sich  für  seine  eigenen  Hörigen  schon  durch  das  Privileg  von 
1241  verbeten  hatte.  Dass  die  Stadt  sich  immer  daran  kehrte,  ist 
allerdings  kaum  anzunehmen:  Ein  Batsbeschluss  von  1404^)  macht 
die  Aufnahme  von  Hofleuten  nur  von  der  Zustimmung  des  ganzen 
Magistrats  abhängig. 

Ausserdem  gehören  zu  den  „Ingesetenen^  —  so  werden 
die  Nichtbürger  genannt  —   die  Geistlichen   und  im  Allgemeinen 

1)  Im  14.  Jahrhundert  war  nur  die  Matenavorstadt  von  einigrer  Bedeutung. 

')  Wieviel  von  der  yolksvermehrung  auf  Heohnung  der  iSinwanderong 
kommt,  ist  schwierig  nachzuweisen.  Das  zu  einer  solchen  Untersuchung  auf 
den  ersten  Blick  einladende  Verzeichnis  der  „in  opidanos  recepti''  (von  ld06 
an)  ist  für  diesen  Zweck  deshalb  nicht  zu  verwerten,  weil  nur  ein  Teil  der 
Eingewanderten  sich  das  Bürgerrecht  erwarb.  Die  Zahl  dieser  betrug  durch- 
schnittlich im  Jahr  12  bis  20. 

*)  8.  Dithmar,  cod.  dipl.  Nr.  42;   und  Binterim  u.  Mooren  lY,  Nr.  279. 

*)  B.  F.  120b. 
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anch  die  Lombarden  und  die  Juden.  Dass  die  Lombarden  keine 
Bürger  waren,  geht  wohl  aus  einer  Urkunde  v.  J.  1S38^)  her- 
vor, in  der  ihre  Vertreter  die  Statuten  der  Stadt  zu  beobachten 
versprechen.  Den  Juden  durfte  nach  einem  Plebiscit  v.  J.  1401') 
kein  Weseler  weder  eine  Wohnung  verkaufen  oder  vermieten  noch 
Geld  von  ihnen  borgen ;  zwar  finden  wir  dennoch  einige  Male  Juden 
unter  den  „in  opidanos*  recepti^ ;  aber  die  dabei  immer  ungewöhn- 
lich hohen  Aufnahmegebühren*)  weisen  deutlich  auf  Ausnahmen.  — 
Auch  die  Übertragung  erblichen  Gutes  an  Geistliche*)  war  hier, 
wie  in  vielen  Städten,  verboten  ;*)  die  Obrigkeit  mochte  auch  hier 
das  Umsichgreifen  der  steuerfreien  geistlichen  Besitzungen  nicht 
dulden. 

Aber  auch  andere,  nicht  durch  eine  derartige  besondere  Quali- 
tät ausgezeichnete  Einwohner  waren  Nichtbürger.  Dies  geht  schon 
daraus  hervor,  dass  der  Kat,  wenn  er  sich  in  seinen  Verboten, 
Immobilien  in  die  Hände  von  Geistlichen  zu  bringen,  an  alle  Bürger 
richtet  und  alle,  welche  in  Wesel  wohnhaft  sind,  mit  den  Nicht- 
bürgern  unmöglich  Geistliche  oder  Hörige  meinen  kann.  Ausser- 
dem kommen  mehrere  Falle  von  Bürgeraufnahmen  vor,  bei  denen 
es  gewiss  ist,  dass  die  Aufgenommenen  schon  vorher  in  der  Stadt 
gewohnt  haben.  Das  ist  entweder  daraus  zu  entnehmen,  dass  sie 
in  früheren  Jahren  als  Einwohner  erwähnt  werden,  oder  daraus, 
dass  sie  in  grosser  Anzahl  zusammen  an  einem  Tage  das  Bürger- 
recht erwerben,*)  was  nur  zu  erklären  ist  aus  einem  vorher- 
gegangenen Batsbeschluss,  die  Eingesessenen  zum  Eintritt  in  die 
Bürgerschaft  zu  veranlassen. 

Wodurch  unterscheiden  sich  nun  in  B.echten  und  Pflichten  die 
Bürger  von  den  Eingesessenen?  Bei  Beantwortung  dieser  Frage 
sind  die  Hörigen  und  die  Geistlichen  von  den  übrigen  Eingesessenen 
zu  trennen.  Denn  die  beiden  wichtigsten  städtischen  Rechte,  die 
ausschliessliche  Gerichtsstandschaft  vor  dem  städtischen  Gericht 
und  die  Steuerfreiheit,  konnten  für  jene  beiden  Klassen  nur  zum 
Teil  in  Betracht  kommen.  Was  beider  Verpflichtungen  gegen  die 
Stadt  betrifil,  so  lässt  sich   für  die  Hofleute  darüber  nichts  nach- 


*)  A.  B.  F.  84  a. 

«)  B.  F.  118  b;  8.  u.  8.  72. 

0  Z.  B.  Si  a.  1993,  F.  8lb,  zahlen  zwei  Juden  für  die  Aufnahme  in  die 
Biiigersohaft  10  nnd  lö  Golden;  8.  a.  S.  104,  Amn.  8. 

*)  Über  die  Niederla88angen  der  verschiedenen  Orden  in  Wesel  8.  Gantes- 
weüer  und  Wolters,  a.  a.  0. 

»)  8.  u.  8.  73. 

*)  Z.  B.  sämtliche  i.  J.  1392  Aufgenommenen,  an  Zahl  61. 


56 

weisen;  die  Geistlichen  dagegen  waren  von  allem  frei,  ausgenom- 
men die  Accise,  von  welcher  nur  ein  Kloster,  und  auch  dieses  nur 
für  gewisse  Gegenstände,  eximiert  war.  ^)  Insofern  jedoch  geaossen 
auch  die  Hörigen  die  städtische  Freiheit,  als  die  Obrigkeit  ein 
Aufsichtsrecht  über  alle  Grundstücke  in  der  Stadt  beanspruchte 
und  deshalb  beim  Tode  eines  Leibeigenen  den  Heimfa.U  seiaes  un- 
beweglichen in  Wesel  gelegenen  Gutes  an  seine  Herrschaft  nicht 
duldete.«) 

Viel  engere  Bande  knüpften  aber  die  anderen  Nichtbärger  an 
die  Stadt. ')  Zunächst  haben  sie  ihr  gegenüber  dieselben  Pflichten 
zu  erfüllen,  wie  die  Bürger.  Sowohl  zu  den  städtischen  Diensten, 
als  Graben,  Ausjagen,  Wachen,  wie  zu  den  Lasten,  werden  sie 
herangezogen.  *)  Auch  die  wichtigsten  städtischen  Bechte,  natür- 
lich mit  Ausnahme  der  politischen,  d.  h.  der  aktiven  und  passiven 
Wahlfähigkeit,^)  genossen  sie.  Namentlich  waren  sie  ebensowenig, 
wie  die  Bürger,  vor  einem  auswärtigen  Gericht  zu  belangen  und 
ebensowenig  dem  Stadtherrn  zu  persönlichen  Abgaben  und  Diensten 
verpflichtet.  *)  Das  Unterscheidende  lag  nur  in  dem  weniger  engen 
Verhältnis  zur  Gemeinde:  Sie  waren  mit  ihr  nur  durch  den 
Aufenthalt  auf  städtischem  Boden  verbunden;  zur  Bürgerschaft  als 
der  „wahren  Aktivgemeinde,  welche  Trägerin  des  Stadtbegriffs  und 
Stadtrechts  war^,  gehörten  sie  nicht.'')    Deren  Mitglied  wurde  man 

^)  Zwar  wurden  i.  J>  1329  die  bona  communis  claustri  sanctimonialium 
Weselensis  (Kloster  Obemdorf)  auf  Bitten  des  Grafen  von  Obrigkeit  und 
Gemeinde  für  frei  von  der  Accise  erklärt  (B.  F.  103  a);  aber  die  Satzungen 
des  lö.  Jahrhunderts  über  Wein-  und  Hopfenaccise  sprechen  gane  allgemein 
von  der  Zahlungspflicht  auch  der  geistlichen  Leute:  Also  wurde  die  jenem 
Kloster  i.  J.  1329  gewährte  Freiheit  auf  die  Gegenstände,  auf  welche  man  erst 
später  eine  Accise  setzte,  nicht  ausgedehnt.  —  Die  Befreiung  der  Gonvente  des 
„ordinis  de  penitentia  de  servitio  civili*'  (Laa,  U.  B.  II,  Nr.  917)  erstreckte 
sich  nur  auf  die  direkte  Steuer  (vom  Grundbesitz). 

')  L.  PL  S.  93;  s.  auch  Frensdorfi,  Dortm.  Stat.,  Beil.  XV,  23. 

3)  Schon  1354  den  Bürgern,  die  gestohlenes  Gut  kauften,  mit  Entziehung 
des  Bürgerrechts,  den  anderen  Einwohnern  mit  ö  Mark  Strafe  gedroht.,  (B. 
F.  148b.) 

^)  Z.  B.  L.  Fl.  S.  8,  a.  1407:  „So  waneer  eyn  gheruoht  up  stunde  dat 
dye  vyande  yn  den  lande  weren,  so  zullen  dye  ghene,  dye  bynnen  Wesel  wonach- 
tich  synt  ende  werachtighe  lüde  synt,  ter  stont  myt  oeren  hamaach  dair  se 
up  ghesat  synt  komen  up  dye  Mathena.'' 

*)  B.  F.  109a:  „Jsti  infrascripti  non  debent  adesse  electioni,  quum 
magister  civium  eligitur  etc.  et  etiam  non  debent  eligi  in  consilium.*'  Darauf 
werden  mehrere  namhaft  gemacht,  die  mit  Entziehung  des  Bürgerrechts 
bestraft  waren. 

•)  S.  57,  Anm.  5.    Gierke,  a.  a.  0.  I.,  S.  330. 

')  Gierke,  a.  a.  0.  I,  S.  261. 
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nur,  wenn  man  der  Stadt  gelobte,  ihr  überall  zum  Besten  zu  helfen. 
Die  Stadt  übernahm  es  dagegen  auch  ihrerseits,  den  Bürger  zu  ver- 
antworten, d.  h.  ihn  gegen  alle  Angriffe  und  Ansprüche  zu  schützen. 
Zwar  liegt  es  schon  im  Vorhergehenden,  dass  eine  gewisse  Ver- 
tretung auch  die  anderen  Einwohner  von  der  Stadt  beanspruchen 
konnten;  ihre  Teilnahme  an  den  städtischen  Freiheiten  und  Privi- 
legien ^)  wäre  ja  ohne  diese  illusorisch  gewesen.  Aber  wir  haben 
doch  mehrere  Zeugnisse  dafür,  dass  die  Mitgliedschaft  in  dem  engen 
Verbände  ein  ganz  besonderes  Anrecht  auf  den  Schutz  des  Gemein- 
wesens verKeh.  Wurde  das  Gut  eines  sich  fern  von  der  Stadt  auf- 
haltenden Bürgers  gerichtlich  belangt,  so  beanspruchte  die  Stadt 
das  Becht^),  ihn  hiervon  benachrichtigen  zu  dürfen,  ehe  man  gegen  ihn, 
wie  gegen  einen  fremden  Mann,  vorgehe.  Ferner  wird  in  der 
Schuldklage  ein  Unterschied  gemacht  zwischen  Bürgern  und  Ein- 
gesessenen.')  Wenn  einer,  an  den  man  einen  Anspruch  hat, 
flüchtig  geworden  ist,  so  darf  man  sein  Gut  mit  dem  Gerichtsboten 
besetzen;  ist  der  Flüchtige  ein  Bürger,  so  niuss  man  es  mit  dem 
Bichter  noch  dreimal  von  14  Tagen  zu  14  Tagen  besetzen,  ehe 
man  es  dem  Eigentümer  kund  thun  lässt;  ebenso  oft  auch,  wenn 
dieser  nur  ein  Eingesessener  ist,  aber  nicht  von  14  Tagen  zu  14 
Tagen,  sondern  dreimal  binnen  14  Tagen. 

Ein  weiteres  Zeugnis  liegt  in  dem  folgenden  an  den  Bürger- 
meister gerichteten  Brief:  „Ley ve  her  borgermester,  wylt  gedencken 
Bernt  des  Biinschen,  dat  sey  siin  gude  to  geslagen  h'ebn  in  den 
lande  van  Dinslaken;  dat  om  dar  siin  borgerscap  an  to  staden  sol 
komen."  *) 

Neben  der  aktiven  und  passiven  Wahlfähigkeit  und  diesem 
Anspruch  auf  besonderen  städtischen  Schutz  gab  es  nur  noch  ein 
Becht,  welches  allein  den  Bürgern,  nicht  allen  Einwohnern  zustand: 
Die  Zollfreiheit  im  clevischen  Lande.^)  Die  Erklärung  für  diese 
Beschränkung  liegt  wohl  darin,    dass    grade    die   Behauptung   der 


1)  S.  Anm.  5. 

»)  Wolters,  a.  a.  0.,  Urt.  Nr.  136. 

•)  Wolter«,  a.  a.  O.,  ürt.  Nr.  131  und  134. 

*)  R.  a.  1486,  F.  38. 

^)  L.  PL,  S.  59  (Mitte  des  15.  Jh.):  „To  weten  is,  dat  alle  die  gene,  die 
bynnen  der  etat  van  Wesel  wooachtioh  ind  daer  ingeseten  synt,  gebruken  ind 
hebn  sollen  alle  die  selve  vriiheit  dye  die  Borger  van  Wesel  hebn,  uytgenamen 
dat  sie  nyet  vaeren  noch  geyn  guet  dryven  en  sollen  up  der  Borger  reoht  van 
Wesel.*'  Ein  Beispiel  s.  R.  a.  1484,  F.  8  b,  wo  jemand,  der  wegen  eines  Ver- 
gehens flüchtig  geworden,  wiederkommt,  „ind  siinre  bmgerreohten  genyeten 
wold  ind  eyn  teiken  (Zollzeichen)  gesan." 
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Zollfreiheit  der  Stadt  viele  Mühe  kostete,  und  sie  also  zu  dem 
Schutz,  den  sie  ihren  Bürgern  in  der  Verteidigung  gegen  unge- 
rechte Zölle  gewährte,  sich  den  anderen  Einwohnern  gegenüber 
nicht  verpflichtet  fühlte. 

b.  Die  Pflichten  der  £inwohner  gegen  die  Stadt. 

Die  wichtigste  Pflicht  der  Einwohner  gegen  die  Stadt  war 
deren  Verteidigung.  Dazu  gehörte  vor  allem,  dass  sie,  wo  es  not 
that,  zusammen  zum  Streite  auszogen.  Detaillirte  Bestimmungen 
regeln  ihr  Verhalten  beim  Ausjagen: ^)  Sobald  ein  Gerücht  laut 
wird,  dass  die  Feinde  im  Lande  sind,  werden  die  Thore  geschlossen, 
und  alle  wehrhaften  Leute  in  Wesel  sollen  sich  auf  der  Matena 
(dem  öffentlichen  Versammlungsort  der  Stadt)  einfinden.  Wenn 
dann  der  Bürgermeister  und  seine  Freunde  den  Beschluss  fassen, 
dass  man  ausjagen  solle,  so  darf  niemand  vorauslaufen,  oder,  wenn 
ihm  dann  ein  Schaden  zustösst,  hat  er  auf  Entschädigung  keinen 
Anspruch«  Wer  aber  zu  schwach  ist,  den  Bürgern  zu  folgen,  soll 
bis  zur  Rückkehr  der  Städter  auf  die  Mauern  steigen,  und  zwischen- 
durch darf  niemand  in  Wesel  eine  Hantierung  treiben. 

Damit  man  die  Abwehr  gegen  die  Feinde  zu  leisten  ver- 
mochte, war  es  ferner  die  Pflicht  der  Städter,  Waffen  und  Pferde 
zu  halten.^)  Für  seinen  Harnisch  musste  jeder  selbst  sorgen, 
während  das  Halten  eines  Pferdes  auf  mehrere  verteilt  war.^)  Der 
Rat  setzte  die  Gesamtsumme  der  von  der  Stadt  benötigten  Pferde 
fest  und  bestimmte  dann  nach  dem  ihm  annähernd  bekannten  Ver- 
mögen der  Einwohner,  auf  ein  wie  grosses  Vermögen  die  verschie- 
denen Bruchteile  der  Kosten  für  ein  Pferd  kommen  sollten.  Im 
15.  Jahrhundert  mussten  je  nach  der  Leistungsfähigkeit  2 — 12  Ein- 
wohner zusammen  ein  Pferd  halten.  Wer  mit  seiner  geringeren 
Habe  nicht  einmal  Via  <Jer  Kosten  für  ein  Pferd  zu  tragen  ver- 
pflichtet war,  ging  frei  aus.  Für  die  Verpflichteten  aber  unterlag 
die  Beschaffenheit  ihrer  Pferde  genauen  obrigkeitlichen  Bestim- 
mungen bezüglich  des  Alters  und  des  Wertes;  und  zur  ControUe 
war  eine  Kommission,  bestehend  aus  Mitgliedern  des  Rates  und 
der  Gemeinde,    eingesetzt.    Die,    welche    „auf  ein   Pferd   gesetzt^ 


>)  B.  F.  143a,  a.  1371;  F.  162  b,  a.  1379;  L.  PL,  S.  8,  a.  1407. 

«)  B.  F.  14öb,  a.  1370. 

')  W.  R.  A.  Caps.  2&3,  Nr.  3:  Verzeichnis  derer,  die  einen  fiarnisch 
halten  mutsten,  v.  1420  und  aus  späteren  Jahren ;  ebendort  ein  Verzeichnis 
derer,  die  zum  Fferdehalten  verpflichtet  waren,  aus  den  vierziger  Jahren  de0 
15.  Jahrhunderts  (vor  1445).    S.  o.  &  53. 
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waren,  wie  man  sich  ansdrückte,  mussten  auch  gewärtig  sein,  auf 
allerhand  Reisen  und  Botschaften  vom  Rate  ausgeschickt  zu  wer- 
den.^) Seit  dem  Aufkommen  der  Feuerwaffen  wurde  von  einem 
Teil  derer,  die  ihr  Vermögen  zum  Halten  eines  Pferdes  verpflich- 
tete, statt  dessen  Geld  zur  Beschaffung  von  Büchsen  erhoben. 

Den  Gefahren  dieser  städtischen  Dienste  für  den  einzelnen 
suchte  man  dadurch  möglichst  vorzubeugen,  dass  man  jeden  im 
Dienste  der  Stadt  erlittenen  Schaden  auf  die  Gesamtheit  verteilte. 
Die  Gefangenen  wurden  ausgelöst,  für  Verwundete  die  Heil  kosten 
bezahlt,  für  gefallene  oder  verletzte  Pferde  Entschädigungssummen 
gegeben,*)  immer  jedoch  unter  der  Bedingung,  dass  der  zu  Ent- 
schädigende die  über  Ausjagen  und  Ausreiten  bestehenden  Bestim- 
mungen genau  befolgt  und  namentlich  nicht  durch  Unbesonnenheit 
sich  den  Schaden  zugezogen  hatte. 

Aus  der  Verteidigungspflicht  ergaben  sich  ferner  die  kleineren 
städtischen  Dienste,  das  Graben  an  den  Befestigungswerken  und 
die  Bewachung  der  Stadt,  Diese  Pflichten  waren  auf  die  J^n- 
wohner  nach  der  Grrösse  ihrer  Häuser  verteilt:  Ein  Hausbesitzer 
hatte  das  Doppelte  zu  leisten,  als  der  Bewohner  einer  Kammer.') 
Auch  hierzu  waren  Reich  und  Arm  ohne  Unterschied  verpflichtet, 
nur  anstatt  des  lästigen  Wachtdienstes  sammelte  man  seit  der  Mitte 
des  14.  Jahrhunderts  von  den  dazu  Verpflichteten  Geld  ein,  um 
damit  die  von  der  Stadt  angestellten  Wächter  zu  bezahlen.  Im 
Gegensatz  zu  diesem  allgemeinen  Abkauf  eines  einzelnen  der  Stadt 
zu  leistenden  Dienstes  kommen  auch  Ablösungen  aller  Verteidigungs- 
pflichten für  einzelne  Einwohner  sehr  häufig  vor.  laicht  nur  Frauen, 
die,  falls  sie  nur  im  eigenen  Hause  wohnten,  ebenso  gut  zur  Ver- 
teidigung der  Stadt  mitzuhelfen  hatten,  wie  die  Männer,  Hessen  sich 
oft  von  allen  städtischen  Diensten  gegen  Zahlung  einer  Summe  für 
die  Zeit  ihres  Lebens  befreien ;  auch  Männer  sehen  wir  nicht  selten 
zu  diesem  Mittel  greifen,  um  sich  der  lästigen  Verpflichtung  zu 
entledigen.  —  Eine  andere  Möglichkeit,  dem  persönlichen  Dienste 
zu  entgehen,  lag  darin,  dass  man  einen  Elrsatzmann  stellte.  Die 
Frauen  thaten  dies  natürlich  immer,  während  die  Männer  die  dazu 
erforderliche  Erlaubnis  des  Rates  nur  erhielten,  wenn  sie  ihres 
Leibes  nicht  mächtig  waren.  ^) 


')  B.  F.  14€b,  a.  1376. 

*)  Nach   Ausweis   der  Stadtrechnungen;  z.  B.  a.  1363,  F.  31b;  a.  1397, 
P.  219  b. 

>)  St.  a.  1390,  F.  6a;  a.  1391,  F.  38b;  und  a.  1994,  F.  109a. 
«)  fi.  a.  1466,  F.  2a. 
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Die  weiteren  Lasten,  welche  die  Zugehörigkeit«  zur  Gemeinde 
den  Einwohnern  auferlegte,  ergeben  sich  durch  die  Notwendigkeit, 
die  Kosten  des  städtischen  Haushaltes  aufzubringen.  Nur  selten 
erscheinen  sie  in  den  Stadtrechnungen  als  zur  Förderung  einer 
einzelnen  Aufgabe  des  Gemeinwesens  verpflichtet:  zur  Instand- 
haltung der  öffentlichen  Brunnen  und  Strassen  werden  die  Bei- 
träge von  den  daraus  Nutzen  Ziehenden  besonders  eingeliefert; 
und  zwar  werden  diese  Abgaben  wieder  von  den  Wohnungen 
erhoben;  eine  Kammer  zahlt  auch  hierbei  weniger,  als  ein  Haus. 
Sonst  wird  aber  immer  der  moderne  Begriff  der  Steuer  verwirk- 
licht als  einer  Abgabe,  mit  der  die  Einzelnen  keine  Gegenleistungen 
der  Stadt  erkaufen,  sondern  zu  den  Aufgaben  des  Gemeinwesens 
überhaupt  beitragen.  Auch  hierzu  verpflichtete,  wenn  man  sich 
nicht  mit  einer  einmaligen  grösseren  Zahlung  losgekauft  hatte, 
nicht  nur  die  Zugehörigkeit  zur  Bürgerschaft,  sondern  im  Allgemeinen 
schon  das  Wohnen  in  der  Stadt.  Wie  es  mit  den  Hörigen  stand, 
wissen  wir  nicht;  die  Geistlichen  und,  wie  oben  nachgewiesen,  die 
Lehnsträger  waren  eximiert,  wogegen  Juden  in  den  Steuerlisten 
verzeichnet  stehen. 


3. 

Die  Teilnahme  der  Gemeinde  am  Stadtregiment. 

Um  die  Teilnahme  der  Gemeinde  am  städtischen  Regiment 
festzustellen,  fragt  es  sich  zunächst,  welchen  Einfluss  sie  auf  die 
Wahl  der  obersten  Behörde  ausübte,  und  sodann,  inwiefern  Be- 
schlüsse des  Magistrats  an  ihre  oder  eines  direkt  aus  ihr  hervor- 
gegangenen Organs  Zustimmung  geknüpft  waren.  Auch  hier  sind 
wieder  dem  Bilde,  welches  uns  die  Verordnungen  des  Stadtherm 
von  den  Verhältnissen  geben,  die  wirklichen  Zustände  entgegen- 
zuhalten. 

Nach  den  Privilegien  der  Grafen  und  Herzoge  von  Cleve  stellt 
sich  uns  zunächst  die  Geschichte  des  Wahlrechts  der  Gemeinde 
folgendermassen  dar:  Die  Bestimmung  der  Urkunde  von  1308,*) 
welche  sie  an  der  Wahl  der  Batsmänner,  des  Bürgermeisters  und  der 
Burmeister  durch  vier  oder  fünf  indirekt  von  ihr  Gewählte  beteiligte, 
blieb  rechtlich  das  ganze  Mittelalter  hindurch  in  Kraft.  Die  Ver- 
änderungen, die  eintraten,  beziehen  sich  nur  auf  die  Wahl  der 
Schöffen. 

>)  S.  o.  S.  33. 
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Das  SchöffencoUeg  bestand  am  Anfang  des  14.  Jahrhunderts 
aus  lebenslänglich  ihr  Amt  bekleidenden  Mitgliedern  uhd  ergänzte 
sich  durch  Cooptatioo.  I.  J.  1859^)  aber  befahl  Graf  Johann,  dass 
künftig  das  SchöiFentum  nur  ein  Jahr  dauern,  und  dass  zur  Wahl 
der  neuen  Schöffen  die  Gemeinde  in  ihren  Vierteln  jedesmal  zwölf 
Ifönner  kiesen  solle.  Ein  Jahrhundert  später,  i.  J.  1450,  wurde 
dies  demokratische  Wahlgesetz  wieder  umgestossen  und  durch  die 
neue  Anordnung  ersetzt,  dass  immer,  wenn  es  eines  Schöffen 
gebreche,  die  Gemeinde  aus  sich  fünf  Männer  wählen  solle,  um 
binnen  sechs  Wochen  mit  den  übrigen  Schöffen  die  Wahl  eines 
neuen  vorzunehmen. 

Setzt  schon  diese  Fassung  des  Privilegs,  welches  von  einer 
jährlichen  Neuwahl  gar  nicht  redet,  voraus,  dass  entgegen  dem 
Gesetz  von  1359  das  Schöffentum  schon  vorher  wieder  lebensläng- 
lich geworden  war,  so  ergiebt  sich  uns  auch  aus  den  vielen,  uns 
aus  dem  14.  und  15.  Jahrhundert  bekannten  Namen  von  Schöffen 
und  Consuln^)  die  geringe  Bedeutung  des  Gemeindewahlrechts. 
Es  zeigt  sich  überall,  dass  fast  sämtliche  obrigkeitliche  Personen 
noch  immer  den  ersten  Familien  der  Stadt  angehören  und  fast 
durchweg  viele  Jahre  hindurch  in  ihrem  Amte  bleiben,  sei  es  nun, 
das«  die  Gemeinde  selber  die  grössere  Tauglichkeit  zur  Führung  der 
öffentlichen  Geschäfte  bei  den  oberen  Klassen  erkannte  und  des- 
halb nur  aus  diesen  wählte,  oder  dass,  wie  es  jedenfalls  vor  1450 
der  Fall,  ihr  das  jährliche  Wahlrecht  überhaupt  abhanden  gekom- 
men war.  Namentlich  findet  sich  nie  eine  andere  Veriinderung  im 
SchöffencoUeg,  als  durch  den  Tod  eines  Mitgliedes,  während  aller- 
dings unter  den  Consuln  meistens  ungefähr  drei  nachzuweisen  sind, 
welche  nicht  aus  den  immer  im  Stadtregiment  vertretenen  Familien 
stammen.*)  Diese  machen  dann  nach  Ablauf  eines  Jahres  gewöhn- 
lich, aber  ohne  dass  dabei  irgend  welche  Regelmässigkeit  bemerk- 
bar wäre,  anderen,  ebenfalls  weniger  Vornehmen,  Platz.  Auch  die 
aus  der  höchsten  Einwohnerklasse  genommenen  Consuln  bekleiden, 
einmal  gewählt,  nicht  immer  ihr  Amt  ununterbrochen. 

Auch  nach  1450  scheint  die  Gemeinde  selbst  in  der  durch  das 
Privileg  dieses  Jahres  gegebenen  Beschränkung  ihr  Wahlrecht  nicht 
immer  ausgeübt  zu  haben.     Jedenfalls   erscheinen  an  der  einzigen 

>)  Original  verloren,  Kopie  im  grossen  Privilegieubuch,  S.  LXXVL 
')  S.  o.  S.  46.    Sehr  häufig  sind  in  den  Stadtrechnungen  bei  den  Ausgabe- 
posten fär  den  jährlich  zu  Weihnachten  den  Magistratsmitgliedern  und  Beamten 
geschenkten  Wein  die  Namen  der  Beschenkten  aufgeführt. 

*)  Vielleicht  ist  das  auf  den  Einfluss  der  4  oder  5  gemäss  dem  Privileg  von 
1308  an  der  Ratswahl  beteiligten  Gemeindemitglieder  zurückzuführen.    (S.  33.) 
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Schöffenwahl  der  zweiten  Hälfte  dee  15.  Jahrhunderts,  von  der  die 
Quellen  unB  berichten,  nur  die  überlebenden  Schöffen  beteiligt,^) 
I.  J.  1486^)  stellten  die  Gemeindefreunde  dem  Rate  den  Vorschlag 
zur  Erwägung,  jährlich  drei  von  den  Schöffen  neu  zu  wählen,  da- 
mit der  einzelne  mehr  Zeit  auf  sein  Amt  verwenden  könnte,  und 
nicht  so  viel  Urteile  liegen  blieben.  Dennoch  hielt  man  an  der  alten 
G-ewohnheit  fest. 

Erst  i.  J.  1514  wurde  das  Wahlgesetz  vom  Herzog  wieder  in 
ganz  demokratischem  Sinne  geändert:  Von  nun  an  hatten  zwölf 
von  der  Gemeinde  Gewählte  jährlich  zwölf  Schöffen,  und  diese 
sechs  Eatsmänner  zu  kiesen ,  während  die  Wahl  der  übrigen 
sechs  Batsmänner  den  Zwölf  von  der  Gemeinde  zustehen,  und  die 
zwei  Bürgermeister  von  den  Schöffen,  und  die  beiden  Rentmeister 
von  den  Consuln  allein  gewählt  werden  sollten. 

übrigens  zeigt  das  Zustandekommen  dieses  Wahlgesetzes  das- 
selbe, was  wir  später  noch  öfter  sehen  werden,  dass  nämlich  die  in 
die  inneren  Verhältnisse  der  Stadt  eingreifenden  Verordnungen  der 
Landesherren,  so  sehr  sie  auch  einen  neuen  Zustand  zu  begründen 
scheinen,  nicht  selten  auf  vorhergegangenen  Beschlüssen  des  Rates 
oder  der  Gemeinde  beruhen.  Das  ist  in  unserem  Falle  ersichtlich 
aus  einem  im  Liber  Plebiscitorum  *)  sich  findenden  Plebiscite,  wel- 
ches denselben  Inhalt  hat,  wie  das  Privileg  und  noch  vor  dessen 
Ausstellung  vereinbart  ist.  Ebenso  ist  es  daher  wenigstens  nicht 
ausgeschlossen,  dass  die  oben  erwähnten  Veränderungen  der  Wahl 
in  den  Jahren  1359  und  1450  nicht  aus  der  eigenen  Initiative  des 
Stadtherm  hervorgingen,  sondern  das  Resultat  einer  mehr  oder 
minder  heftigen  Auseinandersetzung  zwischen  Rat  und  Gemeinde 
waren. 

Manchmal  erscheinen  die  Ratsbeschlüsse  als  mit  der  Zustim- 
mung von  solchen,  die  von  der  Gemeinde  dazu  gewählt  sind,  zu 
Stande  gekommen.  Hier  haben  wir  es  aber  wenigstens  anfänglich 
nicht  mit  einer  ständigen  Gemeindevertretung  zu  thun,  sondern  die 
Gemeinde  wählte  zu  besonderen  Zwecken  immer  aufs  Neue  Männer 
aus  ihrer  Mitte,  um  ihre  Rechte  vertreten  zu  lassen. 

Aus  dem  14.  Jahrhundert  sind  zunächt  die  Zwölf,  welche  nach 


>)  R  a.  1484,  F.  33a.  Dass  die  Schöffenwahl  nicht  immer  nach  den  Pri- 
vilegien erfolgtCf  geht  auch  aus  einem  Dortmunder  Briefe  hervor  (Frensdorff^ 
a.  a.  O.,  fieil.  XV,  Nr.  67),  welcher  dem  Weseler  Magistrat  riit,  sich  mit  dem 
Bürger,  der  über  eine  unrechte  Schoffenwahl  geklagt,  gtttlidi  auseinander- 
flEusetcen. 

')B.  a.  1486,  F.  48  a. 

•)  L.  Fl.  S   107. 
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dem  Privileg  von  1359  die  Schöffen  wählen  sollen,  schon  erwähnt. 
£inige  Male  erfösst  femer  der  Bat  mit  den  Zwölf  oder  Vierund- 
zwanzig,  welche  die  Gemeinde  dazu  erkoren,  wichtigere  polizeiliche 
Verordnungen J)  Der  Bat  will  also  offenbar,  da  grade  solche 
dem  einzelnen  am  meisten  fühlbar  und  daher  am  geeignetsten  sind, 
Unzufiriedenheit  zu  erregen,  allein  die  Verantwortung  der  Gemeinde 
gegenüber  nicht  auf  sich  nehmen;  die  Sachen  sind  zu  kompliziert, 
um  mit  der  ganzen  Gemeinde  beraten  zu  werden;  also  wird  der 
Ausweg  eingeschlagen,  Vertrauenspersonen  von  der  Gemeinde  wäh- 
len zu  lassen  und  zur  Beratung  heranzuziehen.  Die  geringe  Aus- 
bildung eines  demokratischen  Sinnes  zeigt  sich  auch  hier  wieder 
darin,  dass  die  einmal  überlieferten  Namen  der  zwölf  von  der  Ge- 
meinde Gewählten  sämtlich  patrizischen  Familien  angehören. 

Einen  ähnlichen  Ursprung  hat  das  Collegium  der  Zwölf  von 
der  Gemeinde,  welches  uns  im  15.  Jahrhundert  begegnet.  I.  J.  1450 
wurde  zugleich  mit  der  Begelung  der  Schöffenwahl*)  vom  Herzog 
angeordnet,  dass  von  nun  an  zur  jährlichen  Bechnungsablegung  der 
Rentmeister  die  Bürgerschaft  jedesmal  zwölf  Leute  wählen  solle. 
Also  auch  hier  wieder  eine  ad  hoc  gewählte  Commission,  kein 
perennierendes  Gemeindeorgan.  In  der  zweiten  Hälfte  des  15.  Jahr- 
hunderts finden  wir  dann  aber  die  Zustimmung  einer  Vertretung 
der  Gemeinde,  der  „Gemeindefreunde^,  auch  in  vielen  anderen 
Fällen  erwähnt,  nicht  mehr,  wie  früher,  bei  Polizeiordnungen,  son- 
dern überhaupt  bei  Massregeln,  welche  das  Wohl  des  ganzen 
Gemeinwesens  berührten.  Dem  Privileg  von  1450  gemäss  zunächst 
bei  finanziellen  Angelegenheiten,  so  bei  der  Beratung,  wie  man  am 
besten  Geld  werben  könne,  um  aus  den  pekuniären  Nöten  heraus- 
zukommen, ')  ein  wie  grosses  Geschenk  man  dem  Herzog  gewähren 
solle.  *)  Zuweilen  sogar,  wenn  zur  Deckung  der  städtischen  Schuld 
für  bestimmte  Zeit  eine  neue  Accise  beschlossen  oder  eine  alte 
erhöht  wurde,  erhoben  sie  die  Steuer  mit  oder  ohne  Mitwirkung 
des  Bates  und  verwandten  sie,  ohne  sie  in  die  Bechnung  einstellen 
zu  lassen. '^)  Aber  auch  zu  anderen  wichtigen  Beschlüssen  wird 
ihre  Zustimmung  für  nötig  gehalten;  so,  wenn  es  sich  darum  han- 
delt, was  man  in  grosser  Kriegsgefahr  zu  thun  habe,®)  oder,  wenn 

>)  Die  einzigen  ITälle  sind  verzeichnet;    B.  F.  Iö6a,  a.  1382  (Baupolizei) 
8.  u.  S.  97;  und  B,  F.  119a,  vor  1886  (Strassenpolizei). 
>)  S.  o.  S.  61. 

«)  B.  a.  1474,  F.  126a;  und  a.  1484,  F.  13  b. 
*)  R.  a.  1484,  F.  14a. 

»)  B.  a.  1484,  F.  20a  ff;  und  a.  1484,  F.  22  a. 
•)  B.  a.  1475,  F.  146  b. 
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über  eine  Citation  vor  das  Kammergericht  beraten  wird.  ^)  Häufig 
werden  dabei  Ausdrücke  gebraucht,  welche  es  wahrRcheinlich 
machen,  dass  die  aus  der  Qemeinde  Zugezogenen  nicht  jedesmal 
erst  gewählt  werden  mussten,  sondern  bereits  ein  ständiges  CoUegium 
bildeten.')  Jedenfalls  blieben  also  die  zwölf  von  der  Stadt  zur 
RechnuDgsabnahme  Gewählten  das  ganze  Jahr  hindurch  die  offizielle 
Gemeindevertretung.  Die  Verwaltung  des  Bates  wurde  durch  sie 
nicht  wenig  beschränkt.  Nach  einem  Plebiscit  v.J.  1501*)  durften 
ohne  ihre  Zustimmung  keine  Renten  verschrieben  werden.  Sehr 
bezeichnend  heissen  sie  „tribuni  plebis^. 

Wir  kommen  nun  zur  Beteiligung  der  ganzen  Gemeinde  an 
der  Vereinbarung  der  städtischen  Willküren.  Nach  dem  Privileg 
von  1308  war  die  Zustimmung  der  Gemeinde  erforderlich  für  jeden 
Beschluss,  dessen  Ausführung  sie  auf  irgend  eine  Weise  zu  belasten 
drohte,  aber  nicht  vonnöten  bei  Beschlüssen  über  die  Deckung  der 
städtischen  Bedürfnisse  durch  Steuern.  Auch  diese  Anordnung  hat, 
wenigstens  seit  der  Mitte  des  14.  Jahrhunderts,  keine  Bedeutung 
mehr:  Rentenverkäufe,  welche  doch  auch  das  städtische  Budget 
belasteten,  werden  höchst  selten  von  der  Gemeinde  beschlossen. 
Andererseits  finden  wir  ihre  Zustimmung  grade  bei  der  Elin- 
führung  einer  neuen  Steuer  am  häufigsten  erwähnt.  Doch  war  der 
Magistrat  überhaupt  nicht  an  eine  feste  Regel  dabei  gebunden. 
Ganz  gleichartige  Sachen  entscheidet  er  das  eine  Mal  für  sich  und 
bringt  er  das  andere  Mal  vor  die  Gemeinde.  ^)  So  oft  er  ein  neues 
Statut,  die  Verhängung  einer  Strafe  oder  die  Belastung  des 
städtischen  Haushaltes  selbst  nicht  verantworten  zu  können  vermeintCi 
so  oft  ihm  besonders  viel  an  der  strikten  Befolgung  eines  Gebots 
gelegen  war,  suchte  er  durch  die  Zustimmung  der  Gemeinde  die 
Verantwortung  von  sich  abzuwälzen  und  einem  Beschluss  um  so 
mehr  bindende  Kraft  zu  verleihen.  Es  ist  natürlich,  dass  diese 
beiden  Bedürfnisse  desto  eher  eintraten,  je  wichtiger  der  Gegenstand 
war,  und  so  sehen  wir  denn  auch  die  für  das  städtische  Leben 
bedeutsamsten  Beschlüsse  vom  Magistrat  mit  der  Gemeinde  verein- 
bart, wogegen  bei  Bestrafungen,  auch  bei  der  Entziehung  des 
Bürgerrechts,  und  bei  Renten  verkaufen  ihrer  Mitwirkung  nur  selten 

>)  B.  a.  1474,  F.  140  a. 

*)  R.  a.  1484,  F.  14  a:  „Den  vronden  van  der  g^emeynt  to  kennen  gescreven 
scrifiPt  ons  heren  ind  begerte  van  gelde  to  geven. 

»)  W.  R.  A.  Caps.  97,  Nr.  1. 

*)  So  über  den  Gehalt  des  Bürgermeisters,  Vererbpachtungen  städtischer 
Gebäude,  Satzungen  über  die  Pflicht  der  Eltern,  ihren  Kindern  erbliches  Gxit 
zu  erhalten. 
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gedacht  wird.  Aber  auch,  wenn  etwas  vor  die  Gemeindevertretung 
gebracht  wurde,  beriet  man  es  vorher  im  Rate  und  rief  dann  alle 
Einwohner  auf  ihren  Versammlungjiort,  im  14.  Jahrhundert  den 
Markt  oder  den  Platz  vor  dem  Dominikanerkloster,  im  16.  die 
Matena,  zur  Beschlussfassung  zusammen.  Die  Ratsbeschlüsse 
dagegen,  für  welche  die  öffentliche  Zustimmung  nicht  nötig  schien, 
wurden,  wenn  sie  Gebote  an  die  Einwohner  enthielten,  nur  öffent- 
lich verkündigt,  entweder  in  der  Earche  oder  dem  eigens  dazu 
mit  der  G-locke  zusammengerufenen  Volke. 

Aus  alle  dem  geht  hervor,  dass  die  unteren  Klassen  im  Ganzen 
in  einem  recht  guten  Verhältnisse  zu  den  regierenden  standen.  Der 
oben  constatierten  Leichtigkeit  des  Eintritts  in  die  oberste  Schicht 
der  Bevölkerung  entsprach  es,  dass  lange  Zeit  Aussenmgen  einer 
demokratischen  Gesinnung  des  gemeinen  Mannes  fehlen.  Seit  1311 
liören  wir  zuerst  wieder  i.  J.  1460  von  Streitigkeiten  zwischen  Rat 
und  Gemeinde:  Eis  sind  die,  durch  welche  sich  der  Herzog  von 
Cleve  zur  Neuordnung  der  Schöffenwahl  bewogen  sah;  über  ihren 
Anlass  ist  nichts  Genaueres  bekannt.  In  der  zweiten  Bälfite  des 
15. 'Jahrhunderts  macht  sich  dann  aber  häufig  ein  gewisses  Miss- 
trauen gegen  die  Verwaltung  des  Rates  in  der  Gemeinde  bemerk- 
bar. Dies  äusserte  sich  schon  darin,  dass  die  Gemeindevertretung 
häufiger  zur  Beratung  der  öffentlichen  Angelegenheiten  heran- 
gezogen werden  musste;  und  in  den  Ratsprotokollen  sind  mehrere 
Anlässe  überliefert,  bei  denen  es  zu  einem  Zwiespalt  zwischen  Rat 
und  Gemeinde  kam.  So  fand  man  in  der  Gemeinde  i.  J.  1466  die 
Zahl  der  im  städtischen  Dienst  zu  haltenden  Pferde  zu  hoch.  ^) 
Die  ausgiebigste  Gelegenheit  aber  zu  Streitigkeiten  bot  der  schlechte 
Stand  der  städtischen  Finanzen.  Darin  lässt  uns  einen  tiefen  Ein- 
blick thun  eine  Verhandlung  des  Jahres  1484  über  die  Erhöhung 
der  Biersteuer. ')  Der  Rat  beschloss  diese  zuerst  aus  eigener  Macht- 
vollkommenheit und  teilte  seinen  Beschluss  den  Bierbrauern  mit. 
Als  diese  dagegen  remonstrierten,  der  Rat  dürfe  ein  solches  Statut 
nicht  ohne  Zustimmung  der  ganzen  Gemeinde  erlassen,  erhielten 
sie  die  Antwort,  da  die  Stadt  „in  Last^  sei,  und  der  Rat  nun  schon 
im  sechsten  Jahre  bei  der  Gemeinde  eine  Massregel  befürworte, 
durch  welche  die  Stadt  von  ihren  Schulden  befreit  werde,  man  aber 
immer  damit  gewartet  habe,  und  die  Städter  nun  keine  Reise  mehr 
machen  könnten,  ohne  von  den  Gläubigern  angehalten  zu  werden, 
so    habe  jetzt    der  Rat    notgedrungen    nach  der  ihm  vom  Herrn 


>)  B.  a.  1466,  F.  Hb. 
•)  B.  s.  1484,  F.  17b  ff. 

BeitükM,  VeifMsiuie«sohiohte  WesaU. 
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(i.  J.  1308)  gegebenen  und  versiegelten  Macht  das  befohlen,  was 
ihm  am  besten  däuchte.  —  Gleichwohl  blieben  die  Brauer  bei  ihrer 
Forderung,  die  Gemeinde  zu.  berufen,  da  jenes  Privileg  nur  von 
Sehatzung,  nicht  von  Accise  spreche.  Und  obwohl  sie  hierin  offen- 
bar Unrecht  hatten,  und  der  Eat  ihnen  vorwarf,  „dat  sie  den  raet 
onmechtig  maken  willen  van  den,  dat  on  die  her  ind  die  Stat 
gegeven  versegelt  ind  verbriefflb  hebben^,  und  die  Brauer,  wenn  auch 
in  turbulenter  Weise,  schliesslich  auseinandergingen,  so  musste  der 
Bat  sich  doch  endlich  zur  Erfiillung  ihres  Begehrens  bequemen, 
setzte  aber  dann  seinerseits  bei  der  Gemeinde  die  ESrhöhung  der 
Biersteuer  für  ein  Jahr  durch. 

Der  Forderung  der  Gemeindefreunde,  jährlich  drei  von  den 
Schöffen  neu  zu  wählen,  ist  schon  Erwähnung  geschehen.  Die 
hierin  zum  Ausdruck  kommenden  Wünsche  der  Gemeinde  wurden 
dann  schliesslich  i.  J.  1514  durch  Beseitigung  der  Lebenslänglich- 
keit der  Schöffen  und  der,  wenn  auch  beschränkten,  Cooptation 
erfüllt.^) 


Kapitel  6. 

0er  Rat. 

Seit  der  Bildung  des  Bates  und  der  damit  eingetretenen  YolK 
endung  der  Stadtverfassung  hatte  das  SchöffencoUeg  als  solches 
seine  ursprüngliche  Doppelstellung  als  Bestandteil  des  zwar  in  der 
Stadt  und  für  die  Stadt  bestehenden,  aber  nicht  städtischen  Gerichts 
und  als  oberste  städtische  Behörde  eingebüsst.  Wenn  das  CoUeg 
aber  auch  nur  seine  Stellung  im  Gericht  behalten,  seine  Yerwal- 
tungsfunktionen  dagegen  an  den  Bat  übertragen  hatte,  so  gehörten 
doch  nun  die  Schöffen  als  geborene  Mitglieder  der  neuen  Behörde 
an.')  Unter  „Rat*'  sind  daher  nicht  nur  die  Consuln,  sondern  auch 
die  Schöffen,  qua  Oonsuln,  zu  verstehen. 

Die  Frage  nach  dem  Grade  der  städtischen  Selbstständigkeit  ist 
identisch  mit  der  Frage  nach  der  Thätigkeit  und  den  Beftignissen  des 
Rates.  Die  Verleihung  eines  jeden  neuen  Rechtes  an  die  Stadt 
äusserte  sich  in  einer  Erweiterung  seiner  Competenzen :  Die  Rechte, 
welche  der  Gemeinde  eingeräumt  wurden,  kürzten  nicht  die 
Befognisse   einer   ausserstädtischen  Gewalt,    sondern    nur   die   der 


>)  S.  o.  8.  62. 

*)  S.  z.  B.  Sammlung  der  Reohtsgutachten,  Cons.  6: „Uli  XU  acabini 

etiam  sunt  consulea". 
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obersten  Behörde,  stAnden  also  zur  Selbstregienuig  der  Stadt  in 
keiner  Beaiehung.  Die  Schilderung  der  Thätigkeit  des  Rates  muss 
also  zusammenfallen  mit  der  Darstellung  der  städtischen  Selbst- 
ständigkeit in  Gesetzgebung  y  Rechtsprechung  und  Verwaltung. 
Bevor  wir  jedoch  dazu  übergehen,  ist  es  erforderlich,  die  Zusammen- 
setzung und  Organisation  des  Rates  selbst  zu  beschreiben. 


1. 
Organisation  des  Rates  und  Stellung  der  RatsmltgUeder. 

über  die  Wahl  des  Magistrates  und  sein  Verhältnis  zu  den 
verschiedenen  Einwohnerklassen  ist  das  Notige  bereits  gesagt.  Seit 
1457  war  die  Wählbarkeit  zum  Consul  an  mindestens  zweijährigen 
Besitz  des  Bürgerrechts  geknüpft,  während  es  damals  schon  altes 
Herkommen  war,  dass  im  SchöffencoUeg  keine  nahen  Verwandten 
sitzen  durften.^)  Falls  alle  dazu  erforderlichen  Bedingungen  vor- 
handen, wird  die  Annahme  der  Wahl  zum  Ratsmann,  Schöffen, 
Burmeister  oder  Bürgermeister  wohl  ebenso  Bürgerpflicht  gewesen 
sein,  wie  in  Dortmund,  wo  man  für  deren  Vemachlässigong  „dar 
Stadt  höchste  Kur^S  10  Mark  und  ein  Fuder  Wein,  verwirkte  und 
für  siMiter  der  Wählbarkeit  verlustig  ging.*) 

Der  Anteil  der  Schöffen  und  Consuln  an  der  Verwaltung  ist 
grundsätzlich  nicht  verschieden :  Dasselbe  Geschäft  wird  öfter  teils 
von  Oonsttln,  teils  von  Schöffen  ausgeführt.  Doch  wird  in  der 
Praxis  ihre  beiderseitige  Thätigkeit  dadurch  bestimmt,  dass  die 
Schöffen  die  Alteren  waren.  Oben  haben  wir  gesehen,  wie  die 
Institution  des  Oonsulats  geschaffen  wurde  zur  Unterstützung  der 
Schöffen,  und  demzufolge  erscheinen  die  Oonsuln  auch  später  noch 
als  ihre  jüngeren  Gehülfen.  Zunächst  spricht  sich  dies  Verhältnis 
darin  aus,  dass  der  Eingang  in  Urkunden  städtischer  Provenienz 
stets  lautet:  „Nos,  magister  civium,  scabini  et  consules'S  dann 
darin,  dass  aus  der  Zahl  der  Schöffen  regelmässig  der  Bürger- 
meister genommen  wird;  vor  allem  aber  gelangt  sehr  selten  jemand 
in  das  Schöffencollegium,  der  nicht  vorher  im  Rat  gesesben  hat. 
Der  Consulat  war  also  die  erste  Stufe  auf  der  Leiter  städtischer 
Würden.  Die  Ratsmänner  hatten  daher  überwiegend  mit  den 
kleinen,  zeitraubenden  Aufgaben  der  inneren  Verwaltung,  wie  der 


0  PlebiBcit  im  B.  F.  133b.    Die  ünzaliusigkeit  naher  Verwandtaohaft  bei 
Schöffen  bestätigt  durch  Privileg  v.  J.  1469. 
*)  S.  Frenidorff,  a.  s.  O.,  S.  LIX. 
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Aufsicht  über  die  Finanzen ,  die  städtischen  Gebäude  und 
Befestigungen,  zu  thuD^  die  Schöffen  mehr  mit  der  Vertretung  der 
Stadt  nach  aussen.  Doch  wie  auch  Schöffen  den  Verkauf  der 
städtischen  Gruyt  durch  den  Fermentarius  controUieren,  so  reiten 
wohl  auch  Oonsuln  nach  Cleve,  um  mit  dem  Grafen  über  die 
Abschaffung  eines  Zolls  oder  über  eine  der  Stadt  zu  hoch  schei- 
nende Geldforderung  zu  verhandeln.  —  Bei  den  Ratssitzungen,  die 
regelmässig  wöchentlich  einmal,  beim  Drange  der  Geschäfte  aber 
häufiger  abgehalten  wurden,  mussten  sowohl  Schöffen  wie  Bats. 
männer  anwesend  sein;  die,  welche  auf  dreimaliges  Läuten  der 
Batsglocke  nicht  erdchienen,  mussten  Strafen  zahlen,  von  denen 
man  dann  und  wann  im  Rate  ein  Gelage  gab.  ^) 

In  der  Zeit  von  1361 — 1384  werden  wichtigere  Beschlüsse 
einige  Male  gefasst  von  Bürgermeister,  Schöffen,  altem  und  neuem 
Rate,  wobei  dann  meistens  auch  der  Zustimmung  der  Gemeinde 
gedacht  wird.  *)  Der  Zweck,  den  in  anderen  Städten  ')  die  Zuziehung 
des  aken  Rates  zur  Verwaltung  hatte,  die  Continuität  der  G^chäfts- 
•führung,  die  sonst  bei  der  einjährigen  Amtsdaner  des  Rats  unmög- 
lich gewesen  wäre,  herzustellen,  ist  hier  dadurch  ausgeschlossen, 
dass  immer  die  grössere  Zahl  der  Batsherren  wiedergewählt  wurde, 
wie  auch  speziell  für  diese  Jahre  nachweisbar  ist  Der  „alte  Rat'' 
besteht  also  nur  aus  den  wenigen  Ratsmännem,  die  nicht  mehr  im 
Bäte  Sassen,  und  seine  ziemlich  seltene  und  an  keine  Begel  gebundene 
Mitwirkung  bei  Batsbeschlüssen  diente  nur  dazu,  diesen  eine 
grössere  Autorität  zu  verleihen.  Da  der  alte  Rat  auch  nicht  als 
solcher  nach  Verlauf  eines  oder  mehrerer  Jahre  wieder  in  den 
amtierenden  Rat  eintrat,  kann  diese  Institution  um  so  weniger  als 
organisches  Glied  der  Verfassung  bezeichnet  werden« 

Der  oberste  Beamte  der  Stadt  war  der  Bürgermeister;  auch  er 
wurde  auf  ein  Jahr  gewählt,  bekleidete  aber  sein  Amt  nicht  selten 
zwei  bis  drei  Jahre  hintereinander,  trat  es  auch  oft  nach  einer 
Unterbrechung  zum  zweiten  Male  an;  nach  einem  Dortmunder 
Urteil^)  musste  er  auch  eine  Wiederwahl  bei  einer  Strafe  von 
20  Mark  annehmen.  Er  führt  bei  Heereszügen  die  bewaffnete 
Macht  an  und  leitet  die  Verhandlungen  mit  dem  Grafen,  sowie  mit 


»)  B.  F.  161b,  a.  1874. 

*)  Die  Stellen  sind  folgende:  B.  F.  148a,  a.  1351  (Entschädigangr  für  den 
im  städtischen  Dienst  erlittenen  Schaden  festgesetzt);  B.  F.  148b,  a.  1354 
(Verbot  gestohlenes  Gut  zu  kaufen);  B.  F.  146a,  a.  1374  u.  F.  147a,  a.  1884 
(Verbote,  an  olevisohen  ZoUst&tten  Zoll  zu  zahlen). 

*)  S.  z.  B.  Sohönberg,  Finanzveih.  Basels,  S.  25. 

«)  Frensdorff,  Dortm.  SUt.,  Beil.  XV,  No.  108. 
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fremden  Herren  und  Städten ;  im  Rate  hat  er  den  Vorsitz,  und  in 
der  inneren  Verwaltang  übt  er  eine  »ehr  umfangreiche  Tbätigkeit 
aus.  Überall  aber  in  seiner  Amtsführung  ist  er  durchaus  an  die 
Beschlüsse  des  Rates  gebunden. 

Während  der  Bürgermeister  aus  einem  ersten  Schöffen  zum 
Ratsmeister  geworden  ist,  werden  die  beiden  Bur-  oder  Rentmeistet 
immer  aus  der  Zahl  der  C!on8uln  genommen.  Sie  haben  vor  allem  die 
Polizei-  und  die  f^inanzverwaltung  zu  besorgen.  Ihr  ursprünglicher 
Charakter*)  tritt  dem  gegenüber  ganz  in  den  Hintergrund  und 
äussert  sich  nur  noch  darin,  dass  sie  den  Vorsitz  im  Burgericht 
führen. 

Alle  diese  Amter,  vom  Schöffentum  bis  zum  Burmeisteramt, 
waren  Ehrenämter,  mit  geringen  Vorteilen  verbunden.  Zunächst 
hatten  Schöffen  und  Consuln  ihr  f^ermentum  frei,  d.  h.  sie  bezogen 
ihren  Hausbedarf  an  Gruyt  unentgeltlich  von  der  Stadt,  femer 
erhielten  sie  zu  Weihnachten  auf  städtische  Kosten  kleine  Wein- 
spenden. Die  Haupterträge  des  Schöffenamtes  werden  wohl  in  dem 
Anteil  an  den  Gerichtsgeldem  ^)  sowie  in  den  Zeugnisgebnhren  ^) 
bestanden  haben.  Ferner  zahlten  sie  für  ihre  Kinder  kein  Schul- 
geld an  den  Rector  Scolarum.^)  Auf  die  Freiheit  der  Schöffen 
von  den  städtischen  Diensten  könnte  man  daraus  schliessen,  dass 
ihre  Witwen  sich  von  diesen  weder  durch  Zahlung  einer  Geldsumme 
noch  durch  Stellung  eines  Vertreters  zu  lösen  brauchten.^)  Eine 
sichere  Antwort  auf  die  Frage  giebt  uns  aber  ein  Vertrag  zwischen 
der  Stadt  und  einem  Einwohner,  durch  welchen  sich  dieser  von 
allen  IKensten  loskauft,  und  seine  Pflicht,  für  die  Stadt  zu  graben, 
nur  dann  zur  Geltang  kommen  soll,  wann  auch  die  Schöffen  und 
Ratsmänner  zum  Graben  herangezogen  werden.*)  Die  Magistrats- 
mitglieder leisteten  also  nur  in  Notfällen  der  Stadt  Dienste.  Auch 
der  Bürgermeister  und  die  Burmeister  hatten  ursprünglich  nur  den 
unbedeutenden  Gehalt  von  zwei  resp.  je  einer  Mark.  I.  J.  1308  ^) 
wurde  der  Gehalt  des  Bürgermeisters  auf  14  Mark,  i.  J.  1866  auf 
36,  der  der  beiden  Burmeister  auf  je  25  Mark  festgesetzt,  um  noch 
vor  Ende  des  Jahrhunderts  auf  12,   resp.  6  Mark,   herabzusinken. 


0  8.  o.  8.  9fl. 
>)  8.  o.  8.  SB. 
•)  8.  o.  8.  18. 

*)  8.  den  Vertrag  der  Stadt  mit  einem  neuen  Sohalmeister,  L.  Fl.  S.  64, 
a.  1426.    (Gedr.  bei  Kleine,  a.  a.  O.  S.  9.) 
»)  K.  a.  1466,  F.  Ib. 
•)  L.  Fl.  8.  16,  a.  1410. 
0  B.  F.  110  b.    Das  Übrige  ist  nur  am  den  Städtreohnimgen  enndhthch. 
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Ausserdem  erhielten  von  den  wegen  verbotenen  Würfelspiels  ^)  and 
wegen  Übertretung  eines  i.  J.  1386*)  erlassenen  Statuts  über  den 
Verkauf  von  Seefischen  erhobenen  Brüchen  die  Burmeister  zusammen 
ein  Drittel,  ebenso  viel  der  Bürgermeister. 


Die  Thätigkelt  des  Rates. 

Im  Allgemeinen  lässt  sich  die  Thätigkeit  der  so  organisierten 
Behörde  zwar  als  eine  Regierung  der  Stadt  bezeichnen»  aber  als 
eine  Regierung,  welche  auf  der  Vertretung  der  Gemeinde  beruhte.^) 
Denn  nicht  zu  eigenem  Recht  hatte  das  CoUegium  seine  Gewalb 
sondern  als  eine  ihm  von  der  Gemeinde  verliehene.  Könnte  auch 
dadurch,  dass  zeitweise  wenigstens  die  Schöffen  sich  selbst  coop- 
tierten,  und  die  Gemeinde  nur  einen  geringen  Anteil  an  der  Wahl 
der  Oonsttln  hatte,  der  Anschein  erweckt  werden,  dass  der  Magi- 
strat vielmehr  Herrschaftsrechte,  als  Vertretungsbefugnisse  ausübte, 
so  geht  doch  sein  Amtscharakter  aus  der  Mitwirkung  der  Gemeinde 
bei  allen  wichtigeren  städtischen  Angelegenheiten  hervor. 

Unterstützt  wurde  der  Magistrat  in  seiner  Regierung  durch  eine 
Reihe  von  Beamten,  welche  er  ernannte,  aber  auch  wieder  absetzen 
konnte.  Eine  IJbersicht  über  alle  Beamten  der  Stadt  geben  seit  den 
achtziger  Jahren  des  14.  Jahrhunderts  die  Listen  derer,  welche  zu 
Weihnachten  Weinspenden  erhielten.  Diejenigen  jedoch  von  ihnen, 
deren  Beruf  sich  auf  ein  bestimmtes  Gebiet  beschränkte,  sind  erst 
bei  der  Darstellung  der  Thätigkeit  des  Rates  im  einzelnen  zu 
nennen.  An  der  Spitze  jener  stehen  höhere  Geistliche,  dann  folgt 
der  Judex;  von  diesen  stand  natürlich  niemand  im  Dienste  der 
Stadt;  wenn  der  Judex  wohl  mit  dem  Bürgermeister  zusammen  die 
Befestigungswerke  besah,  so  war  das  eine  dem  Rate  erwiesene 
Gefälligkeit.  Eine  wichtige  Persönlichkeit  aber  in  der  Verwaltung 
war  der  Rector  Scolarum;  sehr  häufig  wurde  er  wegen  seiner  höheren 
Bildung  zu  allerhand  Missionen,  namentliph  an  den  Grafen,  benutzt. 
Doch  war  für  die  Verfassung  von  Schriftstücken  sowie  für  die  schon 
sehr  früh  aufkommende  schriftliche  Führung  der  Verwaltung  ein 
besonderer  Beamter,  der  Notarius,  Schreiber,  angestellt.  Mit  unseren 
Polizeidienem  zu  vergleichen  sind  die  Nuntii,   von  denen  es  zuerst 


»)  ß.  F.  147  b. 
»)  B.  F.  119a. 
>)  Gierke,  a.  a.  0.  IL,  8.  613,  616,  902. 
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nur  zwei  gab,  während  später  ausserdem  jede  Vorstadt  einen  eigenen 
erhielt.  Sie  erscheinen  besonders  häufig  als  Begleiter  des  Bürger- 
meisters und  der  Burmeister,  speziell  bei  Pfändungen. 

a.  Ton  der  Satzungsgewalt  des  Bateg. 

Eür  das  autonome  ^)  Verordnungsrecht  des  JElates  war  zwar  nach 
dem  Privileg  von  1308 ,  demgemäss  der  Erlass  neuer  Statuten 
an  des  Grafen  Erlaubnis  geknüpft  war,  kein  Baum  mehr  vorhan- 
den; indessen  hatte  diese  Bestimmung  wohl  von  Anfang  an  nur 
den  Sinn,  dass  der  Graf  sich  das  Becht  vorbehielt,  solche  Bats- 
beschlüsse,  die  ihm  für  sich  nachteilig  schienen,  wieder  aufzuheben  ;*) 
denn  er  konnte  unmöglich  alle  jene  Statuten,  welche  die  innere 
Verwaltung  fast  täglich  ins  Leben  rief,  sich  jedesmal  zur  Genehmigung 
vorlegen  lassen.  So  sehen  wir  denn  den  Bat  seine  Willküren  regel- 
mässig ohne  Zustimmung  des  Herrn  verkündigen.  Zwar  kam  eft 
vor,  dass  dieser,  sich  auf  jene  Bestimmung  berufend,  die  Stadt  für 
unberechtigt  zur  Fassung  bindender  Beschlüsse  erklärte,  nament- 
lich, wenn  er  jemanden,  der,  wegen  Übertretung  eines  Plebiscites 
verurteilt,  sich  an  ihn  gewandt  hatte,  von  der  Strafe  befreien  wollte; 
aber  der  Bat  wehrte  sich  dann  ganz  entschieden,  behauptete, 
Einigungen  und  Willküren  zu  beschliessen ,  gehöre  zu  den  alten 
Gewohnheiten  der  Stadt,  und  diese  seien  ebenso  wohl  bestätigt,  wie 
die  Privilegien;  auch  sei  das  Begiment  in  den  Städten  dem  Bäte 
befohlen,  und  ohne  Zwang  mög^  das  nicht  zu  handhaben   sein.^) 

Die  Verordnungen  des  Magistrats  waren  nicht  auf  ein  bestimmtes 
Gebiet  beschränkt:  Wie  seine  ganze  Begierung  sich  überaU  dahin 
erstreckte,  wo  ein  obrigkeitliches  Eingreifen  im  Interesse  der  Stadt 
lag,  so  gab  es  auch  für  sein  Willkürrecht  keine  andere  Grenze,  als 
das  öffentliche  Wohl.  Begreiflich,  dass  die  Freiheit  des  einzelnen 
hierdurch  ausserordentlich  eingeengt  wurde. 

Wie  weit  sich  diese  obrigkeitliche  Gewalt  vorschob,  zeigen 
zunächst  Statuten,  durch  welche  ein  Druck  auf  auswärtige  Wider- 
sacher ausgeübt  werden  sollte.  Wenn  der  Stadtherr  irgendwo  einen 
neuen  Zoll  forderte  oder  einen  alten  erhöhte,  so  untersagte  der 
Magistrat  jedesmal  den  Bürgern,  an  der  Zollstätte  vorbeizufahren, 
bis  sie  es  nach  dem  alten  Becht  der  Stadt  könnten,  d.  h.,  bis  der 


')  Im  Gegensatz   zu  den  Befehlen  des  Stadtherm;  die  Mitwirkung  der 
Gemeinde  wird  hier  nicht  mehr  berücknchtigt. 

*)  So  wird  das  Privileg  such  im  16.  Rechtsgatachtea  erklärt. 
*)  B.  a.  1472,  F.  90s. 
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Grraf  auf  seine  Forderung  verzichtete.^)  Ganz  deutlich  wird  hier 
als  die  Absicht  der  Obrigkeit  bezeichnet,  keine  neue,  der  Stadt 
nachteilige  Gewohnheit  aufkommen  zu  lassen. 

Hierher  gehören  auch  die  Verbote,  fremden  Städten,  welche 
mit  Wesel  verfehdet  waren^  oder  in  denen  ein  Weseler  eine  Unbill 
erlitten  hatte,  Waaren  zuzuführen  oder  ihren  Markt  zu  besuchen.*) 

Wo  der  Magistrat  etwas  in  der  Stadt  durchsetzen  wollte,  überall 
boten  sich  ihm  durch  sein  weitgehendes  Verordnungsrecht  die 
bequemsten  Mittel.  Das  zeigt  sich  z.  B.  in  der  Behandlung  der 
Juden.  Diese  wurden  im  Allgemeinen  in  Wesel  geduldet;  Bürger 
wurden  sie  zwar  nur  ausnahmsweise,  *)  aber  in  der  zweiten  Hälfte 
des  14.  Jahrhunderts  begegnet  uns  ein  Harmannus  jode^)  häufig  als 
Rats -Zimmermann,  und  wenn  man  davon  absieht,  dass  durch 
Privileg  v.  J.  1347*)  Graf  Johann  die  Weseler  Bürger  von  aller 
durch  Aufsummung  der  Zinsen  entstandenen  Schuld  an  Juden  und 
Lombarden  befreit,  und  dass  i.  J.  1350  nach  dem  schwarzen  Tode 
häufig  Boten  zwischen  Wesel  und  den  Nachbarstädten  hin  und  her 
gehen  „ad  requirendum  de  veneno  judeorum^S  ''^blt  von  einer 
Judenverfolgung  jede  Sjpur.  Erst  im  Anfang  des  16.  Jahrhunderts 
scheint  zur  Verhinderung  des  Schadens,  den  die  Bevölkerung  durch 
den  jüdischen  Wucher  erlitt,  der  Magistrat  Vorkehrungen  getroffen 
zu  haben:  I.  J.  1401  untersagte  er  mit  Zustimmung  der  Gemeinde 
jedem  Weseler,  irgend  einem  Juden,  der  nach  Wesel  komme,  eine 
Wohnung  zu  verkaufen  oder  zu  vermieten  oder  ein  Darlehens- 
geschäft mit  Juden  einzugehen.*) 

Andere  Verordnungen  hatten  den  Zweck,  die  städtischen  Ein- 
nahmequellen nicht  versiegen  zu  lassen.  Zunächst  ist  hierbei  zu 
erwähnen  das  Verbot  des  Hopfenbiers.  Im  14.  Jahrhundert  bildeten 
einen  bedeutenden  Teil  der  Einnahmen  die  aus  dem  Verkauf  der 
städtischen  Gruyt  gelösten  Summen.  Die  Benutzung  des  Hopfens 
zur  Bierbrauerei,  wie  sie  am  Ende  des  Jahrhunderts  aufkam,  brachte 
daher  eine  starke  Einbusse  für  die  Stadtkasse  mit  sich.  Deshalb 
wurde  i.  J.  1377  verboten,  in  Wesel  Hopfenbier  oder  irgend  ein 
anderes  Bier,  das  nicht  mit  der  Stadt  Gruyt  gebraut  sei,  zu  kaufen, 
zu   verkaufen  oder  zu  trinken.^)     Doch    zeigt   die  öftere  Wieder- 

0  B.  F.  146a,  fk  1374;  F.  147a,  a.  1384;  F.  134a,  a.  1443. 

*)  B.  F.  IGOa  (undatiert);   and  L.  PL  S.  76,  a.  1454. 

»)  8.  o.  S.  66. 

*)  Der  allerdings  auoh  ein  getaufter  Jude  sein  kann. 

^)  Original  verloren;  Gopie  im  A.  B.,  F.  33b. 

•)  B.  F.  118  b, 

')  B.  F.  157b  u.  147a. 
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holung  dieses  Verbots  in  den  Jahren  1382  and  1384  die  Schwierig- 
keit seiner  Durchführung.  Das  Hopfenbier  war  so  beliebt,  dass  die 
Weseler,  um  es  ohne  Ungehorsam  g^en  die  Gesetze  trinken  zu 
können,  die  Wirtshäuser  ausserhalb  ihrer  Stadt  aufsuchten.  Auch 
das  untersagte  der  Bat  i.  J.  1384,  aber  länger  konnte  man  dem 
neuen  Gretränke  die  Stadt  nicht  verschliessen,  und  noch  im  selben 
Jahre  öffnete  man  ihm  dadurch,  dass  man  eine  Accise  von  ihm 
erhob,  die  Thore.  Doch  wurde  auch  jetzt  nur  die  Einfuhr  des 
fremden  Bieres  frei  gegeben,  noch  i.  J.  1400  wurde  das  Brauen 
von  Hamburger  Bier,  Koyte  und  Gerstenbier,  sofern  es  den  Haus- 
bedarf übersteige,  unter  Strafe  gestellt.  ^) 

Da  der  Grundbesitz  geistlicher  Leute  steuerfrei  war,  so  sind 
die  Verbote,  Liegenschaften  in  ihre  Hände  zu  bringen,  gleichfalls 
ein  Ausdruck  der  Sorge  des  Bats  für  die  Erhaltung  der  städtischen 
Einkünfte.  Das  erste  derartige  Verbot  findet  sich  schon  i.  J.  1351,') 
wahrscheinlich  veranlasst  durch  den  gleichzeitigen  Einzug  der 
Augustiner  in  die  Stadt.  Darauf  weist  eine  Urkunde  aus  dem- 
selben Jahre  hin^),  in  welcher  diese  sich  verpflichten,  kein  erb- 
liches Gut  mehr  in  der  Stadt  Wesel  zu  erwerben,  und  wenn  ihnen 
eine  Beute  oder  Liegenschaft  testamentlich  vermacht  werde,  deren 
Bückkauf  Seitens  der  Erben  oder  der  Stadt  zu  einem  bestimmten 
Satze  zu  erlauben.  I.  J.  1397  wurde  jenes  Verbot  unter  schärferen 
Straf  bestimmungen  wiederholt  ^)  und  zugleich  festgesetzt,  dass,  wenn 
jemand  geistlich  werde,  er  zwar  Zeit  seines  Lebens  sein  Hab  und 
Gut  gebrauchen  dürfe,  nach  seinem  Tode  aber  seine  Immobilien 
an  seine  nächsten  Erben,  die  weltlichen  Standes  seien,  fallen  sollten. 
Diese  Verordnung  bestätigte  Herzog  Adolf  i.  J.  1420  und  fugte 
hinzu,  dass  jeder,  der  geistlich  werde,  hiermit  alles  Anrechts  auf 
Erbschaften,  die  später  an  ihn  kommen  möchten,  verlustig  gehe. 
Trotzdem  zeigen  die  Lagerbücher  der  Klöster,  dass  die  Stadt  ihren 
Willen  nicht  immer  durchzusetzen  vermochte,  vielleicht  ihn  auch 
nicht  immer  mit  derselben  Strenge  verfolgte.*^)  Auch  suchten  die 
Klöster  das  Verbot  auf  mannigfache  Art  zu  umgehen;  so  Hessen 
i.  J.  1487  die  Augustiner  einem  Bürger  ein  Haus  durch  einen 
Bitter  mit  ihrem  Gelde  abkaufen  und  sich  dann  von  ihm  zu  Erb- 


>)  B.  F.  120a. 

«)  B.  F.  lüöb.    (Gedr.  bei  Wolters.) 

»)B.  F.  106  a, 

*)  Dies  ist  wohl  mit  dem  von  Wolters,  a.  a.  0.  8.  47  erwähnten  Privileg 
von  1317  gemeint.    S.  B.  F.  lOöb. 

'^)  Lagerbaoh  des  Aogastinerklosters,  F.  12  a,  a.  1484:  „  . .  civitas  nolebat 
pro  tnno  nobis  annuere  emptionem  oainscnmqne  minime  domns.^ 
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leihe  übertragen,  weil  ein  Vorgehen  der  Stadt  gegen  diesen 
weniger  zu  befürchten  war. 

Von  der  Fürsorge  der  Obrigkeit  für  die  Erhaltung  der  städti- 
schen Wehrkraft  zeugt  das  Verbot,  Geld  zu  leihen  auf  ein  Pferd, 
welches  man  im  Dienste  der  Stadt  halten  musste,  und  welches  nach 
Befinden  des  Bürgermeisters  oder  der  Burmeister  nicht  soviel  wert 
war,  als  es  auf  Befehl  des  Rates  hatte  kosten  müssen;^)  jedenfalls 
sollte  nach  der  Absicht  der  Gesetzgeber  hierdurch  jeder  dazu 
angehalten  werden,  die  Summe,  auf  die  er  gesetzt  war,  auch  wirk- 
lich zum  Kaufe  des  Pferdes  anzuwenden. 

Ein  flauptbestreben  des  Magistrats  war  es  überall  in  den 
mittelalterlichen  Städten,  dafür  zu  sorgen,  dass  die  Bürger  ihre 
wichtigsten  Bedürfnisse  zu  einem  billigen  Preise  erhalten  konnten. 
Diesem  Zwecke  diente  in  Wesel  Folgendes:  Für  die  täglichen 
Lebensmittel,  aber  auch  für  Bier  und  Wein,  wurden  von  Zeit  zu 
Zeit  Maximalpreise  festgesetzt,*)  und  um  einen  Betrug  unmöglich 
zu  machen,  durften  manche  Waaren,  namentlich  Salz  und  Kohlen, 
nur  mit  der  Stadt  Massen  gemessen  werden.')  Vor  allem  aber 
suchte  man  die  Verteuerung  der  am  meisten  verlangten  Sachen 
durch  den  Zwischenhandel  zu  verhindern;  diesen  Zweck  hatte  man 
bei  den  Verboten  im  Auge,  von  Bändlern,  die  den  Markt  besuch- 
ten, etwas  zum  Wiederverkauf  anzukaufen,  wie  sie  sich  für  Getreide, 
Schweine,  Schafe,  Fische,  Federvieh,  Obst  und  Kohlen  finden.*) 
Deshalb  musste  auch  nach  alter  Gewohnheit  der,  welcher  eine 
Schifisladung  Salz  kaufte,  um  sie  zum  Detailverkauf  aufzulegen, 
jedem,  der  mit  Sack  und  Geld  an  das  Schiff  kam,  eine  gewisse 
Quantität  zum  Selbstkostenpreise  ablassen,'^)  und  deshalb  durfte 
man  von  auswärts  gekauften  Kohlen  nur  einen  bestimmten  Profit 
nehmen.  *) 

Von  Ausfuhrverboten,  die  ja  auch  den  Zweck  hatten,  eine 
Verteuerung  der  Waaren  zu  vermeiden,  findet  sich  nur  eins  für 
Haien-  und  Deckensteine;  diese  wollte  man  zurückbehalten,  als 
man  alle  Häuser  mit  ihnen   decken   zu  lassen   beschlossen  hatte.  ^) 


0  B.  F.  148a,  a.  1972. 

»)  Z.  B.  L.  PL  8.  72,  a.  1453;  und  S.  103,  um  1450. 
»)  W.  R.  A.,  Caps.  342,  Nr.  11.  P.  2. 

«)  B.  F.  148b,  a.  1360;  F.  119a,  a.  1386;  F.  126b,  a.  1452;  L.  PI.  S.  103, 
«n  1460;  S.  99,  a.  1489. 
»)  L.  PI  8.  57. 
•)  L.  PL,  8.  99,  a.  1489. 
»)  L.  PL,  8.  7,  a.  1406;  8.  u.  8.  97. 
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um  die  Befolgung  aller  derartigen  Q^bote  besser  controllieren 
zu  können,  knüpfte  man  wohl  auch  Ort  und  Zeit  des  Verkaufs  an 
gewisse  Vorschriften.  Namentlich  durfte  an  Markttagen  nur  zwischen 
den  Marktglocken  und  auf  dem  Markte  gehandelt  werden,^)  und 
war  es  verboten,  das  Korn  auf  dem  Felde  zu  verkaufen. ') 

Konnten  Stadter  zur  Beobachtung  aller  dieser  Vorschriften 
durch  Q-eldstrafen  gezwungen  werden,  so  wusste  man  sich  bei 
Fremden  dadurch  Gehorsam  zu  verschaffen,  dass  man  allen  Bürgern 
verbot,  von  jemandem,  der  sie  durch  Übertretung  einer  den  Handel 
betreffenden  Verordnung  geschädigt  hatte,  fernerhin  noch  zu 
kaufen.')  Auf  dieselbeWeise  bestrafte  man  die  Fremden,  die  schlechte 
Waare  auf  den  Markt  gebracht  hatten. 

Ein  weites  Feld  wird  dem  autonomen  städtischen  Willkürrecht 
femer  durch  die  Finanzhoheit  des  Rates  und  seine  Pflicht,  für  die 
Sicherheit  der  Stadt  zu  sorgen,  eröffnet.  Dahin  gehören  zunächst 
die  Gesetze  über  die  von  den  Einwohnern  der  Stadt  zu  leitenden 
Dienste,  welche  oben  besprochen  wurden,  ferner  die  Statuten  über 
Aceise,  Steuern  und  alle  anderen  Einnahmequellen,  welche  später 
zu  behandeln  sein  werden. 

Konnte  die  Stadt  die  Einwohner  zu  Diensten  und  Leistungen 
nach  eigener  Willkür  heranziehen,  so  waren  die  Schranken  für  ihr 
autonomes  Verordnungsrecht  enger  gezogen  auf  dem  gerichtlichen 
Gebiete.  Da  das  Gericht  in  Wesel  des  Herrn  Gericht  nicht  nur 
hiess,  sondern  der  Graf  von  Cleve  sehr  handgreifliche  Bechte  an 
demselben  besass,  konnte  die  Stadt  nicht  nach  Belieben  Gesetze 
erlassen,  welche  den  gewohnheitsmässigen  Prozessgang,  das  Privat- 
und  Strafrecht  geändert  hätten.  Vielmehr  war  prinzipiell  jede 
Neuerung  im  Gerichtswesen  an  die  Zustimmung  des  Gerichtsherrn 
gebunden,  und  neben  den  städtischen  gerichtlichen  Verordnungen 
her  gehen,  sie  beschränkend  und  mit  ihnen  concurrierend,  die  des 
Grafen.  Da  sich  für  keinen  der  beiden  Faktoren  ein  Gelnet,  auf 
welchem  er  allein  sein  Verordnungsrecht  hätte  geltend  machen 
können,  absondern  Hess,  schien  es  zweckmässig,  die  Veränderungen, 
welche  das  Gerichtswesen  durch  die  Willküren  des  Rates  und  die 
Privilegien  des  Stadtherrn  erlitt,  zusammen  zu  behandeln. 

Was  zunächst  die  Gerichtsverfassung  anlangt,  so  war  die  wich- 
tigste Änderung,  welche  sie  erfuhr,  die  Entwicklung  des  Rats- 
gerichts,  welche  an  seinem  Orte  näher  dazulegen  sein  wird.    Seine 


>)  L.  PL,  S.  103,  um  1460. 
«)  L.  F.  167  b,  a.  1382. 
»)  L.  PK,  8.  63  f.,  8.  1428. 


76 

Competenz,  die  sich  ganz  allmählich  und  gewohnheitsrechtlich 
herausbildete,  wurde  durch  ein  Plebiscit  des  Jahres  1457^)  zum 
ersten  Male  gesetzlich  anerkannt:  Wer  eine  Klage  gegen  die 
Stadt  hat,  muss  sie  erst  vor  den  Bat  bringen  und  darf  sie  erst, 
wenn  er  von  diesem  abgewiesen  ist,  vor  Gericht  verfolgen.  I.  J.  1469 
musste  sogar  der  Herzog  diese  Vorschrift  bestätigen.  Die  Ent- 
wicklung fand  ihren  Abschluss,  als  i.  J.  1482  vom  Ilate  der  Zwang, 
erst  bei  ihm  Becbt  zu  suchen,  auf  alle  gegen  einen  Weseler  Bürger 
oder  Eingesessenen  erhobenen  Klagen  ausgedehnt  wurde. 

Wie  der  Graf  als  Qerichtsherr  schon  im  Privileg  von  1241  die 
Gompetenzen  der  beiden  damals  offiziell  anerkannten  Gerichte,  des 
ordentlichen  und  des  Bürgermeistergerichts,  geregelt  hatte,  so  bean- 
spruchte er  auch  später  die  Entscheidung  darüber,  welche  Fälle 
vor  ein  jedes  von  beiden  gehörten :  Demzufolge  sehen  wir  i.  J.  1346 
Graf  Dietrich  verordnen,  dass  „quade  wort  achter  rugghe  ghe- 
spraken"  auch  zu  den  Scheitworten  zu  rechnen  und  daher  vom 
Bürgermeister  zu  richten  seien. 

Ging  diese  Verordnung  direkt  vom  Herrn  aus,  so  wurde 
folgendes  Gesetz,  welches  das  gerichtliche  Verfahren  beeinflusste 
vom  Bäte  allein  erlassen :  Während  nach  dem  Landrecht  der  Gläu- 
biger ein  vom  säumigen  Schuldner  genommenes  Pfand  nicht  eher 
verkaufen  durfte,  als  er  es  dreimal  vor  Gericht  aufgeboten  hatte, 
genoss  die  Stadt  den  Vorzug,  *)  ohne  das  Gericht  mit  ihrem  eigenen 
Boten  die  Städter,  welche  in  ihren  Diensten  und  Leistungen  säumig 
waren,  pfänden  und  die  nicht  ausgelösten  Pfander  verkaufen  zu 
dürfen.  Dieses  Vorzugs  wurden  durch  ein  fiatsedikt  i.  J.  1426 
auch  die  beiden  Kirchen,  die  Armenstiftungen  und  die  Klöster  f&r 
ihre  Zinse  und  Beuten  teilhaftig,  indem  ihnen  von  der  Zeit  an  zu 
Pfändungen  der  Stadtbote  geliehen  werden,  und  sie  mit  den  Pfän* 
dem  so  vorgehen  dürfen  sollten,  als  ob  sie  von  der  Stadt  wegen 
genonmien  wären.') 

Für  das  gerichtliche  Verfahren  gegen  Nichtstädter  war  der 
Magistrat  natürlich  incompetent.  Darum  findet  sich  die  einzige 
Bestimmung,  welche  sich  darauf  bezieht,  nicht  in  einem  Plebisoit, 
sondern  in  einem  Privileg.  Es  ist  folgender  Paragraph  in  der 
schon  öfter  erwähnten  Urkunde  v.  J.  1329:  ,Jtem  conceseimus 
dilecUs  opidanis  nostris  Wesele'nsibus  irrevocabiliter  per  presentes, 
quod  ipsi  poterunt  pro  debitis  vel  pro  aliis  causis,  quos  voluerint, 


>)  B.  F.  138b. 

«)  S.  Wolters,  a.  a.  O.,  Urteil  Nr.  147. 
•)  L.  PI.  8.  5a 
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licet  Uli  in  aostra  terra  resideant,  nudo  gladio  oorani  judicio  noatro 
Weselenai  proclamare  seu  vocare  ultra,  sicut  juris  est  procedendo.^ 
Den  Sinn  dieses  Satzes  hat  Frensdorff  durch  ein  Statut  im  Dortmunder 
Stadtbuch  zu  erläutern  gesucht :  » ^^^  ^7^  vrone  van  Dorpmunde  eyn 
verbot  dede  over  eynen  man,  dey  vor  gherichte  g&eeschet  were  mit 
rechte  mit  eyme  s  werde,  enwolde  dat  gherichte  dar  dat  vorbot  anghesche 
des  breves  nicht  untfaen,  so  mochte  dat  gherichte  vort  varen  over 
den  man  mit  rechte.»^)  Die  Oberhofstellung  des  Weseler  Gerichts 
würde  also  nach  Frensdorff  sich  auch  darin  äussern,  dass  gegen 
einen  vor  ihm  Angeklagten,  der  anderswo  im  Clever  Lande 
seinen  Gerichtsstand  hatte,  bei  erfolgloser  Beschreitung  des  gewöhn- 
lichen Rechtsweges  ebenso  verfahren  werden  konnte,  als  ob  er  in 
Wesel  dingpflichtig  wäre.  Doch  scheint  der  Vorzug,  von  dem  das 
Privileg  spricht,  nicht  durch  die  Worte  „nudo  gladio",  sondern 
durch  die  Worte  „pro  debitis  vel  pro  aliis  causis''  ausgedrückt,  also 
eher  eben  durch  das  Privileg  gewährt  zu  werden,  als  ein  Überrest 
des  alten  Hund^rtschaftsgerichts  zu  sein  und  folglich  mit  der  Ober- 
hofstellung  Wesels  nicht  zusammenzuhängen.  Wenigstens  wird  die 
Bedeutung  des  angeführten  Satzes  in  einer  Weseler  Auslegung') 
darin  gefunden,  dass  man  vor  das  Weseler  Ghericht  nicht,  wie 
vor  andere  Gerichte,  nur  in  peinlichen  Klagen  jemanden  heischen 
könne,  sondern  auch  um  Schuld  und  andere  Sachen.  Dass  die 
Friedloslegung  dag^en  sich  auch  auf  die  „niederen"  Gerichte 
erstreckte,  wird  darauf  zurückgeführt,  dass  der  Herr  nach  alter 
Gewohnheit  seinen  Gerichtsboten  dazu  geben  müsse. 

Änderungen  des  Prozesses,  welche  in  den  Jahren  1430  und 
1481  eriblgten,  gingen  zwar  von  der  Autorität  des  Herzogs  aus, 
waren  aber  vermutlich  durch  die  Bitten  des  Magistrats,  deren  bei 
dem  ersten  Privileg  auch  Erwähnung  geschieht,  veranlasst. 

Am  sdbstständigsten  war  die  Stadt  in  ihren  gerichtlichen  Ver- 
ordnungen auf  dem  Gebiete  des  Privatrechts.  Nur  selten,  und  dann 
lange  nach  dem  Erlass  des  Statuts,  finden  wir  hier  eine  Bestätigung 
von  Seiten  des  Stadtherrn,  nie  aber  wird  ein  Satz  des  Privatrechts 
vom  Herrn  allein  verändert.  Er  stand  eben  dem  inneren  städtischen 
Leben  zu  fem,  als  dass  er  das  Bedürfnis  nach  einer  neuen  privat- 
rechtlichen Bestimmung,  wo  es  sich  herausstellte,  hätte  wahrnehmen 

')  A.  a.  0.  in,  23. 

>)  W.  R.  A.,  Caps.  81a,  F.  137  a:  „Ind  so  en  is  den  van  Wasell  vermids 
den  puDte  in  den  eyssohen  nyet  sonSerlinx  gegeven,  dan  dat  die  borgere  umb 
Boholt  ind  all  ander  saioken  eyssohen  moighen,  dat  sy  nae  gemeynen  yrede- 
losen  rechten  nyet  dan  umb  pynlyoke  aaicken  doin  en  mochten,  dit  is  nmder- 
Unge  gegeren.** 
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können.  Sehen  wir  von  der  Urkunde  des  Jahres  1241  ab,  so  ist  das 
einzige  Privileg,  welches  das  Privatrecht  modifiziert,  das  schon 
erwähnte  aus  dem  Jahre  1420  über  die  Beschränkung  der  Erb- 
föhigkeit  geistlicher  Leute,  während  die  Stadt  schon  i.  J.  1397 
selbstständig  ähnliche  Bestimmungen  getroffen  hatte.  ^)  Hier  konnte, 
um  den  städtischen  Beschlüssen  den  Geistlichen  gegenüber  die 
nötige  Autorität  zu  verschaffen,  die  Bestätigung  durch  den  Landes- 
herm,  die  in  anderen  Fällen  nicht  begehrt  wurde,  vorteilhaft 
erscheinen. 

Wo  es  das  Interesse  des  Gemeinwesens  erheischte,  glaubte  der 
Bat,  wie  ja  auch  in  vielen  anderen  Städten,  *)  sich  berechtigt,  auch 
die  allgemeingültigsten  Kegeln  des  Privatrechts  ausser  Kraft  zu 
setzen.  So  bestimmte  er  i.  J.  1453,  dass  Gelöbnisse,  Spielschulden 
za  bezahlen,  ungültig  sein  sollten.')  Femer  kam  es  häufiger  vor, 
dass  in  einem  Leihvertrag  der  Schuldner  bei  nicht  rechtzeitiger 
Rückgabe  des  Geliehenen  sich  einer  Conventionalstrafe  zu  unter- 
ziehen verpflichtete,  eine  Gewohnheit,  die  wohl  von  der  Schwierig- 
keit veranlasst  ist,  den  durch  die  säumige  Zahlung  dem  Gläul»ger 
erwachsenen  Schaden  zu  messen.  Ob  nun  die  im  Vertrage  bestimm- 
ten Strafen  gewöhnlich  den  Schuldner  unverhältnismässig  schädigten, 
oder  ob  sie,  wie  es  den  Anschein  hat,  oft  in  der  Weggabe  eines 
zum  Stadtdienst  bestimmten  Pferdes  bestanden  und  dadurch  die 
Stadt  selbst  trafen,  jedenfalls  hielt  die  Obrigkeit  dafür,  dass  den 
Weselem  durch  solche  Verträge  schon  grosses  Verderbnis  gekom- 
men sei,  verbot  sie  deshalb  bei  der  Leihe  von  Mobilien  für  später 
und  statuierte  sogar  die  Unverbindlichkeit  derartiger  schon  ein- 
gegangener Verpflichtungen.*) 

Wie  der  Bat  ein  Obervormundschafitsrecht  über  Unmündige  in 
Anspruch  nahm,  werden  wir  später  sehen  ;^)  jetzt  soll  uns  nur  ein 
aus  diesem  Becht  abgeleitetes  Statut  beschäftigen.  Bekanntlich  war 
nach  deutschem  Becht  der  Verkauf  von  Immobilien  an  den  Oonsens 
der  ßrben  gebunden.  Da  aber  häufig,  wenn  an  ein  Ehepaar  Erb- 
gut auf  Wiederkauf  veräussert  war,  nach  dem  Tode  eines  Gatten 
der  überlebende  den  Wiederverkauf  ausführte  —  begreiflicher 
Weise,  denn  nach  dem  in  Wesel  geltenden  Becht  ^)  erbte  der  hinter- 


*)  S.  o.  S.  78. 

>)  S.  Stobbe,  Deatsohea  Privatreoht  UI,  §  194. 
•)  L.  PL,  S.  72. 
*)  L.  PI.,  S.  96,  a.  1461. 
•)  S.  Q.  S.  84. 

^  S.  Sehröder,  „Mitteilungen  aber  Clev.  Rechtsquellen*'  in  der  Zttohr.  f. 
Reohtsgesoh.,  Bd.  10,  S.  224. 
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bliebene  Ofttte  die  Fahrhabe  zu  Eigentum,  das  unbewegliche  Gut 
nur  zu  Leibinicht  —  erliese  der  Magistrat  i.  J.  1443  ein  Gebot,  ^) 
dass  in  solchen  Fällen  künftig  das  aus  dem  Wiederverkauf  gelöste 
Geld  sofort  wieder  in  erblichem  Gute  anzulegen  sei,  damit  den 
Kindern  nicht  ihr  firbe  verkleinert  werde;  und  als  er  sah,  dass 
dies  GM>ot  häufig  umgangen  wurde,  beschloss  er,  um  allen  Betrug 
hierin  unmöglich  zu  machen,  i.  J.  1461,*)  dass  von  nun  an  der 
nach  der  Auflösung  der  Ehe  durch  den  Tod  geschehene  Wieder- 
verkauf ungültig  sein  solle,  wenn  nicht  der  nächste  Mage  des  Ver- 
storbenen —  als  Vertreter  der  Kinder  —  zugegen  sei. 

Dass  auch  das  Strafrecht  tiefgreifende  Veränderungen  erfiihren 
musste,  liegt  auf  der  Hand.  Die  aahlreichen  neuen  Verordnungen 
der  städtischen  Obrigkeit  hatten  ja  nicht  dieselbe  Gültigkeit,  wie 
die  alten  gewohnheitsrechtlichen  Sätze:  Ihre  Übertretung  war  kein 
Straffall  des  Landrechts,  konnte  also  auf  dem  gewöhnlichen  Wege, 
d.  h.  vor  dem  Schöffengericht,  nicht  gerichtet  werden.  Daher  war 
die  höchste  Strafe,  bei  welcher  der  JiD&gistrat  gebieten  konnte,  filr 
Bürger  die  Entziehung  des  Bürgerrechts  und  fUr  Einwohner  die 
Verbannung  aus  der  Stadt.*)  Zu  beidem  war  er  als  Vertreter  der 
Bürgerschaft  und  der  Stadt  berechtigt,  beides  schloss  aber  natürlich 
andere,  leichtere  Strafen,  namentlich^Geldbuseen,  nicht  aus;  nur,  dass 
diese  einzutreiben,  dem  Rate  im  Allgemeinen  wenigstens  kein 
anderes  Zwangsmittel  zu  Gebote  stand,  als  die  Drohung  mit  seinen 
schwersten  Strafen.  Auf  die  Weigerung,  sich  einer  Strafe  zu  unter- 
ziehen, war  regelmässig  die  Ausstossung  aus  der  Bürgerschaft  oder 
aus  der  Stadt  gesetzt.  ^)  So  ist  es  klar,  wie  ein  ganz  neues  Straf- 
sjstem  sich  entwickeln  musste. 


»)  ß.  F.  134  b. 

«)  ß.  F.  125b. 

•)  S.  GsDgler,  SUdtreohtsaltertümer,  Exours  VII,  S.  437  ff.       . 

*)  ß.F.109b,a.l367.  Einer  der  wenigen  Aasnahmefälle  ist  folgender:  Jemand, 
der  Yor  einem  fremden  G-erioht  einen  ßiirger  angeklagt  nnd  trotz  dem  Befehle  des 
Bates  die  Anklage  nicht  snrtickgezogen  hatte,  verlor  der  Strafandrohung  gemSss 
■ein  Bürgerrecht  und  sollte  900  alte  Sohilde  zahlen,  wofür  mit  dem  Gericht  sein 
Ghit  gepfladet  wurde.  Doch  erklart  sich  dies  dadurch,  dass  die  Anklage  vor 
dem  geistlichen  Gericht  zu  Köln,  also  ausserhalb  des  clerisohen  Landes,  vor- 
gebracht worden  und  also  zugleich  ein  Vergehen  gegen  den  Herzog  war  (Pri- 
vileg de  non  evocando  dem  Grafen  Johann  von  Karl  lY.  verliehen;  (s.  v.  Haeften, 
niederrhein.-westf.  Territorien,  Ztschr.  II,  S.  88),  wie  dieser  auch  dem  säumigen 
Bat  gegenüber  auf  Verfolgung  der  Sache  drang  und  einen  Teil  der  Busse 
erhielt    (R.  a.  1471,  F.  68a,  78  b;  u.  a.  1472,  F.  90a,  101a.) 

Ein  anderes  Beispiel  s.  B.  a.  1466,  F.  14a,  wo  der  Rat,  welcher  einige 
Weseler  aas  unbekannten  Gründen  zum  Bau  einer  Strasse  verurteflt,  von  den 
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Die  Entziehung  des  Bürgerrechts  und  die  Stadtverweisung 
waren  jedoch  Subsidiärstrafen  nur  dann,  wenn  die  Busse  in  Gteld 
wegen  Armut  nicht  entrichtet  werden  konnte;  in  diesem  Falle  wurden 
beide  Strafen  nur  auf  eine  bestimmte  Zeit  verhängt,  nach  deren 
Ablauf  man  ohne  Weiteres  wieder  Bürger  war,  resp.  in  die  Stadt 
einziehen  durfte,^)  Im  anderen  Falle,  wenn  nämlich  die  Zahlung 
der  Strafe  ohne  Not  verweigert  wurde,  trat  die  £ntbüi^erung  oder 
die  Verweisung  aus  der  Stadt  als  härtere  Strafe  für  den  Ungehor- 
sam ein,  und  dann  regelmässig')  ohne  eine  zeitliche  Beschränkung. 

Die  direkt  auf  ein  Vergehen  gesetzten  Strafen  begegnen  uns 
nun  in  der  grössten  Mannigfaltigkeit  ron  der  kleinsten  Geldstrafe 
bis  zur  ewigen  Ausstossung  aus  dem  Bürgerschaftsverbande. 

In  der  Höhe  der  Geldstrafen  ist  ein  System  nicht  zu  erkennen ; 
die  höchsten,  5  oder  10  Mark,  stehen  namentlich  auf  solche  Über- 
tretungen, bei  denen  der  ungehorsam  besonders  geahndet  werden 
musete,  also  namentlich,  wenn  die  Statuten  nur  für  kurze  Zeit 
erlassen  waren,  wie  die  Verbote,  in  gewissen  Städten  oder  mit 
bestimmten  Kaufleuten  zu  handeln,'**)  überhaupt  dann,  wenn  ein 
Vergehen  nicht  an  sich  strafbar  war,  sondern  nur  deshalb,  weil  es 
die  Obrigkeit  untersagt  hatte. 

.Die  Entziehung  des  Bürgerrechts,  der  bei  Nichtbürgern  die 
Stadtverweisung  entspricht,  wird  mit  Vorliebe  da  angewendet,  wo 
jemand  das  Interesse  der  Gesamtheit  stark  verletzt,  z.  B.,  indem 
er  von  den  Zollprivilegien  keinen  Gebrauch  macht  und  dadurch 
für  die  Zollansprüche  des  Grafen  Präzedenzfälle  schafft,^)  oder 
indem  er  eine  Klage  gegen  die  Stadt  unterstützt,  einen  Städter  vor 
einem  auswärtigen  Gericht  belangt^)  oder  geistlichen  Leuten  erb- 
liches Gut  schenkt  oder  verkauft. 

Die  Strafe  der  Ausstossung  aus  der  Bürgerschaft  konnte  noch 
verschärft  werden  durch  eine  hohe  Geldstrafe  ^)  oder  dadurch,  dass 


Säumigen  aber  durch  den  Stadtboten  kein  Pfand  hatte  erhalten  können,  vom 
Richte  den  Fronen  haben  will,  um  sie  an  ihrem  Leibe  zu  pfänden.  Doch 
hierbei  ist  es  leicht  möglich,  dass  das  Urteil  nicht  vom  Rate,  sondern  vom 
Stadtgericht  gesprochen  war;  und  dass  die  da  verhängten  Strafen  eine  Aus- 
nahme bildeten,  werden  wir  unten  (S.  88)  sehen. 

>>B.  F.  147  b;  und  F.  104  a,  a.  1360. 

s)^£ine  Ausnahme  s.  B.  F.  IGOa. 

>)  L.  PL,  S.  63f.,  a.  1428;  s.  S.  72  u.  S.  96. 

*)  S.  o.  S.  72. 

»)  B.  F.  138b,  a.  1467. 

«)  B.  F.  104a,  a.  1850;  F.  146a,  a.  1374;  L.  PL,  S.  76,  a.  1454 
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man  die  Wiederftufhahme  f&r  ewige  Zeiten  verbot.^)  Denn  im 
Allgemeinen  war  es  möglich,  das  entzogene  Bürgerrecht  durch  noch- 
malige Leistung  des  Bürgereides  und  Zahlung  der  Aufnahmegebühr 
wieder  zu  erlangen.*) 

Die  strafrechtlichen  Verordnungen  des  Kates  sind  aber  nicht 
nur  durch  die  Ausbildung  eines  neuen  Strafensystems  wichtig, 
sondern  auch  dadurch,  dass  sie  Handlungen,  welche  sicherlich  auch 
nach  dem  Landrecht  strafbar  waren,  mit  besonderen  Strafen  be- 
drohten. Namentlich  ist  da  zu  erwähnen  ein  Statut,  nach  dem  ein 
Meineidiger  oder  Gotteslästerer  sieben  Mark  Strafe  zahlen  oder  auf 
fünf  Jahre  die  Stadt  verlassen  soll.') 

Dagegen  ist  nur  ein  Fall  bekannt,  in  dem  der  Rat  durch  eine 
Willkür  das  Strafrecht  des  Schöffengerichts  beeinflusste;  ein  Fried- 
losgelegter soll  nur  in  der  Zeit  von  der  Frühmesse  bis  zum  Vesper- 
läuten an  den  Pfahl  geschlagen  werden.^) 

Für  eine  direkte  Einwirkung  des  Grafen  auf  das  städtische 
Strafrecht  finden  sich  zwei  Beispiele,  bei  denen  es  sich  aber  nur 
um  die  Auslegung  und  um  die  Modification  eines  der  Stadt  vom 
Grafen  verliehenen  Privilegs  handelt:  Dass  von  der  Marktfreiheit 
alle  Bäuber  und  Mörder  ausgenommen  sein  sollten,  wurde,  obwohl 
es  schon  im  Privileg  von  1258^)  festgesetzt  war,  i.  J.  1318^)  noch 
einmal  ausdrücklich  angeordnet;  und  nach  einem  Privileg  von  1430 
war  die  Stadt  mit  ihrem  Herrn  übereingekommen,  dass  auch  die- 
jenigen von  der  Marktfreiheit  keinen  Vorteil  haben  sollten,  welche 
das  auf  dem  Markt  Gekaufte  nicht  vollständig  bezahlt  hätten. 

Das  Gebiet,  auf  dem  das  städtische  Verordnungsrecht  sich  am 
freisten  entwickelte  und  etwas  ganz  Neues  schuf,  ist  die  Polizei. 
Da  jedoch  hier  die  Gesetzgebung  sich  schwer  von  der  Verwaltung 
trennen  lässt,  bleibt  dieser  Theil  der  Batswillküren  einem  späteren 
Abschnitte  vorbehalten. 


')  A.  B.  Zettel  zwischen  F.  37  u.  F.  38;  u.  B.  F.  104a.,  a.  1350. 

*)  B.  F.  105  b,  a.  1363. 

•)  B.  F.  147b. 

*)  B.  F.  167",  a.  1383. 

»)  S.  o.  S.  28. 

^  Original  verloren;  Copie  im  B.  F.  99». 


BHmMdf  VerfbMQugigeiehioht«  WeaeU. 
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b.  Ton  der  Einwirkung  des  Rates  auf  die  Aeehtspreehung. 

Des  Herrn  Gericht  mit  dem  Richter  als  Vorsitzendem  und  den 
zwölf  Schöffen  als  ürteilfindem  war  das  ordentliche  Gericht  der 
Stadt.  Vor  ihm  hatten  alle  Weseler  zu  Recht  zu  stehen,  and  hier 
wurde  sowohl  über  peinliche  Sachen  und  über  Eigen  und  Erbe,  als 
über  Schuld  und  die  geringeren  Criminalfölle  gerichtet.^)  Des  Herrn 
Gericht  war  auch  das  Gericht  für  alle  innerhalb  der  Gerichtsgrenzen 
gelegenen  Grundstücke,  auch  der  im  Besitz  der  Klöster  befind- 
lichen;') eine  Ausnahme  machen  nur  die  Lehngüter.*) 

Auf  mannigfache  Art  haben  die  mittelalterlichen  Stadträte  sich 
einen  Einfluss  auf  die  Rechtsprechung  innerhalb  ihrer  Mauern  er- 
worben.^) Anfänglich  überall  der  Gerichtshoheit  eines  von  ihnen 
unabhängigen  Herrrn  gegenüberstehend,  ist  es  den  einen  gelungen, 
dieselbe,  gewöhnlich  durch  Kauf,  ganz  zu  erwerben  und  so 
des  Rechts  in  ihrer  Stadt  völlig  mächtig  zu  werden,  sahen  sich  die 
andern,  welche  das  öffentliche  Gericht  nicht  an  sich  bringen  konnten, 
vor  allem  darauf  angewiesen,  die  Ansätze  ihrer  eigenen  Recht- 
sprechung weiter  auszubilden.  Zu  diesen  weniger  begünstigten  ge- 
hörte auch  der  Weseler  Magistrat.  In  Wesel  blieb  die  G^richts- 
hoheit  den  Grafen  und  Herzogen  von  Cleve  immer  und  ungeschmälert. 
Doch  leitete  der  Rat  aus  seiner  Vertretung  der  Bürgerschaft  das 
Recht  ab,  darüber  zu  wachen,  dass  alles  in  der  Stadt  zum  Rechten 
geschehe.  Er  fühlte  sich  ebenso,  wie  der  Herr,  zur  Wahrung  des 
Rechts  verpflichtet ;  nicht  nur  im  Interesse  des  einzelnen  verklagten 
Bürgers,  sondern  ganz  allgemein,  um  Recht  und  Ordnung  in  der 
Stadt  aufrecht  zu  erhalten,  nahm  er  ein  Aufsichtsrecht  auch 
über  des  Herrn  Gericht  in  Anspruch. 

Am  besten  wird  das  anschaulich  gemacht  durch  das  Geleits- 
recht, welches  dem  Rate  zustand.  Sowohl  der  Richter  von  des 
Herrn  wegen,  als  der  Bürgermeister  von  der  Stadt  wegen,  erteilte 
das  Geleit,  und  wenn  jemand,  dem  der  Bürgermeister  Geleit  zu- 
gesichert, dennoch  vor  Gericht  angesprochen  wurde,  so  musste  auf 
Verlangen    des   Bürgermeisters    die    Anklage   abgestellt   werden.^) 


^)  Beispiele  hierfür  zahlreich  in  den  Stadtrechnungen  und  den  Eais- 
Protokollen. 

*)  Ein  i.  J.  1629  vom  Herzog  zwischen  der  Stadt  und  dem  Prämonstra- 
tenserkloster  hierüber  gefällter  Schiedsspruch  giebt  der  Stadt  Recht;  die  andern, 
jüngeren  Klöster  standen  wohl  nicht  günstiger.  (B.  PI.  S.  162.) 

»)  S.  R.  a.  1467,  F.  36b. 

*)  S.  Gierke,  Gesch.  des  deutschen  Genossenschaftsrechtes  II,  S.  786  ff. 

^)  Frensdorff,  Dortm.  Stat.  Beil.  XV,  Nr.  89. 
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Damit  das  Qeleit  desto  grössere  Sicherheit  verbürgte,  kam  man 
überein,  dass  niemand  von  beiden  ohne  den  andern  es  gewähren 
solle;  das  führte  aber  dahin,  dass  Richter  und  Bürgermeister  nach 
persönlicher  Abmachung  jeder  das  Geleit  des  andern  anerkannten; 
und  da  auf  diese  Weise  manchem,  mit  dem  die  Bürger  in  Streit 
lagen,  ein  sicherer  Aufenthalt  in  Wesel  auch  vom  Bürgermeister 
gewährleistet  wurde,  führte  man  i.  J.  1457  die  alte  Gewohnheit 
wieder  ein,  dass  jeder  für  sich  allein  das  Geleit  geben  solle.  ^) 

Für  den  Erlass  von  Statuten  haben  uns  die  Consequenzen  des 
Interesses,  welches  der  Rat  an  allem  in  der  Stadt  gesprochenen 
Rechte  nehmen  musste,  schon  vorgelegen ;  es  konnte  sich  aber  auch 
in  jedem  einzelnen  Falle  geltend  machen,  wo  rechtliche  Ansprüche 
gegen  einen  Bürger  verfolgt  wurden. 

Dem  Rate  günstig  für  die  Ausübung  eines  Einflusses  auf  des 
fierrn  Gericht  war  vor  allem  der  Umstand,  dass  ein  Teil  seiner 
Mitglieder  zugleich  Schöffen  waren;  diese  konnten  jeden  gericht- 
lichen Vorgang  der  ihnen  nicht  mit  der  Gewohnheit  oder  dem  Rechte 
der  Stadt  übereinzustimmen  schien,  durch  Verweigerung  ihrer  Mit- 
wirkung verhindern.^)  Hierbei  ist  zugleich  eines  anderen  Grundes 
Erwähnung  zu  thun,  aus  dem  für  die  Obrigkeit  die  Schöffeneigen- 
schaft ihrer  Mitglieder  wichtig  war,  da  sich  auch  hierdurch  zu  einer 
Einwirkung  auf  das  städtische  Rechtsleben,  wenn  auch  nicht  grade 
auf  das  Gericht,  Gelegenheit  bot  —  der  Qualität  der  Schöffen  als 
Beurkundungspersonen. 

Überall  in  den  Städten  beanspruchte  der  Rat  ein  Aufsichtsrecht 
über  den  städtischen  Grund  und  Boden;  denn  überall  musste  ihm 
daran  gelegen  sein,  möglichst  wenig  Grundstücke  in  den  Besitz  der 
toten  Hand  oder  überhaupt  solcher,  welche  in  Abgaben  und  Diensten 
keine  Bürgerpflicht  erfüllten,  kommen  zu  lassen.^)  Während  aber 
der  Rat  in  vielen  Städten  die  Beobachtung  seiner  diesbezüglichen 
Statuten  dadurch  sicherte,  dass  er  alle  Auflassungen  vom  Gericht 
an  sich  zog,  war  dies  Mittel  in  Wesel  schon  aus  dem  Grunde  un- 
möglich, weil  hier  zur  Übertragung  von  Immobilien  keine  gericht- 
liche Auflassung  nötig  war.  Wie  das  schon  im  Stadterhebungs- 
privileg  ausgesprochen   wurde,^)    so   sehen    wir   auch    später    eine 


*)  L.  FL  S.  82. 

')  Z.  B.,   wenn   der  Biohter   an  ungewöhnlichen  Tagen   Gericht  halten 
wollte,  folgten  sie  ihm  nicht    R.  a.  1470,  F.  53i>. 

«)  S.  Höniger  in  Conrads  Jahrbüchern,  N.  F.,  Bd.  8,  S.  572  ff.     Frens- 
dorff,  a.  a.  O.,  Einl.  S.  LXXVI. 

*)  S.  o.  S.  18. 

6» 
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Handänderung  von  erblichem  Gute  ohne  Auflassung  vor  Gericht 
nur  durch  eine  von  zwei  Schöffen  besiegelte  Urkunde  zu  stände 
kommen.  Und  hier  ist  es  auch,  wo  der  Rat  zur  Wahrung  der 
städtischen  Interessen  eingreift.  In  seiner  Macht  ist  es,  den  Schöffen 
die  Siegelung  einer  Urkunde  zu  erlauben  oder  zu  verbieten.  Es 
ist  klar,  dass  diese  Gompetenz  der  Obrigkeit  vorwiegend  bei  Über- 
tragung von  Erbgut  an  geistliche  Leute  zur  Geltung  kommen  musste ; 
in  der  That  liegen  mehrere  Beispiele  dafür  vor,  dass  sie  die  Er- 
laubnis zum  Erwerb  von  Immobilien  den  Klöstern  dadurch  giebt, 
dass  sie  den  Schöffen  die  Siegelung  der  betreffenden  Urkunden  ge- 
stattet ^),  und  dass  sie  andererseits,  indem  sie  es  ihnen  verbietet, 
die  Liegenschaften  den  Bürgern  erhält.') 

Aber  auch  sonst  konnte  die  Obrigkeit  wünschen,  einen  Kauf 
oder  ein  Geschäft  zu  verhindern  oder  möglich  zu  machen.  Wenn 
jemand  Immobilien  veräussern  wollte,  seine  Erben  aber  noch  an- 
mündig waren,  also  den  nach  deutschem  Recht  notwendigen  Con- 
sens  nicht  geben  konnten,  war  es  für  den  Rat,  der,  wie  aus  vielen 
Beispielen  ersichtlich,  ein  Obervormundschaftsrecht  beanspruchte, 
wichtig,  dass  er  den  Schöffen,  je  nachdem  er  von  der  Notlage  des 
Verkäufers  überzeugt  war  oder  nicht,  befehlen  oder  verbieten  konnte, 
ihm  den  Verkauf  zu  „vesten^S  d.  h.  ihm  eine  besiegelte  Urkunde 
darüber  auszustellen.^) 

Auf  dieselbe  Art  war  es  dem  Magistrate  möglich,  den  Zinsfuss 
in  der  Stadt  zu  bestimmen.  So  verbot  er  den  Schöffen,  einen  zu 
höherem  Zinsfusse,  als  zu  5%,  abgeschlossenen  Rentenkauf  zu 
beurkunden.  Hierbei  begegnet  uns  einmal  ein  eigentümlicher  Ver- 
such, das  Verbot  des  Rates  zu  umgehen:  In  dem  Rentenkaufbriefe 
gab  man  eine  höhere  Kaufsumme  an,  als  gezahlt  war,  und  Hess  die 
Urkunde  von  den  dadurch  getäuschten  Schöffen  besiegeln;  damit 
der  Schuldner  aber  dadurch  nicht  benachteiligt  wurde,  stellte 
ihm  der  Gläubiger  einen  Brief  aus,  in  dem  er  ihm  den  Wiederkauf 
der  Rente  für  die  wirklich  gezahlte  Summe  gestattete,  zeigte  diesen 
aber  den  Schöffen  nicht,  sondern  siegelte  ihn  mit  seinem  eigenen 
Siegel.  Um  dies  Manöver  unmöglich  zu  machen,  beschlossen  daher 
die  Schöffen,  einen  Rentenkaufbrief  nie  allein,  sondern  mit  dem 
Wiederkaufbriefe  zusammen  zu  besiegeln.^) 


')  ß.  a.  1474,  F.  137». 
»)  R.  a.  1474,  F.  128b,  und  a.  1484,  F.  9\ 
s)  R.  a.  1470,  F.  46a,  and  a.  1469,  F.  57». 

*)  EL  a.  1474,  F.  128b.    Allein  durch  diese  Stelle  wird  uns  auch  über  den 
den  Zinsfuss  betreffenden  Ratsbeschluss  Kunde. 
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Im  einzelnen  zeigt  sich  der  Einfluss  des  Magistrats  auf  das 
SchöfFengericht  zunächst  darin,  dass  der  Richter  häufig  mit  ihm 
über  die  an  Übelthätern  zu  vollziehenden  Strafen  und  über  die  vor  Ge- 
richt anhängig  gemachten  £]agen  conferiert.  Ein  in  der  Stadt  be- 
gangenes Verbrechen  schien  dem  Rate  zugleich  ihn  und  den  Herrn 
zu  verletzen.  Darum  setzte  er  mit  des  Richters  Einwilligung  Ver- 
brecher auf  den  Turm^)  und  vereinbarte  auch  wohl  mit  ihm  die 
Höhe  einer  Strafe.  Darum  litt  der  Rat  es  auch  nie,  dass  der 
Richter  ohne  seinen  Consens  einen  Verbrecher  frei  gab.  Dem  wider- 
stand sowohl  ein  Dortmunder  Urteil,*)  als  ein  Passus  aus  dem 
grossen  Privileg  von  1481.  I.  J.  1514  musste  aber  der  Herzog  bei 
Grelegenheit  eines  Zwistes  mit  der  Stadt  noch  ein  Privileg  darüber 
ausstellen.  Wegen  Strassenraubs  an  einem  Markttage  war  des 
Herzogs  Wildförster  zu  Schermbeck  auf  die  herkömmliche  Art 
dingfest  gemacht  worden,  aber  der  Richter  weigerte  sich,  jedenfalls 
auf  Befehl  des  Herrn,  den  Klägern  ihr  Recht  zu  geben.')  Gewiss 
mit  Beziehung  auf  diese  Vorgänge  enthält  nun  das  Privileg  von 
1514  (dasselbe,  durch  welches  die  Schöffenwahl  wieder  geändert 
wurde)  folgende  Stelle,  aus  der  so  deutlich,  wie  kaum  aus  etwas 
anderem,  das  Bestreben  und  der  Anspruch  des  Rates,  das  Recht 
in  der  Stadt  zu  wahren,  ersichtlich  ist: 

„J.  so  sich  unse  lieve  Stadt  van  Wesell  ind  oere  bürgere  be- 
claegen;  dat  sy  mercklich  an  oeren  gerichte  myt  unser  affschryvingen 
ind  upstellingh  unsers  Richters  to  Wesell  verkort  ind  verechtert 
werden,  so  is  bekalt,  dat  wy  ind  die  unse  Richterc  aldair  dat  ge- 
richte nu  voirtan  synen  ordentlichen  ind  geboirlichen  ganck  ind 
uytdracht,  woe  recht  is,  hebben  latcn  suUen  sonder  enyge  saecken 
dair  äff*  to  scryven  ader  dat  gerichte  to  stellen.'* 

Die  prinzipieUen  Gründe,  welche  der  Rat  bei  Geltendmachung 
seines  Anspruchs  betonte,  treten  sehr  klar  zu  Tage  in  einer  Urkunde 
v.  J.  1592.  Der  Magistrat  verlangte  vom  Richter,  einen  Mörder, 
der  vom  Herzog  begnadigt  war,  dennoch  gerichtlich  zu  verfolgen; 
und  als  dieser  das  mit  Hinweis  auf  das  Recht  des  Herzogs,  den 
Aufenthalt  in  seinem  Lande  aus  Gnade  auch  Verbrechern  zu  ge- 
statten,  ablehnte,   gab   der  Rat   vor  dem  Notar   die  Erklärung  ab, 


0  R.  a.  1472,  F.  97b,  s.  R.  a.  1470,  F.  49»:  „J.  so  die  gene  op  der  stat 
porten  gesatt  ind  gevangen  werden,  bii  den  richter  ind  rade  angetastet  ind  ge- 
satt werden,  ind  die  een  buten  den  anderen  dar  nyet  to  an  geet,  off  die  dan  in 
der  vencknisse  wat  verdeden.  gebort  den  richter  ind  der  stat  gelike  to  talen''. 

»)  Frensdorff,  a.  a.  0.,  Beil.  XV,  Nr.  100. 

8)  Urkunden  darüber  im  W.  R.  A. 
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er  werde  den  Übelthäter,  wenn  er  seiner  habhaft  werden  könne, 
nichts  desto  weniger  einsperren  lassen;  denn  „Begnadigung  dess 
Landes  liess  Ihre  Ersamheitten  (der  Rat)  in  terminis  suis  bewenden ; 
dass  aber  Doethschlegere  unnd  andere  Missethedtere  dermassen  sollen 
begnadet  kunnen  werden,  dass  sie  auch  in  dieser  Stadt  vor  Recht 
peinlicher  Rechtsferthigung  freiheitt  hedtenn,  dessenn  thedten  Ihre 
Ersamheitten  khein  gestandt,  were  auch  den  Rechten  zuwidder,  unnd 
wannehr  es  darzu  khommen  soll,  wurde  diese  Stadt  ein  Asylum 
unnd  Receptaculum  omnium  nefariorum  hominum  werden^. 

Die  Aufsicht  über  das  Gerichtswesen  bildete  sich  zu  einer 
kräftigen  Mitwirkung  bei  der  Wahrung  des  Rechts  am  meisten  aus, 
wo  es  sich  um  Verletzungen  des  Stadtfriedens  handelte.  Zwar  hatte 
der  Rat  keine  Gerichtsbarkeit  hierüber,  aber  er  machte  sein  Inter- 
esse an  der  öffentlichen  Sicherheit  dadurch  geltend,  dass  er  dem 
Richter  Störer  derselben  zur  Bestrafung  überwies*)  oder  auch  wohl 
den  Thatbestand  selbst  untersuchte.*)  Wie  schon  das  Privileg  von 
1241  das  Interesse  der  Stadt  an  der  Aufrechterhaltung  von  Ruhe 
und  Ordnung  dadurch  anerkanntiß,  dass  es  ihr  einen  Teil  der  für 
Vergehen  gegen  den  Stadtfrieden  erhobenen  Strafgelder  anwies,  so 
begegnet  uns  auch  in  den  Stadtrechnungen  unter  den  Einnahmen 
sehr  häufig  eine  mit  jenem  Anteil  sich  allerdings  nicht  deckende 
Summe  „van  slachtinghe",  und  so  sollten  auch  nach  jenem  Privileg 
von  1514  zwei  Fünftel  der  Strafen,  die  auf  das  Ziehen  des  Hessers, 
auf  Verwundungen  und  auf  Blau  und  Blut  gesetzt  waren,  der  Stadt 
zu  Gute  kommen.  Wie  entschieden  die  Obrigkeit  das  Recht  zur 
Schirmung  des  Stadtfriedens  beanspruchte,  zeigt  auch  ein  Plebiscit 
V.  J.  1449,  nach  dem  alle,  welche  mit  verbotenen  Waffen  jemanden 
vorsätzlich  angegriffen,  nicht  nur  vom  Herrn  allein,  sondern  auch 
vom  Rate  in  Verbindung  mit  dem  Herrn  zur  Verantwortung  ge- 
zogen werden  konnten.*) 

Einen  grossen  Einfluss  auf  die  Rechtsprechung  im  Schöffen- 
gericht übte  der  Rat  ferner  dadurch  aus,  dass  er  den  Einwohnern 
die  Vornahme  gerichtlicher  Handlungen  erlaubte  oder  verbot. 

Mehrere  Beispiele  konunen  dafür  vor,  dass  der  Rat  einem 
Bürger  vor  Gericht  zu  klagen  untersagte  oder  eine  schon  erhobene 
Klage  zurückzunehmen  befahl.     So  verweigerte  er  einem  Einwohner 


«)  R.  a.  1471,  F.  67». 
«)  R.  a.  1470,  F.  U\ 

3)  B.  F.  126^    Über  die  Bestrafung  der  „Torsate*'  durch  den  Hat  8.  Frena- 
dorff,  Stadt-  und  Gerichtsverf.  Lübecks,  S.  147  ff. 


87 

die  ErlaabniB,  an  Stelle  eines  Bitters,  der  in  Wesel  nicht  zu  Recht 
stehen  wollte,  dessen  in  der  Stadt  wohnende  Hausleute  gerichtlich 
zu  belangen,  natürlich  aus  Furcht  mit  dem  Bitter  in  Händel  zu  ge- 
raten.^) Ein  anderer  hatte  nach  dem  Tode  eines  Städters  Ansprüche 
auf  dessen  nachgelassenes  Gut  erhoben.  Da  aber  dem  Verstorbenen 
„ein  kleyn  jungh  onmondich  kint  nagebleven  is  ind  den  Kiinde  siin 
guet  so  äff  to  wynnen  zweerlic  is  to  te  laten^,  so  wurde  dem 
Gläubiger  befohlen,  er  solle  Zeugen  und  Kunde  dafür  bringen,  dass 
es  wahrhaftige  Schuld  sei.*)  Hierher  gehören  auch  die  Gebote, 
eine  Sache  nicht  gleich  vor  Gericht,  sondern  erst  vor  den  Rat  zu 
bringen,  welche  zusammen  mit  der  eigenen  richterlichen  Thätigkeit 
dieser  Behörde  besprochen  werden  sollen. 

Wurde  die  Einwirkung  des  Rates  auf  das  Schöffengericht  durch 
die  Gerichtshoheit  des  Herrn  bedeutend  eingeengt,  so  konnte  er 
ohne  diese  Schranke  seinen  Einfluss  auf  das  Gerichtswesen  geltend 
machen  durch  die  Rechtsprechung  des  Stadtgerichts,  des  Burgerichts, 
des  Bürgermeisters  und  durch  seine   eigene  richterliche  Thätigkeit. 

JDas  Burgericht  musste  schon  oben*)  besprochen  werden,  um 
den  Ursprung  des  Amtes  der  burmagistri  deutlich  zu  machen.  Euer 
ist  also  zunächst  das  Stadtgericht^)  zu  behandeln.  Über  dasselbe 
sind  die  Nachrichten  etwas  weniger  spärlich,  als  über  das  Bur- 
gericht :  Es  hat  seinen  Ursprung  in  der  Rechtsprechung  über  Schelt- 
worte, Mass  und  Gewicht,  welche  i.  J.  1241  dem  Bürgermeister  be- 
stätigt wurde.  Eine  weitere  Competenz,  die  Jurisdiction  über  „nae 
tymmeringe^^)  ergab  sich  ebenfalls  aus  dem  alten  Charakter  des 
Bürgermeisters  als  Ortsvorstehers.  Dabei  ist  leicht  zu  ersehen,  dass 
dem,  was  wir  nach  Beispielen  aus  anderen  Städten,  namentlich  Soest 
und  Köln,  uns  unter  einem  Burgericht  denken,  in  Wesel  das  Stadt- 
gericht viel  besser  entspricht,  als  das  Burgericht  —  ich  erinnere 
niu*  an  die  Rechtsprechung  über  Mass  und  Gewicht. 

Etwas  Näheres  über  das  Stadtgericht  erfahren  wir  aus  einem 
Pergamentcodex,*)  dessen  Inhalt,  wie  auf  der  ersten  Seite  zu  lesen, 
i.  J.  1461  aus  einem  alten  Buche  abgeschrieben  ist,  und  in  dem  sich 
auch  ein  Teil  einer  Ordnung  für  das  Stadtgericht   befindet.     Das 


0  B.  a.  1467,  F.  38a. 
«)R.  a.  1467,  F.  23*. 
»)  8.  o.  8.  10  ff. 

*)  Die  fiezeichnmig  „der  Stadt  Gericht''  ist  durch  den  Gegensatz  zn  des 
Herrn  Gericht  za  erklaren. 
»)  L.  Fl.  S.  63,  a.  1427. 
•)  W.  B.  A.,  Cape.  843.  Nr.  11.* 
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Wichtigste,  was  aus  dieser  flüchtig  geschriebenen  Aufzeichnung,  die 
sich  nur  mit  der  Klage  wegen  Scheltworte  beschäftigt,  hervorgeht, 
ist  erstens,  dass  vor  das  Stadtgericht  nur  eine  einfache  Beleidigungs- 
klage gehört,  der  Kläger  aber  nicht  eine  Summe  Geldes  nennen 
darf,  um  welche  er  die  Beleidigung  nicht  gelitten  haben  wollte.*) 
Solche,  eine  höhere  Strafe  fordernden  Klagen  mussten  also  jeden- 
falls vor  des  Herrn  Gericht  angebracht  werden.  Ferner  hat  der 
Kläger,  wenn  der  Beklagte  auf  dreimalige  Forderung  nicht  er- 
schienen, seine  EJage  damit  nicht  gewonnen,  sondern  der  Bürger- 
meister muss  dann  den  Beklagten  vor  des  Herrn  Gericht  ansprechen, 
weil  er  der  Stadt  Gericht  verschmäht  hat,  und  ihn  so  zwingen,  zur 
Antwort  zu  kommen. 

Da,  wie  wir  sehen,  das  Stadtgericht  durchaus  ein  integrieren- 
der Bestandteil  der  Weseler  Gerichtsverfassung  und  als  solcher  vom 
Gerich tsherm  anerkannt  ist,  konnte  es  sicher  ebenso,  wie  zur  Vor- 
ladung des  Angeklagten,  auch  zur  Pfändung  des  Verurteilten  sich 
der  stadtherrlichen  Zwangsgewalt  bedienen,  d.  h.  den  Boten  des 
Richters  beanspruchen,  um,  falls  die  Pfändung  mit  dem  Stadtboten 
erfolglos  gewesen,  den   Schuldigen  an  seinem  Leibe   zu  pfänden.*) 

Für  die  Besetzung  des  Gerichts  folgt  leider  aus  dieser  Quelle 
ebensowenig,  wie  aus  unserm  andern  Material.  Auch  für  das  Bur- 
gericht findet  sich  hierüber  nirgends  eine  Nachricht.  Wahrschein- 
lich ist  aber,  dass  in  beiden  die  ürteilfinder  Ratsmänner  waren. 

Ausserhalb  des  Stadtgerichts  hatte  der  Bürgermeister  eine  Juris- 
diktion über  Vernachlässigung  der  Bürgerpflichten  und  Übertretung 
städtischer  Verordnungen.  Natürlich  wurden  solche  Vergehen,  auf 
welche  die  Ausstossung  aus  der  Bürgerschaft  stand,  regelmässig 
vom  ganzen  Rate,  oft  sogar  mit  Zuziehung  der  Gemeinde  gerichtet, 
alle  anderen  dagegen  verfolgte  man  so,®)  dass  sofort  der  Bürger- 
meister, die  Burmeister,  oder  wer  sonst  die  Beobachtung  der  frag- 
lichen Bestimmung  zu  bewachen  hatte,  durch  den  Stadtboten  ein 
Pfand  nehmen  und  dieses  eine  bestimmte  Zeit  lang  auf  dem  Rat- 
hause verwahren  liess.  Falls  innerhalb  dieser  Zeit  der  Gepfändete 
keine  genügende  Entschuldigung  vorgebracht  hatte,  wurde  das  Pfand 
verkauft  und  der  Erlös  nach  den  darüber  bestehenden  Vorschriften 
—  meistens  zum  Besten  der  Stadt,  oft  auch  teilweise  für  Bürger- 
meister und  Burmeister  —  verwandt. 


>)  S.  Frensdorfi;  Dortm.  Stat.  S.  272. 

»)  S.  o.  S.  79,  Anm.  4. 

8)  L.  PL  S.  8,  a.  1407;  B.  F.  118»  a.  1400;  EL  a.  1466,  F.  l». 
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Aber  noch  weiter  erstreckte  sich  die  jurisdiktioneile  Thätigkeit 
des  Bürgermeisters.  Oft  wurden  vor  ihn,  als  den  Vertreter  des 
Rats,  Klagen  gebracht,  die  er,  falls  man  seinem  Urteile  nicht  ge- 
horchte, dem  CoUegium  vorlegte.  Ausserdem  hatte  er  in  gewisseu 
Sachen  regelmässig  die  Entscheidung  allein  in  der  Hand.  Wenn 
Fremde  mit  ihren  Schuldklagen  gegen  Weseler  Bürger  nicht  zum 
Bat,  sondern  zu  ihm  gingen,  sprach  er  jedesmal  selbst  Recht.^) 
Natürlich  war  er  hier  eigentlich  nur  Schiedsrichter  —  der  Kläger 
konnte  ebensowohl  sich  an  den  Bat  oder  an  des  Herrn  Gericht 
wenden  — ;  indess  scheint  die  Zustimmung  des  Beklagten,  die  doch 
zu  einem  gewöhnlichen  Schiedsgericht  gehört,  hier  nicht  erforder- 
lich gewesen  zu  sein.  Das  wird  durch  folgende  Q-ründe  sehr  wahr- 
scheinlich gemacht: 

Auch  der  Rat  richtete  über  Schuldklagen  zwischen  Fremden 
und  Einheimischen,  und  seinem  Gerichte  durfte  sich  kein  Weseler 
entziehen,  was  darauf  hervorgeht,  dass  der  Magistrat  einmal  eine 
von  einem  Fremden  vor  ihm  angebrachte  Klage  deshalb  zurück- 
•  weist,  weil  sie  erbliches  Gut  betreffe  ;^)  denn  diese  Klage  kann  nicht 
eine  Bitte  beider  Parteien  um  einen  Schiedsspruch  gewesen  sein; 
den  würde  er,  wie  viele  Beispiele  zeigen,  nicht  verweigert  haben. 
Ein  direkteres  Zeugnis  besitzen  wir  in  einem  vor  dem  Rat  gewiese- 
nen Weistum^)  des  Inhalts,  dass,  wenn  ein  fremder  Mann  einen 
Bürger  oder  Eingesessenen  um  bekannte  Schuld  pfänden  soll,  der 
Stadtbote  ihm  aber  kein  Pfand  (wegen  der  Armut  des  Schuldners) 
anweisen  kann,  der  Richter  ihm  ohne  weitere  gerichtliche  Ver- 
handlung seinen  Boten  geben  mu6s,  um  den  Schuldner  an  seinem 
Leibe  zu  pfänden.  Denn  die  Bestimmung,  dass  dem  Gläubiger  der 
Stadtbote  das  Pfand  anweisen  soll,  zeigt  deutlich,  dass  nach  der 
Voraussetzung  des  Urteilfinders  die  Schuld  vor  einer  städtischen 
Behörde  bekannt  ist,  welche,  wie  aus  der  Stelle  ersichtlich,  ebenso 
wie  das  Gericht  im  stände  ist,  einem  Auswärtigen  gegen  einen 
Weseler  Recht  zu  verschaffen.  Da  nun  aber  der  Bürgermeister  stets 
als  Vertreter  des  Rats  handelte,  so  dürfen  wir  schon  aus  diesem 
Grunde  gewiss  annehmen,  dass  auch  sein  Schiedsgericht  in  dem 
besprochenen  Falle  von  dem  Beklagten  nicht  abgelehnt  werden 
konnte. 

Ein  Beispiel  dafür   haben  wir  an  einer  Stelle  der  Kämmerei- 


')  über  die  „Qmsigmohie**  s,  Osenbrüggen,  Reohtsgesohiohtliohe  Stadien, 
8.  19fi: 

»)  R  a.  1470,  F.  54»>. 
»)  R  a.  1467,  F.  23»>. 
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rechnungen,  wo  jemand  mit  der  Lieferung  von  2000  Steinen  be- 
straft wurde  „quod  noluit  venire  ad  magistrum  civium  ad  faciendum 
jus  alineo^;^)  ja,  einmal  wird  sogar  ein  Bürger,  der  sich  wegen  der 
Schuldklage  eines  Fremden  vor  dem  Bürgermeister  zu  Recht  zu 
stehen  weigerte,  entbürgert  mit  der  Motivierung  „want  ghi  gheswa- 
ren  hebbet  ten  hilgen  onser  stad  recht  to  halden,  end  ghi  des  nyet 
ghehalden  en  hebbet  end  hebbet  weygheringhe  ghedaen  recht  to 
doene  vor  den  borgermejster,  als  onser  stad  recht  is*^.  *) 

Der  Grund,  aus  welchem  grade  in  Streitigkeiten  zwischen 
Fremden  und  Einheimischen*)  das  Schiedsgericht  des  Kates  und 
des  Bürgermeisters  sich  zu  einem  Gericht  mit  Zwangsgewalt  aus- 
bildete,*) ist  ohne  Zweifel  der,  dass  es  der  Stadt  im  Interesse  des 
Friedens  und  der  Sicherheit  ihrer  Bürger  darum  zu  thun  sein 
musste,  Streitigkeiten  mit  Fremden  möglichst  schnell  abgewickelt 
und  deshalb  nicht  an  das  Schöffengericht  mit  seinem  langwierigen 
Prozessgang  kommen  zu  sehen.^) 

Die  drei  besprochenen  Gerichte,  das  Stadtgericht,  das  Bur- 
gericht und  des  Bürgermeisters  Gericht  waren  nun  durchaus  in  der 
Hand  des  Rates.  Für  das  Gericht  des  Bürgermeisters  wird  es  nach 
dem  Gesagten  des  Beweises  nicht  mehr  bedürfen;  für  die  beiden 
anderen  Gerichte  folgt  es  daraus,  dass  die  Richter  in  beiden,  der 
Bürgermeister  und  die  Burmeister,  ihre  Gewalt  nur  als  eine  vom 
Rate  verliehene  haben,  und  dass  die  Strafgelder  in  die  Stadtkasse 
fliessen.  Eine  Folge  davon  w|tr,  dass  der  Rat  den  Vorsitz  darin 
nach  Belieben  anderen  verleihen,  und  dass  er  Bestimmungen  über 
die  zu  verhängenden  Strafen  treffen  konnte.  So  sehen  wir  dem 
Burgericht  gleich  bei  seiner  ersten  Erwähnung  den  Bürgermeister 
und  die  Burmeister  präsidieren,  und  so  heisst  es  auch  vom  Stadt- 
gericht in  jener  Gerichtsordnung:  „Der  Bürgermeister  oder  wer  es 
sonst  von  der  Stadt  wegen  hegt."  So  wird  auch  einmal  vom  Rate 
die  Strafe  auf  Feldschaden  erhöht,*)    und  auf  Nichterfüllung    des 


0  St.  a.  1398.  (Recepta  van  broken.) 

«)  A.  B.  P.  38» 

3)  Denn  dafür,  dass  für  die  Rechtsprechung  des  Aates  zwischen  Einhei* 
mischen  aaoh  über  Geldsohuld  die  Einwilligung  beider  Parteien  erforderlich 
war,  geben  die  Quellen  mehr  als  ein  Zeugnis  an  die  Hand.  S.  z.  fi.  R.  a.  1466 
F.  7  b  u.  a.  1470,  F.  47». 

*)  S.  u.  S.  91. 

«)  S.  Preiburger  Stadtreoht. 

•)  S.  L.  PI.  S.  62. 
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vor  dem  Stadtgericht  gegebenen  Versprechens,  „eine  Unschuld  zu 
than'^,  als  Strafe  der  Stadt  Dortmund  höchste  Kur,^)  nämlich  zehn 
Mark  und  ein  Fuder  Wein,  festgesetzt. 

Wir  kommen  jetzt  zur  Jurisdiktion  des  Rates  selbst.  Zunächst 
ist  hier  zu  betonen,  dass  er  sich  seine  Gerichtsbarkeit  erst  im  Laufe 
der  Zeit  erworben  hat  und  also  nicht  in  derselben  Lage  war,  wie 
der  Bat  in  anderen  Städten,  dem  eine  gewisse  niedere  Jurisdiktion, 
namentlich  über  Mass  und  Gewicht  und  über  Blau  und  Blut  häufig 
von  früher  Zeit  an  zustand.  Er  fand  vielmehr  diese  niedere  Ge- 
richtsbarkeit im  Anfange  seiner  Thätigkeit  bereits  in  festen  Händen, 
und  da  er  nicht  aus  einem  schon  früher  bestehenden  CoUegium 
hervorgegangen  war,  sondern  von  den  Schöffen  ex  ovo  geschaffen 
wurde,  konnte  er  auch  aus  keiner  früheren  Stellung,  wie  andere 
Stadträte,  irgend  ein  Recht  der  Jurisdiktion  mitbringen.  Sein 
Streben,  trotzdem  Einfiuss  auf  das  Gerichtswesen  der  Stadt  zu  ge- 
winnen, haben  wir  in  einigen  seiner  Äusserungen  bereits  verfolgt, 
aber  wohl  nirgends  zeigt  es  sich  zugleich  deutlicher  und  ist  von 
grösserem  Erfolge  gekrönt,  als  in  der  Ausbildung  einer  eigenen 
Rechtsprechung. 

Zunächst  ist  hier  genau  zu  scheiden  zwischen  den  Sachen,  für 
welche  der  Magistrat  eine  ordentliche  Gerichtsbehörde  wurde,  und 
denen,  über  welche  er  nur  als  Schiedsgericht  urteilte.  Für  beide 
Fälle  ist  aber  das,  was  schon  früher  bemerkt  werden  musste,')  im 
Auge  zu  behalten:  Der  Rat  konnte,  wenn  er  in  seiner  Sorge  für 
das  Wohl  der  Stadt  den  Zusammenhang  der  städtischen  Gerichts- 
verfassung durchbrechen  und  den  Bürgern  selbst  Recht  sprechen 
wollte,  sie  nicht  durch  das  Schöffengericht  zwingen,  vor  ihm  zu 
Recht  zu  stehen.  Anders  war  es  ja  beim  Stadtgericht,  da  es  durch 
seine  Rechtsprechung  über  Vergehen,  für  die  es  kein  anderes  Ge- 
richt gab,  des  Herrn  Gericht  ergänzte,  und  darum  ohne  es  die 
Weseler  Gerichtsverfassung  gar  nicht  zu  denken  war. 

Zu  den  Vergehen,  über  welche  die  Obrigkeit  mit  Zwangsgewalt 
richtete,  gehören  aUe  Übertretungen  städtischer  Willküren  und  Be- 
schlüsse. Dieser  Teil  seiner  Gerichtsbarkeit  richtet  sich  also  nach 
dem  umfange  seines  Verordnungsrechts,  sodass  auf  dessen  Dar- 
stellung zu  verweisen  ist,  auch,  was  das  hier  angewandte  Straf- 
system anlangt.  Ferner  seine  Rechtsprechung  in  Geldstreitigkeiten 
zwischen  Fremden  und  Einheimischen,  welche  von  der  ihr  parallel 


>)  S.  R.  a.  1467,  F.  26»,  Frensdorff,  Dorim.  Stat.  III,  66. 
«)  S.  o.  8.  79. 
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laufenden  des  Bürgermeisters  nicht  zu  trennen  war;  hier  ist  nur 
noch  zu  bemerken,  dass  zu  den  Schuldklagen,  über  welche  der 
Rat  richtete,  auch  die  Klagen  einer  fremden  Herrschaft  um  Gerade, 
Herwede  und  Curmede  gehörten;  denn  auch  da  scheint,  gewiss  aus 
demselben  Grunde,  wie  bei  den  gewöhnlichen  Schuldklagen,  die 
Einwilligung  des  Beklagten  in  den  Schiedsspruch  des  Rates  nicht 
erforderlich  gewesen  zu  sein. 

£ine  nicht  unwichtige  Competenz  hat  sich  ferner  das  Rats- 
gericht in  der  Rechtsprechung  über  Zinse  und  Renten  zu  erwerben 
gewusst.  Wir  sahen  schon,  ^)  dass  die  vom  Stadtboten  genommenen 
Pfänder  nicht,  wie  die  anderen,  vor  Gericht  verfolgt  zu  werden 
brauchten,  sondern  „mit  einer  Hand  gep&ndet  und  mit  der  andern 
Hand  verkauft''  werden  durften.  Der  Rat  hielt  sich  nun  für  be- 
rechtigt, zur  Pfändung  seinen  Boten  zu  leihen,  wenn  er  wollte; 
und  so  entstand  die  Gewohnheit,  wegen  verweigerter  Zinse  und 
Renten  vor  ihm  zu  klagen ;  gab  er  dann  dem  Kläger  Recht,  so  lieh 
er  ihm  den  Boten  zur  Auspfändung  des  Zinses,  und  der  Gepfändete 
konnte  sich,  da  die  Pfänder  sofort  verkauft  werden  durften,  an  des 
Herrn  Gericht  nicht  mehr  wenden.*) 

Im  Zusammenhang  mit  seiner  Einwirkung  auf  das  Gerichts- 
wesen muss  auch  die  schiedsrichterliche  Thätigkeit  des  Rates  be- 
handelt werden^  weil  diese  so  ausgedehnt  war,  dass  sie  wirklich  auf 
die  rechtlichen  Verhältnisse  der  Stadt  den  bedeutsamsten  Einfluss 
ausübte,  und  weil  sie  sich  in  einigen  Punkten  sogar  zu  einer  eigent- 
lichen Rechtsprechung  entwickelt  hat.*) 

Zunächst  ist  hinzuweisen  auf  die  Art,  wie  der  Rat  manche 
Vergehen  vor  sein  Forum  zog.  Er  that  dies  nämlich,  indem  er  den 
Schuldigen  nicht  sofort  nach  erhobener  Klage  verurteilte,  sondern 
ihn  erst  festnehmen  Hess  und  dann  fragte,  ob  er  „dess  bei  ihm 
bleiben'*,  d.  h.,  ob  er  sein  Urteil  anerkennen  wolle.  Willigte  er 
ein  und  leistete  den  Schwur  oder  stellte  einen  Bürgen,  so  wurde 
er  entlassen,  und  seine  Strafe  später  festgesetzt.  Falls  er  sich  aber 
weigerte,  so  war  das  Regelmässige,  dass  er  vom  Magistrat  vor  des 
Herrn  Gericht  verklagt  wurde,  jedoch  nicht,  wie  im  entsprechenden 
Falle  beim   Stadtgericht,   wegen  Ungehorsams  gegen   eine  gericht- 


»)  S.  o.  S.  76. 

«)  R.  a.  1467,  P.  31»,  und  a.  1474,  F.  128». 

>)  Ein  interessantes  Beispiel  für  die  Entwicklung  einer  ordentlichen  Ge- 
richtsbarkeit aus  einer  nur  schiedsrichterlichen  ist  die  Geschichte  der  fUts- 
jurisdiktion  in  Bremen;  s.  Donandt,  Gesch.  des  Brem.  Stadtrechts. 
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liehe  Vorladung y  sondern  wegen  des  Vergebens  selber;*)  seltener 
trat  statt  dessen  die  Strafe  der  Entbürgerung  ein.*)  Wir  haben  es 
also  hier  nur  mit  einem  Schiedsgericht  zu  thun,  einem  Schiedsge- 
richt zwischen  der  Stadt  und  dem  Übelthäter.  Bei  allen  Vergehen, 
über  welche  der  Rat  dergestalt  urteilte,  wurde  die  Stadt  selbst  als 
verletzt  betrachtet.  Darum  finden  wir  dieses  Schiedsgericht  be- 
sonders häufig  bei  Beleidigung  der  Obrigkeit  und  Ungehorsam 
gegen  ihre  Befehle,  aber  auch  bei  Störung  des  Stadtfriedens.  Denn 
obwohl  über  Blau  und  Blut  ja  von  dem  Schöffengericht  Recht  ge- 
sprochen wurde,  hielt  der  Rat  doch  die  Aufrechterhaltung  des  Stadt- 
friedens fär  seine  Aufgabe.  Die  Erfüllung  dieser  Pflicht  wurde 
nicht  wenig  dadurch  erschwert,  dass  nach  älterem  deutschem  Recht 
ohne  Klage  des  Verletzten  keine  gerichtliche  Verfolgung  eintreten 
konnte,  die  streitenden  Parteien  aber  häufig  lieber  zur  Privatrache 
ihre  Zuflucht  nahmen.  Mitten  in  die  Aufregung  und  Besorgnis 
hinein,  mit  welcher  daher  jede  Gewaltthat  in  der  Stadt  die  Bürger 
erfüllen  musste,  versetzt  uns  folgender  Ratsbeschluss :  „Ind  hebben 
averwegen,  dat  die  twiidracht  vorder  verlopen  ind  meer  lüde  sich 
dar  in  mengende  mochten  werden,  dar  bii  dan  doitslach  ind  ander 
ongeluc  opstaen  mocht.  Sulx  dan  all  in  den  besten  to  verhuden  ind 
versucht  to  werden,  dat  die  gebreken  bii  den  frunden  van  beiden 
ziden  hjn  gelacht  worden,  hebben  sie  tusschen  den  partien  geraemt 
ind  willen  dat  so  gehalden  hebben,  dat  sie  van  beiden  ziden  vorseit 
enen  vreden  halden  suUen  .  .  .''')  Wie  schon  aus  dieser  Stelle 
hervorgeht,  suchte  der  Magistrat  solchen  Gefahren  dadurch  zu  be- 
gegnen, dass  er  den  Streitenden  durch  den  Büi^ermeister  befehlen 
Hess,  eine  bestimmte  Zeit  lang  Frieden  zu  halten,  damit  der  erste 
Zorn  verrauche,  und  den  beiderseitigen  Freunden  eine  Schlichtung 
des  Zwists  möglich  werde.  Auf  Ungehorsam  gegen  einen  solchen 
Befehl  stand  nach  einem  Plebiscit  v.  J.  1350  *)  eineStrafe  von  5  Mark. 
War  nach  Ablauf  der  befriedeten  Zeit  keine  Versöhnung  zu  stände 
gekommen,  so  wurde  der  Friede  verlängert,  und  hielt  sich  der  Rat 
nun  für  berechtigt,  sein  Schiedsgericht  den  Parteien  aufzuzwingen.^) 
Nicht  minder  in  das  Rechtsleben  der  Stadt  eingreifend  war  die 
Thätigkeit    des    Magistrats    als    einer    schiedsrichterlichen    Instanz 


«)  R.  a.  1466,  P.  12». 
«)  B.  F.  109b,  a.  1367. 
»)  R.  a.  1474,  F.  125«. 
*)  B.  F.  104»  (gedr.  bei  Wolters). 

*)  2.  B.  K.  a.  1484,  F.  2db,  s.  auoh  Frensdorff,  Lübeck,  S.  144  ff.   üengler, 
Stadtrechtsalterthümer,  S.  435. 
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zwischen  Privaten.  Überall  in  den  Quellen  zeigt  es  sich»  ein  wie 
wachsames  Auge  er  auf  alle  Vorgänge  in  der  Stadt  hatte.  Sobald 
er  von  irgend  einem  Streite  hörte,  der  nach  seiner  Meinung  besser 
vor  ihm  entschieden  wurde,  lud  er  die  Parteien  in  die  Ratskammer 
und  fragte  sie,  ob  sie  ihm  die  Sache  überlassen  wollten;  erklärten 
sie  sich  einverstanden,  so  versprach  er,  zum  Besten  darin  zu  sehen, 
andernfalls  wies  er  sie  an  das  Gericht.  Denn  ein  Zwang,  sein 
Schiedsgericht  anzuerkennen,  existierte  im  Allgemeinen  nicht. ^)  Dass 
es  aber  oft  im  Interesse  der  Parteien  selbst  lag,  ihre  Sache  dem 
Rate  anheim  zu  stellen,  beweisen  die  überaus  häufigen  Anrufungen 
seines  schiedsrichterlichen  Urteils,  durch  welche  der  Thätigkeit  des 
Schöfifengerichts  bedeutender  Abbruch  gethan  wurde.  —  Wie  der 
Rat  bestrebt  war,  die  herrschende  Gewohnheit  zum  Rechtsatze  zu 
erheben,  zeigt  der  Beschluss  des  Jahres  1482  „Dat  men  bürgere 
of  ingeseten  to  Wesele  nyet  an  toe  tasten,  dat  en  sy  irsten  an  den 
raet  vervolgt,  offt  dair  gheschyden  sali  wesen  myt  belyven  des 
raitz."  *) 

Wenn  eine  Partei,  trotzdem  sie  in  das  obrigkeitliche  Schieds- 
gericht eingewilligt  hatte,  dem  Urteil  des  Rates  nicht  Folge  leistete, 
so  verfuhr  man  ebenso,  wie  bei  jedem  anderen  Schiedsgericht:  Die 
unbotmässige  Partei  wurde  wegen  Ungehorsams  gegen  den  Schieds- 
spruch als  wegen  eines  Vertragsbruches  vor  Gericht  verklagt^  wobei 
das  Zeugnis  des  Rates  einen  weiteren  gerichtlichen  Urteilsspruch 
in  der  Streitsache  selbst  ausschloss.')  Nie  dagegen  scheint  der  Rat 
von  sich  aus  die  Befolgung  eines  nur  schiedsrichterlichen  Urteils 
erzwungen  zu  haben. 


c.  Ton  der  Terwaltungsthfttlgkelt  des  Rates. 

a  Die  Verwaltung  der  auswärtigen  Angelegenheiten. 

Die  auswärtigen  Beziehungen  der  Stadt  nahmen  die  Mitglieder 
des  Magistrats  auf  sehr  mannigfache  Weise  in  Anspruch.  Wenn 
der  Graf  von  der  Stadt  eine  Bede  forderte,  oder  wenn  er  die 
Privilegien  verletzte,  wenn  die  Stadt  in  Fehde  mit  fremden  Herren 
oder  Städten  lag,  wenn  Bündnisse  zur  Sicherung  des  Landfriedens 
geschlossen  werden   sollten,    immer  musste  der  Rat  die  Interessen 


1)  Eine  Ausnahme  S.  S.  89. 
«)  L.  Fl.,  S.  104. 

>)  S.  E.  B.  B.  a.  1466,  F.  7«.  and  a.  1467,  F.  38a.   Frensdorfl,  a.  a.  O.  Beil 
XV,  Nr.  54. 


96 

der  Gemeinde  Fertreten»  indem  er  Boten  schickte  und  empfing  oder 
einige  seiner  Mitglieder   nach  Cieve    oder  zur  Tagfahrt   entsandte. 

Der  wesentlichste  mit  der  Zugehörigkeit  zur  Bürgerschaft  ver- 
bundene Vorteil  war  der  von  Seiten  der  Stadt  gewährte  Schutz.^) 
Hieraas  ergiebt  sich  eine  Vertretung  auch  der  einzelnen  Bürger 
durch  die  oberste  städtische  Behörde. 

.  Besoiiden  merkwürdig  ist  hierbei  das  Verhältniss  der  Erb* 
genossen  zu  der  Stadt.  Die  Erbgenossen  bildeten  zwar  den  ältesten 
Teil  des  Patriziats^*)  waren  aber  keineswegs  mit  diesem  indentisch; 
demungeachtet  sehen  wir  den  Rat  sich  überall  ihrer  Interessen 
ebenso  eifrig,  wie  der  städtischen,  annehmen.  Namentlich  Beein- 
trächtigUDgen  ihrer  Gerechtsame  im  Weseler  Walde  Seitens  des 
Grafen  oder  des  Holzrichters  -suchte  er  energisch  abzuwehren.  Auf 
die  Deichangelegenheiten  hatte  die  Stadt  sogar  einen  indirekten 
Einfluss  zu  gewinnen  gewusst,  da  der  Bürgermeister  bei  der  Wahl 
der  Heimrader  seine  Stimme  abzugeben  hatte. 

So  oft  ein  Bürger  ausserhalb  der  Stadt  Schaden  erlitt,  nahm 
die  Obrigkeit  seine  Sache  in  ihre  Hand.  Sie  verlangte  Ersatz,  übte 
Repressalien  aus,  oder,  falls  ihm  die  Unbill  von  einer  fremden  Stadt 
zugeftigt  war,  verbot  sie  den  Kaufleuten  den  dortigen  Markt  zu 
besuchen.')  Häufig  kam  es  vor,  dass  Herren  oder  Städte^  die  eine 
Forderung  an  den  Grafen  hatten,  den  Eaufleuten  des  Landes  von 
Cleve  bis  zur  Zahlung  der  Summe  Strassen  und  Flüsse  versperrten. 
So  geschah  es  meistens,  dass  die  Kaufleute  durch  Zahlung  des  auf 
ihre  Stadt  fallenden  Schuldanteils  sich  die  Handelsfreiheit  erkaufen 
mussten.  Die  Eintreibung  und  wohl  auch  die  Entrichtung  der 
Summe  besorgte  dann  aber  in  Wesel  für  die  Kauf leute  der  Rat, 
gewöhnlich,  indem  er  von  allen,  die  über  die  bisher  gesperrte  Strasse 
zogen,  einen  Zoll  erhob. ^)  Dem  entsprechend  warb  er  auch  in  Ver- 
tretung der  Eaufleute  von  auswärtigen  Herren  Geleit,  dessen  Kosten 
er  natürlich  ebenfalls  von  denen  erhob,  welche  davon  Gebrauch 
machten.^) 

Sehr  eifrig  war  der  Rat  darauf  bedacht,  das  Privileg  „de  non 


»)  S.  o.  S.  67. 

>)  S.  o.  S.  46. 

«)  S.  o.  S.  72. 

*)  W.  R.  A.  Caps.  341,  Nr.  12. 

<^)  S.  L.  PI.  S.  125  a.  1436  (Abschrift  aus  dem  Anfang  des  16.  Jh.):  Von 
jedem,  der  den  Rhein  bis  Köln  oder  höher  hinauffährt,  soll  man  */«%»  der  den 
Rhein  hinabfährt,  Vs  Vo  des  Wertes  seiner  Waaren  nehmen,  denen  von  Vemen* 
bürg  das  Geleit  zu  bezahlen.    Ahnlich  L.  PI.  S.  184,  a.  1444. 
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evocando^'  in  Kraft  za  erhalten.  Wurde  trotz  desselben  ein  Ein- 
wohner vor  ein  fremdes  Gericht  gezogen,  so  trat  er  darum  für  ihn 
ein,  nicht  nar,  um  ihm  Schutz  zu  gewähren,  sondern  auch,  um  das 
kostbare  städtische  Recht  nicht  allmählich  ausser  Übung  kommen 
zu  lassen.  Waren  es  aber  Einwohner  von  Wesel,  die  ihre  Lands- 
leute  vor  einem  auswärtigen  Gericht  belangten,  so  befahl  der  Rat 
bei  schwerer  Strafe,  gewöhnlich  Verlust  des  Bürgerrechts  und  Zahlung 
einer  hohen  Geldsumme,  die  Anklage  abzustellen.^) 


ß  Die  Verwaltung  der  städtischen  Polizei. 

Die  freie  Bewegung  des  mittelalterlichen  Städters  wurde,  wie 
überall,  so  auch  in  Wesel  am  meisten  gehemmt  durch  die  strenge 
Handhabung  einer  ausgedehnten  Polizeigewalt  Seitens  der  obersten 
städtischen  Behörde.  Den  Inhalt  aller  polizeilichen  Statuten  wieder- 
zugeben, ist  aber  deshalb  überflüssig,  weil  die  wenigsten  gegenüber 
dem  uns  aus  anderen  Städten  Bekannten  etwas  Neues  bringen. 
Der  Rat  unterwarf  seiner  Aufsicht  Mass  und  Gewicht,  den  Verkauf 
von  Lebensmitteln,  die  Zünfte,  die  Wirtshäuser  und  Badestuben, 
sorgte  für  Ordnung  und  Reinlichkeit  auf  den  Strassen,  verbot  allzu 
grossen  Luxus,  beschränkte  das  Würfelspiel,  suchte  der  Feuers- 
gefahr zu  begegnen  und  die  Verbreitung  von  Epidemieen  zu 
verhüten. 

Von  diesem  allem  ist  von  grösserem  Interesse  zunächst  die 
Zunftpolizei.  Über  diese  geben  uns  Aufschluss  die  Statuten  des 
Wollenamts  v.  J.  1452*)  und  die  Rollen  des  Schneider-  und  des 
Schuhmacheramts  v.  J.  1458.') 

Für  das  Wollenamt  unterlag  sowohl  die  Beschaffenheit  des 
Tuches,  als  seine  Länge  und  Breite  genauen  Vorschriften,  nament- 
lich solchen,  welche  ein  unreelles  Arbeiten  verhindern  sollten.  Um 
diesen  Statuten  eine  genaue  Befolgung  zu  sichern,  hatte  der  Rat 
sich  i.  J.  1386  vom  Grafen  von  Cleve  das  Privileg  erwirkt,  alle 
wollenen  Laken  siegeln  zu  dürfen ;  und  demgemäss  findet  sich  seit- 
dem immer  in  den  Stadtrechnungen  eine  Einnahme  „van  wuUen- 
laken  to  bezeghelen''  verzeichnet;  die  Geringfügigkeit  derselben 
zeigt,  dass  man  dabei  nicht  den  Vorteil  der  städtischen  Kasse, 
sondern  des  Weseler  Tuchhandels  im  Auge  hatte. 


')  B.  F.  161bi  a.  1426;  und  R.  a.  1471,  F.  76». 
«)  B.  F.  128b.   (gedr.  Ztschr.  IX,  S.  77  ff.) 
«)  L.  PI.  S.  86  f.  and  S.  88  f. 
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Die  yyvanden  schroderen'^  und  ,,vandeii  schomekeren'^  betitelteu 
Statuten,  welche  weniger  technische  Vorachriften;  dagegen  weit- 
läufigere Bestimmungen  über  die  innere  Zunftverfassung  enthalten, 
schreiben  zunächst  vor,  dass  die  Lehrjangen  und  Knechte  nicht 
betteln  durften,  sondern  von  ihren  Meistern  ausreichend  ernährt  und 
gekleidet  werden  müssten,  und  verbreiten  sich  dann  des  Ausführ- 
licheren über  die  Bedingungen  für  das  Meisterwerden.  Während 
diese  beim  Schuhmacheramt  für  die,  welche  in  Wesel  die  Lehre 
durchgemacht,  nur  in  der  Äbsolvierung  einer  zweijährigen  Gesellen- 
zeit, fiir  Auswärtige  ausserdem  nur  in  dem  Erwerb  des  Bürgerrechts 
und  Zahlung  einer  Aufnahmegebühr  bestehen,  Meisterkinder  aber, 
wann  sie  wollen,  Meister  werden  können,  wurde  bei  den  Schneidern 
niemand  Meister  ohne  ein  Meisterstück,  und  Hess  man  Frauen  zur  Aus* 
Übung  des  Gewerbes  überhaupt  nicht  zu,  da  hierdurch  „der  Stads 
dienst  .  .  .  gemynret  ind  dat  ampt  to  Wesel  darbii  vergencklick 
wort'^  Bei  den  Schneidern  war  auch  auf  das  Verderben  des  Tuches 
durch  Verschneiden  eine  Strafe  gesetzt. 

Die  Ausübung  der  Zunftpolizei  lag  zwar,  wie  überall,  in  den 
Händen  der  Werkmeister;  aber  das  Recht  zur  Veränderung  der 
Statuten  sowie  der  Anteil  der  Stadt  an  den  Strafgeldern  zeigen 
doch,  dass  dem  Rate  die  Oberaufsicht  zustand.^) 

Die  Lebensmittelpolizei  stand  unter  den  Barmeistern,  denen 
die  Stadtboten  beigegeben  waren.  I.  J.  1382  werden  jedoch  auch 
Koermeister  erwähnt,')  welche  den  Fleisch  verkauf  beaufsichtigen. 
Der  Umstand,  dass  an  dieser  Stelle  zuerst  auch  ihr  Eid  aufge- 
schrieben ist,  legt  die  Vermutung  nahe,  dass  die  Beamtung  damals 
erst  geschaffen  wurde.  L  J.  1428  nahm  der  £Ukt  auch  für  den  Fisch- 
▼erkauf  einen  Koermeister  an,')  und  demgemäss  haben  nach  dem 
grossen  „van  yisschen  veill  to  hebben'*  betitelten  Statut  des  Jahres 
1452  *)  Koermeister  zu  bestimmen,  wie  viel  Tage  Fische  zum  Verkauf 
ausstehen  dürfen. 

Von  den  feuerpolizeilichen  Verordnungen  ist  am  wichtigdten 
eine  aus  dem  Jahre  1382.'^)  Man  hatte  die  Absicht,  allmählich  bei 
allen  Häusern  der  Stadt  das  Baumaterial,  welches  das  Umsichgreifen 
des  Feuers  am  meisten  begünstigte,  zu  beseitigen     Zu  dem  Zwecke 


")  8.  o.  8.  50. 
»)  B.  P.  157  a. 
»)  L.  PI.,  S.  25. 
*)  B.  F.  126b. 
*)B.  P.  156  a. 

JUinMUf  VerfkMongfgeichiohte  Weteli. 


wurden  von  der  Gemeinde  zwölf  Männer  erwählt,^)  welche  in  G-emein- 
schaft  mit  dem  Rate  die  bezüglichen  Befehle  an  die  einzelnen  er* 
lassen  und  auch  die  gesetzlichen  Vorschriften  zu  ändern  Macht 
haben  sollten.  Wem  nun  aufgetragen  wurde,  sein  Dach  abzubrechen 
und  mit  Steinen  zu  decken  oder  mit  Lehm  zu  bestreichen,  der  musste 
dem  Gebote  binnen  einer  bestimmten  Zeit  nachkommen;  an  einer 
anderen  Stelle*)  erfahren  wir  die  Namen  derjenigen,  an  welche 
von  1400  bis  1415  derartige  Befehle  erlassen  wurden,  und  i.  J.  1416 
beschloss  man  festzustellen,  wer  nun  noch  nicht  mit  Steinen  ge- 
deckt habe. 

Zur  Unterstützung  des  Rates  in  der  Sorge  für  Reinlichkeit  und 
Ordnung  auf  den  Strassen  wurden  seit  1400  in  jedem  Viertel  zwei 
sog.  Viertelsmeister  gewählt,  welche  von  den  durch  sie  erhobenen 
Strafgeldern  die  Hälfte  fUr  sich  behielten.') 


y  Die  Verwaltung  des  Kirchen-Unterrichts-  und 
Stiftungs  Wesens. 

Aus  dem,  was  früher  über  die  Anfänge  Wesels  gesagt  ist,  er- 
hellt, dass  das  Patronat  über  die  dem  heiligen  Willibrord  geweihte 
Mutterkirche  nicht  der  Stadt  zustand.^)  Diese  Kirche  kam  vielmehr 
von  der  Abtei  Epternach,  der  sie  von  Karl  Martell  geschenkt  war, 
an  die  Grafen  von  Gleve,  und  die  übertrugen  das  Patronat  i.  J.  1277 
dem  Kloster  Oberndorf.^)  Demgemäss  übte  die  Stadt  auf  die  Be- 
stellung des  Plebanus  keinen  Einfluss  aus;  vielmehr  war  zu  Ver- 
änderungen im  Kirchenwesen,  wie  der  Stiftung  eines  neuen  Altars*) 
oder  der  Errichtung  eines  neuen  Klosters  ^)  in  Wesel,  durch  welche 
die  Rechte  der  Pfarrkirche  beeinträchtigt  zu  werden  drohten,  die 
Zustimmung  des  Probstes  von  Cappenberg  „ad  cuius  ordinationem 
ecdesia  sanctimonialium  Wesaliensium  (des  Klosters  Oberndorf)  .  .  . 


»)  S.  o.  S.  63. 

»)  W.  R.  A.,  Caps.  341,  Nr.  12. 

•)  B.  P.  118a. 

*)  Daher  bezieht  sich  wohl  auf  die  Zeit  naoh  der  Reformation  die  Be- 
merkang,  die  Ewich  bei  Erwähnung  der  Patronatsverleihang  an  das  Kloster 
macht:  „Attamen  super  jure  illo  Fatronatus  aliquoties  transactum  fuit,  ut  jam 
illnd  apud  Senatum  et  Ecolesiam  Vesaliensem  multis  ab  annis  paoate  resideat, 
maxime  quia  Ecolesiae  dictae  ministri  ex  solo  aerario  ibi  publico  sustentantur**. 

«)  Binterim  u.  Mooren  III,  188. 

•)  B.  P.  107  a. 

*)  Lagerbuch  des  Augustinerklosters,  P.  3  a. 
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dinoscitur  pertinere^'  und  des  Priors  und  der  Priorin  des  Klosters 
Oberndorf  erforderlich. 

Doch  hatte  der  Rat  die  Aufsicht  über  die  Vermögensverwaltung 
der  Willibrordikirche.  Wie  sich  dies  schon  darin  ausdrückt,  dass 
die  kirchlichen  Renten  in  den  städtischen  Büchern  yerzeichnet  sind,^) 
so  geht  es  direkt  daraus  hervor,  dass  der  Rat  ftir  die  Instandhaltung 
der  Kirche  Sorge  trägt.')  Darum  ist  wohl  auch  die  Annahme  er- 
laubty  dass  die  Kirchmeister,  deren  Aufgabe  ja  eben  die  kirchliche 
Vermögensverwaltung  ist,  vom  Rate  eingesetzt  werden,  und  dass 
die  oft  vom  Rate  für  die  ^^tymmeringe  der  korken^'  erhobenen 
Brüchen  nicht  nur  der  Matena-,  sondern  auch  der  Mutterkirche  ssa 
Gute  kamen. ^) 

Bei  jener  nämlich  sind  die  Verhältnisse  einfacher,  weil  über 
sie,  die  aus  dem  St.  Nico]ausaltar  hervorgegangen,  laut  der  Stif* 
tungsurkunde^)  das  Patronat  der  Stadtobrigkeit  zustand.  Es  wird 
also  nicht  nur  der  Geistliche  vom  Rat  berufen,  sondern  auch  die 
beiden  Kirchmeister  haben  ihr  Amt  von  ihm.^) 

Sehen  wir  so  auf  das  Kirchenwesen  noch  fremde  Gewalten 
Einfluss  ausüben,  so  hatte  der  Rat  dagegen  die  Sorge  für  die  Armen 
und  Kranken  fast  ganz  selbst  übernommen.  Eine  Ausnahme  bildete 
nur  das  Hospital.  I.  J.  1291  von  Heinrich  von  Lonen  gegründet,^) 
wurde  es  i.  J.  1297  von  seinem  Stifter  dem  Johanniterorden  über- 
wiesen.'')  Nicht  lange  nachher  machte  jedoch  die  Stadt  Ansprüche 
auf  das  Hospital;  aus  dem  Jahre  1327  existiert  eine  Urkunde,  in 
der  die  Erben  des  Heinrich  von  Lonen  bezeugen,  dass  dieser  dem 
Magistrat  die  Aufsicht  über  seine  Stiftung  anvertraut  habe;^)  der 
daraus  mit  den  Johannitern  entstehende  Streit  wurde  dahin  ver- 
glichen,  dass  die  Verwaltung  des  Hospitals  in  den  Händen  dreier 
Personen  sein  solle,  von  denen  die  Stadt,  die  Johannitercommende 
und  die  Erben  des  Gründers  stets  je  einen  zu  ernennen  hatten.  Von 
der  Stadt  wegen  war  Procurator  der  jedesmalige  Bürgermeister.*) 


>)  A.  B.  F.  40a  ff. 

')  A.  B.  F.  43  b   übernimmt  jemand  1.  J.    1356  die  Instandhaltung   der 
Fenster  und  wird  dafür  von  allen  der  Stadt  zu  leistenden  Diensten  befreit. 

*)  Ausserdem  ernannte  der  Rat  den  einen  Küster,   seit  dem  Privileg^  von 
1481  auch  den  andern,  den  bis  dahin  der  Herzog  bestellt  hatte. 

«)  B.  F.  116  a  a.  1347. 

»)  Ä.  a.  147Ö,  F.  147b.      ^ 

•)  Lac.,  ü.  B.  II,  Nr.  914. 

^  Urk.  der  Johannitercommende. 

•)  B.  F.  118  a. 

•)  B.  F.  103b. 
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Allein  vom  Rate  abhängig  waren  dagegen  sämtliche  andere 
Wohlthätigkeitsanstalten,  deren  allmählich  eine  Anzahl  entstanden.^) 
So  die  Stiftung  fiir  die  ^^Armen  des  heiligen  Geistes'^  ^^^  »^Mylaten- 
haus^',  ein  Hospital  für  solche,  die  mit  ansteckender  Krankheit  be- 
haftet waren,  ausserhalb  der  Mauern.  Diese  Stiftungen  wurden 
durch  Vormünder  verwaltet,  welche  der  Rat  anstellte,  und  der  Rat 
traf  auch  Bestimmungen  über  die  Austeilung  der  Ahnosen.*)  Ahn- 
lich war  es  wohl  auch  mit  den  Beguinenhäusern;  wenigstens  wurden 
die  Vormünder  des  bedeutendsten  derselben,  des  Convents  der 
Schwestern  auf  der  Matena  oder  des  Mariengartens,  ebenfalls  vom 
Rate  ernannt*) 

Auf  andere  Weise  traf  die  Stadt  ftir  die  Armen  Fürsorge,  in- 
dem sie  in  teuern  Zeiten  Getreide  einkauftie  und  es  billiger  ver- 
kaufte. Nach  Ausweis  der  Stadtrechnungen  kam  das  seit  Anfang 
des  15.  Jahrhunderts  häufiger  vor. 

Im  Besitz  der  Stadt  war  auch  die  Schule  von  Wesel.^) 
Seit  wann  sie  bestand,  ist  nicht  mehr  zu  ermitteln.  Ein  Rector 
Scolarum  begegnet  zuerst  1342  in  den  Stadtrechnungen.  Da  diese 
uns  aber  aus  früherer  Zeit  nicht  erhalten  sind,  haben  wir  hiermit 
nur  die  untere  Zeitgrenze  fär  die  Gründung  gefunden.  Der  Rector 
Scolarum^)  wird  vom  Rate  angestellt,  der  auch  sonst  die  Rechte 
und  Pflichten  eines  Schulcuratoriums  ausübt,  so,  wenn  er  den 
Schülern,  die  des  Abends  nach  9^/^  Uhr  sich  noch  auf  der  Strasse 
sehen  Hessen  oder  ihr  Abendbrod  im  Wirtshause  statt  in  ihrer 
Herberge  verzehrten,  mit  Entfernung  aus  der  Stadt  droht«^) 


8    Die  Finanzrerwaltang. 

Zu  dem  ältesten  Besitz  der  Stadt  gehörten  vor  allem  die 
Festungswerke.  Seit  dem  Anfang  des  14.  Jahrhunderts  zog  die 
Stadt  aus  diesen  durch  Vermietung  der  Türme  und  Thore  auch 
finanziellen  Vorteil.    Ausserdem  galt  die  Stadt  als  Eigentümerin  der 


*)  Bin  genaueres  Eingehen  auf  die  Entstehung  und  Geschichte  einer  jeden 
von  diesen  Anstalten  würde  hier  zu  weit  führen.  Im  Allgemeinen  verweise 
ich  auf  (Hnteeweiler  und  für  die  Beguinenhäuser  auf  Heidemanns  Arbeit 
darüber. 

>)  S.  K  PL,  S.  66a,  a.  1428;  S.  94,  a.  1456. 

•)  E.,  a,  1467,  F.  23b;  L.  PI.,  S.  84. 

*)  S.  darüber  Kleine,  a.  a.  0. 

*)  Über  dessen  Verwendung  im  Stadtdienst  s.  o.  S.  70. 

•)  S.  R.  a.  1471,  F.  72;  a.  1472,  F.  101a. 
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Strassen  und  öffentlichen  Plätze.  Von  ihr  wurden  die  Brannen 
verpachtet,  und  von  ihr  musste  man  die  Erlaubnis  2u  dem  Hinaus- 
ban  eines  Hauses  aui  die  Strasse  kaufen.  Ein  unbeschränktes  Recht 
an  der  Allmende  hatte  dagegen  die  Stadt  nicht;  wo  sie  dieselbe 
demungeachtet  finanziell  verwertete,  that  sie  das  unter  Zustimmung 
der  Berechtigten,  d.  h.  des  Herrn  und  der  Erbgenossen.^) 

Dieses  anfänglich  beschränkte  Vermögen  der  Stadt  vermehrte 
sich  aber  durch  eine  eifrige  Bauthätigkeit.  Schon  i.  J.  1342  hatte 
die  Stadt  eine  Ziegelei  (domua  laierum),  und  die  hier  gewonnenen 
Steine  wurden  nicht  alle  verkauft  und  zur  Befestigung  verwandt,  son- 
dern lieferten  auch  das  Material  für  Häuser,  welche  dann  veräussert 
oder  vermietet  wurden.  Zu  diesen  Immobilien  kommen  dann  noch 
an  beweglichem  Gut  ausser  den  Massen  und  Gewichten  nament- 
lich Waffen,  wie  Wurfmaschinen,  Armbrüste,  später  auch  Donner- 
und  Haken-BQchsen. 

Der  Instandhaltung  und  Bewachung,  resp.  Ausnutzung  des 
ganzen  städtischen  Besitzes  lagen  folgende  Beamten  ob:  Die  Thor- 
hiiter,  die  Laterarii,  der  Balistarius  und  der  Zimmermann.  Ihren 
Gehalt  bezogen  sie  z.  Th.  in  Geld,  z.  Th.  in  Kleidern  nnd  Schuhen 
und  waren  nach  ihren  Dienstverträgen  auch  frei  von  den  gewöhnlichen 
Bürgerpflichten,  als  Graben  und  Ausjagen. 

Dm  über  die  Finanzgeschichte  einen  Überblick  zu  geben,  müssen 
wir  zunächst  die  für  dieselbe  wichtigste  Quelle,  die  Stadtrechnungen, 
einer  Untersuchung  unterwerfen.  Sie  beginnen,  wie  erwähnt,  mit 
dem  Jahre  1342  und  sind  uns  von  da  an  fast  lückenlos  erhalten. 
Notizen  über  die  Finanzen  der  Stadt  sind,  wie  man  bei  der  Mannig- 
faltigkeit der  Einnahmen  und  Ausgaben  annehmen  muss,  jedenfalls 
schon  früher  gemacht-,  dass  jedoch  früher  auch  die  Einnahmen  und 
Ausgaben  nach  ihrer  Herkunft  oder  Bestimmung  genau  gesondert,  und 
die  Teilsummen  gezogen  wurden,  wie  seit  1342,  ist  unwahrscheinlich; 
denn  dann  hätte  sich  vermutlich  fiir  die  Rechnungsführung  schon 
eher  die  Form  ausgebildet,  die  wir  seit  1360  finden,  in  welchem 
Jahre  zuerst  nicht  nur  die  Ausgaben,  sondern  auch  die  Einnahmen 
sogleich  in  die  dafür  vorher  angelegten  Aubriken,  nicht  erst  un- 
geordnet, verzeichnet  wurden. 

Die  Verwertung  der  Stadtrechnungen  erfordert  eine  etwas 
complizierte  Berechnung  durch  das  in  ihnen  angewandte  Münzsystem: 


*)  S.  0.  S.  21.  Das  Främonstratenflerkloster  ist  hierbei  nioht  genannt, 
weil  der  Prior  desselben  zu  den  Erbgenossen  gez&hlt  wurde.  S.  St.  a.  1412 
F.  325a. 
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Sowohl  die  Teil*  als  die  Hauptsummen  sind  das  ganze  Mittelalter 
hindurch  in  der  Weselschen  Mark  (zu  12  Solidi  s=  144  Denarii) 
angegeben.  Wenn  man  daher  die  angeführten  Beträge  ihrem  Werthe 
nach  bestimmen  will,  ist  es  zunächst  erforderlich,  sie  auf  die  be- 
kannteren Handelsmünzen  zu  reduzieren.  Als  solche  kommen  in 
Wesel  vor  von  1342  bis  ins  15.  Jahrhundert  hinein  der  clipeus 
oder  scudatus  antiquus,  vom  Ende  des  14.  Jahrhunderts  an  der 
Rheinische  Qulden.  Zur  Vergleichung  der  Weseler  Mark  mit  diesen 
Münzen  mögen  folgende  Tabellen^)  dienen: 


Jahr 

1  clipeus  (=  scu- 
datus antiquus) 
^  Weseler      i 
Münze          1 

Jahr 

1  flor.  rhen.  aar. 

=  Weseler 

Mttnze 

1342 

1 

6  sol.     7  den 

1391 

15  sol.    9  den. 

1346 

7    „    - 

1399 

16    „     3    „ 

1357 

•   7    „      6    „       1 

1404 

16    „     6    „ 

1359 

8    „     2    „      \ 

1405 

16    „     8    „ 

1363 

9    „      4    « 

1406-16 

17    „    - 

1368 

10    „      6    „ 

1417 

17    „      6    „ 

1369 

12    „    -           ! 

1418 

18    „    - 

1370 

13   -  14  sol. 

1419—21 

19     „    - 

1372 

14  sol.    6  den. 

1422 

20    „    - 

1377 

16    „    - 

1423 

21     „      6    „ 

1380 

16    „    - 

1424 

22    „      6    „ 

1381 

16    „     6    „ 

1425 

23    „    - 

1383 

l''    „    -    „ 

1426 

24    „    - 

1385 

18    „    - 

1427 

26    „    - 

1386 

18    „     6    „ 

1428-34 

26    „    - 

1390 

20    „    - 

1435 

26    „     8    „ 

1394 

20    „    - 

1436 

28—30  sol. 

1405 

20    „    - 

1437 

31-32    „ 

1406 

22    „    - 

1438 

34 

1410 

24    „    - 

1439 

36   -  37    „ 

1415 

25    „     6    „ 

1440 

38   -40    , 

')  Diese  Hessen  sich  leicht  aus  den  Btadtrechnungen  ermitteln,  da  jeder 
in  den  fiandelsmünsen  eingekommene  and  ansgegebene  Betrag  in  Weseler 
Mark  umgerechnet  wurde. 
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1  flor.  rhen.  aur. 

Jahr 

=  Weseler 

Münze 

1441 

40 

1442 

40 

1443 

41-42    „ 

1445-52 

42 

1453-58 

43  8ol.    9  den 

1459—91 

48     „    — 

(1  Gulden 
„paymentz") 

Aus  diesen  Tabellen  ergiebt  sich  eine  bald  langsamer,  bald 
schneller  fortschreitende  Entwertung  der  Weselschen  Mark.  Wenn 
wir  den  clipeus  von  1336^)  als  gleichwertig  mit  dem  von  1342 
setzen,  so  beträgt  ihr  Wert  an  reinem  Silber  i.  J.  1342  124^8  Gramm, 
während')  er  1391  aaf  27,9,  1426  auf  lö,2,  1439  auf  10,4^  1459 
auf  7,8,  1479  auf  5,8,  1490  auf  4,2  Gramm  gesunken  ist 

Wir  können  also  jetzt  zunächst  zur  Darstellung  der  neuen  Ein- 
nahmen übergehen,  welche  seit  dem  Anfang  des  14.  Jahrhunderts 
die  städtische  Kasse  füllten;  denn  die,  welche  wir  in  der  früheren 
Zeit  kennen  lernten,  reichten  bald  nicht  mehr  aus. 

Die  erste  neue  Einnahmequelle  wurde  der  Stadt  dadurch  er- 
öfinet,  dass  man  i.  J.  1316  gemäss  einem  Privileg  mit  Ausnahme 
der  Ohm  und  der  Elle  alle  Masse  den  kölnischen  gleich  machte  und 
die  Einkünfte  „de  easaccrescentüs  mensurarum^)  dem  gemeinen  Besten 
zuwies. 

I.  J.  1324  erteilte  dann  Oraf  Dietrich  IX.  dem  Magistrat  die 
Erlaubnis,  für  jede  Mark  des  Wertes  aller  Gegenstände,  die  im 
Kirchspiel  von  Wesel  gekauft  oder  verkauft  würden,  vom  Käufer 
und  Verkäufer,  sofern  diese  ausserhalb  der  Grafschaft  wohnten,  eine 


')  Dessen  Silbergehalt  b.  Lamprecht,  a.  a.  0.  11,  S.  4öl. 

')  Die  folgenden  Zahlen  sind  berechnet  auf  Grund  der  Tabelle  über  den 
Goldgehalt  des  Bhein.  GL  bei  Lamprecht,  a.  a.  O.  U,  S.  470.    Die  grosse  Wert- 
emiedrigung  der  Mark  ist  im  Folgenden  nicht  ausser  Acht  zu  lassen. 
*)  Li  den  Stadtrechnungen  nicht  mehr  nachzuweisen. 
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Abgabe  von  einem  Denar  und  von  jeder  Fuhre  Brennholz  7*  Denar, 
ebenfalls  vom  Käufer  und  Verkäufer,  aber  ohne  die  Beschränkung 
auf  die  auswärts  Wohnenden,  zu  erheben.^)  Als  Grund,  der  ihn 
zur  Verleihung  dieser  Gnade  bewogen  habe,  giebt  der  Graf  die 
Treue  der  Weseler  an,  die  ihm  vor  seinen  übrigen  Unterthanen 
gegen  seine  Feinde  Beistand  geleistet,  auch  ihre  Stadt  befestigt  und 
Runststrassen  in  ihr  gebaut  hätten,  und  das  alles  mit  wenig  Hälfe 
des  gemeinen  Gutes  durch  private  Beisteuer  der  Bürger.  Wichtig 
war,  dass  das  Recht,  die  Accise  zu  erheben,  diesmal  für  ewige 
Zeiten  verliehen  wurde,  nicht  wie  früher,  bis  zum  Widerruf  des 
Stadtherrn  oder  nur  auf  einige  Jahre.*) 

Die  Einnahmeposten,  welche  ausser  den  schon  erwähnten  sich 
in  den  ersten  Stadtrechnungen  finden,  sind  die  Gebühren  für  die 
Aufnahme  von  Bürgern  und  die  Zinse  für  die  Verpachtung  des 
städtischen  Fleischhauses  und  von  Brunnen  und  Häusern.') 

Bezüglich  der  Erhebung  der  Einnahmen  ist  zu  unterscheiden, 
ob  sie  verpachtet  waren  oder  auf  Rechnung  der  Stadt  verwaltet 
wurden.  Lezt'eres  war  der  Fall  beim  Fermentumy  und  auch  die 
Zinse  ans  Gebäuden,  das  Geld  für  Verleihung  des  Bürgerrechts 
wurden  von  städtischen  Beamten  erhoben.  Verpachtet  war  alles 
andere,  also  die  Kaufs-  und  Verkaufsabgabe  von  auswärtigen  Kauf- 
leuten, welche,  sehr  bezeichnend  für  die  Bedeutung  Wesels  als 
Weinmarkts,  cusisia  vini  genannt  wird,  das  Weggeld,  das  Salzmaes, 
die  Waage,  der  Brennholzzoll  und  die  Fischbänke.  Diese  Einnahmen 
wurden  jährlich  versteigert,  und  die  Pachtsummen  mussten  in  zwei 
Raten,  zu  Ostern  und  am  Tage  des  heiligen  Victor,  bezahlt  werden. 

Ueber  die  Grösse  der  einzelnen  Einnahmen  gebe  ich  folgende 
Uebersicht,  bei  welcher  das  Jahr  1342  der  Stadtrechnungen,  das 
von  Ostern  1342  bis  Ostern  1343  geht,  nur  für  die  nicht  verpachteten 
Einnahmen  zu  Grunde  gelegt  werden  konnte,  da  das  Jahr,  ftir  das 
Pacht  gezahlt  wurde,  immer  ein  halbes  Jahr  später  anfängt.^) 

Die  „censua  opidi*'  weisen  i.  J.  1342  die  Summe  von  etwas  über 
20  mr.  auf,    an    denen    das    macellum   mit    2  mr.  beteiligt   ist,  die 


')  Original  verloren;  gedr.  bei  Lac.  U.  ß.  III.  Nr.  202. 

«)  S.  o.  S.  28. 

3)  Die  Kosten  der  Aufnahme  sind,  sogar  in  einem  Jahre,  von  sehr 
unregelmässiger  Grösse;  sie  schwanken  zwischen  6  Solidi  und  3  Mark. 

*)  Hier,  wie  in  der  Folge,  werde  ich  da,  wo  ein  Teil  der  Einnahmen  und 
Ausgaben  nicht  pünktlich  bezahlt  wurde,  diesen  Rest  der  leichteren  Übersicht 
halber  mit  berücksichtigen.  Die  Solidi  und  Denarii  sind  als  unwesentlich 
vernachlässigt. 
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Gebühren  für  die  Aufnahme  in  die  Bürgerschaft  bei  der  in  diesem 
Jahr  verhältnismässig  sehr  geringen  Anzahl  der  Aufgenommenen 
nur  2  mr.  Die  bedeutendste  Einnahme,  238  mr.,  brachte  der 
Verkauf  der  Gruyt.  Von  den  verpachteten  Gefallen  gab  am  Victors- 
tage 1342  und  Ostern  1343  die  asaisia  vini  ungefähr  62  mr.,  das 
pedagium  (Weggeld)  32  mr.,  die  menmjura  16  mr.,  die  Ubra  lö^t  mr., 
der  Brennholzzoll  13%  mr.,  die  Fischbänke  2  mr. 

Die  tctalis  swmma  receptorum  betrug  1342  525  mr.  Hierzu 
gehört  aber  ein  Posten,  der  noch  nicht  erwähnt  ist,  und  der 
uns  auf  eine  andere  Klasse  von  Einnahmen  führt,  welche  man  im 
Gegensatz  zu  jenen  regelmässig  einlaufenden  als  die  ausserordent- 
lichen bezeichnen  kann.     Es  sind  60  mr.  „de  mutuato". 

Wir  kommen  hier  auf  die  Frage,  wie  man  unvorhergesehene, 
plötzlich  notwendig  werdende  Ausgaben  bestritt.  Diese  Frage  ist 
um  so  wichtiger,  als  bei  der  Unsicherheit  der  Verhältnisse  der  Rat 
sich  zu  solchen  Ausgaben  sehr  häufig  gezwungen  sehen  konnte. 
Dann  verlangte  der  Stadtherr  ein  Geschenk  oder  kriegerischen 
Beistand,  dann  gerieten  in  einer  Fehde  Bürger  in  Gefangenschafl 
und  waren  auszulösen,  dann  musste  man  Bürgern  die  Schätzung 
ersetzen,  welcher  ihre  auswärtigen  Güter  durch  den  Grafen  unrecht- 
mässiger Weise  unterworfen  worden  waren. 

Man  konnte  sich  die  erforderliche  Summe  auf  mannigfache 
Weise  verschaffen:  Erstens  konnte  man  sie  sich  auf  kurze  Zeit  ohne 
Zinszahlung  borgen-,  dann  lieh  man  sie  sich  aber  meist  nicht,  wie 
in  dem  angeführten  Falle,  von  einem  einzelnen,  sondern  von  vielen 
Bürgern.  Wenn  der  Beschluss,  auf  diese  Weise  das  Geld  aufzu- 
bringen, gefasst  war,^)  wobei  wohl  gleich  der  Termin  der  Rück- 
zahlung bestimmt  wurde,  so  gingen  die  Burmeister  in  der  Stadt 
herum  und  erhoben  es  in  kleinen  Beträgen.  Wie  es  scheint,  wurde 
nur  von  den  Wohlhabenden  geliehen,  waren  diese  aber  zur  Zahlung 
der  Summen,  auf  die  sie  „gesetzt'^  wurden,  verpflichtet.*)  Nicht 
immer  führte  man  die  so  geborgte  Summe  unter  den  anderen  Ein- 
nahmen an,  sondern  schrieb  sie  manchmal  getrennt  von  diesen  auf. 


>)  flierzn  scheiDt  die  Zastimmung  der  Gemeinde  erforderlich  gewesen 
zu  sein. 

')  Ich  schliesse  dies  alles  aus  den  zu  einigen  Jahren  mitgeteilten  Listen 
derer,  an  die  das  geborgte  G-eld  zurückgezahlt  wurde.  In  diesen  haben  die 
einzelnen  Summen  entweder  alle  dieselbe,  oder  nur  wenige  verschiedene  Ghrössen, 
und  in  einer  von  ihnen  (St.  a.  1388,  F.  207  a.)  sind  zunächst  die  Reichsten 
verzeichnet  mit  je  3  Gl.  Beitrag,  denen  die  minder  Wohlhabenden  mit  je  1  Gl. 
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Letzteres  fand  dann  regelmässig  statt,  wenn  eine  bestimmte, 
dem  Grafen  zu  zahlende  Summe  durch  directe  Steuer  der  Bürger 
aufgebracht  wurde.  Leider  sind  uns  die  zweifellos  darüber  geführten 
Listen  nicht  erhalten;  aber  über  die  Ärt^  wie  man  dabei  verfuhr, 
giebt  uns  ein  Privileg  des  Grafen  Johann  v.  J.  1353*)  desto  will- 
kommeneren Aufschluss.  Die  Stadt  beanspruchte  Freiheit  von  dem 
Zoll  bei  Büderich  (Wesel  gegenüber) ;  der  Graf  meinte,  ihr  dieselbe 
verweigern  zu  können,  und  beide  einigten  sich  über  ein  Schieds- 
gericht. Ferner  lieh  die  Stadt  ihrem  Herrn  950  alte  Schilde;  dafiir 
erhielt  sie  die  Freiheit  von  dem  Zoll  bis  zur  Rückzahlung  des 
Geldes,  und  ausserdem  versprach  ihr  der  Graf  die  Wiedererstattung, 
falls  der  Schiedsspruch  zu  ihren  Gunsten  ausfallen  würde.  Das 
Geld  war  nun  von  der  Stadt  um  Handgeld  und  Schaden  aufge- 
nommen worden  und  sollte  ihren  Gläubigern  durch  Beiträge  der 
einzelnen  Bürger  allmählich  zurückgezahlt  werden.  Letzteres  geht 
daraus  hervor,  dass  der  Graf  versprach,  bis  die  Stadt  sich  von  der 
Schuld  gelöst,  der  Obrigkeit  dazu  zu  helfen,  dass  das,  was  sie  um 
des  Zolls  willen  gesetzt  habe,  jeder  in  der  Stadt  halte,  und  dass  er 
ferner  die  Zusage  gab,  keinen  Weseler  zollfrei  fahren  zu  lassen 
ohne  besondere  Zustimmung  des  Bürgermeisters  oder  zweier  Schöffen. 
Der  Magistrat  wollte  also  offenbar,  um  die  Summe  möglichst  rasch 
zurückzahlen  zu  können,  einen  Druck  auf  die  Bürger  ausüben, 
indem  er  nur  die  von  der  Zollfreiheit  Gebrauch  machen  liess,  welche 
den  auf  sie  fallenden  Anteil  des  Geldes  entrichtet  hatten«  —  Nach 
der  Mitte  des  14.  Jahrhunderts  hört  übrigens  die  Aufbringung  einer 
an  den  Stadtherrn  zu  zahlenden  Abgabe  durch  eine  besondere  Steuer 
auf,  und  seitdem  sind  auch  diese  grossen  Ausgabeposten  immer  im 
Budget  verrechnet 

Das  dritte  und  zugleich  das  in  ausgiebigster  Weise  angewandte 
Mittel  endlich,  Ausgaben,  die  man  mit  den  regelmässigen  Ein- 
nahmen nicht  decken  konnte,  zu  bestreiten,  war  der  Verkauf  von 
Benten,  entweder  erblichen  oder  lebenslänglichen.  Schon  1342 
werden  Renten  gezahlt,  aber  immerhin  noch  in  einem  Betrage»  der 
für   die   Totalsumme   der   Ausgaben    von    geringer  Bedeutung  ist. 


folgen  ;  bei  freiwilligen  Zahlungen  würden  die  einzelnen  Beträge  eine  grötsere 
Mannigfaltigkeit  zeigeOi  nnd  die  Zahlenden  nioht  nach  der  Höhe  ihres  Beitrages 
gesondert  aufgezeichnet  werden.  S.  auch  St.  a.  1346,  F,  52b. :  „dum  p  osuerant 
pecwuam  muiuatam**.  Manchmal  allerdings  wurden  diese  kleinen  unverzinslichen 
Darlehen  auch  freiwillig  gegeben.  S.  St.  a.  1368,  F.  98b. 
*)  Original  verloren;  Gopie  im  B.  F.  106 a. 
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Vom  Ende  der  vierziger  Jahre  an  aber  sah  sich  die  Stadt  sehr 
häufig  gezwungen,  Schulden  aufzunehmen,  und  wenn  auch 
manchmal  zurückgezahlt  wurde,  und  jede  Leibrente  ja  mit  der 
Zeit  von  selbst  durch  den  Tod  ihres  Inhabers  wegfiel,  so  nahm  doch 
die  Belastung  des  städtischen  Haushalts  durch  Zins-  und  Renten- 
zahlung in  den  nächsten  Jahrzehnten  fortwährend  zu.  Über  ihr 
Verhältnis  zu  der  totalis  summa  easpositorum  bis  zum  Ende  des 
15.  Jahrhunderts  giebt  folgende  Tabelle  eine  Übersicht:^) 


census  et 

summa 

Jahr 

redditus 

totalis  ex- 

soluti 

positorum 

1349 

90  mr. 

1056  mr. 

13Ö3 

131  „ 

1118  „ 

1361 

267  „ 

1202  „ 

1366 

601  „ 

837  „ 

1374 

1034  „ 

3375  „ 

1378 

1030  „ 

2652  „ 

1382 

1486  „ 

2626  „ 

1388 

1834  „ 

3503  „ 

1393 

1596  „ 

3467  „ 

1398 

1490  „ 

4008  „ 

1402 

1048  „ 

3883  „ 

1407 

850  „ 

3906  „ 

1412 

871  „ 

3267  „ 

1416 

1187  „ 

3814  ,. 

1422 

1105  „ 

3449  „ 

1427 

714  „ 

4025  „ 

1434 

333  „ 

2682  „ 

1439 

521  „ 

4278  '„ 

1445 

485  „ 

9672  „ 

1449 

1506  „ 

7476  „ 

1453 

1609  „ 

11930  „ 

1458 

1747  „ 

9509  „ 

>)  Hierbei  sind  die  im  folgenden  Jabr  bezahlten  restantia  durohgehends 
nicht  mitgerechnet,  da  es  sich  bei  vielen  nicht  leicht  nachweisen  Hess,  zn 
welchen  Ausgabeposten  sie  gehörten.  Doch  ist  zu  bemerken,  dass  yom  Ende 
des  14.  Jahrhunderts  an  die  Summen,  die  ein  Jahr  zu  spät  bezahlt  werden,  an 
Grösse  bedeutend  zunehmen. 
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censue  et 

summa 

Jahr 

redditas 

totalis  ex- 

soluti 

positorum 

1469 

2957  mr. 

17133  mr. 

1462 

1943  „ 

9633  „ 

1467 

1035  „ 

8042  „ 

1474 

1675  „ 

10015  „ 

1477 

1972  „ 

12405  „ 

1481 

3351  „ 

17694  „ 

1486 

2120  „ 

13800  „ 

1491 

5530  „ 

19689  „ 

Wie  diese  Zahlen  zeigen,  ist  zuerst  ein  Steigen  der  Schulden- 
last zu  constatieren,  bis  sie  gegen  Ende  des  14.  Jahrhunderts  anfangt 
herabzusinken,  um  kurz  vor  der  Mitte  des  folgenden  Jahrhundert« 
einen  sehr  niedrigen  Stand  zu  erreichen  und  von  da  an  bis  zum 
Ende  des  Jahrhunderts  wieder  rasch  anzuwachsen.  Den  Ursachen 
dieser  Schwankungen  im  einzelnen  nachzugehen,  würde  wenig 
Interesse  bieten.  Sind  es  doch  immer  wieder  dieselben  oben 
charakterisierten  Bedürfnisse,  welche  den  Magistrat  zum  Schulden- 
machen zwangen.  Wichtiger  ist  die  Beantwortung  einiger  anderer 
Fragen,  welche  sich  hier  aufdrängen. 

Der  Zinsfuss  zunächst  beträgt  in  den  ersten  Jahren  der  Stadt- 
rechnungen für  Leibzucht  12 — 13,  für  erbliche  Renten  lO^ot  sinkt 
dann  seit  der  Mitte  des  14.  Jahrhunderts  etwas  und  erreicht  um 
die  Mitte  des  folgenden  Jahrhunderts  den  Stand  von  10,  resp.  ö%, 
auf  dem  er  sich  bis  zum  Ausgang  des  Mittelalters  hält.  Merkwürdig 
ist  dabei,  dass  bei  Leibrenten  seine  Höhe  sich  offenbar  nicht  nach 
der  grösseren  oder  geringeren  Lebensaussicht  des  Rentenkäufers 
richtet  Bei  Contrahierung  von  grösseren  Schulden  hat  die  stärkere 
Nachfrage  im  Allgemeinen  ein  Steigen  des  Zinsfusses   zur  Folge. ^) 


^)  Von  einer  Convertierung  von  Renten  hören  wir  i.  J.  1454.  Der  lUt 
lieh  von  Renteninhabem,  an  die  besonders  hohe  Prozente  gezahlt  wurden, 
neue  Geldsammen,  zahlte  aber  dafür  gar  keine  oder  nur  wenig  Zinsen. 
Diese  Convertierung  geschah  natürlich  mit  Einwilligung  der  Gläubiger;  ohne 
diese  hätte  man  jedenfalls  die  Renten  eingelöst  und  dafür  andere  zu  dem  ge- 
wöhnlichen niedrigeren  Zinsfuss  wieder  verkauft. 
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Die  Renten  wurden  durchaus  nicht  alle  oder  auch  nur  zum 
grösseren  Teile  in  der  Stadt  selbst,  sondern  vorwiegend  an  Aus- 
wärtige, Bürger  und  Ritter,  verkauft.  Zwar  ist  aus  einigen  Stellen 
der  Stadtrecbnungen  ersichtlich,  dass  Weseler  auch  von  ausserhalb 
der  Stadt  Renten  bezogen;  aber  es  scheint  doch  Bürgerpflicht  ge- 
wesen zu  sein,  ein  Kapital,  das  man  zinsbar  anlegen  wollte,  erst 
der  Stadt  anzubieten.^)  Vielleicht  muss  man  auch  in  dem  schon 
erwähnten  Plebiscit')  dass  die  Schö£Fen  keine  Urkunde  siegeln  sollten, 
in  der  mehr  als  5%  Renten  versprochen  würden,  das  Bestreben 
der  Stadt  sehen,  den  Zinsfuss  nicht  über  die  Prozentzahl,  welche 
sie  fiir  ihre  Schulden  bezahlte,  hinauskommen  zu  lassen,  damit  ihre 
Bürger  nirgend  besser,  als  bei  ihr  selbst,  ihr  Kapital  anlegen 
könnten.  Doch  ist  von  einem  leichtsinnigen  Schuldenmachen  in 
Wesel  durchaus  nichts  zu  bemerken,  wie  am  besten  der  Umstand 
zeigt,  dass  die  Einnahmen  die  Ausgaben  ziemlich  selten  und  dann 
nur  unbedeutend  übersteigen. 

Dies  sind  die  Einnahmequellen,  welche  schon  in  den  ersten 
Jahren  der  Stadtrechnungen,  die  eine  reichlicher,  die  andere  spär- 
licher, fliessen.  Es  fragt  sich  nun,  welche  Veränderungen  die 
Finanzen  durch  teilweises  Versiegen  der  alten  und  durch  die  Er- 
schliessung neuer  Einnahmequellen  erlitten. 

Den  grössten  Nutzen  zog,  wie  wir  sahen,  die  Stadtkasse  aus 
dem  Fermentum.^)  Es  wurde  von  einem  besoldeten  Beamten,  dem 
Fermentariu8,  verwaltet,  welcher  den  Einkauf  des  Krautes  und  den 
Verkauf  an  die  Bürger  zu  besorgen  hatte.  Behufs  des  letzteren 
wurden  Tage  festgesetzt,  an  denen  die  .^ecq^tionea"  des  Krautes 
durch  die  Bürger  stattfinden  sollten.  An  jedem  dieser  Tage  wurde 
gleichviel  verkauft,  sodass  mit  der  Zu-  und  Abnahme  des  Fermeniwn 
auch  die  Zahl  der  Verkaufstage  stieg  und  sank.  Die  ControUe  bei 
den  reeeptiones  übten  ein  oder  zwei  Räte  aus. 

Das  Fermentum  behielt  seine  hervorragende  Bedeutung  nur  so 
lange,  bis  die  Verwendung  des  Hopfens  zur  Bierbereitung  aufkam.  Wie 
oben  gezeigt,^)  sträubte  sich  die  Stadt  schon  von  1377  an  gegen  das 
Eindringen  des  Hopfen-  und  GrerstenbiereS;  musste  es  aber  von  1384  an 
dulden.  Dem  entsprechend  steigen  die  Erträge  des  FermerOum,  welche 
immer  bedeutendere  Überschüsse  über  die  Kosten  desselben  ergeben, 


')B.  a.  1466,  F.  6b. 

»)  R.  a.  1474.  F.  128b.  S.  o.  S.  84. 

•)  s.  o.  s.  ao. 

*)  S.  o.  S.  72. 
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bis  zum  Jahre  1380,  in  dem  sie  ihren  höchsten  Stand  mit  1049  mr. 
gegenüber  den  Totaleinkünften  von  3665  mr.  erreichen.  Von  da 
an  sinken  sie,  zwar  langsam,  aber  fortwährend,  kommen  1400  auf 
438,  1420  auf  206,  1430  auf  77  mr.,  bis  i.  J.  1431  die  Stadt  diese 
Einnahme  ganz  aufgiebt 

Je  mehr  die  Bedeutung  des  Fennentum  für  die  städtischen 
Finanzen  schwand,  um  so  mehr  Vorteil  zog  man  aus  dem  Lebens- 
mittel, welches  das  Gruytbier  verdrängte,  dem  Hopfenbier.  Die 
Bieraccise,  welche  zuerst  i.  J.  1384  vorkommt,  und  deren  Erhebung 
1386  nachträglich  vom  Landesherrn  erlaubt  wurde,  war  eine  zu- 
sammengesetzte Steuer:  Sie  bestand  für  einheimisches  Bier  in  einer 
Schank-  und  einer  Consumptionssteuer,  für  fremdes  Bier  in  einer 
Abgabe  vom  Kauf  und  Verkauf  und  einer  Schanksteuer.  Die  erste 
Verordnung  über  die  Bieraccisse^)  aus  dem  Jahre  1384  bestimmt, 
dass  von  jeder  zu  verzapfenden  Tonne  Hopfenbier  vor  dem  Verzapf 

2  sol.,  von  jeder  verkauften  Tonne  vom  Käufer  und  Verkäufer  je 
1  sol.  und  von  jeder  im  Hause  oonsumierten  Tonne  1  sol.  gezahlt 
werden  solle.     Im  folgenden    Jahre    wurde    die    Schanksteuer   auf 

3  sol.,  die  Abgabe  vom  Kauf  und  Verkauf  auf  1^9  sol.  erhöht, 
letztere  jedoch  mit  der  Ergänzung,  dass,  falls  man  das  gekaufte 
Bier  ausschenken  wolle,  man  die  Tonne  nicht  mit  P/a»  sondern  mit 
8  sol.  versteuern  müsse.*) 

Von  1385  an  bestanden  also  folgende  Steuerbestimmungen: 
Vom  Hopfenbier  erhob  die  Stadt  eine  Schanksteuer  von  3  sol.,  wenn 
es  in  Wesel  gebraut  war,  im  anderen  Falle,  also  wenn  der  Schank- 
wirt es  gekauft  hatte,  von  8  sol.  pro  Tonne,  und  belegte  ausserdem 
die  Tonne  des  Bieres,  das  in  Wesel  verkauft,  aber  nicht  verzapft 
wurde,  mit  einer  vom  Käufer  und  Verkäufer  zu  zahlenden  Accise 
von  3  sol.  Für  das  im  Hause  getrunkene  Bier  zahlte  man  nach 
wie  vor  1  sol.  pro  Tonne.  Im  Widerspruch  gegen  diese  Vor- 
schriften zahlten  jedoch  von  der  verkauften  Tonne  nicht  der  Käufer 
und  der  Verkäufer  1,  resp.  1^,  sol.,  sondern  kam  immer  nur  der 
einfache  Satz  ein. 

Die  hohe  Abgabe,  die  auf  das  fremde  Bier  gesetzt  wurde,  hatte 
jedenfalls  den  Zweck,  der  einheimischen  Bierbrauerei  den  städti- 
schen Markt  zu  sichern.  Demzufolge  waren  die  Posten  der  Steuer 
vom  „Hamburger  Bier'^  (unter  diesem  Namen  wird  alles  fremde 
zusammengefasst)  im  Verhältnis  zur  ganzen  Biersteuer  sehr  gering 


>)  B.  F.  1ß8a. 
«)  B.  F.  Iö8a. 
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und  blieben  es  auch,  als  von  1446  an  statt  8  sol.  8  alte  Buddreger 
(damals  £=  18%  sol.)  erhoben  wurden.  Ebenso  wenig  Bedeutung 
im  Vergleich  mit  der  Schanksteaer  von  einheimischen  Bier  hatte 
die  Verkaufssteuer. 

Die  Steuer  blieb  dieselbe  bis  1407 ;  da  wurde  die  Schanksteuer 
vom  einheimischen  Bier  abgeschaffi  und  statt  ihrer  eine  Brausteuer 
erhoben,  indem  von  jedem  zur  Bierbrauerei  verwandten  Malter 
Hopfen  20  den.  gezahlt  werden  mussten-,  die  Verkaufssteuer  aber, 
die  Schanksteuer  vom  fremden  Bier  und  die  Steuer  von  dem  im 
Hause  getrunkenen  blieben  bestehen. 

Die  nächste  Ratswillkür  über  die  Bieraccise  bestimmte  dann, 
das«  vom  Jahre  1436  an  von  14  Malter  Hopfen  1  Rhein.  Gl.,  und 
von  der  Tonne  des  zum  Hausbedarf  gebrauten  Bieres  1  alter  Bras- 
pfennig  (damals  s=  2  sol.  2  den.)  erhoben  werden  sollte,  eine  Ver- 
änderung, die  bei  dem  damaligen  Stande  des  Rhein.  61.  (=31  sol.) 
eine  nicht  unbedeutende  Erhöhung  darstellt.  Dann  wurde  seit  1474 
anstatt  des  Rhein.  Gl.Current  ein  goldener  Rhein.  Gl,  der  damals  unge- 
fähr 22  Stüber,  also  2  Stüber  mehr  als  der  Gulden  Gurrent  galt,  erhoben. 
Diese  Bieraccise  war  von  Anfang  an  und  noch  mehr  im  15. 
Jahrhundert  eine  für  den  städtischen  Haushalt  sehr  wichtige  Steuer. 
Zuerst  brachte  sie  jährlich  ca.  400  mr.,  im  letzten  Jahrzehnt  des 
Jahrhunderts  über  500  mr.,  von 

1400—1409  700,  von 
1410—1419  über  900,  von 
1420—1435  über  900  mr. 
Da  von  1436  an  die  Steuer  nach    dem   Rhein.    Gl.  berechnet 
wurde,  und  der  Wert  der  Mark  grade  in  dem  folgenden  Zeitraum 
noch  bedeutend  sank,  so  wird  von  jetzt  an  der  Ertrag  zugleich  in 
Mark  und  in  Rhein.  Gl.  angegeben. 

Es  kamen  durchschnittlich  jährlich  ein : 

1436—1445  1294  mr.  (426  Rhein.  Gl.), 
—1455  1714    „    (482      „ 
—1465  2273    „    (577      „ 
—1472  2701     „    (675      „ 
- 1484  3774    „     (658  Goldgl.). 
In  den  folgenden  Jahren  sind  die  Einnahmen  aus  der  Bieraccise 
ungleich  schwankender,  weil  ihre  regelmässige  Erhebung  öfter  unter- 
brochen wird.     Um  aus  der  grossen  Schuld,    in   die  sich  die  Stadt 
durch  die  dem  Herzog  geleistete  militärische  Unterstützung  gestürzt 
hatte,  herauszukommen,    vereinbarten    Rat   und   Gemeinde    1484,^) 

>)  S.  o.  S.  65. 
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ein  Jahr  lang  das  verzapfte  Bier  mit  3  alb.,  das  ausgeführte  mit 
2  alb.  pro  Tonne  zu  versteuern  und  von  dem  im  Hause  getrunkenen 
Bier  eine  Brausteuer  zu  erheben,  die  pro  Malter  Hopfen  1  alb, 
betragen  sollte  (24  albi  =  l  Goldgl.),  und  eine  solche  Verein- 
barung wiederholte  sich  in  den  folgenden  Jahren  mehrere  Male. 
Die  gewöhnliche  Accise  trat  dann  solange  ausser  Geltung,  und  da 
die  Erträge  der  neuen  von  den  Gemeindefreunden  unmittelbar  zur 
Bezahlung  der  Renten  verwandt  wurden,  mangeln  über  ihre  Er- 
giebigkeit die  Nachrichten. 

Hinsichtlich  der  Weinaccise  ist  bereits  gesagt»  dass  sie  zuerst 
nur  von  auswärtigen  Käufern  und  Verkäufern  erhoben  wurde.  Im 
Laufe  der  Zeit  unterlag  sie  aber  mannigfachen  Veränderungen. 
Zwei  Hauptarten  der  Steuer  sind  in  der  Folge  zu  unterscheiden, 
das  Weinmonopol  und  die  vom  Kauf  und  Verkauf  erhobene  Accise. 

Das  Monopol  begegnet  uns  in  den  Jahren  1346 — 1447,  1351 
bis  1362  und  1362 — 1373.  Es  schliesst  sich  an  die  auch  sonst 
häufige  Institution  des  Bannweins,^)  wie  es  selbst  genannt  wird,  an, 
unterscheidet  sich  aber  von  dem  Recht  des  Bannweins,  wie  es  von 
Giitsherrschaften  auf  dem  Lande  gewöhnlich  ausgeübt  wurde,  da- 
durch, dass  es  nicht  nur  wenige  Tage  im  Jahr,  sondern  das  ganze 
Jahr  hindurch  bestand.  Dies  wird  zwar  nur  im  Privileg  von  1363 
gesagt,  in  dem  Graf  Johann  der  Stadt  das  Weinmonopol  nach- 
träglich für  10  Jahre  gewährt,')  aber  jedenfalls  muss  man  es  auch 
für  1346—1347  und  1361—1352  annehmen.  Die  Stadt  nutzte  nun 
ihren  Bannwein  auf  zwei  Arten  aus :  Entweder  kaußie  sie  den  Wein 
ein  und  verkaufite  ihn  mit  Vorteil  wieder  —  so  war  es  1346 — 1347 
und  1351 — 1352  —  oder  aber  aie  verkaufte  die  Erlaubnis,  Wein 
zu  verschenken  —  so  1362 — 1373.  Das  Monopol  erstreckte  sich 
übrigens  nur  auf  den  Wein,  der  in  der  Stadt  verzapft  wurde,  nicht 
auf  den,  welchen  man  wieder  ausführte;  das  muss  man  wohl  aus 
dem  Wortlaut  des  Privilegs  von  1363  schliessen.  Hinsichtlich  des 
Bannweins  von  1362 — 1373,  welcher  der  Stadt  zur  Auslösung  ihrer 
gefangenen  Bürger  verliehen  wurde,  ist  noch  zu  bemerken,  dass  die 
aus  ihm  eingekommenen  Summen  nur  zu  1362  und  1363  in  den 
Stadtrechnungen  verzeichnet  sind  und  in  den  folgenden  Jahren  un- 
mittelbar zu  ihrem  Zweck  verwandt  wurden. 


^)  S.  die  Stellen  in  Grimms  Weistümem. 

^  Original  verloren.  Copie  im  grossen  Frivilegienbuoh  S.  LXXV.  £r 
verleiht  der  Stadt  für  10  Jahre:  „den  alyngen  toyntap  hyrmen  WeseU  .  .  .  aUoe 
dat  byrmen  den  tyen  jaeren  neyet  volgende  daUmt  dys  brieoes  nyemarU  anders  toün 
tappen  en  sal  bynnen  onser  Stat  voirseitj  dan  de  gene,  den  de  Borgermeister,  Scepe* 
nen  ind  Raei  der  vairseit  omer  Stat  den  tappe  verkoepen,** 
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Die  Weinaccise  wurde  zunächst  in  ihrer  alten  Gtestalt  als  eine 
Abgabe  vom  Weinverkauf  gemäss  dem  Privileg  von  1824  forter- 
hoben und  bestand  bis  1389,  doch  unterbrochen  durch  die  elf  Jahre 
des  Bannweins  von  1362 — 1373,  in  denen  sie  wegfiel.  Dazu  kamen 
aber  seit  1352  zwei  neue  Steuern,  die  sog.  alte  und  die  neue  Aocise. 
Die  neue  Accise  wird  mit  dem  Aufhören  des  Weinmonopols  in 
diesem  Jahre  motiviert  und  bestand  aus  einer  Abgabe  von  1  mr. 
fär  das  in  der  Stadt  verzapfte  Fuder;  aber  schon  i.  J.  1357  wurde 
sie  verdoppelt.  Obwohl  die  andere  Accise  die  alte  heisst,  und  ihre 
Einführung  nirgends  erwähnt  wird,  ist  von  einer  Erhebung  vor 
1352  auch  nichts  überliefert.  Man  wird  daher  zu  der  Annahme 
g^rängt,  dass  sie  aus  der  1324  vom  Grafen  bewilligten  astüia  vint 
hervorgegangen  ist,  welche  dann  aber,  entgegen  dem  Privileg,  aiioh 
von  Einheimischen  erhoben  und  i.  J.  1352  in  die  Aocise  von  Ein- 
heimischen und  Fremden  geteilt  worden  wäre.  Damit  würde  über- 
einstimmen, dass  die  asdsia  vini  von  Fremden  seit  dieser  Zeit  viel 
geringere  Summen  einbrachte,  als  früher.  Allerdings  muss  die 
assma  vini  in  diesem  Jahre  verändert  worden  sein,  da  die  sog.  alte 
Accise  viel  höher  ist,  als  die  vom  Gk^fen  gewährte.  Sie  ist  n&mlich 
eine  Abgabe  von  der  Quart  und  wird  nach  dem  Preise  des  Weins 
berechnet ;  während  nun  die  Qaart  (as  ^/^  Ohm,  zu  unterscheiden 
von  der  Quart,  welche  =  ^/^  seatariua  oder  */8o  ^hm  ist)  z.  ß.  1353 
5  Bol.  kostet,  betiägt  die  Accise  davon  3*/« —5  den.  und  steigt 
bis  1362  mit  dem  Weinpreise  auf  5—8  den.,  bis  1376  auf  10—12 
den.;  von  1362--1373  ist  auch  von  ihr,  ebenso,  wie  von  der  Frem- 
denaccise,  keine  Spur  vorhanden.  I.  J.  1377  wurde  sie  aufgehoben, 
und  dafür  die  neue  Accise,  d.  h.  die  Sehanksteuer,  die  ebenfalls 
mit  der  Unterbrechung  durch  die  elf  Jahre  des  Monopols  in  der 
1357  festgesetzten  Höhe  fortbestanden  hatte,  auf  6,  i.  J.  1879  auf 
8  mr.  von  jedem  in  Wesel  verzapften  Fuder  Weins  erhöht.^) 

Seit  1^5  erscheint  dann  das  Fuder  mit  einer  Abgabe  von 
4  Rhein.  GM.  (damals  as  9  mr.)  belegt,  und  in  dieser  Höhe  erhielt 
sich  die  Steuer,  abgesehen  von  einer  nur  ein  Jahr  (1486-^1487) 
andauernden  Erhöhung  auf  5  Gt>ldgl.  bis  zum  Ende  des  15.  Jahr- 
hunderts; indessen  wurde  mit  der  Verschlechterung  des  Rhein.  Gl. 
Ourrent  ebenso,  wie  bei  der  Bieraccise,  i.  J.  1474  die  Abgabe  auf 
4  GoldgL  festgesetzt. 

Bei  der  Berechnung  der  Erträge  der  Weinaccise  soll  wieder, 
wie  bei  der  Bieraccise,  der  jährliche  Durohschnittsertrag  von  dem 


^)  Das  diesbezügliche  Statut  ist  schon  i.  J.  1373  erlassen,  aber  nadi  Aas« 
weis  der  Bechnangen  erst  4  Jahre  später  in  Kraft  getreten.    (B.  F.,  146  a.) 

MmnhoH^  VerfMraogafaaeliichto  Wesels.  3 


114 

Jahre  an,  in  dem  der  Accise  ein  neuer  Steuersatz  in  Rhein.  Gl.  zu 
G-runde  gelegt  wurde,  nicht  nur  in  Mark,  sondern  auch  in  jener 
Handelsmünze  (von  1474  an  wieder  in  Ooldgl.)  angegeben  werden,  um 
zunächst  die  Summen,  welche  der  Bannwein  brachte,  zu  ermitteln, 
muss  man  den  Kaufpreis  des  Weines  für  die  Stadt  von  dem  durch 
den  Verkauf  gelösten  Gelde  abziehen.  Es  ergiebt  sich  dann  für 
1346—1347  ein  Überschuss  von  221  mr.,  für  1351—1352  von  938 
mr«;  für  1362 — 1373  lässt  er  sich  aus  dem  angeführten  Grunde 
nicht  berechnen.  Die  bedeutende  Summe  i.  J.  1351 — 1352  ist  auf- 
fallig, und  es  ist  nicht  ausgeschlossen,  ja  wahrscheinlich,  dass  die 
Stadt  sich  den  Wein  mehr,  als  die  in  den  Ausgaben  berechneten 
95  mr.,  hat  kosten  lassen,  für  den  übrigen  Teil  der  Kaufsumme 
aber  dem  Verkäufer  kein  baares  Geld,  sondern  vielleicht  eine  Hof- 
stätte  oder  ein  Haus  gegeben  hat.  Der  jährliche  Durchschnitts- 
ertrag  der  Steuer^)  beläuft  sich  dann  auf  folgende  Summen: 

1353—1362  237  mr. 

1374—1376  672  „ 


—1386 

835 

—1396 

883 

—1406 

935 

—1416 

850 

—1426  1160 

—1435  1196 

—1446  1676 

—1456 

1524 

—1465 

1365 

-1472  1286 

—1491 

1972 

„  (486  Ähein.  Gl). 
„  (432        „        „ 
„  ^o44       „        „ 

„     (321  „  y, 

„  (354  GoldgL). 
In  Bezug  auf  die  Verwaltung  der  Bier*  und  der  Weinaccise 
ist  zunächst  zu  bemerken,  dass  beide  Steuern  gewöhnlich  auf  Rech- 
nung der  Stadt  erhoben  werden,  aber  auch  häufig,  und  dann  meist 
auf  ein  Jahr,  selten  auf  längere  Zeit,  verpachtet  sind.  Zur  Er- 
hebung der  Bieraccise  gingen  die  Burmeister  oder,  falls  sie  ver- 
pachtet war,  die  Pächter  in  den  Häusern  herum  und  schrieben  den 
Vorrat  an  Hopfen,  resp.  an  Bier,  auf.'  Zur  Weinaccise  gehörte 
aber  ein  etwas  umfangreicherer  Verwaltungsapparat.  Denn  da  von 
dem  eingeführten  Wein  nur  ein  Teil  in  Wesel  verzapft  wurde  und 
accisepflichtig  war,  bedurfte  es  hier  einer  genauen  Controlle.  Zur 
Ausübung  derselben  war  vom  Rate  ein  besoldeter  Weinschreiber 
angestellt,  welcher  dadurch,  dass  er  jedes  ein-  und  ausgeführte  Fuder 


^)  D.  h.  aller  Weinaccise  mit  Ausnahme  der  von  Fremden  geaablteii. 
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sowie  jeden  Weinverkauf  innerhalb  der  Stadt  verzeichnete,  be- 
rechnen musste,  wieviel  zum  Ausschank  in  der  Stadt  zurückbehalten 
wurde. ^)  Jedes  Fass  Wein  musste  aber,  bevor  man  es  anzapfte, 
bestimmten  Batsmitgliedern  gezeigt  werden,')  welche  den  Preis  des 
Weines  nach  den  allgemeinen,  vom  Bäte  erlassenen  Vorschriften 
festsetzten  und  wohl  auch  selbst  die  Acoise  erhoben.  Zu  Grunde 
gelegt  wurden  dabei  die  Angaben,  welche  der  Weinroder  über  den 
Inhalt  der  f^sser  gemacht  hatte.  Dieser  musste  nämlich  bei  jedem 
in  der  Stadt  abgeschlossenen  Weingeschäft  den  Wein  roden,  d.  h. 
messen,  wofür  er,  wenn  der  Wein  nicht  verzapft  wurde,  vom  Ver- 
käufer eine  Gebühr  erhielt,  während  er  den  zum  Ausschank  ver- 
kauften Wein  als  besoldeter  städtischer  Beamter  visierte.^) 

Der  einzige  finanzielle  Vorteil,  welchen  die  Stadt  nach  der 
Aufhebung  der  alten  Accise  von  dem  nicht  verzapften  Wein  hatte, 
wurde  ihr  durch  das  Schradamt  zu  teil.  Durch  den  Weinschrader 
mussten  die  Kaufleute  ihre  Weinfässer  ans  den  Schiffen  in  die 
Keller  rollen  lassen  und  hatten  dafür  eine  bestimmte  Gebühr  zu 
zahlen.^)  Die  Hälfte  des  Weinschradamtes  gehörte  dem  Stadtherrn, 
der  sie  erst  i.  J.  1481  der  Stadt  schenkte;  über  die  andere  Hälfte 
hatte  i.  J.  1457  die  Stadt  mit  einem  ihrer  Bürger  einen  Prozess, 
der  grosse  Aufregung  verursacht  zu  haben  scheint.  ESn  Batsmann 
verteidigte  den  Gegner  der  Stadt  und  wurde  dafür  nach  einem 
ad  hoc  erlassenen  Plebiscit  aus  der  Bürgerschaft  ausgestossen,  ebenso 
der  Gegner  selbst,  weil  er  sich  weigerte,  das  urteil  der  Schöffen, 
als  in  eigener  Sache  gesprochen,  anzunehmen,  und  sich  sogar 
klagend  an  den  Herrn  wandte.^)  Das  Endergebnis  war,  dase  die 
Stadt  —  worauf  gestützt,  ist  nicht  deutlich  —  Recht  erhielt,  und 
seitdem  erscheint  in  den  Stadtrechnungen  immer  eine  Einnahme 
von  wenigen  Mark  aus  dem  Schradamt,  welches  gewöhnlich  ver- 
pachtet war. 

Dürftiger,  als  über  die  Wein-  und  Bieraccise  sind  die  Angaben 
über  die  Steuer,  welche  schlechtweg  als  die  Accise  bezeichnet  vrird, 
I.  J.  1363  gewährte  diese  der  Stadtherr  zugleich  mit  dem  fiann- 
wein  auf  zwei  Jahre,  berief  sich  aber,  statt  sie  näher  zu  bezeichnen, 
auf  die  Urkunde,  welche  ihm  die  Stadt  üb'er  sie  gegeben  habe. 
Bald  darauf  wurde  sie  für  ein  drittes  Jahr  bewilligt,  in  den  Stadt- 


')  L.  PL  S.  98,  a.  U78;  R   a.  1470,  F.  49  a. 

«)  L.  PI.  S.  71,  a.  14Ö1. 

•)  L.  PL  S.  öl,  a.  1414  und  S.  148. 

♦)  L.  PL  S.  51,  a.  1426. 

»)  B.  F.  133b,  ld4b,  Kechtsgatachten  6. 
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rechnuDgen  eind  aber  nur  die  Beträge  von  1364  und  1365  ver 
zeichnet,  jedenfalls,  weil  die  von  1363,  wie  später  auch  die  JSm- 
nahmen  ans  dem  fiannwein,  zur  Deckung  der  Ausgaben  unmittelbar 
verwandt  wurden. 

Wahrscheinlich  haben  wir  es  hier  mit  einer  ähnlichen  Steuer 
zu  thutt,  wie  von  1373  an,  wo  auf  jede  Tonne  Butter  und  auf  jeden 
Korb  voll  Fische  eine  Verkaufsabgabe  von  8  sol.,  resp.  1  alten 
Grote  gesetzt  wurde.^)  Von  1364 — 1365  brachte  die  Accise  ca. 
210  mr.  ein,  von  1373  bis  zu  ihrer  Aufhebung  jährlich  ungefähr 
136  mr.  über  ihre  Verwaltung  ist  dasselbe  zu  sagen,  wie  über  die 
Bieraccise,  nur,  dass  sie  fast  immer  verpachtet  war;  die  Burmeister 
oder  der  Pächter  erhoben  das  Qeld,  indem  sie  von  Zeit  zu  Zeit  in 
der  Stadt  herumgingen. 

Durch  alle  diese  Steuern  wurde  der  Grosshandel  am  wenigsten 
getroffen ;  anch  von  der  zuletzt  besprochenen  Accise  wird  man  an- 
nehmen mässen,  dass  sie  vorwiegend  vom  Detailverkauf  gezahlt 
wurde,  da  Butter  und  Fische  wohl  keine  Ausfuhrartikel  waren.  Es 
gab  aber  eine  Steuer,  welche  nur  der  Grosshandel  trug,  die  in  den 
Stadtrechnungen  unter  dem  Titel  „d«  iigno",  später  „van  tekengeld^* 
verzeichnet  ist.  Wie  erwähnt,  besassen  die  Weseler  Bürger  die 
Freiheit*)  von  allen  clevischen  Zöllen.  Zur  Erleichterung  der 
ControUe  für  die  Zollschreiber  gab  der  Bürgermeister  jedem  Kauf- 
mann vor  d^r  Abfahrt  von  Wesel  ein  Zeichen,  durch  welches  er 
sieh  an  den  Zollstätten  als  Weseler  Bürger  auswies.  Von  diesen 
Zollzeichen  erhob  die  Stadt  eine  Abgabe. 

Zuerst  wurden  Zeichengelder  gezahlt  i.  J.  1363  und  von  da 
BXk  immer.  Leider  sind  wir  aber  über  das  Verhältnis  der  Abgabe 
zum  Wert  der  Waaren  nur  sehr  schlecht  unterrichtet.  Das  einzige, 
was  uns  darüber  aufklärt,  das  Übereinkommen  des  Bates  mit  den 
Eaufleuten  aus  d.  J.  1422,  ist  schon  bei  anderer  Gelegenheit  be- 
sprochen worden.')  Das  Zeichengeld  trägt  den  Charakter  einer  Ent- 
schädigung fUr  die  von  der  Stadt  um  der  Zollfreiheit  willen  ge- 
machten Ausgaben.  Wenn  die  Kosten  allerdings  einmal  einen 
grösseren  Betrag  ausmachen,  so  werden  sie  zwar  auf  dieselbe  Art 
wie  das  Zeichengeld  von  den  Interessenten  aufgebracht,  letzteres 
aber  gleichwohl  daneben  erhoben.  So  hatte  die  Stadt,  als  ihr  mit 
den  übrigen  clevischen  Städten  Freiheit  von  dem  Zoll  in  Ruhrort 
gewährt  war,  dafür  eine  Summe  zu  zahlen,  wahrscheinlich  zur  Ab- 


>)  B.  F.  146a. 

>)  In  der  sie  allerdings  oft  beeinträchtigt  wurde. 

*)  8.  o.  8.  47. 
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lösuDg  der  bis  dahin  auf  dem  Zoll  stehenden  Kenten;  daher  erscheint 
neben  dem  Zeichengeld  seit  1398  auch  ein  Einnahmeposten  „de 
thelonio  up  RueroerP^  zuletzt  i.  J.  1406,  als  die  Ausgaben  der  Stadt 
bestritten  waren.  Derselben  Erscheinung  begegnen  wir,  als  der 
Stadt  durch  den  geldrischen  Krieg  i.  J.  1484  für  eine  dem  Herzog 
gezahlte  Summe  Freiheit  vom  Zoll  zu  Lobeth  zufieL 

Da  die  letztbesprochenen  Einnahmen  nur  temporäre  sind,  werden 
sie  in  der  folgenden  Übersicht  über  die  für  Zollzeichen  gelösten 
Summen  nicht  berücksichtigt.  In  den  häufigen  Fehden  des  Mittel- 
alters ist  es  begründet,  dass  grade  eine  Einnahmequelle,  welche 
durch  den  Grosshandel  gespeist  wird,  sehr  imgleich  fliesst.  Dm 
nur  zwei  Beispiele  anzuführen,  so  sinkt  der  Ertrag  von  1445  bis 
1446,  also  zur  Zeit  der  Soester  Fehde,  von  286  auf  78  mr.,  von 
1478 — 1479  von  571  auf  51  mr.,  und  ähnliche,  wenn  auch  nicht  so 
auffallende  Schwankungen  kommen  immer  vor.^)  Wie  aber  die  nach- 
stehende Übersicht  ergiebt,  hatte  diese  Einnahme  auch  im  Allge- 
meinen nicht  entfernt  die  Bedeutung  der  Bier-  oder  Weinaccise.  Es 
kamen  durchschnittlich  jährlich  ein: 

1363—1372  118  mr. 
1379-1388   51  „ 

—1398   82  „ 

—1408   107  „ 

—1418   391  „ 

-1428   254  „ 

—1438   327  „ 

—1448   268  „ 

—1458   300  „ 

—1468   459  „ 

—1478   512  „ 

—1489  448  „ 
Für  die  Frage  nach  der  Benutzung  der  Allmende  Seitens  der 
Stadt  ist  zunächst  deren  Verhältnis  zu  den  Erbgenossen  von  Be- 
deutung. Wie  wir  oben*)  sahen,  fiel  die  Stadtgemeinde  durchaus 
nicht  mit  der  Gesamtheit  der  Erbgenossen  zusammen;  aber  schon 
früh  berichten  uns  die  Stadtrechnungen  von  Verfügungen  des  Bates 


')  Dft88  von  1373—1378  nnd  1385  sich  keine  Einnahme  „de  signo"  findet, 
and  rie  1384  von  (K)  anf  2  mr.  herabsinkt,  hat  wohl  seinen  Grund  in  der  Zoll- 
fordarong  des  Ghrafen  bei  Bfiderich  und  Qrieth.  (B.  F.  146a.  and  147  a.).  Ans 
einer  ähnlichen  Ursaohe  wird  wohl  das  Fehlen  des  Postens  1366—1368  za  er- 
klaren sein.    S.  o.  S.  71. 

*)  8.  0.  8.  46  o.  8.  101. 
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über  Teile  des  Gemeinbesitzes,  ohne  auch  nur  die  Zustimmung  der 
Erbgenossen  zu  erwähnen.  So  zog  denn  die  öffentliche  Kasse,  als 
die  Stadt  sich  über  ihre  Mauern  hinaus  auszudehnen  anfing,  be- 
deutenden Nutzen  aus  dem  Verkauf  von  Hofstätten.  Erwähnt 
sei  noch  die  Fischerei,  deren  Verpachtung  seit  Ende  des  14.  Jahr- 
hunderts ziemlich  bedeutende  Summen  einbrachte.  Alle  diese  Ein- 
nahmen sind  aber  gering  im  Vergleich  mit  den  Erträgen  der  Vieh- 
weide. Die  finden  sich  zuerst  i.  J.  1358,  dann  1363,  1364,  1367 
und  von  1378  an  immer.  Sie  bestehen  zuerst  in  einer  Abgabe  von 
den  weidenden  Kühen  und  Kälbern,  später  in  dem  Erlös  von  dem 
aus  der  Viehweide  gewonnenen  Heu.  Die  aus  dieser  Quelle  fliessen- 
den Einnahmen  betrugen  bis  in  den  Anfang  des  15.  Jahrhunderts 
ziemlich  regelmässig  150—200  mr.,  um  1429  aber  600,  1441  un- 
gefähr 1100,  1449  gegen  1200  und  1459  1540  mr.  In  den  ersten 
Jahren  erhob  die  Stadt  die  Gebühren  für  die  Benutzung  der  Vieh- 
weide selbst,  sehr  bald  ging  man  aber  zur  Verpachtung  über,  von 
der  man  nur  eine  Ausnahme  machte,  wenn  sich  kein  Pächter  fand. 

Wie  die  Festungswerke,  die  Strassen  und  öffentlichen  Plätze 
finanziell  verwertet  wurden,  haben  wir  gesehen;  die  übrigen  £Sn- 
nahmen  der  Stadt  aus  dem  Gemeinbesitz  bestanden  in  den  Pacht- 
geldern für  die  Mühlen  und  die  an  das  Wollenamt  ausgethanen 
„Ramsteden^S  Die  Mühlen  in  Wesel  waren  lange  im  Besitz  einer 
Bürgerfamilie,  von  der  sie  die  Stadt  erst  i.  J.  1423  kaufte;  seitdem 
erhoben  die  Bentmeister  von  ihnen  eine  Pacht  in  nicht  sehr  bedeuten- 
dem Betrage. 

Unter  den  ausserordentlichen  fSnnahmen  war,  wie  ausgeführt, 
eine  der  wichtigsten  die  exactio.  Diese  ist  aber  für  die  spätere 
Zeit  zu  den  ordentlichen  zu  rechnen,  weil  das  Merkmal  der  ausser- 
ordentlichen, die  Bestimmung,  unvorhergesehene  Ausgaben  zu  decken, 
fehlt.  Erhoben  wurde  diese  exactio  in  den  Jahren  1370 — 1374, 
1380—1381,  1386  und  1391  und  brachte  durchschnittlich  800  mr. 
In  Bezug  auf  ihre  Verwendbarkeit  zur  Feststellung  der  Volkszahl 
sind  die  Nachrichten  über  sie  schon  früher^)  geprüft  worden,  sodass 
hier  nur  noch  über  die  Art  ihrer  Erhebung  und  ihre  Höhe  zu 
sprechen  ist.  Der  Beweis,  dass  sie  von  jeder  Haushaltung  (Haus- 
haltung hier  im  engsten  Sinne  genommen)  gezahlt  wurde,  ist  eben- 
falls schon  erbracht.  Eingetrieben  wurde  sie  von  den  Burmeistem 
und  den  Stadtboten,  die  dazu  in  den  Häusern  von  Strasse  zu 
Strasse  herumgingen.    Die  erhaltenen  Steuerlisten  verzeichnen  auch 


«)  S.  o.  S.  öl  ff. 
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die  Höhe  der  einzelnen  Steuerbeträge;  diese  aber,  unregelmässig 
und  ohne  erkennbares  System,  wie  sie  sind,  gewähren  uns  gar  keinen 
Aufschluss  über  den  zu  Grunde  gelegten  Steuersatz.  Nur  soviel 
ergiebt  sich  aus  einer  Vergleichung  der  Steuerlisten,  dass  die  von 
jedem  Vermögen  erhobene  Quote  in  den  einzelnen  Jahren  nicht 
dieselbe,  namentlich  i.  J.  1386  bedeutend  höher  war,  als  sonst. 
Dass  es  eine  Vermögenssteuer  war,  ist  nicht  nur  nach  den  Analogieen 
anderer  Städte  das  Wahrscheinliche,  sondern  namentlich  auch 
deshalb,  weil  in  Wesel  alle  anderen  Leistungen  an  die  Stadt  ihrer 
Grösse  nach  von  der  flöhe  des  Vermögens,  nicht  des  Einkommens 
bestinmit  wurden. 

Über  die  „recepta  van  broken"  und  über  die  Besiegelung  der 
Wollenlaken  musste  schon  bei  anderer  Gelegenheit  berichtet^) 
werden.  Zu  den  Binkttnften  aus  dem  Wollenamt  kam  seit  1452 
auch  eine  Summe  für  Verpachtung  der  Wollenwaage. 

Einen  interessanten  Einblick  in  die  Kriegsverfassung  gewähren 
uns  die  2iahlungen  für  Dispensation  von  den  städtischen  Diensten 
und  Lasten.  Namentlich  die,  welche  Pferde  halten  mussten,  kauften 
diese  Verpflichtung  häufig  mit  bedeutenden  Summen  ab.  Allgemein 
üblich,  wenn  auch  nicht  so  einträglich  für  die  städtischen  Finanzen, 
war  es  auch,  sich  vom  Wachtdienst  zu  lösen;  mit  dem  daraus  ein- 
kommenden Gelde  wurden  die  Thorhüter  und  Wächter  gelöhnt. 

Zu  den  Einnahmen  aus  der  Aufsicht  über  Mass  und  Gewicht, 
die  schon  1342  bestanden,  trat  i.  J.  1377,  wahrscheinlich  infolge 
eines  Statuts,  welches  das  Messen  der  zu  verkaufenden  Kohlen  für 
die  Stadt  monopolisierte,  ein  nicht  grade  bedeutender  Posten  s,de 
meneura  cairbanum'*  hinzu. 

Seit  der  Mitte  des  15.  Jahrhunderts  erscheint  die  Stadt  femer 
im  Besitze  von  Einkünften  des  Grafen.  I.  J.  1446  verkaufte  ihr 
Johann,  der  älteste  Sohn  von  üleve,  für  die  Summe  von  5776  Bhein. 
GL  seinen  Zehnten,  Hof,  Scheune,  Banement  (eine  Wiese)  im  Kirch- 
spiel von  WeseP)  und  schritt  zu  dem  ihm  vorbehaltenen  Wieder- 
kaufe erst  i.  J.  1464.  Da  der  Stadt  die  Aufbringung  des  Euipitals 
schwer  fiel,  lieh  sie  den  grössten  Teil  von  einigen  Bürgern  und 
zahlte  diesen  mit  den  jährlichen  Erträgen  des  Gekauften  wieder  ab. 
Ein  wie  gutes  Geschäft  sie  gemacht  hatte,  geht  daraus  hervor,  dass 


')  S.  0.  S.  80  u.  S.  96. 

')  Es  finden  sich  zwei  Urkunden  darüber,  eine  von  1445  und  die  andere 
von  1446;  nur  die  letztere  aber  ist  besiegelt;  jedenfalls  sah  sich  also  der  Frimo- 
genitus  i.  J.  1445  verhindert  (vielleicht,  weil  er  die  Einwilligung  des  Herzogs 
nicht  erlangen  konnteX  durch  sein  Siegel  den  Vertrag  perfekt  zu  machen. 
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sie  schon  von  1451  an  die  Einkünfte  fast  ganz  für  sich  verwerten 
und  bis  1464  mit  700—1400  mr.  unter  ihren  jährlichen  Einnahmen 
verrechnen  konnte.  I.  J.  1464  musste  sie  sich  allerdings  dasu 
verstehen^  dem  Landesherm  1200  Gl.  an  der  Wiederkaufssumme 
zu  kürzen.  Sie  nutzte  ihren  Besitz  in  der  Weise  aus,  dass  sie  den 
Zehnten  für  eine  bestimmte  Menge  von  Getreidö'  verpachtete  und 
dieses  mit  dem  Korn,  welches  der  Pächter  des  Hofes  entrichtete, 
an  die  Händler  verkaufte. 

Die  Geldnöte,  in  denen  um  diese  Zeit  die  Herzoge  sich  befanden, 
wurden  ftir  Wesel  auch  der  Anlass  zum  Erwerb  eines  Teils  vom 
Holzzoll  und  des  Abschlags.^)  Beides  wurde  der  Stadt  i.  J.  1448 
verkauft,  der  Abschlag  aber  schon  i.  J.  1456  wieder  eingelost.  Die 
Summe,  welche  der  Rat  jährlich  aus  dem  Holzzoll  erhob,  betrug 
106  Rhein.  Gl.;  die  Einnahmen  aus  dem  Abschlag  waren  natürlich 
schwankend,  machten  aber  durchschnittlich  ungefähr  ebensoviel  aus. 

Die  zweite  Hälfte  des  15.  Jahrhunderts  ist  überhaupt  durch 
eine  Reihe  von  Geldgeschäften  zwischen  der  Stadt  und  ihrem  Herrn 
ausgezeichnet.  Sie  bezahlte  ihm  entweder  eine  Summe  baar  oder 
leistete  ftir  ihn  seinen  Gläubigem  Bürgschaft,  wodurch  sie  mehr 
als  einmal  zur  Zahlung  von  Renten  gezwungen  wurde.  Beides  aber 
liess  sie  sich  manchmal  dadurch  vergüten,  dass  der  Herzog  ihr 
etwas  von  seinen  Einkünften  überlassen  musste. 

Infolge  der  schon  angedeuteten  ungefähren  Gleichheit  der 
Totalsummen  von  Einnahmen  und  Ausgaben  überhebt  uns  die  oben 
gegebene  TTbersicht  über  die  Ausgaben  der  Notwendigkeit,  auch 
ftir  die  Einnahmen  eine  ähnliche  Tabelle  mitzuteilen.  Wenn  man 
das  anscheinend  immer  wachsende  städtische  Bu^et  nach  seinem 
Wert  in  feinem  Silber  berechnet,  so  ergiebt  sich  die  auflSdlende 
Thatsache,  dass  der  Vermehrung  der  Einnahmequellen  und  der 
Zunahme  der  Bevölkerung,  namentlich  seit  dem  Ende  des  14.  Jahr- 
hunderts, keine  bedeutende  Yergrösserung  der  Einnahmen  selbst 
entspricht. 

Den  besprochenen  Einkünften  stehen  nun  mannigfache  Ausgaben 
gegenüber;  viele  Bedürfiiisse  gab  es,  welche  die  Stadt  Jahr  für 
Jahr  zu  befriedigen  hatte,  viele  ausserordentliche  Veranlassungen 
traten  ein,  durch  welche  ihre  Kasse  in  Anspruch  genommen  wurde. 
Einiges  davon  hatten  wir  schon  an  verschiedenen  Orten  zu  erwähnen: 
Die  finanzielle  und  militärische  Unterstützung  des  Stadtherm,  den 
Loskauf  von  Gefangenen,  die  Entschädigungen   für'  Verwundungen 


*)  S.  o.  S.  44, 
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und  für  verletzte  Pferde,  dann  die  Fabrication  von  Ziegeln,  das 
Fermentum,  den  Kauf  von  Wein  zum  Wiederverkauf  und  schliess- 
lich die  Zahlung  von  Renten  und  die  Besoldung  der  Beamten 
und  Diener.  Ausser  diesen  Ausgaben  verzeichnen  die  Stadt- 
rechnungen namentlich  noch  folgende:  „De  propinatis" ,  „de 
nwUiis",  „de  eqi  Uando",  für  Bauten  und  für  die  Verteidigung  der 
Stadt.  Sobald  ein  irgend  hervorragender  Fremder  nach  Wesel 
kam,  wurde  ihm  eine  freigiebige  öastfreundschaft  gewährt  und  je 
nach  seiner  Stellung  mit  mehr  oder  weniger  Wein  aufgewartet. 
Aber  auch  die  Beamten,  die  Mitglieder  des  Rats  und  die  von  der 
Gemeinde,  welche  sie  in  ihrer  Thätigkeit  unterstützten  oder  con- 
troUierten,  thaten  oft  auf  Kosten  der  Stadt  einen  Trunk.  Ebenso 
war  es  Gebrauch,  sowohl  den  eigenen,  als  den  fremden  Boten  die 
Zeche  zu  bezahlen.  —  unter  dem  Titel  „de  eqmtando*'  stehen  die 
Kosten  der  Auszüge  im  Dienste  des  Stadtherrn  und  die  Ausgaben 
für  die  Gesandtschaften,  welche  der  Bürgermeister,  andere  Rats- 
mitglieder und  Vertrauenspersonen  aus  der  Gemeinde  übernahmen. 
—  Noch  grössere  Summen  wurden  für  die  Bauten  ausgegeben.  Die 
Stadt  hielt  einen  eigenen  Zimmermann,  der  von  allen  Diensten  und 
Lasten  frei  war,  ausserdem  aber  für  jede  Arbeit  seinen  Lohn  er- 
hielt.^) Da  war  ein  neues  Rathaus  zu  bauen  oder  das  alte  zu 
restaurieren,  hier  verlangten  die  Metzger  ein  neues  Schlachthaus, 
hier  musste  man  die  von  der  Stadt  vermieteten  Häuser  wieder  in 
stand  setzen,  hier  endlich  war  eine  Strasse  zu  pflastern.^)  Die 
bedeutendste  Bauthätigkeit  aber  wurde  entfaltet  zur  Verteidigung 
der  Stadt,  und  die  Kosten  hierfür  repräsentieren,  abgesehen  von 
der  Zahlung  der  Renten,  meistens  die  grössten  Teilsummen  unter 
den  Ausgaben.  Dass  die  Festungswerke  ihren  Zweck  erfüllten, 
dafür  sorgten  die  ständigen  Thorhüter,  in  gefährlicher  Zeit  auch 
besondere  auf  den  Mauern  verteilte  Wachen.  Seit  dem  15.  Jahr- 
hundert war  auch  eine  Anzahl  Schützen  im  Dienst  der  Stadt  (in 
der  zweiten  Hälfte  desselben  ungefähr  zwanzig).  Dazu  kommen  die 
Ausgaben  für  Waffen,  Geschosse  und  Donner  kraut.  War  grosse 
Kriegsgefahr  im  Anzüge,  so  wurde  beschlossen,  den  Bestand  an 
Büchsen,  Kanonen  und  Munition  zu  vermehren,  aus  dem  Rate  und 
der  Gemeinde  wählte  man  Männer,  um  die  Befestigungen  zu 
visitieren,  in    besonderen    Fällen    wurde    aber   auch  befohlen,  dass 


>)  B.  F.  162  a.,  a.  1378. 

*)  Nach  dem  oben  angeführten  Privileg   von    1324   wurden    die   Strassen 
seit  Anfang  des  14.  Jahrhunderts  gepflastert  (s.  S.  104). 
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sich  jeder  für  bestimmte  Zeit  mit  Getreide  versehen  solle.  So  war 
es  während  der  Belagerung  von  Neuss  durch  die  Burgunder.^) 
Aber  auch  bei  anderer,  nicht  so  schwerer  Kriegsgefahr  zeigten  alle 
Massregeln,  die  man  ergriff,  wie  sehr  die  Bürger  darauf  bedacht 
waren,  den  Schutz,  welchen  ihnen  ihre  Mauern  gewährten,  nicht  zu 
verlieren. 


>)  R  a   1475,  E.  146  a.— 146a. 
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In  zwanglosen  Heften 
herausgegeben  von 

Professor  Dr.  Otto  Gierke  in  Berlin. 


Die  „Untersuchungen  zur  Deutschen  Staats-  und  Bechts* 
geschichte"  sind  dazu  bestimmt,  wissenschaftliche  Forschungen  aus 
der  Geschichte  der  deutschen  Rechtsentwicklung  im  weitesten  Sinne 
zu  sammeln.  Sie  werden  der  Geschichte  des  öffentlichen  Rechts 
und  der  des  Privatrechts  die  gleiche  Aufmerksamkeit  zuwenden. 
Die  politische,  wirthschaftliche  und  kulturgeschichtliche  Seite  der 
Rechtsinstitttte  wird  in  den  aufzunehmenden  Arbeiten  gleichfalls 
behandelt  werden  können.  Eine  Beschränkung  der  Sammlung  auf 
einen  bestimmten  Zeitraum  findet  nicht  Statt;  wissenschaftliche 
Untersuchungen  über  die  neueste  deutsche  Rechtsentwicklung  wer- 
den so  wenig  ausgeschlossen  sein,  wie  Forschungen  über  die  Ur- 
geschichte unsres  Rechts.  Einzige  Bedingung  der  Aufnahme  wird 
der  wissenschaftliche  Charakter  der  Arbeit  sein.  Tüchtige  Erstlings- 
arbeiten werden  ebenso  wie  die  Arbeiten  bewährter  Forscher  sich 
zur  Aufnahme  eignen. 

Jedes  einzelne  Heft  der  Sammlung  wird  dem  Zwecke  des 
Unternehmens  gemäss  auch  für  sich  verkäuflich  sein. 

Die  Herausgabe  der  Sammlung  hat  Herr  Geh.  Justizrath 
Professor  Dr.  Otto  Gierke  in  Berlin  übernommen,  der  sich  bereit 
erklärt  hat,  die  eingehenden  Beiträge  mit  Rücksicht  auf  ihre  Ge- 
eignetheit für  die  Auftiahme  zu  prüfen. 

Breslau, 

Wilhelm  Koebner. 
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Was  die  Quellen  der  Arbeit  anbetrifft,  so  sind  dies  natürlich 
zuerst  diejenigen,  auf  die  jeder,  der  über  Kaiser  Friedrich  11 
schreibt,  zurückgehen  muss. 

1)  Huillard-Br6holles,  Historia  diplomatica  Fridrici  II.  (Ci- 
tiert  mit  H.  B.) 

2)  Epistolae  saeculi  XIII  selectae  e  regestis  pontificum  Ro- 
manorum a  6.  H,  Pertz.   Ed.  C.  Rodenberg.    (Citiert  mit  R.) 

3)  Winkelmann,  Acta  imperii  inedita  saeculi  XIII. 

4)  Böhmer,  Regesta  imperii  inde  ab  anno  1198  usque  ad  an- 
num  1254.  Neu  bearbeitet  von  J,  Ficker.  (Citiert  mit 
R.  J.  V  und  Nummer.) 

Die  Quellenschriftsteller  selbst  sind  nach  der  Ausgabe  der 
Monumenta  Germaniae  citiert;  sind  sie  daselbst  nicht  aufge- 
nommen, so  ist  die  benutzte  Ausgabe  besonders  bemerkt. 

Von  darstellenden  Werken  sind  benutzt: 

1)  Winkelmann,  Geschichte  Kaiser  Friedrichs  II  und  seiner 
Reiche. 

2)  Schirrmacher,  Kaiser  Friedrich  II 
sowie  mehrere  kleine  Aufsätze. 

Die  neueste  Darstellung  Feiten,  Gregor  IX  habe  ich  un- 
berücksichtigt gelassen,  da  dieselbe  für  die  Reichsgeschichte  ohne 
Wert  ist,  und  ich  durch  eine  Nachweisung  aller  tendenziösen 
Fälschungen  der  Polemik  einen  zu  weiten  Spielraum  gegönnt 
hätte. 

Zum  Schlüsse  sei  es  mir  vergönnt,  an  dieser  Stelle  Herrn 
Privatdocenten  Dr.  Rodenberg,  auf  dessen  Anregung  die  vor- 
liegende Arbeit  entstand,  für  das  liebenswürdige  Interesse,  mit 
dem  er  das  Werden  und  Wachsen  derselben  begleitet  hat, 
meinen  herzlichsten  Dank  abzustatten. 


KOhler,  Das  Verhältnis  Kaiser  Friedrichs  H  z«  den  Päpsten  seiner  Zeit. 


I. 

W  ährend  in  dem  Kampfe  zwischen  Kaiser  and  Papst  am  Ende 
des  12.  Jahrhunderts  der  Kaiser  als  der  Sieger  ei*scheint,  sehen 
wir  ein  halbes  Jahrhundert  später  nach  einer  letzten  gewaltigen 
Anstrengung  den  Papst  endgiltig  triumphieren.  Dieser  so  völlige 
Umschwung  wurde  herbeigeführt  durch  den  frühen  Tod  Hein- 
richs VI,  der  eintrat,  ehe  noch  der  Kaiser  die  letzten  Conse- 
quenzen  seines  Sieges  und  seiner  Stellung  in  Italien  ziehen 
konnte,  ferner  durch  die  Thätigkeit  Innocenz'  III  für  die  Kräf- 
tigung des  Papsttums  und  seiner  politischen  Stellung  und  drittens 
durch  das  Verhalten  Friedrichs  n  gegenüber  den  Päpsten.  Auf 
den  letzten  Punkt  werden  wir  bei  der  Beurteilung  jener  Ver- 
hältnisse das  Hauptgewicht  zu  legen  haben,  denn  unter  Fried- 
richs II  Regierung  entbrannte  jener  letzte  heftigste  Kampf,  der 
mit  dem  Untergange  eines  ganzen  Kaiserhauses  endete;  durch 
sein  Verhalten  wurde  der  Kampf  auch  in  einen  Principienstreit 
umgewandelt,  in  eine  unversöhnliche  Entzweiung,  die  ein  fried- 
liches Abkommen  zwischen  beiden  Parteien  unmöglich  machte. 
Es  ist  natürlich,  dass  diese  Verhältnisse  die  verschiedenste 
Beurteilung  gefunden  haben,  und  dass  dieser  dem  Kaiser,  jener 
dem  Papste  die  ganze  Schuld  an  einem  solchen  Ausgange  der 
gegenseitigen:  Beziehungen  zumessen  zu  können  meinte;  haupt- 
sächlich aber  sind  die  Ansichten  darüber  geteilt,  was  denn 
eigentlich  den  Grund  gebildet  habe,  dass  die  Entzweiung  eine 
unversöhnliche  wurde.  Wie  über  diesen  Punkt  bereits  Fried- 
rich II  selbst  eine  andere  Meinung  hatte  als  der  Papst,  so 
haben  seither  sich  Vertreter  für  beider  Ansichten  gefunden,  je 
nachdem  die  Sache  vom  kaiserlichen  oder  vom  päpstlichen 
Standpunkt  betrachtet  wurde.  Auch  heute  noch  dauert  dieser 
Kampf,  und  es  wird  deshalb  von  Interesse  sein,  zumal  da  in 


jüngster  Zeit  neues  Material  für  die  Beurteilung  jener  Verhält- 
nisse publiciert  ist,  unter  Loslösung  von  allem  übrigen  nur  die 
Beziehungen  Friedrichs  11  zu  den  Päpsten  seiner  Zeit  und  die 
in  dieselben  hineinspielenden  Verhältnisse  zu  betrachten,  um  so 
einen  Massstab  für  die  Frage  zu  gewinnen,  wer  eigentlich  die 
Schuld  an  der  unversöhnlichen  Entzweiung  trägt. 

Von  allen  Forschern  beider  Parteien  nie  bestritten  ist  die 
Thatsache,  dass  Friedrich  nur  in  Italien  mit  dem  Papste  in 
Conflikt  geraten  ist,  und  dass  gerade  die  eigenartigen  Verbält- 
nisse, wie  sie  sich  dort  in  der  Zeit  zwischen  dem  Tode  Hein- 
richs VI  und  dem  Regierungsantritt  Friedrichs  gebildet  hatten, 
den  Anlass  zu  diesem  gegeben  haben.  Geteilt  sind  nur  die 
Ansichten  darüber,  in  welchem  Teile  Italiens  hauptsächlich  die 
Interessen  beider  Parteien  aneinander  gerieten,  in  Süditalien 
und  Sicilien,  wo  Friedrichs  starke  Ooncentration  der  königlichen 
Gewalt  jeden  fremden  Einfluss  unmöglich  machte,  oder  im  Norden, 
in  der  Lombardei.  Dieses  behauptete  der  Kaiser^),  jenes  der 
Papst  ^),  und  es  wird  unsere  Aufgabe  sein,  beide  Angaben  auf 
ihre  Richtigkeit  hin  zu  prüfen.  Zu  diesem  Zwecke  ist  es  unerläss- 
lich,  dass  wir  auf  die  Entwickelung  der  Verhältnisse  in  Italien 
in  der  Zeit  vor  Friedrichs  Regierungsantritt  zurückgreifen;  wir 
gewinnen  dadurch  den  Boden,  auf  dem  sich  der  Streit  entwickelt, 
und  der  zur  Beurteilung  der  Frage  notwendig  ist.  Im  Anschluss 
daran  würde  kurz  auch  der  erste  Kampf  Friedrichs  mit  Gre- 
gor IX  zu  behandeln  sein,  denn  für  unsere  Frage  kommen 
unmittelbar  nur  die  Ereignisse  in  Betracht,  welche  zur  Exkom- 
munikation von  1239  und  zur  Absetzung  Friedrichs  1245  führten. 

Hatte  schon  der  Tod  Kaiser  Heinrichs  VI  das  Papsttum 
von  der  Gefahr  befreit,  ganz  von  kaiserlichem  Gebiet  um- 
schlossen und  fast  aller  weltlichen  Macht  beraubt,  vollkommen 
von  dem  Willen  eines  mächtigen  Herrschers  abhängig  zu  werden, 
80  war  es  bald  darauf  Innocenz  HL,  der  durch  Vernichtung 
des  deutschen  Einflusses  auf  Italien  das  Ansehen  des  Papst- 
tums wiederherstellte  und  ihm  zu  ausgedehnterem  weltlichen 
Besitz  verhalf.     Begünstigt  wurde  er  in  seinen  Bestrebungen 


*)  Vgl.  den  Brief  v.  20.  AprU  1239  (H.  B.  V,  305/6.) 
«)  Vgl.  die  BannbuHe  von  1239  (H.  B.  V,  286),  ferner  die  Erwiderung 
auf  den  Brief  des  Kaisers  vom  20.  April  (Rod.  760  p.  661.) 
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durch  die  Thronstreitigkeiten  in  Deutschland,  die  alle  Kraft 
und  Aufmerksamkeit  in  Anspruch  nahmen  und  ihm  Zeit  Hessen, 
seine  Pläne  ungestört  durchzuführen;  und  ehe  sich  wieder  ein 
Herrscher  um  Italien  kümmern  konnte,  war  hinreichend  Zeit 
verflossen,  um  die  Massregeln  Innocenz'  genügend  zu  kräftigen. 
Was  Heinrich  VI  vor  allen  Dingen  für  das  Papsttum 
furchtbar  gemacht  hatte,  war  der  Umstand,  dass  mit  Ausnahme 
der  nächsten  Umgebung  Roms  ganz  Italien  in  seinem  Besitze 
sich  befand,  denn  dieser  ungeheuren  Machtentfaltung  stand  das 
Papsttum  wehrlos  gegenüber,  da  auch  die  mächtigste  Stütze, 
auf  die  es  sich  bisher  immer  verlassen  hatte,  das  sicilisch- 
normannische  Königreich  im  Besitze  des  Kaisers  war,  welcher 
nicht  einmal  die  Lehnshoheit  des  Papstes  über  dasselbe  aner- 
kennen wollte.  Es  galt  also  für  Innocenz  eine  solche  Macht- 
verteilung zu  ändern  und  für  die  Zukunft  unmöglich  zu  machen 
und  somit  die  politische  Combination  zu  zerstören,  durch  die 
Heinrich  VI  das  Papsttum  vollständig  lahm  gelegt  hatte.  Zu 
diesem  Zwecke  galt  es  für  ihn,  sich  eine  weltliche  Macht  zu 
verschaffen  und  das  päpstliche  Ansehen  im  Patrimonium  wieder- 
herzustellen. Geschickt  den  Hass  der  Italiener  gegen  die 
Deutschen  benutzend,  gelang  es  ihm  bald,  nicht  nur  dies  Ziel 
zu  erreichen,  sondern  auch  das  Gebiet  der  Kirche  weit  über 
seine  ursprünglichen  Grenzen  hinaus  über  Mittelitalieu  auszu- 
dehnen, indem  er  die  kaiserlichen  Lehensträger  Markwald  von 
Anweiler  und  Konrad  von  Urslingen  aus  der  Mark  Ankona 
und  dem  Herzogtum  Spoleto  veilrieb  und  das  Land  für  den 
heiligen  Stuhl  in  Besitz  nahm.  So  hatte  er  die  Grundlage  des 
Kirchenstaates  gelegt  und  sich  mit  einer  breiten  Masse  zwischen 
Nord-  und  Süditalien  geschoben,  ein  Umstand,  welcher  die  Ver- 
einigung sehr  erschweren  musste.  Zum  Schutze  des  neuge- 
bildeten Staatts  \ « '  .nlasste  er  die  Lombarden  sich  zu  einem 
neuen  Städtebund  zusammenzuschliessen,  indem  er  richtig  er- 
kannte, dass  er  sie  als  einen  mächtigen  Wall  gegen  feindliche 
Einfälle  der  Kaiser  benutzen  könne;  und  auch  die  tuskischen 
Städte  bildeten  durch  das  Beispiel  der  lombardischen  angeregt 
einen  Bund,  der  in  grössere  Abhängigkeit  vom  Papst  trat*). 

')  Sie  waren  zum  Schutze  des  Papstes  verpflichtet  und  empfingen  von 
ihm  ihre  Verwalter,  in  besonderen  Fällen  auch  direkte  Befehle,  cfr.  Hurter, 
Inn.  m.,  I,  p.  138—139. 


6 

Auch  in  Unteritalien  machte  Innoceuz  mit  Erfolg  alte 
Rechte  des  Papsttums  geltend.  Es  gelang  ihm  hier  die  Kaiserin 
Constanze,  Heinrichs  VI  Wittwe,  zur  Anerkennung  der  päpst- 
lichen Oberlehnsherrlichkeit  und  zum  Verzicht  auf  einige  wich- 
tige Vorrechte  bei  der  Besetzung  geistlicher  Stellen  für  sich 
und  ihren  Sohn  Friedrich  zu  bewegen;  er  stellte  damit  das 
klare  rechtliche  Verhältnis  der  Päpste  zu  Sicilien  wieder  her, 
wie  es  vor  Heinrich  VI  bestanden  hatte,  und  als  Constanze 
ihm  auch  die  Vormundschaft  Über  Friedrich  und  das  balium 
regni  übertrug,  war  sein  Einfluss  auf  das  Königreich  auf  Jahre 
hinaus  gesichert.  Und  wenn  er  auch  hier  noch  einigen  Wider- 
stand fand,  so  muss  man  doch  sagen,  dass  es  ihm  bereits  ein 
Jahr  nach  seinem  Regierungsantritt  gelungen  war,  die  für  das 
Papsttum  so  gefährliche  politische  Combination  Heinrichs  VI 
vollständig  zu  zerstören. 

Sobald  Innocenz  hier  sein  Ziel  erreicht  hatte,  wandte  er 
sich  nach  Deutschland,  um  auch  dort  die  Stellung  des  Papst- 
tums für  einen  etwaigen  Kampf  mit  dem  Kaiser  möglichst  zu 
stärken.  Er  suchte  dazu,  wie  einst  sein  grosser  Vorgänger 
Gregor  VII,  die  unabhängige  Stellung  der  deutschen  geistlichen 
Fürsten  zu  untergraben,  um  so  auch  über  die  Machtmittel 
derselben  verfügen  zu  können.  Die  hohe  Geistlichkeit  war  in 
Deutschland  die  Hauptstütze  des  Kaisers,  namentlich  gegen  die 
territorialen  Bestrebungen  der  weltlichen  Fürsten;  auf  sie 
waren  seit  Otto  I  grosse  Massen  von  Reichslehen  vereinigt 
worden.  Gregor  VII  hatte  gegen  sie  den  ersten  Stoss  vollführt 
durch  das  Verbot  der  Investitur  durch  Laienhand;  ein  heftiger 
Kampf  entbrannte,  der  vorläufig  durch  das  Wormser  Concordat 
beendet  wurde.  Jetzt  versuchte  Innocenz  III,  eine  günstige 
Gelegenheit  nutzend,  den  Ansprüchen  des  Papsttums  Geltung 
zu  verschaffen,  und  es  gelang  ihm  dies,  da  keine  Centralgewalt 
vorhanden  war,  an  der  die  Bischöfe  im  Notfalle  einen  Halt 
gefunden  hätten.  Nach  langem  Widerstände  der  geistlichen. 
Fürsten  hatte  er  in  Deutschland  folgendes  durchgesetzt:  Die 
Wahlen  der  Bischöfe  sollen  von  jeder  Einwirkung  durch  die 
Laien  befreit,  allein  durch,  die  Capitel  ausgeübt  werden,  dem 
Papste  oder  seinem  Stellvertreter  soll  eine  Wahlprüftmg  und 
somit  auch  eine  Wahlbestätigung  zustehen,  und  drittens  soll  er 
das  Recht  haben,  auch  solche  Leute,  denen  ein  kanonisches 


Hinderms  im  Wege  stehe,  zu  Bischöfen  zu  ernennen^).  Damit 
war  der  Investitorstreit  za  Gunsten  des  Papstes  entschieden. 

So  hat  Innocenz  III  durch  den  Einfluss,  den  er  dem  Papst- 
tum in  Italien  verschaffte,  und  die  neu  erworbene  Disciplinar- 
gewalt  über  die  deutsche  Geistlichkeit  im  wesentlichen  die  Er- 
folge vorbereitet,  die  das  Papsttum  um  die  Mitte  des  Jahr- 
hunderts erreichte. 

Innocenz  Hess  es  sich  aber  auch  angelegen  sein,  dui*ch 
kaiserliche  Anerkennung  eine  rechtliche  Sanktionierung  dieser 
Verhältnisse  zu  erlangen,  und  er  verpflichtete  deshalb  immer 
denjenigen  Prätendenten,  welchen  er  gerade  unterstützte,  die 
Veränderungen  anzuerkennen.  So  erklärte  Otto  IV  1209  zu 
Speier,  dass  er  mit  aUen  Massnahmen  des  Papstes  einverstanden 
sei,  und  so  ebenfalls  Friedrich  II  1213  zu  Eger,  dass  er  sowohl 
den  Kirchenstaat,  als  auch  die  Veränderungen  in  der  Besetzung 
geistlicher  Stellen,  sowie  die  päpstliche  Oberlehnsherrlichkeit  in 
Sicilien  anerkennen  wolle. 

Wenden  wir  uns  nunmehr  zur  Entwickelung  der  Verhält- 
nisse in  Italien  unter  Friedrichs  II  Regierung.  Wir  haben 
oben  das  Streben  Innocenz'  III  gesehen,  auf  alle  Weise  zu  ver- 
meiden, dass  das  Gebiet  der  Kirche  tiberall  von  derselben 
Macht  umgeben  wäre.  Dieses  Streben  zeigt  sich  auch  bei  der 
Wahl  Friedrichs  zum  deutschen  König*).  Im  Interesse  des 
Papsttums  war  es  nötig,  dass  eine  Personal-  wie  Realunion 
zwischen  Deutschland  und  Sicilien  vermieden  würde;  infolge 
dessen  bewirkte  Innocenz  die  Krönung  des  jungen  Heinrich  zum 
König  von  Sicilien,  sobald  Friedrich  zur  Uebernahme  der  Krone 
nach  Deutschland  ging;  für  ihn  sollte  dieser  nur  die  Regent- 
schaft führen  während  der  Minderjährigkeit;  Constanze,  Friedrichs 
Gemahlin,  war  zur  Reichsverweserin  ernannt,  sie  sowohl  wie  ihr 
Sohn  sollten  in  Sicilien  verbleiben.  Indessen  schon  im  Jahre 
1215,  als  Friedrichs  Sieg  nicht  mehr  zweifelhaft  war,  regte 
sich  in  diesem  der  Wunsch,  Constanze  und  Heinrich  bei  sich  in 
Deutschland  zu  haben,  vielleicht,  um  so  mehr  Einfluss  auf  die 
Verwaltung  Siciliens  wiederzuerhalten.    Aber  erst  nach  langen 


^)  Vgl.  B.  Schwemer,  Innocenz  III  und  die  deutsche  Kirche  von  1198 
bis  1208,  Strassburg  1882. 

*)  Für  das  folgende  Tgl.  Winkelmann,  Forschungen  zur  deutschen  Ge- 
schichte I,  p.  13  ff. 
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Verhanälungen  vermochte  er  den  Papst  dazu,  seine  Einwilligang 
zu  dieser  Uebersiedelung  zu  geben,  und  sie  wurde  nicht  erlangt, 
ohne  dass  Friedrich  am  1.  Juli  1216  noch  weitere  Sicherheiten 
gab.  Er  musste  versprechen,  gleich  nach  seiner  Eaiserkrönung 
seinen  Sohn  aus  seiner  väterlichen  Gewalt  zu  entlassen  und  ihm 
das  Königreich  als  Lehen  der  Kirche  ganz  zu  übergeben,  wie 
er  es  bisher  gehabt  hatte.  Von  da  an  wollte  er  sich  nicht 
mehr  König  von  Sicilien  nennen  und  wollte  dafür  sorgen,  dass 
das  Königreich  bis  zur  Grossjährigkeit  seines  Sohnes  mit  Zu- 
stimmung des  Papstes  von  einer  geeigneten  Person  verwaltet 
werde,  die  alle  Verpflichtungen  und  Dienste  für  den  heiligen 
Stuhl  zu  erfüllen  habe,  damit  nicht  eine  „unio^  des  Kaiser- 
reiches mit  Sicilien  entstünde,  die  zwischen  dem  apostolischen 
Stuhle  und  seinen  Nachfolgern  Streit  hervorrufen  könnte^). 
.::^  Indessen  war  es  natürlich,  dass  bei  genauerer  Einsicht  in 
die  Verhältnisse  Deutschlands,  während  er  dort  mit  Otto  IV 
Krieg  führte,  in  Friedrich  der  Wunsch  entstand,  beide  Reiche 
in  seiner  Hand  zu  vereinigen.  Sein  staatsmännischer  Blick 
hatte  bald  erkannt,  dass  seine  Stellung  im  Keiche  durchaus 
nicht  mehr  die  war,  welche  sein  Vater  und  sein  Grossvater 
einst  gehabt  hatten,  gestützt  auf  eine  grosse  Hausmacht,  ge- 
tragen von  den  deutschen  geistlichen  Fürsten  und  den  Ministe- 
rialen, jedem,  auch  dem  mächtigsten  Fürsten  bei  weitem  über- 
legen. In  den  WiiTen,  die  auf  Heinrichs  VI  Tod  gefolgt  waren, 
war  viel  Privatbesitz  der  Staufer  verloren  gegangen,  von  Phi- 
lipp und  von  Friedrich  selbst  zur  Belohnung  für  die  treuen 
Dienste  ihrer  Anhänger  verwendet  worden.  Die  veränderte 
Stellung  der  deutschen  Geistlichkeit  ist  schon  oben  berührt 
worden,  und  wenn  Friedrich  auch  jetzt  an  ihr  eifrige  Förderer 
fand,  so  verhehlte  er  sich  nicht,  dass  sie  sich  vielleicht  auch  auf 
Befehl  des  Papstes  gegen  ihn  wenden  könnte,  wie  sie  es  bei 
Otto  IV  gethan  hatte.  Alle  diese  Erwägungen  musßten  in  ihm 
notwendig  den  Wunsch  erwecken,  Sicilien  für  sich  zu  behalten, 
und  er  suchte  deshalb  Houorius  III,  den  Nachfolger  Innocenz'  III, 
zu  bewegen,  ihm  die  Kegierung  Siciliens  bei  seinen  Lebzeiten 
zu  überlassen^),  während  er  gleichzeitig  die  Innocenz  1216  ge- 


>)  Vgl  die  Urkunde  yom  1.  JoU  1216  b.  H.  B.  I,  469. 

•)  Vgl.  den  Brief  vom  19.  Februar  1220,  Winkelmann,  Acte  I,  173  p.  150. 


leisteten  Vei-sprechungen  wiederholte  *).  Infolge  m&ndlicher  Ver- 
handlangen bei  der  Kaiserkrönung  wurde  ihm  diese  Bitte  ge- 
währt, denn  er  f  fthrte  den  Titel  Siciliae  rex,  der  eigentlich  von 
da  ab  ausschliesslich  seinem  Sohn  Heinrich  gebührte,  ohne 
Widerspruch  des  Papstes  weiter.  In  der  Hauptsache  blieb  so- 
mit die  Stellung  Siciliens  zum  Eeiche  dieselbe  wie  1212,  die 
Realunion  war  ausgeschlossen  und  blieb  es  auch  in  der  Folge- 
zeit; aber  durch  die  Personalunion  war  die  Verbindung  zwischen 
dem  Königreich  und  dem  Kaisertum  doch  erhalten  und  zwar 
mit  Zustimmung  des  Papstes,  und  damit  die  Absicht  Inno- 
cenz'  ni  zum  Teil  vereitelt. 

Die  nächste  Zeit  nach  der  Kaiserkrönung  zeigt  uns  ein 
fast  ungeti'ftbtes  Verhältnis  Friedrichs  zum  Papste.  Der  Kaiser 
war  bis  1226  in  Sicilien  mit  der  Bekämpfung  der  aufständischen 
Sarazenen  und  mit  der  Niederwerfung  der  rebellischen  Grafen 
von  Celano  und  A versa  im  Königreich,  sowie  mit  der  Ordnung 
der  Verhältnisse  daselbst  hinreichend  beschäftigt.  Erst  als  er 
hier  sein  Ziel  erreicht  hatte,  konnte  er  daran  gehen,  die  Reichs- 
angelegenheiten für  den  bevorstehenden  Kreuzzug  zu  ordnen. 
Einer  Ordnung  bedürftig  mussten  ihm  vor  allem  die  Verhält- 
nisse in  Norditalien  erscheinen.  Den  Abschluss  der  langen 
Kämpfe,  die  unter  Friedrich  I  hier  geführt  waren,  hatte  der 
Friede  von  Constanz  gebildet,  in  welchem  bezüglich  der  Re- 
galien, die  der  Hauptpunkt  des  Streites  gewesen  waren,  fest- 
gesetzt wurde,  dass  dieselben  in  den  Städten  selbst  der  Ge- 
meinde überlassen  bleiben,  in  den  Diöcesen  aber  dem  Kaiser 
wieder  zurückerstattet  werden  sollten.  Femer  wurde  die  Ober- 
hoheit des  Kaisers  auch  betreffs  der  Einsetzung  der  consules  in 
den  Städten  wiederhergestellt,  den  Städten  dagegen  hinreichende 
Sicherheit  wegen  ihrer  Selbstständigkeit  gegeben,  so  auch  ihnen 
das  Recht,  ihren  Bund  zu  erneuern,  gewährleistet.  Dieser 
Friede  bildete  für  die  Folgezeit  die  Grundlage  für  das  Ver- 
hältnis zwischen  dem  Kaiser  und  den  Lombarden.  Als  aber 
nach  Heinrichs  VI  Tode  die  Macht  der  Deutschen  in  Italien  zu 
Grunde  ging,  gewöhnten  sich  auch  die  Lombarden  daran,  die 
kaiserlichen  Rechte  so  auszuüben,  wie  sie  es  vor  Friedrichs  I 


0  Vgl  den  Brief  vom  10.  Febroar  1320.    H.  B.,  Bonleaax  de  Glaiiy  dO 
nnd  E.  J.  V,  1091. 
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Eingreifen  gethan  hatten,  und  niemand  leistete  ihnen  darin 
Widerstand,  bis  Friedrich  II  1226  daran  ging,  die  alten  Reichs- 
rechte  wiederherzustellen,  wozu  er  eine  Curie  zu  Cremona  an- 
sagte. Die  Lombarden  jedoch,  aus  Furcht,  Friedrich  möchte 
ihre  Selbstständigkeit  vernichten,  hinderten  durch  Sperrung  der 
Alpenpäfise  jeden  Zuzug  aus  Deutschland,  den  sie  nur  gegen 
Bedingungen  gestatten  wollten,  wie  sie  Friedrich  unmöglich  an- 
nehmen konnte^). 

Untersuchen  wir  nun  einmal,  ob  die  Lombarden  zu  einem 
solchen  Schritt  Veranlassung  hatten,  und  ob  Friedrich,  wie  dies 
vielfach  behauptet  worden  ist^),  schon  jetzt  die  Absicht  hatte, 
den  Frieden  von  Constanz  für  ungiltig  zu  erklären  und  damit 
eine  gründliche  Veränderung  der  Verhältnisse  in  Norditalien  her- 
beizuführen. 

In  einem  Schreiben  an  Viterbo*)  spricht  sich  der  Kaiser 
dahin  aus,  dass  er  den  Reichstag  zu  Cremona  zusammenberufe, 
weil  die  Reichsrechte  in  den  Wirren  der  vorhergegangenen  Zeit 
verloren  seien,  und  die  Einwohner  sich  dort  fortwährend  be- 
kämpften (qualiter  iura  imperii  pro  varietate  temporis  praece- 
dentis  conculcata  iaceant  et  depressa  et  qualiter  eins  tranquilli- 
tas  fuerit  olim  et  sit  usque  ad  haec  felicia  nostra  tempora  per- 
turbata,  universi  de  imperio  iam  senserunt  et  sentiunt  incessanter). 
Deshalb  wolle  er  die  Reichsrechte  wiederherstellen  und  die 
Unterdrückungen  seiner  Unterthanen  verhindern  (Volentes  igitur 
iura  imperii  in  statum  optimum  reformare  subditoiiimque  op- 
pressionibus  condolentes  apud  Cremonam  de  consilio  principum 
palatinorum  solemnem  curiam  indiximus  celebrandam).  Friedrich 
blieb  damit  durchaus  auf  dem  Rechtsboden,  den  der  Con- 
stanzer  Friede  geschaffen  hatte,  und  wenn  die  Lombarden 
sich  gegen  den  Kaiser  zusammenschlössen  und  den  Durchzug 
Heinrichs  nur  bedingungsweise  gestatten  wollten,  so  verstiessen 


^  Friedrich  sollte  seine  sicilische  Begleitung  entlassen,  während  König 
Heinrich  und  die  Fürsten  nur  mit  1200  Pferden  die  Lombardei  betreten  sollten. 
Auch  sollten  beide  sich  yerpflichten,  gegen  die  Lombarden  nicht  die  Acht 
auszusprechen,  so  lange  sie  in  jener  Gegend  w&ren,  u.  a.  m.  Au^esählt  in 
dem  Gutachten  der  deutsdien  Fürsten,  H.  B.  11,  609. 

•)  So  auch  von  Winkehnann,  Friedrich  11,  I,  p.  199. 

*)  H.  B.  n,  548.  Dasselbe  wird  in  gleicher  Weise  auch  an  die  anderen 
italienisehea  St&dte  ergangen  sein,  denn  es  fehlt  in  ihm  jede  besondere  Be- 
siehung auf  Yiterbo;  yergl.  B.  J.  V,  1593. 


tl 

sie  dadurch  gegen  mehrere  Artikel  des  Friedens  (Art.  29  und 
30  und  Art.  33),  die  sie  teils  verpflichteten,  dem  Kaiser  bei  der 
Wiedererlangung  verloren  gegangener  Reichsrechte  zu  helfen, 
teils  auch,  wenn  er  die  Lombardei  beträte,  für  Herstellung  von 
Strassen  und  Bracken  zu  sorgen.  Sie  waren  es  also,  die  sich 
zuerst  eine  Kechtsverletzung  zu  Schulden  kommen  Hessen  und 
dadurch  Friedrich  zu  weiteren  Schritten  Anlass  gaben.  Be- 
merkenswert ist  auch,  dass  der  Kaiser  bei  seinem  Vorgehen  die 
deutschen  Fürsten,  auch  die  geistlichen,  sowie  die  italienischen 
Bischöfe  auf  seiner  Seite  hatte,  und  dass  diese  ihm  zu  den 
Massregeln  rieten,  die  er  erst  ergriff,  als  alle  Verhandlungen 
gescheitert  waren.  Und  auch  bei  dem  weiteren  Vorgehen  ist 
das  Recht  durchaus  auf  seiner  Seite.  Die  Lombarden  hatten 
einen  angesagten  Reichstag  durch  ihre  Unbotmässigkeit  ver- 
hindert, sie  hatten  dem  deutschen  König  den  Zugang  zur  Lom- 
bardei mit  bewaflheter  Hand  versperrt  und  sich  somit  eines 
Friedensbruches  schuldig  gemacht;  die  Strafe,  die  sie  hierfür 
traf  und  treffen  musste,  war  die  Reichsacht  und  im  Gefolge  da- 
von der  Verlust  aller  ihrer  Privilegien.  Friedrich  konnte  nicht 
anders  handeln,  als  er  gehandelt  hat;  das  beweist  schon  das 
Outachten,  das  die  Fürsten  in  dieser  Sache  abgaben.  Von  einer 
„Hast",  mit  der  Friedrich  sie  ihrer  Privilegien  beraubt  hätte*), 
kann  deshalb  umsoweniger  die  Rede  sein,  als  dies  ja  erst  ge- 
schah, nachdem  sie  es  verschmäht  hatten,  die  von  ihnen  selbst 
gestellten  Bedingungen  zu  erfüllen^).  Wir  müssen  also  daran 
festhalten,  dass  der  Kaiser  nur  mit  der  Absicht  nach  der  Lom- 
bardei gekommen  ist,  die  in  den  Wirren  nach  seines  Vaters 
Tode  verlorenen  Reichsrechte  und  damit  die  Oberherrschaft  in 
der  Lombardei  auf  Grund  des  Constanzer  Friedens  wieder- 
zugewinnen; gelang  ihm  dies,  so  konnte  er  wohl  zufrieden  sein, 
denn  die  „unbestimmte  Oberherrschaft"  war  gross  genug,  da 
der  Constanzer  Friede  eine  Summe  von  Rechten  gewährte,  die 
dem  Kaiser  die  Herrschaft  sicher  in  die  Hände  gab.  Machten 
ihm  die  Lombarden  nun  Opposition,  und  erlangte  er  dadurch 
das  Recht,  weiter  gegen  sie  vorzugehen  und  sie  ihrer  Privilegien 
zu  berauben,  so  mag  ihm  dies  wohl  eine  willkommene  Gelegen- 


^)  Vgl.  Winkelmami  a.  a.  0. 

*)  Vgl.  Friediichfl  Brief  an  Honoriiu  m,  H.  B.II,  642. 
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heit  gewesen  sein,  aber  nichts  in  unseren  Quellen  berechtigt  zu 
der  Annahme,  dass  dies  schon  in  seiner  Berechnung  gelegen 
hat,  als  er  den  Reichstag  einberief*).  Wenn  Friedrich  später 
in  den  Vordergrund  stellte,  dass  der  Reichstag  des  Erenzzuges 
wegen  einberufen  war*),  so  scheint  das  dem  Einberufungsschreiben 
an  Viterbo  zu  widersprechen,  in  welchem  davon  gar  nicht  die 
Rede  ist;  aber  abgesehen  davon,  dass  Friedrich  vor  Antritt  des 
Kreuzzuges  die  Reichsangelegenheiten  und  somit  auch  die  in 
der  Lombardei  ordnen  musste,  und  eine  Verzögerung  dieser 
Ordnung  auch  eine  Verzögerung  des  Kreuzzuges  herbeiführte, 
80  ist  diese  Behauptung  Friedrichs  auch  noch  aus  einem  anderen 
Grunde  zu  erklären.  Friedrich  hatte  keine  Militärmacht  bei 
sich,  um  seine  Beschlüsse  durchzusetzen,  und  es  war  voraus- 
zusehen,  dass   die  Sache  nur   durch  einen  Schiedsspruch  des 


')  Dies  möchte  ich  im  Gegensätze  zu  Winkelmann  festhalten,  der  be- 
hauptet, Friedrich  sei  schon  mit  der  Absiebt  in  die  Lombardei  gezogen,  sie 
der  Priyilegien  des  Constanzer  Friedens  zu  berauben.  Er  stützt  sich  dabei 
ausser  auf  die  sHasf,  mit  der  der  Kaiser  zu  Werke  ging,  und  von  der  schon 
oben  die  Rede  war,  auf  eine  Aeussemng  Friedrichs,  in  der  er  die  societas 
eine  iUicita  nennt  (H.  B.  II,  646),  während  den  Lombarden  im  Constanzer 
Frieden  (Art.  20)  das  Recht  garantiert  wurde,  die  societas  zu  haben  und  zu 
erneuern.  Dabei  darf  aber  nicht  ausser  Acht  gelassen  werden,  dass  Friedrich 
diesen  Brief  (H.  B.  II,  642)  erst  am  12.  Juli  schrieb,  nachdem  den  Lombarden 
der  Friede  von  Constanz  abgesprochen  war  (11.  Juli);  dass  femer  Friedrich 
hier  wohl  coniurationis  et  societatis  illicitae  als  „unerlaubte,  aufrührerische 
Verbindung'^  fasst,  wie  schon  oben  coniurationis  iUicitae  (pag.  642),  und  nicht 
societas  im  prägnanten  Sinne  des  Wortes  als  Städtebund  der  Lombardei;  end- 
lich aber,  dass  Friedrich  in  jedem  Falle  voUkommenes  Recht  hatte,  eine 
solche  societas,  wie  sie  bestand,  mit  auftgesprochener  Tendenz  gegen  den 
Kaiser,  eine  illicita  zu  nennen,  da  eine  solche  zu  schliessen  den  Lombarden 
auch  durch  den  Artikel  20  des  Constanzer  Friedens  nicht  gestattet  war. 
Wenigstens .  glaube  ich  das  „societatem,  quam  nunc  habent''  mur  yerstehen  zu 
können:  „einen  Bund,  wie  er  durch  die  Bestimmungen  des  Friedens  be- 
dingt ist^. 

*)  Ich  fttge  hier  di^enigen  Stellen  an,  wo  ich  den  Zweck  des  Reichs- 
tages erwähnt  finde: 

H.  B.  II ,  609.  pro  dicto  negotio  (seil.  Terrae  Sanctae)  promovendo  in  Ita- 

liam  veniret. 
H.'B.  n,  642:   generalem  curiam  pro  reformatioue  pacis,  extirpanda  hae- 

retica  pravitate  et  Terrae  Sanctae  negotio  celebrandam. 
R.  327  p.  247:  quod  impediente  societate  yestra  nequiverat  (seil.  Imperator) 
iuxta  propositum  suum  procedere  contra  pravitatem  haereticam,  quae 
partes  iUas  dicitur  graTiter  infecisse  ac  releyare  libertatem  ecclesiasti- 
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Papstes  wfirde  beigelegt  werden  können.  Er  musste  deshalb 
diesem  die  Möglichkeit  abschneiden,  ein  Urteil  zu  Gansten  der 
Lombarden  zu  fällen,  und  glaubte  dies  nicht  besser  thun  zu 
können,  als  dadurch,  dass  er  die  letzteren  als  Frevler  gegen 
die  Kirche  hinstellte.  Aber  gerade  dieser  Umstand  gab  später 
dem  Papste  die  Möglichkeit,  seine  Entscheidung  so  zu  treffen, 
dass  die  Lombarden  hauptsächlich  wegen  Verhinderung  kirch- 
licher Angelegenheiten  zur  Stellung  von  400  Rittern  für  das 
heilige  Land  verurteilt  wurden*),  während  Friedrich  ganz  leer 
ausging  und  ihnen  obenein  noch  alles  verzeihen  und  alle  Sen- 
tenzen gegen  sie  widerrufen  musste.  Da  aber  der  eigentliche 
Kern  der  Zwietracht  zwischen  ihm  und  den  Lombarden  auf 
diese  Weise  gar  nicht  gestreift  wurde,  und  die  Frage  über  die 
Reichsrechte  ganz  aus  dem  Spiele  blieb,  so  konnte  Friedrich 
sich  einen  solchen  Schiedsspruch  gefallen  lassen,  der  ihm  durch- 
aus die  Freiheit  Hess,  auf  diese  Angelegenheit  wieder  zurück- 
zukommen. Diese  Absicht  hat  Friedrich  auch  gehabt,  und  wir 
werden  sehen,  dass  er  sie  bald  nachher  wieder  aufnahm. 

Für  das  Papsttum  barg  dieser  Versuch  Friedrichs,  die 
Herrschaft  in  der  Lombardei  an  sich  zu  ziehen,  eine  grosse 
Gefahr  in  sich,  da  auf  diese  Weise  die  einzige  Macht,  die 
ausser  dem  Kirchenstaat  die  Hauptcentren  der  kaiserlichen 
Macht  trennte,  in  die  Hände  des  Kaisers  gefallen  wäre,  und 
der  Kirchenstaat  allein  dem  Kaiser  einen  ernstlichen  Wider- 


cam, qoae  ibidem  miütipliciter  asaerebatur  oppreasa  nee  procurare  snb- 

sidiam  Terrae  Sanctae,  propter  quod  specialiter  ad  partee  ipsas  dnxerat 

accedendttm,  quodque  captivi  dbi  oont»  ius  et  honorem  imperii  füerant 

denegati. 
H.  B.  n,  679 :  Unde  contigit  quod  pro  reformanda  universali  pace  firmiter 

et  nbique  per  mundom  et  pro  inducendis  fidelibos  ad  obseqnium  crnci- 

fixi  indiximiiB  cnriam  generalem  Cremonae. 
Anch  die  Annalen vermerke  steUen  diesen  Pankt  in  den  Vordergrund: 
Ann.  Ool.  max.  S.  S.  XVII,  p.  840:  pro  statu  imperii  reformando  et  negotio 

Terrae  Sanctae. 
Cont.  S.  Cnicis  S.  S.  IX,  p.  627:  pro  negotio  Sanctae  Crucis. 
Ghron.  TuronenBe,  Bouquet,  Becueil  XVUI,  p.  313:   Super  eztirpadone 

haereticorum  Italiae  et  negotio  Terrae  Sanctae  et  conoordia  eivitatuin* 
Chron.  Sicul.  H.  B.  I,  p.  897:  super  recuperatione  Terrae  Sanctae. 

^)  Vgl.  die  Entscheidung  des  Papstes  yom  6.  Januar  1227  (B.  327,  p.  247.) 
Nach  Ann.  Plac.  Guelfl  (S.  S.  XVIII.  p.  443)  kam  dieselbe  nach  längeren  V^ 
handlungen  im  Dezember  1226  zustande. 
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stand  entgegenzusetzen  nicht  vermochte.  Es  war  daher  nicht 
zu  verwundem,  wenn  man  päpstlicherseits  mit  Friedrichs  Vor- 
gehen nicht  einverstanden  war,  und  eine  weitere  Tiübung  er- 
litt das  Verhältnis  dadurch,  dass  Friedrich  sich  Eingriffe  in 
die  kirchliche  Verwaltung  Siciliens  hatte  zu  Schulden  kommen 
lassen,  ohne  auf  die  Klagen,  die  der  Papst  darüber  fährte, 
Rficksicht  zu  nehmen^).  Auf  die  Spitze  getrieben  aber  wurde 
der  p&pstliche  Zorn  durch  die  abermalige  Verzögerung,  die  der 
Ki*euzzug  erlitt,  als  Friedrich  1227  wieder  an  das  Land  ging. 
Alle  aufgewendete  Mühe  schien  vergeblich,  und  in  seinem  In- 
grimm hierüber  exkommunicierte  Honorius'  III  Nachfolger,  der 
heissblütige  Gregor  IX,  den  Kaiser  am  29.  September  und 
18.  November  1227.  Als  aber  im  folgenden  Jahre  Friedrich 
den  Kreuzzug  antreten  wollte,  und  der  Bann  so  gegenstandslos 
zu  werden  drohte,  wiederholte  ihn  der  Papst  am  23.  M&rz  1228 
und  zwar  nicht  allein  wegen  des  nichtunternommenen  Kreuz- 
zuges, sondern  auch  wegen  Bedrückung  der  Kirche  in  Sicilien. 
Gleichzeitig  war  die  Drohung  beigefügt,  wenn  der  Kaiser  nicht  die 
Uebelstände  in  Sicilien  abstellen  würde,  so  würde  man  ihn  seines 
Lehens,  des  Königreiches,  berauben;  eine  Drohung,  die  weiter 
keinen  Erfolg  hatte,  als  dass  Friedrich  für  den  äussersten  Fall, 
dass  Gregor  wirklich  Sicilien  als  erledigtes  Lehen  mit  Gewalt 
in  Besitz  nehmen  sollte,  seinem  Statthalter  die  Vollmacht  zn- 


^)  Man  konnte  hier  eme  Aenaserung  Friedrichs  anführen  (H.  B.  II,  9dä 
extr.),  nach  der  er  damals  nichts  Geringeres  beabsichtigt  hätte  ^  als  Wieder- 
hersteUnng  der  königlichen  Beftignisse,  wie  sie  yor  Innocenz  ni  in  Sicilien 
bestanden  hatten:  Cnm  imperatoribns  qnadringentis  et  amplins  annis  a  Carolo 
Magno  licitnm  Msset,  dignitates  archiepiscopales  necnon  et  eeteras  omnes 
in  sittgulas  proWncias  per  analnm  et  yirgam  conferre,  non  se  Henrico  patre 
non  Friderico  ayo  inferiorem.  Gnmqne  Siciliae  reges  et  matrem  eins  Con- 
stantiam  reginam  electionis  praelatomm  ins  pecnliare  semper  habuisse  oonstaret, 
eam  in  se  nnnm  indignitatem  nee  Guilelmi  regis  ayuncnli  in  Romanam 
ecdesiam  beneftoia  nee  parentis  Henrici  liberalitatem  meruisse  ....  Qnousqae 
tandem  patientia  mea  abutetor  pontifex?  Indessen  scheint  es  mir  sehr  be- 
denklich, ans  dieser  Aenssemng  Schltlsse  eu  ziehen,  da  dieselbe  höchst  yer- 
dftchtig  ist;  wenigstens  weisen  die  yielen  historischen  Fehler  auf  eine  wenig 
nttteirichtete  Qnelle,  so  die  Behanptnng,  dass  Friedrich  I  und  Heinrich  VI 
das  Becht  gehabt  hätten,  per  annlnm  et  yirgam  geistliche  Stellen  zu  vergeben, 
oder  dass  seine  Mutter  Constanze  das  ius  pecnliare  der  Wahl  der  Prälaten  immer 
lue  fahabt  hätte,  da  sie  doch  darauf  verzichtete.  Der  Schlnss  macht  die 
Annahme  wahrscheinlich,  dass  es  sich  hier  nm  eine  blosse  Stilübnng  handelt 
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rückliess,  darauf  mit  der  Einziehung  des  Reichsgebietes  zu  ant- 
worten, das  er  einst  dem  Papst  Innocenz  III  zu  Eger  zuge- 
sichert hatte*).  Dieser  aber,  Baynald  von  Spoleto,  missbrauchte 
diese  Erlaubnis  zur  Erreichung  seiner  eigenen  Zwecke;  er 
rückte  ohne  Veranlassung  in  den  Kirchenstaat  ein,  machte,  um 
das  Herzogtum  Spoleto  in  seine  Gewalt  zu  bringen,  Gebrauch 
von  seiner  Vollmacht  und  gab  so  dem  Papst  eine  willkommene 
Gelegenheit,  nun  seinerseits  in  das  Königreich  einzufallen  und 
die  angedrohte  Besitzergreifung  wirklich,  wenn  auch  nur  teil- 
weise, auszuführen.  Indem  Gregor  so  gegen  den  Kaiser  vorging, 
handelte  er  zugleich  durchaus  im  Interesse  seiner  Verbündeten, 
der  Lombarden,  und  er  durfte  erwarten,  dass  er  von  ihnen  eine 
bedeutende  Unterstützung  erhalten  würde.  Allein  alles,  was 
diese  ihm  auf  wiederholte  Aufforderung  sandten,  waren  300 
Ritter*),  welche  noch  dazu  bald  nach  Friedrichs  Rückkehr  aus 
dem  heiligen  Lande  wieder  in  ihre  Heimat  gingen.  Es  war 
das  für  Gregor  eine  harte  Lehre,  dass  gerade  diejenigen,  die 
mit  ihm  dasselbe  Interesse  hatten,  und  für  die  er  rückhaltlos 
eingetreten  war,  ihn  nun  ganz  im  Stiche  liessen,  als  es  darauf 
ankam,  ihn  zu  schützen;  er  musste  bei  dieser  Gelegenheit  ein- 
sehen, dass  ihm  eine  so  unsichere  Bundesgenossenschaft  nichts 
helfen  könne,  falls  der  Kaiser  ernstlich  gegen  ihn  vorginge. 
Diese  Erwägungen  mögen  auch  dazu  beigetragen  haben,  dass 
es  ein  Jahr  nach  Friedrichs  Rückkehr  der  vermittelnden 
Thätigkeit  deutscher  Fürsten  bereits  gelungen  war,  eine  Eini- 
gung zwischen  den  Streitenden  zu  erzielen.  Gegen  das  Ver- 
sprechen: Der  Kirche  in  allem,  weswegen  er  gebannt  sei,  Ge- 
horsam leisten  zu  wollen;  allen  Anhängern  der  Kirche  zu  ver- 
zeihen, alle  gegen  sie  erlassenen  Sentenzen  zu  widerrufen  und 
der  Kirche  ihr  Gebiet  zurückzuerstatten,  wurde  der  Kaiser  bald 
darauf  (28.  August  1230)  zu  Ceperano  vom  Banne  gelöst;  einige 
Tage  später  (1.  September)  hatte  er  eine  Zusammenkunft  mit 
dem  Papste  zu  Anagni,  in  der  alle  vorhergegangenen  Wirren 
in  befriedigender  Weise  aufgeklärt  wurden.    Es  war  somit  die 


')  Vgl.  Ficker,  MitteilangeQ  des  Insütuts  für  Österreichische  Geschichts- 
forschung  IV,  3  p.  361  It 

')  Vgl.  Ann.  Plac.  Guelfl  S.  S.  XVm,  p.  444  ad  ann.  1228  nnd  p.  445  ad 
ann.  1229.    Ann.  Plac.  Gib.  p.  469  ad  ann.  1227. 
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Eintracht  zwischen  beiden  Mächten  wiederhei^estellt  and  bei 
gegenseitigem  guten  Willen  dauerte  sie  mehrere  Jahre  an,  bis 
schliesslich  durch  andere  Verhältnisse  das  Einvernehmen  auf 
immer  gestört  wurde. 


IL 

Obwohl  Friedrich  die  Lombarden  in  die  allgemeine  Amnestie 
für  den  der  Kirche  geleisteten  Beistand  eingeschlossen  hatte, 
so  hatte  er  doch  durch  dieselbe  nicht  auf  die  Reichsrechte  in 
Oberitalien  verzichtet  und  er  verlor  deshalb  sein  Ziel,  die 
Wiederherstellung  derselben,  nicht  aus  den  Augen.  Zu  diesem 
Zwecke^)  berief  er  auf  den  1.  November  1231  einen  Eeichstag 
nach  Bavenna,  zu  welchem  auch  sein  Sohn  Heinrich  und  die 
deutschen  Fürsten  erscheinen  sollten;  Friedrich  wollte  dadurch, 
dass  er  eine  Militärmacht  hatte,  dem  Misserfolg  vorbeugen,  den 
er  1226  durch  seine  schwache  Begleitung  erfahren  musste. 
Aber  auch  die  Lombarden  regten  sich  aus  Furcht,  ihre  Freiheit 
zu  verlieren,  zur  Gegenwehr;  auf  einem  Bundestage  zu  Bo- 
logna') traten  die  östlichen  Städte  zum  Bunde  zurUck^),  die 
Veroneser  Clause  wurde  gesperrt  und  der  Zuzug  aus  Deutsch- 
land verhindert,  so  dass  Friedrich,  als  er  am  1.  December  in 
Bavenna  anlangte,  erst  wenige  Fürsten  daselbst  vorfand.  Die 
Sache  lag  somit  genau,  wie  im  Jahre  1226:  die  Lombarden 
hinderten  das  Zustandekommen  eines  Reichstages,  indem  sie 
sich  eines  Friedensbruches  schuldig  machten.  Friedrich  ging 
aber  nicht  wieder  gegen  sie  vor  wie  damals;  nachdem  er  den 
Reichstag  eröffnet  hatte,  verhängte  er  im  Januar  1232  den 
Reichsbann  über  die  Rebellen,  ohne  sie  jedoch  ihrer  Privilegien 
für  verlustig  zu  erklären. 

Der  Papst  hatte  diesen  Ereignissen  von  Anfang  an  nicht 
teilnahmlos  gegenüber  gestanden.  Auch  er  war  offenbar  der 
Ansicht,  dass  in  Oberitalien  etwas  zur  Ordnung  der  Verhältnisse 

')  Vgl.  H.  B.  m,  266. 

^  86.  October  1231.    Vgl  Ann.  Plac.  Guelfl  SS.  XVin,  p.  463. 

•)  Vgl.  H.  B.  m,  291. 
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geschehen  müsse,  und  da  er  Friedrichs  Verlangen  nicht  ohne 
weiteres  als  ungerechtfertigt  bezeichnen  konnte,  vor  allem  aber 
einen  Krieg  zwischen  dem  Kaiser  und  den  Lombarden,  dessen 
weitere  Folgen  für  seine  eigene  Machtstellung  unabsehbar 
waren,  vermeiden  wollte,  so  suchte  er  die  letzteren  zu  bewegen, 
diesmal  dem  Reichstage  kein  Hindernis  in  den  Weg  zu  legen, 
besonders  da  Friedrich  ihm  versichert  hätte,  nichts  gegen  ihre 
Freiheit  zu  beabsichtigen  *).  Indessen  hatten  seine  Bemühungen 
keinen  Erfolg,  und  er  sah  sich  genötigt,  wollte  er  überhaupt 
seine  vermittelnde  Stellung  nicht  aufgeben,  Unterhändler  abzu- 
senden, die  eine  Einigung  zu  Stande  bringen  sollten^).  Ihren 
Bemühungen  gelang  es,  beide  Parteien  zu  einem  Compromiss 
zu  bewegen,  der  am  13.  Mai  1232  zu  Padua  geschlossen  wurde. 
Danach  sollten  sich  die  Streitenden  entweder  dem  Schiedsspruch 
der  beiden  Cardinäle  oder,  falls  es  diesen  nicht  gelänge,  eine 
Einigung  zu  erzielen,  dem  des  Papstes  und  des  Cardinalkol- 
legiums  unterwerfen;  für  den  Weigerungsfall  wurde  eine  Con- 
ventionalstrafe  von  20000  Mark  Silber  festgesetzt.  Der  Com- 
promiss sollte  sich  zunächst  nur  erstrecken  auf  die  dem  Kaiser 
durch  Verhinderung  des  Reichstages  von  Ravenna  zugefügte  Be- 
leidigung, sollte  aber  auch  auf  jeden  anderen  Streitpunkt  aus- 
gedehnt werden,  falls  ein  solcher  zu  Tage  trete*).  Gleich- 
zeitig sollte  über  eine  Sicherheit  beraten  werden,  die  der  Kaiser 
dem  Bunde  zu  geben  hätte,  wenn  sein  Sohn  und  die  deutschen 
Fürsten  über  die  Alpen  kämen*). 

Eine  Einigung  durch  die  Cardinäle  scheint  nicht  zustande 
gekommen  zu  sein,  denn  am  26.  Januar  1233  forderte  der  Papst 
noch  beide  Parteien  auf,  Boten  mit  gehöriger  Vollmacht  zu  ihm 


»)  Vgl.  R.  452  p.  365,  454  p.  366  und  455  p.  367. 

*)  Es  waren  dies  die  Cardinäle  Jacob  von  Palestrina  und  Otto  von  St. 
Nicolaus. 

")  Vgl.  die  Compromissurknnde  b.  H.  B.  IV,  346  ff.  In  einem  Zusatz- 
protokoll aber  wurde  dies  dabin  eingeschränkt,  dass  in  diesem  Falle  die  Par- 
teien nur  an  die  Entscheidung  gebunden  sein  soUten,  wenn  sie  derselben  be- 
sonders zugestimmt  hätten,  was  die  Entscheidung  der  Kirche  vollständig  illu- 
sorisch machte. 

*)  Für  Friedrich  war  das  letztere  von  keiner  Bedeutung  mehr,  da  er 
eben  in  dieser  Zeit  durch  den  Uebertritt  der  Romano  und  der  Stadt  Verona 
sich  die  Hauptstrasse  nach  Italien  gesichert  hatte. 

Köhler,  das  Verhältnis  Kaiser  Friedrichs  II  zu  den  Päpsten  seiner  Zeit.  2 
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zu  senden*).  Dies  geschah,  und  der  Spruch  des  Papstes  vom 
5.  Juni  *)  lautete  dahin,  dass  Friedrich  und  sein  Sohn  den  Lom- 
barden alles  verzeihen  und  alle  Sentenzen  gegen  sie  widerrufen 
sollten;  die  Lombarden  sollten  500  Ritter  zu  einem  vom  Papst 
näher  zu  bestimmenden  Termine  für  das  heilige  Land  stellen 
und  allen  Anhängern  des  Kaisers  Frieden  bewahren.  Es  ist 
selbstverständlich,  dass  Friedrich  zunächst  keineswegs  geneigt 
war,  ein  solches  Urteil  des  Papstes  anzuerkennen,  in  welchem 
derselbe  offen  die  Partei  seiner  Gegner  ergriff.  Er  sprach  dies 
auch  deutlich  aus  in  einem  Briefe  an  den  Cardinalbischof  Raynald 
von  Ostia  *),  worin  er  die  Gründe  auseinandersetzte,  die  Gregor 
zu  einer  anderen  Entscheidung  hätten  führen  müssen:  Indem 
die  Lombarden  den  Schützer  der  Kirche  verletzten,  vergingen 
sie  sich  gegen  die  Kirche  selbst;  in  der  Hoffnung  auf  ein  un- 
parteiisches Urteil  habe  er  die  Sache  dem  Spruche  des  Papstes 
unterworfen,  müsse  sich  aber  wundern,  dass  der  Cardinal  einem 
solchen  zugestimmt  habe,  der  für  ihn  keine  Genugthuung  ent- 
halte, des  Reiches  Ehre  aber  gar  nicht  in  Betracht  ziehe.  Zum 
Schluss  fügte  er  als  Warnung  hinzu:  Wenn  solch  ein  Urteil 
erst  bekannt  werde,  so  würde  kein  Fürst  mehr  seine  Ange- 
legenheiten der  Entscheidung  der  Kirche  überlassen.  Dem 
Papst  selbst  hatte  Friedrich  erklärt*),  dass  er  zunächst  die 
Ankunft  des  Deutschordensmeisters  erwarten  wolle,  der  in  dieser 
Angelegenheit  am  besten  Bescheid  wisse  *^).  Der  Brief  an  den 
Cardinal  Raynald  reizte  jedoch  den  Papst  auf's  äusserste;  in 
heftigem  Tone  erwiderte  er  am  12.  August®):  Welches  seien 
denn  die  Beleidigungen  durch  die  Lombarden?  Wenn  dem 
Kaiser  die  Entscheidung  nicht  passe,  so  könne  ja  noch  alles 
hergestellt  werden,  wie  es  vorher  war,  d.  h.,  er  solle  doch  ver- 
suchen, sich  selbst  sein  Recht  zu  holen.  Gregor  wusste  recht 
gut,  dass  Friedrich  augenblicklich  am  wenigsten  sich  mit  den 
Lombarden  einlassen  könnte.  Fortwährend  durch  Empörungen 
in  Sicilien  beunruhigt,   längst  schon  in  Sorge  über  das  Ver- 


»)  Vgl.  E.  505  und  606  p.  406. 

«)  Vgl.  E.  631  p.  426. 

•)  H.  B.  IV,  442. 

*)  H.  B.  IV,  441. 

*)  Derselbe  war  des  Kaisers  Unterhändler  gewesen. 

^  E.  662  p.  446. 
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halten  seines  Sohnes  in  Deutschland,  musste  der  Kaiser  gewärtig 
sein,  dass  bei  kriegerischen  Verwickelungen  mit  den  Lombarden 
alle  seine  Feinde  zugleich  auf  ihn  einstürmen  würden.  Friedrich 
selbst  verschluss  sich  diesen  Erwägungen  ebenfalls  nicht;  bevor 
er  den  Brief  des  Papstes  empfing  ^).  nahm  er  am  14,  August 
den  Entscheid  desselben  an,  in  der  Hoffnung,  dadurch  wenigstens 
vor  den  Lombarden  Ruhe  zu  haben  und  seine  ganze  Macht  auf 
die  Ordnung  der  Verhältnisse  in  Deutschland  konzentrieren  zu 
können.  Auch  enthielt  ja  der.  Spruch  des  Papstes  nichts,  was 
Friedrichs  Rechten  in  der  Lombardei  irgendwie  präjudicierte. 
Die  Verhandlungen,  die  über  die  letzteren  stattfanden  ^),  hatten 
keinen  Erfolg,  da  die  Lombarden  die  kaiserlichen  Forderungen 
teils  ablehnten,  teils  bedeutend  modificierten. 

Durch  die  Annahme  des  päpstlichen  Schiedsspruches  war 
das  gute  Einvernehmen  augenblicklich  wiederhergestellt,  denn 
jeder  von  beiden,  Friedrich  wie  Gregor,  war  auf  die  Hilfe  des 
andern  angewiesen.  Der  Papst  hatte  die  Unterstützung  des 
Kaisers  gegen  die  Römer  nötig,  die  ihn  1233  und  abermals 
1234  aus  ihrer  Stadt  vertrieben,  und  dieser  war  umsomehr 
bereit,  dieselbe  zu  leisten,  als  er  dadurch  sich  den  Papst  ver- 
pflichtete und  ihn  bei  seinem  Vorgehen  gegen  seinen  Sohn 
Heinrich  auf  seiner  Seite  hatte.  Aber  die  Hilfe,  die  Friedrich 
dem  Papste  zu  Rieti  im  Juni  1234  freiwillig  gegen  die  Römer 
zu  leisten  versprach  und  auch  wirklich  leistete*),  wird  denselben 
nicht  so  sehr  freundschaftlich  gestimmt  haben,  als  vielmehr  die 
Aussicht,  den  Punkt,  welcher  die  Selbstständigkeit  der  Lom- 
bardenstädte und  somit  seine  eigene  bedrohte,  durch  einen 
Vergleich  aus  der  Welt  zu  schaffen.  Der  Kaiser  hatte  nämlich, 
wie  schon  1232  Hermann  von  Salza  in  seinem  Auftrage*),  dem 


*)  Es  ist  nicht  denkbar,  da8.s  Friedrich  einen  Brief  vom  12.  August  aus 
Anagni  bereits  am  14.  August  in  Castro  S.  Giovanni  gehabt  hätte. 

*)  Vgl.  die  Urkunden  bei  Ficker,  Urkunden  zur  Reichs-  und  Rechts- 
geachichte  Italiens  Nr.  337  und  338. 

')  R.  602  p.  488  und  anderwärts  spricht  der  Papst  von  den  Leistungen 
des  Kaisers  gegen  die  Römer  durchaus  anerkennend.  Dagegen  fäUt  nicht 
sehr  ins  Gewicht,  wenn  er  zur  Zeit  der  erbittertsten  Feindschaft  in  der  £n- 
cyklika  „Ascendit  de  mari  bestia"  vom  1.  Juli  1239  (R.  750  p.  649)  das  Gegen- 
teil behauptet,  ja  ihm  geheimes  Einverständnis  mit  den  Römern  vorwirft. 

^)  Vgl.  den  Compromiss  von  Padua  vom  13.  Mai  1232:   Et  si  inter  im- 
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Papste  auch  die  Entscheidung  seiner  piincipiellen  Streitigkeiten 
mit  den  Lombarden  überlassen  (April  1234).  Es  war  dies  aller- 
dings, wie  Winkelmann  richtig  sagt,  ein  Akt  berechnender  Staats- 
klugheit, indessen  doch  wohl  nicht  ganz  durch  die  Gründe 
veranlasst,  die  er  aufführt^).  Es  musste  Friedrich  doch  viel- 
mehr zunächst  beeinflussen,  dass  er  dadurch  Sicherheit  vor 
zwei  Gewalten  mit  einem  Mal  bekam:  vor  dem  Papst,  dem  er 
keinen  grösseren  Gefallen  erweisen  konnte,  als  ihm  die  Mög- 
lichkeit zu  geben,  zwischen  den  beiden  Parteien  zu  vermitteln, 
deren  feindliches  Zusammenstossen  er  im  eigenen  Interesse  um 
jeden  Preis  verhindern  musste:  vor  den  Lombarden,  die  er  da- 
durch von  jeder  feindseligen  Handlung,  vor  allem  von  einem 
Bündnis  mit  Heinrich  zuiückhalten  wollte.  Das  erstere  gelang; 
ja  der  Papst  trat  durchaus  auf  Friedrichs  Seite  und  Hess  ihm 
die  umfassendste  Unterstützung  gegen  seinen  Sohn  zu  teil 
werden*).  Die  Lombarden  dagegen  vereitelten  durch  ihr  Ver- 
halten nicht  nur  diese  Hoffnung  des  Kaisers,  sondeni  machten 
auch  jede  Vermittelung  des  Papstes  unmöglich.  Schon  von  vorn- 
herein zögerten  sie,  sich  ihrerseits  der  päpstlichen  Entschei- 
dung anzuvertrauen,  und  auch  mehrere  päpstliche  Schreiben^) 


peratorem  etc.  H.  B.  IV,  349.  Dass  Hermann  von  Saiza  dieses  Zugeständnis 
ohne  Wissen  des  Kaisers  gemacht  haben  sollte,  ist  undenkbar. 

»)  Fr.  n,  I,  427. 

')  Der  Befehl  des  Papstes  an  den  Erzbischof  von  Trier  vom  5.  Juli  1234 
(H.  B.  IV,  473),  worin  er  demselben  befiehlt .  über  Heinrich  die  Exkommuni- 
kation zu  verhängen,  falls  dieser  sich  nicht  füge,  femer  die  Encyklika  vom 
13.  März  1235  (R.  630),  sowie  die  Gitationen  der  Anhänger  Heinrichs  unter 
den  Bischöfen  (R.  631),  haben  wohl  nicht  wenig  auf  die  Haltung  der  deutschen 
Geistlichkeit  eingewirkt.  Auch  verhinderte  Gregor  eine  Unterstützung  Hein- 
richs durch  Ludwig  von  Frankreich  (H.  B.  IV,  537.).  Sein  Ausdruck  in  der 
Encyklika  „Ascendit  de  mari'^  (R.  p.  651):  „quasi  de  novo  in  imperatorem 
erigens'^  beruht  dagegen  woiil  auf  Selbstüberschätzung.  Vgl.  auch  Winkel- 
mann Fr.  II,  I,  p.  529. 

»)  R.  581—583  p.  472  —  74,  587  p.  477  und  603  p.  489  ff.  An  letzter 
Stelle  steht  zugleich  die  Form  des  Compromisses ,  welchen  die  Lombarden 
ausstellen  sollten.  Dass  ein  solcher  von  ihnen  wirklich  ausgestellt  worden  ist. 
erscheint  nach  unseren  Quellen  als  höchst  zweifelhaft.  Es  deutet  nichts  direct 
darauf  hin ,  als  eine  Aeussernng  Friedrichs  (H.  B.  IV,  876) ,  dass  die  Lom- 
barden „praedicto  compromisso  pendente  contra  nos  cum  filio  nostro  coniu- 
rationis  foedera  contrazerunf,  wo  man  aus  dem  „compromisso  pendente"  viel- 
leicht darauf  schliessen  könnte.  Ficker  R.  J.  V,  2042  nimmt  es  als  gewiss  an, 
wahrscheinlich  veranlasst  durch  die  Urkunde  bei  Pertz  L.  L.  ü,  p.  303,  in  der 
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konnten  sie  nicht  dazu  bewegen,  trotzdem  dieselben  die  Ver- 
sicherung enthielten,  dass  sie  als  „speciales  ecclesiae  filii  non 
absque  offensione  ecclesiae''  beleidigt  werden  könnten.  Auch  die 
Warnung  des  Papstes,  den  Kaiser  nicht  durch  feindliche  Hand- 
lungen zu  reizen,  damit  er  sich  nicht  mit  Recht  über  sie  be- 
klagen könne,  beachteten  sie  durchaus  nicht,  sondern  fielen  über 
die  kaiserfreundlichen  Städte  her.  Entscheidend  aber  für  den 
späteren  Verlauf  der  Ereignisse  und  besonders  auch  für  die 
Beurteilung  des  Rechtsverhältnisses  im  Kampfe  zwischen  Kaiser 
und  Papst  ist  eine  andere  Handlung  gewesen,  die  sich  die 
Lombarden  zu  Schulden  kommen  Hessen :  ihr  Bündnis  mit  König 
Heinrich  vom  17.  December  1234*).  Durch  dasselbe  geriet  der 
Papst  in  die  schwierigste  Lage;  seine  Stellung  zu  den  Lom- 
barden und  zum  Kaiser  wurde  in  einer  Weise  geregelt,  die 
seinen  Interessen  und  seinen  Absichten  gerade  zuwiderlief. 
Hatte  der  Papst  dem  Kaiser  zu  Rieti  Unterstützung  gegen 
seinen  Sohn  zugesagt  und  leistete  er  ihm  dieselbe  in  der  Folge- 
zeit, so  war  es  für  ihn  unabweisbare  Pflicht,  auch  gegen  die 
Helfershelfer  vorzugehen  und,  wie  er  es  gegen  die  deutschen 
Bischöfe  that,  nunmehr  auch  gegen  die  Lombarden  auf  die 
Seite  des  Kaisers  zu  treten.  Unmöglich  war  es  ihm  aber  ge- 
macht, die  Lombarden  irgendwie  zu  unterstützen,  denn  sie 
waren  Reichsrebellen.  Während  also  die  rechtliche  Folge  des 
Bündnisses  den  Papst  auf  die  Seite  des  Kaisers  verwies,  zeigte 
ihm  sein  eigenes  Interesse  den  entgegengesetzten  Weg.  Danach 
musste  er  alles  vermeiden,  was  die  Macht  der  Lombarden 
schwächen  konnte,  denn  nur  wenn  sie  in  ihrer  Integrität  er- 
halten wurden,  konnte  auch  die  territoriale  Macht  des  Papst- 
tums bestehen  bleiben.     Sein  eigener  Vorteil  gebot  ihm  somit, 


aber  bereits  HuiUard-Br^hoHes  eine  blosse  forma  compromissi  vermutete,  die 
den  Lombarden  zum  Zwecke  der  Ausstellung  vom  Papste  übersandt  war,  eine 
Ansicht;  die  jetzt  durch  R.  p.  490  Anm.  1  bestätigt  ist. 

*)  H.  B.  IV,  704.  Dasselbe  verpflichtete  den  Lombardenbund  zur  Hilfe- 
leistung nur  innerhalb  des  eigenen  Landes,  während  Heinrich  Unterstützung 
gegen  jeden  Feind  versprach.  Es  scheint  also  der  Hauptzweck  gewesen  zu 
sein,  dem  Kaiser  den  Weg  zu  verlegen,  damit  Heinrich  Zeit  hätte,  seine  Stel- 
lung zu  nehmen.  Den  Papst  als  dritten  im  Bunde  hinzustellen  (Schirrmacher, 
Friedrich  U,  I,  238,  242),  erlaubt  schon  die  obenerwähnte  Unterstil tzung  nicht, 
die  derselbe  Friedrich  zu  teil  werden  Hess.  Vgl.  auch  Winkeimann,  Fried- 
rich n,  I,  459. 
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die  Lombarden  gegen  den  Kaiser  zu  unterstützen,  auf  keinen 
Fall  aber  durfte  er  durch  Unterstützung  des  Kaisers  die  Hand 
dazu  bieten,  dass  Friedrich  auch  in  Oberitalien  unumschränkter 
Gebieter  würde  und  dann  den  Kirchenstaat  umschlossen  hielte. 
— '  Es  ist  selbstverständlich,  dass  sich  Gregor  einem  solchen 
Widerstreit  zwischen  seiner  Pflicht  und  seinem  Interesse  zu 
entziehen  suchte.  Eine  Möglichkeit  dazu  bot  sich  ihm  dadurch, 
dass  ihm  die  Entscheidung  über  die  streitigen  Reichsreclite 
anvertraut  war.  Gelang  es  ihm,  diese  Entscheidung  noch  hin- 
auszuschieben, so  konnte  er  hoffen,  dass  der  Ausbruch  der 
Feindseligkeiten  vermieden  würde,  oder  wenn  nicht  dieses  so 
doch,  dass  sich  alsdann  seine  diplomatische  Lage  soweit  ge- 
bessert hätte,  dass  ihm  die  Möglichkeit  bliebe,  seine  Stellung 
frei  zu  wählen.  Dazu  war  aber  vor  allem  nötig,  dass  der 
Kaiser  den  Compromiss  auch  noch  weiter  gelten  Hess,  und  um 
dies  zu  bewerkstelligen,  sandte  Gregor  am  28.  Juli  1235  ein 
Schreiben  an  die  zur  Curie  in  Mainz  versammelten  deutschen 
Fürsten*),  sie  möchten  den  Kaiser  bewegen,  an  dem  Compro- 
miss festzuhalten  und  von  seinem  (Troll  gegen  die  Lombarden 
zu  lassen.  Indessen  war  Friedrich  nicht  geneigt,  den  günstigen 
Augenblick  zu  versäumen,  sich  Oberitaliens  zu  bemächtigen; 
in  Deutschland  Sieger,  vermochte  er  mit  um  so  grösserer  Macht 
gegen  die  Lombarden  vorzugehen,  als  ihm  die  deutschen  Fürsten 
eine  Unterstützung  gegen  die  Reich s rebelle n  nicht  verweigern 
konnten,  und  er  nützte  diese  günstige  Stellung  so  aus,  dass  er 
schon  am  24.  August  1235  in  der  Lage  war,  dem  Papste  zu 
antworten:  Die  Fürsten  und  Grossen  hätten  einstimmig  den 
Entschluss  gefasst,  die  Lombarden  für  die  dem  Reiche  äuge- 
thanen  Beleidigungen  zu  strafen;  infolge  dessen  würde  er  im 
nächsten  Fiühjahre  mit  zwei  grossen  Heeren  nach  Italien 
kommen.  Deshalb  wolle  er  zwar  die  Entscheidung  des  Papstes 
auch  jetzt  noch  anerkennen,  doch  müsse  dieselbe  spätestens 
bis  Weihnachten  gefällt  sein,  sonst  könne  er  sich  an  dieselbe 
nicht  mehr  binden.  Wahrscheinlich  ist  es  besonders  der  Ein- 
fluss  des  Hermann  von  Salza  gewesen,  der  den  Kaiser  zu  diesem 


^)  R.  648  p.  547.  Vielleicht  auch  in  derselben  Angelegenheit  an  den 
Kaiser,  wenigstens  legt  die  Erwähnong  des  Magister  Petrus  als  Boten  in 
dieser  Sache  im  Briefe  Friedrichs  (R.  J.  V,  2107)  diese  Vermutung  nahe, 
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grossen  Zugeständnis  mit  bewog.  Dem  Papste  jedoch  war 
gerade  mit  dieser  Einschränkung  nicht  sehr  gedient;  denn 
erstens  hatte  er  die  Lässigkeit  der  Lombarden  hinreichend 
kennen  gelernt  und  wusste  wohl,  dass  es  ihm  wahrscheinlich 
nicht  gelingen  werde,  die  Verhandlungen  bis  dahin  zu  beenden; 
zweitens  aber  lag  ihm  daran,  die  Verhandlungen  möglichst  lange 
hinzuziehen,  denu  wenn  es  ihm  gelang,  den  Eifer  der  deutschen 
Fürsten  erst  etwas  abkühlen  zu  lassen,  so  konnte  er  darauf 
hoffen,  dass  Friedrich  seinen  Zweck  in  der  Lombardei  nicht 
ganz  erreichen  würde.  Aber  auch  der  Fall,  dass  Friedrich 
nicht  von  einem  energischen  Vorgehen  gegen  die  Lombarden 
zurückgehalten  werden  könnte,  musste  jetzt  in  den  Kreis  der 
Erwägungen  gezogen  werden.  Drei  Wege  standen  dem  Papste 
hier  offen:  Unterstützung  des  Kaisers,  Unterstützung  der  Lom- 
barden und  Neutralität.  Dass  Gregor  den  ersten  Weg  überhaupt 
nicht,  den  zweiten  seiner  diplomatischen  Lage  wegen  augen- 
blicklich nicht  offen  einschlagen  konnte,  ist  schon  oben  ausge- 
führt; aber  auch  der  dritte  war  für  ihn  sehr  gefährlich,  denn 
wenn  es  einmal  zum  Kriege  kam,  so  war  vorauszusehen,  dass 
die  Lombarden  unterliegen  würden,  da  Friedrich  sich  einer  so 
umfangreichen  Unterstützung  erfreute  und  sich  aus  Deutschland 
stets  mit  neuen  Truppen,  aus  Sicilien  mit  Geld  versehen  konnte. 
Es  war  also  für  die  Existenz  des  Kirchenstaates  eine  unabweis- 
bare Notwendigkeit,  dass  die  Lombarden  Unterstützung  erhielten, 
sie  konnten  eine  solche  aber  nur  vom  Papste  bekommen.  Dass 
Gregor  sich  bereits  in  dieser  Zeit  mit  diesem  Gedanken  ver- 
traut gemacht  hat,  dass  er  sich  bereits  entschlossen  hat,  im 
Falle  der  Not  gegen  den  Kaiser  für  die  Lombarden  aufzu- 
treten, wird  durch  den  Zusammenhang  seiner  Politik  in  der 
Folgezeit  vollständig  klar;  deutlich  ausgesprochen  hat  er  es  in 
einem  Briefe  an  Hermann  von  Salza  vom  22.  September  1235  ^), 
in  dem  er  sich  über  die  Beschränkung  beklagt,  die  ihm  in 
seiner  Vermittlerthätigkeit  auferlegt  wurde.  Es  heisst  da  am 
Schlüsse,  nachdem  er  den  Deutschordensraeister  aufgefordert 
hat,  den  Kaiser  des  heiligen  Landes  wegen  von  seinem  Vor- 
haben abzubringen,  in  drohendem  Tone:  „nuntiaturus  eidem, 
quod  si  iamdictae  provisionis  tenorem,   quod  absit,   infringens 


»)  R.  657  p.  557. 


24 

contra  Lombardos,   maxime  si  se  praecise  in  manibus  ecciesiae 
ponere  sint  parati,  hoc  potissimum  tempore  iuxta  praedictum 

consilium  procedere  moliretur, id  pati  equanimiter 

eandem  ecclesiam  non  deceret  etc.** 

Noch  war  es  indessen  nicht  so  weit,  noch  war  HoflFnung 
vorhanden,  dass  eine  Vermittelung  zustande  kommen  werde. 
Der  Papst  forderte  deshalb  beide  Parteien  auf,  ihre  Machtboten 
zu  senden,  aber  er  musste  dieselbe  Erfahrung  machen,  wie  bei 
seinen  Friedensbestrebungen  in  den  früheren  Jahren.  Trotz 
wiederholter  Aufforderungen  fühlten  sich  die  Lombarden  nicht 
veranlasst,  ihre  Unterhändler  zu  senden;  Weihnachten  und 
Lichtmess^)  waren  verstrichen,  ohne  dass  irgend  etwas  für  den 
Frieden  hatte  geschehen  können .  ja  die  Städte  hatten  von  neuem 
den  Kaiser  erbittert  teils  durch  Erneuerung  ihres  Bundes,  teils 
durch  die  versuchte  TJeberrumpelung  von  Verona ,  deren  Gelingen 
dem  Kaiser  einen  unersetzlichen  Verlust  zugefügt  hätte*).  Dieses 
Verhalten  derselben  musste  dem  Papst  zeigen,  dass  eine  Eini- 
gung unmöglich  sei,  und  dass  es  deshalb  für  ihn  gelte,  sich 
eine  Stellung  zu  schaffen,  die  ihm  ermöglichte,  gegen  den  Kaiser 
für  die  Lombarden  zu  wirken,  und  die  ihm  in  den  Augen  der 
Welt  die  Berechtigung  gab,  jederzeit  offen  gegen  Friedrich  her- 
vorzutreten. Jenes  erreichte  er  dadurch,  dass  er  noch  immer, 
trotzdem  der  vom  Kaiser  gesetzte  Tennin  längst  verstrichen 
war,  an  dem  Compromiss  festhielt,  was  ihm  möglich  machte, 
unter  dem  Scheine  des  Rechtes  mit  den  Lombarden  zu  verkehren 
und  ihnen  heimliche  Unterstützung  angedeihen  zu  lassen ;  dieses 
durch  eine  Reihe  von  Beschuldigungen,  die  um  diese  Zeit  zuei'st 
in  geschlossener  Masse  auftretend ,  von  jetzt  ab  das  Verhältnis 
zwischen  Kaiser  und  Papst  begleiten.  Wie  gut  es  ihm  gelungen 
ist,  den  eigentlichen  Kernpunkt  der  Sache  zu  verdecken,  beweist 
der  Umstand,  dass  es  erst  neueren  Forschem  vorbehalten  war, 


')  2.  Februar,  Purificatio  Mariae,  war  der  vom  Kaiser  nachträglich  zu- 
gestandene äusaerste  Termin,  vgl.  H.  B.  IV,  876/7. 

')  Es  ist  bezeichnend  für  das  Verhältnis  zwischen  Kaiser  und  Papst  und 
für  die  Erwartungen,  die  Friedrich  von  Gregor  hegte,  dass  er  diesem  die 
Schuld  an  beiden  Ereignissen  zuschiebt,  wie  aus  der  Verteidigung  des  Papstes 
vom  29.  Februar  1236  (R.  676  p.  674)  hervorgeht,  üeber  die  Wahrheit  dieser 
Beschuldigung:  lässt  sich  natürlich  nichts  erweisen. 
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darauf  hinzuweisen,  wie  wenig  Einfluss  diese  Beschuldigungen 
in  Wahrheit  auf  das  Verhältnis  der  beiden  ausgeübt  haben. 

Den  ersten  entscheidenden  Schritt  in  dieser  Beziehung  that 
Gregor  am  29.  Februar  1236  in  einem  Briefe,  der  neben  seiner 
eigenen  Verteidigung  wegen  der  Voi-gänge  in  der  Lombardei 
hauptsächlich  dem  Versuche  dienen  sollte,  den  Kaiser  als  Frevler 
gegen  die  Kirche  hinzustellen,  die,  wie  er  beschuldigt  wurde, 
in  Sicilien  auf  vielfache  Weise  durch  ihn  geschädigt  worden  war. 
Es  ist  unleugbar,  dass  Friedrich  in  der  That  sich  in  dem  Be- 
streben, Sicilien  allein  von  seinem  Willen  abhängig  zu  machen^, 
auch  gegiein  die  Rechte  der  Geistlichkeit  vielfach  vergangen 
hat.  Bei  vielen  Anschuldigungen  lässt  sich  auch  der  Thatbestand 
Incht  mehr  feststellen,  und  man  kann  nicht  sagen,  ob  die  Ver- 
teidigung Friedrichs  gelungen  ist.  Wo  aber  eine  ControUe 
möglich  ist,  da  müssen  wir  sagen,  dass  der  Kaiser  durchaus 
nicht  so  schuldig  erscheint,  und  dies  bestärkt  noch  den  Ein- 
druck, dass  alles  nur  ein  Vorwand  ist. 

Daneben  gab  Gregor  seine  Vermittlerrolle  nicht  auf.  Die 
lombardischen  Machtboten  waren  nach  der  Abreise  der  kaiser- 
lichen Gesandten  doch  noch  in  Rom  erschienen,  ihre  Entschul- 
digung, augenscheinlich  durchaus  nichtig,  weil  sie  sonst  dem 
Kaiser  nicht  vorenthalten  worden  wäre,  war  vom  Papste  ange- 
nommen worden.  Aber  sein  Versuch,  den  Deutschordensmeister 
zur  Rückkehr  zu  bewegen,  scheiterte,  und  er  sah  sich  genötigt, 
sich  deswegen  an  Friedrich  selbst  zu  wenden  ^).  Indem  er  hier 
die  versteckte  Drohung  wiederholt,  die  er  bereits  gegen  Her- 
mann von  Salza  ausgesprochen  hatte,  und  den  Kaiser  warnt, 
gegen  die  Lombarden  vorzugehen,  ehe  er  seine  Entscheidung 
gefällt  hätte,  versucht  er  noch  durch  einen  neuen  Punkt  die 
Auftnerksamkeit  desselben  von  der  Lombardei  abzulenken,  näm- 
lich durch  einen  Kreuzzug,  den  er  jetzt  plötzlich  für  sehr  not- 
wendig hält.  Friedlich  antwortete  ihm  darauf,  dass  er  zunächst 
sein  Erbe  Italien  von  der  Ketzerei  zu  befreien  gedenke,  ehe 
er  an  die  Bekämpfung  der  entfernteren  Sarazenen  gehe^); 
ebenso  weist  er  in  einem  Briefe  vom  16.  April  auch  die  Be- 
schuldigungen  betreffs    der    sicilischen    Kirche    zurück^.     Er 


»)  21.  Mätz  1236,  R.  678  p.  677. 

*)  H.  B.  TV,  881.    R.  J.  V,  2159;  nach  Picker  in  den  Mai  gehörig. 

«)  H.  B.  IV,  829. 
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könne  auf  so  allgemein  gehaltene  Vorwürfe  hin  weder  sich  ver- 
teidigen noch  Abhilfe  schaffen,  auch  sei  es  ihm  unmöglich,  sich 
von  Deutschland  bis  nach  Sicilien  vernehmlich  zu  machen  oder 
in  so  weiter  Entfernung  alles  zu  erkennen.  Am  Schlüsse  warnt 
er  den  Papst  noch,  gegen  die  Veroneser  den  Bann  auszusprechen, 
da  eine  solche  Massregel  den  Gerüchten,  die  von  ihm  eine 
Beteiligung  an  jenen  Ereignissen  behaupteten,  neue  Nahrung 
geben  würde  ^).  Alles  dies  konnte  Gregor  nicht  im  Zweifel  da- 
rüber lassen,  dass  Friedlich  entschlossen  sei,  seinen  Zweck  in 
der  Lombardei  zu  verfolgen,  selbst  auf  Kosten  seines  guten 
Verhältnisses  mit  der  römischen  Curie,  und  diese  Erkenntnis 
veranlasste  ihn,  zumal  er  nicht  ernstlich  für  die  Lombarden  ein- 
treten konnte,  auf  dem  eingeschlagenen  Wege  heimlicher  Be- 
günstigung derselben  fortzugehen.  Am  10.  Juni  benachrichtigte 
er  den  Kaiser,  dass  er  „zur  Stillung  der  Unruhen"  den  Car- 
dinalbischof  Jacob  von  Praeneste  nach  Oberitalien  entsendet 
habe,  und  ersuchte  ihn  gleichzeitig,  den  Deutschordensmeister 
zu  nochmaligen  Unterhandlungen  nach  Rom  zu  schicken.  Mit 
der  Entsendung  eines  Legaten  erfüllte  der  Papst  zwar  eine 
Bitte  des  Kaisers;  aber  dieser  hatte  gewünscht,  dass  ihm  ein 
solcher  in  der  Person  des  Patriarchen  von  Antiochia  geschickt 
werde  ^),  während  Gregor  vielmehr  seinen  Zwecken  diente, 
indem  er  den  Cardinalbischof  von  Praeneste  abordnete.  Dieser 
war  nämlich  von  Geburt  ein  Lombarde,  und  als  Angehöriger 
einer  kaiseifeindlichen  Familie  ein  erbitterter  Feind  des  Kaisers, 
wie  sich  dies  bald  in  seiner  Wirksamkeit  zeigte.  Seine  geheime 
Instruktion^)  lautete  dahin,  die  uneinigen  Lombarden  zu  ver- 

^)  Solche  Gerücht«  müssen  in  dieser  Zeit  namentlich  auch  bei  den  ein- 
flussreicheu  Männern  am  Hofe  des  Kaisers  Glauben  gefunden  haben.  Eine 
merkwürdige  Andeutung  darüber  finden  wir  in  einem  Schreiben  Gregors  an 
den  Deutschordensmeister  vom  10.  Juni  1236,  worin  er  sich  wundert,  dass 
ihm  verschiedene  Male  von  diesem  der  Vorwurf  gemacht  sei,  er  woUe  gegen 
den  Kaiser  feindlich  vorgehen. 

«)  Vgl.  R.  691  p.  588  und  H.  B.  VI,  390  dazu  R.  J.  V,  2159.  Das  dies- 
bezügliche Schreiben  Friedrichs  ist  nicht  mehr  erhalten. 

')  Wir  dürfen  eine  solche  vielleicht  in  den  Worten  finden:  Hinc  est 
quod  cum  Lombardiae,  marchiae  Tervisinae  et  Romaniolae  provinciae  fuerint 
dudum  in  dissidii  constitutae  discrimine,  quare  plura  quam  deceat  explicari 
litteris  accidisse  pericula  dinoscuntur,  ....  providimus  ut  .  .  .  venerabilem 
fratrem  Jacobum  .  .  .  mitteremus   sperantes  ut  .  .  .  .  quae  sunt  salutis  et 
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einigen,  ein  Heer  zusammenzubringen  und  dem  Kaiser  auf  alle 
Weise  Abbruch  zu  thun,  indem  er  Anhänger  desselben  auf  die 
Seite  des  Bundes  hinüberzog,  denn  nur  von  einer  energischen 
und  vereinten  Gegenwehr  aller  Lombardenstädte  Hess  sich 
einiger  Erfolg  hoifen.  Wie  gut  der  Cardinal  seine  Aufgabe 
ausführte,  zeigt  der  von  ihm  bewirkte  Abfall  von  Placentia, 
seiner  Vaterstadt,  zur  Partei  des  Bundes.  In  diese  ihm  bisher 
treu  ergebene  Stadt  hatte  Friedrich  einen  Tag  auf  den 
25.  August  ausgeschrieben^),  um  mit  den  Lombarden  zu  ver- 
handeln und  seine  italischen  Truppenkontingente  um  sich  zu 
versammeln;  durch  ihren  Abfall  war  diese  Absicht  vereitelt 
und  dadurch  eine  bedeutende  Verzögening  des  ganzen  Unter- 
nehmens herbeigefülirt  worden.  Der  Kaiser  machte  seiner  Er- 
bitterung über  das  Vorgehen  des  Oardinals  in  einer  gehar- 
nischten Beschwerdeschrift  an  den  Papst  Luft,  indem  er  dasselbe 
detestabilis  uud  enormis  nannte  und  Gregor  beschuldigte,  wenn 
nicht  der  Anstifter,  so  doch  Mitwisser  der  That  zu  sein^). 
Letzterer  wies  diesen  Vorwurf  entrüstet  zurück:  Nach  dem 
Beispiel  C/hristi  habe  er  den  Frieden  und  die  Eintracht  auf 
Erden  herzustellen,  und  nur  zu  diesem  Zweck  habe  er  einen 
Legaten  in  die  Lombardei  geschickt;  denn  aus  Fürsorge  für 
die  Kirchen  und  das  Seelenheil  der  Gläubigen  müsse  er  einen 
Krieg  zu  vermeiden  suchen,  üazu  habe  er  denjenigen  ausge- 
wählt, qui  eo  minori  posset  haberi  ratione  suspectus,  quo  eins 
mens  terrenis  desideriis  absoluta  suis  actibus  fermenti  minus 
ingereret  odii  vel  amoris,  qui  se  ipsum  et  sua  relinquens  in 
divini  amoris  altitudinem  evolasset.  Ein  solcher  Mann  könne 
keinem  Verdacht  unterliegen,  auch  sein  Geburtsort  (Placentia) 
könne  ihn  nicht  verdächtig  machen,  „cum  non  bonitas  hominis 
deformetur  a  loco,  sed  lociinalitia  perhominem  reforraetur"^  — 
eine  scharfe,  ironische  Anspielung  auf  den  Abfall  von  Placentia—. 
Erröten  möge  daher  der  neue  Logiker  über  seine  Trugschlüsse: 


gratiae  facilius  et  felicius  operentur.  (Brief  Gregors  vom  10.  Jimi  1236, 
worin  er  den  Cardinal  an  die  Lombarden  empfiehlt;  R  693  p.  ö90).  Weitere 
Anhaltspunkte  giebt  die  Weigerung  des  Papstes,  seinen  Legaten  für  sein 
Wirken  zu  desavouieren. 

»)  Vgl.  H.  B.  IV,  847. 

*)  Das  Schreiben  ist  nicht  erhalten,  der  Inhalt  ist  bekannt  aus  der  aus- 
führlichen Verteidigung  des  Papstes  vom  23.  Oetober  1236.  R.  703  p.  600. 


. 28 

daraus  dass  der  Legat  zu  Placeritia  und  anderswo  die  Bürger- 
kriege beendete,  könne  ihm  niemand  einen  Vorwurf  machen, 
also  fiele  auch  ihm  selbst  kein  Teil  an  der  Schuld  zu. 

Es  war  nicht  zu  verkennen,  dass  die  lombardische  Angelegen- 
heit der  kriegerischen  Entscheidung  entgegentrieb ,  nachdem  erst 
die  Lombarden  selbst,  dann  der  Kaiser  so  wenig  Interesse  für  einen 
friedlichen  Ausgleich  gezeigt  hatten.  Die  letzte  schwache  Hoff- 
nung des  Papstes,  dass  Friedrich  durch  die  Rebellion  des  Her- 
zogs von  Oestreich  in  Deutschland  festgehalten  werden  würde, 
erfüllte  sich  aucli  nicht,  und  so  sah  er  sich  gezwungen,  um 
ans  seiner  bedrängten  Lage  zwischen  beiden  Parteien  heraus- 
zukommen, einen  weiteren  Schritt  gegen  den  Kaiser  zu  thun. 
Es  geschah  dies  am  17.  August  1236,  indem  er  dem  Cardinal 
Jacob  den  Befehl  gab,  entweder  selbst  zum  Kaiser  zu  gehen 
oder  einen  geeigneten  Stellvertreter  zu  entsenden,  der  dessen 
Beschuldigungen  gegen  die  Kirche  widerlegen,  gleichzeitig  aber 
über  eine  Reihe  von  Beschwerdepunkten  klagen  sollte^);  ge- 
wissermassen  eine  Antwort  auf  Friedrichs  Klagen  betreffs  des 
Abfalls  von  Placentia  und  seine  wiederholte  Forderung,  gegen 
die  Lombarden  mit  Kirchen  strafen  vorzugehen.  Gregor  ver- 
suchte hier  wieder  dem  Kaiser  vorzuhalten,  dass  sein  Unrecht 
gegen  die  Kirche  viel  grösser  sei,  als  das  anderer  gegen  ihn, 
und  dadurch  dieses  vergessen  zu  machen.  Aber  es  gelang  ihm 
nicht,  Friedrich  von  der  lombardischen  Frage  abzulenken ;  dieser 
beklagte  sich  vielmehr  in  einem  Erwiderungschreiben  über 
diese  Art  der  Antwort  auf  seine  gerechten  Forderungen  und 
verteidigte  sich  Punkt  für  Punkt  gegen  die  Beschwerden  des 
Papstes,  ironisch,  aber  doch  durchaus  wirksam,  häufig  sogar 
verletzend^).    Ihm  ist  es  aber  dabei  nur  zu  thun  um  eine  end- 


*)  R.  695  —  700 ,  p.  592  —  598.  Ueber  die  einzelnen  Beschwerden  des 
Papstes  und  die  Verteidigung  des  Kaisers  dagegen  vgl.  die  Beilage.  Eine 
Frage  ist,  ob  diesem  Briefe  die  Verteidigmig  des  Papstes  auf  einzelne  Be- 
schwerden des  Kaisers  (R.  702  p.  598)  beigegeben  war.  Ich  möchte  diese 
Frage  bejahen,  da  chronologisch  durchaus  nichts  im  Wege  steht,  denn  auch 
die  Klage  über  den  Cardinal  Jacob  musste  damals  schon  in  der  Hand  des 
Papstes  sein,  wie  der  Brief  an  den  Erzbischof  von  Mailand  (R.  699  p.  bW-) 
zeigt. 

*)  Besonders  köstlich  ist  eine  Stelle  am  Anfange  des  Briefes  (H.  B.  IV,  906.): 
sed  eo  quod  per  nuntios  etc.  bis  praesentibus  respoiidetur,  wo  er  den  Papst 
fragt,  ob  er  vieUeicht  seine  Bitten  verschlafen  habe  u.  s.  w. 
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giltige  Beseitigung  der  Vorwürfe  und  die  Vermeidung  eines 
Zwistes  mit  dem  Papst;  es  lag  ihm  durchaus  daran,  mit  diesem 
Frieden  zu  halten,  und  wenn  auch  das  Verhalten  desselben  ihm 
wunderbar  erschien,  so  hielt  er  doch  seine  Position  für  mili- 
tärisch nnd  diplomatisch  zu  stark,  als  dass  er  an  ein  feind-. 
liches  Auftreten  Gregors  hätte  glauben  können.  Um  so  mehr 
musste  er  sich  wundern,  dass  plötzlich  von  päpstlicher  Seite 
eine  Kundgebung  erfolgte,  die  ganz  offen  die  Ansichten  des 
Papsttums  klarlegte  und  zwar  in  einer  Weise,  welche  die  letz- 
ten Hofftiungen  Friedrichs  auf  ein  gutes  Einvernehmen  mit  dem- 
selben endgiltig  zerstören  musste.  Der  Grund  für  dieses 
plötzliche  Aufgeben  der  bisher  beobachteten,  reservierten  Hal- 
tung ist  in  verschiedenen  Ereignissen  zu  suchen,  deren 
Zusammentreffen  Gregor  zu  einem  übereilten  Schritt  hiuriss. 
Nicht  wenig  mag  die  Sprache  Friedrichs  in  seinem  Brief  vom 
20.  September  dazu  beigetragen  haben,  ebenso  die  Kunde  von 
dem  endgiltigen  Scheitern  der  Verhandlungen  mit  den  Lombarden^) ; 
die  Hauptursache  aber  waren  die  von  Anhängern  des  Kaisers 
in  Rom  gestifteten  Unruhen,  die  eine  Vertreibung  des  Papstes 
bezweckten.  Dies  war  der  Punkt,  wo  letzterer  am  gefähr- 
lichsten getroffen  werden  konnte,  denn  gelang  es,  ihn  aus  Rom 
zu  verjagen,  so  war  er  ganz  auf  den  guten  Willen  des  Kaisers 
angewiesen,  und  selbst  wenn  er  eine  Zuflucht  bei  den  Lombarden 
fand,  so  war  er  doch  nicht  in  der  Lage,  denselben  irgend  wel- 
che Hilfe  leisten  zu  können;  eine  Wiederkehr  der  Verhältnisse, 
wie  sie  in  den  letzten  Jahren  Friedrichs  I  lagen,  wäre  unver- 
meidlich gewesen.  Dies  allein  erklärt  die  Aufregung,  die  sich 
in  Gregors  Brief  geltend  macht.  Nachdem  er  zuerst  sich  und 
seinen  Legaten  gegen  den  Voi'wurf  verteidigt  hat,  dass  sie  zu 
Placentia  etwas  Unrechtes  bewirkt  hätten^),  wiederholt  er  seine 
Weigerung  die  Lombarden  zu  bannen,  denn  dieselben  hätten 
sich  in  die  Hand  der  Kirche  gegeben.  Darauf  zum  Angriff 
übergehend  antwortet  er  auf  die  Verteidigung  des  Kaisers,  dass 
er  allen  Versprechungen  desselben  betreffs  Siciliens  nicht  glaube, 
und  erneuert  seine  Anschuldigungen^).    Zum  Schlüsse  verweist 


*)  Vgl.  unten  S.  34  und  35. 
«)  Vgl.  oben  S.  27  und  28. 
■)  VgL  die  Beilage. 
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er  Friedrich  auf  das  Verhalten  seiner  Vorfahren  zur  Kirche 
und  fügt  eine  auf  die  donatio  Oonstantini  basierte  Anschauung 
vom  Verhältnis  des  Papsttums  zum  Kaisertum  hinzu,  nach  der 
natürlich  das  erstere  bei  weitem  höher  steht,  indem  er  geltend 
macht,  dass  durch  den  Papst  Karl  der  Grosse  die  Kaiserkrone 
und  dabei  nur  imperii  tribunal  et  gladii  potestatem  empfangen 
habe,  ohne  dass  dadurch  eine  Verminderung  der  päpstlichen 
Gerichtsbarkeit  erfolgt  sei.  Der  Ton  dieses  Briefes  lässt  uns 
nicht  darüber  im  Zweifel,  dass  der  Papst  bereits  auf  Grund 
der  sicilischen  Verhältnisse  dahin  gelangt  zu  sein  glaubte,  dass 
er  offen  gegen  Friedrich  sich  erklären  könnte.  Dass  dies  nicht 
sogleich  geschah,  liegt  in  der  Entwickelung,  die  mittlerweile 
die  politischen  Verhältnisse  in  Oberitalien  und  in  Deutschland 
genommen  hatten. 

Durch  den  Abfall  von  Placentia  war  die  Lage  der  Dinge 
für  Friedrich,  als  er  Mitte  August  nach  Italien  kam,  keines- 
wegs günstig.  Noch  schwankten  viele  Städte,  zu  wem  sie  sich 
wenden  sollten,  und  gerade  dadurch  wurde  ihm  viel  Zeit  ge- 
raubt. Sogleich  nach  seiner  Ankunft  hatte  er  den  Bischof  von 
Reggio  und  den  Deutschordensmeister  Hermann  nach  Mantua 
gesendet,  um  Verhandlungen  mit  dem  Bunde  anzuknüpfen,  aber 
diese  mussten  scheitern  an  der  Höhe  der  Forderungen,  die 
Friedrich  stellte^):  Verzicht  auf  den  Constanzer  Frieden,  Ent- 
lassung des  Heeres  und  Ergebung  auf  Gnade  und  Ungnade; 
noch  waren  die  Lombarden  nicht  so  weit,  dass  sie  solche  For- 
derungen hätten  erfüllen  müssen,  und  Friedrich  nicht  stark 
genug,  sie  dahin  zu  bringen.  Aber  nach  seiner  Vereinigung 
mit  den  Contingenten  der  reichstreuen  Städte  und  der  Ein- 
nahmen von  Marcharia  und  Mosio  fühlten  sich  die  Lombarden 
doch  bewogen,  nochmals  Verhandlungen  anzuknüpfen;  jedoch 
auch  diese  scheiterten  wieder  an  ihrer  Bedingung,  dass  am 
Constanzer  Frieden  festgehalten  würde.  Diesen  wollte  Frie- 
drich nicht  mehr  anerkennen,  da,  wie  er  an  den  Papst  schrieb, 
sich  herausgestellt  hätte,  derselbe  sei  dispendiosa  imperio  et 
prorsus  contraria  ecclesiasticae  libertati.   Nach  einer  Aeusserung 


*)  lieber  diese  imd  die  folgenden  Verhandlungen  vergl.  den  Brief  bei 
Hahn,  CoU.  Mon.  I,  218,  auf  den  zuerst  Ficker  R.  J.  V,  2198  aufmerksam  ge- 
macht hat. 
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im  Anfange  dieses  Briefes:  existentes  verumtamen  memores 
verbi  nostri  per  reges  et  principes  imperiali  programniate  divul- 
gati  und  mehr  noch  aus  den  Worten  im  Briefe  vom  August 
1244^):  cum  sit  proraissum  et  flrmatum  per  principes  imperii, 
quod  praedictam  pacem  tamquam  factum  in  evidens  praeiudicium 
iuris  et  imperii  non  debeamus  observare  können  wir  schliessen, 
dass  auch  im  Jahre  1235  wieder  die  Fürsten  den  Kaiser  er- 
mächtigten, den  Constanzer  Frieden  zu  widerufen,  überhaupt, 
dass  Friedrich,  wie  1226,  in  seinem  ganzen  Vorgehen  gegen 
die  Lombarden  ihre  Autorität  benutzte  und  sie  für  sein  Vor- 
gehen mit  verantwöitlich  machte^). 

Das  Scheitern  dieser  Verhandlungen  und  die  erneute  For- 
derung Friedrichs  an  den  Papst,  die  Lombarden  zu  exkommu- 
nicieren,  fiel  in  dieselbe  Zeit  wie  der  Versuch,  in  Rom  einen 
Aufstand  zu  erregen,  an  welchem  der  Kaiser  beteiligt  erschien*) ; 
das  Ergebnis  war  das  Schreiben  des  Papstes  vom  23.  October, 
in  dem  er  sich  offen  gegen  Friedrich  aussprach.  Damit  hatte 
die  Spannung  ihren  Höhepunkt  erreicht.  Gregor  stand  schon 
nicht  mehr  zwischen  den  Parteien,  sondern  dem  Kaiser  feind- 
lich gegenüber;  er  hatte  Gründe  gefunden,  die  ihm  ein  solches 
Auftreten  ermöglichten,  und  deutlich  gezeigt,  auf  wessen  Seite 
ihn  der  ausbrechende  Krieg  finden  würde.  Wenn  es  dennoch 
nicht  sogleich  zu  einem  offenen  Bruch  mit  Friedrich  kam,  so 
lag  dies  daran,  dass  letzterer  nach  Deutschland  zurückkehren 
musste,  um  die  Rebellion  des  Herzogs  von  Oestreich  selbst 
niederzukämpfen,  und  dass  Gregor  durch  diese  Entfernung  des 
Kaisers  aus  Oberitalien  freie  Hand  daselbst  erhielt.  Er  benutzte 
die  Zeit  der  Abwesenheit  desselben,  um  aufs  neue  den  Versuch 
zu  machen,  den  drohenden  Confiikt  zu  beseitigen.  Zu  diesem 
Zweck  kam  er  dem  Kaiser  einen  Schritt  entgegen,  indem  er, 
was  dieser  oft  verlangt  hatte,  den  Cardinal  Jacob  aus  der 
Lombardei  abberief  und  an  seiner  Stelle  zwei  andere  Cardinäle, 
Thomas  von  S.  Sabina  und  Raynald  von  Ostia,  dorthin 
abordnete*).    Sodann  forderte  er  vom  Kaiser,  er  solle  ihm  den 


»)  H.  B.  VI,  217. 

')  Einen    Beleg  dafür    bietet  der  Brief  Friedrichs    an   die  deutschen 
Fürsten  H.  B.  VI,  3. 

»)  Vgl.  den  Brief  R.  J.  V,  2199. 

^)  29.  November  1236;   vgl.  B.  704   p.  605.    Friedrich  marschierte   am 


Deutschordensmeister  Hermann  von  Salza  nach  Italien  senden, 
damit  dieser  mit  den  Cardinälen  über  einen  Vergleich  ver- 
handeln könne  ^).  Es  erscheint  wunderbar,  dass  Gregor  einer- 
seits nach  soviel  trüben  Erfahrungen  in  seiner  Vermittelungs- 
politik,  andrerseits  nach  dem  hohen  Standpunkte,  den  er  Frie- 
drich gegenüber  bereits  eingenommen  hatte,  nun  auf  einmal 
wieder  den  Weg  der  Verhandlungen  betrat,  und  wir  finden 
eine  Erklärung  dafür  nur  in  dem  Umstände,  dass  die  mili- 
tärischen Erfolge  des  Kaisers,  die  er  zuletzt  noch  durch  die 
Eroberung  von  Vicenza  errungen  hatte,  dem  Papste  die  Möglich- 
keit nahe  gelegt  hatten,  dass  Friedrich  zuletzt  doch  Sieger 
bleiben  und  ihm  selbst  dann  keine  glimpfliche  Behandlung  zu 
teil  werden  würde.  Er  suchte  offenbar  jetzt  die  bösen  Folgen 
des  Schrittes,  den  er  im  October  in  einer  Zornesaufwallung  zu 
weit  gethan  hatte,  zu  vermeiden. 

Auf  dringende  Bitten  des  Hermann  von  Salza  hatte  der 
Kaiser  auch  diesmal  wieder  in  neue  Verhandlungen  gewilligt, 
aber  wie  sehr  sich  auch  die  beiden  Cardinäle  mühten^),  die- 
selben waren  wiederum  vergeblich  gewesen.  Man  war  bereits 
auf  dem  Punkte,  die  Forderungen  des  Kaisers  zu  erfüllen'): 
Leistung  des  Treueides,  Auflösung  des  Bundes  für  immer, 
Stellung  von  Mannschaften  zum  Kreuzzuge  und  Auslieferung 
aller  Regalien  und  Keichsrechte*);  aber  durch  die  Einsprache 
des  Podesta  von  Placentia,  Rayner  Zeno,  war  noch  im  letzten 
Augenblick  eine  Einigung  verhindert  worden.  So  entbrannte 
denn  nach  Friedrichs  Rückkehr  aufs  neue  der  Kampf,  nur  wn- 
mal  im  November  durch  wiederum  vergebliche  Verhandlungen 
unterbrochen^),  bis  er  plötzlich  durch  die  Niederlage  bei  Corte- 

30.  November  von  Treviso  nach  Deutschland  ab,  doch  wird  sein  Entschlusa, 
dorthin  zu  gehen,  schon  lange  vorher  bekannt  gewesen  sein. 

*)  Der  Brief  des  Papstes  ist  uns  nicht  mehr  erhalten,  der  Inhalt  ergiebt 
sich  aber  aus  dem  Antwortschreiben  des  Kaisers  vom  Februar  1237,  Winkel- 
mann, Acta  II,  25  if. 

2)  Des  Kaisers  Argwohn  gegen  dieselben  in  seinem  Briefe  vom  Februar 
1237  scheint  durchaus  unbegründet;  so  viel  wir  sehen  können,  haben  sie  ge- 
treulich das  ihrige  gethan,  um  Frieden  zu  stiften;  vgl.  auch  Winkelmann, 
Friedrich  n,  n,  64. 

>)  Vgl.  Ann.  Plac.  Gib.  S.  S,  XVin,  p.  476. 

*)  Also  doch  Verzicht  auf  den  Frieden  von  Ck>nstanz! 

•)  VgLB.  J.V,  2289  b. 
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nuova  beendet  wurde.  Nun  wurde  natürlich  dem  Kaiser  alles 
geboten,  was  er  nur  jemals  verlangt  hatte:  Auflösung  des  Bun- 
des, Verzicht  auf  den  Constanzer  Frieden,  im  allgemeinen  eine 
unbedingte  Unterwerfung,  jedoch  suchten  die  Lombarden  ihn  zu 
veranlassen,  sich  über  einige  Punkte  vorher  zu  verpflichten. 
Aber  gerade  daran  scheiterten  die  Verhandlungen;  der  Kaiser 
bestand  auf  der  unbedingten  Unterwerfung,  formell  wie  sachlich, 
die  Lombarden  wollten  sich  nicht  ganz  in  seine  Hände  geben. 
Was  Friedrich  hier  mit  seinem  Trotz  verschuldete,  lehrt  die 
Folgezeit;  ^ass  er  sich  einen  Augenblick  zu  sehr  seinem  Glücks- 
jgusch  Jberliess  j  hat  er  mit  einem  Leben  voller  Sorge  und 
Kampf,  sein  Geschlecht  mit  dem  Untergang,  Deutschland  mit 
Jahrhunderten  der  schlimmsten  Wirren  zu  büssen  gehabt. 

Der  Papst  war  in  dieser  Zeit  merkwürdig  still  geblieben. 
Seit  dem  Scheitern  der  Verhandlungen  von  Fiorenzuola  war  er 
wieder  in  seine  abwartende  Politik  verfallen,  offenbar  veranlasst 
durch  die  Furcht,  Friedrich  würde  in  diesem  Jahre  Herr  der 
Lombardei  werden.  So  hatte  er  auch  keinen  Anteil  an  den 
Friedensverhandlungen  nach  der  Schlacht  von  Cortenuova ;  schein- 
bar interessierte  ihn  weder  die  lombardische  Frage,  noch  hatte 
er  sonst  irgend  welche  Beschwerden  vorzubringen.  Er  wartete 
auf  eine  günstige  Gelegenheit  zu  seinem  Hervortreten,  und  eine 
solche  Hess  nicht  lange  auf  sich  warten.  Friedrich  hatte  im 
Jahre  1238  nicht  mehr  die  geschlossene  Macht  des  Lombarden- 
bundes, sondern  nur  noch  einzelne  der  mächtigeren  Städte  zu 
bekämpfen,  deren  er  nur  durch  die  Eroberang  Herr  werden 
konnte,  bei  dem  damaligen  Stande  der  Kriegswissenschaft  der 
schwierigere  Theil  seiner  Au%abe.  Am  3.  August  war  er  vor 
Brescia  gerückt  in  der  Hoffnung,  mit  dieser  und  den  anderen 
Städten  noch  in  diesem  Sonnner  fertig  zu  werden,  aber  wider 
Erwarten  zog  sich  die  Belagerung  in  die  Länge.  Da  sandte  er 
eine  Botschaft  an  den  Papst,  um  seine  Hilfe  und  Vermittlung 
zu  erbitten  ^),  wofür  er  1000  Eitt^r  in  das  heilige  Land  zu  ent- 
senden versprach.  Gregor  aber,  der  noch  im  Juni  vergeblich 
neue  Verhandlungen  durch  den  Bischof  Ardingus  von  Florenz 
anzuknüpfen  versucht  hatte,  benutzte  dies,  da  er  jetzt  den  ge- 
eigneten Augenblick  gekommen  sah,  um  aus  seiner  bedrängten 


0  Vgl.  fl.  B.  VI,  257. 

Köhler,  Daa  Veihältuiä  Kaiser  Friedrichs  II  zu  den  Päpsten  seiner  Zeit. 
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Lage  heraiisziikommen.  Indem  er  den  Gesandten  des  Kaisei^ 
versprach,  die  Bitte  zu  erfüllen,  schickte  er  seinen  Notar  Gre- 
gor von  Montelongo,  einen  „homo  niagni  cordis  et  doctus  ad 
bellum'',  in  die  Lombardei,  um  dort  den  Widerstand  zu  een- 
tralisieren  und  ihm  in  der  Kirche  einen  geeigneten  Mittelpunkt  zu 
geben  ^).  Friedrich  beklagt  sich  darüber  in  seinem  Rundschreiben 
vom  20.  April  1239^);  danach  hätten  die  Gesandten  mit  Gregor 
verhandelt  über  eine  unio  contra  haeriticam  pravitatem,  pro 
eclesiae  libertate  et  de  reformandis  imperii  iuribus.  Der  Papst 
hätte  zum  Schein  alle  seine  Vorschläge  genehmigt,  nach  der 
Abreise  der  Gesandten  aber  ohne  deren  Wissen  den  Gregor 
von  Montelongo  mit  den  umfassendsten  Vollmachten  nach  der 
Lombardei  gesendet,  um  ihm  entgegenzuwirken.  Der  Papst 
versuchte  sich  dagegen  zu  verteidigen^),  indem  er  die  Sache 
so  darstellte,  als  wenn  er  von  der  Treulosigkeit  des  Kaisers  durch 
die  Besetzung  von  Sardinien  und  Massa  überzeugt  gewesen 
wäre,  und  dcvsshalb  den  Gregor  gesendet  hätte.  Doch  kann  man 
ihm  hier  eine  kleine  Ungenauigkeit  nachweisen,  denn  Gregor 
wurde  bereits  am  6.  August  abgesendet^),  während  die  Be- 
setzung von  Sardinien  und  Massa  erst  nach  Aufhebung  der  Be- 
lagerung von  Brescia,  frühestens  im  October  stattfand,  und  der 
Papst  in  der  series  gravaminum  von  Ende  August  1238  noch 
nichts  davon  weiss. 

Nachdem  Friedrich  einmal  diesen  Schritt  gethan  hatte,  war 
es  dem  Papste  sofort  klar  geworden,  dass  es  für  den  Augen- 
blick mit  seiner  Kraft  vorbei  war,  und  dass,  wenn  jetzt  ein 
thatkräftiger  Widerstand  von  Seiten  der  Lombarden  sich  Frie- 
drich entgegenstellte,  er  hoffen  dürfte,  diesen  für  immer  von 
der  Untei-werfung  der  Lombardei  abzubringen.  Den  Mittelpunkt 
für  einen  solchen  Widerstand  abzugeben  war  allein  die  Kirche 
imstande,  und  Gregor  begann  jetzt,  indem  er  seine  frühere  Politik 
gegen  den  Kaiser  wiederaufnahm,  bereits  die  Früchte  derselben 
zu  ernten.    Durch  die  Massregeln ,  die  er  1236  ergriffen  hatte, 

^)  Pro  sedandis  discordiis  ac  reformatioiiibtts  pacis  et  concordiis  facien- 
di» prout  utile  ecclesiae  foret.  Cacciaconti ,  Summ.  Monum.  Vercell.  p.  190b. 
Winkelmann,  Forschungen  XII,  274. 

«)  H.  B.  V,  p.  301. 

*)  In  seiner  Encyklika  vom  1.  Juli  1239,  R.  750  p.  662. 

*)  Vgl.  Cacc.  Summ.  Mon.  Verc.  Forschungen  XII,  274  Anm.  2. 
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war  es  ihm  gelangen,  einen  Gegensatz  zwischen  sich  und  dem 
Kaiser  herzustellen,  den  dieser  im  Uebermute  des  Siegers  noch 
bedeutend  erweitert  hatte;  jetzt  war  die  Zeit  gekommen,  wo 
es  galt  daraus  Nutzen  zu  ziehen.  Er  hätte  jetzt  wieder  in 
seiner  Eigenschaft  als  Friedensvermittler  auftreten  können,  denn 
Friedrich  hatte  ihn  ja  gebeten,  dies  Amt  wieder  zu  übernehmen. 
Aber  er  that  dies  jetzt  nicht,  sondern  war  vielmehr  bemüht, 
den  Gegensatz  zwischen  sich  und  dem  Kaiser  noch  zu  ver- 
mehren. Die  geeignete  Gelegenheit  hierzu  bot  das  gänzliche 
Misslingen  der  Belagerung  von  Brescia.  Durch  dasselbe  war 
mit  einem  Schlage  der  Nimbus  der  ünbesieglichkeit  des  Kaisers 
verschwunden,  zn  dessen  Verbreitung  der  Sieg  von  Cortenuova 
so  viel  beigetragen  hatte,  und  war  die  Niederlage  auch  mehr 
moralischer  als  materieller  Natur,  so  hatte  sie  doch  darum  keine 
geringere  Wirkung;  alle  Feinde  erhoben  sich  aufis  neue  und 
schlössen  sich  zusammen,  überall  regte  sich  die  Gegenwehr. 
Auch  der  Papst  liess  den  günstigen  Augenblick  nicht  ungenützt 
verstreichen.  Er  sandte  im  Oktober  an  die  Bischöfe  von  Wüi'z- 
burg,  Worms,  Vercelli  und  Parma  eine  Liste  von  Beschwerden 
über  die  kirchlichen  Zustände  im  Königreich,  über  welche  sie 
den  Kaiser  verhören  sollten.  Dieselben  giugen  mit  schwerem 
Herzen  und  nur  ex  oboedientiae  debito,  wie  sie  selbst  sagten  ^), 
an  ihren  Auftrag,  fanden  aber  den  Kaiser  wider  Erwarten 
sanftmütig  und  bereit,  ihnen  Rede  zu  stehen,  denn  ihm  lag 
gerade  jetzt  daran,  jede  Verwickelung  mit  dem  Papste  zu  ver- 
meiden. Friedrich  verteidigte  sich  deshalb  mit  grosser  Aus- 
führlichkeit gegen  die  Vorwürfe^),  indem  er  zu  seiner  Ent- 
schuldigung anführte,  dass  er  so  lange  vom  Königreich  ab- 
wesend sei  und  um  die  gerügten  Uebelstände  nicht  wisse,  dass 
er  gerne  alles  bessern  wolle  und  um  die  Einigkeit  zwischen 
Kirche  und  Staat  zu  erhalten  zu  jedem  Entgegenkommen  er- 
bötig sei,  das  sich  mit  der  Ehre  des  Reiches  vertrüge.  Am 
Schlüsse  jedoch  konnte  er  seine  Verwunderung  nicht  verhehlen, 
dass  der  Papst,  anstatt  seinen  Versprechungen  gemäss  zu  han- 
deln, ein  solches  Verhör  über  ihn  verhänge. 


*)  In  dem  Antwort^ilireiben  au  den  Papst  vom  28.  October  1238,  H.  B. 
V,  249  ff. 

*)  Vgl.  die  Beilage. 
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Wenn  Friedrich  sich  irgend  welclien  Erfolg  davon  ver- 
sprochen hatte,  dass  er  sich  so  geduldig  einer  derartigen  Pro- 
cedur  unterwarf  und  dem  Papst  Versprechungen  leistete,  so 
musste  er  sich  bald  überzeugen ,  dass  diese  Hoffnungen  nicht  in 
Erfüllung  gehen  würden.  Im  November  und  December  1238 
fanden  fortgesetzt  Verhandlungen  zwischen  ihm  und  Gregor 
statt  ^),  die  aber  zu  keinem  Ergebnis  führten.  Desto  bessere 
Erfolge  hatten  aber  die  Bemühungen  der  päpstlichen  Legaten 
gehabt.  Noch  während  der  Verhandlungen  zwischen  Friedrich 
und  Gregor  schlössen  am  30.  November  1238  in  praesentia  do- 
mini  papae^)  Venedig  und  Genua  ein  Bündnis,  kraft  dessen 
sich  beide  Hilfe  zusicherten  und  sich  vei-pflichteten,  ohne  Ge- 
nehmigung des  Papstes  keinen  Frieden  zu  schliessen^).  Der 
Grund,  dass  sich  der  Papst  an  diesem  Bündnis  beteiligte,  wäh- 
rend er  Friedrich  noch  hoifen  liess,  war  seine  Ueberzeugung, 
dass  es  zu  einer  befriedigenden  Einigung  zwischen  ihm  und  dem 
Kaiser  doch  nicht  kommen  könne:  ihre  Interessen  gingen  in  der 
lombardischen  Angelegenheit  zu  weit  auseinander.  Friedrich 
hatte'  trotz  seines  Misserfolges  doch  so  viel  errungen,  dass  ein 
Friede  mit  den  Lombarden  ihm  noch  eine  ganz  bedeutende 
Macht  in  Oberitalien  gesichert  haben  würde.  Aus  diesem  Grunde 
blieben  auch  die  Verhandlungen  mit  Gregor  erfolglos.  Entweder 
der  Kaiser  oder  der  Papst  war  einflussreich  in  Oberitalien  und 
hatte  somit  nach*  Lage  der  Verhältnisse  die  iiber wiegende  Macht 
in  Italien  in  Händen  und  dass  der  Papst  es  für  vorteilhaft 
hielt,  wenn  er  selbst  den  Haupteinfluss  ausübte  und  den  einzig 
geeigneten  Augenblick  benutzte,  um  dies  zu  bewerkstelligen,  ist 
ihm  nicht  zn  verdenke^n.  Auch  Friedrich  wusste  genau,  was 
ihm  bevorstand,  nachdem  die  letzten  Verhandlungen  gescheitert 
waren.  Im  Februar  1239  erneuerte  er  die  Gesetze  gegen  die 
Ketzer  vom  14.  Mai  1238,  um  dem  Papste  so  die  Möglichkeit 
zu  nehmen,  gegen  ihn  als  Häretiker  vorzugehen.    Indessen  liess 


»)  Rieh.  Saug.  S.  S.  XTX,  p.  376. 

')  Bartholomaei  scribae  anuales  S.  S.  XVIII,  p.  199. 

^)  Das  Bünchiiss  wurde  später,  am  29.  .Juli  1239,  dahiu  erweitert,  dass 
beide  Seestädte  zur  Eroberung  des  Königreiches  Sicilien  eine  Flotte  ausrüsten 
woUten;  vgl.  Winkelmaun  in  Forschungen  XTI,  284.  Der  Papst  versprach 
dagegen,  dass  er  demjenigen,  der  das  Köuigi-eich  von  ihm  erhalte,  zur  Pflicht 
macheu  werde,  die  tjetroflfeneu  Vervii)redungen  eiuziüialten.    R.  835  p.  737. 
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sich  (lieser  nicht  dadurch  bewegen;  bereits  am  10.  März  sah 
Friedrich  sein  Sclücksal  klar  vor  Augen  und  wusste,  dass  es 
nur  noch  eine  Frage  der  Zeit  sei,  wann  sich  Gregors  oiFener 
Uebertritt  zur  Partei  der  Lombarden  vollziehen  werde.  Um 
wenigstens  dieses  Aeusserste  noch  hinauszuschieben,  wendete  er 
sich  an  die  Cardinäle  mit  der  Bitte,  dem  Papst  nicht  zuzu- 
stimmen, wenn  er  gegen  ihn  den  Bann  schleudern  wollte;  aber 
ehe  noch  die  Boten  in  Koni  anlangten^),  war  das  Gefürchtete 
schon  geschehen:  am  20.  März  1239  hatte  Gregor  den  Kaiser 
in  den  Bann  getlian,  damit  sich  offen  auf  die  Seite  der  Lom- 
barden gestellt  und  an  den  Tag  gebracht,  was  die  Politik  der 
beiden  Parteien  sclion  lange  bewirkt  hatte:  den  unheilbaren 
Gegensatz,  sobald  es  sich  um  eine  Verletzung  des  Status  quo 
und  eine  Machtvergrösserung  des  einen  handelte. 


IIL 

So  war  denn  gescliehen,  was  Friedrich  vor  drei  Jahren  in 
Anbetracht  seiner  militärisch  wie  politiscli  so  festen  Stellung 
für  unmöglich  gehalten  hatte :  der  Papst  war  offen  auf  die  Seite 
der  Rebellen  getreten.  Vom  strengen  Rechtsstandpunkte  aus 
hatte  er  sich  damit  dem  Kaiser  gegenüber  offenbar  in  Nachteil 
gesetzt,  denn  einmal  machte  er  durch  Unterstützung  einer  for- 
mell im  Unrecht  befindlichen  Partei  die  Gere^clitigkeit  seiner 
eigenen  Sache  sehr  zweifelhaft  und  zweitens  konnte  er  dem  Vor- 
wurf nicht  entgehen,  dass  er  der  Angi^ifer  sei.  Um  indessen 
ein  unparteiisches  Urteil  zu  fällen,  müssen  wir  anerkennen, 
dass  Gregor  auch  berechtigte  Literessen  vertrat.  Wie  aus  der 
bisherigen  Darstellung  ersichtlich  ist,  war  seine  Politik  bedingt 
durch  die  Rücksicht  auf  die  Tntegi'ität  des  Kirchenstaates  und 
somit  in  ihrer  wesentlichen  Richtung  vorgezeichnet  durch 
Innocenz  III.  Dieser  hatte,  wie  oben  erwähnt,  bei  der  Neu- 
giündung  der  weltlichen  Macht  des  Papsttums  mit  zwei  Mächten 

*)  Nach  des  Kaisers  DarsteUung  in  »eiuein  Briefe  vom  20.  April  1239 
wurden  diese  Boten  dnrch  päpstliche  Trabanten  auf  der  Reise  auf  Befehl  des 
Papstes  aufgehalten. 


38 

in  Italien  zu  rechnen,  mit  dem  Königreich  Sicilien  und  den 
Städt6republiken  der  Lombardei ;  blieben  diese  unverändert  be- 
stehen, so  war  der  neue  Kirchenstaat  mit  seinen  Erweiterungen 
gesichert.  Die  Wahl  Friedrichs  11  zum  deutschen  König  und 
die  Abmachungen  desselben  mit  Honorius  III  bei  der  Kaiser- 
krönung betreffs  der  Personalunion  für  Deutschland  und  Sicilien 
hatten  das  Machtverhältnis  auf  der  Halbinsel  sehr  verschoben ; 
Friedrich  als  König  von  Sicilien  und  deutscher  König  zugleich 
war  weitaus  die  mächtigste  Persönlichkeit  in  Italien.  Gregor  IX, 
dem  Erben  der  Politik  Innocenz'  III,  fiel  die  Aufgabe  zu,  wenn 
nicht  das  Geschehene  wieder  gut  zu  machen,  so  doch  zu  retten, 
was  noch  zu  retten  war,  und  ein  weiteres  Vordringen  des 
Kaisers,  namentlich  in  der  Lombardei,  zu  verhindern.  Dies 
musste  ihn  aber  notwendig  mit  letzterem  in  Conflikt  bringen. 
Friedrich  II  hatte  gerade  die  Unterwerfung  der  Lombarden  ahs 
das  Ziel  betrachtet,  dessen  Erreichen  seine  Stellung  in  Italien 
und  in  Deutschland  erst  recht  festigen  sollte,  und  er  musste  das 
nach  der  Lage  der  Dinge  und  nach  den  Ueberlieferungen  seines 
Geschlechtes.  Daher  begegneten  sich  hier  die  Interessen  von 
Kirche  und  Reich,  und  zwar  die  weltlichen  Interessen,  in  dem 
Augenblicke,  wo  Friedlich  daran  ging,  seine  Absichten  auf 
Norditalien  zur  Durchführung  zu  bringen.  Diesen  durch  die 
Politik  Innocenz'  in  bedingten,  naturgemässen  Verlauf  der 
Dinge  konnte  Gregor  nicht  mehr  abändern,  ohne  die  selbst- 
ständige Stellung  des  Papsttums  preiszugeben ;  es  galt  also  zu- 
nächst für  ihn  den  Streit  möglichst  lange  hinauszuschieben. 
Wie  schwer  ihm  dies  gemacht  wurde,  haben  wir  oben  gesehen ; 
und  als  schliesslich  Mer  Ausbruch  der  Feindseligkeiten  unmittel- 
bar bevorstand,  da  hatten  die  Lombarden  seine  diplomatische 
Lage  zu  einer  so  schwierigen  gemacht,  dass  es  erst  anderer 
Mittel  bedurfte,  um  die  Stellung  zum  Kaiser  zu  erlangen,  die 
das  Interesse  des  Kirchenstaates  erforderte.  Hätte  Friedrich 
niemals  eine  gewaltsame  Lösung  der  lombardischen  Frage  im 
Sinne  gehabt,  so  würden  wir  keine  oder  nur  gelegentliche  Be- 
schwerden über  das  Verhalten  Friedrichs  zur  sicilischen  Kirche 
haben,  wie  das  bis  1235  wirklich  der  Fall  ist  und  wie  aus  der 
Vergleichung  und  Verfolgung  der  Beschwerdeschriften  des 
Papstes  deutlich  zu  ersehen  ist.  ^)  Nicht  die  Vergebung  dieser 
*)  Vgl.  die  Beilage. 


39 

oder  jener  geistlichen  Pfründe,  nicht  die  Uebergriffe  kaiserlicher 
Beamter  konnten  Gregor  dazu  bewegen,  dass  er  Friedrich  in 
den  Bann  that  und  dass  er  nachher  alle  Friedensversuche  ab- 
wies, und  so  werden  wir  auch  sehen,  dass  dieselben  an  einem 
andeiii  Punkte  scheiterten. 

Bald  nach  der  Exkommunikation  begannen  beide  Parteien 
sich  zunächst  schriftlich  zu  bekämpfen.  Am  20.  April  1239 
sandte  Friedrich  ein  grosses  Rundschreiben  ab,  in  welchem  er 
das  Verhalten  der  Kirche  und  besonders  (rregors  gegen  ihn  einer 
nicht  immer  gerechten  Kritik  unterzog,  wie  denn  auch  Gregor 
in  seinen  Antworten  sich  durchaus  nicht  streng  an  die  Wahr- 
heit hielt.  Wir  haben  deshalb  umsoweniger  nötig,  diesen  Brief- 
wechsel im  einzelnen  zu  verfolgen,  als  uns  Thatsächliches  nicht 
weiter  geboten  wird ;  jeder  von  beiden  ist  bemüht,  das  Verhalten 
des  Gegners  als  möglichst  schlecht  darzustellen,  und  führt  zu  diesem 
Zwecke  Details  an,  die  in  der  mitgeteilten  Form  höchst  zweifelhaft 
sind,  über  die  man  aber  genaueres  nicht  erweisen  kann. 

Neben  den  Waffen  des  Geistes  aber  führte  man  auch  andere. 
Anfang  September  erfolgte  seitens  des  Kaisers  die  Zurücknahme 
der  Mark  Ankona  und  des  Herzogtums  Spoleto  an  das  Reich  und 
damit  der  erste  Angriff  auf  den  Kirchenstaat.  Im  Briefe  vom 
16.  März  1240  führt  Friedrich  als  den  Grund,  der  ihn  dazu 
bewog,  die  „graves  et  infestae  ingratitudo  et  offensa**  durch  den 
Beschenkten  an.  Unter  der  letzteren  versteht  er  ausser  dem 
allgemeinen  Vorgehen  des  Papstes  wohl  noch  speciell  die  vor- 
her angeführten  Massregeln  desselben,  dass  er  die  Bewohner 
der  Küste  der  Mark  zwingen  wollte,  gegen  das  Verbot  des 
Kaisers  den  Venetianern  Getreide  zu  verkaufen  und  dass  er 
den  Bewohnern  beider  Gebiete  verbot,  dem  Kaiser  Unterstützung 
in  die  Lombardei  zu  schicken.  Der  Zurücknahme  folgte  noch 
im  September  die  Besetzung,  zunächst  der  Mark,  durch  Enzio, 
des  Kaisers  Sohn.  ^)  Der  Kaiser  selbst  führte  unterdessen  einen 
wenig  erfolgreichen  Krieg  gegen  die  von  Tag  zu  Tag  sich 
mehrende  Schaai*  der  Abtrünnigen.  Gregor  hatte  richtig  ge- 
rechnet: sein  Uebertritt  hatte  der  Gegenwehr  der  Lombarden 
Zusammenhang  gegeben,  sein  Bann  die  schlechte  Sache  der 
Rebellen,  die  sicli  der  gerechten  Strafe  erwehrten,  in  die  gute 

')  Vgl.  Rieh.  Sang.  S.  S.  XVIII,  p.  378. 
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der  Bundesgenossen  des  Stellvertreters  Christi  verwandelt,  die 
den  heiligen  Stuhl  im  Kampfe  gegen  den  Antichrist,  die  bestia 
in  Menschengestalt  unterstützten.  Dieser  Umstand  lockte  viele 
alte  Feinde  der  Staufer,  die  bisher  noch  geschwankt  hatten,  auf 
die  Seite  des  Papstes  und  der  Lombarden,  und  wo  sich  zwei 
Parteien-  bekämpften  und  die  eine  sich  für  den  Kaiser  entschied, 
da  trat  die  andere  auf  die  Seite  des  Papstes.  In  einem  solchen 
Einzelkampfe  konnte  Friedrich  wenig  ausrichten,  denn  er  hätte 
zu  viel  Zeit  auf  die  Bekämpfung  einzelner  verwenden  m&ssen 
und  bei  dem  damaligen  Stande  der  Kriegswissenschaft  auf  eine 
erfolgreiche  Belagerung  der  festen  Städte  doch  nicht  hoffen 
dürfen.  So  verging  der  Sommer  1239  ohne  ein  entscheidendes 
Ereignis:  mit  Mühe  wurde  von  kaiserlicher  Seite  die  Mark 
Treviso  behauptet.  *)  Desto  grösser  waren  Friedrichs  Erfolge, 
als  er  sich  zu  Beginn  des  Jahres  1240  gegen  den  Papst  wendete. 
Bei  seinem  Einmarsch  in  das  Herzogtum  Spoleto  fiel  ihm  alles 
zu,  schon  am  16.  Februar  stand  er  zu  Viterbo,  bereit  auf  Rom 
loszugehen,  wo  eine  Stimmung  zu  seinen  Gimsten  einen  Ein- 
marsch in  die  Stadt  zu  ermöglichen  schien ;  da  erfolgte  am  Tage 
von  Petri  Stuhlfeier  bei  Gelegenheit  der  feierlichen  Prozession 
infolge  einer  Rede  des  Papstes  ein  so  allgemeiner  Umschwung 
der  öffentlichen  Meinung,  dass  Friedrich  von  seinem  Vorhaben 
abstehen  musste.  Indessen  hatte  der  Papst  doch  seine  Hilf- 
losigkeit eingesehen  und  als  der  Kaiser  nach  mehrmonatlichem 
Aufenthalt  in  Sicilien  abermals  an  die  Grenzen  des  Kirchen- 
staates rückte,  zeigte  er  sich  zu  Friedensverhandlungen  bereit, 
besonders  da  jetzt  die  deutschen  Fürsten  die  Vermittlerrolle 
aufnahmen,  und  alle  Welt  darüber  erstaunt  und  erbittert  war, 
dass  zu  dieser  Zeit  der  drohenden  Tatarennot  die  beiden  höchsten 
Gewalten  der  Christenheit  ihre  Kraft  gegen  einander  erprobten. 
Einen  Vergleich  zwischen  dem  Kaiser  und  dem  Papst  anzu- 
bahnen, war  zwar  schon  früher  versucht  worden.  Im  Jahre 
1239  unmittelbar  nach  der  Exkommunikation^)  hatten  einige 
deutsche  geistliche  Fürsten')  den  Papst  gebeten,  einzulenken 


»)  Vgl  Winkelmami,  Forschungen  XII,  261  ff. 

«)  Vgl.  R.  J.  V,  2433. 

«)  Am  Hofe  nachweisbar  sind  in  dieser  Zeit  nur  der  Erzbischof  Eber- 
hard Ton  Salzburg,  die  Bischöfe  Rüdiger  von  Passau  und  Conrad  von  Frei- 
sing und  der  Abt  von  Tegemsee, 
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und  den  Kaiser  nicht  zu  weit  zu  treiben,  da  sie  der  Ueber- 
zeugnng  wären,  derselbe  sei  durchaus  im  Recht,  und  sie  ihm 
daher  ihre  Unterstützung  nicht  verweigern  könnten,  so  schwer 
sich  dies  auch  mit  ihrer  Ergebenheit  gegen  den  apostolischen 
Stuhl  vertrüge.  Aber  dieser  wohlmeinende  Rat  fruchtete  nichts, 
vielmehr  arbeitete  Gregor  eifriger  denn  je  am  Sturze  Friedrichs. 
Ueberallhin  sandte  er  seine  Boten,  um  Aufruhr  zu  predigen, 
nach  Sicilien*)  und  nach  Deutschland,  wo  er  aucli  die  Auf- 
stellimg eines  Gregenkönigs  zu  erwirken  strebte.  Aber  mehr- 
fache Versuche  dazu  misslangen,  so  eifrig  auch  besonders  Albert 
von  Behaim  dafür  thätig  war,  hauptsächlich  durch  die  feste 
Haltung  der  deutschen  Geistlichkeit  *)  und  der  deutschen  Fürsten, 
und  deshalb  hielt  es  Gregor,  als  er  im  Jahre  1240  in  die  oben 
erwähnte  missliche  Lage  geraten  war,  doch  für  geboten,  jetzt 
einzulenken.  Gerade  in  dieser  Zeit  war  auf  Antrieb  der  deutscheu 
Fürsten,  die  sich  als  unparteiische  Richter  über  Kaiser  und 
Papst  stellten,*)  um  die  Vermittlerrolle  zu  übernehmen,  der 
Deutschordensmeister  Conrad  nach  Rom  gekommen,  eine  Ver- 
einbarung zustande  zu  bringen.  An  dem  Friedeuswerk  betei- 
ligten sich  mit  ihm  hervorragende  Männer  aus  der  Umgebung 
des  Papstes,  Johann  von   Oolonna  und  Raynald  von  Ostia.*) 

*)  Dieses  beabsichtigte  Gregor  dem  Kaiser  abzusprechen,  vgl.  seinen 
Brief  an  Jac.  Teupolus,  Herzog  von  Venedig,  v.  24.  September  1239  (R.  835 
p.  737),  worin  er  diesem  verspricht,  er  werde  dafür  soi^n,  dass  der  neue  König 
von  Sicilien  die  geschlossenen  Verträge  anerkenne. 

')  Wie  diese  im  allgemeinen  über  den  päpstlichen  Bann  dachte,  erhellt 
aus  einem  Briefe  des  Albert  von  Behaim  (H.  B.  V,  1031):  „Dicunt  enira  cano- 
nici Bavariae  omnesque  alii  praelati,  ex  quo  de  suis  beneficiis  sunt  securi, 
posthac  non  timebnnt  tonitma  et  fiilmina  Romanorum,  qnia  non  darent  pro 
ipsornm  snspensionis  et  excommunicationis  sententiis  fabam.''  Ueberhaupt  zeigen 
die  Briefe  des  päpstlichen  Emissärs  aas  dieser  Zeit,  wie  wenig  geneigt  die 
deutschen  Fürsten  waren,  vom  Kaiser  abzufaUen.  Vgl.  H5fler,  Albert  v.  Be- 
haim p.  19.  ff.  und  Rodenberg  in  „Historische  Aufsätze  dem  Andenken  au 
Waitz  gewidmet",  p.  244. 

')  Wie  im  Jahre  1230,  wo  sie  sich  ebenfalls  als  Vermittler  aufwarfen. 
Ausschlaggebend  wird  in  dieser  Beziehung  besonders  die  missliche  Lage  der 
deutschen  Geistlichkeit  gewesen  sein,  die  bei  einem  Conflikt  zwischen  den 
beiden  Gewalten,  die  sie  gleichmässig  als  die  höchsten  zu  betrachten  ge- 
wohnt war,  jeden  Anhalt  verlor. 

*)  Matth.  Paris  IV,  p.  59  (Luard).  Nach  ihm  hätte  der  Papst,  enuutigt 
durch  die   Geldsendungen,  die  ihm  seine  Legaten  machten,  den  schon  ge- 
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Die  Verhandlungen  drehten  sich  um  folgendes:  Zu  Ostern  des 
nächsten  Jahres  sollte  ein  Concil  zusammentreten,  auf  dem  über 
die  Beschwerden  des  Papstes  gegen  den  Kaiser  entschieden 
werden  sollte;  zunächst  sollte  ein  Waffenstillstand  geschlossen 
werden,  während  dessen  man  über  den  definitiven  Frieden  ver- 
handeln konnte.  Der  Kaiser  selbst  war  der  festen  Ueberzeugung, 
dass  der  Friede  nun  endgiltig  gesichert  sei,  überallhin  liess  er 
die  Nachricht  davon  gelangen^);  aber  dies  war  verfrüht,  denn 
noch  im  letzten  Augenblick  scheiterten  die  Verhandlungen  an 
der  Forderung  Gregors,  dass  die  Lombarden  in  den  Waffen- 
stillstand und  also  auch  in  den  Frieden  eingeschlossen  würden, 
was  Friedrich  auf  keinen  Fall  zugeben  wollte.  Am  18.  Juli 
musste  er  bereits  melden,  dass  aus  diesem  Grunde  der  sehnlichst 
erwartete  Friede  nicht  zustande  gekommen  sei*). 

Während  Friedrich  noch  hoffte,  der  Papst  werde  nach- 
träglich sich  zur  Nachgiebigkeit  bequemen,  und  in  dieser  Hoff- 
nung es  vermied,  wiederum  in  das  Patrimonium,  das  ihm  offen- 
stand, einzufallen,  handelte  Gregor  in  der  Ueberzeugung,  dass 
eine  gütliche  Einigung  doch  nicht  zu  erwarten  sei. 

Er  gi-iff  einen  von  Friedrich  bereits  kurz  nach  der  Exkom- 
munikation den  Cardinälen  gemachten  Vorschlag  auf  ^),  über  den 
man  sich  auch  bei  den  Friedensverhandlungen  im  Juni  bereits 
geeinigt  hatte,  nämlich  ein  allgemeines  Concil  zu  berufen,  auf 
dem  sich  Friedrich  gegen  die  Anklagen  des  Papstes  verteidigen 
wollte.  Am  9.  August  liess  er  an  alle  Bischöfe  und  weltlichen 
Fürsten   eine  Aufforderung   ergehen,   sich   zu   Ostern   nächsten 

öchlosseiien  WaffeustiUstand  brechen  woUen,  wodurch  die  Feindschaft  zwischen 
ihm  und  Johann  von  Coionna,  der  diesem  Verfahren  Gliders prach,  entstanden 
wäre. 

^)  Vgl.  H.  B.  V,  1004  und  1006,  femer  den  Brief  des  Albert  von  Be- 
haini  an  Gregor  von  Mitte  August  1240  (H.  B.  V,  1023  If.),  dass  der  Bischof  von 
Eegensburg  am  5.  August  von  der  Kanzel  den  Absclüuss  des  Friedens  ver- 
kündet habe. 

«)  H.  B.  V,  1014. 

8)  Vgl.  den  Brief  liViedrichs  vom  20.  April  1239  H.  B.  V,  304  und  R.  J. 
V,  2432.  Am  16.  März  1240  beklagt  sich  Friedrich,  dass  der  Papst  seine 
Boten,  die  Bischöfe,  ins  Gefängnis  geworfen,  als  sie  in  dieser  Angelegenheit 
nach  Rom  kamen.  Darauf  geht  es  wohl  auch  zurllck,  wenn  er  (H.  B.  V> 
1039  und  1076)  schreibt,  der  Papst  habe  eine  Sjaiode,  die  er  zu  .seiner  Ver- 
teidigimg forderte,  gehindert. 
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Jahres  entweder  in  Rom  persönlich  einzufinden,  oder  geeignete 
Boten  zu  entsenden.  *)  Gegen  diese  Massregel  aber  machte 
Friedrich  jetzt  ganz  energisch  Front.  Den  Cardinälen  gegen- 
über sprach  er  seine  Missbilligung  aus,  dass  der  Papst  als  des 
Reiches  Feind  etwas  unteniehme,  was  er  nur  nach  geschlossenem 
Frieden  hätte  thun  dürfen,  und  in  alle  Länder,  in  welche  der 
Aufruf  des  Papstes  ergangen  war,  sandte  er  die  Warnung,  das 
Concil  nicht  zu  besuchen,  da  er  mit  allen  Mitteln  das  Zustande- 
kommen desselben  zu  hindern  gedenke.  Man  hat  sich  oft  über 
diesen  „Widerspruch  Friedrichs  gegen  sich  selbst"  gewundert, 
und  doch  ist  dieser  gar  nicht  so  gross,  als  es  den  Anschein  hat. 
Denn  was  hatte  Friedrich  zu  erwarten  von  einem  Concil,  das, 
wenn  auch  nicht  lediglich  aus  seinen  Feinden  zusammengesetzt, 
doch  in  der  Majorität  aus  solchen  bestand,  und  in  dem  der  Papst 
auf  diejenigen,  welche  seiner  Ansicht  widerstrebten,  jeden  Druck 
ausüben  konnte.  Nicht  der  Papst  als  eine  Partei  durfte  das 
Concil  berufen,  sondeni  die  Cardinäle^),  vielleicht  sollte  dasselbe 
auch  nicht  in  Rom,  sondern  an  einem  Orte  zusammentreten, 
welcher    gleichzeitig    die   Garantie    gab,    dass    die    Anhänger 


»)  Vgl.  R.  781  p.  679  —  688.  Am  dem  dort  angeführten  Verzeichnis 
der  Adressaten  geht  hervor,  dass  die  Klage  den  Kaisers,  der  Papst  hahe  nur 
seine  Feinde  berufen  (H.  B.  V,  1040  und  1077),  übertrieben  ist.  So  finden  wir 
z.  B.  sämtliche  deutsche  Bischöfe  angeführt,  von  denen  wir  in  dieser  Zeit 
wissen,  dass  sie  auf  der  Seite  des  Kaisers  standen.  Ganz  unbegründet  ist 
Friedrichs  Behauptung  allerdings  auch  nicht,  denn  der  sicilische  (Jlerus  kommt 
gar  nicht  in  der  Liste  vor,  ebenso  wenig  die  reichstreuen  lombardischen 
Städte,  während  Mailand,  Brescia  u.  a.  aufgeführt  sind,  und  wir  können  aus 
diesem  Fehlen  schliessen,  dass  sie  überhaupt  Einladungen  nicht  erhalten 
haben.  Bei  der  Ausführlichkeit,  mit  der  hier  alle  im  Zusammenhang  und 
nach  Ländern  geordnet  aufgezählt  werden,  scheint  in  diesem  Verzeichnis  eine 
Liste  vorzuliegen,  nach  der  die  Einladungen  alisgeschrieben  wurden,  und 
welche  nachher  in  die  Register  überging,  statt  dass  die  ganze  Menge 
der  Originale  eingeschrieben  wurde. 

*)  Dieses  Verlangen  Friedrichs  ist  mit  Kecht  nach  den  Anschauungen 
jener  Zeit  als  zu  hoch  zu  bezeichnen.  Der  Papst  hatte  damals  bereits  allein 
das  Recht  ein  allgemeines  Concil  zu  berufen,  jedenfalls  konnte  dasselbe  ohne 
seine  Mitwirkung  nicht  zustande  kommen.  Aber  es  war  auch  unmöglich,  dass 
der  Papst  vor  demselben  als  eine  Partei  erschien  und  seine  Sache  führte, 
denn  das  Concil  hatte  durchaus  noch  keine  Competenz  demselben  gegenüber; 
erst  durch  die  C-oncile  zu  Constanz  und  Basel  wurde  das  „concilium  super 
papam"  festgestellt.  Vgl.  auch  Hinschius,  System  des  kathol.  Kirchenrechts 
ni,  354. 
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Friedrichs,  also  die  deutschen  Bischöfe,  zahlreich  erschienen, 
und  eine  Beeinflussung  durch  den  Papst  nicht  befürchten  liess. 
Auch  sollten  dort  nur  die  Streitpunkte  zwischen  Kaiser  und 
Papst  zur  Verhandlung  gelangen,  die  lombardische  Frage  aber 
ganz  aus  dem  Spiele  bleiben,  da  Friedrich,  wie  er  am  13.  Sep- 
tember 1240  an  den  König  von  Frankreich  schrieb,  es  für 
durchaus  unpassend  hielt,  dass  ein  geistliches  Gericht  oder  eine 
Synode  iiber  weltliche  Angelegenheiten  entscheide.  Friedrich 
wusste  aber,  dass  Gregor  auf  demselben  auch  die  lombardische 
Frage  vorbringen  werde,  um  ein  unanfechtbares  Urteil  zu  seinen 
Gunsten  hervorzurufen,  und  dies  konnte  er  auf  keinen  Fall 
dulden,  da  er  keine  Förderung  der  Sache  dun^h  das  Concil  er- 
warten durfte.  Was  Friedrich  1239  gewollt  hatte,  war  also 
etwas  ganz  anderes  gewesen,  und  er  konnte  jetzt,  ohne  sich 
untreu  zu  werden,  das  Concil  zu  verhindern  suchen ;  missbilligten 
doch  selbst  seine  Feinde  die  Berufung  desselben  ^). 

Aber  der  Papst  liess  sich  durch  Friedrichs  Protest  nicht 
von  seiner  Absicht  abbringen.  Da  der  Landweg  unmöglich  oder 
wenigstens  sehr  schwierig  und  gefahrvoll  geworden  war,  trat 
er  mit  den  Genuesen  in  Verbindung,  um  eine  Seefahrt  für  die 
Prälaten  zu  ermöglichen;  am  13.  October  erhielt  Gregor  von 
Komania  Vollmacht,  mit  denselben  abzuschliessen ^).  Am 
15.  October  erging  ein  zweites  Berufungsschreiben,  um  diejenigen, 
die  sich  etwa  durch  Friedrichs  Drohungen  hatten  entmutigen 
lassen ,  doch  noch  zur  Reise  zu  bewegen  %  Am  4.  Dezember 
war  bereits  der  Vertrag  mit  den  Genuesen  abgeschlossen  *), 
kraft  dessen  dieselben  10  Galeeren  und  10  Tariden  und  falls 
diese  nicht  ausreichten,  noch  je  weitere  sechs  ausrüsten  sollten; 
mit  dieser  Flotte  gedachte  man  sicher  allen  Nachstellungen 
Friedrichs  zu  entgehen,  was  indessen  nicht  gelang.  Auch 
kaiserlicherseits  wurde  eine  Flotte  gerüstet  aus  pisanischen  und 
sicilischen  Schiffen,  und  als  die  Genuesen  zwischen  den  Inseln 
Monte  ('hristo  und  Giglio  segelten,  wurden  sie  am  3.  Mai  an- 
gegriffen, geschlagen  und  verloren  25  Schiffe;  über  100  vor- 
nehme Geistliche  wurden  gefangen  genommen,  darunter  Friedrichs 

')   Vgl.  H.  B.  V,  1083. 

«)  R.  784  p.  684  —  68«. 

3)  R.  785  p.  688-692. 

*)  R.  791  p.  697  vgl.  auch  792  xmd  793. 
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schlimmster  Feind,  Jacob  von  Palestrina.  mit  zwei  anderen 
Legaten.  Der  Kaiser,  der  soeben  Faeuza  nacli  achtmonatlicher 
Belagening  erobert  hatte,  gab  seine  Absicht  anf  Bologna  auf 
und  zog  nach  dem  Kkclienstaat  in  der  Hoifiumg.  nunmehr  ge- 
neigtes Ohr  für  seine  Friedensverhandlungen  zu  finden.  Auch 
ihm  nuisste  augenblicklich  um  so  mehr  daran  liegen,  als  das 
Keich  durch  den  Einfall  der  Tataren  sich  in  äusserster  Gefahr 
befand,  und  eine  energische  Gegenwehr  gegen  dieselben,  die 
schon  Ungarn  erobert  liatten.  höchst  notwendig  war  ^).  Dieser 
veränderten  Situation  und  seiner  Zwangslage  entsprechend 
stimmte  Friedrich  seine  Forderungen  sein*  herab.  Er  musste 
nach  Deutshland  gehen,  um  die  Tataren  zurückzutreiben,  aber 
er  konnte,  so  lange  er  mit  dem  Papste  nicht  versöhnt  war, 
Italien  nicht  verlassen,  da  sich  sonst,  wie  er  selbst  sagt  ^),  die 
Vorgänge  vom  Jahre  1229,  wo  der  Papst  in  seiner  Abwesenheit 
Sicilien  besetzt  hatte,  wiederholt  hätten,  und  er  ausserdem  aller 
seiner  Erfolge  in  der  Lombardei  verlustig  ging.  Bei  dem  Fehlen 
jeder  direkten  Ueberlieferung  ist  es  schwierig,  den  Gang  der 
Verhandlungen  festzustellen.  Die  Initiative  zu  denselben  scheint 
vom  Kaiser  ausgegangen  zu  sein  ^) ,  eine  Angabe,  der  nicht 
widerspreclieu  würde,  dass  der  Predigerordensbruder  Bartolo- 
maeus  vom  Papste  nach  Rom  berufen  wurde,  um  bei  Friedens- 
verhandlungen zu  dienen  ^).  Dürfen  wir  den  Angaben  Friedrichs 
trauen'*),  so  hätte  er  bei  denselben  erklärt,  er  wolle  sich  mit 
der  Durchfühioing  des  (Jonstanzer  Friedens  begnügen,  in  der 
Hoffnung,  den  Papst  durch  diesen  Schritt  zum  Frieden  zu  be- 
wegen. Aber  der  Papst  wollte  augenscheinlich  keinen  Frieden 
mehr,  denn  er  stellte  bei  diesen  Verhandlungen,  sowie  auch  bei 
den  im  Juli  durch  Graf  Richard  von  Cornwall  geführten,  Forde- 
rungen, die  auch  diesem  Vermittler  zu  liocli  erschienen.     Danach 

*)  Auf  diesen  Einfall  der  Tataren  bezieht  sich  zweifellos  die  Bemerkung 
des  Peter  von  Vinea  in  seinem  Briefe  vom  .luli  1241  (H.  B.  V.  11  öS«: 
C'oneordiae  viam  ....  supcrvenientium  hostium  necessitas  iani  requirit,  welelio 
Böhmer  in  so  grosse  Entrüstung  versetzte,  Keg.  Frid.  II  Xr.  1014a. 

*)  Vgl.  den  Brief  Friedrichs  an  den  König  von  rngarn  vom  Juni  1241 
(H.  B.  V,  1144.) 

»)  H.  B.  V,  1145. 

*)  H.  B.  V,  1147. 

*)  Im  Briefe  an  den  König  von  Ungarn  (H.  B.  V,  1140):  ^intendentes 
content!  esse  veteribiis  et  hereditariis  itnpeiii  iuribus  etc.'" 


46 

sollte  sich  der  Kaiser  eidlich  verpflichten,  dass  er  in  allen 
Stücken  (also  auch  in  der  lombardischen  Frage)  der  Entscheidung 
des  Papstes  sich  unterwerfen  wolle  ^).  Auch  die  Aeusserungen, 
die  der  Papst  selbst  ttber  den  Frieden  in  dieser  Zeit  machte, 
stimmen  auf  das  beste  hiermit  überein.  Vom  Herzoge  von 
Kämthen  aufgefordert,  Frieden  zu  schliessen,  antwortete  er 
ganz  kühl,  dass  er  das  wohl  thun  würde,  wenn  Friedrich  sich 
unter  die  Befehle  der  Kirche  beugen  werde  %  und  in  ähnlicher 
Weise  lässt  er  sich  dem  König  von  Ungarn  gegenüber  aus  ^). 
Nach  dem  Abbruch  der  Friedensverhandlungen  blieb  der 
Kaiser  im  Kirchenstaat,  den  er  fast  vollständig  besetzte,  und 
plünderte  die  Umgegend  von  Rom,  um  dadurch  auf  deu  Papst 
einzuwirken.  Während  dieser  Plünderungszüge  starb  Gregor  IX 
am  22.  August  1241  zu  Rom,  und  um  zu  zeigen,  dass  er  nur 
mit  ihm,  nicht  mit  der  Kirche  Krieg  geführt  hätte,  gestattete 
Friedrich  sogleich  den  Cardinälen,  sich  zur  Papstwahl  in  Rom 
zu  versammeln ;  ja  als  der  im  October  1241  gewählte  Cölestin  IV 
nach  kurzer  Regierung  starb,  verstand  sich  Friedrich  sogar 
dazu,  im  Jahre  1243  die  gefangenen  Gardinäle  freizulassen, 
damit  eine  neue  Papstwahl  frei  und  ungehindert  stattfinden 
könne  *).  Hätte  Friedrich  während  der  langen  Sedisvakanz  den 
Umstand,  dass  der  feindlichen  Partei  das  Haupt  fehlte,  benutzt 
und  sich  durch  energisches  Vorgehen  eine  günstige  Position  ge- 
schaffen, so  wäre  er  bei  den  folgenden  Friedensverhandlungen 
imstande  gewesen,  seinen  Bedingungen  auch  den  gehörigen  Nach- 
druck zu  verleihen.     Aber  diese  seine  Grossmut  *)  ist  verhäng- 


>)  Matth.  Paris  IV,  148.  (Laard). 

«)  R.  823  p.  723. 

3)  R.  826  p.  726. 

*)  Die  einzige  Bedingung,  die  Friedrich  für  die  Freilassung  der  Gar- 
dinäle stellte,  scheint  nach  dem  Schreiben  Innocenz*  IV  vom  26.  August  1243 
die  Rückberufimg  des  Legaten  des  apostolischen  Stuhles,  der  gegen  ihn  in  der 
Lombardei  agitierte,  gewesen  zu  sein.  Die  Kardinäle  versprachen,  quod  eins 
petitiones,  quantum  cum  Deo  possent,  cum  adesset  opportunitas  temporis, 
adimplerent.    (H.  B.  VI,  113.). 

'^)  Ich  glaube  hier  keinen  falschen  Ausdruck  gewählt  zu  haben ;  Friedrich 
dachte  in  der  That  grosser  von  seinen  Gegnern,  als  diese  verdienten.  Die 
Freilassung  der  Gardinäle  ist  eine  Grossmut.  die  durch  nichts  gerechtfertigt 
werden  kann,  am  wenigsten  durch  das  frühere  Verhalten  derselben  zum  Kaiser. 
Auch  die  Unterlassung  des  Heereszuges  gegen  die  Römer  auf  Bitten  der  in 
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nisvoll  für  ihn  geworden,  indem  er  dadurch  die  letzte  günstige 
Gelegenheit  verstreichen  liess,  ohne  doch  den  Zweck  zu  er- 
reichen, den  er  iin  Auge  hatte:  seine  Friedensliebe  zu  zeigen. 
Mit  der  Wahl  lunocenz'  IV  am  25.  Juli  1243  war  der  kaiser- 
feindlichen Partei  eine  neue  Spitze  gegeben,  und  unter  diesem 
thatkräftigen  Manne  gelang  es  dem  Papsttum,  vollends  seine 
Ansprüche  gegen  das  Kaisertum  durchzuführen.  Bald  nach 
seiner  Wahl  offenbarte  sich  der  eigentliche  Charakter  des 
Kampfes  zwischen  Kaiser  und  Papst.  Bisher  als  Cardinal  dem 
Kaiser  entschieden  freundlich  gesinnt,  liess  er  die  Hoffnung 
aufkommen,  dass  nunmehr  alles  beseitigt  werden  würde,  was 
einer  Verständigung  hinderlich  gewesen  war.  Aber  nicht  nur 
geschah  dies  nicht,  sondern  Innocenz  IV  wurde  ein  ebenso 
heftiger  Feind  der  Staufer,  als  Gregor  IX  gewesen  war.  Was 
lag  näher,  als  dass  man  die  Schuld  daran  der  Persönlichkeit 
Friedrichs  II  zuschob  und  daraus  einen  Beweis  nahm,  dass  der- 
selbe doch  ein  unversöhnlicher  Feind  der  Kirche  und  des  Papst- 
tums gewesen  sei.  Wir  können  jedoch  darin  nichts  weiter  er- 
blicken, als  die  Folgen  der  von  Innocenz  III  eingeleiteten 
Politik.  Die  besten  Freunde  mussten  sich  entzweien,  wenn  sie 
so  verschiedene  Interessen  zu  veitreten  hatten,  wie  es  hier  der 
Fall  war.  Innocenz  IV  konnte  nicht  ohne  grosse  eigene  Ge- 
fahr die  lombardische  Frage  aus  den  Händen  lassen  und  sich 
mit  dem  Kaiser  versöhnen,  abgesehen  davon,  dass  ihn  seine 
Verträge  mit  den  Lombarden  daran  hinderten,  Friedrich  aber 
konnte  unmöglich  alles  aufgeben,  was  er  in  achtjährigem  Kampfe 
errungen  hatte,  das  verbot  ihm  schon  die  Rücksicht  auf  seine 
Stellung  zu  den  Fürsten,  und  dieser  Gegensatz  musste  es  von 
vornherein  höchst  zweifelhaft  machen,  ob  überhaupt  ein  Ausgleich 
noch  möglich  war.  Vorläufig  aber  war  man  noch  der  Hoffnung, 
dass  nunmehr  alles  glatt  ablaufen  werde,  und  eben  dieser  Hoff- 
nung gab  Friedrich  dem  neuerwählten  Papste  gegenüber  in 
seinem  Glückwunschschreiben  Ausdruck,  indem  er  gleich  zu 
Friedensverhandlungen    seine    Boten    übersandte.      Nach    dem 


Anagni  zur  Papstwakl  versammelten  Cardinäle  (Mai  1242  R.  J.  V,  3301) 
könnte  man  hierher  ziehen.  Dass  der  Zug  gegen  Rom  im  Mai  1243  nur  eine 
Rache  für  die  Plünderungen  der  Römer  gegen  Viterbo  war,  hat  schon  Ficker 
nachgewiesen  (R.  J.  V,  3362a.). 
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Schreiben  des  Kaisers  vom  August  1244  ^)  boten  diese  im  all- 
gemeinen die  Unterwerfung  Friedrichs  unter  die  Gebote  der 
Kirche  an  und  wollten  Frieden  in  dem  Streite  zwischen  Kirche 
und  Keich  schliessen.  Der  Papst  verlangte  darauf  bestimmte 
Zusicheiiingen :  Rückgabe  des  okkapierten  Kirchengebietes  und 
Einschluss  der  Lombarden  and  der  anderen  Anhänger  der  Kirche 
in  den  Frieden.  Friedrich  sagte  die  Rückgabe  des  Kirchen- 
gutes unter  der  Bedingung  zu,  dass  ihm  dasselbe  gegen  einen 
jährlichen  Zins  wieder  tiberlassen  würde,  ferner  bot  er  fünf- 
hundert Ritter,  die  der  Kirche  zu  jederzeit  zur  Verfügung 
stehen  sollten,  ausserdem  30000  Mark  Silber  zur  Zahlung  der 
Schulden  der  Kirche  und  Wiedereroberung  des  heiligen  Landes 
auf  eigene  Kosten.  Aber  natürlich  wollte  Innocenz  auf  diese 
Vorschläge  nicht  eingehen,  welche  die  zweite  seiner  Bedingungen 
und  gerade  die  Hauptsache  nicht  erfüllten.  Er  sandte  seiner- 
seits Boten  zum  Kaiser,  welche  eine  Einigung  auf  folgende  Be- 
dingungen hin  vermitteln  sollten  ^) :  Freilassung  aller  Cleriker 
und  der  Laien,  die  bei  dem  Seesiege  1241  gefangen  waren, 
Satisfaktion  für  alles,  weswegen  er  exkommuniciert  war,  Ent- 
scheidung eines  Concils  über  die  Punkte,  in  welchen  sich  der 
Kaiser  durch  die  Kirche  geschädigt  glaubte,  Einschluss  aller 
Anhänger  der  Kirche  in  den  Frieden,  so  dass  dieselben  auch 
später  nie  belangt  werden  könnten.  Des  Kaisers  Bedingungen 
waren  dagegen  folgende^):  Zurtickberufung  des  Legaten  aus 
der  Lombardei,  Freilassung  des  Salinguerra,  Unterstützung 
gegen  die  Ketzer  in  der  Lombardei.  Die  Gesandten 
überbrachten  ausserdem  noch  Klagen  über  Begünstigung  des 
Erzbischofs  von  Mainz  und  des  Grafen  von  Provence,  die 
Innocenz  jedoch,  ebenso  wie  die  Forderungen  Friedrichs  kurzer 
Hand  abwies.  Während  die  Verhandlungen  noch  schwebten, 
erfolgte  am  9.  September  der  Abfall  von  Viterbo,  und  dieser 
war  wahrscheinlich  die  Ursache,  dass  dieselben  abgebrochen 
wurden.  Der  Kaiser  rückte  vor  Viterbo,  um  die  Stadt  wieder- 
zugewinnen, aber  nach  mehrwöchentlicher  Belagerung  zog  er 


»)  H.  B.  VI,  205  flf. 

*)  Vgl.  die  uns  erhaltene  Instraktion  der  Gesandten  bei  H.  B.  VI,  112. 

')  Wir  können  dieselben  ans  dem  Schreiben  des  Papstes  an  seine  Boten 
vom  26.  August  1243  ersehen,  ohne  dass  wir  aber  daraus  erftthren,  wie 
Friedrich  über  die  Bedingungen  des  Papstes  dachte. 
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am  14.  November  uu verrichteter  Sache  ab,  als  der  Caräinal 
Otto  von  St.  Nicolans  bei  ihm  erschien,  am  namens  des  Papstes 
die  Anfhebung  der  Belagerung  zu  verlangen.  Friedrich  selbst 
sagte  nacher,  dass  er  sich  dazu  hauptsächlich  wegen  der  Ver- 
sprechungen vei*standen  habe,  die  ihm  für  neue  Friedensver- 
handlungen gemacht  wurden  ^).  Der  abgeschlossene  Vertrag, 
welcher  der  kaiserlichen  Besatzung  in  Viterbo,  die  Friedrich 
hatte  entsetzen  wollen,  freien  Abzug  sowie  seinen  Anhängern 
in  der  Stadt  Sicherheit  des  Eigentums  und  der  Person  versprach, 
wurde  aber  nicht  eingelialten,  was  Friedrich  später  zu  vielen 
Klagen  Veranlassung  gab. 

Im  Dezember  1243  begannen  dann  aufs  neue  die  Friedens- 
verhandlungen mit  dem  Papste  hauptsächlich  unter  Vermitte- 
lung  des  Grafen  von  Toulouse,  welche  sich  bis  in  den  März  1244 
hineinzogen.  Endlich  nach  vielen  Vorberatungen  einigte  man 
sich  dahin  ^),  dass  Friedrich  alle  besetzten  Länder  der  Kirche 
herausgeben  (Artikel  1)  und  der  Entscheidung  des  Papstes  de 
offensis  conmiissis  (seil,  a  Lombardis)  post  ortam  discordiam 
sich  unterwerfen  sollte  (Art.  7).  Innocenz  hatte  verlangt,  dass 
ihm  wie  einst  Gregor  IX  die  ganze  Streitsache  mit  den  Lom- 
barden zur  Entscheidung  überlassen  werde,  doch  hatten  die 
Boten  des  Kaisers  das  entschieden  abgelehnt;  über  die  offensa 
commissa  ante  ortam  discordiam  sollte  später  noch  besonders 
verhandelt  werden^),  da  eine  Einigung  zwischen  Kaiser  und 
Papst  auch  über  diesen  Punkt  unerlässlich  war.  Die  übrigen 
Artikel  des  Vertrages^)  enthielten  Bestimmungen  über  die 
Sicherstellungen  und  Entschädigungen  der  Gleriker  und  der  An- 
hänger der  Kirche,  betreffs  deren  sich  Friedrich  meist  dem 
Schiedsspruch  des  Papstes  fiberliess.  Am  31.  März  beschworen 
die  Machtboten  des  Kaisers,  dass  derselbe  die  Friedensbedin- 
gungen  getreulich  erfüllen  werde,  und  alles  schien  zum  guten 


»)  Vgl.  H.  B.  VI,  142  und  VI,  201. 

*)  TJeber  diese  und  die  folgenden  Verfaandlnngen  vgl.  die  erschöpfenden 
Untenochungen  von  Ficker,  B.  J.  V,  3418a,  3422,  342da,  3424a,  3431a 
bis  3432  c. 

*)  Vgl.  R.  J.  V,  3423  a.  Ficker  ist  der  erste,  der  auf  die  für  die  Rechts- 
frage so  wichtige  Trennong  in  der  lombardischen  Frage  aufmerksam  ge- 
macht hat. 

*)  Vgl.  H.  B.  VI,  172,  auch  B.  J.  V,  3422. 

Köhler,  Dm  YerhiUtiiiB  Kaiser  Friedrichs  n  sa  den  P&psten  seiner  Zeit.  4 
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Ende  zu  führen;  mit  den  besten  Hoffiiungen  ging  man  an  die 
Specialberatungen  über  die  Ausführung  des  Friedens.  Allein 
hier  musste  sich  bald  herausstellen,  dass  der  beschworene  Traktat 
doch  viele  Punkte  enthalte,  über  welche  eine  Einigung  noch 
gar  nicht  eigentlich  erfolgt  war  ^),  weniger  in  den  Nebensachen, 
als  in  den  oben  hervorgehobenen  Hauptpunkten,  namentlich  zu- 
nächst in  der  Restitution  der  zurückgenommenen  Gebiete  der 
Kirche.  Wann  und  wie  diese  erfolgen  sollte,  darüber  enthielt 
der  Traktat  nichts,  ebenso  wenig  aber  etwas  über  die  Los- 
lösung Friedrichs  vom  Banne  u.  a.  m.  Sicher  wird  man  es 
diesem  nicht  verdenken,  wenn  er  für  den  Schritt,  den  er 
durch  das  Beschwören  der  Bedingungen  gethan  hatte,  auch 
seinerseits  vom  Papste  Entgegenkommen  verlangte.  Aber  auch 
dieser  wollte  Friedrich  nicht  lösen,  ehe  er  nicht  die  Länder 
der  Kirche  restituiert  hätte,  und  während  man  hierüber  noch 
verhandelte,  gab  die  lombardische  Frage  den  Ausschlag.  Der 
Papst  wollte  die  ganze  Entscheidung  auch  betreffs  der  Regalien 
haben,  denn  das,  was  er  bis  jetzt  erreicht  hatte,  gab  ihm  noch 
nicht  die  Möglichkeit,  eine  ihm*  unbequeme  und  gefährliche 
Machtentfaltung  Friedrichs  in  Oberitalien,  wie  sie  dieser  auch 
wirklich,  wie  wir  sehen  werden,  beabsichtigte,  zu  verhindern. 
Dabei  kam  dem  Papst  sehr  zustatten,  dass  Friedrichs  Unter- 
händler jedes  Entgegenkommen  auch  in  der  Frage  der  Länder- 
restitution verweigerten,  denn  es  wäre  ihm  ni<5ht  möglich  ge- 
wesen, die  Verhandlungen  abzubrechen,  weil  der  Kaiser  sich 
mit  ihm  über  die  lombardische  Frage  nicht  einigen  konnte;  so 
aber  konnte  er  unter  der  Beschuldigung,  dass  Friedrich  das 
Beschworene  nicht  erfüllen  wolle,  ihm  den  Frieden  verweigern. 
Aber  Friedrich  wollte,  was  er  einmal  erreicht  hatte,  nicht 
wieder  aufgeben  und  lud  deshalb  den  Papst  zu  einer  Zusammen- 
kunft in  Nami,  damit  man  die  streitigen  Punkte  erledigen  könne. 
Dieser  ging  auch  zuerst  darauf  ein,  kam  aber  dann  nicht  selbst, 
sondern  bevollmächtigte  den  Cardinalbischof  Otto  von  Porto ') 
zu  den  Verhandlungen  ^).  Des  Kaisers  erstes  Bestreben  musste 
sein,  mit  diesem  Klarheit  in  die  streitigen  und  dunklen  Punkte 
zu  bringen,  die  der  Friedenstraktat  vom  März  bot;  er  übergab 

*)  „multa  dubia  et  obscura'^  klagt  Friedrich  im  Aiigast  1244. 

*)  Früher  Cardinaldiakon  von  St.  NicolauB. 

•)  Am  9.  Jnni  zu  Cittii  di  CasteUo,  H.  B.  VI,  199  ertr. 
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deshalb  dem  Cardinal  seine  Vorschläge,  wie  namentlich  in  der 
lombardischen    Frage     eine    Einigung    herbeigeführt    werden 
könne  ^).     Friedrich  erbot  sich'  darin ,    die   Entscheidung  des 
Papstes  auch  bezuglich  der  Regalien  anzuerkennen  unter  der 
•Bedingung,  dass  derselbe  sich  schriftlich  verpflichte,  sein  Urteil 
dahin  zu  fällen,  dass  die  Lombarden,  wenn  nicht  die  nach  dem  Siege 
von  Cortenuova ,  so  doch  die  vor  demselben  im  November  1237 
gemachten   Anerbietungen  jetzt   erfüllen   sollten;    die   damals 
verweigerten  Geiseln  sollten  nach  dem  Ermessen  des  Papstes 
gestellt  werden,  die  anderen  Punkte,  betreffe  deren  man  sich 
nicht  hatte  einigen  können,  sollten  ebenfalls  dem  Gutdünken 
des  Papstes  überlassen  bleiben.    Die  Entscheidung  hätte  dieser 
spätestens  drei  Monate  nach  einem   den  Parteien  binnen  zwei 
Monaten  anzusetzenden  Termin  zu  fällen.    Für  den  Fall,  dass 
sich  der  Papst  zu    einer    solchen  schriftlichen    Verpflichtung 
nicht  verstehen  wollte,   suchte  Friedrich  auf  folgende  Weise 
einen  Vergleich  herbeizuführen:  Entscheidung  der  lombardischen 
Frage  durch  den  Papst  und  die  Cardinäle  innerhalb  der  ange- 
gebenen Zeit  unter  der  Bedingung,  dass  vorher  alle  Bündnisse 
zwischen  dem  Papst  und  den  Lombarden    gelöst  würden,  — 
denn  sonst  könnte  der  Papst  nicht  Richter  sein  — ,  dass  der 
Constanzer  Friede  ausgeschlossen  bleibe,  da  bereits  die  Reichs- 
fürsten denselben  für  den  Reichsrechten  und  der  Reichsehre 
nachteilig  erklärt  hätten,  und  dass  er  zu  keiner  anderen  Sicher- 
stellung verpflichtet  werde,    als    durch  seine  Söhne  und  die 
Reichsfttrsten.     Falls  der  Papst  auch  das  verweigerte,  so  sollten 
vor  der  römischen  Curie  die   beiderseitigen  Machtboten  ver- 
handeln, bis  eine  Einigung  zustande  käme.     In  allen  Fällen 
aber  sollte  der  Kaiser  vorher  vom  Banne  gelöst  werden,   ehe 
die  Verhandlungen  mit  den  Lombarden  begönnen,  da  sich  diese 
Lösung  sonst  zu  lange  hinziehen  würde.    Ausserdem  bat  Frie- 
drich um  genaue  Präcision  aller  der  Pflichten,  die  er  in  dem 
Friedenstraktate  übernommen  hatte,  namentlich  bezüglich  der 
zu  leistenden  Genugthuung  (Erbauung  von  Hospitälern,  Geld- 
zahlungen u.  a.  m.)  und  der  Länderrestitution,  indem  er  ein 
nochmaliges  Abbrechen  der  Verhandlungen  aus  diesem  Grunde 


^)  Dieselben  finden   sich  im  Verteidi^ngsschreiben  des  Kaisers  you 
AiigUHt  1244.    H.  B.  VT,  215. 
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unmöglich  machen  wollte.  Auch  die  Rechte,  die  ihm  in  den 
restituierten  Ländern  blieben,  nämlich  Heeresfolge,  Parlament, 
Markt  und  Verpflegung  sollten  genau  festgestellt  werden,  damit 
ein  Wiederausbruch  der  Feindseligkeiten  in  Zukunft  vermieden 
werde.  Der  Papst  aber  war  nicht  zu  bewegen,  auf  diese  Vor- 
schläge einzugehen ;  sein  Brief  an  den  Landgrafen  von  Thttringen 
Tom  30.  April  1244  ^)  zeigt  deutlich,  dass  er  schon  in  dieser 
Zeit  von  einem  Frieden  nichts  wissen  wollte,  womit  genau  sein 
Verhalten,  wie  es  Friedrich  schildert*),  übereinstimmt.  Er 
wollte  bedingungslose  Vollmacht  in  der  lombardischen  Frage 
haben,  da  er,  wie  oben  erwähnt,  eine  Machtvergrösserung  Frie- 
drichs in  der  Lombardei  —  und  eine  solche  hätte  auch  dieser 
neue  Friedenstraktat  herbeigeführt  —  nicht  dulden  konnte. 
Friedrich  aber  durfte  in  eine  bedingungslose  Unterwerflmg 
unter  den  Papst  nicht  einwilligen;  erst  musste  er  sicher  sein, 
dass  der  Papst  ihn  absolvieren  würde  und  unter  welchen  Be- 
dingungen, denn  sonst  waren  die  Forderungen  des  Papstes  eine 
Schraube  ohne  Ende.  Als  Friedrich  sah,  dass  er  auch  so  nicht 
zum  Ziele  kommen  würde,  zeigte  er  sich  zu  noch  grösseren 
Zugeständnissen  bereit.  Er  wollte  zwei  bevollmächtigten  Car- 
dinälen  volle  Sicherheit  betreffs  der  zu  leistenden  Genugthuung 
geben,  damit  er  absolviert  werden  könne;  in  der  lombardischen 
Frage  solle  sich  der  Papst  eine  von  den  angebotenen  Formen 
auswählen,  da  er  vorläufig,  weil  nach  Beschluss  der  Fürsten 
der  Constanzer  Friede  nichtig  sei,  nicht  ohne  diese  zu  befragen 
etwas  anderes  bestimmen  könne;  doch  wolle  er  eine  Ffirsten- 
versammlung  berufen  und  nach  deren  Beschluss  gegebenen 
Falls  mehr  thun.  Femer  bot  er  Restitution  des  Eirchengntes, 
wie  es  bei  seinem  Ausmarsch  aus  Deutschland  gewesen  sei,  und 
sofortige  Rückgabe  eines  Teiles  dieses  Gebietes,  falls  der  Papst 
sich  dazu  verstehe,  nach  Gampanien  zu  gehen,  bis  alle  Differ- 
enzen beglichen  seien,  vorausgesetzt,  dass  in  demselben  vor  dem 
1.  M9rz  1245  ein  kaiserfeindÜicher  Statthalter  nicht  eingesetzt 
würde.  Der  Papst  willigte  zunächst  ein,  änderte  dann  aber 
seinen  Entschluss  und  zog  vor,  nach  Bieti  zu  gehen;  als  die 
Gesandten  des  Kaisers  aber  wieder  zu  ihm  gehen  wollten,  um 


»)  H.  B.  VI,  189. 

•)  H.  B.  VI,  218  und  219. 
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ihm  zn  mdden,  dass  dieser  auch  damit  einyerstanden  sei,  er- 
hielten sie  unterwe^  die  Nachricht,  dass  Imtocenz  am  28.  Juni 
nach  Civita-Vecchia  und  von  da  nach  Genua  gegangen  sei  und 
so  eine  Beendigung  des  Friedensgeschäfts  vereitelt  habe^). 

Noch  einmal  wurden  im  März  1245  Verhandlungen  gef  fihrt 
und  noch  einmal  kam  man  auf  den  Punkt  sich  zu  einigen. 
Auf  seiner  Reise  zum  Papst  hatte  der  Patriarch  Albert  von 
Antiochia  vom  Kaiser  den  Auftrag  erhalten,  von  neuem  mit 
dem  Papste  anzuknüpfen.  Der  Kaiser  liess  seine  Bereitwillig- 
keit ausdrücken,  die  früheren  Friedensbedingungen  unverbrüch- 
lich zu  halten,  und  der  Papst  forderte  darauf  den  Patriarchen 
auf,  ausführlicher  über  den  Willen  des  Kaisera  zu  berichten^. 
Der  Kaiser  bot  wiederum  Unterwerfung  unter  den  Willen  des 
Papstes  an,  aber  unter  Ausschluss  des  Constanzer  Friedens 
und  forderte  Einschluss  seiner  Anhänger  in  den  Frieden.  Das 
letztere  lehnte  Innocenz  sogleich  ab,  als  nicht  in  dem  früheren 
Friedenstraktat  stehend,  erklärte  aber  zum  Frieden  bereit  zu 
sein  ^)  falls  Friedrich  alle  Gefangenen  freiliesse  und  das  Land 
der  Kirche  restituiere,  so  dass  die  Kunde  davon  noch  vor  dem 
Concile,  das  am  3.  Januar  auf  den  24.  Juni  nach  Lyon  berufen 
war,  bei  ihm  einträfe,  sonst  müsste  er  nach  Becht  gegen  ihn 
verfahren.  Kurz  darauf*)  liess  er  Friedrich  durch  den  Patri- 
archen aufifordem,  schnell  wegen  der  manifesta  offensa,  füi* 
die  er  exkommuniciert  sei,  G^nugthuung  zu  leisten,  für  die 
dubia  genügende  Sicherheit  zu  stellen,  damit  er  absolviert 
werden  könnte.    Friedrich  hatte  sich  schon  früher  dazu  bereit 


^)  Dass  Friedlich  den  Papst  in  seiner  Sicherheit  bedroht  hätte,  ist  eine 
Erfindnng  papistisch  gesinnter  Quellen  (Nie  de  Cnrbio  b.  Mnratori  III,  1, 
592);  der  Papst  selbst  sagt  in  seinen  Briefen  nichts  davon.  Nach  Nie.  de 
Curbio  ist  es  auch  unzweifelhaft,  dass  der  Papst  die  letzten  Verhandlungen 
nur  geführt  hat,,  lun  den  Kaiser  zu  täuschen,  denn  er  liess  schon  vor  den- 
selben seinen  Verwandten  Bojolus  mit  Genua  um  Schiffe  zur  Flucht  unter- 
handeln. 

>)  Vgl.  den  Brief  Innocenz'  IV  an  den  Patriarchen  Tom  30.  April  1246. 
H.  B.  VI,  271. 

')  Indessen  sieht  man  aus  dem  Briefe  selbst  deutlich,  wie  widerwillig 
Innocenz  auf  diese  neue  Vermittlung  eingegangen  ist.  Er  behandelte  das 
ganze  Friedensgeschäft  als  so  nebensächlich,  dass  er  es  nicht  einmal  der 
Hfihe  für  wert  hielt,  seinerseits  Boten  dazu  abzuordnen. 

«)  Am  6.  Mai,  vgl  K  B.  VI,  272. 
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erklärt,  aber  vom  Papste  verlangt,  dass  auch  er  ihm  Sicherheit 
gebe,  dass  die  Absolution  nach  Erfüllung  dieser  Bedingungen 
wirklich  erfolge.  Aber  trotzdem  man  bereits  so  weit  war, 
hatten  die  Verhandlungen  doch  keinen  Erfolg  und  konnten 
keinen  haben,  denn  Friedrich  hielt  an  seinen  früheren  Bedin- 
gungen bezüglich  der  Lombardei  fest  und  wollte  die  Forde- 
rungen des  Papstes  nicht  ohne  Gegenleistung  erfüllen;  dazu 
kam  sein  Vorgehen  im  tuskischen  Patrimonium,  das  leicht  zu 
falschen  Deutungen  führen  konnte  ^).  Friedrich  selbst  aber 
scheint  wie  früher  so  auch  jetzt  der  festen  Ueberzeugung  ge- 
wesen zu  sein,  dass  die  Verhandlungen  zum  Abschlnss  des 
Friedens  führen  würden;  um  so  grösser  war  daher  seine  Ueber- 
raschung,  als  er  Anfang  des  Juli  erfuhr,  dass  das  Gegenteil 
der  Fall  sei,  und  dass  der  Papst  ihn  absetzen  wolle.  Schnell 
eilte  er  am  8.  Juli  von  Verona  aus  nach  Westen,  aber  schon 
zu  Turin  erfuhr  er  die  am  17.  Juli  über  ihn  ausgesprochene 
Absetzung. 

Mit  diesem  Ereignisse  sind  wir  am  Ende  der  Beziehungen 
Friedrichs  II  zu  den  Päpsten  angelangt.  Nach  der  Absetzung 
war  jede  Nachgiebigkeit  von  päpstlicher  Seite  ausgeschlossen, 
indessen  scheint  Friedrich  doch  noch  gehofft  zu  haben,  denn  er 
rief  die  Vermitteluug  des  Königs  von  Frankreich  an  und  erbot 
sich  1246  dazu,  zeitlebens  in  das  heilige  Land  zu  gehen,  wenn 
seinem  Sohne  Conrad  das  Reich  bliebe,  aber  der  Papst  wies 
alles  zurück,  auch  das  Anerbieten  des  Kaisers,  sich  vor  einigen 
Kirchenfürsten  wegen  seines  Glaubens  zu  verteidigen ;  er  wollte 
nur  Unterhandlungen,  wenn  Friedrich  mit  wenigen  Begleitern 
unbewaffnet  vor  ihm  erschiene.  Im  Jahre  1247  versuchte  der 
König  von  Frankreich  abermals  zu  vermitteln,  jedoch  der 
Papst  wollte  weder  den  Kaiser  noch  einen  seiner  Söhne  auf 
dem  deutschen  Thron  haben*),  und  daran  raussten  alle  Verhand- 
lungen scheitern.  Die  Entzweiung  zwischen  beiden  Gewalten 
war  unversöhnlich  geworden,  es  war  nur  noch  ein  Kampf  auf 
Leben  und  Tod  möglich,  der  auch  alsbald  entbrannte  und  mit 
dem  endgiltigen  Triumph  des  Papsttums  endete. 

Blicken  wir  nun  zurück  und  vergegenwärtigen  wir  uns, 
was  wir  für  die  Frage:  „Welches  ist  der  eigentliche  Grund  zur 

»)  Vgl.  E.  J.  V,  8466  a. 

")  Vgl.  Innocenz'  Brief  an  den  Herrn  von  Fauoigni,  H.  B.  VI,  i>81. 
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imyerBöhnlichen  Entzweiong  zwischen  Kaiser  und  Papst?"  ge- 
wonnen haben.  Wir  sahen,  dass  es  die  Entwickelang  des 
Kirchenstaates  und  die  Sicherheit  des  Papstes  auf  das  Aeusserste 
gefährdete,  wenn  der  Kaiser  im  Besitze  von  Unteritalien  auch 
noch  Herr  von  Oberitalien  würde.  Von  dem  Augenblicke  an, 
wo  die  Gefahr  nahe  lag,  dass  diese  politische  Combination  ein- 
trat, d.  h.  seit  dem  Jahre  1235^),  wo  der  Kaiser  daran  ging, 
mit  Hilfe  der  deutschen  Fürsten  die  Lombarden  zum  Reiche 
zurückzubringen,  bemerkten  wir  auch  die  Thätigkeit  des  Papstes, 
die  dies  mit  aller  Macht  zu  verhindern  strebte. 

Die  schwierige  diplomatische  Lage,  in  welche  er  durch 
diese  Bestrebungen  geriet,  machte  es  für  ihn  zur  Notwendigkeit, 
andere  Waffen  gegen  den  Kaiser  in  die  Hand  zu  bekommen, 
die  er  denn  auch  in  den  kirchlichen  Verhältnissen  Siciliens 
fand ;  die  geschickte  Benutzung  derselben  schaffte  ihm  die  Frei- 
heit der  Bewegung,  die  er  brauchte,  um  dem  Kaiser  feindlich 
gegenüberzutreten.  Die  Richtigkeit  dieser  unserer  Auffassung 
bestätigt  nichts  so  sehr  als  die  Friedensverhandlungen,  welche 
von  Friedrich  nach  dem  Jahre  1239  mit  Gregor  IX  und  mit 
Innocenz  IV  geführt  wurden.  Können  wir  auch  schon  aus  der 
genaueren  Betrachtung  der  einzelnen  Beschwerden  Gregoi*s  IX 
und  aus  dessen  Hartnäckigkeit,  mit  der  er  alle  Entschuldigungen 
und  Versprechungen  Friedrichs  zurückwies,  schliessen,  dass  nicht 
die  üebelstände  in  Sidlien  allein  die  Haltung  des  Papstes  be- 
einflussten,  so  wird  dies  erst  recht  bestätigt,  wenn  wir  den 
Punkt  suchen,  an  welchem  wieder  und  immer  wieder  die  Friedens- 
versuche scheiterten.  Als  solchen  finden  wir  nicht  die  sicili- 
schen  Kirchenangelegenheiten,  sondern  die  Frage:  „Wie  wird 
ein  geeignetes  Abkommen  über  die  Machtverteilung  in  der 
Lombardei  zu  treffen  sein",  aufweiche  es  eine  Antwort,  die  der 
historischen  Entwickelung  und  den  Anforderungen  beider  Pai- 
teien  entsprach,  nicht  geben  konnte.  Hätte  es  sich  im  Grunde 
nur  um  die  sicilische  Frage  gehandelt,  so  wäre  man  sehr  bald 
zu  einer  Einigung  gelangt,  denn  gerade  dieser  Punkt  war  stets 
der  erste,  über  welchen  man  sich  einigte,  nur  die  lombardische 
Angelegenheit  bot  unüberwindliche  Schwierigkeiten.    Besonders 


^)  Im  Jahre  1226  war  es  noch  möglich  gewesen,  das  Zustandekommen 
hmaansaflehieben. 


56 

lehrreich  sind  in  dieser  Beziehung  die  Verhandlungen  der  Jahre 
1243  und  1244.  Friedrichs  Streben  bei  denselben  ging  unver- 
kennbar darauf  hinaus,  einen  Frieden  zustande  zu  bringen, 
nicht  nur  für  den  Augenblick  nur  mit  dem  Papste,  sondern  einen 
solchen,  der  die  Angelegenheiten  in  Italien  in  einer  Weise  re- 
gelte, welche  Holinung  auf  dauernde  Beseitigung  der  Streitigkeiten 
gab.  Wir  sehen  dies  aus  den  Anerbietungen,  die  er  machte, 
aus  der  Zähigkeit,  mit  welcher  er  die  abgebrochenen  Verhand- 
lungen stets  wieder  erneuerte,  nicht  weil  seine  Lage  ihn  dazu 
zwang,  sondern  weil  er  es  als  widernatürlich  empfand,  dass  er 
mit  dem  Papste  im  Kampfe  lag,  und  weil  er  einsah,  dass  dieser 
nie  aufhören  werde,  ehe  nicht  eine  Einigung  zwischen  ihm  und 
der  Kirche  über  seine  Stellung  in  der  Lombardei  getroffen 
wäre.  Um  eine  solche  herbeizuführen,  machte  Friedrich  seine 
Vorschläge,  versuchte  er  nicht  auf  eine,  sondern  auf  vielfach 
verschiedene  Weise  den  Papst  zufriedenzustellen,  ging  er  bis 
an  die  äusserste  Grenze  der  Nachgiebigkeit.  Um  die  Vor- 
schläge bezüglich  der  Lombardei  drehten  sich  fast  ausschliess- 
lich die  Verhandlungen,  denn  über  die  anderen  Punkte,  nament- 
lich die,  wegen  deren  Friedrich  gebannt  war,  hatte  man  sich 
schnell  geeinigt.  Aber  so  viele  verschiedene  Fonnen  der  LOsung 
dieser  Schwierigkeiten  der  Kaiser  auch  vorschlug,  sie  genügten 
dem  Papste  doch  alle  nicht,  denn  alle  gewährten  dem  Kaiser 
zu  viele  Rechte  in  der  Lombardei,  was  jener  im  Interesse  seiner 
territorialen  Machtstellung  nicht  dulden  durfte,  während  Frie- 
drich wiederum  auf  eine  unbedingte  Unterwerfung  unter  die 
Entscheidung  des  Papstes,  die  ihn  der  Erfolge  eines  achtjährigen 
Krieges  beraubte,  weder  eingehen  konnte  noch  wollte.  Und 
diese  Betonung  der  lombardischen  Frage  durch  den  Papst  in 
dieser  Zeit  beweist  deutlich,  dass  auch  schon  vor  dem  Jahre 
1239  die  Rücksichten  darauf  für  das  Verhalten  desselben  mass- 
gebend gewesen  sind,  und  dass  die  Gründe,  welche  für  die 
Exkommunikation  Friedrichs  in  der  Bannbulle  aufgezählt  werden, 
nichts  sind,  als  ein  Vei-such  des  Papstes  sein  Vorgehen  zu  be- 
mänteln, da  er  sich  mit  den  wahren  Beweggründen  vor  das 
FoiTim  der  Oeffentlichkeit  nicht  stellen  durfte. 

Dies  leitet  uns  über  zur  Beantwortung  der  Rechtsfrage. 
Je  mehr  wir  da  überzeugt  sind,  dass  die  ganze  Entzweiung 
von   der  lombardischen  Frage   ausging,   desto   ungünstiger  für 
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das  Papsttum  wird  unser  Urteil  lauten.  Der  Papst  ist  es 
gewesen,  der  durch  seine  Einmischung  in  rein  welt- 
liche Angelegenheiten  einen  Kampf  entfacht  hat,  der 
zuletzt  zum  Verniehtungskampf  wurde;  er  ist  es  ge- 
wesen, der  in  diesem  Kampfe  die  Bolle,  des  Angreifers 
spielte.  Friedrichs  Verhalten  war  von  Anfang  an  versöhnlich 
und  namentlich  ängstlich  darauf  gerichtet,  jeden  Conflikt  mit 
dem  Papste  zu  vermeiden,  wie  wir  dies  an  seinen  Bemühungen 
sehen,  die  päpstlichen  Beschuldigungen  zu  entkräften;  als  der 
Kampf  nicht  zu  vermeiden  gewesen  war,  war  er  doch  stets  be- 
reit, sobald  sich  die  geringste  Hoffnung  auf  Frieden  zeigte, 
die  Feindseligkeiten  gegen  den  Papst  einzustellen  und  er  gab 
sich  stets  die  grösste  Höhe,  die  Forderungen  des  Papstes  mit 
den  seinigen  in  Einklang  zu  bringen  durch  äusserste  Nach- 
giebigkeit; dass  es  ihm  trotzdem  nicht  gelang,  eine  Einigung 
herbeizuführen,  dass  die  päpstlichen  Forderungen  weiter  gingen, 
als  sich  mit  seiner  und  des  Reiches  Ehre  vertrug,  darf  nicht 
ihm  zur  Last  gel^  werden. 

Allerdings  darf  dabei  auch  nicht  vergessen  werden,  dass 
die  Päpste,  die  Friedrich  gegenübergestanden,  namentlich  aber 
Gregor  IX,  nicht  die  ganze  Verantwortung  für  ihr  Verhalten 
zu  tragen  haben.  Ihre  Politik  war  beeinflusst  durch  Verhält- 
nisse, die  nicht  sie  selbst  gescliaffen  hatten,  sie  war  zunächst 
nur  eine  Consequenz  der  politischen  Lage,  wie  sie  Innocenz  m 
auf  der  Halbinsel  begründete.  Es  ist  naturgemäss,  dass  die 
Nachfolger  und  Erben  der  Politik  desselben  sich  mit  aller  Macht 
gegen  eine  Veränderung  dieser  Verhältnisse  wehrten,  und  dass 
sie  den  von  ihrem  Standpunkte  aus  historisch  berechtigten  In- 
teressen Geltung  zu  verscliaffen  suchten.  Jedoch  muss  man 
sagen,  dass  sie  in  diesem  Versuche  zu  weit  gegangen  sind. 
Sobald  einmal  klar  war,  dass  Friedrich  auf  seine  Rechte  und 
auf  die  im  Kriege  errungenen  Erfolge  nicht  verzichten  würde, 
da  begannen  sie  in  Friedrich  das  Kaisertum,  die  weltliche 
Macht  zu  bekämpfen,  und  es  wurde  für  sie  der  Streit  das  letzte 
Glied  in  der  langen  Reihe  von  Kämpfen,  welche  seit  mehi-eren 
Jahrhunderten  zwischen  den  beiden  höchsten  Gewalten  der 
Christenheit  geführt  worden  waren.  Beweisend  dafüi-  ist  auch, 
dass  Innocenz  IV  nur  sehr  widerwillig  an  neue  Verhandlungen 
herantrat,  und  dass  er  schon  während  der  Hauptverhandlungen 
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des  Jahres  1244  darauf  sann,  sich  durch  die  Flacht  dem  Friedens- 
schluss  zu  entziehen  und  ausserhalb  Italiens  die  persönliche 
Sicherheit  zu  suchen,  die  er  zu  seinem  letzten  Schritt  benötigte, 
während  er  Friedrich  durch  scheinbares  Eingehen  auf  dessen 
Vorschläge  in  Sicherheit  zu  wi^en  suchte.  Friedrich  dagegen 
fährte  nicht  Krieg  gegen  die  geistliche  Gewalt,  nicht  gegen 
die  Kirche,  sondern  gegen  den  einen  Papst,  soweit  ihm  dieser 
als  weltlicher  Gegner  gegenttberstand.  Erst  durch  seine  Ab- 
setzung wurde  er  überzeugt,  dass  bei  einem  solchen  Kampfe 
auf  Leben  und  Tod  auch  die  Institutionen,  die  von  beiden  Par- 
teien vertreten  wurden,  in  den  Kampf  hineingezogen  werden 
mussten.  Der  Sieg,  den  das  Papsttum  hier  errang,  musste  not- 
wendig auch  den  Untergang  des  Gegners,  das  Unterliegen  des 
Kaisertums,  herbeiführen,  mit  dem  das  letzte  Bollwerk  sank, 
das  die  abendländische  Welt  vor  der  gänzlichen  Abhängigkeit 
vom  Papsttum  bewahrt  hatte.  Das  päpstliche  Bevormundungs- 
system, das  diese  seit  Gregor  VII  auf  alles  auszudehnen  ver- 
sucht hatten,  war  endlich  doch  durchgedrungen. 


Beilage. 
Die  Beschwerden  Gregors  IX 

von  1236,  1238,  1239. 


Beschwerden  des  Papstes  über  Eingriffe  in  Sicilien  sind 
vereinzelt  schon  seit  dem  Jahre  1221  vorhanden  ^) ,  nnd  zwar 
handelt  es  sich  dabei  am  die  ßischofswahlen  und  die  dem  Kaiser 
dabei  garantierten  Rechte.  Der  Papst  beklagte  sich  am 
21.  August  1221,  dass  Friedrich  seine  Hände  nach  den  Bischofs- 
wahlen ausstrecke,  indem  er  zu  den  schlechten  Gebräuchen  seiner 
Vorfahren  zurückkehre,  welche  er  doch  abgeschworen  habe;  er 
forderte  ihn  auf,  dieselben  abzustellen.  Friedrich  benutzte  aber 
sein  Recht,  die  gewählten  Bischöfe  zu  verwerfen,  und  so  blieben 
denn  mehrere  Bistümer  frei,  bis  sie  der  Papst  kurz  entschlossen 
besetzte  (25.  September  1225).  Er  ging  damit  allerdings  über 
seine  Competenz  hinaus,  die  ihm.  nur  gestattete»  nach  der 
^königlichen  Bestätigung  die  Consekration  an  dem  G-e- 
wählten  zu  vollziehen,  indessen  mag  hier  die  Notlage,  die  durch 
die  mehrjährige  Vakanz  geschaffen  wurde,  diesen  eigenmäch- 
tigen Schritt  entschuldigen,  wie  denn  auch  Friedrich  selbst 
sich  schliesslich  zufrieden  gab.  Andere  Uebelstände  mussten 
dem  Papste  in  der  Folgezeit  zur  Verstärkung  seiner  Exkommuni- 
kationsgründe dienen,  als  der  Bann  des  Jahres  1227  durch 
Friedrichs  Ereuzzug  hinfällig  wurde').  Es  werden  da  haupt- 
sächlich folgende  Punkte  geltend  gemacht: 


y  iri..^ 


I 


^)  Vgl.  die  BriefiB  Honoring'  m  vom  21.  August  1221  (R.  178),  Tom 
27.  Jon!  1228  (B.  232)  und  vom  25.  September  1225  (B. 
*)  Häiz  1228  vgl  oben  S.  14. 
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1)  Friedrich  lasse  den  Erzbischof  von  Tarent  sein  Amt 
nicht  versehen. 

2)  Friedrich  habe  die  Templer  und  Hospitaliter  ihrer  Güter 
im  Königreich  beraubt. 

Diese  Beschuldigung  kelirt  später  noch  öfter  wieder,  und 
Friedrich  antwortete  im  Jahre  1238  ausführlich  auf  dieselbe. 
So  viel  wir  aus  dieser  Antwort  entnehmen  können,  handelte  es 
sich  hier  um  die  Einziehung  derjenigen  Güter,  die  dem  Orden 
nicht  eigentümlich  gehörten,  d.  h.  die  er  nicht  schon  zur  Zeit 
Wilhelms  II  besessen  hatte  *). 

3)  Friedrich  habe  den  Vertrag  nüt  den  Grafen  von  Celano 
und  von  Aversa  nicht  eingehalten,  für  den  sich  die  Kirche 
verbürgt  hatte. 

Diese  beiden  Grafen  hatten  im  Jahre  1226  einen  Aufstand 
erregt,  den  Friedrich  nach  langen  Kämpfen  endlicli  gedämpft 
hatte.  Es  ist  wahrscheinlicli ,  dass  dieselben  jede  Gelegenheit 
benutzten,  um  Unruhen  zu  .stiften,  wie  denn  auch  kurze  Zeit 
darauf  Raynald  von  Spoleto  als  kaiserlicher  Legat  sich  mit 
ihrer  Bekämpfung  bescliäftigen  musste.  Bei  unserem  Mangel 
an  Nachrichten  können  wir  natürlich  nicht  sagen,  auf  welcher 
Seite  hier  die  erste  Friedensverletzung  lag. 

4)  Friedrich  habe  den  Grafen  Roger,  der  als  Kreuzfahrer 
unter  apostolischem  Schutze  stand,  seiner  Grafschaft  be- 
raubt, seinen  Sohn  gefangen  gesetzt  und  trotz  aller  Auf- 
forderungen des  Papstes  nicht  wieder  herausgegeben. 

Der  Friede  von  San  Germano  1230  brachte  auch  für  diese 
Thaten  Friedrichs  die  Sühne,  indem  dieser  sich  bereit  erklärte, 
die  Uebelstände  abzustellen.  Aber  nicht  lange  darauf  finden 
wir  bereits  neue  Klagen  des  Papstes  ■),  zuerst  vereinzelt,  dann 
aber  plötzlich  in  geschlossener  Masse.    Wie  dies  mit  den  poli- 


*)  Vgl.  unten  p.  69  nnd  Winkelmann,  Friedrich  ü,  II  p.  104. 

^  Am  8.  März  1231  (R.  434  p.  350)  über  Uebergriffe  der  kaiserlichen 
Beamten  gegen  die  Bewohner  Ton  Esculum. 

Am  3.  December  1232  (B.  494  p.  398)  Aber  die  Sarazenen,  die  die  Kirche 
in  Fojano  zerstört  hatten. 

Am  16.  Jnli  1233  (R.  550  p.  444)  daiilber,  dass  Friedrich  einige  Leute, 
welche  ihn  beleidigt  hatten,  als  Ketzer  hatte  hinrichten  lassen. 

Dazwischen  E.  426,  428,  431,  439,  442,  460  Ermahnungen  an  Friedridi, 
den  Templern  und  Hospitalitem  ihr  Eigentum  surOcksugeben. 
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tischen  Ereignissen  zusammenhing,  ist  oben  gezeigt  worden. 
Die  erste  grössere  Masse  von  Beschuldigungen  ist  die  im  Briefe 
vom  29.  Februar  1236^),  welcher  dann  unmittelbar  die  von 
Rodenberg  zuerst  herausgegebene  „series  gravaminum  ecclesiae 
contra  Fridericum''  folgt,  die  im  August  1236  dem  Bischof  von 
Praeneste  übersandt  wurde*). 

Eine  Verteidigung  gegen  den  Brief  vom  29.  Februar  ver- 
suchte der  Kaiser  am  16.  April,  gegen  die  series  gravaminum 
in  sehr  wirksamer  Weise  am  20.  September.  Infolge  derselben 
fiel  fast  die  Hälfte  der  Klagepunkte  fort,  die  fibrigen  traten 
geordnet  und  neu  redigiert  im  Oktober  1238  in  dem  Verhör 
wieder  auf,  welches  die  Bischöfe  von  Wttrzburg,  Worms,  Ver- 
ceUi  und  Parma  mit  dem  Kaiser  anzustellen  hatten^.  Auch 
hier  besitzen  wir  eine  Verteidigung  Friedrichs,  wie  sie  uns, 
wahrscheinlich  nach  dem  Protokoll,  in  dem  Briefe  der  genannten 
Bischöfe  enthalten  ist^).  Auf  die  in  der  Exkommunikations- 
bulle von  1239^)  angefahrten  Klagepunkte  bat  Friedrich  eine 
Verteidigung  nicht  mehr  versucht. 

Gehen  wir  nunmehr  die  einzelnen  Beschuldigungen  und 
ihre  Entwickelung  in  den  verschiedenen  Stadien  der  Feind- 
schaft der  Reihe  nach  durch. 

Die  erste  Beschuldigung  des  Papstes  vom  29.  Februar, 
die  auch  den  Anfang  der  series  gravaminum  vom  August  bil- 
dete, lautete  dahin,  dass  durch  die  kaiserlichen  Beamten  die 
Kirchen  im  Königreich  Sicilien  ihres  Freiheitsprivijegs  und  der 
Gr&ter,  die  zu  heiligen  Zwecken  bestimmt  seien,  beraubt  würden. 
Friedrich  machte  dagegen  mit  Recht  geltend,  dass  er  so  allge- 
mein gehaltene  Klagen  nicht  untersuchen  oder  abstellen  könne; 
er  könne  ebenso  aUgemein  darauf  antworten,  dass  er  davon 
gar  nichts  wisse,   es  miisste  denn  sein,   dass   der  Papst  die 


0  E.  676  p.  574.  Es  sind  hier  die  Punkte  1  bis  7  und  9  bis  14  der 
series  vom  August  aufgeführt. 

^  Vgl.  B.  696  p.  692  und  700  p.  596.  Da  diese  den  Hauptbestandteil 
der  Klagen  des  Festes  bildet,  und  aUe  frttheien  und  späteren,  ausser  in  dec 
Ansah!  der  Klagepnnkte  nur  geringe  Abweichungen  enthalten,  so  Icige  ieh 
dieselbe  der  vergleichenden  üebersicht,  die  ich  folgen  lasse,  zu  Grunde.  S.  die 
Anlage. 

*)  Vgl.  oben  p.  35. 

*)  H.  B.  V,  249  fl- 

»)  H.  B.  V,  286  fl. 
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Wahrung  königlicher  Bechte  ein  Unrecht  nenne.  Er  trete 
niemandem  zu  nahe,  wenn  er  die  vom  Reiche  abgekommenen 
Besitzungen  zur&ckverlange ,  oder  wenn  er  mit  Kirchen  einen 
Gatertausch  vornehme. 

Femer  wurde  Friedrich  zur  Last  gelegt,  dass  Prälaten  ge- 
fangen oder  gezwungen  wUrden,  in  die  Verbannung  zu  gehen. 
Auch  dies  leugnete  er  1236  geradezu,  während  er  1238  näher 
auf  die  Sache  einging.  Allerdings  seien  von  seinen  Beamten 
einige  Geistliche  gefangen  gesetzt  worden,  aber  nur,  damit  sie 
wegen  ihrer  Verbrechen  dem  geistlichen  Gericht  ttbei^eben 
werden  könnten;  einige  andere  seien  wegen  Majestätsverbrechens 
verbannt  worden.  Dass  Geistliche  getötet  seien,  was  ihm  1238 
zur  Last  gelegt  worden  war,  wisse  er,  aber  es  seien  dies  der 
Bischof  von  Venosa  und  ein  Mönch  aus  dem  Kloster  St.  Vincenz, 
die  beide  von  Mönchen  ermordet  seien;  dies  komme  nur  von 
der  Straflosigkeit  der  Geistlichen,  denn  in  beiden  Fällen  sei 
eine  kanonische  Strafe  nicht  erfolgt.  Dass  Friedrich  hier  um 
die  eigentliche  Verteidigung  herumgeht,  ist  unverkennbar,  er 
hat  ofifenbar  kein  gutes  Gewissen.  Auch  dem  Papste  erschien 
die  Verteidigung  nicht  ausreichend,  denn  er  wiederholte  seine 
Beschuldigung  in  der  Exkommunikationsbulle  von  1239. 

Eine  weitere  Beschuldigung  war  die,  dass  Friedrich  Ab- 
gaben von  der  Geistlichkeit  erhebe  gegen  die  Bestimmungen 
des  Friedens  von  San  Germano.  Indessen  hatte  iYiedrich 
durchaus  nicht  in  die  damals  bewilligte  Steuerfreiheit  seine 
Sonderrechte  an  die  einzelnen  Kirchen  eingeschlossen  und,  wie 
er  mit  Recht  1236  wie  1238  betonte,  erstreckten  sich  diese 
Abgaben  der  Kirche  nur  auf  die  weltlichen  Lehen  derselben. 
Jedoch  werden  wir,  so  offen^^ar  er  gerade  hierin  Recht  hat, 
die  Berechtigung  der  päpstlichen  Klagen  anerkennen  müssen. 
Uebergriflfe  der  Beamten  konnten  im  Steuerwesen  gar  nicht 
vermieden  werden,  wie  Friedrich  selber  gesteht*),  und  so  ist 
wohl  nicht  ausgeschlossen,  dass  auch  gegen  Geistliche  zuweilen 
in  dieser  Beziehung  ungerecht  verfahren  ist.  Gregor  benutzte 
natilrlich  auch  diesen  Punkt  im  Jahre  1239,  indem  er  noch  be- 


*)  H.  B.  V,  273  „dam  contra  serenitatis  nostrae  mandatum  .  . .  gravati 
sunt  pauperetf*. 
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sonders  hinzuf  Qgt,  dass  Friedrich  selbst  sich  solche  Uebergriffe 
erlaubte  *). 

Femer  wird  Friedrich  beschuldigt,  eine  Besetzung  vakanter 
geistlicher  Stellen  nicht  zu  gestatten.  Er  bemerkt  dagegen, 
dass  er  es  f  fir  besser  halte,  wenn  eine  Kirche  zeitweilig  unbe- 
setzt bleibe,  als  wenn  sie  in  der  Hand  eines  Widersachers 
ihm  für  immer  Schaden  zuffige.  Gegen  den  allgemeinen  Vor- 
wurf, dass  er  sich  Eingriffe  in  die  Besetzung  geistlicher 
Stellen  zu  Schulden  kommen  lasse,  der  im  Februar  1236  gegen 
ihn  selbst,  später  gegen  seine  Beamten  gerichtet  ist,  verteidigt 
sich  Friedrich  damit,  dass  er  nur  die  Rechte  geltend  mache, 
die  schon  seine  Vorfahren  ausgeübt  hätten,  obgleich  diese  doch 
bei  weitem  nicht  so  mächtig  waren,  als  er,  und  dass  er  sich 
diese  Rechte  nicht  nehmen  lassen  könne.  Auch  forderte  er  im 
September  1236  den  Papst  auf,  ihm  diejenigen  seiner  Beamten 
namhaft  zu  machen,  welche  die  Rektoren  der  Kirche  ein-  und 
absetzten,  damit  er  dieselben  gebührend  bestrafen  könne;  be- 
reits im  April  hatte  er  betont,  dass  er  deswegen  oft  Briefe  an 
seine  Beamten  gesendet  und  noch  zuletzt  den  Deutschordens- 
meister beauftragt  habe,  denselben  dahingehende  Verbote  zu 
erteilen.  Auf  die  Beschuldigung,  dass  infolge  der  beregten 
Uebelstände  ein  Cleriker  zwölf  geistliche  Stellen  inne  habe, 
geht  Friedrich  nicht  weiter  ein,  auch  wiederholt  der  Papst  die- 
selben später  nicht  mehr. 

BetreflGs  des  neunten  Punktes,  dass  durch  die  Bedrflckung 
der  Beamten  die  Predigt  gehindei-t  werde,  bemerkt  Friedrich, 
dass  er  solches  Vorgehen  verabscheue  und  strafen  wolle,  doch 
sei  dabei  zu  beachten,  dass  unter  dem  Scheine  des  Erlaubten 
Unerlaubtes  getrieben  wärde,  indem  die  Prediger  die  Gttter 
von  Getreuen  an  sich  zögen.  So  habe  es  der  Bruder  Johannes 
gemacht,  der  sich  dux  von  Verona  und  rector  perpetuus  in 
seinen  Briefen  genannt  habe,  ähnlich  auch  ein  Mönch  in  Apu- 
lien,  und  dies  habe  er  zu  hindern  befohlen.  Diese  Verteidigung 
muss  wohl  gewirkt  haben,  denn  im  Jahre  1238  finden  wir 
diesen  Punkt  nur  leise  gestreift,  indem  der  Papst  als  Folge 
der  Kirchenvakanzen  hervorhebt,  dass  der  Glaube  da  Gefahr 
laufe,  wo  kein  Hirte  sei,  der  predige. 


')  per  ipsom  extorquentar. 


Die  beiden  folgenden  Beschwerden  betreffen  Missst&nde, 
welche  die  Sarazenen  in  Apnlien  verursachten.  Die  Zei'störung 
einer  Kirche  erklärt  Friedrich  ffir  ein  Märchen  und  beteuert, 
dass  er  davon  keine  Eenntniss  gehabt  habe;  dag^en  aber 
spricht,  dass  ihm  der  Papst  selbst  am  2.  Dezember  1232  ge- 
schrieben hatte,  dass  die  Kirche  in  Bagno  Fojetano  von  den 
Sarazenen  zerstört  sei.  Ebenso  erklärt  der  Kaiser  es  für  un- 
wahr, dass  die  Christen  der  Heri*schaft  der  Heiden  unterworfen 
seien,  im  Gegenteil  bekehrten  sich  immer  mehr  von  den  Heiden 
zum  Christentum;  bereits  der  dritte  Teil  sei  bekehrt,  und 
Hoffnung  vorhanden,  dass  die  übrigen  bald  nachfolgen  würden. 
Der  Punkt  kehrt  später  nicht  wieder. 

In  den  nächsten  drei  Punkten  (12—14)  führt  der  Papst 
Klage  über  Verletzungen  des  Friedens  von  San  Germano,  die 
an  Anhängern  der  Kirche  begangen  würden.  Friedrich  bestreitet 
die  Wahrheit  dieser  Beschuldigung  bemts  im  April  1236  und 
beruft  sich  darauf,  dass  die  Städte,  welche  dem  Papste  Unter- 
stützung geleistet  hätten,  jetzt  ruhig  und  ungestört  unter  seinem 
Regimente  sich  wohl  befänden.  Er  habe  dem  Papst  nicht  eher 
darüber  schreiben  wollen,  als  bis  er  durch  strenge  Untersuchung 
und  Bestrafung  der  Uebelthäter  mne  Unschuld  in  dieser  Be- 
ziehung erwiesen  hätte.  Dennoch  kehrte  die  Beschuldigung 
im  Jahre  1238  wieder.  Damals  machte  Friedrich  geltend,  dass 
die  päpstlichen  Anhänger  ruhig  im  Königreiche  lebten,  ausge- 
nommen etwa  solche,  die  Beamtenstellen  inne  gehabt  hätten, 
jetzt  aber  die  Rechnungslegung  fürchteten.  Auch  diesen  stehe 
die  Rückkehr  frei,  sobald  sie  Rechenschaft  ablegen  wollten. 

Die  nächste  Beschuldigung,  dass  er  den  Einwohnern  von 
Benevent  nicht  Gerechtigkeit  widerfahren  lasse,  modiflciert  der 
Kaiser  dahin,  dass  er  gegen  dieselben  nur  sein  Recht  geltend 
mache,  wie  es  durch  genaue  Untersuchung  seiner  Getreuen  fest- 
gestellt sei. 

Betreffs  des  Grafen  von  Toulouse  bemerkt  Friedrich,  dass 
er  nicht  einsehe,  warum  er  von  demselben  deshalb,  weil  er  ge- 
bannt sei,  nicht  die  Leistungen  für  seine  Lehen  fordern  solle, 
denn  die  Exkommunikation  solle  doch  niemandem  Abgabenfrei- 
heit verschaffen.  Die  Beschuldigung  kehrt  später  infolge  dieser 
unwiderleglichen  Argumentation  nicht  wieder. 
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Dem  Archidiakon  Alatrin  verspricht  der  Kaiser  alles,  was 
ihm  genommen  ist,  wiederzuerstatten,  während  er  den 
Magister  Johann  von  San  Germano  gar  nicht  erwähnt.  Den 
Umstand,  dass  wir  diesen  Punkt  später  nicht  wiederfinden, 
dürfen  wir  vielleicht  nicht  mit  Unrecht  dahin  deuten,  dass  der 
Kaiser  sein  Versprechen  getreulich  erfüllt  hat. 

Auf  die  Beschuldigung,  dass  er  die  Kirche  zu  Sora  nicht 
wiederherzustellen  gestatte,  antwortete  Friedrich  1236,  dass  er 
Sora  nach  Recht  zerstört  habe,  und  dass  er  deshalb  einen 
Wiederaufbau  nicht  gestatte  zur  Warnung  für  alle  Verräter. 
Diese  Antwort  genügte  dem  Papste  natürlich  nicht,  und  er 
brachte  im  Jahre  1238  die  Sache  wieder  vor.  Diesmal  erlaubte 
Friedrich,  dass  die  Kirchen  zwar  wiederhergestellt  würden,  die 
Stadt  selbst  aber,  wenigstens  bei  seinen  Lebzeiten,  nicht  wieder- 
aufgebaut werden  sollte.  Aber  auch  damit  gab  der  Papst  sich 
nicht  zufrieden,  weshalb  wir  denn  in  der  Exkommunikations- 
bulle die  Sache  wiedererwähnt  finden. 

Die  Burg  von  Monreale,  so  verteidigt  sich  Friedrich  gegen 
den  neunzehnten  Punkt,  sei  auf  Bitten  der  Mönche  zerstört, 
weil  sie  von  denselben  gegen  die  Sarazenen  nicht  gehalten 
werden  konnte.  Von  den  Gütern  in  der  Kirche  daselbst,  die 
derselben  genommen  seien,  behauptete  er  nichts  zu  wissen, 
doch  wollte  er  alles  zurückerstatten  lassen,  sowie  ihm  etwas 
davon  zu  Ohren  käme.  Die  erste  Beschuldigung  kehrt  nicht 
wieder,  wohl  aber  die  letztere,  sowohl  1238  wie  1239. 

Die  nunmehr  folgenden  neun  Nummern,  die  in  den  späteren 
Listen  in  eine  zusammengefasst  sind,  betreffen  Uebergrifte  des 
Kaisers  gegen  die  Güter  einzelner  Kirchen.  Indem  Fiiedrich 
zuerst  1236  im  allgemeinen  anf  die  ihm  gemachten  Vorwurfe 
einging,  behauptete  er,  dass  nach  seinem  Wissen  den  Kirchen 
kein  Unrecht  geschehen  sei,  denn  es  sei  ihm  doch  erlaubt,  mit 
denselben  Gütervertauschungen  vorzunehmen ;  wenn  aber  es 
wirklich  vorgekommen  sein  sollte,  dass  die  Kirchen  im  Nach- 
teil geblieben  seien,  so  wolle  er  gern  diesen  Fehler  seiner  Be- 
amten wieder  gutmachen.  Als  der  Vorwurf  im  Jahre  1238 
wiederkehrte,  verteidigte  er  sich  ausführlicher  gegen  denselben! 
Er  habe  auf  die  Klagen  des  Papstes  seinen  Magister  Johannes 
de  Toceo  in  das  Königreich  gesendet,  um  Untersuchungen  an- 
zustellen.    Die  Massregeln    desselben   hätten  den  Beifall  des 

Köhler,  daa  Verhältnis  Kaiser  Friedrichs  U  zu  den  Päpsten  seiner  Zeit.  ö 
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Papstes  gefunden,  doch  habe  er  noch  nicht  alle  Provinzen  durch- 
reisen können.  Die  Burg  von  Cefahi  liabe  er  inne,  wie  schon 
seine  Vorfahren;  dem  jetzigen  Biscliot  enthalte  er  sie  noch 
aus  besonderen  Gründen  vor,  denn  derselbe  sei  ein  Fälscher 
und  Morder.  Aus  Catanea  habe  er  nur  Leute  seines  Doma- 
niums  zurückberufen  *),  mit  den  Kirchen  von  Melazzo,  San  Eufe- 
mia  und  Torre  maggiore  nur  Gütertausche  gemacht.  Er  fügt 
1236  hinzu;,  dass  sich  bei  solchen  GUtertauschen  die  Kirchen 
wohl  eine  kleine  Benachteiligung  gefallen  lassen  könnten, 
ohne  gleich  über  Rechtsverletzung  zu  klagen,  denn  dieselben 
verdankten  ihm  und  seinen  Vorfahren  doch  alles.  Aus  diesem 
Grunde  hält  er  auch  die  Klagen  der  Cistercienser  für  unge- 
rechtfertigt, denn  dafür,  dass  er  ihnen  alle  Privilegien  bestätigt 
habe,  könnten  sie  sich  auch  beim  Bau  seiner  Häuser  gefällig 
erzeigen,  zumal  er  von  solchen  Geistlichen,  die  kein  Lehen  von 
ihm  hätten,  derartige  Dienste  nur  bittweise  verlange.  Die 
letzte  Klage  kehrt  auch  1238  nicht  wieder,  steht  aber  1239 
unter  den  Exkommunikationsgründen. 

Die  nächste  Beschuldigung,  dass  fast  alle  Kirchen  ihrer 
Besitzungen  beraubt  seien,  ist  ebenso  allgemein  gehalten,  wie 
die  ersten ,  weshalb  sich  auch  Friedrich  gegen  .dieselbe  nicht 
besonders  verteidigte.  Sie  kehrt  auch  in  den  späteren  Jahren 
nicht  wieder.    Das  gleiche  gilt  von  dem  32.  Klagepunkte. 

Der  nächste  Punkt  gab  Friedrich  Veranlassung,  nach  lib.  1 
tit.  IV  seiner  Constitutionen*)  den  Papst  eines  Sakrilegs  zu 
beschuldigen,  weil  er  seine  Regierungshandlungen  bekrittele 
und  diejenigen,  die  der  Kaiser  zu  Bischöfen  erwähle,  als  un- 
tauglich bezeichne ;  es  mfisste  denn  sein ,  dass  der  Papst  je- 
manden untüchtig  nenne,  weil  er  treu  an  seinem  Henscher 
hänge. 

Die  Beschuldigung,  dass  die  Geistlichen  durch  die  Consti- 
tutionen *)  verhindert  würden ,  gegen  die  Wucherer  mit  Kirchen- 
strafen vorzugehen,  wies  Friedrich  schon  im  Jahre  1236  ent- 
schieden zurück,  mit  dem  Bemerken,  dass  es  ihm  sehr  unan- 


^)  Dadurch  dass  Friedrich  hier  von  homines  spricht,  sowie  diircb  die 
entsprechende  Beschuldigung  in  der  series  gravaminum  von  1236  wird  wohl 
die  Lesart  hominibus,  die  H.  B.  (V,  250)  für  schlecht  hielt,  genügend  bestätigt. 

«)  H.  B.  IV,  9. 

•)  Lib.  I  tit.  VI. 
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genehm  sei,  wenn  seine  Beamten  die  Geistlichen  daran  hinderten, 
denn  ihm  sei  es  sehr  lieb,  wenn  zu  den  weltlichen  auch  noch 
ewige  Strafen  kämen.  Als  der  Vorwurf  im  Jahre  1238  wieder- 
holt wurde,  fügte  er  noch  hinzu,  dass  ja  die  Constitutionen 
in  Gegenwart  der  Geistlichen  zustande  gekommen  seien  und 
ihnen  den  Mut  nicht  nähmen,  mit  Kirchenstrafen  vorzugehen. 
In  der  Exkommunikationsbulle  finden  wir  den  Punkt  nicht. 

Was  den  Bischof  von  Gerace  anbetreffe,  so  habe  er  ihn, 
der  nicht  Trabant  seines  Kämmerers,  sondeni  Notar  seiner 
Kammer  gewesen  sei,  gern  anerkannt;  wenn  bei  desen  Conse- 
kration  etwas  versehen  sei,  so  solle  der  Papst  seine  Befugnisse 
gegen  den  approbans  und  den  approbatus  geltend  machen,  doch 
wolle  er  dabei  sein  königliches  Recht  an  den  Temporalien  ge- 
wahrt wissen.  Da  wir  über  die  Vorgänge  im  einzelnen  nicht 
unterrichtet  sind,  so  können  wir  über  die  Berechtigung  der 
päpstlichen  "Klage  kein  Urteil  fällen,  doch  wird  dieselbe  nicht 
sehr  begründet  gewesen  sein,  denn  wir  finden  dieselbe  später 
nicht  wieder. 

Die  nächsten  beiden  Beschuldigungen,  dass  14  Oleriker 
aus  Aversa  vei*trieben  und  ihre  Pfarren  einem  Trabanten  des 
Johannes  de  Lauro  gegeben  seien,  und  dass  in  vakanten  Bis- 
tümern auf  kaiserlichen  Befehl  erste  und  zweite  Vakanzen  ver- 
geben würden,  erwähnt  Friedrich  in  seiner  Verteidigung  gar 
nicht,  auch  kehren  dieselben  später  nicht  wieder. 

Dass  er  einigen  Kirchen  ihre  Juden  genonmien,  weist  er 
zurück:  die  Juden  seien  im  Krmigreich  seine  speciellen  Unter- 
thanen,  doch  habe  er,  wenn  eine  Kirche  ein  besseres  Recht 
auf  solche  geltend  gemacht  habe,  ihr  dieselben  gelassen. 

Das  Verbot  in  den  Constituti(men  *),  dass  kein  Bischof 
öffentliche  Notare  ernennen  dürfe,  sollte  eigentlich  den  Papst 
nicht  wundern,  da  solche  Ernennungen  ein  Ausfiuss  der  Macht- 
befugnisse und  Hoheitsrechte  seien,  die  ihm  das  römische  Volk 
übertragen  habe. 

Die  Beschuldigung,  dass  nicht  erlaubt  würde,  dass  in  neu 
errichteten  Orten  Kirchen  erbaut  würden,  hätte  der  Papst 
nicht  glauben  dürfen;  Friedrich  wolle  nur,  dass  solche  Kirchen 
allein    von    Christen    benutzt   würden,    und    dass    bei  solchen 

»)  Lib.  I  tit.  LXXIX. 
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Kirchen,  die  auf  seinem  Grund  und  Boden  errichtet  seien,  ihm 
seine  Rechte  gewahrt  blieben.  Auch  die  drei  letzten  Punkte 
macht  der  Papst  später  nicht  wieder  geltend. 

Den  nächsten  Punkt,  dass  Kirchen  entweiht  und  zerstört 
würden,  übergeht  Friedrich  im  Jahre  1236  ganz,  während  er 
im  Jahre  1238  behauptet,  dass  er  davon  nichts  wisse,  ausser 
etwa,  dass  die  Kirche  in  Luceria  eingefallen  sei,  die  er 
nicht  nur  aufzubauen  erlaube,  sondern  auch  den  Bischof  bei 
dem  Bau  unterstützen  wolle.  In  der  Exkommunikationsbulle 
fehlt  dieser  Punkt. 

Den  Archidiakon  von  Öalerno  habe  er,  wie  aucli  den  Bischof 
von  Cefalu  aus  dem  Reiche  vertrieben,  da  er  sie  als  Ungetreue 
nicht  unter  seinen  Vasallen  liaben  wollte,  ihre  Einkünfte  habe 
er  ihnen  aber  gelassen.     Die  Sache  ist  damit  abgethan. 

Gegen  die  letzte  der  Beschuldigungen  vom  Jahre  1236 
aber,  dass  er  den  Neffen  des  Ki'migs  von  Tunis  gefangen  halte, 
konnte  Friedrich  sich  nicht  recht  wirksam  verteidigen,  da  er 
in  diesem  Punkte  niclit  ohne  Schuld  war.  Am  20.  September 
1236  versprach  er  nur,  den  Punkt  noch  einmal  untersuclien 
und  wenn  erwiesen  werde,  dass  sich  der  Prinz  nur,  um  ge- 
tauft zu  werden,  nach  Rom  begeben  wollte,  ihn  befreien  zu  lassen. 
Augensclieinlicli  aber  fiel  diese  Untersuchung  zu  Ungunsten  des 
Prinzen  aus,  und  musste  so  ausfallen,  da  derselbe  vom  Kaiser 
auch  aus  politischen  Gründen  festgehalten  wurde  ^).  Der  Ein- 
wand, den  der  Kaiser  in  einem  uns  verlorenen  Briefe  gemacht 
hatte  ^),  dass  der  Prinz  zur  Taufe  die  Einwilligung  seines 
Oheims  haben  müsse,  wies  der  Papst  als  nicht  stichhaltig  zu- 
rück^), und  so  kehrt  die  Beschuldigung  im  Jahre  1238  wieder. 
Friedrich  behauptet  dagegen,  dass  der  Prinz  nicht  um  sich 
taufen  zu  lassen,  sondern  um  Nachstellungen  zu  entgehen,  nach 
Sicilien  gekommen  sei,  dass  derselbe  nicht  gefangen  gehalten 
werde,  sondern  frei  in  Apulien  umherziehen  könne,  dass  er  sich 
überhaupt  nicht  taufen  lassen  wolle,  wie  er  auf  mehrfaches  Be- 
fragen erklärt  habe;  sollte  er  doch  noch  den  Wunsch  aus- 
sprechen,   so    werde   der  Kaiser  es  gern  erlauben.     Dass  der 


')  Yixl  Winkelmami  11,  108  ff. 

*)  Derselbe   wird  von  Friedrich  erwähnt   am  20.  September  12H6  H.  B. 
IV,  912. 

8)  Am  28.  October  1236,  R.  703  p.  603. 
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Prinz  einen  solchen  Wunsch  nicht  anssprechen  konnte,  ißt  klar, 
ebenso  dass  dem  Papst  eine  solche  Antwort  nicht  genfigte,  weshalb 
wir  auch  diesen  Punkt  in  der  ExkommunikationsbuUe  wiederfinden. 

Mit  diesem  Punkt  schliesst  die  Series  grayaminum  yon  1236. 
Indessen  finden  sich  in  den  späteren  Jahren  noch  verschiedene 
Klagen  fiber  Unthaten  Friedrichs.  Zunächst  in  der  series  gra- 
yaminum yon  1238  die  Beschuldigung,  dass  Friedrich  die 
Templer  und  Johanniter  ihrer  Güter  beraubt  habe.  Die  Klage 
hatte  der  Papst  schon  oft  geführt^);  jetzt  verteidigt  sich 
Friedrich,  dass  er  den  Orden  nur  solche  Güter  lassen 
könne,  die  sie  schon  beim  Tode  Wilhelms  II  gehabt  hatten, 
diejenigen  dagegen,  die  sie  während  seiner  Mindeijährigkeit 
yon  seinen  Feinden  erhalten  hätten,  oder  Priyatgüter,  welche 
sie  durch  Kauf  erworben,  ohne  sie  binnen  Jahr,  Monat,  Woche 
und  Tag  wieder  zu  verkaufen^),  könne  er  ihnen  nicht  lassen, 
denn  sonst  würden  sie  in  kurzer  Zeit  das  ganze  Königreich 
Sicilien  an  sich  bringen. 

Betrefis  des  Petrus  Saracenus  und  des  Jordanes  bemerkt 
Friedrich,  dass  er  jenen  festhalte,  weil  er  ihm  die  schlimmsten 
Nachstellungen  bereitet  habe;  auch  sei  derselbe  kein  Gesandter 
des  Königs  von  England  an  den  Papst  gewesen;  den  Jordanes 
verspricht  er  freizulassen,  wenn  derselbe  Bürgen  stelle,  dass 
er  sich  nicht  in  der  Lombardei  und  der  Mark  Treviso  auf- 
halten werde;  der  Erzbischof  von  Messina  habe  aber  eine  solche 
Bürgschaft  nicht  auf  sich  nehmen  wollen. 

Was  die  Aufstände  in  Rom  betrifft,  so  war  der  Papst  voll- 
kommen berechtigt  dazu,  die  Schuld  dem  Kaiser  teilweise  zu- 
zuschieben. Er  hatte  fortwährend  mit  den  Anhängern  desselben 
zu  kämpfen,  und  der  Kaiser  gestand  selbst  zu,  dass  er  sich  in 
die  Streitigkeiten  der  beiden  Parteien  in  Rom  gemischt  habe. 

Dass  er  den  Cardinalbischof  von  Palestrina  zu  fangen  be- 
fohlen hätte,  bestreitet  Friedrich  entschieden,  obwohl  er  es 
hätte  thun  können  nach  dem,  was  der  Cardinal  gegen  ihn  in 
der  Lombardei  gewirkt  hatte.  Wir  müssen  dies  für  richtig 
halten,  denn  Friedrich  hatte  denselben  sogar  gewarnt,  seine 
Legatenstelle  in  der  Provence  anzutreten^). 


»)  Vgl.  oben  p.  60    Anm.  2. 

«)  Nach  lib.  const.  Ill,  tit.  XXIX. 

»)  H.  B.  V,  269. 
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Der  Haaptpnnkt  jedoch  ist  der  letzte,  worin  der  Kaiser 
beschuldigt  wird,  durch  seine  Hartnäckigkeit  in  der  lombar- 
dischen Frage  die  Wiederherstellung  des  Rechtsznstandes  im 
Reiche  und  das  Zustandekommen  eines  Kreuzzuges  zu  hindern. 
Es  ist  nach  dem  oben  Ausgeführten  nicht  nötig,  hier  noch  die 
Unrichtigkeit  dieser  den  Thatsachen  gerade  widersprechenden 
Behauptung  zu  erweisen.  Jedenfalls  gab  sie  dem  Kaiser  Ge- 
legenheit, sich  ausführlich  dagegen  zu  verteidigen  und  zwar  so 
wirksam,  dass  im  Jahre  1239  nur  im  allgemeinen  gesagt  wird, 
der  Kaiser  hindere  einen  Kreuzzug  und  die  Ordnung  des 
Reiches,  walirend  der  Grund  ganz  fortgelassen  wird.  Sonst 
finden  wir  die  letztgenannten  Punkte  von  1238  auch  in  der 
Exkommunikationsbulle  von  1239,  wo  dann  noch  femer  hinzu- 
kommt die  Besetzung  der  Insel  Sardinien  und  der  zur  Erb- 
schaft der  Adelasia  gehörigen  Länder,  die  erst  im  October  1238 
ausgeführt  war. 

Betrachten  wir  die  Klagepunkte  noch  einmal  im  Zusam- 
menhang nach  Ausscheidung  derjenigen,  die  nur  im  Jahre  1236 
vorkommen,  und  bei  denen  man  schon  ans  ihrem  Fehlen  in  den 
späteren  Jahien  auf  ihre  ünwichtigkeit  seUiessen  kann,  so 
finden  wir,  dass  von  einer  persönlichen  Schuld  Friedrichs  nur 
in  zwei  Fällen  die  Rede  sein  kann,  bei  der  Gefangenhaltung 
des  Prinzen  von  Tunis  und  der  Erregung  von  Unruhen  in  Rom. 
Anderes  fiel  seinen  Beamten  zur  Last,  und  konnte  der  Papst 
in  letzter  Linie  ihn  selbst  dafür  verantwortlich  machen,  doch 
waren  dies  minder  wichtige  Saohen,  wie  etwa  Uebergriffe  bei  Güter- 
tauschen n.  dergl.  In  den  meisten  Punkten  war  Friedrich 
aber  entschieden  in  seinem  Recht.  Jedenfalls  müssen  wir  sagen, 
dass  alles.  Unrecht,  was  Friedrich  gegen  den  Papst  gethan  hat, 
nicht  die  Schritte  rechtfertigt,  die  dieser  gegen  ihn  that, 
und  dass  die  Uebersicht  über  die  gesamten  Klagen  des  Papstes 
erst  recht  den  Eindruck  festigt,  dass  etwas  anderes  das  trei- 
bende Element  in  dem  Vorgehen  Gregors  IX  gewesen  ist. 
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Serids  pyaiiHM  toi  Anpst  1236. 


30)  De  praelatis  ecclesiarnm  et  abbatibus 
Cisterciensis  et  aliorom  ordinum,  qui  co- 
guntur  per  sin^ulos  menses  dare  certam 
summam  pecuniae  pro  constructione  no- 
vorum  Castroram. 

31)  De  possessionibus  fere  universis  ecclesiis 
ablatis. 

32)  De  ecclesiis  et  beneficiis  subtractis  cle- 
ricis  occasione  tertiariae,  et  quod  per- 
tineant  ad  collationem  principis,  qui  ea 
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invenibus,   qui  non  faciunt  residentiam. 
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accepit  omnes  ordines  et  nondum  perve- 
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36)  De  XIV  clericis  de  Castro  Aversae  ex- 
pulsis  et  quod  ecclesia,  in  qua  erant,  data 
est  scutifero  magistri  Johannis  de  Lauro. 

37)  Quod  in  ecclesiis  vacantibus  de  maudato 
imperiali  conceduntur  primo  et  secundo 
vacaturae. 

38)  De  Judaeis  ablatis  quibusdam  ecclesiis. 

39)  Quod  episcopi  non  permittuntur  facere 
notarios  publicos  sicut  consueverunt. 

40)  Quod  in  terris  noviter  constructis  non 
permittuntur  aedificari  ecclesiae. 

41)  Quod  multae  ecclesiae  a  fundamentis 
sunt  dirutae. 

42)  De  archidiacono  Salemitano  sine  causa 
expulso. 

43)  De  filio  regis  Tunici  liberando,  qui  ve- 
niebat  ad  apostolicam  sedem  receptnrus 
baptismatis  sacramentum  etc. 
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Seiles  graTaminni  toi  Octolier  1238. 


EiGOMniiicatioiisliiilIe  liei  HnillarH-MoUes. 

14)  In  regiio  erclesiarmn  praelati  et  abbates 
Cistercien.sium  et  aliorum  ordiiimii  oom- 
pellantnr  per  «infifulos  meiises  dare  cer- 
tam  snmniam  pecuniae  pro  cinistructione 
castroniiii  novoniin. 


5)  De  hoc  quüd  praelati  non  audent  pro- 
cedere  contra  usurarios  oecasione  con- 
stitutionis  iraperialis. 


7)  De   ecclcsiis   domino    consecratis, 
prophanantnr  et  destniuntur. 


quae 


0)  De  nepote  regis  Tunicii,  quem  non  per- 
misit  venire  ad  apoatolicam  sedem  ad 
aiiscipiendura  baptismatis  sacrameutum, 
sed  captivum  detinet. 

2)  Templarii  et  Hospitalarii  bonis  mobili- 
bns  et  immobil ibiis  spoliati  iuxta  teno- 
rem  pacis  non  sunt  integre  restituti. 


6)  Xepotem  regis  Tunicii  venientem  ad 
ecciesiam  Romanam  pro  suscipiendo  bap* 
tismatis  sacramento,  detinet  nee  venire 
permisit. 

I  12)  In  regno  Templarii  et  Hospitalarii  bonig 
mobilibus  et  immobilibus  spoliati  non  sunt 
I  iuxtA  tenorem  pacis  integre  restituti. 


1)  De  Petro  Saraceno,  Meli  ecclesiae,  quem 
tenet  captivum  in  iniuriam  ecclesiae,  et 
fratre  Jordane,  qui  tenetur  captivus. 


7)  Petrum  Saräcenum,  nobilem  civem  Ro- 
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carceri  mancipatum. 


2)  De  eo  quod  ipse  seditionem  movit  in 
Urbe  contra  ecclesiam,  per  quam  inten- 
debat  Romanum  pontificem  et  fratres 
8U08  a  sua  sede  repellere  et  coutra  pri- 


1)  Contra  Romanam  ecclesiam  seditionem 
movit  in  Urbe ,  per  quod  intendit  ponti- 
ficem et  fratres  a  sua  sede  repellere, 
contra  privilegia,  dignitates  et  honores 
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Die  erhrechtllche  Stellung  der  Weiber 

in  der  Zeit  der  Volksrechte 


von 


Otto   Opot, 

Dr.  jur. 


-  Breslau* 
Verlag  von  Wilhelm  Koebnev. 
1888. 


Untersuchungen 

zur 

Deutschen  Staats-  und  Rechtsgeschichte. 

In  zwciujjcloseii  Hefteu 
heraus^ey:eben  von 

Professor  Dr.  Otto  (iierke  in  Berlin. 


Die  „Untersuchungen  zur  Deutschen  «Staats-  und  Bechts- 
geschichte"  sind  dazu  bestiiumt.  wisseniscliaftliclie  Forscliuugen  aus 
der  Geschichte  der  deutschen  Ixechtsentwicklung  im  weitesten  Sinne 
zu  sammehi.  Sie  werden  der  (lesclnchte  des  (»ftentlichen  Rechts 
und  der  des  Privatrechts  die  jrleiche  Autinerksanikeit  zuwenden. 
Die  politische,  wirthschaftliche  und  kulturgeschiclitliche  Seite  der 
Rechtsinstitute  wird  in  den  aufzunelmienden  Arbeiten  gleichfalls 
behandelt  werden  können.  Eine  Beschränkung  (Un-  Sammlung  auf 
einen  bestimmten  Zeitraum  findet  nicht  Statt:  wissenschaftliche 
Untersuchungen  über  die  neueste  deutsche  Rechtsentwicklung  wer- 
den so  wenig  ausgeschlossen  sein,  wie  Forschungen  über  die  l,'r- 
geschichte  unsres  Rechts.  Einzige  Bedingung  der  Aufnahme  wii-d 
der  wissenschaftliche  t'harakter  der  .Arbeit  sein.  Tüchtige  Erstlings- 
arbeiten werden  ebenso  wie  die  ArbcMten  l)ewährter  Forscher  sich 
zur  Aufnahme  eignen. 

Jedes  einzelne  Heft  der  Sannnlung  wird  dem  Zwecke  des 
Unternehmens  gemäss  auch  für  sich  verkäullich  sein. 

Die  Herausgabe  der  Sannnlung  hat  Herr  (-ieh.  .lustizrath 
Professor  Dr.  Otto  Uierkc  in  Berlin  übernommen,  der  sich  bereit 
erklärt  hat,  die  eingehenden  Beiträge  mit  Rücksicht  aut  ihre  (le- 
eignetheit  für  die  Aufnahme  zu  prüfen. 

Breslau. 

Wilhelm  Koebner 
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Seinem  verehrten  Lehrer 

Herrn  Geheimen  Justizrath 

PROFESSOR  DR.  BRUNNER 

ehrerbietigst  gewidmet 


vom 


Verfasser. 


Vorrede. 


Nachstehender  Abhandlung  liegt  eine  Arbeit  zu  Grunde, 
welcher  von  der  Berliner  juristischen  Facultät  bei  der  Preis- 
bewerbung für  das  Jahr  1886/87  die  ehrenvolle  Erwähnung  zu- 
erkannt wurde. 

Es  sei  mir  vergönnt,  dem  Herrn  Geheimrath  Brunner 
für  den  mir  bei  Umgestaltung  jener  ursprünglichen  Arbeit 
gütigst  ertheilten  Rath  auch  an  dieser  Stelle  meinen  tief- 
gefühlten Dank  auszusprechen. 

Berlin,  den  20.  Juni  1888. 


Otto   Opet. 
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DanZjHandbnchX.  1823.  (Herausgeber Griesinger.) 
Gerber,  System  des  Deutschen  PriTatrechts.    13. 

Aufl.  1878. 
(Jengier,  das  Deutsche  Privatrecht.  8.  Aufl.  1876. 
Grimm,  Deutsche  Bechtsal terthflmer.  3.  Ausg.  188 1 . 
Eichhorn,  Deutsche  Staats-  und  Bechtsgeschichte. 
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1860. 
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derung.  1874 
Bachofen,  Das  Muttenecht.  1861.  |   Bachofen. 
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Blackstone,  CoumieutarieM on  tlie laws of England.      Blackstone. 
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B  r  u  n  n  e  r ,  die  Lamlschenkiuigen  der  Mero vinger  und  '    Brunner  L.  8. 

Agilolftnger.     In  den  SitzungHberichteu  der 

Berliner  Akad.  1886.  Bd.  LH.  j 

—    Sippe    und  Wergeid    nach   niederdeutschen  1   Bruuner  Z.  S. 

Rechten  in  Z.  S.  d.  Sav.  Stift.    Germ.  Abth.  HI.  j 
Dargun,  Hutterrecht  und  Raubehe.    In  Unter-      Dargim. 

suchungen  zur  Deutschen  Staats-  und  Rechts-  ' 

geschiebte.  XVI.  1883.  | 


Gans,  Erbrecht  in  weltget<chichtlicher  Entwicke- 

loDg.  1828.  ff. 
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§  1. 

Vorbemerkung. 


Der  Versuch,  die  erbrechtliche  Stellung  der  Weiber  in  der 
Zeit  der  Volksrechte  zum  Gegenstand  wissenschaftlicher  Be- 
arbeitung  zu  machen,  leidet  unter  einer  doppelten  Schwierigkeit: 
Dem  Mangel  an  übersichtlichen  Quellen  und  dem  üeberfluss  an 
einer  mit  dem  Gegenstand  in  Berührung  stehenden  Litteratur. 

Zwar  geben  die  Volksrechte  selbst  fast  ausnahmslos  erb- 
rechtliche Bestimmungen  —  einzelne,  wie  das  burgundische  und 
langobardische  in  so  erschreckend  reicher  Zahl  und  so  minutiöser 
Genauigkeit,  dass  ihre  jemalige  Anwendung  im  Volke  selbst 
den  gerechtesten  Zweifeln  unterliegt  *)  — ;  aber  ihre  Ausdrucks- 
weise ist  häufig  durchaus  nicht  geeignet,  uns  einen  klaren  Ein- 
blick in  ihre  Anordnungen  zu  gewähren,  was  theils  in  der 
Ungeübtheit  der  Verfasser,  scharf  juristisch  zu  formuliren,  be- 
gründet ist,  theils  in  dem  Zweck,  den  diese  Rechte  in  ihrer 
Mehrzahl  haben  sollten,  nicht  das  ganze  geltende  Recht,  sondern 
nur  diejenigen  Bestimmungen  darzustellen,  welche  durch  engere 
Berührung  mit  den  römischen  Provinzialen  ungewiss  zu  werden 
drohten.  ^ 

Zur  Aushülfe  müssen  wir  die  zahlreich  vorhandenen  Ur- 
kunden heranziehen,  von  denen  manche  fast  bis  in  die  Ab- 
fassungszeit der  einzelnen  Leges  hineinreichen,  und  ohne  deren 
Verwerthung   die   Bestimmungen  der  Volksrechte  für  uns  zu- 


»)  Stobbe  R.  Q.  p.  14. 

*)  Bruimer  p.  291:  „Die  Volksrechte  woUen  das  geltende  Beoht  nicht 
in  erschöpfender  Weise  darstellen,  sie  sind  nicht  Codülcationen  im  Sinne  un- 
serer modernen  Gesetzbücher,  sondern  beschränken  sich  nur  auf  solche  Bechts- 
Sätze,  welche  zu  fixiren  eine  besondere  Veranlassung  vorlag.'' 

Opet,  die  erbrechtliche  SteUnng  der  Weiber.  1 


sammenhangslos  und  abgerissen  bleiben  würden^),  aber  bei 
dieser  Verwerthung  laufen  wir  die  neue  Gefahr,  Vereinzeltes 
oder  Partikuläres  in  allzu  weiter  Geltung  aufzufassen*),  oder 
uns  durch  Fälschungen  täuschen  zu  lassen,  wie  sie  die  Kirche 
zur  Vermehrung  ihres  Besitzes  in  so  unglaublicher  Menge  vor- 
nahm, dass  beispielsweise  von  360  merowingischen  Diplomen  in 
der  ürkundensammlung  von  Br6quigny-Pardessus  gegen  130 
entschieden  unecht  sind*). 

Die  zweite  Schwierigkeit  ist  die  überaus  umfangreiche 
Litteratur.  Die  Erforschung  des  alt-deutschen  Weibererbrechts 
ist  bei  seinem  engen  Zusammenhang  mit  den  wirthschaftlichen 
und  politischen  Einrichtungen  jener  Zeit  für  die  Hauptnationen 
Europas  von  gleicher  Wichtigkeit.  Deutsche,  Franzosen,  Eng- 
länder und  Italiener  interessiren  sich  in  fast  gleich  hohem 
Masse  für  eine  Periode,  in  welcher  ihre  jetzt  geschiedenen 
Nationalitäten  noch  in  mehr  oder  weniger  naher  Verwandtschaft 
mit  einander  verbunden  waren.  Deshalb  finden  sich  hierher 
gehörende  Ansichten  überall  zerstreut,  deren  vollständige  Zu- 
sammenfassung und  Beurtheilung  für  eine  erschöpfende  Bear- 
beitung unserer  Aufgabe  zwar  durchaus  erforderlich,  aber  fast 
ebenso  unmöglich  ist. 

Unter  „Zeit  der  Volksrechte"  verstehe  ich  den  Zeitraum, 
der  mit  Codificirung  der  ältesten  L.  Sal,  also  noch  vor  der 
chlodwigischen  Eroberung  Galliens  anhebt*)  und  sich  bis  c.  888 
erstreckt,  der  zweiten  Periode  nach  Eichhorn  %  mit  deren  Ab- 
lauf die  Volksrechte  nicht  mehr  als  geschriebenes  Recht  gelten, 
sondern  eine  dauernde  gewohnheitsrechtliche  Fortentwickelung 
erfuhren.  ^)  Ueberschritten  wurde  diese  Grenze  nur  in  der  Be- 
trachtung des  angelsächsischen  Rechts,  dessen  Heranziehung 
durchaus  geboten  erschien,  da  wir  es  dabei  mit  einem  wahren, 

*)  Pernice  in  K.  V.  S.  IX.  p.  68.  Laboulaye  Hist.  p.  436. 

>)  Baseler  I.  p.  134. 

•)  Roth  p.  267. 

*)  Walte  A.  E.  p.  82.  Grimm  Vorrede  p.  62.  Schröder  Z.  S.  p.  35 
läSBt  das  Gesetz  zwar  erst  unter  Chlodwig,  aber  ebenfaUs  noch  vor  seiner  Be- 
kehrung 696  entstanden  sein. 

*)  Eichhorn  IL  §  256. 

*)  y.  Inama-Stemegg  H.  S.  p.  51  geht  wohl  za  weit,  wenn  er  .die  be- 
wunte  Anwendung  der  Volksrechte  als  geschriebener  Gesetze*'  erst  im  11.  Jahr- 
hundert aufhören  Ittast. 


echtdeutscheii  Volksrecht  zu  thun  haben,  dessen  Charakter  als 
Volksrecht  bis  zur  normannischen  Eroberung  keinem  Zweifel 
unterliegt  *). 

Ausgeschlossen  blieb  die  Darstellung  des  Erbrechts  der 
Ehefrau,  das  mehr  dem  Familienrecht,  welches  dann  ebenfalls 
in  den  Bereich  dieser  Abhandlung  hätte  gezogen  werden  müssen, 
angehört.  Ausserdem  ist  es  von  Schröder  zum  Gegenstand 
eines  ausfiihrlichen  Werkes  gemacht  worden*). 


§2. 

Bisherige  Theorien  Über  Art,  Grund  und  Wandlung  der 
erbrechtlichen  Stellung  der  Weiber  in  der  Zeit  der 

Volksrechte. 


Nach  der  Meinung  fast  sämmtlicher  Gelehrten  geht  durch 
alle  V.olksrechte  mit  Ausnahme  des  westgothischen,  das  ja 
wesentlich  unter  geistlichem,  d.  h.  für  jene  Zeit  unter  römischem 
Einfluss  zu  stände  gekommen  ist,  als  Grundgedanke:  Zurück- 
setzung der  Weiber  in  der  Erbfolge  gegen  die  Männer. 

Nach  dem  Masse  dieser  Zurücksetzung,  das  bei  den  einzel- 
nen Stämmen  verschieden  sei,  hat  Eichhorn  ^)  vier  verschiedene 
Systeme  aufgestellt.  Drei  davon  —  das  fränkische,  thüringische 
und  friesische  —  umfassen  nur  das  Recht  je  eines  Stammes, 
da  Eichhorn  im  fränkischen  System  nur  die  jüngere  Redaktion 
der  L.  Sal.  berücksichtigt,  welche  wesentlich  mit  der  L.  Rib. 
übereinstimmt.  Unter  dem  Namen:  „Sächsisches  System"  fasst 
er  Sachsen,  Burgunder,  Allemannen  und  „darum  wohl  auch 
Baiem"  ziemlich  gewaltsam  zusammen.  Denn  das  Gemeinsame 
bei  diesen  Völkern  ist  viel  zu  minimal,  um  daraus  ein  eigenes 
System  zu  bilden. 

Glasson*),  iet  die  Friesen  fortlässt,  über  deren  Erbrecht 
sich  kaum  etwas  sicheres  wird  ermitteln  lassen,  hat  nur  noch 


»)  Schmidt  Einleitung  p.  XV.  ff. 

')  Schröder,  Geschichte  des  eheUchen  Güterrechts. 

»)  Eichhorn  I.  p.  371  ff. 

«)  Glasson  p.  596  ff. 


die  drei  anderen  Eichhora'schen  Systeme.  Rosin  ^),  vermuthlich 
dem  Vorgange  Reyscher's *')  folgend,  hat  es  endlich  auf  zwei 
Systeme  gebracht:  das  salisch-thüringisch-ribuarische,  dessen 
Gemeinsamkeit  darin  bestehe,  dass  sich  besondere  Rechte  der 
Agnaten  in  der  Landerbfolge  und  besonderen  Erbfolge  in  Mo- 
bilien  finden,  letztere  auch  Personen  zugänglich,  die  von  der 
Landerbfolge  ausgeschlossen  seien;  den  Gegensatz  bilden  bei 
Rosin  die  übrigen  Stämme.  Hier  gäbe  es  keine  besondere 
Mobiliarerbfolge,  da  Weiber  und  „per  mulieres  cognati**  %chon 
früh  auch  zur  Landerbfolge  zugelassen  seien.  Indessen  wird 
sich  auch  diese  Unterscheidung  kaum  aufrecht  halten  lassen. 
Bei  den  Saliern  werden  in  der  zweiten  Periode  ihres  Gesetzes, 
mit  welcher  Rosin,  der  die  Urzeit  desselben  gar  nicht  behandelt, 
sich  allein  beschäftigt,  Weiber,  trotz  Vorhandenseins  von  Agnaten, 
zur  Landerbfolge  zugelassen'),  und  die  Burgunder,  welche  eine 
besondere  Erbfolge  in  Mobilien  der  Mutter  kannten*),  können 
danach  unmöglich  zur  zweiten  Klasse  gehört  haben. 

Die  Gründe  für  die  Zurücksetzung  der  Weiber  werden 
theils  auf  privat-,  theils  auf  öfientlich  -  rechtlichem  Gebiet 
gesucht. 

Der  Mann,  als  Haupt  der  Familie,  muss  im  Stande  sein, 
den  Schutz  über  die  seinem  Mundium  anvertrauten  Personen 
auszuüben,  eine  Pflicht,  die  in  jenen  wilden  Zeiten  oft  genug 
an  ihn  herantreten  mochte^).  Durch  Ausschluss  der  Weiber 
von  der  Erbfolge  setzt  er  sich  in  den  Besitz  der  Mittel,  die 
zur  Pehdeübemahme,  in  welcher  dieser  Schutz  vornehmlich  zu 
Tage  tritt,  erforderlich  sind.  Weil  das  Weib  unfähig  ist,  kriege- 
risch ihre  und  ihrer  Angehörigen  Rechte  geltend  zu  machen  ®). 
ist  es  unfähig  zum  Empfange  des  Wergeides,  des  Correlates 
der  Fehde,  unfähig  zum  Empfange  der  Erbschaft'). 


^)  Rosin  p.  31.  Anm. 

")  Reyscher  p.  265  flf. 

»)  Br6q.-Pard.  H.  Nr.  257,  361,  449  (  =  Hontheim  I.  Nr.  24). 

*)  L.  Burg.  51.  §  3. 

»)  Labotdaye  Hist.  p.  417. 

•)  Liutpr.  13: 

eo  quod  femineo  sexu  esse  provator,  non  possont  faidam  ipsam  levare. 
*)  Laboulaye  Rech.   p.  78.    Gaupp  Thüringer,  p.  359.    Walter  §  578. 
Zimmerle  p.  24.    Niutta  p.  339  ff.,  483.    Gide  p.  198. 
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Freilich  lässt  sich  bei  einzelnen  Völkern  ein  solcher  Zu- 
sammenhang nachweisen ;  aber  im  allgemeinen  kann  die  Zorftck- 
setzang  der  Weiber  nicht  mit  der  Unmöglichkeit  der  Fehde- 
ubernahme  begründet  werden.  Schon  nach  isländischem  Recht ') 
konnten  die  Weiber  am  Wergeide  theil  haben,  das  nach 
manchen  Rechten  so  streng  von  Erbschaft  und  Verwandtschaft 
geschieden  ist,  dass  selbst  erbunfähige  Verwandte  einen  Theil 
des  Wergeides  bekommen*). 

Nach  der  Meinung,  welche  die  Zurücksetzung  der  Weiber 
nur  auf  den  Landbesitz  bezieht,  bildete  das  Grundeigenthum 
damals,  wo  der  Werth  der  Mobilien  sehr  gesunken  war,  den 
Hauptbestandtheil  des  Familienvermögens.  Dies  musste  den 
Weibern,  die  mit  der  Verheirathung  aus  dem  engen  Verband 
ihrer  bisherigen  Familien  ausschieden,  sich  dem  Schutze  eines 
anderen  Geschlechtes  anvertrauten  und  ihren  Blutsverwandten 
gegenüber  Fremde  wurden^),  entzogen  bleiben.  Sonst  wäre 
das  Ansehen  des  Geschlechts,  dem  doch  die  Vertretung  seiner 
Angehörigen  oblag,  binnen  kurzem  durch  Auftheilung  seines 
Grundbesitzes  geschwunden. 

Nach  Waitz^)  waren  mit  dem  Grundbesitz  die  öffentlichen 
Lasten  verknüpft,  deren  Erfüllung  einen  Mann  als  Eigenthümer 
voraussetzte,  eine  Meinung,  wie  sie,  wenigstens  theilweise,  schon 
Torher  Ginoulhiac*)  vertreten  hatte.  Vor  allem  wäre  mit  dem 
Grundbesitz  die  Verpflichtung  zum  Kriegsdienst  verbunden  ge- 
wesen, sei  Landeigenthum  nothwendige  Voraussetzung  für  die 
Zulassung  zur  Theilnahme  an  der  Rechtsprechung. 

V.  Inama-Stemegg^)  endlich,  beide  Ansichten  kumulirend, 
lässt  die  Weibererbfolge  im  Grundbesitz  nicht  zu,  weil  der 
Familie  als  Ganzem  damit  „das  ökonomische  Substrat  ihres  Be- 
standes^ entzogen  würde,  dem  jeweiligen  Familienhaupt  für  die 
Wahrung  seiner  politischen  Rechte  und  Pflichten  Hindernisse 
erwüchsen. 


»)  Wemhold  p.  127. 

')  Beseler  £.  V.  I.  p.  oO  ff.  Branner  Z.  S.  p.  3  ff.  Heusler  11.  p.  521  ff. 

')  Montesquieu  p.  299.  Wiarda  p.  268.   Grimm  R.  A.  p.  472.  Niutta  p. 
303  ff.  Heualer  II.  p.  8. 

•       *)  Waitz  A.  E.  p.  117,  124.   Id.  V.  ö.  I.  p.  67. 

*)  Ginoulhiac  p.  175  ff. 

*)  y.  Inama-Sternegg  p.  101,  131. 
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Es  Ittsst  sich  nicht  verkennen,  dass  diese  Gesichtspunkte 
viel  ffir  sich  haben,  anch  thatsächlich  manche  Verfügungen 
einzelner,  wie  die  in  angelsächsischen  Urkunden^)  mitunter 
hinzngefftgte  Klausel,  das  flbertragene  Land  nur  im  Mannes- 
stamme  zu  vererben,  hervorgerufen  haben.  Allein  wenn  wir 
sie  als  die  Motive  anerkennen  sollen,  welche  eine  durchgreifende 
Zurücksetzung  der  Weiber  in  erbrechtlicher  Beziehung  erzeugten, 
so  mttssten  wir  sie  nicht  aus  einzelnen  spontan  vorkommenden 
Akten  abstrahiren,  sondern  wirklich  flberall  begründet,  überall 
beth&tigt  sehen  —  und  wie  weit  sind  wir  davon  entfenit! 

Jene  Verpflichtung,  das  ganze  Familiengut  im  Manns- 
stamme zusammenzuhalten,  um  damit  für  die  Familienglieder 
einzutreten,  wenn  es  sich  um  Verfolgung  oder  Sühne  eines 
begangenen  Verbrechens  handelte,  findet  sich  nur  bei  Thüringern 
und  bei  den  ältesten  Franken.  Bei  den  Ribuariem  musste  sie 
schon  früh  an  zwingender  Kraft  verlieren,  ohne  dass  dies  völlige 
Gleichberechtigung  der  Weiber  zur  Folge  hatte.  Denn  ein 
Dekret  Childebert's  11  setzte  auf  Mord  die  Todesstrafe  des 
Uebelthäters  und  hob  damit  die  Verantwortlichkeit  der  Ange- 
hörigen auf).  Und  auch  bei  den  Saliern  muss  in  einzelnen 
Gauen  das  Institut  der  Chrenecruda,  worin  sich  die  Familien- 
einheit klar  dokumentirte,  obwohl  es  sich  grade  in  dieser 
Anwendung  in  den  Handschriften  der  L.  Sal.  bis  in  die  Zeiten 
Karls  des  Grossen  fortschleppte,  für  <Uesen  Fall,  wie  der  Zusatz: 

quod  paganorum  tempus  observabant 
beweist,  durch  jene  Verordnung  völlig  obsolet  geworden  sein'j. 

Nicht  weniger  zweifelhaft  steht  es  mit  der  angeblichen 
Verbindung  von  Grundbesitz,  Kriegs-  und  Gerichtslast. 

Schon  Guizot*)  hatte  darauf  hingewiesen,  dass  aus  den 
Quellen  sich  durchaus  keine  Badicirung  der  Heereslast  auf  das 
Grundeigenthum  nachweisen  lasse,  es  viel  eher  vom  Willen  der 
einzelnen  abgehangen  zu  haben  scheine,  ob  sie  sich  an  einem 
Feldzuge    betheiligen    wollten    oder    nicht  ^).     Nachdem    dann 


1)  Cod.  dipi.  Sax.  Nr.  147,  299.  Testamentum  Aelfredi  bei  PhUipps  Anm. 
384  imd  410. 

«)  Hubfe  p.  XVI.  Bnmner  Z.  S.  p.  47. 

»)  Grimm  R.  A.  p.  110.  Bninner  Z.  S.  p.  45. 

*)  Quizot  p.  101  ff. 

•)  Greg.  Tür.  Eist.  Franc.  IE,  7,  9.  IV,  14, 


aach  Beseler  ^)  erklärt  hatte,  selbst  beim  Bestehen  einer  solchen 
Verbindung  nicht  einsehen  zu  können,  dass  nun  zum  Erwerbe 
eines  jeden  Grundbesitzes  die  Fähigkeit  zum  Heeresdienste 
erforderlich  sei,  haben  die  Untersuchungen  Roth's^),  deren 
Resultaten  Boretius*)  noch  erweiternd  beigetreten  ist,  die  öe- 
wissheit  ergeben,  dass  der  Kriegsdienst,  mindestens  bei  den 
Franken,  Pflicht  jedes  Freien  gewesen  ist*).  Beweisend  ist 
namentlich  ein  capitulare  missorum  für  die  Gebiete  westlich 
der  Seine  vom  Jahre  807,  in  welchem  es  heisst: 

Et  qui  sie  pauper  inventus  fuerit,  qui  nee   mancipia  nee 
propriam  possessionem  terrarum  habeat,  tamen  in  praecio 
valente  quinque  libras,  quinque  sextum  praeparent. 
Dieselbe   Entwickelung    hatte    die   Dienstpflicht    bei    den 
Langobarden,  wo  sie  aus  einer  „obbligazione  morale^  erst  nach 
und  nach  zu  einem  „affato  personale"  wurde*),  an  dessen  Ver- 
säumung schliesslich  Strafen  geknüpft  wurden,  das  aber  auch 
aasgedehnt  blieb  auf  diejenigen, 

qui  nee  casas  nee  terras  suas  habent^). 
Dass  endlich  Grundbesitz  Vorbedingung  gewesen  sei,  um 
im  mallus  publicus  mitzuwirken,  dafür  giebt  Waitz^)  als  Beleg 
folgende  Stelle  aus  der  L.  Bai.  17,  2: 

nie  homo,  qui  hoc  testificare  voluerit,  commarcauus  eins 
debet  esse  et  debet  habere  6  solidorum  pecunia  et  simile 
agrum. 

Hiemach  ist  bei  Streitigkeiten  über  Grundeigenthum  nur 
derjenige  zur  Ablegung  des  Zeugnisses  fähig,  der  ein  bestimmtes 
Vermögen  an  Mobilien  und  Land  besitzt.  Damit  ist  aber  noch 
nicht  die  Geltung  dieses  baierischen  Satzes  für  die  übrigen 
deutschen  Stämme,  bei  denen  jeder  Hinweis  darauf  fehlt,  be- 
wiesen, wie  dies  die  Mehi'zahl  der  Gelehrten,  ohne  sich  auf 
Aussprüche  der  Quellen  zu  berufen,  anzunehmen  scheint^). 


»)  Beseler  E.  V.  HI.  p.  265. 

^  Both  p.  392  ff. 

')  Boretiuß  p.  71  ff. 

^)  Behauptet  hatte  dies  bereits,  aber  ohne  Beweis  Laboolaye  Hist.  p.  272. 

»)  Schupfer  Ist.  p.  379.  Boretius  p.  131. 

^)  Boretius  p.  loö. 

0  WaitB  V.  G.  II,  1.  p.  275. 

*}  Schaffner  p.  296.  Weinhold  p.  131.  Kemble  I.  p.  88.  Zhnmerle  p.  20. 
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auf  den  Einfluss  der  Leudesaristokratie  zurückzuführen,  welche 
im  Interesse  der  anglisch-werinischen  Adelsfamilien  die  L.  Thur. 
so  ungalant  gestaltet  hätten*). 


§3. 

Plan  der  Abhandlyng. 


Bei  dieser  Ungewissheit  über  Art,  Grund  und  Tendenz 
der  erbrechtlichen  Stellung  der  Weiber  empfiehlt  es  sich,  statt 
von  vorne  herein  ein  fertiges  Resultat  zu  geben,  dessen  noth- 
wendig  detaillirende  Begründung  mit  jeder  Uebersichtlichkeit 
unvereinbar  wäre,  auf  die  Quellen  zurückzugehen,  um  aus 
ihnen  zunächst  das  Weibererbrecht  bei  den  einzelnen  Stämmen 
festzustellen.  Die  Reihenfolge,  in  welcher  wir  dies  thun  werden, 
anticipirt  freilich  das  Ergebniss;  aber  eine  andere  Gruppirung, 
z.  B.  nach  den  drei  von  Stobbe^)  aufgestellten  Familien,  der 
fränkischen,  allemannisch-baierischen  und  sächsischen,  welche 
vielleicht  die  natürlichste  wäre,  empfiehlt  sich  grade  für  unser 
Thema  nicht.  Denn  die  Ordnung  der  Volksrechte  nach  der 
Stellung,  welche  sie  den  Weibern  im  Erbrecht  anweisen,  wird 
wesentlicli  andere  Gruppen  ergeben. 

In  einem  ersten  Abschnitt  werden  wir  diejenigen  Rechte 
behandeln,  in  denen  das  Weib  eine  erbrechtliche  Sonderstellung 
einnimmt,  während  ein  zweiter  die  übrigen  Rechte  darstellen 
soll;  innerhalb  der  ersten  Gruppe  scheiden  sich  dann  wieder 
diejenigen  Rechte,  bei  denen  wir  eine  Fortentwickelung  beob- 
achten können,  von  denen,  bei  welchen  dies  nicht  der  Fall 
ist.  Ein  Schlussparagraph  soll  dann  die  erbrechtliche  Stellung 
der  Weiber  in  der  Zeit  der  Volksrechte  im  allgemeinen,  nach 
Umfang  und  Grund,  soweit  sich  leitende  Gesichtspunkte  ergeben 
werden,  zu  zeichnen  suchen. 


')  Glasson  p.  600,  602.  Es  steht  auch  gar  nicht  einmal  so  sicher  fest, 
dass  die  L.  Thur.,  welche  niemals  das  Christenthum  erwähnt,  erst  unter 
Karl  dem  (Crossen  aufgezeichnet  wurde.  VieUeicht  rührt  sie  schon  aus  dem 
6.  oder  7.  Jahrhundert  her.    Gaupp  Thüringer,  p.  234  ff. 

«)  Stohbe  R.  Q.  p.  24. 


I.  Theil. 

Rechte  mit  erbrechtlicher  Sonderstellung 

der  Weiber* 

A.  Soweit  ihre  Entwickelung  verfolgbar  ist 


§  4. 

Die  Rechte  der  Franken. 

Das  salische  Gesetz,  von  dem  uns  ein  günstiges  Geschick 
Recensionen  seiner  ältesten  wie  seiner  karolingischen  Form  er- 
halten hat,  widmet  dem  Erbrecht  einen  besonderen  Titel,  der 
im  Pactus  legis  Salicae,  welcher  noch  deutlich  Spuren  des 
Heidenthums  und  damit  seines  hohen  Alters  trägt  ^),  folgenden 
Wortlaut  hat: 

Tit.  LVni.    De  alodis. 

1.  Si  quis  mortuus  fuerit  et  filios  non  demiserit,  si  mater 
sua  superfuerit,  ipsa  in  hereditatem  succedat. 

2.  Si  mater  non  fuerit  et  fratrem  aut  sororem  dimiserit,  ipsi 
in  hereditatem  succedant. 

3.  Tunc  si  ipsi  non  fuerint,  soror  matris  in  hereditatem 
succedat. 

4.  Et  inde  de  Ulis  generationibus  quicimque  proximior  fuerit, 
ille  in  hereditatem  succedat. 

5.  De  terra  vero  nulla  in  muliere  hereditas  non  pertinebit, 
sed  ad  virilem  secum,  qui  fratres  fuerint,  tota  terra  per- 
teneant. 

Es  treten  uns  in  diesem  Titel  zwei  Theile  bestimmt  ent- 
gegen, von  denen  der  erste  (§  1  —  4)  die  Erbfolge  in  Mobilien, 


>)  Grimm  Vorrede  p.  62,  63  hat  die  einzelnen  Beweise  gesammelt. 
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§  5  dagegen  die  Succession  in  das  Laadeigenthum  eines  Ver- 
storbenen behandelt.  Die  Ueberschrift  „de  alodis",  welche 
früher,  in  falscher  Anwendung  des  Sprachgebrauchs  der  Feu- 
disten,  oft  nur  auf  Immobilien  bezogen  wurde,  darf  daran  nicht 
irre  machen.  Denn  in  den  Volksrechten  umfasst  das  Wort  das 
ganze  bewegliche  und  unbewegliche  Vermögen.  So  zählt  die 
L.  Angl.  et  Wer.  in  ihrem  ebenso  überschriebeuen  Titel  „pecu- 
nia,  maucipia,  vestis  bellica,  terra*'  auf,  ähnlich  bezeichnet 
L.  Bai.  II,  1  §  3  mit  „alodis"  die  gesammte  Habe,  und  wenn 
Grimm  *}  „alodis"*  unter  den  ältesten  Bezeichnungen  für  liegendes 
Eigen  anführt,  so  ist  dies  nur  soweit  richtig,  dass  zum  Alode 
auch  Grundeigenthum  gehören  kann,  an  und  für  sich  aber  dar- 
unter auch  das  übrige  Vermögen  einbegriffen  ist. 

Als  Reihenfolge  der  Erbberechtigten  ergiebt  sich  danach 
für  das  Mobiliarvermögen: 

1.  filü,  worunter  Söhne  und  Töcher  zu  verstehen  sind. 
Das  ergiebt  eine  Formel  %  in  der  ein  Erblasser  den  Kindern 
seinei-  Tochter,  die  neben  ihren  Oheimen  ab  intestato  nichts 
erben  würden,  alles  das  vermacht: 

quicquid   ..genetrix   vestra,    si  mihi  suprestis  fuisset,  de 

alode  mea  recipere  poterat. 

Nur  Zimmerte  fasst  beweislos  und  im  Widerspruch  mit 
allen  übrigen  Gelehrten  filü  in  seiner  Wortbedeutung  als 
Söhne»). 

2.  mater. 

3.  frater  aut  soror;  nach  Cod.  3.  frater  et  soror,  nach 
Cod.  2.     frater  allein. 

Das  „auf*  des  Pactus  begründet  keinen  Vorzug  des  Bru- 
ders, da  es  im  damaligen  Latein  häufig  für  „et"  gebraucht 
wird*)  womit  es  auch  im  Cod.  3.  vertauscht  ist.  Die  Lesart 
„frater"  ist  durchaus  verwerflich ,  da  Cod.  2  der  in  demselben 
Titel  §  5  Abweichungen  von  den  übrigen  Handschriften  zeigt, 
die  sicherlich  allein  auf  Ungenauigkeit  des  Absclireibers  be- 
ruhen, hier  nur  Anspruch  auf  schwächere  Autorität  hat. 

4.  soror  matris. 


»)  Grimm  R.  A.  p.  493. 

•)  Mar.  II,  10  (=  RoE.  182),  auch  Sinn.  22  =  Lind.  64. 

»)  Zimmerle  p.  266. 

*)  Pardessua  p.  702. 
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4  a.  soror  patris  nach  Cod.  2.  allein,  aber  von  s&mmtlichen 
neueren  Redaktionen  (Codd.  5—10  und  Emendata,  in  der  letzten 
mit  4  vertauscht)  aufgenommen. 

5.  de  illis  generationibus  quicunque  proximior  fuerit,  d.  h. 
die  entfeiTiteren  Verwandten  nach  Gradesn&he,  der  weitere 
Erbenkreis*).  Obwohl  in  den  Worten  des  Gesetzes  keine  An- 
deutung liegt,  dass  unter  diesen  Verwandten  durch  das  Ge- 
schlecht ein  Unterschied  hervorgerufen  werden  solle*),  wollen 
viele  Gelehrte')  auch  hier  eine  Zurücksetzung  der  Weiber 
finden.  Dahin  rechnet  Wiarda,  dem  es  freilich  zu  gute  zu 
halten  u^,  dass  er  häufig  ältere  und  neuere  Bedaction  der 
L.  Sal.  nicht  auseinanderhält,  Beseler  und  v.  Amira,  der  die 
Möglichkeit  des  Gegentheils  einfach  mit  Bücksicht  auf  die  ent- 
gegengesetzte Bichtung  der  Bechtsentwickelung  bestreitet,  merk- 
würdigerweise auch  Griesinger,  den  wir  sonst  in  der  Opposition 
gegen  die  Annahme  einer  Zurücksetzung  der  Weiber  finden 
werden.  Auch  Bosin  lässt  mit  seiner  grundlosen  Behauptung, 
dass  die  „verba  ,de  illis  generationibus^  ad  eas  spectant  gene- 
rationes,  quibus  terrae  hereditas  defertur"  für  Bubrik  5  nur 
Männer  zur  Erbfolge  zu. 

Die  dargestellte  Erbordnung  erscheint  zunächst  über- 
raschend. Im  Gegensatz  zu  der  gewöhnlichen  Annahme,  welche 
die  alte  erbrechtliche  Stellung  der  Weiber  möglichst  ungünstig 
zeichnet,  tritt  uns  hier  eine  offenbare  Bevorzugung  derselben 
entgegen.  Es  hat  nicht  an  Versuchen  zur  Lösung  dieses  Bäth- 
sels  gefehlt. 

Waitz*),  der  wenigstens  nicht  den  Vater  als  Erben  missen 
will,  erklärt  dessen  Fehlen  durch  den  Umstand,  dass  der 
Sohn,  bei  Lebzeiten  des  Vaters,  zu  dessen  FamiUe  gehörte, 
trotz  Mündigkeit  und  Berechtigung  zur  Waffenführung  kein 
gleichberechtigtes  Glied  der  Gemeinde  wurde,  also  nur  aus- 
nahmsweise zu  vererbendes  Gut  besitzen  konnte;  auf  den  sel- 
tenen Fall,   dass  durch  Tod  des  Sohnes  etwas  an  den  Vater 


*)  nach  y.  Amira  p.  8. 

«)  Waitz  A.  B.  p.  115. 

»)  V^iarda  p.  258.  Beseler  E.  V.  I.  p.  50.  v.  Amira  p.  16.  Daiiz  p.  57. 
Bosin  p.  22. 

«)  Waitz  A.  B.  p.  108, 109.  Ihm  folgen  V.  Inama-Sternegg  p.  103.  Sobm 
in  Z.  S.  f.  B.  G.  V.  p.  426.  Anm.  66. 
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fiel,  habe  die  L.  Sal.  daram  keine  Rficksicht  genommeD.  Allein 
Dargun  ^)  macht  mit  Recht  darauf  aufinerksam ,  dass  der  eman- 
cipirte  Sohn  ein  Sondervermögen  erhielt,  dessen  Vererbung  vom 
Oesetz  hätte  normirt  werden  müssen. 

Zoepfl  und  Behrendt)  schieben  das  Fehlen  des  Vaters, 
die  Bevorzugung  der  Mutterschwestern  und  die  Weglassung  der 
Oheime  auf  die  Ungenauigkeit  der  Abschreiber,  die  einer  ganz 
gewöhnlichen  Erbfolge  einen  so  wunderbaren  Charakter  aufge- 
druckt hätte.  Doch  bleibt  es  bei  dieser  Erklärung  immerhin 
merkwürdig,  dass  dieselbe  Ungenauigkeit  in  Handschriften,  die 
unabhängig  von  einander  entstanden  sind,  wiederkehren  sollte. 

Zum  Vater  der  dritten  Theorie,  die  am  meisten  Schule 
gemacht  hat,  wurde  E.  Wiarda^),  der  die  Frage,  warum  die 
elterlichen  Brüder  nicht  genannt  seien,  dahin  beantwortet: 
„Vielleicht  haben  die  Gesetzgeber  deren  Erbrecht  als  bekannt 
vorausgesetzt,  so  wie  sie  audi  die  bekannte  Erbfolge  der  Brü- 
der und  Schwestern  ganz  übergangen  haben ^.  Zwar  hätte  die 
scharfe  Kritik  Griesingers*)  vor  weiterer  Nachfolge  abschrecken 
sollen,  der  „in  diesen  wenigen  Worten  nichts  als  Fehler  und 
Irrthümer"  findet,  was  für  das  angebliche  Uebergehen  der  ge- 
schwisterlichen Erbfolge  auf  der  Hand  liegt,  die  Wiarda  selbst 
auf  der  vorhergehenden  Seite  seines  Werkes  ausdrücklich  er- 
wähnt hatte. 

Trotzdem  schloss  sich  Schaffner^)  derselben  Ansicht  an  und 
mit  einer  Variante  auch  Pardessus^).  Während  letzterem  zu- 
folge die  Weiber  ursprünglich  ganz  von  der  Erbfolge  ausge- 
schlossen wären,  an  welcher  allein  die  Schwertmagen  Antheil 
gehabt,  Hesse  jetzt  mildere  Auffassung  auch  die  Frauen  zu. 
„Et  comme  le  droit  des  hommes  6tait  d^jä  constant,  on  ne 
songea  pas  mßme  k  le  rappeler.  On  nomma  dans  le  §  2  la 
möre,  pour  lui  donner  capacitä,  mais  non  pour  Ini  asaurer  un 
droit  exclusif^.  Ebenso  sei  in  dem  späteren  Paragraphen  unter 
der  Tante  der  Oheim  mitverstanden. 


1)  Dargan  p.  63. 

*)  Zoepfl  m.  p.  226.  Behrend  in  Z.  S.  f.  B.  G.  XIII.  p.  21. 

•)  Witfda  p.  268. 

^)  Dans  p.  47.  Anm. 

•)  SchlAitf  p.  299.  Aun.  143. 

<)  PardeMOs  p.  701. 
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y.  Amira^)  spricht  es  bereits  wie  ein  Dogma  aus,  dass 
der  Pactus  durchaus  keine  vollständige  Erbenreihe  zu  geben 
beabsichtige,  sondern  die  Grundsätze  der  Männersuccession  als 
allbekannt  voraussetze,  obwohl  Waitz  und  Lewis  auf  die  Grund- 
losigkeit dieser  Annahme,  die  jedes  Anhaltes  entbehrt,  hinge- 
wiesen^). Damit  erkläre  sich  das  Schweigen  über  den  Vater 
und  die  beiden  Oheime;  der  Bnider  sei  neben  der  Schwester 
nur  genannt,  „um  ganz  sicher  zu  gehen^. 

Bosin '),  von  der  gleichen  Ansicht  ausgehend,  dass  die  Lex 
nur  die  in  die  ursprUnglicIie  Schwertmagenfolge  hineingeschobene 
weibliche  Erbfolge  fixiren  wolle,  sieht  in  der  Nennung  grade 
der  soror  matris  keine  Bevorzugung  derselben ,  sondern  die  Absicht 
des  Gesetzgebers,  als  Erbin  eine  solche  Person  zu  erwähnen, 
die  früher  wegen  des  doppelten  Hindernisses  des  weiblichen 
Geschlechts  und  der  Verwandtschaft  durch  die  Weiberseite  in 
keiner  Weise  zur  Erbschaft  zugelassen  worden  war.  Gierke*) 
rühmt  dieser  Bemerkung  Rosin's  nach,  dass  sie  über  diese 
dunkle  Stelle  des  Gesetzes  neues  Licht  verbreite  und  alle 
Schwierigkeiten  löse,  schreibt  aber  dem  Veifasser  des  Pactus 
damit  eine  Absichtlichkeit  in  der  Wahl  seiner  Ausdrücke  zu, 
wie  sie  jenem  uralten  Gesetzgeber  sonst  gänzlich  fern  gelegen  hat. 

An  Opposition  gegenüber  dieser  Gesetzesauslegung,  die 
sich  gar  nicht  mit  den  Worten  des  Gesetzes  befasst,  sondern 
alles  wesentliche  als  ungeschrieben  voraussetzt,  hat  es  freilich 
nie  gefehlt. 

Griesinger^)  machte  darauf  aufmerksam,  dass  in  den  Insti- 
tuten des  Reipus  und  der  Chrenecruda  sich  ebenfalls  Bevor- 
zugung der  mütterlichen  Verwandten  zeige,  und  wies  zur  Er- 
klärung darauf  hin,  dass  man  das  Band  zwischen  der  Mutter- 
schwester und  ihren  Neffen  und  Nichten  wahrscheinlich  für 
enger  und  zärtlicher  hielt  als  das  Verhältniss  zu  d^  Vater- 
schwestem.  Beseler  und  Laboulaye  vermutheten,  unabhängig 
von  einander,  aus  der  Nennung  der  weiblichen  Succession  das 


*)  V.  Amira  p.  3. 

*)  Waits  A.  B.  p.  108.    Lewis  p.  402. 

')  Bosin  p.  36. 

^)  Gierke  Z.  S.  p.  440. 

^  Dans  p.  38  ff. 


^6 

Vorhandensein  einer  Gerade*).  Auch  Waitz*)  erkennt,  wenn  er 
auch  das  Fehlen  des  Vaters  in  der  Erbenreihe  anders  erklärt, 
sonst  einen  Vorzug  der  weiblichen  Verwandtschaft  im  Erbrecht 
und  in  den  genannten  Instituten  an,  und  weist  als  Analogie  auf 
die  bekannte  Stelle  des  Tacitus,  nach  welcher  Verwandtschaft 
durch  die  Weiberseite  ebenfalls  ein  innigeres  Verhältniss  er- 
zeugt, als  es  mit  den  väterlichen  Angehörigen  besteht: 

sororum  filiis  idem  apud  avunculum  qui  apud  patrem  ho- 
nor.  quidam  sanctiorem  artioremque  hunc  nexum  sanguinis 
arbitrantur*). 

Aber  erst  Dargun  ist  es  gelungen,  nachdem  eine  Andeu- 
tung Bachofens  ^),  dessen  umfangreiches  Werk  sich  auf  das 
vorklassische  Alterthum  beschränkt,  unbeachtet  geblieben,  die 
richtige  Erklämng  für  die  erbrechtliche  Stellung  der  Weiber 
unter  den  heidnischen  Saliern  zu  geben. 

Danach  haben  wir  es  hier  mit  den  Resten  des  Mutterrechts 
zu  thun,  d.  h.  mit  den  Ueberbleibseln  eines  Zustandes,  der  meist 
in  die  vorhistorische  Periode  der  Nationen  zurückreicht,  wo  bei 
dem  ungeregelten  geschlechtlichen  Verkehr  die  Blutsverwandt- 
schaft einzig  durch  die  Mutter,  quae  sola  semper  certa  est,  ver- 
mittelt wird.  Auf  dieser  Grundlage  gestaltet  sich  natürlich 
das  ganze  Familienrecht  unsem  Anschauungen  völlig  entgegen- 
gesetzt, und  damit  zugleich  das  Intestaterbrecht  —  von  Testa- 
menten war  ja  bekanntlich  bei  den  älteren  Germanen  gar  keine 
Rede  — ,  das  unter  solchen  Umständen  nur  der  Mutter  und  den 
durch  die  Mutter  verwandten  Personen  zustehen  konnte.  Die 
Erbreihe  wtLrde  hiemach  die  folgende  sein: 

1.  liberi. 

2.  mater. 

3.  frater  et  soror. 

4.  frater  et  soror  matris. 

5.  de  illis  generationibus,  quae  per  matrem  cognatae  sunt, 
quaecunque  proximior  fuerit. 

Sie  deckt  sich  nur  zum  Theil  mit  derjenigen  des  Pactus, 
indem  der  letztere   den  frater  matris  streicht  und  dafür  die 


»)  Beseler  E.  V.  I.  p.  50.  Anm.  7.  Labonlaye  Rech.  p.  111.  Anna.  l. 

*)  Waitz  A.  R.  p.  107,  110. 

')  Tac.  Genn.  cp.  20. 

*)  Baehofen  Einleitung  p.  IX,  Sp.  2.  p.  X,  Sp.  1. 
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soror  patris  setzt  und  im  weiteren  Erbenkreis  aach  väterliche 
Angehörige  zulässt. 

Aber  wir  dürfen  nicht  ausser  Acht  lassen,  dass  bei  den 
Saliern  zur  Zeit  ihrer  Gesetzesredaktion  durchaus  nicht  mehr 
Hetairismus,  sondern  ein  wahres  eheliches  Leben  bestand,  die 
Heranziehung  von  väterlichen  Verwandten  also  ganz  natürlich 
erschien,  dass  femer  die  Bevorzugung  der  Verwandten  durch 
die  Weiberaeite  leicht  mit  einer  Bevorzugung  weiblicher  Ver- 
wandter überhaupt  vertauscht  wuide,  eine  Eigenthümlichkeit, 
wie  sie  auch  bei  andern  Völkern  im  Zustande  des  Mutterrechts 
vorkommt^),  dass  endlich  nur  Trümmer*)  des  Mutterrechts  in 
dassalische  Gesetz  Aufnahme  gefunden,  die  nach  Aufgabe  des 
Heidenthums  bald  ganz  abstarben,  so  dass  die  neueren  Gesetzes- 
redaktionen fast  alle  Spuren  davon  vertilgten. 

Den  Ausführungen  Dargun's,  der  freilich  bei  Betrachtung 
der  übrigen  Volksrechte  in  der  Annahme  mutterrechtlicher  Ele- 
mente zu  weit  geht,  schliessen  sich  von  den  neuesten  Darstellern 
des  deutschen  Privatrechts  Stobbe  und  Heusler  au,  und  auch 
Glasson  giebt  die  Möglichkeit  zu,  dass  es  sich  in  den  erwähnten 
Bestimmungen  der  L.  Sal.  um  unorganische  Reste  von  Mutter- 
recht handle.*) 

Den  entgegengesetzten  Standpunkt  vertritt  Brunner ^),  der 
die  Unhaltbarkeit  der  Annahme,  dass  im  Pactus  mutteiTecht- 
liche  Ueberbleibsel  zu  finden  seien  ^  abgesehen  von  den  im  fol- 
genden besprochenen  Gründen,  noch  specieller  nachzuweisen 
versprochen  hat. 

Er  beruft  sich  namentlich  auf  das  taciteische  Erbrecht,  das, 
da  es  gegen  400  Jahre  weiter  zurückliege,  das  Mutterrecht, 
dessen  Fragmente  sich  doch  noch  in  der  L.  Sal.  erhalten  haben 
sollen,  desto  schärfer  zum  Ausdruck  bringen  müsse,  in  Wahr- 
heit aber  ganz  entgegengesetzt  laute: 


*)  Esmein  bei  Gide  p.  32:  „Le  droit  successoral  (unter  Hemehaft  des 
Mntterrechts)  non  transmet  seulement  les  biens  aux  aeuls  paremts  par  les 
femmes,  mais  encore  parmi  ceax  -  ci  souvent  choisit  les  femmes  eiles  -  me- 
ines ä  rexclusion  des  bommes. 

«)  Dargnn  p.  72. 

')  Stobbe  p.  84.  Heusler  II.  p.  621  ff.  Glasson  p.  616,  617. 

*)  Brunner  p.  79  ff. 

Opet,  die  erbreohtttohe  Stellung  der  Weiber.  S 
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heredes  . .  snccessoresque  soi  cuique  liberi . .  si  liberi  uon  sunt, 
proximus  gradus  in  possessione  fratres,  patroi,  aviinculi  ^). 
Abgesehen  von  dem  Inhalt  dieser  Notiz,  fragt  sich  doch 
zunächst,  ob  wir  es  hier  mit  erbrechtlichen  Bestimmungen  zu 
thun  haben,  die  wirklich  für  Deutschland  in  seiner  Totalität, 
also  auch  für  die  Ahnen  der  späteren  Franken,  Geltung  haben 
sollten.  Tacitus  versichert  zwar,  das  die  in  der  Germania  bis 
cp.  26  gegebenen  Nachrichten  sich  auf  ganz  Deutschland  be- 
ziehen*). AUeia  die  neuere  Forschung  hat  doch  ergeben ,  dass 
Tacitus  auch  bei  diesen  Schilderungen  nur  bestimmte  kleinere 
Theile  Deutschlands  berücksichtigt  habe ')  und  bei  seiner  Unkennt- 
niss  vom  Innern  Deutschlands  auch  niu*  berücksichtigen  konnte. 
Nur  „die  Sucht  zur  Generalisirung**,  wie  v.  Inama-Stemegg  es 
wohl  zu  scharf  bezeichnet,  hat  ihn  häufig  veranlasst,  die  Herr- 
schaft von  Instituten,  die  sich  nur  bei  einzelnen  Völkerschaften 
fanden,  in  der  ganzen  Nation  anzunehmen.  Die  blosse  Berufung 
auf  das  taciteische  Erbrecht  kann  demnach  für  sich  nicht  die 
Möglichkeit  nehmen,  dass  in  denjenigen  Theilen  Deutschlands, 
die  der  Kunde  des  Tacitus  entgangen  sind,  ein  anderes  Erb- 
recht, das  vielleicht  noch  bedeutende  Spuren  von  Mutterrecht 
enthielt,  gegolten  habe.  Auch  bei  anderen  Nationen,  die,  wie  die 
Germanen  des  Tacitus,  in  eine  Mehrheit  stark  von  einander 
differirender  Stämme^)  zerfallen,  sind  dieselben  Verhältnisse  zu 
einer  Zeit  in  der  verschiedensten  Weise  geregelt.  Einen  solchen 
Zustand  finden  wir  bei  den  heutigen  Malayen  in  den  holländi- 
schen Kolonien*).  Hier  herrscht  je  nach  den  einzelnen  Stämmen 
das  agnatische  Prinzip  oder  das  Mutterrecht,  das  letztere  nicht 
bloss  in  der  abgeschwächten  Form,  wie  es  bei  einzelnen  ger- 
manischen Völkerschaften  im  taciteischen  Zeitalter  der  Fall 
gewesen  sein  mag,  sondern  in  absolutester  Schroffheit.  Durch 
seine  Notiz  von  der  Erbfolge  bei  den  Tencteren  lässt  Tacitus*) 


»)  Tac.  Genn.  cp.  20. 
■)  Tac.  Germ.  cp.  27 : 

Haec   in    cominime  de   omnium  Germanomm   origine  ac  moribus 

accepinras. 
*)  Wiedemann  p.  179.  v.  Inaina-Stemegg  H.  S.  p.  22  flf. 
*)  Das  Gegentheii  behauptet  freilich  Gide  p.  203. 
^  Kohler  p.  463  ff. 
*)  Tac.  Germ.  cp.  32. 
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ja  selber  erkennen,  dass  bei  einzelnen  Stämmen  von  dem  Erb« 
recht,  das  er  vorher  als  das  allgemein  gültige  aufgestellt  hatte, 
bedeutende  Abweichungen  vorkamen. 

Wii*d  die  taciteische  Erbfolge  gegen  die  mutterrechtlichen 
Spuren  in  der  L.  Sal.  ins  Feld  geführt,  so  mttsste  danach  min- 
destens erwiesen  sein,  dass  sich  dieselbe  gerade  auf  diejenigen 
Stämme  bezielit,  aus  welchen  später  die  gens  iYancorum  er- 
wachsen ist.  In  dieser  Frage  stellen  aber  die  Ansichten  ein- 
ander so  extrem  gegenüber,  dass  wir  auf  ihre  Beantwortung 
werden  verzichten  müssen.  Selbst  wenn  wir  die  Meinung 
Wiedemann's  ^) ,  Tacitus  habe  vorwiegend  die  östlichen  Ger- 
manenstämme geschildert  und  sich  dabei  auf  ein  Werk  des 
Sallust  gestützt,  trotz  der  auffallenden  Aelmlichkeit,  die  manche 
Stellen  der  Germania  mit  horazischen  und  vergilischen  Beschrei- 
bungen haben,  die  zweifellos  aus  dieser  Quelle  herrüliren,  als 
zu  unwahrscheinlich  zurückweisen  —  die  Annahme,  dass  Ta- 
citus den  Schauplatz  der  letzten  Römerkämpfe,  also  vorwiegend 
das  am  Niederrhein  belegene  batavische  Gebiet,  im  Auge  gehabt 
habe'^),  führt  zu  keinem  besseren  Resultat.  Denn  wenn  wir 
auch  die  Franken,  und  speziell  die  salischen  Franken,  in  der 
zweiten  Hälfte  des  4.  Jahrhunderts  in  jenen  Gegenden  finden, 
so  fehlt  es  doch  an  jedem  Nachweise  dafür  ^),  dass  die  Franken 
zum  grösseren  Theil  aus  den  schon  zur  Zeit  des  Tacitus  am 
Niederrhein  wohnenden  Völkerschaften  erwuchsen,  dass  nicht 
vielmehr  die  Hauptmasse  aus  neuen,  vom  Inneren  Deutschlands 
kommenden  Schaaren  bestand,  die  vom  römischen  Einfluss  we- 
niger ergriffen,  auch  in  familien-  und  erbrechtlicher  Beziehung 
noch  treu  au  Ueberbleibseln  einer  älteren  Periode  hingen  und 
in  ihrem  Gesetze  zum  Ausdruck  brachten. 

Endlich  kann  auch  die  Erbfolgeordnung  selbst,  wie  sie  aus 
Tacitus'  Worten  sich  ergiebt,  m.  E.  gegen  die  Möglichkeit 
mutterrechtlicher  Rudimente  im  Pactus  nicht  verwendet  werden. 
Ohne  Frage  haben  wir  es  hier  mit  unvollständigen  Notizen  zu 
thun,  die  leicht  auf  Missverständnissen  beruhen  können*).    Das 

')  Wiedemann  p.  179,  188. 
•)  V.  Inama-Steniegg.  H.  S.  p.  43. 
»)  Waite  V.  G.  U,  1.  p.  21  ff.  Brunner  p.  42  ff: 

*)  Zöpfl  R.  G.  m.  p.  210.  Schröder  p.  70.  Anm.  130.  Auch  Y.  Sybel  p. 
121  spricht  von  der  Manier  des  Tacitus,  immer  plastische  Bilder  und  niemals 
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Fehlen  der  Schwestern  nnter  den  Erben,  während  die  fratres 
als  solche  eintreten,  beweist  die  UnvoUständigkeit.  Wenn  die 
ausdrückliche  Bezeichnung  der  liberi^),  als  Erben  auch  des 
Vaters,  und  des  patruus*)  allerdings  gegen  ein  in  voller  Kraft 
bestehendes  Mutterrecht  spricht^),  so  ist  die  Nennung  des 
Mutterbruders  ein  eben  so  sicheres  Zeichen,  dass  auch  das 
Prinzip  der  Agnation  noch  nicht  zur  Alleinherrschaft  gelangt 
war. 

Als  ferneren  Beweis,  dass  den  Germanen  des  Tacitus  und 
um  so  mehr  denen  der  L.  Sal.  die  Erinneiomg  an  das  Mutter- 
recht und  an  die  Vermittelung  der  Verwandtschaft  nur  durch 
die  Weiberseite  völlig  entschwunden  war,  zieht  Brunner  die 
Stammsage  der  Germanen  von  den  drei  Söhnen  des  Mannus 
heran  ^).  Allein  es  fehlt  auch  nicht  an  Belegen  dafür,  dass  sich 
trotz  dieser  allen  Germanen  gemeinsamen  Stammsage  bei  man- 
chen germanischen  Völkerschaften  besondere  Stammsagen  fan- 
den, in  denen  die  Herleitung  von  einem  Weibe,  einer  Stamm- 
mutter, betont  wird.  Die  Langobarden  erzählten  noch  nacli 
ihrer  Einwanderung  in  Italien  von  der  Begründerin  ihres 
Königshauses  Gambara  und  ihren  zwei  Söhnen,  ohne  eines 
Vaters  derselben  zu  erwähnen  *).  Das  Verhältniss  dieser  lango- 
bardischen  zur  allgemeinen  germanischen  Stammsage  dürfte  dem 
Verhältniss  von  Mutter-  und  Vaterrecht  unter  den  damaligen 
Germanen  entsprechen.  Im  grossen  und  ganzen  war  unstreitig 
das  agnatische  Princip  das  herrschende  geworden;  deswegen 
konnten  aber  bei  einzelnen  Stämmen  sehr  gut  Anklänge  an  das 
ursprüngliche  Mutterrecht  geblieben  sein,  die  sich  auch  bei 
monogamischen  Völkern  häufig  finden^). 


juristische  Begriffisbestimmuu^en  zu  geben.  Dagegen  nimmt  Gide  p.  205, 
doch  wohl  mit  Unrecht,  an,  gerade  bei  Schildening  der  Einzelheiten  des  ger- 
manischen Rechts,  und  so  auch  bei  der  Erbfolge,  sei  Tacitus  besonders  genau. 

*)  Niutta  p.  340  leitet  daraus  völlige  Erbunfilhigkeit  der  Weiber  her, 
wobei  er  übersieht,  dass  Tacitus  „liberi",  nicht  „filii"  schreibt. 

')  Heusler  U.  p.  623  nimmt  an,  Tacitus  habe  den  Vaterbmder  irrthttm- 
lieh  eingeschoben,  der  ihm,  dem  Bömer,  in  der  Reihenfolge  der  Erbberechtig- 
ten ganz  unentbehrlich  scheinen  mochte. 

•)  Brunner  p.  80. 

*)  Bnmner  1.  c. 

*)  Daignn  p.  67. 

«)  Bmein  bei  Qide  p.  82. 
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üebrigens  haben  sich  nicht  nur  im  Erbrecht  des  Pactns 
Spnren  von  der  einstigen  Existenz  des  Mutterrechts  bei  den 
germanischen  Völkerschaften  erhalten.  Auch  für  andere  Eigen- 
heiten, welche  bei  Nationen,  die  sich  noch  in  jenem  primären 
Zustand  befinden,  vorhanden  zu  sein  pflegen,  lassen  sich  Belege 
bringen.  Dahin  gehört  das  schon  erwähnte  enge  Verhältniss 
zum  Mutterbruder  ^);  die  Verehrung  von  weiblichen  Gottheiten, 
deren  Kultus  mit  geheimnissvollen  Mysterien  umkleidet  ist*), 
und  die  bei  angelsächsischen  Königen  vorkommende  Sitte,  die 
Frauen  ihrer  Vorgänger  zu  heirathen*),  welche  sich  auch  bei 
den  ganz  vom  Mutterrecht  beherrschten  alten  Aegyptern^)  fin- 
det, da  „die  Königin,  obwohl  nicht  selbst  regierend,  doch  als 
Weib  die  Quelle  der  Macht  und  darum  höher  und  geehrter  als 
der  König  ist*)/  — 

In  scharfem  Gegensatz  zu  dieser  Bevorzugung  der  Weiber 
in  Mobilien  steht  §  5,  der  ihnen  jede  Erbfolge  in  das  Land 
verweigert,  das  völlig  „ad  virile  sexu,  qui  fratres  fuerint^  falle. 
Manche  Schriftsteller^)  leugnen  zwar  diese  Unfähigkeit  des 
Landerwerbes  und  beschränken  sie  auf  die  Succession  in  „terra 
Salica*^,  ein  Ausdruck,  der  Land  von  einer  besonderen  Qualität 
bezeichne  und  schon  in  den  jüngeren  Redaktionen  zu  ergänzen 


^)  Esmein  erkennt  dies  bei  Gide  1.  c.  Anm.  1  ebenfaUs  an;  Gide  da- 
gegen fasflt  die  Stellung  des  Mntterbrnders  bei  den  alten  Deutschen  ganz 
anders.  £r  sagt  p.  201:  „Ce  fr^re  de  la  möre  repr^sentait  dans  la  maLson 
raatorit6  matemelle  qae  la  m^re  k  raison  de  Pincapacit^  de  son  sexe,  ne 
pouvait  exercer  que  par  antrui.".  Diese  Erklärung  dürfte  indessen  liin^lig 
sein.  Fflr  die  juristischen  Akte,  bei  denen  die  Ehefrau  ihres  Geschlechts  Wegen 
nicht  mitwirken  konnte,  trat  doch  der  Inhaber  des  Mundiums  über  sie,  also 
ihr  Ehemann,  für  sie  ein;  handelte  es  sich  aber  bloss  um  Geltendmachung 
der  mütterlichen  Autorität,  also  um  moralische  Ansprüche,  so  ist  nicht  einzu- 
sehen, weshalb  grade  der  Bruder  der  Frau,  und  nicht  ebenso  gut  oder  noch 
besser  ihr  Vater  seinen  Einfluss  zu  ihren  Gunsten  verwenden  sollte. 

■)  Tac.  Germ.  cp.  40: 

.  .  Nerthum,  id  est  Terram  matrem  colunt  .  .  servi  ministrant, 
quos  statim  idem   lacus  haurit;  arcanus  hinc  terror  sanctaque  ig- 
norantia. 
Auch  Weinhold  p.  29  £f. 

»)  Weinhold  p.  243. 

*)  Esmein  bei  Gide  p.  62. 

»)  Bachofen  p.  113. 

•)  Dans  p.  77,  284.    Wiarda  p.  246  ff. 
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sei.  Allein  es  liegt  gar  kein  Gmnd  vor,  mit  der  handschrift- 
lichen Ueberlieferung  eine  Aenderung  vorzunehmen.  Freilich 
tritt  auch  Grimm  ^)  dafür  ein,  um  ^die  feierliche  Benennung 
des  den  Männern  vorbehaltenen,  den  Weibern  entzogenen  ange- 
stammten Erblandes"  in  den  ältesten  Text  hineinzuretten.  Un- 
möglich kann  dieser  Wunsch  jedoch  als  hinreichende  Begründung  er- 
scheinen, zumal  der  gänzliche  Ausschluss  der  Weiber  sich  aus 
den  wirthschaftlichen  Verhältnissen  erklärt,  wie  sie  vor  der 
chlodwigischen  Eroberung  Galliens  unter  den  Franken  bestan- 
den. Diese  Betrachtung  wird  auch  die  andere  Ansicht^),  nach 
welcher  die  Weiber  bei  der  Landerbfolge  den  Männern  nur  in 
bestimmtem  Masse  nachgestanden,  in  ihrer  Unrichtigkeit  darthun. 
Das  Erbrecht  setzt  nothwendig  Individualeigenthum  vor- 
aus, Erbrecht  an  Liegenschaften  Individualeigenthum  an  diesen. 
Innere  Gründe  und  historische  Ueberlieferung  bringen  aber  den 
unumstösslichen  Beweis,  dass  sich  das  letztere  bei  weitem 
später  entwickelt  hat,  als  das  Induvidualeigenthum  an  Mobilien. 
Die  Angehörigen  einer  deutschen  Familie  zu  Oaesar's  Zeit, 
denen  meist  nur  Viehzucht  und  Jagd  als  Erwerb  dienten, 
hatten  Sondereigenthum  an  ihren  Hausthieren  und  dem  erlegten 
Wild,  dem  Jagdgeräth  und  den  Kleidungsstücken;  der  geringe 
Ackerbau,  der  daneben  betrieben  wurde,  konnte  nicht  Grund- 
lage eines  Privateigenthums  am  Boden  werden,  da  der  einzelne 
das  Land  zum  Nutzen  seiner  Gentilverbindung  bebaute,  und 
das  jährliche  Wechseln  der  Ackerlose  die  Sesshaftigkeit,  eine 
nothwendige  Voraussetzung  individualen  Gnmdbesitzes,  unmög- 
lich machte^.  Letztere  Gewohnheit  bestand  auch  noch  als 
Tacitus  seine  Germania  verfasste*).  Bedeutende  Veränderungen 
traten  in  den  folgenden  Jahrhunderten  ein.  Die  Salier  des 
Pactus  sitzen  bereits  auf  bleibenden  Hofstätten ,  von  denen  aus 
ein  geregelter  Ackerbau  betrieben  wird;  aber  unzweideutige 
Spuren  sind  auch  jetzt  noch  davon  vorhanden,  dass  trotzdem 
die  Idee  eines  Individualeigenthums  des  Bauern  an  dem  von 


*)  Grimm  Vorrede  p.  83. 

•)  Laboulaye  Hist.  p.  417.    Zimmerle  p.  26.5.    Tbadichnm  p.  187,  der 
freilich  die  L.  Sal.  fälschlich  erst  nach  dem  Edict.  Hilp.  entstanden  »ein  lässt. 
«)  Caeg.  de  bell.  Gall.  VI,  21  §  3.  22  §§  1,  2. 
*)  Tac.  Germ.  cp.  26. 
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ihm  bearbeiteten  Stflcke  Land  noch  keine  sehr  tiefen  Wurzeln 
geschlagen. 

Als  die  Germanen  sich  in  dauernden  Wohnsitzen  anzu- 
siedeln entschlossen,  erfolgten  solche  Niederlassungen  nicht  von 
einzelnen,  sondern  von  jenen  Verbindungen  oder  Geschlechtern, 
welche  schon  vorher  durch  natürliche  oder  fiktive  Verwandt- 
schaft und  durch  die  gemeinsame  Betreibung  des  nur  sporadischen 
Ackerbaues  geistig  und  wirthschaftlich  verbunden  waren  ^).  Der 
ganze  Stamm  occupirte  eine  Feldmark,  deren  einzelne  Theile, 
sortes,  er  zunächst  durch  jährliche  Verlosung  den  einzelnen 
Familienhäuptem  zur  Bebauung  überwies,  während  das  Eigen- 
thum  daran  dem  Geschlecht,  der  genealogia^),  verblieb.  Zwei 
Umstände  trugen  zur  Erschütterung  dieser  Verhältnisse  bei: 
die  jährlichen  Verlosungen,  die  bei  ständigem  Wechsel  der 
ganzen  zu  bebauenden  Ackerfläche  eine  Nothwendigkeit  gewesen, 
mussten  jetzt,  wo  die  Fläche  selbst  ungeändert  blieb,  über- 
flüssig, ja  schädlich  erscheinen,  da  sie  dem  einzelnen  die  Lust 
nehmen  mochten,  dauernde  Verbesserungen  an  dem  ihm  zuge- 
fallenen Theile  vorzunehmen,  den  er  in  einem  Jahre  mit  einem 
anderen,  vielleicht  neue  Schwierigkeiten  bietenden  vertauschen 
musste;  und  der  Begriff  der  Gentilität,  der  die  eigentlichste 
Stütze  des  Gesdilechtseigenthums  an  Grund  und  Boden  gewesen, 
musste  zu  dem  der  Dorfgemeinschaft  herabsinken,  als  im  Lauf 
der  Jahrhunderte  manche  Familien  ausstarben,  an  deren  Stelle 
neue  Ankömmlinge  rückten,  die  in  keiner  gentilicischen  Ver- 
bindung mit  den  Bewohnern  der  Mark,  deren  vicini  sie  ge- 
worden, standen');  andere  Familien  sich  soweit  ausdehnten, 
dass  der  Begriff  der  Geschlechtsgemeinsamkeit  an  Festigkeit 


>)  Grimm  R.  A.  p.  494.  v.  Maurer  D.  V.  p.  1  ff.  v.  Sybel  p.  37.  Gierke 
G.  R.  p.  60. 

V.  Sybel  geht  freilich  zu  weit ,  wenn  er  (in  Schmidts  Z.  S.  f.  Geschichts- 
wissenschaft m.  p.  325)  das  Heimfallsrecht  der  vicini,  das  nur  noch  eine 
verstärkte  Marklosung  war,  auf  den  damals  angeblich  noch  vorhandenen 
Einfluss  der  Gentilität  zurückfuhrt,  um  den  gentes,  auf  denen  nach  seiner 
Meinung  der  altdeutsche  Staat  ruht,  eine  Existenz  bis  in  die  historischen 
Zeiten  hinein  zu  retten. 

>)  L.  Alem.  tit.  84. 

')  Der  tit.  de  migrantibus  in  der  L.  Sal.  spricht  von  solchen  Ankömm- 
lingen, deren  Aufnahme  in  den  Dorfverband  die  Zustimmung  der  B&mmtlichen 
Gemeindegenossen  voraussetzt 
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verlor.  So  bildete  sich  denn  zunächst  die  Sitte  heraus,  die 
Zutheilung  des  Ackerlandes  auf  Lebenszeit  vorzunehmen,  und 
erst  beim  Tode  eines  Familienhauptes  kam  die  Dorfgemein- 
schaft wieder  in  die  I^age  über  die  leer  gewordene  sors  zu 
verfügen  *).  Naturgemäss  wird  sie  meist  den  Söhnen  des  Ver- 
storbenen zugewiesen  worden  sein,  die,  durch  den  Tod  des 
Vaters  selbstständig,  Anspruch  auf  einen  (Grundbesitz  machen 
konnten,  an  dessen  Innehabnng  zwar  kaum  politische  Rechte 
und  Pflichten  geknüpft  waren,  der  aber  ihre  Stellung  in  der 
Gemeinde  bedeutend  sicherte,  sie  namentlich  der  Nahrungssorgen 
überhob,  wie  sie  den  freien,  aber  landlosen  Mann  veranlassen 
mochten,  sich  in  die  Hörigkeit  zu  begeben^).  Von  hier  aus 
war  es  nur  noch  ein  letzter  Schritt  zu  dem  Verhältniss,  das 
uns  in  Pactus  begegnet.  Hier  haben  die  Söhne  eine  feste  An- 
wartschaft auf  das  Land  ihres  Vaters,  die  sich  im  Momente 
seines  Todes  realisirt.  Die  „terra^  ist  zum  Bestandtheil  der 
väterlichen  hereditas  geworden,  hat  aber  ihren  ursprünglichen 
Charakter  insoweit  bewahrt,  als  sie  nur  auf  solche  übergeht, 
denen  sie  früher  als  sors  zufallen  konnte,  d.  h.  Söhnen  des 
Erblassers,  ^qui  fratres  fiierint**  vom  Standpunkt  der  „mulier,  ** 
welche  §  5  von  der  Landerbfolge  ausschliesst.  Sind  solche 
Nachkommen  nicht  vorhanden,  so  erfolgt  consequenterweise  der 
Heimfall  nicht  an  die  Töchter,  sondern  an  die  Dorfgemeinde, 
die  eine  neue  Verlosung  vorzunehmen  hat^).  Die  Existenz 
dieses  Erbrechts  der  vicini  ist  in  der  sichersten  Weise  durch 
das  Edikt  Chilperich's  vom  Jahre  574  verbürgt,  in  welchem 
seine  theilweise  Aufhebung  angeordnet  wird. 

Mit  der  Eroberung  Galliens  trat  in  den  Grundbesitzver- 
hältnissen eine  Aenderung  ein.  Zwar  ist  die  ältere  Meinung, 
nach  welcher  die  Franken  Landauftheilungen  vorgenommen 
hätten,  von  Roth  gründlich  widerlegt*).  Aber  die  neuen  fränki- 
schen Ansiedlungen,  die  in  den  Wüsteneien  Galliens  erfolgten, 


^)  y.  Maurer  D.  V.  p.  325.  Id.  Einleitoug  §  5. 

*)  Guizot  p.  191.  Heasler  II.  p.  8.  v.  Inama-Stemegg  U)l,  im  ff. 

»)  Thudicbnm  p.  184.  Gierke  G.  R.  p.  77.  Id.  Z.  «.  p.  430  ft*.  Scheirer 
in  Z.  S.  f.  R.  G.  Xni.  p.  282  ff.  Schröder  Z.  S.  p.  58  ff.  Id.  R.  G.  p.  201. 
Stobbe  p.  88.  Heusler  IL  p.  574. 

*)  Heineccias  L  p.  378,  535  ff.  Guisot  p.  93  ff.  Gans  lY.  p.  62.  La- 
bovlaye  Eist  p.  251.    Dagegen  Roth  p.  68  ff. 
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konnten  sich  dem  Einfluss  ihrer  römischen  Umgebung,  welcher 
eine  derartige  Zurücksetzung  der  Weiber  im  Grundbesitz  yöUig 
fremd  war,  auf  die  Dauer  nicht  entziehen^);  andrerseits  wurde 
das  früher  fast  ganz  allein  herrschende  Vicinalsystem')  durch 
das  Aufkommen  von  Einzelgrundherrschaften  gesprengt,  die  auf 
ehemaligen  Fiskalgfitem  entstanden,  mit  welchen  die  königliche 
MuniAcenz  bewährte  Diener  auszustatten  pflegte. 

Schon  eine  Urkunde^)  vom  Jahre  ö20  lä^t  die  Königstochter 
Theodechildis  ein  Kloster  mit  Ländereien  dotiren, 

quas  a  progenitoribus  nostris  in  hereditate  nobis  successit; 
und  wenn  auch  dies  Diplom,  wie  Pardessus'  Ausführungen  be- 
weisen, sicherlich  unecht  ist,  so  lassen  sich  andere  Fälle  von 
Weibern  mit  Grundbesitz,  die  Gregor  von  Tours  mittheilt, 
nicht  von  der  Hand  weisen. 

Bei  Aufzählung  seiner  Vorgänger  in  der  bischöflichen 
Würde  erwähnt  er  als  vierzehnten  Bischof,  etwa  um  525*): 

Francilio  ex  senatoribus .  .  civis  Pictavus  habens  coniugem 
Ciaram  nomine,  sed  filios  non  habens.    Fueruntque  ambo 

divites  valde  in  agris. 

Möglich  wäre  zwar,  dass  wir  es  hier  mit  Römern  zu  thun 
hätten,  worauf  die  Bezeichnung  ex  senatoribus  und  die  roma- 
nischen Namen  Frandlio  und  Clara  zu  deuten  scheinen. 

Unzweifelhaft  um  Franken  handelt  es  sich  aber  bei  folgender 
Notiz: 

Beretrudis-  .  .  moriens  flliam  snm  heredem  instituit, 
wodurch  die  Tochter  in  Besitz  einer 

Villa  .  ,  qui  infi'a  Pectavum  tenoinum  erat, 
gelangte*). 

Fränkischen  Frauen,  nämlich  der  Ingitrudis  nebst  ihren 
drei  Enkeln  nnd  ihrer  Tochter  Berthegundis,  spricht  König 
Childebert  um's  Jahr  591  die  Hinterlassenschaft  des  Berthe- 


1)  V.  Sybel  p.  436. 

')  Dass  neben  dem  Doifsystem  immer  schon  FiUle  von  Einzelhofwirth- 
schaft  vorkamen,  hauptsächlich,  aber  nicht  ausschliesslich,  im  Gebirgsland, 
hat  V.  Inama-Steniegg  durch  sein  „Hofsystem''  erwiesen. 

»)  Br6q.-Pard.  I.  Nr.  177. 

*)  Greg.  Tur.  Eist.  Franc.  X,  31. 

*)  Greg.  Tut.  1.  c.  IX,  36. 
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chramnus    zu^).     Nach    der    Ingitrudis    Tode    bestimmt    dann 
Childebert  im  folgenden  Jahre, 

oblitns  indicii,  qnod  matri  eins  fecerat, 
auf  ein  Gesuch  der  Berthegundis, 

ut  res   omnes,  quas  mater  vel  pater  eins  habuerant,  suo 
dominio  subingaret, 
eine  Anordnung,  welche  Berthegundis  in  der  rücksichtslosesten 
Weise  zur  Ausfühi-ung  bringt^). 

Endlich  nennt  uns  eine  andere  echte  Urkunde*)  ein  Weib 
in  Besitz  der  Liegenschaften  ihres  Sohnes: 

qnod  filius  suus  .  .  quondam  moriens  dereliquit,  et  ad  ip- 
sam  legibus  obvenit. 

Das  sind  alles  Anzeichen,  dass  der  früher  streng  geltende 
Satz  vom  Ausscliluss  der  Weiber  „ab  omni  terra"  bedeutende 
Durchlöcherungen  erfuhr. 

Eine  gesetzliche  Sanktionirung  dieser  Entwickelung  bildet 
das  Edictum  Hilperici  regis  vom  Jahre  574,  dessen  §  3  folgendes 
bestimmt: 

.  .  si  cumque  vicinos  habens  aut  filios  aut  filias  post  obi- 
tum  suum  superstitntus  fiierit,  quamdiu  fllii  advixerint 
terra  habeant,  sicut  et  lex  Salica  habet.  Et  si  subito 
ölii  defuncti  fuerint,  filia  dmili  modo  accipiat  terras  ipsas, 
sicut  et  fllii,  si  vivi  fuissent,  aut  habuissent.  Et  si  mo- 
ritur,  frater  alter  superstiturus  fuerit,  frater  terras  acci- 
piat, non  vicini.  Et  subito  frater  moriens,  frater  nou 
derelinquerit  superstitem,  tunc  soror  ad  terra  ipsa  acce- 
dat  possidenda  det  illi  vero  et  convenit  singula  de  terras 
istas  qui  si  adveniunt,  ut  leodis  qui  patri  nostro  fuerunt 
consnaetudinem  quam  habuerunt  de  hac  re  intra  se  debe- 
ant  (sc.  conservare). 

Auch  hier  lassen  sich  zwei  Theile  sondern,  ein  verständ- 
licher, der  bis  an  das  Wort  „possidenda"  reicht,  und  die  darauf 
folgenden  Zeilen,  die  freilich  räthselhaft  genug  formulirt  sind. 
Der  Anfang  rekapitulirt  eine  Bestimmung  der  L.  Sal.,  wo- 
mit, wie  V.  Sybel  früher  annahm*),  allerdings  eine  ungeschrie- 

')  Greg.  Tur.  l.  c.  IX,  33. 
«)  Greg.  Tur.  1.  c.  X,  12. 
»)  Brfeq.-Pard.  I.  Nr.  179. 

*)  V.  Sybel  1.  Aufl.  p.  25.  In  der  2.  Aufl.  p.  47  ist  er  von  dieser  An- 
sicht zurückgekommen. 
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bene  Ewa  Salionim  gemeint  sein  könne.  Zu  dieser  Annahme 
liegt  jedoch  kein  Grund  vor.  Denn  das  Edictum  bestimmt  zu- 
nächst dasselbe,  was  sich  uns  eben  als  Inhalt  des  §  5  ergeben 
hat,  nämlich  das  Erbrecht  der  Söhne  am  Lande  eines  mit 
Hinterlassung  von  Kindern  beiderlei  Geschlechts  verstorbenen 
Vaters,  der  in  einer  Dorfgemeinschfrft  wohnte.  Neues  geben 
die  folgenden  Zeilen:  danach  wird  der  Tochter  am  Grundeigen- 
thum  ihres  Vaters,  von  dem  keine  Söhne  vorhanden  sind,  das 
gleiche  Erbrecht  eingeräumt,  wie  es  ihren  Brüdern  zugestanden 
hätte.  Die  gleiche  Berechtigung  wird  dann,  wenn  der  Erblasser 
ganz  kinderlos  gestorben,  seinem  Bruder  und,  beim  Fehlen  auch 
dieses,  seiner  Schwester  eingeräumt,  mit  der  ausdrficklichen 
Hinzufügung,  dass  in  allen  diesen  Fällen  das  frühere  Heim- 
fallsrecht der  Gemeinde  ausgeschlossen  sei  (non  vicini)^). 

Freilich  lassen  auch  diese  Bestimmungen  hinlänglichen 
Raum  für  Zweifel.  Namentlich  bleibt  ungewiss,  ob  das  Tochter- 
oder Schwestererbrecht  nur  dann  eintreten  sollte,  wenn  vorher 
der  eigentlich  zur  Succession  bestimmte  Sohn  oder  Binider  ge- 
storben war,  das  Weib  also  ein  Landgut  erhielt,  auf  dessen 
Heimfall  die  Gemeinde  wegen  der  vorhanden  gewesenen  Exi- 
stenz eines  erbberechtigten  Sohnes  gar  nicht  mehr  gezählt 
hatte,  eine  Annahme,  für  welche  die  Worte  des  Gesetzes  zu 
sprechen  scheinen  —  oder  ob  auch  eine  einzige  Tochter  oder 
Schwester  den  Grundbesitz  erwerben  konnte. 

Auch  die  Decretio  Childebert's  n  von  596,  die  den  verun- 
glückten Versuch  machte,  das  Repräsentationsrecht  bei  den 
Franken  einzuführen,  kennt  dieses  Weibererbrecht  in  Grundbesitz : 
.  .  convenit,  ut  nepotes  ex  filio  vel  ex  filia  ad  aviaticas 
res  cum  avimculos  vel  amitas  sie  venirent,  tamquam  si 
pater  aut  mater  vivi  fuissent. 

Dies  Erbrecht  ist  auch  hier  nur  subsidiär,  beim  Fehlen  von 
Brüdern,  vorhanden,  da  es  ausdrücklich  heisst,  die  Enkel  sollten 


»)  V.  Sybel  p.  47—49.  Waitz  V.  G.  I.  p.  135.  v.  Inama-Sternegg  p.  56  ff. 
Rosiu  p.  25  ff.  GlasBon  p.  603  ff.  Abweichend  dayon  will  Zoepfl  m.  p.  221  ff. 
unter  ^vicini''  die  „prozimos  heredes^  yerstehen.  Aber  Waitz,  der  in  der 
1.  Anfl.  seiner  V.  G.  I.  p.  272  dasselbe  angenommen,  weist  im  A.  R.  p.  130 
darauf  bin,  dass  man  ,die  nächsten  Erben^  doch  nicht  „den  Brttdem",  die 
ja  selbst  unter  diesen  Begaff  fielen,  entgegen  steUen  kOnne. 
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entweder  „cumavunculis"  oder  ^cum  amitis^  erben,  dagegen  nicht 
„cum  avunculis  et  amitis". 

Nicht  so  leicht  ist  die  Erklärung  des  zweiten  Theiles  des 
Edikts,  über  den  die  verschiedensten  Meinungen  aufgestellt  sind. 

Nach  RothM,  der  die  Worte  ^qui  patri  nostro  fuerunt'* 
auf  ^consuetudo"  bezieht,  soll  eine  Gewohnheit,  wie  sie  unter 
Chlothar  I  bestand,  von  denjenigen  Unterthanen,  welche  aus 
ihren  früheren  Sitzen  nach  Gallien  einwanderten  (leodes,  si 
qui  adveniunt),  in  Bezug  auf  Ländereien  beobachtet  werden 
(de  terras  istas). 

Lässt  sich  schon  sprachlich,  obwohl  es  sich  um  merovin- 
gisches  Latein  handelt,  mancherlei  gegen  diese  Erklärung  ein- 
wenden, so  ist  sie  sachlich  nicht  minder  bedenklich. 

Dass  „leodis^  Unterthan  bedeuten  kann,  ist  freilich  un- 
zweifelhaft; dass  es  hier  aber  dafür  gebraucht  sei,  folgert 
Roth  wohl  zu  leicht  aus  der  nicht  minder  zweifelhaften  Annahme, 
dass  der  vorhergehende  §  2  eine  allgemeine  Anordnung  über 
den  reipus  treffe,  während  viel  wahrscheinlicher  von  „res** 
Besitzungen  der  Leudes  die  Rede  ist*).  Endlich  muss  jene 
Gewohnheit  unser  Staunen  erregen,  welche  alle  sonst  vertretenen 
Ansichten  von  salischem  Erbrecht  über  den  Haufen  wirft. 
Nach  Roth  hätten  die  Vicinen  in  den  neu  erworbenen  Territo- 
rien die  Prätension  erhoben,  die  Descendenten  von  der  Erbfolge 
auszuschliessen ;  zur  Aufhebung  dieser  Ansprüche  sei  der  erste 
Theil  des  §  3  bestimmt,  während  der  zweite  diejenigen  Unter- 
thanen ,  die  sich  erst  neu  niederliessen ,  die  Anspiüche  der  Vi- 
cinen erst  gar  nicht  aufkommen  lassen,  sondern  nach  dem  alten 
Saliergesetz,  d.  h.  mit  unbeschränkter  Vererbung  leben  heisse. 

Allein  Roth  verkennt  hier  offenbar  die  Entwickelung, 
welche  zum  Privateigenthum  an  Grund  und  Boden  führte. 
Was  er  Erbprätensionen  der  Vicinen  nennt,  die  sich  erst  nach 
Fixirung  des  salischen  Volksrechts  gebildet,  das  sind  vielmehr 
die  Ueberbleibsel  jener  Epoche,  in  welcher  noch  das  Sammt- 
eigenthum  des  Geschlechtes  anerkannt  war. 

Die  Erklärung  v.  Amira's'),  der  den  Worten  des  Edikts 
die  Bestätigung  einer  unter  den  alten  Einwohnern  herrschenden 

»)  Roth  p.  285  ff. 

«)  Waitz  V.  ü.  n.  1,  p.  348  ff 

•)  y.  Amira  p.  16. 
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Sitte,  das  Land  neu  zugezogener  Ansiedler  bei  deren  kinder- 
losem Vei-sterben  einzuziehen,  entnimmt,  entbehrt  jeden  Anhalts, 
da  gar  nicht  zu  ersehen  ist,  das  von  advenae  „sine  filiis''  die 
Rede  ist. 

Ganz  unwahrscheinlich  ist  auch  der  Versuch  Kem's*),  der 
die  räthselhaften  Worte  „det  illi"  in  „de  tilli",  gleich  dem  frie- 
sischen tilatlie  ~  aquisition,  conquestum,  verändert  und  nun  fol- 
gendermassen  übersetzt: 

„But  as  regards  acquisition  it  has  been  agreed  upon  that, 
with  respect  to  every  Single  piece  of  such  land,  the  descendants 
shall  maintain  among  them,  in  this  respect,  the  same  custom 
with  the  free  subjects  who  lived  under  my  father  observed.** 

Danach  sollte  also  das  alte  Einziehungsrecht  der  Gemeinde, 
welches  für  das,  ursprünglich  in  ihrem  Sammtbesitz  befind- 
lich gewesene  Land  im  vorhergehenden  Satz  aufgehoben  war, 
von  jetzt  ab  Anwendung  finden  auf  Neurodungen,  an  denen 
den  vicini  niemals  auch  nur  die  Spur  eines  Eigenthumes  zuge- 
standen, wenn  sie  nicht  auf  ihrem  Gebiete  stattgehabt  — 
eine  Annalime,  deren  Unmöglichkeit  auf  der  Hand  liegt. 

Zu  einem  befriedigenderen  Ergebniss  führt  die  zuerst  von 
Zoepfl  in  arger  Uebertreibung  aufgestellte,  jetzt  von  Gierke 
und  Scherrer  auf  ihr  richtiges  Maass  zurückgeführte  Ansicht^), 
die  freilich,  wie  Waitz  bemerkt^),  noch  immer  hypothetisch 
bleibt,  aber  doch  geeignet  ist,  die  spätere  lehnrechtliche  Ent- 
Wickelung  zu  erklären.  Der  Text  rauss  sich  dabei  allerdings 
eine  kleine  Aenderung  gefallen  lassen,  die  aber,  wenn  man  be- 
denkt, dass  es  sich  um  eine  Urkunde  des  6.  Jahrhunderts 
handelt,  durchaus  unschuldiger  Art  ist.  Statt  „qui  si  adveniunt^ 
ist  mit  Umstellung  und  Beziehung  auf  terra  „si  qnae  adveni- 
unt*'  zu  lesen  =  „wenn  solche  Ländereien  in  Erbfall  kommen^, 
wofür  sich  ein  Analogen  in  L.  Sal.  tit.  de  reipus  44.  §  4  findet. 
So  viel  ist  klar,  dass  im  Gegensatz  zum  ersten  Theil,  welcher 
das  Erbrecht  von  Leuten  im  Markverbande  neu  regelt,  der 
Schlusssatz  den  „leodis,  qui  patri  nostro  fuerunt^,  die  Beibe- 
haltung alter  Gewohnheiten,  ebenfalls  in  Bezug  auf  Ländereien, 


1)  bei  Hesseis  L.  Sal.  p.  409  Note. 

>)  Zoepfl  III.  p.  223.  Id.  Ewa  p.  64.  Gierke  p.  460  ff.  Scherrer  1.  c.  p. 
284  ff.    Nenestens  auch  Glasson  p.  603  ff.  und  Schröder  p.  208.  Anm.  81.  i.  f. 
»)  Waitz  V.  G.  I.  p.  64  Amn.  1. 
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anempfieUt.  Auch  hier  handelt  es  sich  also  um  Landbesitzer, 
die,  weil  sie  im  Gegensatz  zu  den  „vicinos  habentes^  gedacht 
sind,  Grundbesitzer  sein  müssen,  die  in  keinem  Markverbande 
leben.  Dergleichen  gab  es  nun  auf  den  Fiskalgütem  seit  der 
Eroberung  Galliens,  die,  von  grossen  Einzelhöfen  aus  wirth- 
schaftend,  allzu  ausgedehnten  Besitz  hatten,  um  sich  in  das 
System  der  Dorfgemeinschaft  einzureihen.  Der  Ausdruck  des 
Edikts  „Leudes  meines  Vaters**  widerspricht  der  Annahme 
nicht,  dass  wir  es  hier  mit  solchen  Gütern  zu  thun  haben. 
Denn  schon  sehr  früh  pflegten  die  fränkischen  Könige  getreue 
Dimer  mit  Ländereien  ^)  zu  belohnen,  deren  Inhaber  damit  zwar 
nicht  zu  einer  besonderen  Aristokratie  wurden,  sondern  im 
Unterthanenverbande  blieben,  aber  faktisch  eine  privilegirte 
Stellung  einnahmen,  weil  sie  zur  engsten  Umgebung  des  Königs 
gehörten.  Die  Dienste,  für  welche  derartige  Belohnungen  er- 
theilt  wurden,  mussten  zu  jener  Zeit  vorwiegend  in  solchen 
kriegerischer  Art  bestehen.  Um  sich  deren  Fortsetzung  auch 
nach  dem  Tode  des  ersten  Schenknehmers,  dessen  Kinder  die 
Wohlthat  der  Schenkung  doch  weiter  zu  geniessen  pflegten^), 
zu  sichern,  erging  nun  dies  Edikt,  dass  den  Besitzern  ursprüng- 
lich fiskalischer  Grossgrundstücke  die  Beobachtung  des  alten 
salischen  Gesetzes  ohne  die  eben  erfolgte  Neuerung,  soweit  es 
natürlich  beim  Fehlen  des  Markverbandes  anwendbar  war,  an- 
befahl, also,  da  der  Heimfall  an  Weiber  danach  streng  ausge- 
schlossen war  (nulla  terra  in  muliere),  den  sexus  virilis,  von 
welchen  sich  neue  kriegerische  Dienste  erwarten  Hessen,  zum 
alleinigen  Landerben  machte^).  — 

Bevor  wir  indessen  die  weitere  Entwickelung  des  salischen 
Weibererbrechts  verfolgen,  empfiehlt  sich  die  Betrachtung  des 
ribnarischen  Rechts,    das  zeitlich  um  die  Wende  des  6.  und 


^)  Für  diese  Ländereien  braucht  Schroeder  p.  205  im  Anschluss  an  das 
angelsächsische  Recht  den  Namen  „Briefland",  weil  die  aUein  fttr  ihre  üeber- 
tragnng  znlfissige  Form  Königabriefe  gewesen  seien. 

*)  Nach  Bninner  L.  8.  p.  1196  waren  die  Krongutsschenknngen,  wenn 
bei  ihrer  Vergabung  keine  besonderen  Bestimmongen  getroffen  wurden,  ver- 
erblich, obwohl,  wie  er  p.  1186  ff.  nachweist,  ein  rechtlicher  Anspruch  des 
Sohns  auf  Nachfolge  in  den  Beneficialbesitz  des  Vaters  in  den  Zeiten  der 
Karolinger  nicht  bestand. 

*)  Ebenso  Branner  L.  S.  p.  1197. 
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7.  Jahrhunderts  entstanden,  und  in  den  Partieen,  in  welchen 
sich  das  Einbrecht  findet,  durchaus  von  der  L.  Sal.  abhängig, 
uns  einen  Zustand  schildert,  wie  er  zwischen  dem  Pactus  und 
den  jüngeren  Redaktionen  des  salischen  Rechts  liegt  ^).  Der 
Wortlaut  des  betreflfenden  Titels  ist  nach  Cod.  A.  der  folgende: 

LVL 

1.  Si  quis  absque  liberis  deftinctus  fuerit,  si  pater  materqui 
sabrectis  ftierint,  in  liereditate  succidant. 

2.  Si  pat^r  si  materque  non  fuerint,  inter  frater  et  soror  succidant. 

3.  Si  autem  nee  eos  habuerint.  soror  matris  patrisque  succe- 
dant.  Deinceps  usque  quinto  genuclo,  qui  proximus  fuerat, 
in  hereditatem  succedat. 

4.  Sed  cum  viriles  sexus  extederit,  femina  in  hereditate 
aviatica  non  succedat.  • 

Die  zwei  Theile,  welche  uns  an  der  entsprechenden  Stelle 
des  Pactus  begegneten,  treten  auch  hier  auseinander;  aber  ihr 
Inhalt  ist  ein  verschiedener.  Während  es  sich  dort  um  den 
Gegensatz  von  Mobiliar-  und  Landerbfolge  handelt,  ist  hier  die 
Succession  in  die  „hereditas  aviatica",  d.  h.  diejenigen  Ver- 
mögensobjecte,  welche  schon  in  einem  früheren  Erbfall  an  den 
Erblasser  gekommen  waren,  und  die  wesentlich  in  Ländereien 
bestanden  haben  müssen,  da  ihre  Erhaltung  durch  ganze  Gene- 
rationen vorausgesetzt  wird,  von  der  Succession  in  die  übrige 
Hinterlassenschaft,  unter  welcher  sich  neben  Mobilien  auch 
Gmnde^enthum  befinden  konnte,  das  durch  Kauf  oder  Neu- 
rodung erworben  war,  geschieden. 

In  diese  Hinterlassenschaft  erbt  die  Tochter  gleichbe- 
rechtigt mit  dem  Sohn;  die  dann  in  Betracht  kommende  Mutter 
hat  aber  ihr  Vorrecht  mit  dem  Vater  theilen  müssen,  ein 
weiteres  Verschwinden  der  mutterrechtlichen  Spuren,  das  auch 
im  salischen  Recht  der  Zwischenzeit,  dem  wachsenden  Einfluss 
des  Christenthnms  entsprechend,  Eingang  gefunden  haben  wird. 
Denn  sänunüiche  neueren  Redaktionen  der  L.  Sal.  halten  diesen 
Standpunkt  inne.  Die  bevorzugte  Stellung  der  beiden  Tanten 
hat  sich  erhalten  und  in  ihrer  Versteinerung  noch  in  die 
Emendata  fortgeschleppt.  Unter  den  folgenden  nach  Gradesnähe 
erbenden  Verwandten  wird  kein  Geschlecht  unterschieden. 


')  Sohm  in  Z.  8.  f.  R.  G.  Y.  p.  380  IL 
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Die  hereditas  aviatica  daffegen  ist  den  Weibern  ver- 
schlossen, so  lange  Verwandte  niÄnnlichen  Geschlechts  vorhan- 
den sind,  eine  Zurücksetzung,  deren  Begründung  an  die  oben 
gegebene  Darstellung  der  agrarischen  Verhältnisse  anknüpfen 
kann. 

Die  Zerstörung  des  Sippen-^)  und  Dorfverbandes,  dessen 
ursprüngliches  Bestehen  als  echtgermanische  Institution  auch 
bei  den  Ribuariern  angenommen  werden  muss,  war  jedenfalls 
auch  hier  schon  so  weit  gediehen,  dass  ein  Erbrecht  der  Männer 
anerkannt  war  an  jenem  Land,  das  den  Ahnen  ursprünglicli 
durch  Verlosung  zuertheilt  woi-den,  und  auf  das  der  Name 
„terra  aviatica"  vorzüglich  passte,  da  es  seit  grauer  Zeit  vom 
Vater  auf  den  Sohn  übergegangen.  Aber  während  bei  den 
Saliern  auch  nach  dem  Edikt  Chilperich's  noch  die  Möglich- 
keit bestand,  dass  derartige  Ländereien  ins  Eigenthnm  der 
Gemeinde  zurückfielen,  kann  dies  bei  den  Ribuariern  nie  mehr 
eintreten,  da  beim  Felden  des  Mannsstammes  die  weiblichen 
Verwandten  überhaupt,  nicht  bloss  Tochter  und  Schwester,  an 
dessen  Stelle  treten.  Doch  auch  in  dieser  Gestaltung  ist  die 
Idee  noch  nicht  ganz  erstorben,  dass  das  in  der  Dorfmark  be- 
legene Land  ursprünglich  einem  Familienhaupt  zur  Bebauung 
überwiesen  worden.  Das  zeigt  die  Bevorzugung  des  männlichen 
Geschlechts,  dessen  Angehörige  allein  als  Familienhäupter  hatten 
Land  erhalten  können. 

Die  erbrechtliche  Stellung  der  Weiber  hat  sich  also  bei 
den  Ribuariern  für  das  Land  in  der  Dorfmark  in  den  näheren 
Graden  gegenüber  dem  salischen  Recht  verschlechtert,»  gebessert 
in  den  entfernteren.  — 

Parallel  mit  dem  ribuarischen  entwickelte  sich  das  neuere 
salische  Erbrecht,  wie  es  uns  Codd.  5—10  und  Emendata  über- 
liefern. 

Während  die  ersten  Paragraphen  in  d«n  betreffenden 
Titeln  fast  wörtlich  denen  der  L.  Rib.  entsprechen,  ist  der 
weitere  Erbenkreis  nicht  auf  den  fünften  Grad  eingeschränkt, 
aber  durch  den  Zusatz  „qni  ex  patemo  genere  veniunt^  den 
Schwertmagen  vorbehalten,  unterscheidet  jedoch  unter  den 
letzteren  nicht  nach  dem  Geschlecht.    Anders  dagegen  lautet  §  6: 

^)  Auf  dessen  Anflockenmg  deutet  auch  det  Mangel  der  Verwandten- 
haftnng  für  das  Wergeid  bei  den  Bilniarifeni.    Bnmner  Z.  8.  p.  4IL 
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De  terra  vero  Salica  in  muliere  nuUa  pertinet  portio; 
sed  qui  fratres  fuerint,  et  ad  virile  sexii  tota  terra  per- 
tineat. 

Hier  taucht  der  bekannte  Ausdruck  „terra  Salica",  dem 
das  Gesetz  den  grössten  Theil  seines  Euhmes  verdankt,  und 
dessen  Name  und  Inhalt  schon  lange  Gegenstand  des  lebhafte- 
sten Streites  ist,  zum  ersten  Male  auf. 

Die  ältere  Meinung  *)  machte  daraus  diejenigen  Ländereien, 
welche  nach  der  Eroberung  Galliens  unter  die  fränkischen 
Krieger  vertheilt  worden  seien,  und  mit  denen,  bei  sonstiger 
Lastenfreiheit,  die  Verpflichtung  zum  Kriegsdienst  verbunden 
gewesen.  Allein  diese  Erklärung  fällt  mit  der  jetzt  allgemein 
angenommenen  Unmöglichkeit  ihrer  Unterlage^). 

Derselbe  Grund  entscheidet  für  die  Unrichtigkeit  von 
Heineccius'  Annahme'),  salisches  Land  sei  dasjenige,  welches 
die  Franken  sich  von  den  Galliern  etwa  nach  Art  der  burgun- 
dischen  sortes  geben  Hessen,  und  welches  Immunität  genoss, 
oder  wie  er  es  an  anderer  Stelle  bezeichnet:  „haec  inter  feudum 
et  alodium  veluti  media,  nee  ad  servitia  militaria  nee  ad  fidem 
clientelarem  possessores  obstringebat,  attamen  et  ipsa  a  bene- 
ficiis  principum  proficiscebantur,  et  ad  solos  masculos  trans- 
mittebantur",  wofür  sich  beim  Fehlen  des  Kriegsdienstes  gar 
kein  Grund  einsehen  lässt. 

Eine  richtige  Namenserklärung  geben  alle  diejenigen,  welche 
terra  Salica  als  Bezeichnung  der  Hufe  angeben,  die  von 
der  „sala",  dem  Herrenhause,  aus  bewirthschaftet  wird*).  Aber 
unmöglich  kann  unser  Gesetz  diesen  Grundbesitz  den  Weibern 
vorenthalten,  da  Urkunden  mit  dieser  Anordnung  in  Wider- 
spruch stehen,  in  welchen  Frauen  im  Besitz  von  Salland  sind, 
obwohl  ihnen  männliche  Verwandtschaft  nicht  fehlt  ^). 

Nicht  minder  unwahrscheinlich  ist  die  jetzt  vielfach  herr- 
schende Ansicht,  terra  Salica  bezeichne  gar  keine  besondere 


*)  Goizot  p.  93  fif.  Gaoa  IV.  p.  62.  Ginoulhiew  p.  173.  Du  Gange  s.  y.  terra. 

>)  cf.  p.  24.  Anm.  4. 

')  Hemeccius  I.  p.  351,  372,  561. 

*)  Eccard  L.  Sal.  tit.  62.  Anm.  1.)  bei  Bouquet  IV.  p.  156.  Montes- 
qoiea  p.  299.  y.  Maurer  Einleitung,  p.  17.  Waitz  V.  G.  II,  1.  p.  284. 
Glasson  p.  59.3. 

*)  Brfeq.-Pard.  U.  Nr.  479. 

Opet,  die  erbrechtliche  Stellung  der  Weiber.  8 
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Art  Land,  sondern  das  ganze  Grundeigenthuni,  das  von  sali- 
schen  Franken  besessen  werde  nnd  den  Zusatz  Salica  erhalten 
habe,  weil  das  Durcheinanderleben  von  Römern  und  Franken 
es  erforderlich  machte,  ausdrücklich  hervorzuheben,  „dass  die 
Bestimmungen  der  L.  Sal.  über  die  Erbfolge  nur  auf  den 
Grundbesitz  der  salischen  Franken,  nicht  in  territorialer  Gel- 
tung auf  die  Immobilien  schlechthin  Anwendung  finden  sollten^  ^). 

Allein  bei  dieser  Annahme  häufen  sich  die  Bedenken. 
Wäre  terra  Salica  thatsächlich  das  ganze  Grundeigenthum,  so 
hätten  ja  die  Weiber  in  dieser  Recension  das  kaum  den  Vici- 
nen  gegenüber  errungene  Erbrecht  jetzt  zu  Gunsten  der  aller- 
entfemtesten  männlichen  Verwandten  eingebüsst.  Denn  die 
Annahme,  die  Weiber  hätten  nur  gleichgradigen  Verwandten 
nachgestanden,  wird  durch  die  Worte: 

qui  fratres  fiierint  et  ad  virile  sexu 
aufs  nachdrücklichste  widerlegt.     Danach   kommt  das  salische 
Land   zunächst    an   die  Brüder   der   ausgeschlossenen  Weiber; 
wenn  aber  diese  nicht  vorhanden  sind,   an  den  ganzen  übrigen 
Mannsstamm.    Der  heroldische  Text,  der  den  Worten: 

sed  hoc  virilis  sexus  acquirit 
die  Erklärung  folgen  lässt: 

hoc  est,  filii  in  ipsa  hereditate  succedant 
ist  nicht  hinreichende  Autorität  genug,  um  die  Lesart  der 
sechs  übrigen  Codd.  nach  seinem  Wortlaut  zu  gestalten  und 
enthält  auch  gar  nicht  die  Bestimmung,  dass  an  Stelle  der 
ausfallenden  Söhne  die  Töchter  treten  sollen.  Ausserdem  wider- 
legen diesen  angeblichen  Ausschluss  der  Weiber  von  allem  Land- 
erwerb unzählige  Urkunden,  bei  denen  wir  doch  unmöglich  an- 
nehmen können,  dass  die  darin  erwähnten  Landbesitzerinnen 
immer  aller  männlichen  Verwandtschaft,  welcher  nach  dem  Ge- 
setz das  Grundeigenthum  zugestanden,  entbehrt  hätten  ^). 

Auch  Schröder's*)  Annahme,  die  Abschreiber  des  Gesetzes 


1)  Sohm  p.  46;  vorher  schon  Laboulaye  Eist.  p.  470  u.  Hub6  p.  XI, 
dessen  Text  anerdings  in  der  ersten  Hälfte  des  7.  Jahrhunderts  im  südwest- 
lichen Nenstrien,  einer  von  BOmem  durchsetzten  Gegend  entstanden  ist.  Der- 
selben Annahme  schliesst  sich  Bosin  p.  14  ff.  nnd  Gierke  Z.  S.  p.  452  an. 

•)  Br6q.-Pard.  I.  Nr.  192,  230,  241.  H.  Nr.  267,  361,  369,  394,  437,  449, 
491.    Addit.  Nr.  39,  46,  82. 

')  Schröder  p.  208.    Anm.  81. 
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hätten,  da  die  Bestimmungen  der  ursprünglichen  L.  Sal.  über 
die  Landerbfolge  nur  noch  auf  das  sogenannte  Briefland  gepasst 
hätten,  wo  der  Weiberaussclüuss  weiter  bestand,  die  Worte  „de 
terra"  in  „de  terra  Salica'*  umgewandelt,  scheint  nicht  zutref- 
fend. Denn  das  Gesetz  sollte  doch  nicht,  wie  aus  Schröder's  Be- 
hauptung zu  folgern  wäre,  das  Sonderrecht  der  vom  König  mit 
Geschenken  bedachten  Grossen,  sondern  das  in  der  breiten  Masse 
des  Volkes  geltende  Recht  darstellen. 

Diesen  vergeblichen  Versuchen  gegenüber  bleibt  noch  immer 
Wiarda's  Vermuthung,  der  zahlreiche  Gelehrte  beigetreten  sind*), 
am  wahrscheinlichsten,  dass  die  „terra  Salica"  sich  mit  der 
„terra  aviatia"  der  L.  Rib.  deckt,  der  Ausschluss  der  Weiber 
also  nur  am  Erbgut  statt  habe. 

Vortrefflich  stimmen  mit  dieser  Annahme  die  Formeln,  aus 
denen  sich  unzweifelhaft  ein  doppeltes  ergiebt,  nämlich  einmal, 
dass  Töchter  mit  Söhnen  zugleich  Ländereien  erbten,  andrer- 
seits aber  auch,  dass  dies  Erben  kein  gleichberechtigtes  war. 

Folgende  in  der  Anmerkung  gegebene  Formeln  sprechen 
für  die  erste  Behauptung^). 

»)  Wiarda  p.  252,  254.  Danz  p.  300  if.  Eichhorn  I.  p.  272.  Pardessus  p. 
705  ff.  Lahoulaye  Rech.  p.  91.  v.  Sybel  p.  435.  Beseler  E.  V.  III.  p.  265  ff. 
Roth  p.  65.  Grimin  Vorrede,  p,  83.  Walter  §  581.  Schupfer  Arch.  giur.  p. 
20.  Zimmerle  p.  266.  v.  Ainira  p.  13.  Heusler  ü.  p.  575.  Gide  p.  339. 
T.  Inama-Steniegg  p.  104. 

Letzterer  widerspricht  sich  nicht,  wenn  er  im  H.  S.  p.  61  „terra 
salica*^  als  das  aus  der  Feldgemeinschaft  ausgeschiedene  Land  bezeichnet,  denn 
er  denkt  dabei  an  die  Bedeutung,  welche  das  Salland  in  den  dem  Alpengebiet 
angehörigen  Urkunden  hat.  In  diesen  ist  es  aber  zweifeUos  das  vom  Herren- 
hof, der  in  keinem  Dorfverband  stehenden  casa  dominica,  aus  bewirth- 
schaftete  Land. 

«)  Marc.  IL  10  (Roz.  Nr.  132). 

Epistola  cum  in  loco  filiorum  nepotes  instituentur  ab  avo.  Dul- 
cissimis  nepotibus  meis  illis  iUe.  Dum  et  peccatis  meis  facientibus 
genetrix  vestra,  filia  mea  illa,  quod  non  operaveram,  tempore  nature 
suae  completo,  ab  hac  luce  discessit,  ergo  vero  pensans  consanguini- 
tatis  causa,  dum  et  per  lege  cimi  ceteris  filiis  meis,  avunculis 
vestris  in  alode  meo  accidere  minime  potueratis,  ideo  per  hanc  episto- 
lam,  vos,  dulcissimi  uepotis  mei,  volo  nt  in  omni  alode  mea  post 
meum  discessum,  si  mihi  suprestis  fueritis,  hoc  est  tam  terris,  domi- 
bus,  acolabus,  mancipiis,  vineis,  silvis,  campis,  pratis,  pascuig,  aquis 
aquarumve  decursibus,  mobilibus  et  immobilibus,  peculium  utriusque 
sexas  maiore  vel  minore,    omnique  supellectile  domus,    in  quod- 
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Aber  auch  dafür  fehlen  nicht  die  Beweise,  dass  dies  Erb- 
recht beider  Geschlechter  ein  ungleiches  war,  indem  den  Söhnen 
ein  Vorrecht  zustand  an  den  res  ex  alode  paterna  oder  paren- 
tum,  an  der  terra  paterna,  ein  Ausdruck,  welcher  der  terra 
aviatica  in  der  L.  Rib.  völlig  entspricht,  da  in  beiden  der  Be- 
griff eines  Eigen thums  enthalten  ist,  das  bereits  der  Erblasser 
durch  Erbgang  empfangen.  Dabei  ist  die  Wahl  der  Worte  „pa- 
terna" oder  „aviatica"  bedeutungslos.  Denn  dasselbe  Land  kann 
je  nach  dem  Standpunkt  des  Erben  oder  des  Erblassers  ein 
grossväterliches  oder  väterliches  genannt  werden. 

Die  Formeln  in  der  Anmerkung^)  werden  zum  Nachweise 
hinreichen. 


cunque  dici  potest,  qnicqnid  supradicta  genetrix  vestra,  si  mihi 
suprestis  fuisset,  de  alode  niea  recipere  poterat,  vos  contra  avnn- 
culos  vestros,  filios  meos  praefata  portione  recipere  facietis  .... 

Bignon  9  =  Lindenbr.  52  (Boz.  Nr.  170).     Ein  Vater  schenkt  seinem  Sohn 
maso  ad  commanendum  cum  casticia  superposita,   terris  arabilis  et 
mancipia  .  .  ut  qnamdiu  advivis,   tarn   tu  ipse  quam  hereditas  tua 
contra  tuos  germanos  et  gerroanas  quieto  ordine  .  .  valeas  possidere. 

Lindenbr.  55  =  Rocking.  I.  12  (Roz.  Nr.  133).    Grosselt^rn   beschliessen  su 
Gunsten  ihrer  Enkel: 

nt  in  ipso  proprietatis  iure,  in  quo  genitor  vester  legitime  succedere 
debuit,  post  nostrum  quoque  discessum  vos  aequalem  partem  contra 
avimcolos  vestros  vel  amitas  vestras  nee  non  contra  filios  nostros 
vel  filias  nostras,  sicut  pater  vester  accipere  debuit,  si  nobis  in 
hoc  seculo  superstis  fuisset,  ita  et  vos  post  eins  obitum  ad  integrum 
recipere  debeatis  .  . 
»)  Marc.  II.  12  (Boz.  Nr.  136). 

.  .  Diutuma  sed  impia  iuter  nos  consuetudo  tenetnr,  ut  de  terra 
paterna  sororis  cum  fratribus  portionem  non  habeant  .  . 

Merkel  25  (Boz.  Nr.  136  b.). 

Epistola  per   quam  soror  succedat  in  portione  cum  fratribus  .  .  . 

Dum  cognitum  est,   qualiter   secundum   legem  Salicam  in  portione 

•  paterna  cum  fratribus  tuis,  filiis  meis,  minime  potes  accedere  .  .  . 

Form.  sen.  49  (Boz.  Nr.  135). 

.  .  Omnibus  non  habetur  incognitumque ,  sicut  lex  Salica  contenit, 
de  res  meas,  quod  mihi  ex  alode  parentum  meorum  obvenit,  apnd 
germanos  tuos,  filios  meos  minime  in  hereditate  succidere  potebas. 
Propterea  mihi  prep«tuit  plenissima  et  integra  yoluntas  ut  hanc 
epistolam  heredetoria  in  te  fieri  et  adflrmare  rogavi,  ut  si  mihi 
subpraestitis  in  hunc  seculo  apparneris,  in  omnes  res  meas  tam  ex 
alode  parentum  meorum  quam  ex  meum  contractnm  mihi  obyenit, 
in  pago  iilo  . .  in  omnes  res  meas  in  hereditate  apud  germanos  tuos, 
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Räthselhaft  bleibt  freilich  noch  immer  die  Bezeichnung  gerade 
dieses  Landes  mit  dem  Ausdruck  terra  „Salica''. 

Die  Erklärung  von  Waitz^),  welcher  ein  Missyerständniss 
vermuthet,  kliugt  nicht  unwahrscheinlich,  wenn  sie  auch  wenig 
Anhänger  gefunden  ^).  Danach  hätte  der  Schreiber,  der  im  alten 
Text  den  ihm  sonderbar  erscheinenden  Satz  fand,  dass  Weiber 
überhaupt  kein  Land  erben  sollten,  während  zu  seiner  Zeit  nur 
Ausschluss  derselben  vom  Stammgut  bestand,  um  dies  auszu- 
drücken, dem  Lande  das  Beiwort  „Salica^  hinzugefügt,  das  er 
in  irgend  einer  Verbindung  mit  der  L.  Sal.  denken  mochte. 
Freilich  müssten  sich  von  vorne  herein  alle  die  gegen  diese 
Annahme  erklären,  welche,  wie  nochZoepfl^),  wenigstens  die  Emen- 
data  für  einen  officiellen  Text  halten,  was  aber,  seit  Grimm ^) 
alle  Gründe  dagegen  scharf  foimnlirt  hat,  kaum  noch  als  herr- 
schende Ansicht  gelten  kann*). 

Vielleicht  hat  der  Name  einen  anderen  Ursprung.  Wahr- 
scheinlich hiessen  „terrae  Salicae'*  diejenigen  Ländereien,  welche 
früher  die  salische  Dorfgemeinschaft,  die  „villa  Salica'',  besessen, 
deren  einzelne  Bestandtheile  an  die  „homines  Salici,''  als  selbst- 
ständige Familienhäupter  Salier  xar  e^oxrjv  genannt,  zur  Bebau- 
ung gegeben  wurden,  und  die,  zu  Privatbesitz  geworden,  den 
Namen  „terra  Salica"  beibehielten*). 

Der  eben  geschilderte  Zustand,  wonach  die  Weiber,  sonst 
vollkommen  gleichgestellt,  im  alode  pai*entum  dem  ganzen  sexus 
virilis  nachstanden ,  dürfte  von  keiner .  langen  Dauer  gewesen 
sein.  Es  musste  auch  allzu  sonderbar  erscheinen,  dass  ein  Vor- 
zug, dessen  Bestehen  selbst  den  Brüdern  gegenüber  als  „impia 
consuetudo**  ^  erschien,    auf  sämmtliche  Verwandte  männlichen 


filios  meos  saccedas,  et  equalentio  inter  vos  exinde  dividere  vel  ex- 
sequare  facialis  .  . 

»)  Waitz  A.  R.  p.  121. 

«)  Thudichum  p.  188. 

*)  Zoepfl  I.  p.  29.    Id.  Ewa.  p.  95. 

*)  Grimm  Vorrede,  p.  84. 

')  Auf  diesem  Standponkt  Pertile  im  Archivio  ginridico  IL  p.  23.  Bo- 
retioB  p.  18. 

")  Nach  Zimmerie  p.  29  ist  terra  Salica  Grundbesitz  des  freien  Saliers. 
Gerade  dies  Land  war  aber  ursprangiiches  Eigenthum  der  yicini. 

»)  Marc,  n,  18. 
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Geschlechts  ausgedehnt  sein  sollte.  Ein'  direkter  Beweis  für 
seine  Derogimng  lässt  sich  zwar  aus  den  Quellen  nicht  erbringen. 
Allein  der  Umstand,  dass  die  Fonnelsammluiigen  es  erst 
gar  nicht  für  nöthig  halten,  Schemata  für  den  Fall  zu  bringen, 
wo  eine  Tochter  allein  zurückbleibt,  der,  wenn  das  Gesetz  noch 
immer  in  voller  Anwendung  gewesen,  der  Mannsstamm  die  here- 
ditas  patema  ohne  besondere  Verfügung  des  Vaters  entrissen 
hätte,  ist  Beweis  genug,  dass  diese  Bevorzugung  verschwand. 
Ohne  diese  Annahme  lassen  sich  auch  die  vielen  Diplome  nicht 
erklären,  in  denen  Weiber  im  Besitz  des  alode  parentum  er- 
scheinen, wenn  man  nicht  immer  wieder  die  unwahrscheinliche 
Behauptung  aufstellt,  alle  diese  Frauen  hätten  gar  keine  ver- 
wandten Männer  besessen^).  Ja,  eine  Erzählung  aus  dem  Leben 
des  heiligen  Salvius^),  von  der  es  ungewiss  ist,  ob  sie  unter 
Karl  Martell  oder  Karl  dem  Grossen  spielt,  könnte  den  An- 
schein erwecken,  als  ob  selbst  den  Brüdern  gegenüber  die  Zu- 
rücksetzung einer  völligen  Gleichheit  Platz  gemacht  habe.  Ein 
Herzog  wird  hier  von  seinen  Schwestern  vor  dem  Könige  verklagt : 
misereri  dignare  nobis  .  .  ut  iubeas  fratrem  nostrum  reddere 
partem  hereditatis  nostrae,  quam  retinet  post  se  iniuste. 
Karl  räth  ihm  darauf: 

redde  hereditatem  sororibus  tuis  debitam ;  faciam  te  hono- 
ratum  valde  ex  fiscis  et  villis  nostris. 
Dieselbe  Gleichstellung  scheint  sich  aus  dem  Testiiment  der 
Burgundofara *)  zu  ergeben,  welche  632  einem  Kloster  schenkt 
portionem  meam  de  villa  Campellis  nomine,  quam  contra 
germanos  meos  in  parte  accepi  .  .  dono  .  .  de  villa  .  . 
Caraviacus  .  .  portionem  meam  ad  integrum  .  .  in  sub- 
urbio  quoque  Meldicae  civitatis  portionem  meam,  quem 
contra  gennanos  meos  per  legitimam  divisionem  ibidem 
Visa  sum  accepisse.  .  . 

Allein  aus  beiden  Stellen  ist  nicht  ersichtlich,  dass  es  sich 
um  Erbgut  handelt,  während  der  Güterverkehr  andererseits 
damals  schon  rege  genug  war  ^) ,  um  eine  so  grosse  Zahl  Villen , 


»)  Br6q.-Parcl.   II,   Nr.   394,   449,   491.    Addit.    Nr.  82.     Bouquet  III. 
p.  589. 

•)  Bouquet  III.  p.  647. 
»)  Brfeq.-Pard.  n,  Nr.  257. 
*)  Rotii  p.  77. 
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wie  sie  das  Testament  erwähnt,  als  conquestnin  zu  gleichen 
Theileu  auf  Söhne  und  Töchter  übergegangen  sein  zu  lassen. 
Entscheidend  ist  jedenfalls  Form.  Sen.  Nr.  49,  eine  Formel, 
welche  einer  Sammlung  angehört,  die  erst  im  Anfang  von  Karls 
des  Grossen  Regierung  entstanden  ist;  sie  setzt  die  Zurück- 
setzung der  Schwester  als  geltendes  Recht  voraus,  dessen  Um- 
gehung eine  „epistola  heredetoria'*  erfordert. 

Der  Begründung  entbehrt  dagegen  Schröder's^)  Ver- 
muthung,  es  hätte  vielleicht  eine  Theilung  der  Erbschaft  in 
der  Art  stattgefunden,  dass  den  Töchtern  der  ganze  Nachlass 
der  Mutter,  den  Söhnen  der  des  Vaters  zugefallen  sei,  was  er 
in  zwei  trierischen  Urkunden  ^)  zu  finden  glaubt.  In  der  ersten 
schenkt  Bertilindis,    die  Tochter  des  Wigibaldus,    dem  Kloster 

aliquid  de  rebus  meis, 
was  sie  dann  specialisirt  als  ein  Landgut, 

quod  mihi  mater  raea  Oadrada  hereditario  iure  legitime 
reliquit. 

In  einer  anderen  Urkunde  folgt  dann  Ansbaldus  dem  Bei- 
spiel der  Schwester,  schenkt  ebenfalls 

aliquid  de  rebus  meis, 
nämlich 

in  loco  Haessaos 
ein  Landgut, 

quod  mihi  genitor  mens  Wigibaldus  quondam  hereditorio 
iure  dereliquit. 

Wenn  die  Tochter  hier  Theile  der  mütterlichen  Hinter- 
lassenschaft schenkt,  so  ist  das  ganz  natürlich,  da  sie  diese, 
die  nicht  den  Charakter  des  Erbguts  trug,  zusammen  mit  dem 
Bruder  geerbt;  dass  die  Schenkung  des  Bruders  aus  dem  vä- 
terlichen Nachlass  erfolgt,  dürfte  dagegen  auf  Zufall  beruhen 
und  keineswegs  die  Annahme  ausschliessen ,  dass  auch  er  vom 
Muttervermögen  geerbt,  wie  es  in  manchen  Urkunden  der  Fall 
ist,  in  denen  Schröder  das  Nichtvorhandensein  von  Schwestern 
mit  grosser  ünwahrscheinlichkeit  behaupten  müsste.  *) 

Im  9.  Jahrhundert,   als  salisches  und  ribuarisches  Recht 


»)  Schröder  Gesch.  p.  122.  Anm.  9. 

«)  Hontheim  I.  Nr.  38,  34. 

»)  Br6q.-Pard.  I,  Nr.  230.    ü,  Nr.  257,  369,  437.    HontJieiin  I.  Nr.  38. 


40 

ihre  Unterschiede  immer  mehr  abschliffen  M,  mag  endlich  aucli 
der  letzte  Vorzug  des  Bruders  aufgegeben  worden,  erbrecht- 
liche Gleichstellung  der  Weiber  eingetreten  sein. 

Für  das  ribuarische  Volksrecht  liegt  uns  zwar  keine  zweite 
Redaktion  vor,  welche  Reformen  der  Erbfolge  bezeugt.  Es 
steht  uns  aber  ein  reiches  ürkundenmaterial  zu  Gebote,  das 
die  Fortentwickelung   des    Weibererbrechts   deutlich   erkennen 


Am  ersten  fiel  auch  hier  die  Berechtigung  des  sexus  vi- 
rilis  auf  das  altererbte  Land,  Schon  776  konnte  eine  Frau 
vineas  schenken, 

quas  pater  mens  iure  hereditario  mihi  moriens  dereliquit^); 
im  Jahre  786  die  Aebtissin  Hiltisnoot  ein  Kloster  stiften 

in  proprio  alode  meo^), 
814  Burkswind  einem  Kloster  zuwenden 

predium,  quod  mihi  ex  paterna  hereditate  pervenifj. 
Manche  Urkunden  aus  der  Zeit  Karls  des  Grossen  machen 
es  sogar  wahrscheinlich ,  das  auch  der  Vorzug  der  Brüder  schon 
in  Wegfair  gekommen  sei,  namentlich  die  folgende: 

Ego  Eufemia  .  .  dono  .  .  quidquid  mihi  parentes  mei  de- 
leriquemnt  .  .  .  omnia  et  ex  omnibus,  totum  et  ad  inte- 
grum, quidquid  in  iam  dicta  villa  de  germano  sororeque 
mea  accepi^). 

Ganz  deutlich  aufgehoben  erscheint  diese  Zurücksetzung 
der  Töchter  und  damit  der  Unterschied  von  alode  parentum 
und  conquestum  erbrechtlich  gleichgültig  in  einem  Diplom  vom 
22.  Oct.  anno  XI  Ludovici  imperatoris: 

Ego  .  .  Liuttuin  .  .  dono  .  .  rem  proprietatis  meae  in  pago 
Rinensi ,  in  villa  Barinsheim ,  quidquid  in  ea  videor  habere , 
sicut  mihi  ex  hereditario  iure  parentum  meorum  constare 
videtur,   seorsum  pariter  fratrum  et  sororum  mearum  di- 


^)  Bruimer  bespricht  , diese  uuläogbare,  aber  doch  nicht  zu  weit  gegan- 
gene Nivellirong  der  stammesrechtlicheu  Gegensätze''  in  seiner  R.  G.  p. 
254-259. 

*)  Dronke  Nr.  55. 

«)  Cod.  Laur.  dipl.  Nr.  13. 

*)  Dronke  Nr.  296. 

»)  Cod.  Laur.  dipl.  Nr.  182,  ähnüch  ibid.  Nr.  178.    Dronke  Nr.  400,  467. 
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Visa,   qaod  ego  singalariter  nsque  in  praesens  possedi  et 

tenui  ^)  .  . 

Dieses  Erben  der  Weiber  in's  patenuim,  auch  neben  Brüdern , 
beweist  ebenfalls  die  Schenkung  der  Rootgardis^)  vom  Jahre 
841,  die  sich  bezieht  auf 

rem   meam  tarn  de  paterno  vel  de  materno  vel  de  quo- 

übet  attracto, 
obwohl  es  einen  Bruder  der  Schenkerin,  Theodo,  gegeben  hatte. 
Neben  diesen  hauptsächlichsten  Zeugnissen  stehen  noch 
zahlreiche  Urkunden^),  nach  denen  Geschwister  verschiedenen 
(ireschlechts  im  gemeinsamen  Besitz  von  Ländereien  erscheinen, 
was  sonst  wegen  der  Häufigkeit  nur  gezwungen  aus  dem  müt- 
terlichen Nachlass  oder  conquestum  zu  erklären  wäre,  jetzt  da- 
gegen, wo  wir  die  schliessliche  Aufhebung  aller  Unterschiede 
im  Erbrecht,  die  im  Geschlecht  ihren  Grund  hatten,  consta- 
tiren  konnten,  alles  Auffallende  verliert. 


Als  drittes  reiht  sich  an  die  behandelten  fränkischen  Rechte 
das  chamavische,  dessen  ei-brechtliche  Bestimmungen  aber  einen 
wesentlich  anderen  Character  haben,  da  sie  nicht  das  Land- 
recht, sondern  das  Specialrecht  des  „homo  Francus**  im  Hama- 
lande  darstellen,  d.  h.  derjenigen  Freien,  die  sich  in  die  trustis 
des  Königs  begeben  hatten  und  zu  ihm  in  einem  ähnlichen, 
aber  noch  näheren  Verhältniss  standen,  als  dies  mit  den  leudes 
der  Fall  gewesen,  was  sich  in  einem  dem  ingenuus  gegenüber 
erhöhten  Wergeid  documentirte  *). 

Unter  diesen  Umständen  dürfen  wir  von  vorne  herein  er- 
warten, hier  auf  Bestimmungen  zu  stossen,  welche,  wie  im 
Edict  Chilperich's ,  die  Männer,  denen  hauptsächlich  die  Fähig- 
keit beiwohnt,  sieh  dem  König  nützlich  zu  erweisen,  bevor- 
rechtigen. Der  Text  der  betreffenden  Stelle  hat  die  mannig- 
faltigsten Auslegungen  erfahren:  • 


»)  Cod.  Laur.  dipl.  Nr.  263. 

•)  Cod.  Laur.  dipl.  Nr.  920. 

»)  Lacomblet  Nr.  46.   Cod.  Laur.  dipl.  Nr.  1687,  1928,  2988,  3707. 

*)  Pertz  p.  417.  Gaupp  Chamayer.  p.  37  ff.  53.  üebertreibend  spricht 
Zoepfl  Ewa  p.  16,  64  ff.  von  „einem  geschlosaenen  Geburtsatand*',  ,£ntwicke- 
Inng  z«  litterlichem  Feudaladel''. 
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XLII.  Si  quis  Francus  homo  habuerit  filios,  bereditatem 
suam  de  sylva  et  de  terra  eis  demittat  et  de  mancipiis 
et  de  peculio.  De  materna  hereditate  similiter  in  filiam 
veniat. 

Soviel  ist  deutlicb,  dass  die  ganze  Hinterlassenscbaft  des 
Vaters,  gleicbgültig ,  ob  Mobilien  oder  Grundeigenthura ,  mit 
Ausschluss  der  Töchter  an  die  Söhne  fällt,  eine  Bestimmung, 
die  schon  eine  bedeutende  Zurücksetzung  der  Weiber  zur  Folge 
hat,  wie  sie  in  dieser  Schärfe  sich  in  keinem  der  fränkischen 
Landrechte  findet,  die  in  der  Mobiliar-  und  Errungenschafts- 
succession  keine  Zurücksetzune:  der  Weiber  kannten,  v.  Amira  *) 
behauptet,  dass  auch  die  mütterliche  Hinterlassenschaft  den 
Töchtern  nicht  völlig  zufalle,  sondern  zur  Hälfte  den  Brüdern, 
da  die  Stellung  des  „similiter"  unmittelbar  vor  „in  filiam*'  auf 
die  Söhne  zurückdeute,  während  Zoepfl^)  mit  seiner  Conjunctur: 

nulla  portio  de  materna  hereditate 
die  Weiber  von  allem  Erbrecht  ausschliesst,  wozu  angeblich 
„die  Erhaltung  des  splendor  familiae**  trieb,  eine  Ansicht,  die 
mit  Zoepfl's  outrirender  Auffassung  des  Antrustionenverhältnisses 
zusammenhängt.  Aber  auch  v.  Amira  dürfte  zu  weit  gehen. 
Ein  solches  Miterbrecht  der  Söhne  an  der  Hinterlassenschaft 
der  Mutter  hätte  doch  da  keinen  rechten  Sinn,  wo  ohnehin 
nur  die  Männer  vom  König  mit  Ländereien  ausgestattet  wurden, 
die  Frauen  also  kaum  nennenswerthen  Grundbesitz  hinterlassen 
konnten.  Ihr  sonstiges  Eigenthum  musste  sich  wesentlich  auf 
diejenigen  Dinge  beschränken,  welche  speciellem  Frauenge- 
brauch gewidmet  waren ,  an  denen  ein  Erbrecht  der  Söhne  ohne 
praktischen  Werth  war.  Am  wahrscheinlichsten  dürfte  danach 
immer  noch  Gaupp's^)  Meinung  sein,  der  die  matenia  here- 
ditas ,  die  den  Töchtern  unter  Ausschluss  der  Söhne  zufalle , 
mit  „Gerade'*  übersetzt  wissen  wollte. 

Im  Gegensatz  zu  den  anderen  fränkischen  Rechten,  die 
von  Zurücksetzung  der  Weiber  im  Grundbesitzerbrecht  aus- 
gehend, diese  nach  und  nach,  das  ribuarische  sogar  nachweis- 
bar völlig,    aufgegeben  haben,    tritt  uns  in  dem  seiner  Ent- 


')  V.  Amira  p.  44. 

>)  Zöpfl  Ewa  p.  65. 

')  Gaupp  Chamaver.  p.  81  ff.  ebenso  Stobbe  p.  89,  Heualer  11.  p.  577. 
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stehungszeit  nach  viel  jüngeren  ^)  chamavischen  Weistlmm 
eine  Auffassung  entgegen,  die  in  dem  gänzlichen  Ausschluss 
der  Weiber  vom  Landeigenthnra  an  die  entlegensten  Zeiten 
der  L.  Sal.  erinnert  *),  freilich  ohne  die  Compensation  in  mutter- 
rechtlichen  Elementen  zu  geben. 


§5. 

Das  langobardische  Recht. 

Die  Kriegerzahl,  mit  welcher  Alboin  sein  italisches  Keich 
begründet,  war  nur  klein,  und  sie  verminderte  sich  noch 
durch  den  Rückzug  der  Sachsen,  die  ihn  bei  seinem  Un- 
teiiiehmen  unterstützt  hatten.  Die  Lage  der  zurückbleibenden 
Langobarden  war  eine  äusserst  schwierige^);  von  der  einen 
Seite  drohte  ein  beständig  mit  Byzanz  geführter  Krieg,  auf  der 
andern  das  Misstrauen  der  alten  Bevölkerung,  die  durch  Glau- 
bensverschiedenheit länger  von  den  Eroberern  getrennt  blieb, 
als  dies  im  fränkischen  Reich  der  Fall  gewesen.  Unter  solchen 
Verhältnissen  musste  der  Mann  die  Mittel  in  seiner  Hand  ver- 
einigen, mit  denen  er  den  überallher  drohenden  Angriffen  gut  ge- 
rüstet entgegentreten  konnte,  musste  seine  Stellung  als  Fami- 
lienhaupt, als  Schützer  seiner  Angehörigen,  der  für  jede  ihnen 
zugefügte  Unbill  das  Fehderecht  ausübte,  sich  besonders  scharf 
herausbilden. 

Im  Erbrecht  konnte  bei  einem  so  beständigen  Kriegszu- 
stand*) harte  Zurücksetzung  der  Weiber  nicht  ausbleiben. 

Vor  alters  waren  sie  wahrscheinlich  ganz  erbunfähig,  so 
dass  nur  der  Sohn  den  Vater,  nur  der  Bruder  den  Bruder  be- 
erben konnte*).  Die  Zeiten,  denen  unsere  Zeugnisse  des  lan- 
gobardischen  Rechts  entstammen,   kennen  zwar  einen  solchen 

')  Ganpp  Ohamaver.  p.  24. 

•)  Pertz  p.  421:  „Die  Bestimmungen  über  die  Erbfolge  mögen  vieUeicht 
Bo  alt  als  die  Ansiedliingen  der  Franken  in  diesen  Gegenden,  yielleicht  von 
ihnen  ans  ihren  alten  Wohnsitzen  an  die  Ufer  des  Rheines  und  der  Maass 
mitgebracht  sein/ 

*)  Schupfer  Ist.  p!  378  ff.    v.  Sybel  p.  339. 

*)  Gide  p.  295:    „Lq  Lombard  est  avant  tout  soldat*. 

*)  Walter  U.  p.  235. 
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Zustand  nicht  mehr ,  aber  der  RQckschlass  darauf  dfirfte  nicht 
all  zu  gewagt  sein,  wenn  noch  unter  König  Rotharis  neben 
legitimen  Söhnen  die  Töchter  weder  am  väterlichen  noch  mut- 
terlichen Erbe  den  geringsten  Antheil  haben,  sondern  sich  mit 
einer  Mitgift  begnügen  müssen ,  deren  Höhe  Vater  oder  Bruder 
beliebig  festsetzte^). 

Dieser  Satz,  der  nur  dadurch  erträglich  wurde,  dass  auf 
dem  Bruder  die  Verpflichtung  lastete,  die  unverehelichte 
Schwester,  deren  Mundium  er  hatte,  im  Hause  zu  behalten*), 
galt  noch  in  den  spätesten  Zeiten'). 

Etwas  günstiger  war  die  Tochter  neben  filii  naturales 
gestellt,  d.  h.  nicht  spurii,  sondern  Söhnen,  die  aus  einer  un- 
gleichen Verbindung,  etwa  eines  Freien  mit  einer  aldia,  ent- 
sprossen waren.  Hier  war  ihr  ein  Dritttheil  der  Erbschaft  zu- 
gesichert, eine  Art  Pflichttheil,  der  durch  keinerlei  Schenkung, 
auch  nicht,  wenn  vor  der  Geburt  der  Tochter  erfolgt,  ver- 
mindert werden  konnte*).  Für  zwei  oder  mehr  Töchter  er- 
höhte sich  neben  natürlichen  Söhnen  die  Erbportion  auf  die 
Hälfte,  und  sogar  eine  einzige  Tochter  kann  diesen  Theil  er- 
halten, wenn  der  Vater  mit  Hinterlassung  einer  oder  mehrerer 
Schwestern  stirbt,  mit  welchen  die  Tochter  dann  die  halbe 
Erbschaft  nach  Köpfen  zu  theilen  hat.  Aber  selbst  beim  Fehlen 
natürlicher  Söhne,  wenn  die  Tochter  einzige  Descendentin 
ihres  Vaters  ist,  bleibt  sie  auf  dies  Dritttheil  resp.  auf  diese 
Hälfte   beschränkt,   da   der   Rest   den  parentes  proximi,   den 


»)  Rot.  181. 

Si  pater  filiam  siiam  ant  frater  sororem  legitimam  alii  ad  maritom 
dederit,  in  hoc  sibi  sit  contempta  de  patris  vel  matris  snbstantia, 
quantiun  ei  pater  aut  frater  m  diae  traditionis  nnptiarum  dederit: 
et  amplias  uon  requirat. 
«)  Beseler  E.  V.  III.  p.  266. 
»)  Gloss  ad  Rot.  163  §  4: 

Qnodsi  fiiium  vel  filios  et  filiam  yel  filias  reUqaerit,  filii  tantom 
saccedant 
*)  Die  Vorschrift  des  Rotharis  171  bezog  sich  auf  den  specieUen  Fall, 
wo  die  Tochter  nach  geschehenem  thinx  geboren  wurde.  Liutprand  66  gab 
das  allgemeine  (ilesetz,  wonach  das  Drittel  oder  di^  Hälfte  auch  bei  Leb- 
zeiten der  Töchter  durch  keine  Schenkung  verkürzt  werden  durfte.  Kayser 
p.  479. 
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nächsten  männlichen  Verwandten*)  oder  dem  Fiscus  zu  Gute 
kommt  *). 


•)  Das«  diese  Verwandten  nnr  Mftnner  waren,  ergiebt  Lintpr&nd  13,  wo 
ihnen   das  Weltgeld  zugesprochen  wird,   das  die  Töchter  wegen  ihres  Ge- 
schlechtes nicht  empfangen  können. 
»)  Rot.  158. 

Si  qnis  dereliqerit  füiam  legitimam  unam  et  filium  naturalem  nnnm 
ant  plnres,  et  alios  parentes  proximos  ant  heredis,  aeqnaliter  diri- 
dant  substantiam  defuncti,  id  est  in  tres  partes:  filia  iegitima  ac- 
cipiat  uncias  qnattiior,  quod  est  tertia  pars,  nataralis  filii  iincias 
quattnor,  quod  est  tertia  pars,  et  parentes  proximi  aut  heredes  un- 
cias quattuor,  id  est  tertia  pars.  Et  8i  parentes  proximi  non  fuerint, 
tunc  curtis  regia  snscipiat  ipsas  quattuor  uncias. 

Rot.  159. 

Si  qnis  dereliquerit  filias  legitimas  duas  aut  plnres,  et  filiüs  natu- 
ralis nnum  aut  plnres,  et  alios  parentes  proximos  ut  supra,  illas 
filias  toUant  uncias  sex,  quod  est  medietas  .  . 

Rot.  160. 

Si  quis  dereliquerit  filias  legitimas  unam  ant  plures  et  sorores  le- 
gitimas unam  ant  plni'es  et  ftlids  naturales  nnum  aut  plures,  tollant 
filiae  et  sorores  inter  se  aequaliter  diyidendum  uncias  sex,  quod  est 
medietas. 

Notitia  cp.  5. 

.  .  quoniam  qui  unam  filiam  relinquebat,  tantnm  in  tertiam  pars 
substantiae  patri  suo  succedebat  et  duas  in  publico  revertebant,  si 
propinquos  parentes  non  habebat;  et  si  duas  filias  habebat  aliquis 
aut  amplius,  in  mediet«tem  tanto  snccedebant  patri  suo  et  publicus 
in  meditatem  .  . 

Rot.  171. 

Si  quis  se  dispers verit  aut  propter  senectutem  aut  propter  aliquam 
infirmitatem  corporis,  filifis  non  possit  habere,  et  res  auas  alii  thin- 
gaverit  posteaque  enm  contigerit,  filifis  legitimus  procreare:  onme 
thinx,  quod  est  donatio,  quod  prius  feoerat,  mmpatur,  et  filii  legi- 
timi  unuft  aut  plnres,  qui  postea  nati  fuerint,  heredes  in  omnibus 
patri  succedant.  Si  autem  filias  legitimas  una  aut  plures,  seu  filios 
naturales  unum  aut  plures  post  thinx  factum  habuerit ,  habeant  et 
ipsi  legem  suam,  sicut  supra  constitutum  est;  tanquam  si  nihil  alii 
thingatum  esset.  Et  ille  cui  thingatum  est,  tantnm  habeat,  quan- 
tum  alii  parentes  proximi  debuerunt  habere  ant  curtis  regia  susci- 
pere,  si  alii  thingatum  nonfuisset. 

Liutpr.  65. 

De  eo  qui  filiam  in  capillo  in  casa  habuerit,  et  filinm  non  reliquerit 
legitimum,  ut  de  rebus  suis  amplius  per  nnllum  titulom  cuiquam 
per  d<mationem  aut  pro  anima  sua  facere  possit,  nisi  partis  duas, 
tertia  vero  relinquat  filiae  snae,  sicut  iam  gloriose  memorie  Rothari 
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In  den  citirten  Gesetzesstellen  finden  wir  keine  Antwort 
auf  die  Frage,  wie  sich  das  Erbrecht  der  Schwestern  beim  Tod 
eines  Bruders  gestaltete:  ob  die  Beerbuug  der  Brüder  aus- 
schliesslich seitens  der  Schwestern  oder  in  Concurrenz  mit  et- 
waigen anderen  Brüdern  erfolgte,  oder  beim  Vorhandensein  von 
Brüdern  vielleicht  gar  kein  Schwesternerbrecht  stattfand.  Eben- 
so unbeantwortet  bleibt  die  Frage,  ob  unter  den  erbenden 
Töchtern  und  Schwestern  nur  unverheiiathete  zu  verstellen 
sind,  wie  manche  Forscher,  mit  Rücksicht  auf  das  spätere 
Recht,  welches  Mädchen  „in  capillo''  vorzieht,  annehmen. 

Im  Geiste  des  alten  Gesetzes  würde  jedenfalls  Beerbnng 
der  Brüder  nur  unter  sich,  mit  völligem  Ausschluss  von 
Schwestern,  gelegen  haben.  Allein  schon  unter  Rotharis  scheint 
in  diesem  Fall  ein  gänzlich  abweichendes  Recht  gegolten  zu 
haben.  Es  fehlt  uns  zwar  für  diese  Zeit  an  einem  directen 
Beleg  aus  den  Quellen.  Mittelbar  lässt  sich  aber  Rot.  199  für 
diesen  Zweck  verwenden. 

Der  Wortlaut  ist  folgender: 

Si  vidua  in  domo  patris  regressa  fuerit. 
Si  pater  filiam  suam  aut  frater  sororem  ad  maritum  de- 
derit,  et  contigerit  casus,  ut  ille  maritus  moriatur,  et 
pater  aut  frater  mundium  eins  liberaverit,  sicut  supra 
constitutum  est,  et  illa  in  domo  patris  aut  fratris  re- 
gressa fuerit,  et  alias  sorores  in  casa  patris  aut  fratris 
invenerit,  et  postea  pater  aut  frater  mortuos  fuerit,  et 
illa  remanserit  in  domo  cum  alias  sorores  una  aut  plures, 
et  ad  facultatem  patris  aut  fratris  venerit  dividendam 
cum  alius  parentes  aut  curtem  regis:  tunc  illa  vidua,  quae 
in  domo  patris  aut  fratris  regressa  est,  habeat  sibi  inan- 
tea  morgingab  et  metfyo.  De  faderfio  autem,  id  est  quan- 
tum  de  alia  dona,  quando  ad  maritum  ambulavit,  pater 
aut  frater  ei  dedit,   mittat  in  confuso  cum  alias  sorores, 


Bez  iusütuit.  Qaia  qai  thinx  facit,  et  postea  filium  nascitur, 
in  tertiam  partem  ipsum  thinx  rumpit  secondom  anteriorem  edictom 
et  si  dnas  aut  amplius,  in  mediaetate;  ideo  noa,  dam  in  ipso 
edioto  iegitor  de  thinx,  quod  est  donatio,  nobis  comparit,  qnod  per 
nnllam  donationem  nee  per  laonegiid  possit  filiam  suam  de  ipsam 
tertiam  portionem  substantiae  snae  exherede  facere,  et  si  dnas  aut 
amplins  fuerent,  de  mediaetatem. 
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et  illa  aliae  sorores  una  aut  plures  tollant  unaquisque  in 
antea  tantum,  quantum  pro  mundium  pater  aut  frater  li- 
berandum    ad   parentes   mariti   defuncti   dedit.      Reliqua 
patris  vel  fratris  substantia  aequa  lanciae  dividant. 
Was  hier  über  die  CoUationsverbindlichkeit  der  verwitt- 
weten,    in's  väterliche  Haus   zurückgekehrten   Schwester  und 
über  den  Abzug  der  für  Lösung  des  Mundiums,  das  den  Ver- 
wandten   des   verstorbenen  Gatten  der  Wittwe   zustand,    ge- 
zahlten Summe   angeordnet    wird,    ist    für    uns    unerheblich. 
Wichtig  dagegen  ist,  dass  die  Wittwe  und  ihre  Schwestern 

reliqua  patris  vel  fratris  substantia 
zu  gleichen  Theilen  erhalten  sollen,    wobei  als  ihre  Miterben  nur 

alius  parentes  aut  curtis  regia, 
dagegen  nicht  ihre  etwa  vorhandenen  Brüder  genannt  werden. 
Zwar  könnten  sie  in  den  alius  parentes  enthalten  sein, 
unter  denen  wir  wohl  die  Rot.  158  und  Notitia  cp.  5  erwähnten 
proximos  parentes  zu  verstehen  haben.  Denn  in  den  eben  ge- 
dachten leges  tritt,  genau  wie  hier,  die  curtis  regia  beim 
Fehlen  dieser  Verwandten  für  letztere  ein.  Dann  bekommen 
aber  die  Brüder  ihre  Erbportion  nicht  als  Brüder,  sondern  als 
nahe  Angehörige  des  Verstorbenen,  deren  Antheil,  gleichgültig, 
wie  nahe  sie  verwandt  sind,  ein  für  allemal  auf  ein  Dritttheil 
resp.  ein  Sechstheil  festgestellt  ist. 

Rot.  199  handelt  allerdings  von  dem  singulären  Fall  des 
Erbens  einer  verwittweten  Schwester.  Aber  es  spricht  doch 
die  grösste  Wahrscheinlichkeit  dafür,  dass  dieselben  Bestim- 
mungen auch  zur  Anwendung  gelangten,  wenn'  unverheirathete 
Schwestern  ihre  Brüder  beerbten.  Dieser  Auffassung  entspricht 
auch  Liutpr.  3,  wo  das  Erbrecht  der  Schwestern  unmittelbar 
beim  Fehlen  eigener  Kinder  des  Bruders  angenommen  wird,  und 
wiederum  von  einem  Mit-  oder  gar  Vorerbrecht  der  Brüder 
keine  Rede  ist^).  Endlich  schreibt  auch  noch  der  Tractatus 
de  ordine  successionis  ab  intestato  secundum  ins  Langobardi- 
cnm  §  6,  worauf  allerdings  wegen  der  späteren  Abfassung 
dieses  Aufsatzes  weniger  Gewicht  zu  legen  ist,  der  Schwester 


*)  Damit  widerlegt  sich  die  von  Walter  11.  p.  235  aufjgeHteUte  Ansicht 
die  Frauen  wären  stets  yon  ihrem  Mundwald  beerbt  worden. 
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allein  ein  Erbrecht  zu,  wenn  Jemand  mit  Hinterlassung  von 
Geschwistern  beiderlei  Geschlechtes  stirbt. 

Den  Grund  zu  diesem  Vorzug  gab  vielleicht  die  Zurück- 
setzung der  Weiber  als  Descendentinnen ,  welche  zur  Aus- 
gleichung in  der  Seitenlinie  eine  Bevorzugung  vor  den  Männern 
hervorrief  ^). 

In  Betreff  des  zweiten  Punktes  scheint  Rotharis  unter  den 
erbenden  Weibern  keinen  Unterschied  nach  ihrem  ehelichen 
oder  jungfräulichen  Stande  gemacht  zu  haben*).  Stobbe,^) 
der  nur  die  Tochter  „in  casa  patris  remanens"  zur  Erbschaft 
zulassen  will,  beruft  sich  zwar  auf  eine  ganze  Reihe  Stellen, 
in  denen  seine  Ansicht  ausgesprochen  sein  soll  —  m.  E.  ohne 
Grund.  Denn  Rot.  158 — 160,  171  reden  einfach  von  „filiae 
legitimae" ;  Liutpr.  65 ,  wo  sich  eine  ^filia  in  capillo"  findet , 
verbietet,  ihr  durch  Schenkung  die  Erbportion  zu  entziehen, 
beweist  aber  damit  nicht,  dass  nur  eine  unverheirathete  Tochter 
erben  konnte,  sondern  will  nur  betonen,  dass  ein  unverhei- 
rathetes  Mädchen  ihres  Pflichttheils ,  dessen  es  dringender  be- 
nöthigt  ist  als  eine  Ehefrau,  keineswegs  beraubt  sein  soll. 
Liutpr.  3  und  4  stehen  mit  der  Aenderung  des  Erbrechts  in 
Verbindung,  die  unter  Liutprand  erfolgte,  und  können  darum 
für  die  Zustände  unter  Rotharis  nicht  verwendet  werden.  Die 
Notitia  cp.  5  endlich,  welche  auf  das  ältere  Recht  verweist, 
sagt  auch  wieder  ganz  einfach: 

qui  filiam  relinquebat, 
Worte  aus  denen  durchaus  nicht  ersichtlich  ist,   dass  es  sich 
um    unverheirathete    Töchter    handelt.      Auch    die    Berufung 
Schupfer's*)  auf  Roth.  181,  wonach  die  Tochter,  die  am  Hoch- 
zeitstage ihre  Mitgift  empfangen, 

amplius  non  requirat. 
ist  m.  E.  nicht  stichhaltig;   denn  durch  dieses  Gesetz  sollen 
nur  Erbansprüche  der  Tochter  gegen  ihre  Brüder  auf  das  vä- 
terliche Vermögen  abgeschnitten  werden,   was  sonst  an  keiner 
Stelle   des  Edicts   ausdrücklich   geschieht.     Jedenfalls   beerbt 


')  Miller  p.  62. 

*)  Ueber  das  lange  Haar  als  Zeichen  der  Jungfi*au  Du  Gange  s.  v.  ca- 
pilU  und  Weinhold  p.  459. 
•)  Stobbe  p.  90. 
^)  Schupfer  Arch.  gior.  p.  121. 
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nach  Rot.  199  die  verwittwete  Tochter  den  Vater  in  Gemein- 
schaft mit  den  übrigen  Schwestern,  nachdem  sie  ihre  Mitgift 
eingeworfen  hat,  und  die  Verordnung  Grimoald's  spricht  ent- 
schieden für  Erbberechtigung  auch  verheiratheter  Töchter,  da 
deren  Kindern  hier  die  Repräsentation  ihrer  vorverstorbenen 
Mütter  dem  verstorbenen  Grossvater  gegenüber  beigelegt  wird , 
was  ohne  Erbberechtigung  der  Mütter  keinen  Sinn  gehabt  hätte  ^). 

Dieselbe  Ungewissheit  herrscht  bei  der  Beerbung  des 
Bruders.  Während  Walter  sämmtliche  Schwestern  gleichmässig 
zulässt,  wollen  andere  Gelehrte  nur  ein  Erbrecht  der  ledigen 
anerkennen^).  Die  Beweisstellen  dafür  oder  dagegen  sind 
wiederum  die  eben  angeführten;  nur  die  Bestimmungen  Gri- 
moald's ,  welche  alle  Bedenken  entscheiden  müssten,  sind  leider 
nicht  heranzuziehen,  da  sie  keine  Geschwister  des  Erblassers 
erwähnen.  Wir  bleiben  also  hier  auf  blosse  Wahrscheinlich- 
keit angewiesen,  die  nach  Analogie  des  vorigen  Falles  freilich 
für  völlige  Gleichstellung  der  Schwester  „in  capillis"  und  der, 
„quae  ad  maritum  ambulavit" ,  zu  sprechen  scheint. 

In  der  Ascendentenreihe  wird  in  unsem  Quellen  ein  Erb- 
recht der  Mutter  niemals  erwähnt '*);  doch  hat  es  sich  in  spä- 
teren Perioden  Eingang  verschafft*).  Ein  Erbrecht  des  Vaters 
am  Vermögen  der  in  seiner  Mundschaft  befindlichen  Tochter 
wird  ebensowenig  durch  die  Quellen  bestätigt,  folgt  aber  aus 
dem  analogen  Erbrecht  des  Vaters  am  Sohnesvermögen. 
Rot.  170. 

Dass    sich    unter    den    erbenden   Seitenverwandten    nur 
Männer  befanden,  wurde  bereits  erwähnt^). 


»)  Grim.  5. 

Si  qais  habuerit  filios  legitimus  unum  aiit  plures,  et  contigerit  unum 
ex  üliis  vivente  patre  mori ,  et  reliquerit  filios  legitimos  unum  aut 
plures,  et  contigerit  avo  mori,  talem  partem  percipiat  de  substantia 
avi  sui,  una  cum  patruis  suis,  qnalem  pater  eorum  inter  fratribus 
suis  percepturus  erat,  si  yivus  fuisset.  Similiter  et  si  filias  legi- 
timas  unam  aut  plures,  aut  filii  naturales  unum  aut  plures  fuerint, 
habeant  legem  snam  .  . 

2)  Walter  U.  p.  235.    Dagegen  Gans  ÜI.  p.  186.    Niutta  p.  350.   Zoepfl 
m.  p.  228. 

^)  Heineccius  II.  §  248.    Niutta  p.  366. 

*)  Miller  p.  61. 

'')  cf.  p.  4ö.    Anm.  1. 
Opet,  die  erbrechtliche  Stellong  der  Weiber.  4 
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Das  filesetz  Grimoald's  vom  Jahre  668  zeigt  noch  keine 
Aendening  in  der  erbrechtlichen  Stellung  der  Weiber;  folgen- 
reicli  waren  dagegen  in  dieser  Beziehung  die  Reformen  Liut- 
prand's,  auf  welche  der  Religionswechsel,  dem  die  Langobarden 
sich  inzwischen  unterzogen,  wohl  nicht  ohne  Einfluss  geblieben, 
da  er  einen  friedlichen  Verkehr  wenigstens  mit  den  alten  Ein- 
wohnern ermöglichte.  Gleich  im  Anfang  seiner  Regierung  er- 
liess  er  das  bedeutsame  Gesetz,  welches  die  Töchter  beim  Fehlen 
von  Söhnen  zu  alleinigen  Erben  des  väterlichen  und  mütter- 
lichen Vermögens  machte  und  das  bisherige  Abzugsrecht  der 
filii  naturales  und  der  nächsten  männlichen  Verwandten  resp. 
der  curtis  regia,  beseitigte. 

Liutpr.  1. 
Si  quis  Langobardus  sine  filiis  masculinis  legetimis  mor- 
tuos  fuerit,  et  Alias  dereliquerit,  ipsae  ei  in  omnem  here- 
ditatem    patris    vel  matris   suae,   tamquam   filii   legitimi 
mascolini,  heredis  succedant. 

Liutpr.  2, 
Si  quis  Langobardus  se  vivente  Alias  suas  nupto   tradi- 
derit  et  alias  Alias  in  capillo  in  casa  reliquerit,  tunc  omnes 
aequaliter  in  eius  substantia  heredis  succedant,  tamquam 
Alii  masculini. 

Nur  das  Wergeid  des  erschlagenen  Vaters  sollte  auch  jetzt 
noch  in  erster  Linie  an  Männer  kommen  ^). 

Auch  das  Erbrecht  der  Schwestern  Avurde,  unter  besonderer 
Berttcksichtigimg  der  unvennählten,  neu  codiAcirt. 

Verheirathete  Schwestern  mussten  sich  dem  früheren  Grund- 
satz entsprechend  neben  eigenen  Töchtern  des  Erblassers  mit 
der  Mitgift  zufrieden  geben ;  un verheirathete  erbten  in  Gemein- 
schaft mit  ihren  unvermählten  Nichten  das  ganze  Vermögen 
„tanquam  Alii  legitimi" ;  nur  wenn  gar  keine  Kinder  des  Bruders 
vorhanden  waren,  Ael  sein  Nachlass  allein  an  die  Schwesteni, 


*)  Liutpr.  13. 

.  .  qnamquam  iilias  iustitnissimus  heredis.  sicnt  masculfis.  in  omni 
substantia  patris  et  matris,  ipsam  compositionem  volumus  nt  acci- 
piant  propinqui  eiusdem  parentis  qui  occisus  faerit,  iUi  qni  per 
cappnt  Buccedere  potuernnt,  quia  filiae  eius,  eo  quod  femineo  sexn 
esse  provatur,  non  possunt  faidam  ipsam  levare  .  .  . 
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rmter  denen  in  diesem  Fall  kein  Unterschied  zwischen  Frauen 
und  Mädchen  gemacht  wurde  *). 

Die  alte  Pflichttheilsnatur  des  E^indeserbrechts  blieb  auch 
hier  in  doppelter  Weise  gewahrt.  Der  Vater  musste  der 
Tochter,  wenn  sie  überhaupt  Erbin  werden  konnte,  ein  Dritt- 
theil  seines  Vermögens  hinterlassen,  das  durch  keine  Schenkung 
zu  vermindern  war  und  nur  bei  bestimmten  Enterbungsgründen, 
von  denen  Liutpr.  119  und  5  Beispiele  geben,  entzogen  werden 
durfte  resp.  musste.  Denselben  Charakter  hatte  das  Erbrecht 
der  Schwestern. 

Eine  weitere  Begünstigung  der  Weiber  gab  eine  Bestim- 
mung vom  Jahre  717,  wonach  Schwestern  ausschliesslich  eine 
unvermählte  Schwester  beerben  sollten,  deren  Vermögen  früher 
ihrem  Mundwald  zugefallen  war,  was  jetzt  nur  noch  bei  der  ver- 
ehelichten erfolgte  ^. 

Endlich  erlitt  selbst  das  alleinige  Erbrecht  der  Söhne  einen 
Stoss ')  durch  eine  Verordnung  vom  Jahre  728 ,  welche  dem 
Vater  gestattete  seinen  Töchtern  neben  einem  legitimen  Sohne 
ein  Viertheil,  neben  zweien  ein  Siebentheil  u.  s.  w.  der  Erb- 
masse „per  cartolam  donationis"  zuzuwenden  und  der  Tochter, 
deren  Mitgift    ja    schon    früher  den  Charakter    einer  Erbab- 


»)  Liutpr.  3. 

Si  quis  LangobarduH  sororis  reliquerit,  et  viveute  eom  ad  raaritnm 
ambulaverint,  tantnm  habeat  ex  fratris  facultate,  si  ipse  fiUas  reliquerit, 
qnantum  in  diae  votonun  accepenint,  quando  ad  maritum  ambola- 
veront.  Nam  si  ipsi  frater  neque  filiüs  neqne  fiiias  reliquerit,  aut 
si  habaerit  et  ante  eum  mortui  aut  mortuae  fuerent  absque  fiUis 
filiabus:  tunc  sorores  eius,  tarn  qui  in  capiUo  remanserunt,  quam 
quae  ad  maritum  ambolaverunt,  in  omnem  substantiam  eius  ei 
beredis  succedant. 
Liutpr.  4. 

Si  qnis  Langobardus  sorores  et  fiiias  in  capillo  in  oasa  reliquerit: 
pariter  atqne  aequaliter,  quantaecunque  fuerent,  in  hereditatem 
eius  succedere  debeant  tanquam  filios  legitiraos  dereliquissit. 

*)  Liutpr.  14. 

.  .  si  contigerit  ima  ex  eisdem  sororibus  mori,  tunc  et  quae  in  ca- 
piUo remanserunt,  et  quae  ad  maritum  ambolaverint,  in  omni  portioni 
sororis  suae  defnnctae,  qnamvis  pneila  mortua  fiierit,  succedant  .  . 
si  autem  contegerit  illa  mori,  quae  iam  nupto  tradita  est,  tunc  ille 
ei  snccedat,  qni  eam  per  mundium  suam  fecit. 

•)  Kayser  p.  485,  486. 
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findung  ^)  getragen ,  bei  ihrer  Verheirathung  mitzugeben  „qua- 

liter  voluerit^. 

Liutpr.  102. 
8i  quis  Laugobardus  habens  filium  masculinum  legitimum 
aut  filia  legitimam  unam  aut  plures  .  .  potestatem  habeat  ad 
filiam  suam  per  cartola  donationis,  si  voluerit,  usque  ad 
quartam  portionem  de  rebus  suis  indicare  .  .  si  vero  pater 
viventem  se  eas  ad  maritum  dederit.  ordinet  eas  iuxta 
legem  qualiter  voluerit. 

König  Allistulf,  welcher  den  Neffen  die  Verpflichtung  auf- 
erlegte, für  den  ausreichend(m  Unterhalt  ihrer  unvermählten 
Tanten  väterlicherseits  zu  sorgen,  räumte  diesen  Tanten  beim 
kinderlosen  Tode  des  Neffen  ein  mit  den  Schwestern  des  Ver- 
storbenen gemeinsames  Erbrecht  nach  Köpfen  ein  *). 

Einen  auf  die  erbrechtliche  Stellung  der  Weiber  bezüglichen 
Nachtrag  brachte  noch  im  vorletzten  Jahrzehnt  vor  Untergang 
des  Langobardenreiches  das  Gesetz  Ahist.  13,  welches  dem 
Erblasser  gestattete  unter  den  erbberechtigten  Töchtern  in  der 
Vertheilung  des  Vermögens  einen  Unterschied  zu  machen,  d.  h. 
die  eine  vor  der  anderen  auszuzeichnen  „meliorare",  wobei  be- 
stimmte Vorschriften  über  das  zulässige  Maass  solchen  Vorzugs 
gegeben  wurden. 

Das  Urkundenmaterial  lässt,  soweit  es  mir  zu  Gebote  stand, 
keine  Weiterbildung  erkennen,  freilich  eben  so  wenig,  ob  alle 
diese,  vielfach  recht  willkürlichen  Bestimmungen  wirklich  Ein- 
gang in's  Volk  gefunden. 

Die  alleinige  Erbfolge  der  Söhne  erschien  so  selbstver- 
ständlich, dass  sie  in  einem  Testament  vom  Jahre  853^),  welches 

^)  Schroeder  Geschichte  p.  It6,  auch  Schupfer  Arch.  giur.  p.  120. 

»)  Ahist.  10. 

.  .  si  qiüs  Laugobardus  morieus  sororem  ana  aut  plures,  in  capillo 
in  casa  reliquerit,  et  filium  unnm  aut  plures,  filii  ipsius  debeant 
perpeusare,  qualiter  amedanis  eorum  absque  necessitatem  vivere 
possent  secuudum  qnalitatem  substautiae  suae,  ut  amedanis  iUorum 
indigeutiam  non  patiatur,  neque  de  victnm  ueque  de  vestimentum. 
sed  nee  de  obsequio  sno  .  .  si  autem  praedictns  nepotis  decesserit. 
absque  filüs  filiabus,  aut  intestatim  et  sorores  reliquerit,  aineilanii« 
eorum  qui  in  casa  in  capillos  remanserint,  cum  ipsas  nepotes  snas 
in  rebus  nepotum  et  fratrum  succcdant  aequaliter,  quantaecunque 
füerint. 

•)  Chart.  UI.  Nr.  181. 
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Anordnungen  über  die  Stellung  der  überlebenden  Ehefrau,  die 

Mitgift  der  Töchter  u.  a.  trifft,    erat   gar  nicht  erwähnt  wird, 

während  ein  anderes  vom  Jahre  861  ^)  ausdrucklich  als  nächsten 

Erben  den  Sohn,  erst  an  zweiter  Stelle  die  Tochter  bezeichnet : 

.  .  Primus   omnium  statuo,   ut   res  omnes  meas  deveniat 

in  Grimualdo  fllio  meo,    et  in  eins  sit  potestatem;    et  si 

Deus  iudicius  supeiTenientem,    quod  ipse  Grimuald  filius 

meus  infra  aetatem  mortuus  fuerit,  et  si  filius  vel  filium 

de  legitimo  matrimonio  non  reliquerit,  tunc  volo,  ut  post 

eins  discessum  curte  mea    .  .  deveniat  in  potestate  Ingil- 

boi^i  filiae  meae  vel  de  flliis  aut  Alias  eius,   quae  de  ea 

procreati  sunt  aut  fuerint  .  . 

Zu  diesem  Erbrecht  stimmt  auch  der  Umstand,  dass  als 
Miterben  von  Männern  häufig  deren  Brüder  erscheinen*), 
während  bei  denjenigen  Weibern,  die  im  Besitz  grösserer  Länder- 
eien genannt  werden,  fast  nie  der  Hinweis  fehlt,  dass  dieser 
Besitz  im  Faderfium  oder  in  der  Morgengabe  seinen  Grund 
habe  ^). 

Auch  für  die  Verpflichtung  der  erbenden  Brüder,  die 
Schwestern  bis  zur  Verheirathung  im  Hause  zu  behalten  und 
bei  der  Vermählung  auszustatten,  fehlt  es  nicht  an  Belegen: 
.  .  Alias  vero  meas  Hadelberga  et  Ragisenda  volo  ut  vi- 
vat  insimul  cum  Aliis  meis  usque  dum  ad  maritum  ambo- 
laverit;  et  quando  ad  maritum  ambolaverit,  det  earum 
Aliis  meis  toti  insimul  per  unaquaque  in  die  votorum  di- 
narii  boni  nonagenta  .  .^). 

Endlich  wird  uns  auch  noch  die  Gleichstellung  der  unver- 
mählten Töchter  und  Schwestern  des  Erblassera  bezeugt: 

.  .  ita  volo  de  pecunia  mea  .  .  ut  diebus  vite  Gallani  et 
Rodolende  germane  mee  adque  Alias  meas  Anselda  et 
Galla  omnia  medietate  de  usufructuario  deusque  ad  una 
de  ipsis  advixerit'^). 


»)  Chart.  ID.  Nr.  216. 

«)  Chart.  I.  Nr.  13.    Chart.  H.  Nr.  3. 

»)  Chart,  m.  Nr.  4,  16,  136,  261,  336. 

*)  Chart,  in.  Nr.  181. 

*)  Chart,  m.  Nr.  11. 


I.  Theil. 

Rechte  mit  erbrechtlicher  Sonder- 
stellung der  Weiber. 

B.  Soweit  ihre  Entwickelung  nicht  verfolgbar  ist 

§6. 

Das  burgundische  Recht. 

Die  erbrechtlichen  Bestimmungen  des  burgundischen  Recht« 
bilden  einen  der  unerquicklichsten  Theile  der  sogenannten  leges 
barbarorum.  Obwohl  nur  zur  Beobachtung  für  die  Germanen 
aufgezeichnet,  während  viele  Anordnungen  des  Gesetzbuchs 
auch  füi'  die  römische  Bevölkerung  gegeben  waren,  stellen  sie 
mit  nichten  ursprüngliches  Volksrecht  dar.  Denn  unmöglich 
lässt  sich  annehmen,  dass  derartige  willkürliche  und  wider- 
spruchsvolle Festsetzungen  in  dem  naturwüchsigen  Rechtssinn 
einer  germanischen  Bevölkerung  ihre  Wurzel  haben  konnten, 
vielmehr  „ausgeklügelte  Rechtsnormen"  sind,  deren  wirkliche 
Anwendung  im  Leben  völlig  unglaubwürdig  erscheint^). 

Unzweifelhaft  herrschte  bei  den  Burgundern  eine  Zurück- 
setzung der  Weiber  im  Stammgut,  das  sich  unter  dem  Namen 
„sors"  findet  und  jene  Ländereien  umfasst,  die  bei  der  Land- 
theilung  nach  der  Eroberung  vormals  römischer  Gebietsstücke 
den  einzelnen  Volksgenossen  zugewiesen  worden  waren  *).    Selbst 


»)  Stohbe  p.  85  ff.  Id.  R.  Q.  p.  103  ff.    Gaupp  Sachsen  p.  167. 
•)  Gans  IV.  p.  62.     Laboulaye  Hist.  p.  252,  418.     t.  Inama-Stemegg 
p.  23. 
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durch  besondere  Verfügung  konnte  der  Vater  das  alleinige 
Erbrecht  der  Söhne  auf  dasselbe  nicht  verkürzen.  Dagegen  stand 
den  Töchtern  ausschliessliche  Erbberechtigung  an  denjenigen 
Dingen  zu,  welche  für  den  Frauengebrauch  zu  verwenden  waren, 
^mala  hereda"  genannt,  mit  „mahal"  =  dem  bräutlichen  Schmuck 
zusammenhängend  ^) : 

matris  bona,  id  est  in  rescellolis  vel  ornamentis, 
auch 

vestimenta  matrimonialia 
nach  L.  Burg.  14,6.  51,3.     Starb  ein  Mädchen,  so  fielen  diese 
Dinge  zunächst  an  ihre  Schwestern  und  erst  in  deren  Ermange- 
lung an  die  Brüder.    L.  Burg.  51,  5,  c. 

Aber  damit  war  auch  das  direkte  Erbrecht  derjenigen 
Mädchen,  welche  Brüder  besassen,  erschöpft.  Alles  übrige, 
mochte  es  vom  Vater  oder  von  der  Mutter  stammen,  beweglich 
oder  unbeweglich  sein,  fiel  zunächst  an  die  Söline,  erst  in  zweiter 
Linie  an  die  Tochter'^): 

L.  Burg.  14,  1. 
.  .  si  quis  fiJinm  non  reliquerit,  in  loco  filii  filia  in  patris 
matrisve  hereditate  succedat. 

Abweichend  davon  behaupten  die  einen*),  der  Vorzug  der 
Söhne  habe  sich  auf  das  Grundeigenthum  beschränkt,  während 
nach  der  Meinung  der  andern^)  den  Söhnen  sogar  nur  ein 
Theil  desselben,  die  sors,  reservirt  gewesen  sei. 

Allein  die  citirte  lex  14,  1,  welche  für  die  erste  Annahme 
sprechen  soll,  ergiebt  wahrscheinlicher,  dass  beim  Vorhanden- 
sein von  Söhnen  die  Töchter  von  der  ganzen  Erbschaft  ausge- 
schlossen waren,  da  gar  kein  Grund  vorliegt,  „hereditas"  nur 
von  Grundstücken  zu  verstehen. 

Die  zweite  Ansicht  stützt  sich  auf  L.  Burg.  1,  1 : 
.  .  patri  antequam  dividat,   de  communi  facultate  et  de 
labore  suo  cuilibet  donare  liceat;  absque  terra  sortis  ti- 
tulo  adquisita,  de  qua  prioris  legis  ordo  servabitur. 


')  Stobbe  p.  131. 

^  Die  Melunsahl  der  Gelehrten  folgt  dieser  Meiniuig:  Eichborn  I.  p.  374. 
Walter  II.  p.  236.  Gaupp  Sachsen  p.  166.  Zimmerte  p.  267.  Thudichum 
p.  189.    Schroeder  Geschichte  p.  114.    Nintta  p.  345.    Glasson  p.  597. 

")  Laboulaye  Kech.  p.  95.    Gerber  p.  251  Anm.  7. 

*)  Hemeccins  I.  p.  537.   Schaffner  p.  274. 
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Dem  Vater  ist  hiernach  das  Verfttgungsrecht  über  das 
Stammgut  entzogen,  welches  er  nach  anderen  Stellen  mit  resp. 
unter  seine  Söhne  zu  vertheilen  hat  (L.  Burg.  14,5.  24,5. 
78, 1, 2)^),  während  er  mit  seinem  übrigen  Vermögen  beliebig  ver- 
fahren kann.  Aber  für  uns  handelt  es  sich  um  das  ge- 
setzliche Erbrecht  der  Mädchen,  und  wenn  es  nach  dieser 
Stelle  dem  Vater  unzweifelhaft  erlaubt  ist,  der  Tochter  durch 
eigene  Willensakte  Theile  seines  Vermögens  mit  Ausnahme  der 
sors  auch  neben  Brüdern  zuzuwenden,  so  beweist  eben  die  Noth- 
wendigkeit  besonderer  Verfügungen,  dass  ohne  solche  der  Tochter 
die  Brüder  auch  im  übrigen  Vermögen  vorgingen. 

Nur  die  Gott  geweihte  Jungfrau,  für  deren  Unterhalt  der 
Vater   nicht   ausreichend   gesorgt   hatte,    wird  Miterbin    ihrer 
Brüder  am  Stammgut,  neben  zweien  zu  einem  Dritttheil,  neben 
dreien  zu  einem  Viertheil  u.  s.  w.,  neben  einem  nicht  zur  Hälfte, 
wie  man  erwarten  sollte,  sondern  gleichfalls  zu  einem  Dritttheil, 
eine  Abweichung,  für  die  es  an  jedem  Grunde  fehlt.    Doch  er- 
hielt das  Mädchen  nur  den  Niessbrauch   an  diesem  Theil,    der 
nach  dessen  Tode  an  denjenigen  zurückgelangte,  dem  er  ohne 
seine  Existenz  ohnehin  zugefallen  wäre^).     L.  Burg.  14,  5-7. 
Die   erbrechtliche   Stellung  der  Mutter   wechselte.     Nach 
älterer   Bestimmung   erhielt   die  Wittwe   den  Niessbrauch   am 
ganzen  Vermögen   ihrer   verstorbenen  Kinder,   das  nach  ihrem 
eigenen  Tode  an  deren  Erben  zurückfiel. 
L.  Burg.  24,  s. 
Quodsi  forte  nati  fuerint  filii,    ut  adsolet,    post  mortem 
patris  deftincti  fuerint,    ad  matrem    iubemus  hereditatem 
mariti  vel  filiorum  integrara  peitinere.     Post  mulieris  au- 
tem  obitum,  id  quod  de  successione  filiorum  in  usumfruc- 
tum  tenuit,   ad  legitimos  filiorum   suorum  heredes  decer- 
nimus  pertinere. 

Im  neueren  Recht  empfing  sie  das  volle  Eigenthum  an  der 
einen  Hälfte  des  Vei'mögens  ihrer  Kinder,  während  den  anderen 
Theil  dessen  nächste  Verwandte  bekamen. 


^)  Trotzdem  bezeichnet  v.  Maurer  Einleitung  p.  15  die  sors  als  „volles 
Eigen,  über  welches  man  volles  Verfügungsrecht  hat". 

*)  Pardessufl  p.  696  giebt  als  zu  vermuthenden  Grand  dieser  Bevorzugung 
der  Nonne,  dass  sie  durch  dies  Erbrecht  für  das  Fehlen  von  Aussteuer  und 
Horgengabe  entschädigt  werden  sollte. 
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L.  Burg.  53,  s. 
Quotiens  in  hune  casum  contraria  fatorum  decreta  ver- 
tuntui*,  continuo  inter  matrem  defuncti  pueri,  si  tarnen 
puella  defuerit,  et  propinquos  .  .  relictae  facultatis  divi- 
sio  aequo  iure  et  ordine  celebretur,  ita  ut  unusquisque  de 
medietate  percepta  fiaciendi  quod  voluerit  e  lege  habeat 
potestatem. 

Immer  dagegen  blieb  der  Mutter  vollfreies  Eigenthum  an 
denjenigen  Gregenständen,  die  ihr  die  Kinder  durch  Testamente, 
wie  sie  römischer  Einfluss  frühzeitig  bei  den  Burgundern  ein- 
bürgerte *),  zugewendet  hatten. 

L.  Burg.  24,4. 
.  .  si  quis  tiliorum  matri  per  testamentum  aliquid,  aut 
donatione  contullerit,  mater  exinde  faciendi  quod  voluerit 
habeat  liberam  potestatem,  aut  si  intestata  defecerit, 
mulieris  parentes  hereditatem  eius  suo  dominio  vindicabunt. 
Starb  jemand  eitern-  und  kinderlos,  so  fiel  sein  Vermögen 
an  seine  Schwester,  dann  erst  an  die  übrigen  Verwandten. 

L.  Burg.  14,2. 
Si   forte   defunctus   nee   filium    nee   filiam  reliquerit,   ad 
sorores  vel  propinquos  parentes  hereditas  redeat. 
Dargun  will  darin  einen   Rest  von  Mutterrecht  sehen*); 
m.  E.    ohne  Ursache.    Es  dürfte  sich  vielmehr  hier   um   ein 
ähnliches  Erbrecht  handeln,  wie  wir  es  bereits  bei  den  Lango- 
barden kennen  lernten,   bei  welchen  die  Schwestern  ebenfalls 
ausscliliesslich  den  Bruder  beerbten,  um  für  die  Zurücksetzung 
bei  Beerbung  der  Eltern  entschädigt  zu  werden. 

Ganz  willkürliche  Bestimmungen,  die  unverkennbar  den 
Stempel  des  Gemachten  tragen,  sind  für  den  Fall  gegeben,  wo 
jemand  Töchter  und  Enkel  von  einem  vorverstorbenen  Sohne 
als  Erben  hinterlässt ').  L.  Burg.  75,i-8.  Hatte  dieser  Sohn 
bereits  seinen  Theil  am  Stammgut  erhalten,  so  bekommen  seine 
Söhne  drei  Viertheile  vom  übrigen  Vermögen,  die  Töchter  den 
Best;  war  die  Theilung  noch  nicht  vorgenommen  worden,  so 

^)  Oriimn  B.  A.  p.  482. 

*)  Dargon  p.  62;  ähnlich  schon  vorher  Labooiaye  Bech.  p.  110. 

«)  Wenn  Walter  p.  236  von  „Töchtern  von  einem  verstorbenen  Sohne 
her  neben  mftnidichen  Enkeln"  spricht,  so  bemht  das  wohl  nur  auf  Ungenauig- 
keit  des  Ausdrucks. 
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empfingen  die  Enkel  drei  Viertheile  der  ganzen  Erbmasse,  die 
Töchter  ein  Viertheil;  hatte  endlich  jener  Sohn  keine  mann- 
lichen Nachkommen,  sondern  eine  Tochter  hinterlassen,  so  war 
diese  anf  des  Vaters  portio  am  Stammgut  beschränkt,  während 
ihren  Tanten  alles  andere  Vermögen  zufiel. 

Ob  im  weiteren  Erbenkreis,  unter  den  „propinqui*^,  das 
Geschlecht  einen  Unterschied  begründete,  lässt  sich  aus  unsem 
Quellen  nicht  mehr  entscheiden.  Nach  der  citirten  lex  14, 2  ist 
die  Schwester  freilich  nicht  mehr  darunter  enthalten,  während 
der  eben  so  nahe  verwandte  Bruder  dazu  gehört.  Aber  diese 
Stelle  ist  deshalb  von  keinem  Belang,  weil  hier  gerade  das 
Vorzugsrecht  der  Schwester  betont  werden  soll.  Auch  aus 
den  anderen  Stellen,  in  welchen  ,^proximi  parentes^  genannt 
sind  (L.  Bnrg.  14,6.  24,2,3.  42, 1.  53,  s),  lässt  sich  etwas 
sicheres  nicht  entnehmen. 


§  7. 

Das  sächsische  Recht. 

Trotz  ihrer  Kürze  haben  auch  die  erbrechtlichen  Be- 
stimmungen der  L.  Sax.  zu  controversen  Ansichten  geführt, 
die  namentlich  durch  die  zweifelhafte  Bedeutung  veranlasst  sind, 
welche  das  Wort  „hereditas"  in  den  betreffenden  Paragraphen 
haben  kann. 

Darin  stimmen  mit  Ausnahme  v.  Amira's  sämmtliche  Ge- 
lehrte überein,  dass  die  Weiber  nur  ihren  Brüdern  oder  Bruder- 
söhnen nachstehen,  während  im  übrigen  ihr  Erbrecht  dem  der 
Männer  entspreche.  Unentschiedenheit  herrscht  aber  über  das 
Maass  dieser  Zurücksetzung,  die  nach  den  einen  ^)  das  ganze 
Vermögen,  nach  den  anderen  *^)  nur  das  Grundeigentimm  ergreift. 

Die  Anhänger  der   ersten   Ansicht,    die  den  Vorzug  der 


»)  Eichhorn  I.  p.  376.  Beseler  II.  p.  559.  Walter  II.  p.  234.  Thudichmn 
p.  189.    Gerber  §  251  Anm.  7.    Niutta  p.  341. 

»)  Labowlaye  Hist.  p.  418.  Id.  Rech.  p.  92.  Reyscher  p.  287.  Zimmerte 
p.  207.  Gengier  p.  638.  Richthofen  in  M.  G.  H.  V.  p.  71.  Stobbe  p.  89. 
Heusler  p.  575. 
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Männer,  mit  einer  wohl  nur  zufälligen  Ausnahme^),  bis  auf 
Sohnessöhne  erstrecken,  berufen  sich  auf  den  Wortlaut  der- 
jenigen Paragraphen,  welche  die  sedes  materiae  unseres  Ge- 
genstandes bilden  und  eine  derartige  Auifassung  allerdings  zu- 
lassen. 

cp.  41.    Pater   aut  mater  defiincti  filio  non  filiae  heredi- 

tatem  relinquent. 
cp.  44.    Qui  defunctus  non  tilios  sed  Alias  reliquerit  ad 

eas  omnis  hereditas  pertineat. 
cp.  46.     Qui  filium  ac  filiam  habuerit,  et  filius  uxore  ducta 
et  filium  genuerit,  et  mortuus  fuerit,    hereditas 
patris  ad  filium  filii,  id  est  nepotem,  non  ad  fi- 
liam pertineat. 
Aber  von  gegnerischer  Seite  ist  mit  Recht  darauf  hinge- 
wiesen  worden,    dass  in  cp.   62  der  L.  Sax.   „hereditas"   den 
„mancipia"  gegenübergestellt  ist,    also  für  liegendes  Eigen  ge- 
braucht wird. 

cp.  62.    NuUi  liceat  traditionem  hereditatis  suae  facere  .  . 

mancipia  liceat  illi  dare  ac  vendere. 
Halten  wir  an  dieser  Bedeutung  fest,  dann  bekommt 
„omnis  hereditas"  in  cp.  44,  wo  das  Beiwort  bei  Annahme  der 
eraten  Ansicht  ganz  zwecklos  stehen  würde,  einen  wirklichen 
Sinn.  Wenn  die  Tochter  alleinige  Erbin  ist,  so  bekommt  sie 
die  Erbmasse  in  ihren  sämmtlichen  Bestand theilen,  als  „omnis 
hereditas",  während  ihr  neben  einem  Bruder  der  wichtigste 
Theil,  das  elterliche  Grundeigenthum ,  „hereditas  patris  et 
matris"  nach  cp.  41  verschlossen  war.  Ganz  erblos  war  also 
die  Tochter  nie ,  was  auch  schwerlich  anzunehmen  wäre ,  da  im 
sächsischen  Gesetz  keine  Vei-pflichtung  der  Brüder,  für  ihre 
unvermählten  Schwestern  zu  sorgen,  wie  dies  im  langobar- 
dischen  Recht,  das  solch'  totalen  Ausschluss  kennt,  vorge- 
sehen ist^). 

Neben  einem    Bruderssolm  verringerte    sich    die  Zurück- 
setzung   der    Tochter,    indem    diesem    nui*  noch -das    väter- 


*)  Nämlich  Gerber;  er  lässt  an  der  erwähnten  SteHe  in  seiner  sehr 
summarischen  Uebersicht  der  Tochter  nur  den  Sohn  vorgehen. 

*)  Gaupp  Sachsen  p.  160  ff.  und  Schroeder  Geschichte  p.  120  lassen 
der  Tochter  nur  die  Gerade;  das  Gesetz  scheint  ihr  anch  die  Täterlichen 
Mobilieu  zuzusprechen. 
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liehe  Grundeigenthom ,  die  „hereditas  patris"  vorweg  zufiel, 
während  für  die  übrige  Erbmasse  gleiches  Erbrecht  beider  be- 
stand, um  in  noch  entfernteren  Graden  völliger  Gleichheit 
Platz  zu  machen,  da  die  Zurücksetzung  ausdrücklich  nur  beim 
Vorhandensein  eines  „nepos"  vorgeschrieben  ist.    cp.  46. 

Abweichend  davon  giebt  v.  AmiraM  folgende  Erbenreihe: 
Sohn,  Tochter,  Bruder,  Schwester,  nächster  männlicher  Ver- 
wandter, also  Vorzug  der  Männer  im  Erwerb  des  gesammten 
Nachlasses  vor  Weibern  derselben  Klasse ,  was  er  aus  der  Ana- 
logie der  vormundschaftlichen  Erbfolgeordnung  folgert. 

cp.  42.     Qui  mortuus  viduam   reliquerit,    tutelam  eins 
iilius,  quem  ex  alia  uxore  habuit,accipiat;  si  forte 
defuerit,  frater  idem  defuncti;  si  frater  non  flierit, 
proximus  patemi  generis  eins  consanguineus. 
Allein   abgesehen    davon,   dass   schon  ein  Vorzug  im  ge- 
sammten Vermögen  den  Quellen  widerspricht,   ist  die  Heran- 
ziehung der  Vormundschaftsreihe  auch  deshalb  unangemessen, 
weil  der  Zusammenhang  von  Mundium  und  Erbrecht  bei  den 
Sachsen  jedes  Beweises  entbehrt*). 


§8. 

Das  anglisch-werinische  Recht. 

Die  L.  Thur.  ist  von  entschieden  weiberfeindlichem  Geist 
erfüllt.  Denn  nicht  nur,  dass  sie  die  Frauen,  so  lange  männ- 
liche Schwertmagen  bis  zum  fünften  Grade  der  Verwandtschaft 
vorhanden  sind,  von  der  Erbfolge  in 's  Grundeigenthum,  dessen 
männlicher  Erwerber  die  Pflicht  zur  Blutrache  übernimmt^), 
gänzlich  ausschliesst,  worin  sie  freilich  in  der  ältesten  L.  Sal. 
ihr  Pendant  hat  —  auch  die  Erbfolge  in  Mobilien  ist  ihnen 
anderen  Rechten  gegenüber  bedeutend  verkürzt*). 

»)  V.  Amira  p.  122. 
•)  Lewis  p.  412  ff. 
»)  L.  Angl.  et  Wer.  §  31 : 

Ad   quemcnnque    hereditas   terrae  perveuerit,  ad   illom  .  .  ultio 
proximi  .   .debet  pertinere. 
*)  Gerber  §  251   Anm.    7,    nimmt   ohne   Grund   einen  Ausschluss  der 
Weiber  nur  vom  Stammlande  an,   obwohl  dem  Gesete  dieser  Begriff  yöliig 
fremd  ist. 
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Das  Gesetz  theilt  die  Erbfolge  in  die  väterliche  und  die 
mütterliche  Hinterlassenschaft. 

Von  der  ersteren  bekommt  die  Tochter  neben  einem  Sohne 
überhaupt  nichts; 

§  26.    Hereditatem  defancti  filius  non  filia  snscipiat. 
fehlt  dieser,   so  erhält  sie  die  väterlichen  Mobilien  mit  Aus- 
nahme des  Heergeräthes ; 

§  27.    Si  filium  non  habuit  qui  defunctus  est,  ad  flliam 

pecunia  et  mancipia,  terra  vero  ad  proximum  patemae 

generationis  consanguineum  pertineat. 

Von  der  mütterlichen  Hinterlassenschaft  fällt  die  Gerade, 

die  hier  nach  Sache  und  Name  vorkommt^),    unverkürzt   der 

Tochter  zu ;  alle  übrigen  Mobilien  und  das  Land  werden  Eigen- 

thum  des  Sohnes; 

§  32.    Mater  moriens  fllio  terram,    mancipia,    pecuniam 

dimittat,  filiae  vero  spolia  colli,  id  est  murenulas,  muscas, 

monilia,   inaures,  vestes,    armillas,    vel   quicquid    or- 

namenti  proprü  videbatur  habuisse. 

Wie  die  Abtheilung  erfolgt,  wenn  keine  Söhne  vorhanden, 

darüber  schweigt  das  Gesetz.    Doch  lässt  sich  in  Analogie  des 

entsprechenden  Falles  bei  der  väterlichen  Erbschaft  annehmen, 

dass    die    Tochter    sämmtliche    Mobilien    der    Mutter  bekam, 

während  die  terra  an  den  nächsten  männlichen  Schwertmagen  fiel  % 

Die    nächsten    Erben    kinderlos  Verstorbener    waren   die 

Schwestern,  die  vom  Bruder  pecunia  et  mancipia  erbten,  wozu 

bei  Beerbung  einer  Schwester  wold  noch  die  Gerade  trat. 

§  28.    Si  autem  nee  filiam  non  habuit,  soror  eins  pecu- 
niam et  mancipia,  terram  proximus  patemae  genera- 
tionis  accipiat. 
§  33.    Si  nee  filium  nee  flliam  habuerit,    sororem    vero 
habuerit,  sorori  pecuniam  et  mancipia,  proximo  vero  pa- 
temi  generis  terram  relinquat. 
V.  Amira,  dem  es  all  zu  unwahrscheinlich  dünkt,  dass  unter 
diesen  Umständen  der  Bruder  neben  einer  Schwester  am  be- 
weglichen Vermögen  einer  verstorbenen  Schwester  gar  keinen 


»)  L.  Angl.  et.  Wer.  §  38: 

.  .  ornamenta  muiiebria,  quod  rhedo  dicunt. 
*)  Ganpp  Thfiringer  p.  342. 
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Antheil  haben  sollte,  sucht  die  entgegengesetzte  Behauptung 
damit  zu  begründen,  dass  nach  Analogie  des  totalen  Ans- 
schlusses  der  Tochter  von  der  Fahrniss  durch  den  Sohn,  hier 
mindestens  ein  Miterbrecht  „desjenigen  proximus  patemae  ge- 
nerationis.  der  mit  der  Schwester  gleich  nahe  zum  Erblasser 
verwandt  ist^),"  mit  anderen  Worten,  des  Bruders,  anzunehmen 
sei.  Dies  angebliche  Erbrecht  steht  indess  mit  den  klaren 
Worten  des  Gesetzes  im  Widerspruch  ^) ;  erst  dann ,  wenn  keine 
Schwester  vorhanden,  folgt  der  nächste  männliche  Schwert- 
mage,  der  bis  dahin  nur  die  Immobilien  empfangen,  als  heres 
ex  toto. 

§  30.     Quodsi  nee  filium  nee  filiam  nee  sororem  aut  matrem 

dimisit  superstites,    proximus    qui  fuerit  patemae  ge- 

nerationis,  heres  ex  toto   succedat,    tam    in    pecunia 

atque  in  mancipiis  quam  in  terra. 

Auch  hier  sollten  wahrscheinlich  die  weiblichen  Verwandten 

durch  diesen  Vorzug,  ähnlich  wie  wir  es  im  langobardischen 

und  burgundischen  Gesetz  gesehen  haben,    flir  ihre   sonstige 

Zurücksetzung  im  Erbrecht  entschädigt  werden.    Dargun ')  ver- 

muthet  dagegen  einen  Kest  unorganisch  erhaltenen  Mutterrechts, 

ist  aber  mit  dieser  Annahme  völlig  abzuweisen.    Denn  da  sich 

sonst  in  dem  Gesetze  keine  Spuren  davon  finden,  wie  dies  in 

den  fränkischen  Rechten  mehrfach  der  Fall  ist,  so  lässt  sich 

eine  einzige  derartige   Bestimmung  ohne  ein  Zurückgehen  auf 

das  Mutterrecht  in  der  angegebenen  Weise  viel  ungezwungener 

erklären. 

Beim  Mangel  an  Geschwistern  trat  Ascendentenerbfolge 
ein.  Der  Mutter  fällt,  wahrscheinlich,  wenn  der  Vater,  dessen 
das  Gesetz  nicht  erwähnt,  vorverstorben  ist,  das  Mobiliar- 
eigenthum  zu ,  während  der  Grundbesitz  wiederum  in  die  Hände 
des  nächsten  männlichen  Schwertmagen  übergeht. 

§  29.     Si  autem  nee  filium  nee  filiam  neque  sororem  ha- 
buit,  sed  matrem  tantum  superetitem  reliqnit,  quod  filia 
vel  soror  debuerunt,  mater  suscipiat,    id  est  pecuniam* 
et  mancipia. 


*)  V.  Amira  p.  64. 
»)  Lewis  p.  408  ff. 
*)  Darg^  p.  61. 
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Mit  Tochter,  Schwester  und  Mutter  war  der  Kreis  der 
erbfähigen  Weiber  geschlossen,  wie  der  oben  citirte  §  30  er- 
giebt.  Erst  dann,  wenn  im  fünften  ürad  kein  männlicher 
Blutslreund  von  des  Vatei-sseite  vorhanden  war,  ging  auch  die 
Landerbschafb  auf  diese  drei  Personen  über,  vom  Speer  auf 
die  Spindel ,  wie  das  Gesetz  in  Anwendung  der  den  beiden  Ge- 
schlechtern beigelegten  Attribute  sagt,  statt  die  Personen,  die 
darunter  verstanden  werden,  zu  nennen. 

§  34.  Usque  ad  quintani  generationem  patenia  generatio 
succedat.  Post  quintam  autem  filia  ex  toto,  sive  de 
patris  sive  de  matris  parte  in  hereditatem  succedat,  et 
tunc  demum  hereditas  ad  fusum  a  lancea  transeat. 


§9.      ■ 

Das  friesische  Recht. 


Nui'  ganz  gelegentlich  giebt  die  L.  Fris.  19,2  eine  kurze 
erbrechtliche  Notiz  über  die  nächsten  Erben  eines  Erschlagenen : 
Si  quis  fi-atrem  suum  occiderit,  solvat  eum  proximo  heredi, 
sive  filium  aut  filiam  habuerit,  aut  si  neuter  horum  fuerit, 
solvat  patri  suo  vel  matri  suae  vel  fratri  vel.etiam  so- 
rori  suae  .  . 

Da  mit  dieser  Nacluicht  absolut  nichts  sicheres  anzufangen 
ist,  hat  man  sich  Hülfe  suchend  an  das  nordische  und  das 
spätere  friesische  liecht  gewendet,  um  aus  diesen  eng  ver- 
wandten Rechten  den  Rechtszustand,  wie  er  zur  Zeit  der  L. 
Fris.  herrschte,  zu  reconstruiren. 

Die  erbrechtliche  Stellung  der  Weiber  im  skandinavischen 
Recht ')  hat  gewechselt :  in  älterer  Zeit  waren  sie  gänzlich 
ausgeschlossen  —  einen  eben  solchen  Ausschluss  der  Tochter 
durch  den  Sohn  nimmt  darum  Stobbe*)  für  das  Volksrecht  an 
—  später  erbten  sie  mit  Männern  zusammen,  aber  kleinere 
Portionen  als  diese  —  Beseler   und  Eichhorn*)  beziehen  dies 

»)  Grimm  R.  A.  p.  407. 

»)  Stobbe  p.  90. 

*)  Beseler  I.  p.  oö9.    Eichhorn  I.  p.  376. 
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auf  unseren  Zeitpunkt,  wobei  freilich  der  letzte  die  Möglich- 
keit zugiebt,  dass  dieser  Vorzug  nur  Brüdern  zu  Gute  ge- 
kommen, während  unter  entfernteren  Verwandten  das  Geschlecht 
keinen  Unterschied  begründet  habe. 

Diejenigen,  die  das  spätere  friesische  Recht  zur  Ver- 
gleichung  heranziehen,  lassen  die  Weiber  durch  gleichgradige 
Männer,  mindestens  die  Tochter  durch  den  Sohn,  die  Schwester 
durch  den  Bruder,  die  Mutter  durch  den  Vater,  von  der  Erb- 
folge ausgeschlossen  werden  ^). 

Da  es  an  wirklichen  Beweisen  für  das  Bestehen  eines 
dieser  Systeme  völlig  mangelt,  so  lässt  sich  m.  E.  mit  Sicher- 
heit nur  das  eine  sagen,  dass  in  irgend  einer  Beziehung  die 
erbrechtliche  Stellung  der  Weiber  im  friesischen  Volksrecht 
derjenigen  der  Männer  gegenüber  benachtheiligt  war,  weil  beide 
davon  ausgegangenen  Rechte  Zurücksetzung  der  Weiber  auf- 
weisen, ein  Umstand,  der  die  Annahme  einer  vorher  stattge- 
habten Gleichheit  nicht  glaublich  erscheinen  lässt. 

^)  Gaupp  Sachsen  p.  167.    Reyscher  p.  267.     v.  Amira  p.  199. 


II.  Theil. 

Oleichstellende  Rechte. 


§  10. 

Die  gothischen  Rechte. 


Völlige   Gleichheit    beider  Geschlechter    in   erbrechtlicher 
Beziehung  finden  wir,  wie  schon  oben^)  erwähnt  wurde,  im  west- 
gothischen  Recht,  von  welchem  Gide*)  nicht  unzutreffend  sagt, 
dass  es,  von  Concilien  diktirt,  mehr  für  Eömer  als  Barbaren  ge- 
schrieben scheine.    Auf  ein  im  älteren  Volksrecht  anders  ge- 
regeltes Verhältniss  weist  indessen  die  ebenfalls  den  kirchlichen 
Einfluss  verrathende  Begründung  dieser  Gleichstellung. 
L.  Wisig.  Lib.  IV.  tit  2. 
9.  F.  L.  S.  CHDC.  Rex: 
.  .  nam  iustum  omnino  est,  ut  quos  propinquitas  naturae 
consociat,  hereditariae  successionis  ordo  non  dividat. 
Eine  gleiche  Regelung  des  Erbrechts  müssen  wir  nach  dem 
Edict.  Theod.  §  23  bei  den  Ostgothen  annehmen: 

Si  quis  intestatus  mortuus  fuerit,  is  ad  eins  possessionem 

veniat,    qui  inter  agnatos   et  cognatos  gradu    vel   titulo 

proximus  invenitur,  salvo  iure  filiorum  ac  nepotum. 

Die  von  Beseler^)  als  möglich   hingestellte  Ansicht,   unter 

den  fllii  seien  nur  Söhne  zu  verstehen,    ist  nicht  zu  billigen, 


»)  cf.  p.  3. 

*)  Gide  p.  342.    Auch  Grimm  R.  A.  p.  407  betont  den  fremden  Einfluss 
im  westgothischen  Recht. 

»)  Beseler  E.  V.  III.  p.  266  Anm.  13. 

Opet,  die  erlirechtliche  .Stellung  der  Weiber.  5 
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da  es  sich  hier  um  eine  Gesetzgebung  handelt,  die  nach  ihren 
einleitenden  Worten  auch  für  die  Eömer,  denen  eine  derartige 
Zurücksetzung  der  Weiber  damals  ganz  fremd  geworden,  gelten 
sollte,  überhaupt  durchgängig  auch  nur  römisch-rechtliche  Be- 
stimmungen enthält  ^). 


§  11. 

Das  allemannische  Recht. 

Die  herrschende  Ansicht  findet  auch  bei  den  Allemannen 
eine  Zuiücksetzung  der  Weiber  im  Erbrecht,  die  sich  darin 
dokumentire,  dass  neben  Söhnen  Töchter  vom  Landerbe  ausge- 
schlossen seien  ^);  manche  Gelehrte  dehnen  diese  Zurücksetzung 
auch  noch  auf  den  Fall  aus,  wo  Töchter  mit  Sohnessöhnen  zur 
Erbschaft  berufen  sind.  Während  Walter ')  dies  ohne  Begrün- 
dung thut,  Zimmerte*)  auf  die  Gleichheit  des  baierischen  Ge- 
setzes hinweist,  mit  welcher  es  jedoch  in  diesem  Punkt  höchst 
problematisch  steht,  lässt  Stobbe,  der  sich  ohne  Grund  auf 
L.  Alam.  57,  i  beruft,  in  einer  Anmerkung^)  sogar  die  Möglich- 
keit einer  noch  weiteren  Zurücksetzung  der  Weiber  offen,  die 
er  freilich  durch  Citiren  von  Urkunden  entgegengesetzten  In- 
halts wieder  zweifelhaft  macht. 

Allein  mit  Unrecht  hat  man  m.  E.  in  unserem  Gesetz  eine 
Zurücksetzung  der  Weiber  im  Grundeigenthum ,  mit  Unrecht 
eine  Zurücksetzung  derselben  überhaupt  finden  wollen. 

Zwar  behaupten  Grimm  und  Maurer^)  übereinstimmend, 
die  hereditas  paternica  unserer  Lex  bezeichne  liegendes  Eigen; 
doch  scheint  diese  Auffassung  mit  den  Worten  des  Gesetzes 
nicht  zu  harmoniren. 


0  V.  Sybel  p.  372. 

»)  Laboulaye  Hist.  p.  418.  Id.  Itech.  p.  91.  Reyscher  p.  267.  Beaeler 
p.  569.  Schroeder  Geschichte  p.  114.  Thndichiim  p.  187.  Gerber  §  ö21 
Aum.  7.    Niutta  p.  346.    Gengier  p.  639.    Glasson  p.  597.    Heualer  11.  p.  578. 

»)  Walter  IL  p.  234. 

*)  Zimmerle  p.  267. 

<")  Stobbe  p.  89  Anm.  28. 

*)  Grimm  R.  A.  p.  494.    v.  Manrer  Einleitung  p.  15. 
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L.  Alam.  Hlot.  57, 1,2: 
Si  autem  duas  sorores  absqae  fratre  relictas  post  mortem 
patris  fuerint,  et  ad  ipsas  hereditas  paternica  contingat, 
et  UDa  nupserit  sibi  coaequalem  liberum,  alia  autem  nup- 
serit  aut  colonum  regis  aut   colonum  ecclesiae:   illa,   qui 
illum  liberum  nupsit   sibi  coaequalem,   illa  teneat  terram 
patris   eorum;   res   enim   alias   aequaliter   dividant.    Illa 
enim  qui  illum  colomim  nupsit,    non   intret  in   portionem 
de  terra,  quare  sibi  coaequalem  non  nupsit. 
Es  handelt  sich  hier  um  zwei  Schwestern,  an  die,   weil 
keine  Brüder  vorhanden,  die  Hinterlassenschaft  ihres  Vaters 
gefallen    ist.      Weil   jedoch    die    eine    sich    unstandesgemäss 
vermählt   hat,    so   muss  diese  Hinterlassenschaft,   die  vorher 
an  beide  gekommen  war,  in  der  Weise  in  ihre  Bestandttheile  zer- 
legt werden,  dass  der  Landbesitz,  die  terra  patris,  alleiniges 
Eigenthum  derjenigen  Schwester  wird,  deren  Gatte  seine  volle 
Freiheit  besitzt,   während  das  gleiche  Erbrecht  beider  an  den 
Mobilien,  den  res  aliae,  gewahrt  bleibt.    Im  Sinne  der  ange- 
führtenStelle  ist  also  hereditas  paternica  der  ganze  Complex 
des  väterlichen  Vermögens,  unter  welchem  bewegliche  und 
unbewegliche  Sachen  mitbegritfen  sind.     Dagegen  spricht  auch 
nicht,  dass  freilich  im  sächsischen  Gesetz  hereditas  für  Grund- 
eigenthum  gebraucht  wird  ^).    Denn   wir  dürfen  nie  vergessen, 
dass  die  Gesetzesredaktionen  aus  verschiedenen  Zeiten  herrühren, 
speciell  in  unserem  Fall  fast  100  Jahre  auseinander  liegen,  in 
deren  Verlauf  ein  und  dasselbe  Wort   wohl   seine  Bedeutung 
wechseln  konnte.     Einen   ähnlichen  Vorgang    zu  beobachten 
hatten  wir  bereits   bei  dem  Worte  „Alod"  Gelegenheit,  das  in 
den  älteren  Gesetzen  den  Inbegriff  des  Gesammtvermögens  be- 
zeichnet, später  nur  noch  den  Grundbesitz  ausdrückt. 

Die  erbrechtliche  Stellung  der  Weiber,  die  also  in  beweg- 
lichen und  unbeweglichen  Gegenständen  hinter  ihren  Brüdern 
zurückstehen,  scheint  danach  freilich  sehr  ungünstig  zu  sein. 
Aber  es  darf  nicht  vergessen  werden,  dass  nur  von  Zurück- 
stellung in  der  hereditas  paternica  die  Rede  ist,  also  in  jener 
Hinterlassenschaft,  die  vom  Vater  herrührt,  wie  das  Gesetz  an 
allen  Stellen,   die   erbrechtliche   Bestimmungen  treffen,  betont. 

»)  cf.  p.  59. 
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(L.  Alam.  Hlot,  2, 2.  57, 1.  84.  92.)  Da  aber  nur  Söhne  die 
Töchter  ausschlössen,  so  musste  es  häufig  genug  vorkommen, 
dass  auch  ein  Weib  in  den  Besitz  der  väterlichen  Hinterlassen- 
schaft kam.  Wem  fiel  nun  diese  beun  Tode  der  Frau  zu,  die 
während  der  Ehe  unverändert  ihr  Eigenthum  daran  behielt? 
Unser  Gesetz,  in  welchem  eine 

mulier,  quae  hereditatem  paternam  habet, 
nur  ein  einziges  Mal  begegnet,  nennt  als  deren  nächsten  Erben 
ihr  Kind*).  Aber  der  specielle  Fall,  der  hier  gerade  vorliegt, 
—  er  betrifft  eine  bei  der  ersten  Entbindung  versterbende 
Frau  —  lässt  nicht  erkennen,  ob  auch  bei  Erwerb  der  hereditas 
materna  das  Geschlecht  einen  Unterschied  hervorrief. 

Auch  liier  werden  wir  uns  um  ergiebigere  Auskunft  an  die 
Urkunden  wenden  müssen.  In  unzähligen  Fällen  finden  wir  in 
diesen,  genau  wie  die  Worte  des  Gesetzes  erwarten  lassen, 
Männer  im  Besitz  des  patemum*),  daneben  —  wenn  auch  sel- 
tener vorkommend  —  fehlt  es  auch  nicht  an  solchen  Diplomen, 
die  auch  das  maternum  im  Eigenthum  der  Söhne  zeigen ').  Aber 
dieselben  Erbschaftsbestandtheile  kommen  in  Händen  der  Töchter 
vor,  namentlich  aber  findet  sich  das  maternum  so  häufig  in 
ihrem  Besitz^),  dass  die  Annahme,  es  handle  sich  hier  immer 
um  bruderlose  Mädchen  ganz  unzulässig  erscheint.  Weniger 
oft  findet  sich  Vater-  und  Muttergut  bei  ihnen  vereinigt  *),  was 
nur  dann  eintreten  konnte,  wenn  Töchter  die  alleinigen  Erbinnen 
waren,  ein  Fall,  der  naturgemäss  seltener  vorkam. 

Bei  der  Häufigkeit  der  Fälle,  in  denen  sich  einerseits  das 
Vatergut  bei  den  Söhnen,  andererseits  das  Muttergut  bei  den 

»)  L.  Alam.  Hlot.  92: 

Si  qua  mulier,  quae  hereditatem  paternam  habet,  post  nuptom 
praegnans  peperit  puerum  et  iu  ipsa  hora  mortua  fnerit  et  infans 
vivus  remanserit  aliquanto  spatio  vel  uniuB  horae,  nt  possit  aperire 
oculos  et  videre  culmen  domus  et  quattuor  parietes  et  postea  de- 
functiifl  iiierit:  hereditas  materna  ad  patrem  eins  pertineat  .  .  . 
*)  Neugart  Nr.  5,  16,  21,  26,  29,  34,  35,  36,  42,  45,  119,  123,  124,  128. 
Zenss  Nr.  13.    Wartmanu  Nr.  334,  360,  510,  562,  Anhang  A.  1. 

»)  Neugart  Nr.  10,  85,  163.  Zeuss  Nr.  23,  37,  60,  74,  97,  250.  Wart- 
mann Nr.  291. 

*)  Neugart  Nr.  133,  138,  165,  183,  222,  223,  253,  283,  305,  409,  882. 
Wartmann  Nr.  173. 

»)  Neugart  Nr.  12.     Wartniaun  Nr.  31N),  491. 
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Töchtern  findet,  drängt  sich  die  Vermnthung  auf,  das  allemannische 
Recht,  weit  entfernt,  die  Weiber  in  erbrechtlicher  Beziehung  hinter 
den  Männern  zurückzusetzen,  habe  vielmehr  das  Prinzip  befolgt, 
auf  die  Söhne  den  Besitz  des  Vaters,  auf  die  Töchter  den  der 
Mutter  zu  übertragen^).  Eine  Bestätigung  dürfte  diese  Ver- 
mnthung in  den  folgenden  Urkunden  finden. 

Zeuss  No.  52. 
Rantwing    schenkt    im    Jahre    742    dem    weissenburger 
Kloster  .  . 

quantnncunque  genitor  meus  .  .  comparavit  .  .  et  ipsa 
parti  quem  germana  mea  basilla  mihi  tradidit.  in  villa 
fulcia  quem  mihi  liutfridus  dux  contra  pretio  tradidit  .  . 
in  ethanheime  illa  medietate  quam  genetrix  iftea  oda  et 
germana  mea  basilla  milii  tradiderunt  .  in  maistreshaime 
medietati  quam  avus  meus  chrodius  et  mater  mea  oda  et 
germana  mea  basilla  mihi  tradiderunt  .  .  in  thorencohaime 
de  illa  vinia  medietatem  in  heruncouUi  medietatem  de  ge- 
netrice  mea  odane  et  de  germana  mea  basillane  in  fol- 
colfesheime  medietatem  .  . 

Die  Besitzungen  des  Rantwing  setzen  sich  danach  aus  zwei 
Gruppen  zusammen,  dem  pateruum,  nämlich 

quantnncunque  genitor  meus  comparavit, 
und  dem  conquestum:  was  er  vom  Herzog  erworben,  und  was 
ihm  seine  Schwester  Basilla  verkauft  hat  ^).  Dieser  Landbesitz 
der  Schwester  ist  aber  durchaus  kein  aus  Morgengabe  oder 
sonstiger  Zuwendung  ihres  Gemahles  stammender  —  wir  er- 
fahren überhaupt  nicht,  ob  sie  verheirathet  war  —  sondern  es 
sind  Güter,  die  eigentlich  ihrer  und  Rantwing's  noch  lebender 
Mutter  Oda  geholfen.  Denn  dreimal  werden  Oda  und  Basilla 
zusammen  als  Tradentinnen  derselben  Grundstücke  benannt, 
was  sich  daraus  erklärt,  dass  das  Wartrecht  des  nächsten 
Erben,  hier  der  Tochter,  bei  Lebzeiten  des  Erblassers  darin 
sich  äusserte,  dass  er  bei  Veräusserungen  seine  Zustimmung 
zu  geben  hatte.    Deutlicher  konnte  diese  freilich  nicht  erklärt 


')  Auch  der  Wortlaut  der  Urkunden  deutet  darauf,  z.  B.  Neugart  Nr.  133  : 
Ata  schenkt  im  Jahre  757 

aUqnam  portionem  de  rebus  meis,  quas  de  parte  genetricis  meae 
Gaenoindae  . .  me  contigit  iure  hereditario  possedisse, 
*)  tradere  =  verkaufen  auch  Neugart  Nr.  41. 
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werden,  als  wenn,  wie  in  unserem  FaU,  Mutter  und  Tochter, 
die  gegenwärtig  und  zukünftig  Berechtigte,  gleichzeitig  auf  ihr 
Eigenthum  verzichten^). 

Zweifellos  handelt  es  sich  endlich  bei  diesem  Besitz  der 
Oda  und  Basilla  zum  grösseren  Theil  um  allemanische    Ort- 
schaften.   Wenn  auch  die  Lage  von  Heruncouilla  *)  und  wohl 
auch  die  von  Ethanheim*)  ungewiss  ist,   Folcolfeshaim*),   Mai- 
streshaim  und  Thorencoheim  befinden  sich  sämmtlich  im  links- 
rheinischen Schwaben,  auf  elsässischem,  allemannischem  Stam- 
mesgebiet*)  „in  pago  Alsacinse",    wie  Rantwing  selbst  in  den 
ersten  Worten  seiner  Schenkungsurkunde  versichert. 
Die  andere  Urkunde  bietet  Neugart  No.  67: 
Ego  Fulradus  fllius  Riculfo  et  Irmengarde  quondam  dono 
omnes    res    proprietatis    meae,    quantuncunque  mihi  et 
germano  meo  Gaustberto  traditum  ftiit,    et  quidquid  ipse 
germanus   mens  Gausbertus  mihi  tradidit,   similiter,   quae 
Chrodhardus  mihi  tradidit,    ad   partes  S.  Dionysii   a  die 
praesenti,   pro  animae   meae  et  genitore  meo  Riculfo  et 
genetrice   mea  Erraengarde,   et  germano  meo  Gaustberto 
et  Bonifacio*)  et  sorore  mea  Waldradane  .  .  anno  777. 
Auch  hieraus  geht  deutlich  hervor,  dass,  während  wir  in 
anderen    Fällen    Söhne,  über    deren    Geschwister  sich  nichts 
sicheres   ermitteln  lässt,   im  Besitz   der  gesammten  elterlichen 
Hinterlassenschaft  finden,  hier,  wo  die  Existenz  einer  Schwester 
bezeugt  ist,    das  Vermögen  des  Bruders    sich  wiederum   zu- 
sammensetzt aus   dem,   was   er    gemeinschaftlich    mit  seinem 
Bruder  empfangen,  also  dem  väterlichen  Erbe,  und  aus   seinen 
sonstigen  Erwerbungen,   während  eines  matemum  keine  Er- 
wähnung geschieht,   vermuthlich   deshalb,   weil  eine  Schwester 
vorhanden  war,  Waldrada,  an  die  es  gefallen  sein  musste. 


^)  Auch  nach  Bninner  L.  S.  p.  1187  lässt  die  Mitwirkung  des  Sohnes  bei 
Veräusserungeu  der  Eltern,  wie  sie  sich  in  baierischen  Urkimden  aus  der  Zeit 
der  Agiloliinger  bei  gemeinschaftlichen  Vergabungen  findet,  darauf  schliessen, 
dass  ihm  ein  Erbrecht  an  dem  betre£fenden  Gate  zustand. 

')  Oesterley,  Historisch-Geographisches  Wörterbuch  des  Mittelalters  1883. 
8.  y.  hemncouilla. 

»)  Der  Ort  fehlt  bei  Oesterley. 

*)  Auch  Molsheim  genannt  nach  Oesterley  s.  v.  Wolxheim. 

')  Spmner-Menke,  Handatlas  des  Mittelalters  1880.    Karte  Nr.  35. 

•)  Wohl  der  Gemahl  der  Waldrada. 
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Danach  war  bei  dea  AUemanaen  das  Weib  wahrBcheinlich 
im  Erbrecht  den  Männern  gegenüber  nicht  zurückgesetzt,  sondern 
gleichgestellt,  indem  der  Tochter  die  mütterliche  Erbschaft  eben 
so  ausschliesslich,  wie  dem  Sohne  das  patemum,  zufiel,  sie  erst 
beim  Fehlen  von  Brüdern  auch  in  das  väterliche  Gut  succe- 
dirte^),  was  sich  im  umgekehrten  Fall  in  genau  derselben 
Weise  wiederholt  haben  dürfte.  Ihren  Sohn  beerbte  die  Mutter 
wahrscheinlich  nur,  wenn  der  Vater  vorverstorben  war*);  dagegen 
müssen  wir  unmittelbares  Erbrecht  gegenüber  der  Tochter  an- 
nehmen, wofür  jedoch  kein  Zeugniss  erhalten  scheint.  In  der 
Seitenlinie  ist  ein  Erbrecht  der  Schwester  gegenüber  dem 
Bruder  nachweisbar');  doch  ist  ein  Vererben  zunächst  unter 
den  durch  das  gleiche  Geschlecht  verbundenen  Geschwistern 
anzunehmen^). 

Diesem  Resultat  widersprechen  auch  nicht  die  Vorschriften 
der  L.  Alam.,  die  aber  in  ihrer  Unvollständigkeit  nur  die  Erb- 
folge in's  väterliche  Vermögen  regeln,  von  der  hereditas  materna 
jedoch  nur  den  bereits  erwähnten  singulären  Satz  geben,  dass 
diese  dem  einzigen  Kinde,  gleichgültig  ob  Knabe  oder  Mädchen, 
zufalle. 


§  12. 

Das  baierische  Recht 

Dieselbe  Controverse,  die  uns  im  allemannischen  Erbrechte 
begegnete,  kehrt  im  baierischen  wieder.  Während  die  Mehr- 
zahl der  Gelehrten*)  die  Tochter  nur  dem  Sohne  nachstehen 
lässt,  räumen  Walter  und  Eichhorn^,  beide  ohne  Begründung, 

')  Neugart  Nr.  254,  321. 

•)  Zeusfl  Nr.  103.    Wartmann  Nr.  61. 

*)  Wartmann  IT.  Anhang  B.  Nr.  18.  Hier  bemächtigt  sich  die  Schwester 
der  Ländereien  ihres  verstorbenen  Bmders,  die  er  vor  seinem  Tode  einem 
Kloster  tradirt  haben  soUte,  unter  Bestreiten  dieser  Schenkung. 

^)  Darauf  deatet  das  gegenseitige  Beerben  von  Brüdern.  Nengart  Nr. 
119,  491. 

*)  Laboulaye  Rech.  p.  92.  Ganpp  Sachsen  p.  107.  Beseler  £.  V.  m. 
p.  265.  Schroeder  Geschichte  p.  114.  Quitzmann  p.  188.  Niatta  p.  342. 
Gengier  p.  640.    Glasson  p.  597. 

•)  Eichhorn  I.  p.  374.    Walter  n.  §  580. 
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auch  noch  dem  Enkel  ein  Vorzugsrecht  ein,  schränkt  dagegen 
Schaffner^)  unter  Citirung  der  L.  Bai.  l,i')  die  Zurücksetzung 
der  Töchter  auf  das  Stammland  ein.  Aber  wohl  nur  die  Aehn- 
lichkeit  mit  der  entsprechenden  Stelle  des  burgundischen  Ge- 
setzes (L.  Burg.  1,1)  hat  Schaffner  veranlasst,  hier  ein  Erbgut 
anzunehmen,  wo  nur  der  Grundsatz  ausgesprochen  ist,  dass  der 
Vater  seinen  Kindern  einen  Theil  seines  Vermögens  hinterlassen 
müsse  und  erst  über  den  Best  nach  Belieben  für  fromme  Zwecke 
verfügen  dürfe. 

Allein  die  Annahme  einer  erbrechtlichen  Zurücksetzung 
der  Weiber  überhaupt,  gleichviel  in  welchem  Umfange,  dürfte 
kaum  den  Thatsachen  entsprechen.  Zum  Beweis  wird  nament- 
lich angeführt,  dass  an  ein  paar  Stellen  das  Gesetz  nurfratres 
im  Besitz  der  hereditas  patris  sein  lasse,  dass  die  bereits  ei* 
tirte  L.  Bai.  1, 1  ein  Pflichttheilsrecht  nur  für  Söhne  begründe, 
dass  endlich,  wo  Töchter  als  Erbinnen  genannt  seien,  dies 
immer  erst  an  zweiter  Stelle  oder  durch  Partikeln,  wie  aut 
und  nee,  vermittelt  geschehe. 

L.  Bai.  2, 7 :  .  .  quod  filii  eins  aut  filiae  possideant  heredi- 

tatem  eins. 
15, 7 :  De  viduis,  que  post  mortem  mariti  si  in  viduitate 
permanet,  equalem  inter  filios  suos  .  .  habeat  por- 
tionem. 
15, 8 :  Quodsi  mater  ad  alias  nuptias  forte  transierit,  ea  die 
usufructuariam  poi*tionem  .  .  filii  inter  reliquas  res 
patemas  qui  ex  eo  nati  sunt  coniugio  vindicabunt. 
Mater  vero  si  habet  proprias  res  et  cum  dote  sua 
quod  per  legem  habet  egrediat;  et  si  ibi  filios  nee  fi- 
lias  generavit,  post  mortem  eins  omnia  que  de  filüs 
suis  detulit,  ad  illos  revertatur. 
15,9.  üt  fratres  hereditatem  patris  aequaliter  dividant; 
quamvis  multas  mulieres  habuisset  et  totas  liberas 
fuissent  de  genealogia  sua  aut  quas  non  aequalite 
divites,  unus  quisque  hereditatem  matris  suae  posr 
sideat,    res  autem  patemas  aequaliter  dividant  .  . 


^)  Sch&ffiner  p.  273. 

*)  üt  si  qois  über  persona  Tolnerit  et  dederit  res  saas  ad  eocleeiam 
licentiam  habeat  de  portione  sua,  postquam  cwn  fiUis  suis  partivit. 
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15,  10.  De  eo,  qni  sine  fllios  et  filias  mortuus  est  .  .  si 
autem  maritns  mortuus  est  eius,  que  nee  filios  nee 
filias  .  .  habet  .  . 

Doch  der  zuletzt  genannte  Umstand,  auf  welchen  namen1>- 
lich  Zimmerte *)  Gewicht  legt,  dürfte  kaum  all  zu  schwer  in 
die  Wagschale  fallen.  Denn  wir  hatten  schon  wiederholt  Ge- 
legenheit darauf  hinzuweisen,  dass  die  Gesetzgeber  jener  Zeit 
ihre  Ausdrucke  durchaus  absichtslos  wählten,  weil  die  Gesetze, 
damals  noch  in  weiten  Kreisen  des  Volkes  selbst  lebendig, 
keine  Gefahr  liefen  durch  strenge  Wortinterpretation  der 
Rechtskundigen  falsch  ausgelegt  zu  werden.  Eine  Ansicht,  die 
sich  auf  dies  Moment  aUein  stützte,  wären  wir  darum  berech- 
tigt, von  vorne  herein  als  unwahrscheinlich  zurückzuweisen. 
Das  ist  hier  freilich  nicht  der  Fall;  aber  auch  der  zweite 
Grund,  der  von  einem  nur  Söhnen  zuerkannten  Pflichttheils- 
recht  spricht,  dürfte  nicht  mit  Sicherheit  aus  dem  Gesetzestext 
zu  folgern  sein,  der,  wie  Merkel*)  betont,  ein  Veräusserungs- 
verbot  enthält  zu  Gunsten  der  Descendenten,  der  Kinder  über- 
haupt, nicht  der  männlichen  Nachkommenschaft  allein. 

Anders  steht  es  freilich  mit  dem  an  erster  Stelle  angeführten 
Umstand,  wonach  nur  Söhne  als  Besitzer  der  väterlichen  Hin- 
terlassenschaft genannt  seien,  gegen  dessen  Richtigkeit  sich 
allerdings  nichts  einwenden  lässt.  Dabei  bliebe  aber  immer 
noch  auffallend,  dass  ein  so  wichtiger  Rechtssatz,  wie  der  des 
Ausschlusses  der  Weiber  von  der  gesammten  Erbfolge  durch 
die  Söhne,  mit  keinem  Worte  in  dem  Gesetz  selbst  aufgestellt 
ist,  wie  wir  es  bei  fast  allen  übrigen  Völkerschaften,  die  eine  Zu- 
rücksetzung der  Weiber  kennen,  gefunden  haben*).  Ausserdem 
werden  auch  in  unserem  Gesetz  mehrmals  propriae  res  von 
Frauen  genannt  (15,8,  lo),  die  nicht  aus  Schenkungen  ihrer  Ehe- 
gatten stammen,  nach  der  herrschenden  Ansicht. also  ein  Fehlen 
von  Brüdern  voraussetzen  würden.  Von  einem  solchen  schweigen 
jedoch  die  betreffenden  Stellen.     Nach  L.  Bai.  7,  i*  *)  handelt 


^)  Zünmerie  p.  268.    Anm.  10. 

«)  Merkel  in  Z.  S.  f.  E.  G.  H.  p.  138,  141. 

^  L.  Sal.  tit.  de  alod.  §  ult.  L.  Rib.  eod.  tit  §  ult.  Ed.  Rot.  181. 
L.  Burg.  14, 1.  L.  Sax.  cp.  41.  L.  Angl.  et  Wer.  §  26,  nicht  in  der  L.  Fris., 
die  das  Erbrecht  selbst  gar  nicht  behandelt. 

^)  . . .  qnjidqaid  de  rebus  parentma  IM  adduzit. 
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es  sich  dabei  um  solche  Gegenstände,  welche  die  Weiber  bei 
ihrer  Verheirathung  von  dem  elterlichen  Hause  empfingen.  Nach 
einzelnen  Urkunden  ^)  ist  aber  deren  Umfang  so  bedeutend,  dass 
es  begreiflich  erscheint,  wenn  die  Schwestern  in  derartigen 
Fällen  neben  Brüdern  keinen  weiteren  Anspruch  auf  die  Erb- 
schaft machen  durften.  Aus  diesem  normalem  Fall  erklärt  es 
sich,  wenn  im  Gesetze  selbst  und  in  zahlreichen  Urkunden  nur 
Brüder  als  Erben  genannt  sind*).  Daneben  finden  sich  denn 
natürlich  auch  Weiber  im  Besitz  des  elterlichen  Nachlasses, 
deren  Vorkommen  all  zu  häufig  ist,  um  mit  Quitzmann')  hier 
überall  einen  Mangel  erbfähiger  Brüder  anzunehmen*).  Er 
sucht  diese  angebliche  Zurücksetzung  der  Schwestern  in  der 
ganzen  Hinterlassenschaft  auch  mit  einer  Urkunde  zu  belegen^), 
die  indessen  für  unseren  Zeitraum  ganz  unerheblich  ist,  da  sie 
erst  unter  Bischof  Egilbert  von  Freisingen  im  11.  Jahrhundert 
hergestellt  worden.  Dagegen  fehlt  es  nicht  an  Gründen,  die  unsere 
Ansicht,  nach  welcher  die  nicht  vermählte  Schwester  gleiches 
Erbrecht  mit  dem  Bruder  genoss,  unterstützen.  Neben  Nach- 
richten, die  uns  Geschwister  verschiedenen  Geschlechts  im  ge- 
meinsamen Besitz  desselben  Landes  zeigen^),  liegt  eine  Ur- 
kunde aus  der  mittleren  Zeit  Karls  des  Grossen  vor,  welche 
alle  Zweifel  heben  dürfte: 

Meichelbeck  Nr.  118. 
Dum  resedissent  missi  Serenissimi  Augusti,  Arnone  sci- 
licet  Archiepiscopo,  Audulfo  Comiti,  Adalwino  Episcopo, 
Deotkero  Abbate,  atque  Werinhario  Com.  in  loco,  qui 
dicitur  Reganespuruch  ad  universorum  causas  audiendas, 
vel  recta  iudicia  terminanda,  ibique  adveniens  quaedam 
femina  nomine  Engilfrit  Deo  Sacrata  Advocato  Attoni 
Episcopo  nomine  Kaganhart,  interpellabat  pariter  et  ger- 


»)  Meichelbeck  Nr.  29.    Ried  Nr.  59. 

«)  Tr.  Lun.  Nr.  as,  119,  123,  136.    Tr.  Pat.  Nr.  13.    Meichelbeck  Nr. 
162,  466. 

')  Quitzmann  p.  184. 

*)  Meichelbeck  Nr.  169,  463,  484,  574.     Ried  Nr.  35.     luvavia  cp. 

XU,  xm. 

«)  Meichelbeck  Nr.  1213. 
•)  lavavia  cp.  XXI: 

Grarnan  dedit  pro  se  et   matre   sna  et  sorore  proprium  illonun 

commiiniter  in  TiUa  Moringen. 
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manus  suus  Enndperth,  dam  dicerent,  eo  quod  hereditate 
paterna  iniuste  possideret  Episcopus  suus,  id  est  Ecclesia, 
et  rebus  in  loco,    qui  nuncupatur  Paldilinkirke,  qui   po- 
nitur  ad  Lintun.     Sed  ipse  Kaganhart  taliter  reddit  re- 
spoDSum:    rebus  quam   quaeritis  ante  hos  annos   tradita 
est  nobis  ab  illustri  viro  nomine  ...  et  pro  hoc  in  nostra 
portione  iure  ecclesiae  nostrae  possidemus.    Tunc  ipsi  prae- 
fati  missi  hanc  causam  puriter  et  diligenter  inquirentes  in- 
venerunt.   qualiter  cum  VII  sacramentales  coram  Audulfo 
comite   ad   feldum  confirmatum  fnit,    quod  plus  legitime 
staret  in  dato  supradicto  viro  ad  ipsam  Ecclesiam,  quam 
eis  reddere  in  hereditatem,  et  statim  difflnitum  est  in  ipso 
placito,  et  habeat  ipsas  res  ipse  Episcopus  ad  suam  Ec- 
clesiam Omnibus  diebus  evindicatas  et  sit  inter  eos  in  post 
modum  de  hac  re  deflnita  et  inconvulsa  causatio.    Actum 
Reganespurc  Civitate  publica  die  XI  mensis  Junii  anno 
XXXIII  et  secundo  regnante  et  imperante  Domno  nostro 
Karolo  Serenissimi  Augusti.  Testes  .  .  . 
Die  unverheirathete  Engilfrit  erhebt  hier  gemeinschaftlich 
mit  ihrem  Bruder  Klage,  dass  ihnen  ein  Theil  der  väterlichen 
Hinterlassenschaft  unrechtmässig  von  der  Kirche  vorenthalten 
werde.     Der  angegriffene  Bischof  macht  dem  gegenüber  nicht 
einmal  den  Versuch,  die  Aktivlegitimation  des  Mädchens,  dessen 
Klage  Kundperth,  der  nur  an  zweiter  Stelle  genannt  ist,  sich 
erst  angeschlossen  zu  haben  scheint,  anzufechten,  wozu  er  nach 
der  herrschenden  Meinung,  welche  Weiber  neben  Brüdern  vom 
Erbrecht  ausschliesst ,  vollauf  berechtigt  gewesen  wäre.    Dass 
die  Klage  zu  keinem  günstigen  Resultat  führt,  ist  ohne  Belang 
hinsichtlich  der  Beweiskraft  der  Urkunde  dafür,  dass  bei  den 
Baiem  gleiches  Erbrecht  der  Weiber  mit  Männern  geherrscht 
habe,  soweit  es  nicht  durch  die  Mitgift  ersetzt  wurde. 


§  13. 

Das  angelsächsische  Recht. 

Auch  bei  den  Angelsachsen  hat  man  eine  Zurücksetzung 
der  Weiber  in  ihrer  erbrechtlichen  Stellung  finden  wollen,  frei- 
lich nie  in  so  ausgedehntem  Masse,   wie  es  bei  Langobarden 
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oder  Thüringern  der  Fall  gewesen.  Nur  Turner,  der  den  angel- 
sächsischen Frauen  „dieselbe  wichtige  und  unabhängige  Stellung 
in  der  Gesellschaft,  die  sie  heute  gemessen*',  zuschreibt,  lässt 
sie  selbst  Ländereien  frei  erben  und  vererben  ^).  Auch  Black- 
stone giebt  in  seiner  hier  etwas  unklaren  Darstellung  die  Mög- 
lichkeit einer  Periode  völliger  Gleichheit  beider  Geschlechter 
zu,  welche  durch  die  Gesetze  der  dänischen  Eroberer  hervor- 
gerufen worden  wäre;  es  sei  derselbe  indessen  in  der  früheren 
Sachsenzeit,  entsprechend  der  Strenge  des  continentalen  Sachsen- 
rechts, eine  Zurücksetzung  der  Weiber  voraufgegangen,  und 
noch  vor  der  normannischen  Eroberung,  durch  das  Eindringen 
feudaler  Principien,  Verbindung  von  Kriegspflicht  und  Landbe- 
sitz, veranlasst,  eine  eben  solche  Zurücksetzung  gefolgt  *) ;  doch 
habe  die  Tochter  vor  allen  Seitenverwandten  den  Vorzug  ge- 
habt und  unter  letzteren  im  Erbfalle  das  mämiliche  Geschlecht 
alle  Weiber  ausgeschlossen*). 

In  neuerer  Zeit  glaubte  man  die  Zurücksetzung  mit  einer 
Unterscheidung,  welche  englische  Urkunden  in  Ländereien 
machen,  in  Verbindung  bringen  zu  können. 

Philipps,  dem  sich  Gans^)  anschliesst,  beschränkte  die  Zu- 
rücksetzung der  Weiber  auf  das  Bocland,  nach  seiner  Auf- 
fassung jenes  Land,  das  vom  König,  adligen  oder  geistlichen 
Herren  zu  Lehen  ausgethan  wäre  und  worauf  die  Pflicht  zum 
Kriegsdienst  hafte,  v.  Sybel  dagegen  glaubte  dasselbe  vom 
Folclande  annehmen  zu  dürfen,  das  er  mit  der  terra  Salica  der 
Franken  auf  eine  Linie  stellt^),  das  also  den  Charakter  des 
Stammeigen  getragen  habe.  Allein  beide  geben  ihre  Ansichten 
ohne  Beweis,  zu  welchem  Philipps  erst  gar  keinen  Versuch 
macht,  während  v.  Sybel's  Berufung  auf  die  Leges  Henrici  I 
unmöglich  als  ein  solcher  betrachtet  werden  kann.  Denn  diese 
Gesetzsammlung  ist  eine  blosse  Privatarbeit,  die  den  Rechts- 
zustand einer  Periode  schildern  soll,  von  welcher  der  Verfasser 
fast  hundert  Jahre  entfernt  lebte,  und  die  darum  nur  mit  der 
äussersten  Vorsicht  zu  benutzen  ist,  so  dass  auf  ihre  alleinige 

^)  Turner  p.  108,  113—115. 

*)  Blackstone  p.  212  ff. 

')  Blackstone  p.  214,  234. 

*)  Phüipps  p.  137.    Gans  IV.  p.  307. 

»)  V.  Sybel  p.  436. 
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Autorität  hin  der  Ausschluss  der  Weiber  vom  Folclande  nicht  an» 
genommen  werden  kann^). 

Die  Untersuchungen  Maurer^s,  der  sich  vornehmlich  auf 
Eembie^)  stützt,  machen  es  indessen  wahrscheinlich,  dass  über- 
haupt mit  den  Begriffen  Boc-  und  Folcland  für  die  erbrecht- 
liche Stellung  der  Weiber  keine  Entscheidung  gewonnen  wird. 

Die  Niederlassungen  der  Angelsachsen  in  Britannien  er- 
folgten danacli,  ähnlich  wie  bei  den  Franken,  nicht  seitens  ein- 
zelner, sondern  von  zusammenhängenden  Scharen.  Aber  von 
vorne  herein  herrschte  der  wichtige  Unterschied,  dass, 
während  bei  den  Franken  der  Gemeinde  das  Eigenthum  an  der 
ganzen  villa  zustand,  bei  den  Angelsachsen  sofort  ein  Tbeil  des 
Landes  als  wirkliches  Privateigenthum  von  einzelnen  occupirt 
oder  einzelnen  zugewiesen  wurde,  das  sogenannte  edhel,  und 
nur  ein  Theil  im  Gesammtbesitz  der  Genossenschaft  verblieb, 
die  Mark,  mearc.  Dasjenige  Land  dagegen,  das  weder  Eigen- 
thum einzelner  noch  der  Gemeinden  war,  wurde  vom  Volk  als 
Einheit  in  ungetheiltem  Besitz  behalten,  wovon  es  den  Namen 
Folcland  bekam.  Die  Verfügung  darüber  stand  beim  Könige, 
der  es,  nach  Anhörung  des  Reichstages,  in  kleineren  Stücken 
an  Privatleute  zur  Bebauung  überwies,  jedoch  ohne  die  Ver- 
pflichtung es  auch  ihren  Erben  zu  belassen,  wenn  dies  auch 
thatsächlich  zu  geschehen  pflegte^).  Bei  diesem  Folcland  im 
engeren  Sinne  blieb  also  immer  die  Idee  herrschend,  dass  es 
sich  um  abhängigen,  nicht  vollfreien  Besitz  handle^).  Doch 
darüber,  ob  es  auf  Weiber  unübertragbar  war,  erfahren  wir 
nichts,  eine  Annahme,  die  m.  E.  auch  nicht  durch  die  ge- 
zwungenen Ausführungen  Schmidt's  zum  Cod.  dipl.  Sax.  Nr.  317 
bestätigt  wird^).  Unter  Bocland  sind  dagegen  diejenigen  Theile 
des  ursprünglichen  Folclaudes  zu  verstehen,  bei  denen  das  Be- 
sitzrecht des  einzelnen  Privaten  sich  auf  Urkunde  stützt, 
„Briefländer",  die  gleich  vollfreiem  Eigen  vererblich  und  ver- 
äusserlich    sein  konnten,   also   oft  nur  schwer  vom  Edhel   zu 


^)  Schmidt  Einleitung  p.  LXIX. 

»)  Maurer  K.  Ü.  p.  96  ff.    Kemble  I.  p.  90  ff. 

')  Wegen  der  ähnlichen  Landschenknngen  bei  den  Franken  cf.  p.  25,  30. 

*)  Kemble  I.  p.  289. 

^)  Schmidt  Glossar  s.  t.  folciand. 
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unterscheiden  waren  ^).  Andererseits  kommen  auch  hier  Be- 
schränkungen vor;  so  ist  ein  Erbrecht  nur  der  Schwertmagen 
constituirt  im  Cod.  dipl  Sax.  No.  147,  299,  Urkunden,  aus 
denen  man  sogar,  wenn  derartige  specielle  Abreden  nicht  ge- 
troffen waren,  vielleicht  einen  BQckschluss  auf  ein  sonst  gleiches 
Erbrecht  der  Weiber  mit  Männern  machen  dürfte.  Auffallend 
bleibt  endlich,  dass  die  Gesetze,  wenn  sie  erbrechtliche  Be- 
stimmungen treffen,  niemals  den  Gegensatz  von  Folc-  und  Boc- 
land  berücksichtigen,  eine  weitere  Bestätigung  dafür,  dass  diese 
Begriffe  für  das  Erbrecht  belanglos  waren. 

V.  Amira^)  dehnt  darum  den  Vorzug  der  Söhne  auf  alle 
Liegenschaften  aus,  während  die  übrigen  Verwandten  durch 
die  Tochter  ausgeschlossen  würden,  Gaupp  *)  dagegen  giebt  dem 
Zweifel  Raum,  ob  überhaupt  eine  bestimmte  Regel  für  die  erb- 
rechtliche Stellung  der  Weiber  bei  den  Angelsachsen  aufzu- 
stellen sei. 

Aber  eine  unparteiische  Betrachtung  der  Quellen  muss 
m.  E.  den  ganzen  Gedanken  einer  Zurücksetzung  der  Weiber 
wankend  machen,  dessen  Annahme  auch  hier  nur  die  einmal  so 
fest  eingewurzelte  Idee  veranlasst  hat,  dass  bei  allen  Ger- 
manen zur  Zeit  der  Volksrechte  ein  Vorzug  des  Mannsstammes 
bestanden  habe,  ohne  dass  je  wirkliche  Beweise  dafür  gegeben 
worden  sind. 

Aus  der  vordänischen  Epoche  sind  nur  zwei  hierher  ge- 
hörige Gesetze  erhalten,  ein  kentisches  von  den  Königen 
Hlothar  und  Eadric  um  675,  und  ein  westsächsisches  von  Ine 
c.  725. 

Hl.  u.  E.  6. 
Gif  ceorl   äcwyle   be  libbendum   wife   and   bearne,  riht 
is  t)aet  hit,  {)aet  bearn  medder  folgige,  and  him  man  an 
his  faedering  —  magum  wilsumne  berigean   geselle,   his 
feoh  to  healdenne,  öd  f)aet  he  X  wintra  sie. 
Ine  38. 

Die  Frau  eines  verstorbenen  ceorl  soll  Alimente  bekommen 
für  ihr  Kind  .  . 


»)  Maurer  K.  Ü.  p.  110. 

')  V.  Amira  p.  94. 

')  Gaupp  Sachsen,  p.  168. 
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Healden  ^ä  maegas  J)one  frumstöl,   6d  I)aet  hit  gewin- 
tret  sie. 

Beide  Gesetze  bestimmen,  dass  eines  Hausvaters  nächster 
Erbe  dessen  Kind  sei,  wobei  nicht  im  entferntesten  auf  einen 
etwa  durch  das  Geschlecht  hervorgerufenen  Unterschied  in  der 
Erbfähigkeit  angespielt  wird.  In  Ine's  Verordnung,  wo  nament- 
lich von  frumstöl,  dem  Hauptsitze  ^),  die  Kede  ist,  findet  sich 
kein  etwaiges  Vorerbrecht  der  Schwertmagen  darauf,  wenn  das 
überlebende  Kind  weiblichen  Geschlechtes  ist,  wie  es  nach 
V.  Sybel  der  Fall  sein  müsste;  nur  die  Verwaltung  des  einem 
noch  nicht  zehnjährigen  Kinde  Mnterlassenen  Gutes  ist  den 
Verwandten  vom  Mannsstamme  vorbehalten,  also  ausdrucklich 
kein  Erbrecht. 

Es  fehlen  auch  nicht  andere  Beweise  aus  jener  Zeit,    wo- 
nach einzige  Töchter  den  gesammten  Besitz  ihrer  Eltern  erbten. 
So  erzählt  Eädgifa  im  Jahre  961,  wie  sie  ihr  Land  bekommen : 
Et  quia  (pater)  nee  filium  nee  filiam  nisi  me  habuit,  hae- 
redem  me  fecit  illius  terrae  et  omnium  terrarum  suarum  *). 
Dass   auch   in    der   Seitenlinie,    entgegen    der    Annahme 
Blackstone's,   kein  Vorzug  des  Mannsstammes   bestanden^   ist 
durch  eine  Notiz  der  Historia  Eliensis  bezeugt,  nach  welcher 
die  Beerbung  von  Brüdern  auch  durch  Schwestern  erfolgte. 
Hist.  Eliens.  1, 7: 
Der  Bischof,    den   Leonricus   für   die  Consecrirung   einer 
Capelle  mit  reichen  Geschenken  belohnen  will,  weist  diese  zu- 
rück, wobei  er  dem  Leonricus  und  seiner  Gemahlin  entgegnet: 
„Charissimi,  nolo  argentum  vestrum,  nee  ista  munera,  sed 
haec  omnia  sint  vestra,  tantummodo,  charissime  Leonrice, 
annue,   ut   terram   sororum   tuarum   mihi   emere    liceat, 
scilicet  Vni  hydas   in  Stretham,    quas  Leofricus^)  frater 
earum  moriens  eis  dimisit''. 

Gegen  Ende  derselben  Periode  fanden  auch  Testamente 
raschen  Eingang,  wie  die  Verordnung  Cnut's  beweist. 


*)  Nach  Bmnuer  p.  89. 

»)  Cod.  dipl.  Sax.  Nr.  1237,  ähnlich  1.  c.  Nr.  91,  220.    Hist.  Eliens.  I,  9. 

»)  Gale  hat  hier  Leonricns,  offenbar  eme  Verwechslung  mit  der  nächsten 
Zeile,  wo  sein  Text  „Leofricns  libens  annnit"  lantet,  statt  des  zweifellosen 
^Leonricns  libens'^  a.  s.  w. 
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Cn.  n,  70. 

And   gif  hwä   cwydeleäs  of  I)yssum   life  gewite,   s^  hit 

|)urli  his  gtmeleäste,  s^  hit  ^urh  faerlicne  deäd  .  . 
Hier  werden  Verfügungen  über  das  Vermögen  durch  Te- 
stament als  so  selbstverständlich  vorausgesetzt,  dass  diesBechts* 
Institut  schwerlich  erst  unter  der  Dänenherrschaft  eingeführt 
worden  ist.  Hätte  also  das  Weibererbrecht  jemals  gewissen 
Schranken  unterlegen,  was  jedoch  nach  den  citirten  Gresetzen 
durchaus  unwahrscheinlich  ist,  so  wäre  auch  im  Testament  ein 
Mittel  vorhanden  gewesen,  es  demjenigen  der  Männer  völlig 
auszugleichen. 

Die  dänische  und  normannische  Eroberung  änderten  an 
dissen  Verhältnissen  nichts.  Cnut  spricht  es  abermals  deutlich 
aus,  dass  die  Kinder  dem  Vater  im  gesammten  Nachlasse 
folgen,  ohne  Vorzug  der  Söhne. 

Cn.  II,  72. 

And  f)äer  se  bonda  säet  uncwyd  and  unbecrafod,   sitte 

|>aet  wif  and  |)&  cild  on  |)äm  ylcan  unbesacen  .  . 

Wilhelm  I  wiederholt  diese  Vorschrift  mit  dem  ausdrück- 
lichen Zusatz,  dass  der  Antheil  jedes  Kindes  am  Vermögen 
seines  ohne  Testament  verstorbenen  Vaters  dem  der  anderen 
gleich  sein  solle. 

Wil.  I.  34. 

Si  home  mort  senz  devise,  si  depertent  les  enfants  Terit^ 

entre  sei  per  uvel. 

Bei  dieser  völligen  Gleichstellung  der  beiden  Geschlechter 
in  erbrechtlicher  Beziehung  finden  denn  auch  die  zahlreichen 
Fälle*),  in  welchen  uns  Weiber  im  Besitz  von  Ländereien  be- 
gegnen, die  ihnen  sicherlich  nicht  aus  Geschenken  seitens  ihrer 
Ehemänner  zugekommen  sein  können,  ihre  ungezwungenste  Er- 
klärung. Häufig  werden  Landverleihungen  ohne  Unterschied 
an  Männer  und  Weiber  vorgenommen,  wobei  die  Erwerber  das 
Eecht  erhalten  sich  selbst  beliebige  Nachfolger  zu  bestimmen, 
(terra  conceditur  in  aetemum  hereditatem)  ^),  ein  neuer  Beweis, 

*)  Cod.  dipl.  Sax.  Nr.  232,  229,  499,  771,  818,  906,  950,  806.  Hist 
BAmeB.  27,  28.  Hist.  Eliens.  I,  6,  12,  31.  II,  7,  30.  Guilel.  Malmesb.  de  West- 
buri  et  Othalee  (Gale  I.  p.  322.) 

«)  cod.  dipl.  Sax.  Nr.  298,  392,  418,  526,  868,  1136,  1181  (Verleihungen 
an  Weiber),  217,  224,  288,  386,  471,  632,  736,  784  (an  Männer). 
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dass  man  beide  Geschlechter  für  den  Grundeigenthumserwerb, 
dessen  Species  doch  das  Immobiliarerbrecht  ist,  gleich  befähigt 
hielt.  Endlich  felilt  es  niclit  an  letztwilligen  Verfügungen, 
welche  Söhne  und  Töchter  in  gleicher  Art  bedenken,  ohne  dass 
der  Erblasser,  wie  es  in  fränkischen  Urkunden  so  häufig  der 
Fall  ist^),  sich  veranlasst  fühlt,  diese  GleichstelUmg  als  eine 
irgend  wie  von  der  heri-schenden  Sitte  abweichende  zu 
bezeichnen  ^). 

Unserer  Annahme  widersprechen  auch  nicht  die  von 
Brunner  *)  für  das  Vorhandensein  fideikommissähnlicher  Institute, 
die  dein  Mannsstamm  ausdrücklich  ein  Gut  vorbehalten,  an- 
geführten angelsächsischen  Urkunden  (Cod.  dipl.  Sax.  No.  147, 
299,  169),  da  es  sich  bei  ihnen  um  besondere  Verhältnisse 
handelt,  unter  denen  ein  Abweichen  von  den  Grundsätzen  der 
gewöhnlichen  Erbfolge  nichts  auffallendes  hat. 

Die  ersten  beiden  Fälle  betreffen  Landschenkungen  seitens 
des  Königs.  Da  solche  Vergabungen,  wie  wir  bereits  im  frän- 
kischen Recht  sahen,  meist  in  der  Absicht,  den  jeweiligen  In- 
haber des  geschenkten  Gutes  zum  Kriegsdienst  heranziehen  zu 
können,  erfolgten,  so  ist  die  Anordnung,  dies  Land  nur  dem 
sexus  virilis  zu  vererben,  durchaus  erklärlich. 

No.  169  enthält  die  Verfügung  eines  Geistlichen,  der  sein 
Land  auf  seine  genealogia  vererbt : 

.  .  quamdiu  in  mea  prosapia  tarn  sapiens  et   praesciens 

invenire  potest,  qui  rite  et  monastice  aecclesiasticam  nor- 

mam  regere  queat  .  . 

Derartig  qualifizirte  Erben  müssen  aber  selbstverständlich 
dem  Mannsstamme  angehören.  Der  hier  angeordnete  vollstän- 
dige Ausschluss  der  Weiber  kann  deshalb  m.  E.  nicht  zum 
Beweis  auch  nur  ihrer  Zurücksetzung  bei  Landvererbuugen 
geltend  gemacht  werden. 

Ganz  entgegengesetzt  lauten  zwar  die  Bestimmungen  der 


»)  Marc,  n,  12: 

.  .  sed  ego  perpendens  hanc  impietatem,  Riciit  mihi  a  Deo  aequali 
donati  estis,  filii,  ita  .  .  et  de  res  meas .  .  aequaiiter  g;ratuleti8  .  . 
Auch  Form.  Sen.  49. 
•)  Cod.  dipl.  Sax.  Nr.  256,  1067.    ffist.  Rames.  29. 
•)  Bnmner,  Zur  Rechtsgeschichte  der  rr>mi8chen  und  germanischen  Ur- 
kunde I.  1880.  p.  191  fg. 

Opet,  die  erbrechtliche  Stellang  der  Weiber.  « 
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leges  Henrici  I.  cp.  70  §  20,  welche  mit  ziemlich  denselben 
Worten  die  Vorschriften  der  L.  Rib.  wiedergeben: 

Si  quis  sine  liberis  decesserit,  pater  ant  mater  eins  in 
haereditatem  succedant;  vel  frater  aut  soror,  si  pater  ant 
mater  desint;  si  nee  hos  habeat,  soror  patris  vel  matris: 
et  deinceps  in  quintum  geniculnm.  quicunque  propinquiores 
in  parentela  fuerint.  hereditario  iure  succedant;  et  dum 
virilis  sexus  extiterit,  et  hereditas  ab  inde  sit,  femina 
non  hereditetiir. 

Aber  schon  oben  wurde  bemerkt,  dass  diese  Privatarbeit 
keinen  Anspruch  auf  gleiche  Autorität  hat,  wie  die  übrigen 
wirklichen  Gesetze,  und  dass  der  gelehrte  Verfasser  sich  durch 
die  Verhältnisse,  die  ihn  umgaben,  leicht  verleiten  lassen  konnte, 
Bestimmungen  seiner  Zeit,  die  inhaltlich  ungefähr  dem  Wort- 
laut der  ihm  durch  seine  Studien  bekannten  L.  Rib.  entsprachen, 
für  geltendes  Recht  einer  Periode  zu  halten,  welcher  die  aus- 
gebildeten Lehnseinrichtungen  der  Normannen  ganz  unbekannt 
gewesen. 

Nach  air  diesen  Erwägungen  dürfte  es  wohl  mehr  der 
Wiiklichkeit  entsprechen,  bei  den  Angelsachsen  dem  Weib 
keine  besondere  erbrechtliche  Stellung  anzuweisen,  als  mit  der 
herrschenden  Meinung  auch  hier  eine  Zurücksetzung  finden  zu 
wollen,  für  die  es  an  jedem  Beweise  mangelt. 


§  14. 

Resultat. 

Die   wesentlichen   Ergebnisse    der   vorhergehenden  Unter- 
suchung lassen  sich  auf  folgende  Sätze  zurückführen,   welche 
die  charakteristischen   Merkmale    der    erbrechtlichen    Stellung 
der  Weiber  in  der  Zeit  der  Volksrechte  darstellen: 
I.   Die  herrschende    Meinung   von    einer  durchgängigen  Zu- 
rücksetzung der  Weiber   ist  in^thümlich.     Nicht  nur  die 
Westgothen    haben    Gleichstellung    beider    Geschlechter ; 
auch   Ostgothen   und   Angelsachsen,  w-ahrscheinlich  auch 
Baiern  und  Allemannen,  freilich  in  eigenthümlicher,    von 
den  anderen  Volksrechten  abweichender  Normirung,  stellen 
Männer  und  Weiber   erbrechtlich  gleich,    was  zum  Theil 
in  den  leges  barbarorum  selbst  ausgesprochen,  zum  Theil 
aus  den  zeitlich  hierher  gehörigen  Urkunden  ersichtlich  ist. 
IT.  Unorganisch  hat   sich   im  älteren,  fränkischen  Recht  ein 
Vorzug  der  Weiber  bei  der  Erbfolge  in  das  bewegliche 
Vermögen    erhalten,    der    auf   Reste    des    in    vorhisto- 
rischer  Zeit    herrschenden    Mutterrechts    zurückzuführen 
sein  dürfte. 
III.  Die  zurücksetzenden  Rechte  zerfallen  in  je  zwei  Systeme: 

1)  nach  den  Personen,  welchen  die  Weiber  nachstehen, 
und 

2)  nach  den  Erbschaf  tsbestandtheilen,  auf  welche  sich 
der  Ausschluss  bezieht. 

ad  1 )  Die  ältesten  fränkischen  Rechte  und  die  L. 
Angl.  et  Wer.  kennen  einen  Vorzug  aller  Männer. 
Bei  den  späteren  Franken  und  in  den  übrigen  Rechten 
haben  dagegen  nur  Söhne  oder  Sohnessöhne  den 
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Vorrang,  während  sich  über  die  Stellung  der  Weiber 
im  weiteren  Erbenkreis  meist  nichts  sicheres  ermitteln 
lässt. 

ad  2)  Nur  bei  den  Langobarden  bezog  sich  der 
Ausschluss  auf  die  gesamiiite  Erbschaft,  in  allen 
anderen  Rechten  waren  es  nur  einzelne  Theile  der 
N  a  c  h  1  a  s  s  m  a  s  s  e .  die  den  Weibern  unzugänglich  waren. 
Mit  den  gesammten  Immobilien  war  dies  der  Fall  bei 
Sachsen  und  Burgundern,  wenn  Söhne  vorhanden 
waren,  bei  den  ältesten  Saliern  und  Thüringern  neben 
Männern  überhaupt.  Die  letzteren  dehnten  den  Aus- 
schluss sogar  auf  die  wichtigsten  beweglichen  Ge- 
genstände (pecunia,  mancipia)  aus.  In  den  späteren 
fränkischen  Rechten  ist  dem  Weibe  dagegen  nur  das 
Stammgut  entzogen. 

Diese  Bestimmungen  konnten  indessen  bei  Franken, 
Burgundern  und  Langobarden  durch  Verfügungen  der 
Erblasser  zu  Gunsten  der  Weiber  modificirt  werden: 
doch  blieb  bei  den  Burgundern  das  Stammgut  unab- 
änderlich den  Söhnen  verfangen. 
IV.  Ein  für  alle  Stämme  gemeinsamer  Grund  der  Zurück- 
setzung lässt  sich  nicht  aufstellen.  Bei  den  Lango- 
barden war  die  Veranlassung,  den  Männern  die  Aus- 
übung der  Fehde  durch  Concentrirung  aller  Mittel  in 
ihrer  Hand  zu  erleichtern;  bei  den  Franken  waren  es 
Reminiscenzen  an  das  ursprüngliche  Sammteigenthum 
der  Dorfgemeinde,  welche  nur  Männeni  die  einzelnen 
Stücke  Land  zur  Bebauung  überwiesen  hatte.  In  den- 
jenigen Rechten,  wo  sich  die  Ursache  der  Zurück- 
setzung unserer  Kenntniss  entzieht,  werden  wir  den 
einen  oder  anderen  der  angeführten  Gründe  als  maass- 
gebend  ansehen  dürfen.  Nirgends  dagegen  fanden  wir 
jene  Annahme  bestätigt,  als  ob  der  Grundbesitz  den 
Weibern  darum  verschlossen  gewesen  sei,  weil  mit 
ihm  öffentliche  Lasten,  die  nur  von  Männern  über- 
nommen werden  konnten,  verbunden  waren;  nur 
etwas  ähnliches  lässt  sich  vom  Erbrecht  in  das  frän- 
kische „Briefland",  auf  dessen  Grundlage  sich  später 
das  Lehnrecht  entwickelte,  behaupten. 
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Ebensowenig  lässt  sich  aus  dem  schon  im  §  2  angege- 
benen Grunde  von  einer  die  gesammten  (jesetze  durch- 
ziehenden Fortentwickelung  reden.  Unverkennbar  ist 
in  denjenigen  Rechten,  deren  Sonderentwickelung  für 
uns  verfolgbar  ist,  ein  allmähliches  Aufgeben  der 
Weiberzurticksetzung  bemerkbar:  bei  den  ribuarischen 
Franken  tritt  zuletzt  völlige  Gleichberechtigung  ein, 
während  bei  den  Langobarden,  unter  Aufretthterlial- 
tung  des  eigentlichen  Grundgedankens.  wciiigsttMis 
durch  die  Cartolae  donationis  die  Möglichkeit  gegeben 
wird,  die  erbrechtliche  Stellung  des  Weibes  zu  ver- 
bessern. 

Die  Ursachen,  denen  wir  diese  Wandlung  zuzu- 
schreiben haben,  liegen  auf  der  Hand:  einmal  konnte 
das  Zusammenleben  mit  den  riknischen  Provinzialen, 
welchen  eine  solche  Zurücksetzung  der  Weiber  völlig 
unbekannt  war,  nicht  verfehlen,  seinen  nachhaltigsten 
Einfluss  auf  die  Rechtsanschauungen  der  germanischen 
Eroberer  auszuüben ,  als  Glieder  beider  Nationalitäten, 
nachdem  die  Glaubenseinheit  überall  hergestellt  war, 
in  die  engsten  verwandtschaftlichen  Beziehungen  traten. 
Dann  musste  der  Weiberausschluss  auch  an  und  für 
sich  bei  den  veränderten  agrarischen  Verhältnissen 
und  der  zunehmenden  Rechtssicherheit  als  gegen- 
standslos erscheinen.  Nicht  zu  niedrig  darf  endlich 
der  Einfluss  der  Kirche  veranschlagt  werden ,  die  von 
jeher  bestrebt  sein  musste,  einen  derailigen  Unter- 
schied zwischen  den  beiden  Geschlechtern  zu  tilgen, 
der  mit  den  Lehren  der  Religion  im  schärfsten  Wider- 
spruch stand  und  darum  vom  Mönch  Marculf  zu- 
treffend als  „impia  consuetudo"  bezeichnet  AMirde. 
Auch  ein  sehr  reales  Interesse  mochte  die  Geistlich- 
keit, namentlich  gegen  Ende  dieser  Periode,  als  die 
Verweltlichung  der  Kirche  ungemessene  Fortschritte 
machte,  zum  Kampfe  gegen  diesen  Satz  bestimmen. 
Weiber  waren  ja  von  jeher  am  meisten  geneigt,  ihi- 
Vermögen  religiösen  Zwecken  zuzuwenden  —  aber 
ohne  erbrechtliche  Gleichstellung  beider  Geschlech- 
ter hätte  der  Wunsch  frommer  Fi'auen,  durch  reiche 
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Geschenke  an  KlöBter  und  geistliclie  Stiftungen  für  ihr 
Seelenheil  zu  sorgen  ^  hänflg  genug  bloeser  Wunsch 
bleiben  müssen,  da  das  erforderliche  Vermögen  erst 
gar  nicht  in  ihre  Hand  gelangen  konnte. 
VI.  Fast  überall  endlich  finden  wir  die  Weiber  für  das 
mangelnde  oder  beschränkte  Erbrecht  entschädigt: 
theils  geschah  dies  durch  ihr  ausschliessliches  Recht 
auf  die  Gerade,  welche  höchst  werthvolle  Gegenstände 
zu  umfassen  pflegte,  weil  die  edlen  Metalle  in  den 
Schmucksachen  und  Geräthschaften  der  Frauen  aus- 
giebige Verwendung  fanden  —  so  bei  Sachsen,  Thüringern 
und  Burgundern;  theils,  wie  gleichfalls  im  burgun- 
dischen  und  langobardischen  Recht,  durcli  die  auf 
Vater  und  Brüdern  lastende  Verpflichtung,  die  weib- 
lichen Verwandten  bei  ihrer  Verheirathung  gebührend 
auszustatten,  oder  für  ihren  reichlichen  Unterhalt  in 
Haus  oder  Kloster  zu  sorgen,  wenn  sie  unvermählt 
blieben.  Auch  da,  wo  uns  von  ausdrücklichen  Vor- 
schriften der  Art  im  Gesetze  nichts  überliefert  ist, 
werden  wir  bei  dem  edlen  Familiensinn,  der  die 
Deutschen  schon  im  Alterthum  auszeichnete,  deren 
festes  Bestehen  in  der  Sitte  annehmen  dürfen.  Denn 
nicht  nur  für  die  Germanen  des  Tacitus,  auch  für 
die  unmittelbaren  Abkömndmge  jener  Geschlechter, 
welche  die  neue  Weltordnung  begründet  haben,  hatte 
noch  unverändert  das  schöne  Wort  Geltung:  „Plus 
ibi  boni  mores  valent,  quam  alibi  bonae  leges^ 
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Der  Anfang  dieser  von  der  juristischen  Fakultät  der  Königlichen 
Friedrich 'Wilhelms '  Univef*s%tät  zu  Berlin  als  InauguraldissertcUiofi 
genehmigten  Abhandlung  (g  1 — 9)  ist  als  solche  vom  Verfasser  am 
31.  Juli  d.  J,  öffentlich  vertheidigt  uorden. 


EINLEITUNG. 


§     1. 

Die  Aufgabe. 

Dem  älteren  deutschen  Rechte  waren  letztwillige  Verfü- 
gungen unbekannt,  ein  Umstand,  welcher  dem  an  volle  Testier- 
freiheit gewöhnten  römischen  Historiker  besonderer  Erwähnung 
werth  schien^).  Es  gab  nur  eine  gesetzliche,  keine  testamen- 
tarische Erbfolge:  „die  Erben  waren  geborene,  nicht  gekorene"  *). 
Dieser  Grundsatz  ist  ein  Erzeugniss  jenes  ursprünglichen  Zu- 
standes,  in  welchem  der  Grundbesitz  des  Einzelnen  nicht  sein 
Privateigenthum  war,  sondern  im  Eigenthum  seines  Geschlechtes 
stand,  so  dass  der  Tod  des  jeweiligen  Inhabers  das  Nachrücken 
der  nach  der  gesetzlichen  Erbordnung  ihm  am  nächsten  Stehenden 
zur  unmittelbaren  Folge  hatte.  Mit  dem  Augenblick  seines 
Todes  hörte  der  bisherige  Eigenthümer  auf,  verfügungsberechtigt 
zu  sein'),  daher  konnte  er  nicht  durch  frühere  Rechtsgeschäfte 
diese  Grenze  seiner  Herrschaft  überschreiten :  „der  Todte  kann 
nicht  mehr  veräussem,  sondern  muss  Gott  walten  lassen***). 

Diese  Gedanken  sind  während  langer  Zeit  die  das  deutsche 
Erbrecht  beherrschenden  geblieben.  In  ihnen  zeigt  sich  ein 
bedeutsamer  Unterschied  gegen  das  römische  Recht,*  welches 
schon  in  den  XII  Tafeln,  also  fast  am  Beginn  seiner  Ent- 
wickelung,  den   Grundsatz    der  Verfügungsfreiheit  von  Todes- 

^)  Tacitus  Geiinania  C.  20:  heredes  tarnen  successoresque  cuique  liberi 
et  nulliim  testameutum. 

2)  Brunner  Rechtsgeschichte  I  S.  79.  Vgl.  auch  Beseler  PrR  I*  S.  629, 
650;  Stobbe  Prß  V  S.  170,  171;  Bnmner  in  Holtzendorffs  Encycl.  I*  S.  261; 
Schröder  RG  S.  70. 

')  Beseler  Erbverträge  I  S.  1 :  ,der  Tod  des  Disponenten  schloss  die 
Sphäre  seiner  rechtlichen  Thätigkeit". 

*)  Heusler  Institutionen  des  deutschen  Privatrechts  11  S.  531. 

Hüb n er,  die  donationes  post  obitnm.  i 


wegen  aufgestellt  hat:  uti  legasset  super  pecunia  iutelave  suae 
rei,  ita  ius  esto  *). 

Dagegen  ist  dem  deutsclien  Recht,  solange  es  sich  selb- 
ständig und  von  fremdem  Einfluss  unberührt  entwickeln  konnte, 
ein  dem  römischen  Testament  vergleichbares  Rechtsgeschäft 
fremd  geblieben ;  denn  die  letztwilligen  Verfügungen  hauptsächlich 
der  Geistlichkeit,  welche  man  Testamente  nannte,  waren  „nichts 
anderes,  als  ein  Aggregat  einzelner  Vermächtnisse,  welche  anfangs 
fast  ausschliesslich  zum  Heil  der  Seele  für  fromme  Zwecke  hin- 
terlassen wurden"  ^). 

Nichtsdestoweniger  war  doch  auch  im  deutschen  Recht  das 
Bedürftiiss  nach  letztwilligen  Verfügungen  vorhanden.  Um 
einem  solchen  abzuhelfen,  hat  dasselbe  besondere  Rechtsgeschäfte 
ausgebildet,  und  zwar  im  Anschluss  an  einen  Fall,  in  welchem 
jenes  Bedürftiiss  besonders  hervortrat  und  welcher  schon  früh 
seine  gesetzliche  Regelung  erhalten  hatte.  Es  ist  dies  die  sg. 
Affatomie  des  fränkischen  Rechts :  wenn  Jemand  keinen  gesetz- 
lichen Erben  hat,  so  dass  durch  seinen  Tod  das  Gut  erblos 
werden  würde,  so  soll  er,  wie  dies  lex  Salica  46  ausführlich 
vorschreibt,  einem  Salmann  sein  Gut  übergeben,  welcher  dann 
„nach  Vornahme  feierlicher  Handlungen  in  dem  Gute  des  Erb- 
lassers, welche  seine  Verfügungsgewalt  konstatieren,  binnen 
zwölf  Monaten  nach  Tod  des  Disponenten  das  Vermögen  an  den 
ihm  bezeichneten  Erben  vor  dem  König  oder  im  echten  Ding 
zu  übergeben  hat"  ^). 

Während  zur  Zeit  der  lex  Salica  die  Affatomie  wahr- 
scheinlich zur  Voraussetzung  hatte,  „dass  selbst  bis  in  die  letzte 
Generation  hinauf  kein  Verwandter  mehr  vorhanden  war"  *), 
war  „nach  langobardischem  Edikt  (Roth.  170)  nur  Kinder-  und 
Eltemlosigkeit,  nach  lex  Rib.  48  sogar  einzig  die  Kinderlosig- 
keit"^), Voraussetzung  der  Affatomie;  und  indem  man  nun  ihren 
ursprünglichen  Charakter,  nämlich  den  der  Creierung  eines  Erben, 
überhaupt  aufgab,    konnte  man  sie  leicht  zu  einer  Verfügung 


*)  Bruns  Fontes  *  S.  22. 

^  Beseler  „Von  den  Testamen tsvoUziehem"  in  der  Zeitschrift  für  dent- 
flchea  Recht  IX  1845  S.  145.    Vgl.  auch  Heusler  Institutionen  11  §  201. 
•)  Hensler  Institutionen  n  S.  622. 
*)  Heusler  a.  0.  S.  622. 
^)  Heusler  a.  0.  S.  622,  623. 


von  Todeswegen  verwenden,  bei  welcher  das  Vorhandensein 
oder  Nichtvorhandensein  von  Erben  ohne  Bedeutung  war^). 

So  entstand  die  donatio  post  obitum.  Daneben  aber  bildete 
sich  ein  zweites  Rechtsgeschäft  aus,  welches  einen  ähnlichen 
Zweck  verfolgte:  die  Schenkung  mit  Vorbehalt. des  Niessbrauchs; 
diese  allerdings  mehr  im  Anschluss  an  römische  Rechtsinstitute, 
besonders  das  constitulum  possessorivm. 

Beide  Rechtsgeschäfte  erlangten  in  der  fränkischen  Zeit 
eine  sehr  grosse  Verbreitung.  Denn  sie  waren  es  hauptsächlich, 
derer  sich  damals  der  fromme  Eifer  bediente,  um  die  von  der 
Kirche  unausgesetzt,  sei  es  zum  Seelenheil  der  Schenker,  sei 
es  zum  Vortheil  der  Besclienkten,  den  Einzelnen  ans  Herz  ge- 
legten Schenkungen  an  die  geistlichen  Anstalten  auszuführen. 
Und  wie  bei  diesen  Schenkungen  oft  genug  in  der  Seele  des 
Schenkers  Verlangen  nach  himmlischem  Lohn  und  Schmerz  ttber 
den  Verlust  irdischen  Guts  gekämpft  haben  mögen ,  so  spiegelten 
gerade  jene  Schenkungsformen  diesen  inneren  Zwiespalt  wieder. 
In  diesen  Formen  konnte  man  schenken,  ohne  sich  selbst  von 
dem  Geschenkten  trennen  zu  müssen. 

Und  gerade  hierin  näherten  sie  sich  dem  Charakter  letzt- 
williger Verfügungen. 

Ueber  ihre  rechtliche  Natur  besteht  Streit.  Besonders 
wird  von  einigen  Gelehrten  jeder  rechtliche  Unterschied  zwischen 
der  donatio  post  obitum  und  der  Schenkung  mit  Vorbehalt  des 
Niessbrauchs  geläugnet. 

Beide  Formen  sollen  desshalb  im  Folgenden  einer  Erör- 
tenmg  unterzogen  werden. 

Um  die  herrschenden  Ansichten  kennen  zu  lernen,  ist  zu- 
erst ein  Blick  auf  die  bisherige  Litteratur  zu  werfen. 

§2. 

Die  bisherigen  Ansichten. 

Die  grundlegende  Arbeit  über  „die  Vergabungen  von  Todes- 
wegen nach  dem  älteren  deutschen  Rechte"  verdanken  wir 
Georg  Beseler^). 

»)  Für  dies  aUes  Heusler  a.  0.  §  194. 

*)  „Die  Lehre  von  den  Erbverträgen.  Erster  Theil.  Die  Yergabongen 
von    Todeswegen    nach   dem    älteren  deutschen    Rechte".     Göttingen  1835. 


Er  unterschied  diese  Vergabungen  danach,  ob  sie  durch 
zweiseitiges  Rechtsgeschäft  oder  durch  die  einseitige  Willens- 
erklärung des  Disponenten  erfolgten,  und  sonderte  unter  den 
ersteren,  den  Vergabungen  von  Todeswegen  durch  die  feierliche 
Auflassung  an  den  Bedachten,  scharf  diejenigen  Fälle,  in  denen 
ein  blosser  Niessbrauch  vorbehalten  wurde,  von  den  übrigen, 
in  welchen  in  eigenthttmlicher  deutschrechtlicher  Weise  Eigen- 
thum  sowohl  dem  Auetor  verblieb  als  auch  dem  Bedachten  fiber- 
tragen wurde.  In  diesen  letztgenannten  Fällen  nahm  Beseler 
ein  deutschrechtliches  Gesammteigenthum  an;  denn  nach  seiner 
Ansicht  begründete  die  zum  Zweck  der  donatio  post  oUium  vor- 
genommene Auflassung  ein  sofortiges  dingliches  Recht  des  Be- 
dachten, während  zugleich  dem  Schenker  ein  dingliches  Recht 
verblieb,  „so  dass  das  Eigenthum  gleichzeitig  mehreren  Per- 
sonen an  derselben  Sache  zustand"^). 

Indem  Beseler  somit  die  donaiiones  post  obitum  für  Rechts- 
geschäfte erklärte,  deren  Wirkung  in  Folge  der  Auflassung  so- 
fort eintrat,  fand  er  auch  an  ihnen  die  Regel  bestätigt,  welche 
er  als  einen  Grundsatz  des  deutschen  Rechts  an  die  Spitze 
seiner  Abhandlung  stellte:  nämlich  „dass  niemand  in  der  Art 
eine  Verfügung  über  sein  Vermögen  treffen  konnte,  dass  die 
rechtliche  Wirkung  derselben  über  den  Tod  hinaus  geschoben, 
erst  mit  diesem  Moment  eintreten  sollte"  ^j. 

So  sehr  nun  auch  die  folgende  Untersuchung  ihre  Aufgabe 
darin  finden  wird,  jenen  schon  von  Beseler  klar  und  bestimmt 
dargelegten  Gegensatz  der  donationes  post  obitum  zu  den  Schen- 
kungen mit  Vorbehalt  des  Niessbrauchs,  den  spätere  Schrift- 
steller verwischt  oder  verkannt  haben,  zu  bestätigen  und  aus- 
zuführen, so  wenig  wird  sie  jener  Annahme  eines  Gesammt- 
eigenthums  bei  den  donationes  post  obitum  sich  anscliliessen 
können,  die  zwar  von  Beseler  auch  jetzt  noch  aufi-echt  erhalten 
wird®),  von  der  Mehrzahl  der  Germanisten  aber  aufgegeben  sein 
dürfte. 


Albrecbt  widmet  nur  einige  Paragraphen  (§  19  —  21)  seiner  „Gewere"  (1828) 
den  Erbverträgen  und  letztwiUigen  Verfügungen  und  behandelt  bekanntlich 
hauptsächlich  die  Zeit  der  Bechtsbücher. 

»)  a.  0.  S.  74. 

•)  a.  0.  S.  154. 

■)  Deutsches  Privatrecht  I*  S.  650. 


Es  wird  sich  vielmehr  gerade  als  das  Charakteristische 
der  donationes  posi  obiium  ergeben,  dass  durch  sie  Verfügungen 
getroffen  werden,  deren  rechtliche  Wirkung  nicht  sofort  ein- 
treten soll,  sondern  über  den  Tod  des  Disponenten  hinaus- 
geschoben wird. 

Von  neuem  wurden  die  genannten  Vergabungen  einer  ein- 
gehenden Untersuchung  unterzogen  bei  Gelegenheit  der  litte- 
rarischen Fehde,  welche  zwischen  Roth  und  Waitz  über  die 
Entstehung  des  Lehnswesens  ausgekämpft  wurde,  freilich  dies- 
mal von  einem  ganz  anderen  Standpunkte  aus,  als  in  dem 
Beselersclien  Werke.  Während  in  diesem  die  privatrechtliche 
Seite  jener  Rechtsgeschäfte  im  Vordergrund  stand  und  besonders 
die  durch  sie  hervorgerufenen  rechtlichen  Beziehungen  der  be- 
theiligten Personen  zu  konstniieren  und  auf  ein  Princip  zu- 
rückzuführen unternommen  wurde,  kam  nun  die  öffentlich  recht- 
liche, die  politische  und  wirthschaftliche  Bedeutung  derselben 
zur  Frage.  Denn  in  ilu-en  Formen  vollzogen  sich,  wie  schon 
gesagt,  grösstentheils  die  Schenkungen  an  die  Kirchen  und 
Klöster;  dadurch  trugen  sie  wesentlich  zu  der  Ausbildung  eines 
abhängigen  Grundbesitzes  bei,  welche  der  damaligen  Zeit  die 
Signatur  gab.  Es  war  desshalb  ihre  genaue  Erkeimtniss  auch 
nach  der  politischen  und  wirthschaftlichen  Seite  nöthig,  um  jene 
Entwickelung  der  Besitzverhältnisse  zu  verstehen. 

Schon  in  seiner  „Geschichte  des  Beneficialwesens**  (1850) 
hat  Roth  in  eingehender  Weise  das  Prekarienverhältniss  am 
Kirchengut  und  die  Schenkungen  an  die  Kirche  behandelt.  Er 
theilte  die  letzteren  in  zwei  Arten,  nämlich  in  die  cessiones  a 
die  praesmte,  welche  sofort  in  Wirksamkeit  traten,  und  in  die 
donationes  post  ohitum,  bei  denen  der  Vorbehalt  des  Nutzge- 
nusses ausdrücklich  aufgenommene  Bedingung  war. 

Eine  derartig  formulierte  Unterscheidung  ist  jedoch  mit 
den  in  den  Quellen  vorliegenden  Beispielen  nicht  in  Einklang 
zu  setzen,  denn  wie  wir  sehen  werden,  handelt  es  sich  bei  den 
donationes  post  obitum  niemals  um  einen  Niessbrauch. 

Auch  modificierte  Roth  diese  Ansicht  in  seinem  zweiten 
Werke  „Feudalität  und  Unterthanenverband''  (1863),  in  welchem 
er  von  neuem  das  Quellenmaterial  eingehend  behandelte.  Hierbei 
legte  er  den  Unterschied  der  gennanischen  Leiheverhältnisse ,  der 
Prekarien,  von  dem  anders  gearteten  römischen  precariwn  dar: 
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während  das  letztere,  wie  der  Name  besagt,  in  dem  bittweise, 
auf  beliebigen  Widerruf  gewährten  Besitz  besteht,  sind  nach 
Roth  jene  deutsche  Leihen  stabile  Verhältnisse,  bei  denen  der 
Widerruf  ausgeschlossen  oder  nur  die  Folge  bestimmter  gesetzlich 
festgestellter  Thatbestände  ist.  Der  näheren  Besprechung  der 
Prekarien  legte  Roth  jetzt  die  schon  von  Albrecht  ^)  gebrauchte 
Eintheilung  in  precariae  datae  und  precariae  oblatae  zu  Grunde, 
indem  er  noch  die  Gruppe  der  remuneratorischen  Prekarien 
hinzufügte.  Bei  Gelegenheit  der  precariae  oblatae,  die  vom 
Standpunkt  des  Prekaristen  aus  Schenkungen  mit  Vorbehalt  des 
Niessbrauchs  sind,  erörterte  er  von  neuem  die  verschiedenen 
Formen  der  Zuwendungen  an  die  Kirche.  Jetzt  bestimmte  er 
ihren  Unterschied  folgendermaassen:  cessiones  post  obitum  sind 
diejenigen  Schenkungen,  bei  denen  das  geschenkte  Objekt  erst 
mit  dem  Tode  des  Sclienkers  in  den  Besitz  des  Beschenkten 
übergeht;  sie  unterscheiden  sich  von  den  römischen  mortis  causa 
donationes  dadurch,  dass  sie  nicht  widerruflich  sind.  Cessiones 
a  die  praesente  dagegen  charakterisieren  sich  dadurch,  dass 
bei  ihnen  Eigenthum  und  Besitz  sofort  auf  den  Beschenkten 
übergehen. 

Während  nun  durch  diese  Definition  in  der  That  in  zu- 
treffendster Weise  die  Unterscheidungsmerkmale  der  beiden 
Rechtsgeschäfte  hervorgehoben,  besonders  auch  die  cessiones  post 
obitwn  in  richtigerer  Weise  ohne  Zuhülfenahme  eines  Gesammt- 
eigenthums  erklärt  worden  waren,  verwischte  Roth  bei  der 
quellenmässigen  Darstellung  der  Uebertragungsformen  das  soeben 
in  der  Definition  Getrennte.  Denn  um  die  Uebertragung  mit 
gerichtlicher  Auflassung  bei  den  cessiones  post  obitum  darzu- 
stellen, gebrauchte  er  Beispiele,  die  durchgehends  keine  ces- 
siones post  obitum ,  sondern,  wenn  man  seine  eigene  Definition 
zu  Grunde  legt,  cessiones  a  die  praesente,  d.  h.  Schenkungen  mit 
Vorbehalt  des  Niessbrauchs  sind.  So  war  er  gezwungen,  den 
Quellen  eine  ungenaue  Ausdrucksweise,  eine  Verwechselung  von 
Eigenthum  und  Ususfrukt  zuzuschreiben  und  sich  bei  der  doch 
auffallenden  Thatsache  zu  beruhigen,  dass  die  Urkunden  das 
dem  Schenker  verbliebene  Eigenthum  „doch  ganz  gewöhnlich 
als  Ususfruktus"  ^)  bezeichneten.  —  Wir  werden  sehen ,  dass  es 

»)  Gewere  S.  196. 
>)  FeudaUtttt  S.  155. 


nur  des  Festhaltens  an  der  ßothschen  Definition  bedarf,  um 
diesen  anscheinenden  Widerspruch  in  den  Quellen  zu  lösen,  die 
in  der  That  nur  da  von  Ususfrukt  reden,  wo  wirklich  echter 
Niessbrauch  und  kein  bedingtes  Eigenthum  vorliegt. 

Aus  dem  Angeführten  erklärt  es  sich,  dass  die  sonst  be- 
deutsamen und  bahnbrechenden  Untersuchungen  Roths  für  die 
vorliegende,  immerhin  den  übrigen  von  ihm  behandelten  Gegen- 
ständen gegenüber  untergeordnete  Frage,  kein  abschliessendes 
Ergebniss  herbeiführten. 

So  blieb  noch  freies  Feld  für  erneute  Arbeit,  zimial  auch 
Waitz  in  seiner  Deutschen  Verfassungsgeschichte  auf  eine  ju- 
ristische Unterscheidung  jener  beiden  Rechtsformen  nicht  näher 
eingegangen  ist. 

Heusler  war  es,  der  sich  in  seinem  Buch  über  die  Gewere 
(1872)  der  einer  Lösung  harrenden  Aufgabe  von  neuem  ausführ- 
lich und  auch  mit  grossem  Erfolge  widmete. 

Er  unterzog  die  Frage,  wodurch  im  älteren  deutschen 
Rechte  der  Besitz-  und  Eigenthumsübergang  erfolgt  sei ,  ob  durch 
die  Tradition,  den  Uebereignungsvertrag,  oder  durch  die  Inve- 
stitur, die  körperliche  Besitzeinweisung,  einer  gründlichen  Erör- 
terung. Sie  führte  zu  dem  Ergebniss,  dass  in  allen  Fällen  die 
Tradition  genüge,  um  den  Uebergang  des  Rechts  auf  den  Er- 
werber zu  bewirken,  mit  einer  einzigen  Ausnahme;  und  diese 
bestehe  darin,  „dass  der  Erblasser  durch  blosse  Tradition  an 
einen  Dritten  ohne  Investitur  das  Recht  seiner  Erben  nicht 
schmälern,  also  durch  Vergabung  auf  den  Todesfall  ohne  eigene 
Entäusserung  des  Besitzes  seinem  Erben  das  Gut  nicht  ent- 
ziehen und  dem  Beschenkten  keinen  Rechtsanspruch  verschaffen 
kann"  ^).  Die  auffallende  Thatsache,  dass  das  deutsche  Sachen- 
recht, welches  sonst  stets  die  Tradition  als  den  rechtserzeu- 
genden Akt  behandelte,  in  dem  einzigen  genannten  Fall  von 
seinem  Grundprincipe  abgewichen  sei,  soll  allerdings  nach 
Heuslers  Ansicht  ihren  Grund  nicht  in  Begriff  und  Wesen  der 
traditio  noch  in  der  rechtlichen  Natur  der  investüura  haben, 
sondern  die  Folge  von  erbrechtlichen  Grundsätzen  sein,  „speciell 
der  Abneigung  der  germanischen  Stämme  gegen  Benachtheili- 
gung der  natürlichen  Erben  ohne  Selbstentäusserung"  *). 

0  Gewere  S.  48,  49. 
^  a.  0.  S.  49. 
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Aus  dieser  Annahme  ergaben  sich  für  Heusler  weitere 
Folgen  für  die  Auffassung  der  Schenkungen.  Denn  weim  bei 
den  Vergabungen  von  Todeswegen  nicht  wie  sonst  überall  die 
Tradition,  sondern  erst  die  Investitur  der  für  den  Rechtserwerb 
wesentliche  Akt  war,  so  folgte  daraus  fast  von  selbst,  dass 
ohne  stattgehabte  Investitur  die  Vergabung  nicht  rechtsbetändig 
geworden,  ^der  Erbe  nicht  verpflichtet  gewesen  war^  Schen- 
kungen auszuführen,  die  der  Erblasser  auf  seinen  Todesfall  ge- 
macht hatte"  ^).  Und  ausdrücklich  glaubte  Heusler  die  von 
ihm  selbst  bei  dieser  Gelegenheit  aufgewortene  Frage :  „sollten 
wirklich  alle  diese  mit  so  grosser  Zuversicht  ausgesprochenen 
(massenhaften  Schenkungen  post  obitum  in  den  Traditionen- 
sammlungen) ....  vom  guten  Willen  des  Erben  abhängig  ge- 
wesen sein?"  ^)  bejahen  zu  müssen. 

In  einem  besonderen  Exkurse  führte  er  im  Gegensatz  zu 
Eoth  die  Ansicht  aus,  dass  die  donaiiones  post  ohiium  ebenso 
wie  die  römischen  mortis  causa  donaiiones  frei  widerruflich  ge- 
wesen seien;  denn  was  hätte  die  Unwiderruflichkeit  für  einen 
Sinn  gehabt,  da  ja  auch  durch  sie  dem  Bedachten ,  der  Kirche, 
ein  festeres  Recht  nicht  gewährt  werden  konnte,  sondern  die 
Ausführung  der  Schenkung  nach  wie  vor  im  Belieben  des  Erben 
stand?  Diese  Unsicherheit  sei  auch  der  Grund  der  besonders 
in  Baiem  häufigen  Erneuerungen  gewesen.  Denn  wie  für  diese 
iterationesy  so  sei  auch  für  den  Rechtssatz,  dass  Tradition  ohne 
Investitur  die  Erben  des  Schenkers  nicht  gebunden  habe, 
schliesslich  das  treibende  Motiv  „wohl  iu  nichts  Anderem  zu 
erblicken,  als  in  dem  Widerstand,  den  das  alte  Recht  den 
letztwilligen  Verfügungen  entgegensetzte"  ^). 

Es  mag  hervorgehoben  werden ,  dass  auch  Heusler  in  seiner 
Gewere  *)  zwar  die  donationes  post  obitum  und  die  Schenkungen 
mit  Niessbrauchsreservation  nebeneinander  stellt,  doch  aber  die 
letzteren  zu  den  Vergabungen  von  Todeswegen  rechnet  und 
bei  der  Auswahl  von  Belegstellen  zwischen  beiden  Rechtsge- 
schäften nicht  unterscheidet. 

Um  so  bestimmtei*  betonte  E.  Löning  diesen  Uuterscliied  > 

*)  Gewere  S.  470. 

«)  a.  0.  S.  470. 

«)  a.  0.  S.  484. 

*)  a.  0.  S.  26,  27. 

»)  Geschichte  des  Deutschen  Kirchenrechts  U  Strasaburg  1878. 


Und  zwar  nahm  er,  abweichend  sowohl  von  Roth  als  auch  von 
Heusler,  an,  dass  die  cessiones  post  obihim  an  und  für  sich  frei 
widerruflich  gewesen  seien,  sich  also  von  den  römisclien  mortis 
causa  donationes  nicht  unterschieden  liätten  (also  gegen  Roth); 
aber  „der  Schenker,  der  durch  Hingabe  seines  Guts  Vergebung 
seiner  Sünden  erwerben  wollte,  musste  selbstredend  der  Schen- 
kung diesen  Verzicht  (auf  Widerruf)  hinzufügen  und  die  Schen- 
kung damit  unwiderruflich  machen''  ^).  Nach  Lönings  Ansicht 
war  also  bei  den  cessiones  post  obitum  ein  Widerruf  wenn  nicht 
rechtlich,  so  doch  thatsächlich  ausgeschlossen  (gegen  Heusler). 
Während  nun  Löning  die  donationes  post  obitum  in  der  Weise 
erklärte,  dass  der  Schenkung  der  Tod  des  Schenkers  als  auf- 
schiebende Bedingung  hinzugefügt  wird,  erkannte  er  in  den 
Schenkungen  mit  Vorbehalt  des  Niessbrauchs  eine  Anwendung 
des  constitutum  possessorium.  Damit  waren  die  letztgenannten  Zu- 
wendungen aus  den  Vergabungen  von  Todeswegen  ausgeschieden 
und  zu  Schenkungen  unter  Lebenden  gemacht. 

Die  Ansicht  Heuslers  von  der  Unverbindlichkeit  und  der 
freien  Widerruflichkeit  der  Schenkungen  mit  zurückbehaltenem 
Niessbrauch  bekämpft  Löning  in  einem  besonderen  Anhang,  in 
welchem  die  Beweisführung  Heuslers  durch  genaue  Betrachtung 
der  von  diesem  benutzten  Beweisstellen  widerlegt  worden  ist  ^). 

Einer  nochmaligen  Behandlung  wurde  die  Frage  nach  dem 
Unterschied  zwischen  den  donationes  post  obitum  und  den  Schen- 
kungen mit  Vorbehalt  des  Niessbrauchs  unterworfen,  und  zwar 
wiederum  von  Heusler'^);  diese  letzte  Behandlung  ist  um  so 
lehrreicher,  als  der  Verfasser  seine  Ansichten  in  dem  ge- 
schlossenen Rahmen  eines  vollständigen  Systems  des  mittelal- 
terlichen Deutschen  Privatrechts  entwickelt  und  zur  Stütze 
derselben  die  Grundgedanken  jenes  Systems  verwendet. 

Auch  jetzt  hält  Heusler  an  seiner  früheren  von  Löning 
bekämpften  Ansicht  fest,  dass  donationes  post  obitum  und 
Schenkungen  mit  Niessbrauchsvorbehalt  dieselbe  rechtliche  Wir- 
kung gehabt  hätten,  mithin  gleiche  Rechtsgeschäfte  gewesen 
seien.  Allerdings  will  auch  er  die  hierher  gehörigen  Rechts- 
geschäfte unterschieden  wissen,  nur  nicht  nach  dem  Gesichts- 


»)  a.  O.  S.  655. 

«)  a.  ().  S.  751  —  Too. 

')  Institutionen  des  Deutschen  Privatrech t.s  2  Bände  Leipzig  1885,  1886. 


10 

punkt,  wann  und  wodurch  die  Schenkung  vollzogen  und  wirksam 
wurde,  sondern  danach,  ob  ein  Zins  bestellt  wurde  oder  nicht. 
VeiT)flichtet  sicli  der  Schenker  für  das  zurückerhaltene  Grund- 
stück einen  Zins  zu  zahlen,  so  liegt  hier  ^ein  juristischer  Un- 
terschied gegenüber  der  traditio  resenoato  iisufruetu  und  der  tra- 
ditio post  obittim  vor:  in  diesen  letzteren  Fällen  hat  der  Ver- 
äusserer die  (jewere  bis  zu  seinem  Tode,  der  Bedachte  kraft 
seiner  nuda  proprietas  die  (allerdings  unentziehbare)  Anwart- 
schaft, den  Anfall.  Bei  dieser  dritten  Form,  dem  census  pro 
investitura^  hat  der  Bedachte  schon  die  Gewere,  der  Veräusserer 
ist  rechtlich  blos  sein  Verwalter"  ^). 

Es  leuchtet  ein ,  dass  diese  eigenthümliche  Meinung  Heuslers 
mit  seiner  AuflEassung  der  Gewere  und  des  mittelalterlichen 
Sachenrechts  überhaupt  auf  das  engste  zusammenhängt  and 
einer  eingehenden  Betrachtung  bedürfen  wird. 

Das  Ergebniss  der  bisherigen  Untersuchungen  ist  also  das 
folgende. 

Es  stehen  sich  im  Wesentlichen  zwei  Auflfassuugen  ge- 
genüber : 

die  eine  läugnet  einen  juristischen  Unterschied  zwischen 
Schenkungen  nach  dem  Tode    und    Schenkungen  mit 
Vorbehalt  des  Niessbrauchs,  oder  würdigt  ihn  wenig- 
stens nicht  einer  besonderen  Beachtung: 
die  andere  behauptet  einen  solchen. 

Hauptvertreter  der  ersten  Ansicht  ist  Heusler,  in  seiner 
Gewere,  der  zweiten  Löning;  diese  letztere  wird  z.  B.  auch  von 
Bnmner  vertreten*). 

Daneben  steht  die  neueste  Heuslersche  Meinung,  welche 
das  Kriterium  in  der  Zinsbestellung  erblickt. 

Bevor  wir  nun  selbst  an  die  Untersuchung  der  Frage  her- 
antreten, ist  das  Quellenmaterial  und  die  benutzte  Litteratui- 
anzugeben. 


»)  a.  0.  n  S.  120. 

*)  Landschenkungen  S.  29:  ,Mit  einem  blossen  Niessbrauchsrechte  darf 
nach  alledem  die  lebenslängliche  proprietas  ebensowenig  verwechselt  werden, 
wie  die  donatio  post  obitum,  bei  der  das  lebenslängliche  Eigenthnm  dem  Ge- 
ber verbleibt,  mit  der  Uebereignung  unter  Vorbehalt  des  lebenslänglichen 
Niessbrauchs*. 
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§3. 

Die  benutzten  Quellen  und  litterarischen  Hülfsmittel. 

Die  folgende  Arbeit  maclit  in  der  Fonn,  in  welcher  sie 
vorliegt,  nicht  den  Anspruch  auf  erschöpfende  Behandlung  der 
Aufgabe. 

Der  Kreis  der  benutzten  Quellen  ist  ein  beschränkter; 
örtlich  sowohl  als  zeitlich.  Es  haben  vorläufig  im  Wesent- 
lichen nur  deutsche  Quellen  als  Material  gedient,  und  zwar  im 
Grossen  und  Ganzen  demjenigen  Länderkomplex  angehörend, 
welchen  der  erste  Band  von  Oesterleys  Wegweiser  durch  die 
Urkundensammlungen  des  Mittelalters  umfasst.  Ausgeschlossen 
blieben  demnach  die  bei  weitem  meisten  französischen^),  die 
italienischen  und  die  übrigen  Quellensammlungen. 

Zeitlich  beschränkt  ist  der  benutzte  Quellenkreis  in  so  fem, 
als  die  Zeit  nach  dem  Jahre  1000  ausgeschlossen  geblieben  ist, 
mitlnn  hauptsächlich  das  deutsche  Recht  der  fränkischen  Zeit, 
des  7.,  8.,  9.  und  10.  Jahrhunderts  dargestellt  wird. 

Die  benutzten  Quellen  sind  nun,  abgesehen  von  wenigen 
Stellen  der  Volksrechte,  einigen  Kapitularien  und  Koncilien- 
beschltissen,  theils  Formeln,  theils  und  zwar  hauptsächlich  Ur- 
kunden, insbesondere  Privaturkunden. 

Die  Formeln  sind  benutzt  worden  in  der  Ausgabe  von 
Zeumer: 

Formulae  Merovingici  et  Karolini  aevi.  Monumeuta  Ger- 
maniae,  Legum  sectio  V  1886. 
Folgende  Urkundensammlnngen  sind  die  benutzten: 

Als.  dipl.  =  Joh.  Daniel.  Schoepflini  Alsatia  aevi  Mero- 
vingici Carolingici  etc.  diplomatica  Pars  I  1772. 
St.  Bert  in.  s=  Cartulaire  de  Tabbaye  de  St.  Bertin  publik 

par  M.  Gu6rard.  1840. 
Cod.  dipl.  Alem»  =  Codex  diplomaticus  Alemanniae  et 
Burgundiae  Trans- Juranae  ed.  Neugart.  Tom.  I  1791. 


*)  Nur  folgende  französische  Sammlungen  wnrden  benutzt: 
Brequigny-Pardessns  Diplomata , 
Chartulaire  de  St.  Bertin  publik  par  Gu6rard, 
einige   Urkunden   aus  der  GaUia  christiana,  soweit   solche  im 
ersten  Band  von  Oesterley  citiert  sind. 
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Cod.  Fuld.  =  Codex diplomaticus Fuldensis herausgegeben 

von  Dronke.     1850. 
Cod.  Lauresham.  =  Codex priucipisolimLaureshamensis 

abbatiae  .  .  .  Tom.  I  1768. 
Cod.  Mogunt.  =  Codex  diplomaticus  exliibeus  anecdota  .  . 

Moguntiaca  .  .  .  ed.  Gudenus  1743. 
Cod.  Pat.  =  Codex    traditionum  antiquissimus  ecclesiae 

Pataviensis  im  Urkundeubuch  des  Landes  ob  der  Euns 

I  S.  435  —  477    (hiernach  citiert)  und  in  Mon.  Boica 

XXVIII,  II  p.  1—98. 
Cod.  Raet.  =  Codex  diplomaticus  ad  historiam  Raeticam 

herausgegeben  von  Moor.    Bd.  I  1846. 
Cod.  Ratisbon.  =  Codex  chronologico-diplomaticus  episco- 

patus  Ratisbonensis  ed.  Ried.  Tom.  I  1816. 
Hist.  Frising.  =  iIeiclielbeckHistoriae  Frisingensis  Tom. 
I  1774; 

pars  prima  (nach  der  Seite  citiert), 
pars    altera    instrumentaria   (nach   den    Nummern 
der  Urkunden  citiert). 
Hist.  Worm.  =  Historia  episcopatus Wormatiensis.  Tom.  II 

codicem  traditionum  exhibens  accurante  Schannat.  1734. 
Hundt  =  Graf  Hundt:  über  die  bayrischen  Urkunden  aus 

der  Zeit  der  Agilolfinger,   in  den  Abhandlungen   der 

liistor.  (-lasse  der  Kgl.  Bayer.  Akad.  der  Wiss.  XU. 

Band,  I.  Abth.  München  1872  (citiert  Hundt  I); 
Derselbe :  Die  Urkunden  des  Bisthums  Freising  aus 

der  Zeit  der  Karolinger.    Ebendaselbst  XIII.  Band, 

1.  Abth.  1875  (citiert  Hundt  II). 

Köln  =  Ennen  und  Eckertz  Quellen  zur  Geschichte  der 

Stadt  Köln.    Band  I  1860. 
Lorsch  und  Schröder  =  H.  Lorsch    und  R.  Schröder 

Urkunden  zur  Geschichte  des  deutschen  Privatrechts. 

2.  Auflage.    Bonn  1881. 

Metz  =  Histoire  des  evesques  de  l'eglise  de  Metz  par 

Meurisse  1634. 
Meich.  siehe  Hist.  Frising. 
Mitt.  Rhein.  ÜB.  =  Urkundeubuch  zur  Geschichte  des 

Mittelrheins  herausgegeben  von  Beyer.    I.  Band.  1860. 
Mon.  Blid.  =   Monumenta    Blidenstadensia.      Aus  dem 
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Nachlass    von     Böhmer     herausgegeben    von     Will. 

1874. 
Mon.  Boica  =  Monuraenta  Boica.  1763  ff.  daraus 

Tom.    VII   Ilrkunden  aus  Benediktbeuren, 

Tom.  VIII  .  ^     Scheftlarn, 

Tom.     XI  ^  ^     Niederaltaich. 

Nass.  ÜB.  =  Nassauisdies  Urkundenbuch,  bearbeitet  von 

Sauer.  I,i.  1885. 
Nied.  Rhein.  U.  (Ritz)  =  Urkunden  und  Abhandlungen 

zur  Geschichte  des  Niederrheins  und  der  Niedermaass 

herausgegeben  von  Ritz.    I,  i.  1824. 
Nied.  Rhein.  IIB.  =  Urkundenbuch  für  die   Geschichte 

des     Niederrheius     herausgegeben     von     Lacomblet. 

I.  Band.  1840. 
Pardessus  -    Diplomata,   chartae,  epistolae,  leges  .  .  . 

prius  coUecta  a    .    .    .  Brequigny    .    .   ed.  Pardessus. 

Tom.  I  1843;  Tom.  H  1849. 
Schöpflin  siehe  Als.  dipl. 
Strass.    ÜB.  =  Urkundenbuch    der  Stadt    Strassburg. 

I.  Band,  bearbeitet  von  Wiegand,  1879. 
Trad.  Corb.  =  Traditiones  Corbeienses  herausgegeben  von 

Wigand.  1843. 
Trad.  Lun.  =  Codex  traditionum  monasterii  Lunaelacensis 

im  Urkundenbuch  des  Landes  ob  der  Enns.     I.  Band. 

1852. 
Trad.  Wiz.  =  Traditiones  possessionesque  Wizenburgen- 

ses  .  .  .  ed.  Zeuss.  1842. 
Üb.  St.  Gall.  =  Urkundenbuch  der  Abtei  St.  Gallen  be- 
arbeitet von  Wartmann.     Band   1—3.     1863—1882. 
Wart  siehe  ÜB.  St.  Gall. 
Wirt.  ÜB.  =  Wirtembergisches  Urkundenbuch.  I.  Band. 

1849. 

Eingesehen  sind  noch  folgende  Sammlungen,  aber  ohne  dass 
in  ihnen  Ausbeute  für  die  zu  behandelnde  Frage  gefunden  wurde: 

Dahl,  Beschreibung  des  Fürstenthums  Lorsch.     1812. 
Hagen,  Urkundenbuch  f  ttr  die  Geschichte  des  Benediktiner- 
stifts Eremsmttnster.    1852. 
Quix,  Codex  diplomaticus  Aquensis  1840. 
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Selber  tz,  Urkundenbuch  zur  Landes-  und  Rechtsgeschichte 
des  Herzogthunis  Westphalen  Band  1.  1839. 

Trouillat,  Monuments  de  Hiistoire  deBäle  Tom.  I  1852. 
Die  benutzten  litterarischen  Hülfsmittel  bestehen  aus  den 
folgenden  Bücheni  und  Abhandlungen: 

E.  Albrecht,  die  Gewere  als  Grundlage  des  alteren  deut- 
schen Sachenrechts.    Konigsbei^  1828. 

G-.  Beseler,  die  Lehre  von  den  Erbverträgen.  Ei-ster  Theil: 
die  Vergabungen  von  Todeswegen  nach  dem  älteren 
deutschen  Rechte.     1835. 

—  von  den  Testamentsvollstreckern;  in  der  Zeitschrift 
für  deutsches  Recht.  IX  1845    S.  144—228. 

—  System  des  gemeinen  deutschen  Privatrechts,  4.  Auf- 
lage.   Berlin  1885. 

R.  Bewer,  Sala  Traditio  Vestitura.    Rostock  1880. 

H.  Bresslau,  Urkundenbeweis  und  Urkundenschreiber  im 
älteren  deutschen  Recht ;  in  Aeu  Forschungen  zur  deut- 
schen Geschichte  XXVI  1886  S.  1—66. 

H.  Brunn  er ,  das  Gerichtszeugniss  und  die  fränkische  Königs- 
urkunde; in  den  Festgaben  für  Heffter.    Berlin  1873. 

—  Beiträge  zur  Geschichte  und  Dogmatik  der  Werth- 
papiere;  in  der  Zeitschrift  für  Handelsrecht  XXII 1877. 

—  Carta  und  notitia  in  den  Commentationes  in  honorem 
Mommseni,  Berlin  1877. 

—  zur  Rechtsgeschichte  der  römischen  und  germanischen 
Urkunde.    I  Berlin  1880. 

—  Geschichte  und  Quellen  des  deutschen  Rechts,  in 
Holtzendorifs  Encyklopädie  I*.    Leipzig  1882. 

—  Die  Landschenkungen  der  Merowinger  und  der  Agilol- 
finger;  in  den  Sitzungsberichten  der  Kgl.  Preuss. 
Akademie  d.  Wiss.  Berlin  1885. 

—  Deutsche  Rechtsgeschichte.  I.  Leipzig  1887. 

A.  Franken,  Geschichte  des  französischen  Pfandrechts. 
I:  das  franz.  Pfandrecht  im  Mittelalter  1.  Berlin  1879. 

L.  Häberlin,  Systematische  Bearbeitung  der  in  Meichel- 
becks  Historia  Frisingensis  enthaltenen  Urkunden- 
sammlung.   Berlin  1842. 

W.  Haiss,  Traditio  und  Investitura;  ein  rechtsgeschicht- 
licher Verguch.    München  1876. 
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A.  Heusler,  Die  Geweie.    Weimar  1872. 

—  Institutionen  des  deutschen  Privatrechts.  I,  II.  Leipzig 
1885,  1886. 

K.  Th.  von  Inania  -  Sternegg.  Deutsche  Wirthschaftsge- 
schichte.    I  Leipzig  1879. 

Edgar  Löning,  Geschichte  des  deutschen  Kirchenrechts. 
II.  Band :  das  Kirchenrecht  im  Reiche  der  Merovinger. 
Ötrassburg  1878. 

Richard  Löning,  der  Vertragsbruch  und  seine  Rechtsfolgen. 
I.  Band:  der  Vertragsbruch  im  älteren  deutschen 
Recht.     Strassburg  1876. 

J.  Merkel,  das  firmare  des  bairischen  Volksrechts ;  in  der 
Zeitschrift  für  Rechtsgeschichte.   II  1863  S.  101—174. 

0.  Redlich,  über  bairische  Traditionsbticher  und  Tradi- 
tionen; in  den  Mittheilungen  des  österreichischen  In- 
stituts für  Geschichtsforschung.  V  S.  1 — 82. 

P.  Roth,  Geschichte  des  Beneflcialwesens.     Erlangen  1850. 

—  Feudalität  und  ünterthanenverband.    Weimar  1863. 
R.  Schröder,     Geschichte    des    ehelichen   Güterrechts   in 

Deutschland.    Erster  Theil:    Die  Zeit  der  Volksrechte. 
Stettin  Danzig  Elbing  1863. 

—  Lehrbuch  der  deutschen  Rechtsgeschichte  Erste  Ab- 
theilung.    Leipzig  1887. 

L.  Seuffert,  Materialien  zur  Deutung  von  stipulatio  in 
mittelalterlichen  Urkunden ,  in  der  Zeitschrift  der  Sa- 
vigny-Stiftung,  german.  Abth.  II  1881  S.  115—123. 

R.  Sohm,  Fränkische  Reichs-  und  Gerichtsverfassung. 
Weimar  1871. 

—  Das  Recht  der  Eheschliessung.     Weimar  1875. 

—  Trauung  und  Verlobung.     Weimar  1876. 

—  zur  Geschichte  der  Auflassung;  in  der  Festgabe  für 
H.  Thöl  von  der  rechts-  und  staatswissenschaftlichen 
Fakultät  zu  Strassburg.    Strassburg  1879. 

—  Fränkisches  Recht  und  Römisches  Recht  in  der  Zeit- 
schrift der  Savigny-Stiftung,  german.  Abth.  I  1880. 

0.  Stobbe,  über  die  Salmannen;  in  der  Zeitschrift  für 
Rechtsgeschichte  VH  1868  S.  405—438. 

—  Handbuch  des  deutsehen  Privatrechts.  V.  Band. 
Erste  und  zweite  Auflage.    Berlin  1885. 
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6.  Waitz,  über  die  Anfänge  der  Vasallität.  Göttingen  1856. 

G.  Weitz,  Deutsche  Verfassungsgeschichte :  I*  Berlin  1883. 

—  II^  1882.  —  IIP  1883,  —  IVi«  1884.  IV2*  1885. 

F.  Wolff,   Erwerb    und  Verlust    des  Klosterguts    in   den 

Traditiones  Wizenburgenses.  Berlin  1883. 
V.  Wyss,   die  letztwilligen  Verfügungen  nach  den  schweize- 
rischen Rechten  der  früheren  Zeit,   in  der  Zeitschrift 
für  Schweiz.  Recht  XIX  1876  S.  68—160. 
K.  Zeumer,  Cartam  levare  in  Sankt  Galler  Urkunden;  in 
der  Zeitschrift  der  Savigny-Stiftung,  german.  Abth.  IV. 
1883.     S.  113—117. 
Im  Folgenden  soll  nun  dargestellt  werden,  was  eine  Prüfung 
der  genannten  Quellen  M   in  Bezug  auf  die  vorliegende  Frage 
ergeben  hat,  und  zwar  in  der  Art,   dass   in   einem  ersten  Ab- 
schnitt die  donationes  post  obiium,  in  einem  zweiten  die  Schen- 
kungen mit  Vorbehalt  des  Niessbrauchs  geschildert  werden. 


ERSTER  THEIL. 


Die  donationes  post  obitnm« 

§4. 

Begriff. 

Die  donatio  post  obitum  ist  eine  bedingte  Schenkung;  aber 
eine  bedingte  Schenkung  besonderer  Art.  Denn  das  ihr  als 
Bedingung  hinzugefügte  künftige  Ereigniss  ist  nicht,  wie  jede 
eigentliche  Bedingung,  ein  ungewisses  Ereigniss,  sondern  viel- 
mehr ein  höchst  gewisses:  nämlich  der  Tod  des  Schenkers. 
Man  kann  daher  den  Tod  des  Schenkers  auch  als  Befristung 
auffassen,  er  ist  ein  dies  certus  an^  incertus  quando.  Eine  der- 
artige Schenkung  ist  in  Folge  dessen  nicht  in  dem  .gleichen 
Grade  in  der  Schwebe,    wie  ein  eigentlich  bedingtes  Eechtsge- 


*)  Es  siud  über  1300  Urkimdeu  als  unter  die  Kategorieen  der  donatio- 
nes post  ohitum  und  der  Schenkungen  mit  Nie.ssbrauchs vorbehält  faHend  aus  den 
genannten  Werken  gesammelt  worden. 
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Schaft;  eine  derartige  Schenkung  kann,  da  der  Tod  des 
Schenkers  sicher  eintreten  wird,  eine  Vergabung  von  Todes- 
wegen genannt  werden*). 

Aber  die  donatio  post  obiium  des  deutschen  Rechts  unter* 
scheidet  sich  von  der  römischen  mortis  causa  donatio.  Die 
letztere  ist  „eine  Schenkung,  deren  rechtlicher  Bestand  nach 
dem  Willen  des  Schenkers  davon  abhängig  ist,  dass  er  den 
Beschenkten  nicht  überlebt"  *).  üeberlebt  er  den  Beschenkten, 
so  ist  die  Bedingung  nicht  erfüllt,  damit  das  Rechtsgeschäft 
aufgehoben.  Hier  liegt  also  eine  eigentliche  Suspensivbedingung 
vor,  nämlich  der  frühere  Tod  des  Schenkers. 

Die  donatio  post  oMtum  dagegen  hat  ihre  eigenthümliche 
Ausbildung  besonders  bei  Gelegenheit  der  zahlreichen  Schen- 
kungen an  die  Kirche  erhalten.  Die  Kirche  aber  als  solche, 
oder  die  einzelne  kirchliche  Anstalt,  die  Domkirche,  das  Kloster, 
die  Abtei,  war  unsterblich;  es  war  hier  nicht  denkbar,  dass 
der  Schenker  den  Beschenkten  überlebte.  Daher  konnte,  anders 
als  bei  der  mortis  causa  donatio,  der  Eintritt  der  Bedingung 
nicht  zweifelhaft  sein,,  und  dadurch  eben  erhielt  die  hinzuge- 
fügte Bedingung  jenen  hervorgehobenen  Charakter,  der  ihr  fast 
die  Natur  der  Bedingung  nahm  und  sie  zu  einem  dies,  zu  einer 
Befristung,  stempelte. 

Abgesehen  nun  von  einigen  besonders  gearteten  Fällen,  in 
welchen  eine  Resolutivbedingung  vorliegt  und  von  denen  später 
zu  sprechen  ist'),  war  die  donatio  post  obitum  ein  suspensiv  be- 
dingtes Rechtsgeschäft;  bis  zu  dem  Tode  des  Schenkers  ist  die 
Wirkung  des  bereits  rechtskräftig  abgeschlossenen  Geschäftes 
hinausgeschoben;  die  Schenkung  an  sich  ist  vollzogen;  aber  um 
existent  zu  werden,  bedarf  sie  der  Erfüllung  der  Suspensivbedin- 
gung; der  Gegenstand  ist  geschenkt,  aber  bis  zu  jenem  Zeit- 
punkt bleibt  er  im  Eigenthum  und  Besitz  des  Schenkers. 

„Der  Schenker  tradiert**,  wie  Heusler  sagt*),  „in  dem  Sinne, 
dass  nach  seinem  Tode  das  Gut  an  die  Kirche  fallen  solle.  Bis 
zu  seinem  Tode  hat  die  Kirche  mit  dem  Gut  nichts  zu  schaffen*'. 


')  Stobbe  (PrR  V  S.  176)  bemerkt,  man  könne  hier  yielleicht  eine  der  Even- 
taalbelehnnng  analoge  suspensiv  bedingte  Eigenthnmsttbertragnug  annehmen. 
*)  AmdtH  Pandekten  §  589. 
*)  Siehe  unten  §  14. 
*)  öewere  S.  472  Anm.  1. 

Httbner,  die  donationea  post  obitum.  t 
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Wird  die  donatio  po$(  obUum  in  dieser  Weise  definiert,  so 
geschieht  nichts  anderes,  als  dass  sie  ebenso  wie  jedes  andere 
suspensiv  bedingte  Rechtsgeschäft  aufgefasst  wird.  Und  dies 
kann  keinem  Bedenken  unterliegen,  da  die  hervorgehobene 
Eigenthfimlichkeit  der  vorliegenden  Bedingung,  ihr  gewisses 
Eintreten,  auf  ilire  aufschiebende  Wirkung  ohne  Einfluss  ist  und 
nur  dem  Beschenkten  eine  grössere  Sicherheit  verschaft't. 

Nachdem  somit  festgestellt  worden  ist,  was  unter  dem 
Ausdnick  donatw  post  obitum  verstanden  winl,  gilt  es  die 
vorhandenen  Beispiele  solcher  donationes  näher  zu  untersuchen. 

55  5. 

Ausdrücke  der  Quellen. 

Um  die  Fälle,  in  denen  donationes  post  obitum  vorliegen, 
sowohl  von  den  augenblicklichen  Schenkungen  als  auch  von  den 
Schenkungen  mit  Vorbehalt  des  Niessbrauchs  richtig  unter- 
scheiden zu  können,  ist  zunächst  zu  erörteni,  in  welcher  Weise 
die  Klausel  formuliert  wurde ,  welche  das  Rechtsgeschäft  zu 
einer  donatio  post  obitum  machte. 

Auf  die  einfachste  und  jeden  Zweifel  ausschliessende  Art 
wurde  eine  solche  Schenkung  beurkundet,  wenn  der  Schenker 
erklärte,  er  tradiere  post  obitum  suum,  nach  seinem  Tode. 

Für  diese  Ausdrucksweise  finden  sich  zahlreiche  Beispiele : 
aus  den  in  den  Freisinger  Urkunden  enthaltenen  Fällen  seien 
folgende  ausgewählt: 

Meich.  50  (776)    ego  Wago  .  .  .  hereditatem  meam  .  .  . 

post  obitum  meum  .  .  .  tradedi  .... 
Meich.  57  (778)  ego  Reginhoh  nebst  Sohn  und  Gattin  .  .  . 
rem  propiiam  ...  ex  integro  post  obitum  nostrum  tra- 
dimus  vel  transfundimus  ad  ecclesiam. 
Meich.  259    (vor  810)  ego  Frechholf  laicus  .  .  .    trade 
unam  coloniam  cum  familia  .  .  .  post  obitum  meum^). 
Sehr  häufig  wird  diese  Form  auch   in  den  Urkunden  des 
Klosters  Mondsee  angetroffen :   z.  B. 

»)  Weitere  älmUche  Fälle  da«elbst:  ö7  (778),  76  (vor  782),  102  {im. 
109  (791),  187  (803),  179  (vor  810),  226  (vor  810),  235  (vor  810),  352  (817), 
672  (810—835.. 
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Trad.  Lan.  31  (750)  dono  .  .  .  post  discessum  meam  dona^ 

tumqae  esse  volo. 
Trad.  Lun.  2  (814)  ego  Aserichas  et  Bodi  .  .  .  tradimus 
atque    trausfundimas    hereditatem    nostram  .  .  .  post 
obitum  nostrum  omnia  propria  nostra  in  .  .  .^) 
Auch  die  Passauer  Urkunden  zeigen  uns  ein  Beispiel  dieser 
einfachsten  Ausdnicksweise : 

Trad.  Pat.    19  (788—800)  ...   ego    Ilpunc  et  uior  mea 
Imma  et  filius  mens  Naccho  .  .  .  tradimus  omnia  sub- 
stancia  nostra,   que   habuimus   ad  .  .  .   post   obitum 
nostrum  ...  ad  basilica  s.  Stephani. 
Ebenso  eine  alemannische  Urkunde: 

Schöpflin  1  75  (810)  dono  .  .  .  ut  ille  abbas  post  obitum 

meum  habeat. 
Endlich  gehören  auch   eine  Beihe   von  Fuldaer  Urkunden 
hierher^). 

Häufig  jedoch  sind  die  betreffenden  Klauseln  mit  grösserer 
Umständlichkeit  abgefasst,  freilich  ohne  dass  dadurch  immer 
ihre  Deutlichkeit  erhöht  wfirde. 

Es  sind  verschiedene  Phrasen,  welche  entweder  neben  dem 
einfachen  Ausdruck  tradere  post  obitum  oder  auch  ohne  den- 
selben jenen  Zweck  verfolgen. 

So  heisst  es  z.  B.  in  Freisinger  Urkunden:  • 
Meich.  41  (773)  tradimus  post  obitum  nostrum,  ut  sit  sta- 

bilis  pro  redemptiohe  animae  nostrae. 
Meich.  210  (vor  810)  ut  sit  stabilis  et  immobilis  ad  pre- 

dictum  locum  post  obitum  nostrum. 
Meich.   419  (821)  ut  post  meum  enim  transitum  omnino 

flrmum  stabilisque  fiat. 
Meipb.   460   (824)  ut  post  obitum  vitae  suae  flrmum  et 
stabilitnm  fleret  (ebenso  Meich.  464  (824)). 
Aehnlich  in  einer  Mondseer  Urkunde: 

Trad.  Lun.  60  (773)  post  obitum  meum  sit  flrmiter  omnia, 

quod  ad  me  pertinet. 
Der  Aussteller   einer  Schenkungsurkunde  an   das  Kloster 
Scheftlam  sagt: 

»)  Ähnliche  Fälle  daselbst:  11  (803),  43  (?),  65  (822),  79  (?),  102  (811), 
107  (811),  113  (?). 

■)  Trad.  Fald.  24  (766),  129  (V),  142  (?),  192  (?),  193  (?). 
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Mon.   Boic.  VIII,  II  S.  376  (828)  ut  post  obitum  meum 

ibi  Sit  firniiter  atque  stabiliter  in  i)eiT)etuum  delegatum 

ac  coufiimatum. 

Die  fromme  Auffassung  der  Scheuker,   welche  iiieiuteu.  an 

den  Heiligen  selbst  ihre  Schenkung  auszurichten,   klingt    z.  B. 

aus  folgenden  Wendungen  hervor: 

Meich.  I  S.  44.  45  (743)  ut  post  obitum  meuui  et  coniuge 
mee  hereditas  niea  pro  me  et  raeis  hereditas  fit  sanc- 
torum  in  perpetuum. 
Meich.  I  8.  53,  54  (755)  ut  post  obitum  meum  hereditas 

Sit  sanctorum.     Aehnlich  auch  Meich.  81  (vor  782). 
Wieder  in  anderen    Fällen   wird  der  nach  dem  Tode  de^ 
Schenkers  eintretende  Anfall  daduich  bezeichnet,  dass  gesagt 
wird,  dann  solle  das  Gut  dem  Kloster  dienen,  so  z.  B.: 

Meich.   16  (767)  ut  post  obitum  meum  episcopali  domai 
iure   ditioni  deserviat    atque  semper  virginis  Mariae 
subesse  dominationis. 
Meich.  20  (769)  ut  post  obitum  meum  ipsius  ecclesiae  di- 
tioni deserviat.  Aehnlich  60  (778),  355  (817). 
Trad.  Lun.  13  (772)  ut  post  obitum  meum  ibi  deserviat 
die  ac  nocte  et  ibi  fruibilis  .  .  .  cum  ex  hac  luce  fuero 
subtractus. 
Trad.  Corb.  §  23  ut  post  amborum  obitum  eadem  mancipia 
et  idem  predium  ...  ad  servitium  monachorum  per- 
starent. 
Sehr  häufig  wird  dann  die  Wendung  gebraucht,  dass  nach 
dem  Tode  des  Schenkers  der  Bedachte  die  in  jeder  Beziehung 
unbeschränkte   Verfügungsgewalt    über    den    Gegenstand    der 
Schenkung  haben  oder  erhalten  solle,   womit,  selbst  wenn  es 
nicht  ausdrücklich  hervorgehoben  wird,    gesagt  sein  soll,   dass 
diese  Verfügungsgewalt  bis  zu  seinem  Tode  dem  Schenker  bleibe. 
So  bestimmen  z.  B.  in  einer  Freisinger  Urkunde  von  823 
die  schenkenden  Ehegatten 

Meich.  444  ut  quicquid  inde  rectores  domui  ipsius  agere 
voluerint,  Uberam  potestatem  post  obitum  nostnun 
in  Omnibus  habeant  agendi. 
In  einer  Passauer  Urkunde  von  788  (Trad.  Pat.  16)  heisst  es: 
egoCito  .  .  .  dono  post  obitum  meum,  .  .  ut  quicquid 
.  .  .    episcopus    post    obitum    meum    ex    eo    facere 
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voluerit,    liberam    habeat  potestatem.     Ebenso  Trad. 
Pat.  38  (803). 
Auch    unter  den    Weisseuburger   Traditionen    finden  sich 
gleiche  Ansdilicke: 

Trad.  Wiz.  2  (742)  ein  Ehepaar  schenkt  in  ea  vero  ra- 

cione  ut  post  discessum  nostrum  amborum  habendi  te- 

nendi  vendendi  commodandi  possidendi  vestrisque  suc- 

cessoribns  derelinqnendi  vel  quicqnid  exinde  eligeritis 

faciendi  per  hanc  testamentam  donacionis  liberam  in 

Omnibus  firmam  .  .  .  habeant  postestatem. 

Aehnlich  lauten  daselbst  die  Urkunden  14  (739)  und  53  (774). 

Sehr  viel  häufiger  sind  derartige  Wendungen  in  den  Mond- 

seer  Urkunden  vertreten; 

Trad.  Lun.  17  (828)  ut  post  obitum  meiun  teneatis  et  li- 
berum perfiruatur  arbitrio. 
Trad.  Lun.  18  (?)  liberam  habeatis  in  omnibus  potestatem 
post  discessum  meum  habendi,  tenendi  vel  omnia  quod- 
cumque  facere  volueritis. 
Trad.  Lun.  105  (819)  ut  post  obitum  meum  habeatis,  te- 
neatis atque  in  omnibus  potestatem  firmiter  ac  stabiliter, 
ut   in  evnm   et  inconvulsum  valeat  permanere    omni 
tempore  firma  et  stabilis  permaneat. 
üebereinstimmende    Sätze ,    zuweilen    mit    geringen    Ab- 
weichungen, finden  sich  daselbst  ferner  in  folgenden  Urkunden: 
45  (817),  49  (?),  69  (826),  70  (768),  85  (?),  116  (824). 
Bei  weitem  am  zahlreichsten  aber  wird  die  behandelte  Form 
in    den   Fuldaer  Schenkungsurkunden   verwendet,    für  welche 
eine  derartige  Klausel,  dass  mit  dem  Tode  des  Schenkers  die 
Bedachten  freieste,    unbestrittene   und  ewig  dauernde  Gewalt 
über  die  Schenkung  haben  sollen,    fast  als  typisch  erscheint. 
Beispiele: 

Trad.  Fuld.  66  (779)  ego  .  .  Arndeo  .  .  dono  atque  trade 
ad  monasterium  s.  Bonifatii .  .  .  post  obitum  meum,  ut 
vos  seu  sequaces  vestri  habendi  perenniter  frnendi  in 
omnibus  habeatis  potestatem. 
Trad.  Fuld.  70  (780)  ego  .  .  Preudo  trado  .  .  .  post  obitum 
meum  .  .  .  ea  scilieet  ratione,  ut  post  obitum  vitae 
meae  .  .  abbas  et  cuncta  congregatio  illa  totum  et  quic- 
quid  exquisitum  et  laboratum  sit  in  die  mortis  meae 
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V08  et  secatores  vestri  habendi  perpetualiter  possidendi 
in  omnibas  potestatem  habeatis^). 

In  den  meisten  derartigen  Fällen  wird  durch  den  erwähnten 
Zusat-z  der  Kirche  volle  und  unbedingte  Verfügungsfreiheit  nach  dem 
Tode  des  Schenkers  gewährt  (vgl.  z.  B.  die  beiden  angeführten 
Urkunden  Meich.  444  und  Trad.  Fat.  16).  Es  kommen  aber  auch 
nicht  selten  Fälle  vor,  in  denen  ein  derartiger  Znsatz,  welcher  auch 
das  Recht  zu  veränssem  in  sich  schliesst,  fehlt  (vgl.  z.  B.  die  ange- 
führten Urkunden  Trad.  I^dd.  66  und  70) :  die  freie  Veräusserungs- 
befugniss  ist  nicht  ausdrücklich  gewährt,  aber  auch  nicht  aus- 
drücklich ausgeschlossen ;  es  wird  nur  gesagt,  die  Kirche  solle  das 
Gut  für  alle  Zeiten  besitzen.  Sind  die  Klauseln  derartig  formuliert, 
so  wird  man  mit  Brunner ^)  in  ihnen  ^nichts  anderes  als  die 
Absicht  des  Schenkers,  dass  das  Gut  dauemd  bei  der  Kirche 
verbleiben,  von  ihi'  nicht  veräussert  werden  solle",  erkennen. 

Während  nun  in  allen  bisher  besprochenen  Fällen  die  Aus- 
drucksweise der  Urkunden  darüber  keinen  Zweifel  lässt,  dass 
in  ihnen  eine  donatio  post  obüum  anzunehmen  sei,  bedienen  sich 
einige  Urkunden,  und  zwar  besonders  Freisinger,  eines  Aus- 
drucks, welcher  das  in  ihnen  enthaltene  Rechtsgeschäft  nicht 
in  derselben  Klarheit  wie  in  den  bisherigen  Beispielen  wiedergiebt. 

Es  wird  nämlich  zuweilen  folgendermaassen  gesagt:  dono, 
fU  traditio  post  obitum  meum  firma  pertnaneat.  Wöitlich  über- 
setzt kann  dieser  Ausdruck  nur  bedeuten:  die  Sclienkung  soll 
nach  meinem  Tode  unangefochten  bleiben,  d.  h.  es  soll  Keiner 
befugt  sein,  die  Schenkung,  welche  ich  bereits  jetzt  vollständig 
ausführe,  später,  wenn  ich  gestorben  und  selbst  nicht  mehr  im 
Stande  bin,  Verdunkelungen  oder  Anfechtungen  entgegenzutreten, 
dem  Beschenkten  streitig  zu  machen. 

In  diesen  und  ähnlichen  Urkunden  wird  es  auf  eine  Unter- 
scheidung je  nach  den  vorliegenden  Umständen  ankommen. 

Dass  der  in  einer  Urkunde  vorkommende  Ausdruck  post 
obitum    allein   nicht    ausreicht,    das   Rechtsgeschäft    zu   einier 

*)  Gleiche  oder  ähnliche  PäUe:  27  (765),  43  (773),  52  (775),  54  (776), 
71  (781),  78  (785),  81  (785),  86  (786),  101  (791),  130  (?),  132  (?),  134  (?).  152 
(798),  153  (798),  181  (801),  210  (803),  241  (807),  306  (815).  383  (819\  384  (819), 
:-)99  (?),  401  (822),  458  (825),  475  (827),  485  {S3H). 

')  Landschenknngen  S.  21.  Wolff  dagegen  (Erwerb  und  Verlust  n.  s.  w. 
S.  16)  nimmt  in  solchen  Fällen  unbedingte  Schenkungen  an,  lässt  also  im 
Zweifel  der  Kirche  ein  freies  Veränssenrngsrecht  ankommen. 
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donatio  posi  obüum  zu  stempeln,  zeigen  z.  B.  Fälle  wie  Meich. 
35  (772),  44  (773),  194  (vor  810),  in  welchen  es  überein- 
stimmend heisst: 

dono  atqne  transfundo  ....  ut  me  vivente  vel  post  obitum 
meum  habeat  potestatem  defensor; 
also  augenblickliclie  unbedingte  Schenkungen,  denen  jene  Be- 
stimmung nur  hinzugefügt  ist,  um  die  Gültigkeit  für  alle  Zu- 
kunft so  ausdrücklich  als  möglich  zu  bezeichnen. 

Wie  sich  später  zeigen  wird,  kommt  der  Ausdruck  posi 
obitum  auch  bei  Schenkungen  mit  Vorbehalt  des  Niess- 
brauchs  vor. 

So  dürfte  denu  überall  da,  wo  einer  Schenkung  die  Worte 
beigefügt  werden 

ut  post  obitum  meum  lirma  et  inconvulsa  ibidem  perma- 
neat  (Meich.  53  a.  780) 
oder 

ut  post  obitum  eins  ad  praedictum  sanctum  stabiliter  et 
finniter  permaneat  (Meich.  67  a.  776) 
oder  ähnliche  Wendungen  benutzt  sind,  das  Wort  permanere 
wörtlich  zu  übersetzen  und  das  Geschäft  als  eine  augenblick- 
liche Schenkung  aufzufassen  sein,  deren  Fortbestand  auch  nach 
dem  Tode  des  Schenkers  noch  ausdrücklich  hervorgehoben 
wird  ^). 

Dass  in  <ler  That  mit  diesem  Zusatz  häufig  keine  donatio 
post  obitum  bezeichnet  ist,  sondern  nur  ein  möglicher  künftiger 
Widerstand  der  Erben  ausgeschlossen  werden  soll,  kann  man 
aus  folgenden  Beispielen  entnehmen,  in  denen  augenscheinlich 
nicht  donationes  post  otntum,  sondern  augenblickliche  Schenkun- 
gen vorliegen: 

Meich.  79  (vor  782)  .  .  ego  Suudarheri  Diaconus  .  .  tra- 
didi  .  .  . ,  ut  post  obitum  meum  firma  et  stabilis  per- 

*)  Beispiele  fttr  derartis^e  Fälle  auofenblicklicher  Schenkungen,  die  durch 
ihre  Form  an  donationes  j^ont  olntum  erinnern,  sind  folgende  Urkunden: 

Meich.  53  (780),  67  (776),  106(791),  189 (vor 8 10),  258 (vor  810),  290(811), 
291(81.3),  318(815).  344(816),  394(816),  399(819),  463(819),  407(819?), 
431  (822).  481  (825).  486  (825),  507  (827),  540  (829),  547  (830).  567 
(810  -8;J5),  51K)  (836),  Uuiidt  II  18  ^840).  ^\AA\.  6.34  (845),  656  (848). 
674  (851),  797  (854— H75j; 

Trad.  Lun.  42  (773  Vj.  72  (80;^),  122  i?j: 

Trad.  Fat.  36  (c.  803),  37  (c.  803),  46  (c,  807). 
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maneat  traditio  haec  coram  mnltibus  conflrmata,  nnl- 
lus  contradicere  valeat,  sed  in  perpetuum  here- 
ditas  mea  sanctorum  possessio  sit. 
Meich.  397  (819)  zwei  Brüder  schenken  eo  modo,  ut  post 
obitum   illorum    nnllns   de   domo   s.  Mariae   uec 
filius    nee    ullus    propinqnus    abstrahere  po- 
lest atem  habeat,  sed  magis  in  istoiiim  traditione  .  . 
in  perpetnum  permaneat. 
Meich.  436  (822)  .  .  .  ea  ratione  . .  tradidit . . .  Wolfdeo . .  ., 
ut  post  obitum  ipsius  domui  s.  Mariae  n ullus  contra- 
dicere ei  valeat  vel  potestatem  habeat  nullus 
propinquus  vel  alius  quis,  sed  cum  veracis  testi- 
bus  firmiter  confirmatum  peraiaueat. 
Sehr  deutlich  zeigt  sich  das  Vorhandensein  einer  augen- 
blicklichen Schenkung   trotz   des  post  obüum  permanere  in 

Meich.  483  (825)  .  .  ut  post  obitum  meum  ibidem  per- 
maneat,   ut  neque  deinde  ulla  persona  potestatem 
teneat  aliquid  aufeire,  sed  cum  omni  integritate  firmiter 
ab  hodierno  die  permaneat  ad  Frigisinga. 
Endlich  Meich.  548  (830)  ego  Baaz  .  .  .  trade  .  .  . ,  ut  ad 
ipso  sede  episcopatui  firmiter  permaneat  post  obitum 
meum,    ut  neque    frater  mens   aut  aliquis   ex 
parentibus    meis   potestatem    habeat   aliquid 
inde  abstrahere  vel  miuuere,  sed  firmiter  et  sta- 
bilis  ad  ipsa  casa  Dei  permaneat. 
Einen  weiteren  Beweis  dafür,   dass  in  den  Fällen  der  so- 
eben  angeführten  Art  augenblickliche  Schenkungen   vorliegen, 
liefert  die  Urkunde 

Meich.  382  (818j,  in  welcher  eine  Frau  Ermanswind  eine 

Tradition  vornimmt  eo  modo,  ut  post  obitum  eius  domui 

s.  Mariae  nullus  contradicere  uUo  modo  potuisset;  imd 

dann  fährt  die  Urkunde  fort:   hoc  peractura  pius  pon- 

tifex  ...  in  beneficium  concessit  ei  haec  omnia. 

Es  leuchtet   ein,    dass  dies  keine  donatio  post  obitmn  ist 

(obwohl  die  Ausdrücke  nicht  ganz  scharf  sind  und  an  und  für 

sich  auch  eine  solche  bezeichnen  könnten),  da  an  einer  solchen 

der  Schenkerin  Niessbrauch  zu  gewähren  widersinnig  wäreM. 


>)  Ähnlich  verhält  es  sich  in  Meich.  62  (779),  103  (790),  ö09  (827). 
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So  dürfte  denn  auch  in  der  Urkunde  Meich.  373  (819)  eine 
augenblickliche  und  keine  donatio  post  obitum  anzunehmen  sein. 
Hier  schenkt  eine  vornehme  Frau  dem  Bischof  einen  Hörigen. 
Dieser  Hörige  schenkt  zu  gleicher  Zeit  der  Kirche,  der  er  selbst 
übergeben  wird,  ein  ihm  gehöriges  Besitzthum  und  zwar 

eo  modo,  ut  post  illius  obitum  eiusque  filii  nullus  domui 
s.  Mariae  coutradicere  potestatem  habere  potuisset. 

Freilich  spricht  in  dieser  Urkunde,  sowie  in  Meich.  32  (772j, 
138  (804)  und  298  (814),  der  Umstand,  dass  die  Schenkung  nach 
dem  Tode  des  Tradenten  und  dem  seines  Sohnes,  bezw.  seiner 
Frau,  seiner  Tochter  oder  seines  Enkels  unangefochten  bleiben 
soll,  fast  ebensosehr  dafür,  eine  donatio  post  obitum  anzunehmen. 
Aber  man  könnte  jene  Klausel  bei  einer  augenblicklichen 
Schenkung  vielleicht  in  folgender  Weise  erklären :  der  Schenker 
ist  überzeugt,  dass  ebensowenig  wie  er  selbst,  sein  Sohn,  seine 
Frau  u.  s.  w.  die  Schenkung  anfechten  werden,  und  deshalb 
sucht  er  erst  für  die  Zeit  nach  dem  Tode  der  letztgenannten 
Personen  einem  solchen  Ereigniss  vorzubeugen  \). 

In  der  Urkunde  Meich.  515  (828)  endlich  handelt  es  sich  um 
eine  Schenkung,  bei  welcher  der  Schenker  erklärt,  sie  in  der 
Weise  vorzunehmen 

ut  post  obitum  meum  taliter  ipso  die  ibi  inveutum  fuerit, 
in  potestate  et  in  servitio  sine  ullins  hominis  contra- 
dictione  ad  ipsa  casa  Dei  permaneat  iirma  stabilisque 
ipsa  traditio  persistat  ad  ipsa  casa  Dei. 

Dass  hier  die  Worte  permaneat  und  persistat  im  Sinne 
von  fest  und  unbestritten  bleiben  aufzufassen  sind,  mithin 
auch  hier  eine  augenblickliche  Schenkung  vorliegt,  zeigen  die 
unmittelbar  folgenden  Worte: 

et  statira  vestivit  Hittonem  venerabüem  episcopum,  quic- 
quid  in  ipso  loco  habere  videbätur  in  proprium*'*). 

Denn  es  wird  später  dargethan  werden*^),  dass  die  donatio 
post  obitum  ohne  Investitur  vorgenommen  wurde. 

Während  nun  in  den  bisher  erwähnten  Fällen  Ausdrücke 
wie  post  obitum  firmiier  permanere  u.  s.  w.  zur  dauernden 
Sicherstellung  augenblicklicher  Schenkungen  in  den  Urkunden 

»)  Weitere  ähnliche  Falle:    Meich.  62(842),  373(819). 
»)  Hierher  gehört  z.  B.  noch  Meich.  o09  (827). 
«)  öiehe  unten  §  7, 
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eingefügt  sind,  werden  gleiche  Ausdrücke,  wenn  anch  selten, 
docli  gleichfalls  bei  donaiiones  jwst  ohUnm  verwendet ;  allerdings 
ist  dann  noch  in  anderer  Weise  die  Schenkung  deutlich  als  eine 
donatio  post  ohitum  gekennzeichnet.  So  verhält  es  sich  z.  B.  in 
Meich.  I  S.  53  (755)  tradidi  post  finem  .  .  meuni  .  .,  ut 

lirma  et  stabilis  permaneat  peracta  traditio  haec. 
Meich.  50  (776)  post  ob  i  tum  nie  um  ad  ipsnm  altarem 
tradedi .  .  et  traditio  haec  .  .  .  finna  permaneat.  Wie 
diese  Urkunde  sind  femer  fonnnliert:  Meich.  I  S.  53, 
54  a.  755,  57  a.  778,  76  a.  782,  79  a.  810.  553  a.  830, 
682  a.  853:  lYad.  Lun.  116  a.  824. 
Ferner 

Meich.  223  (vor  810)  Salomon  Diaconus  tradidi t  heredi- 
tatem  suani  .  .  .    post  obitnm  suuni,   ut  ibidem  in 
pei-petnum  permaneat. 
Trad.  Lun.  11  (803)  ego  .  .  .  tradidi  res  meas  .  .  .  post 
ob i tum  menm^  .  .   post  obitnm  menm  sit  stabilis  et 
firma  permaneat. 
Trad.  Lun.  2  (814)  zwei  Brüder  sagen:  tradimus.  .  liere- 
ditatem  nostram  .  .  post  obitum  nostrum  ...     Et 
ut   hae(*   traditio  a  nobis  facta  in    tempore  firma  et 
stabilis  peimaneat. 
Besonders  die  drei  letzten  Urkunden  lassen  keiuen  Zweifel, 
dass  donaiiones  post  olnium  vorliegen. 

Ebenso  dürften  donatione^  post  ohitum  danrf  anzunehmen 
sein,  wenn  nicht  nur  das  gegenwärtige  Vermögen,  sondern  auch 
der  künftige  Erwerb  ge^schenkt  wird,  da  für  derartige  Schen- 
kungen die  Form  einer  donatio  post  obitvm  besonders  nahe- 
liegend war. 

So  heisst  es  z.  B.  in 

Meich.  48  (775)  tradebat  illins  post  obitum  in  perpetuum 
permanere  statuit  et  deinceps  quicquid  lucrat  potuisset 
eadem  fieri  sententia,  ut  snperius  deprehensimus,  dif- 
tinivit. 
Es  bleibt  noch  zu  erwähnen,    dass  an  der  Stelle,   wo  wir 
das  pertnanere  finden,    zuweilen   auch    tenere   gebraucht  wird. 
Hier  ist  die  Frage,  ob  (euere  im  Sinne  von  „erhalten"  oder  „be- 
halten" zu  verstehen  ist.    Beispiele  sind  folgende  Urkunden : 
Meich.  484  (825)  ein  Ehepaar  schenkt  eo  modo  .  .  .  ut 
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post   obitum    amboruin    illoruin   Armiter    tenentur   ad 

domum  supra  dictum  ad  Frigisingas. 
Meich.   547   (830)  ego  .  .  .  firmiter  tradidi  .  .  ut  ibidem 

perpetualiter  .  .  .  permansisset,  eo  modo,  nt  post  obitum 

meum  sine  ulla  contradicione  ad  prefatum  locum  .  .  . 

teneatur  et  possideatnr. 
Meich.  630  (844)  .  .  .  ut  liaec  omnia  ^ost  obitum  eius  lir- 

miter  tenentur  ad  domum  s.  Mariae. 
Trad.  Lun.    136  (827)  .  .   ut  post  obitum  meum  teneatis, 

liberum  perfruatur  arbitrio,  in  ea.vero  racione,  ab  hac 

die  babeatis,  teneatis  atque  possideatis  .... 
Trad.  Fuld.  96  (790?)  ein  Ehepaar  schenkt  ut  post  obitum 

uostrum  rem  incontradictam  et  melioratam  vos  vel  suc- 

cessores  vestri  possideatis  teneatis  perpetualiter  fruatis. 
Auch  in  diesen  Fällen  wird  man  auf  das  in  der  Urkunde 
vorkommende  post  obitum  nicht  das  entscheidende  (lewicht 
legen  können,  sondern  das  teuere  als  gleichbedeutend  mit  dem 
besprochenen  pennanere  auifassen  müssen.  Dann  liegen  aucli 
in  diesen  Fällen  augenblickliche  Schenkungen  vor,  falls  niclit 
ganz  besondere  Umstände  eine  doncUio  post  obitum  anzunelimen 
zwingen.  Vielleicht  ist  die  angeführte  Urkunde  Meich.  484 
ein  solcher  Fall,  da  hier  auch  der  künftige  Erwerb  in  die 
Schenkung  einbegriffen  wird.  Dagegen  lässt  z.  B.  die  Urkunde 
Trad.  Lun.  136  an  dem  augenblicklichen  ('harakter  der  Schen- 
kung keinen  Zweifel. 

Das  Ergebniss  vorstehender  Erörteiung  ist  also,  dass  Aus- 
drücke wie:  ut  post  obitum  ßrmiter permanecUy  ut  post  obitum 
ßrmiter  teneatur  oder  sinnentsprechende,  kein  sicheres  Kenn- 
zeichen für  das  Vorhandensein  einer  donatio  post  obitum  abgeben, 
sondern  im  Uegentheil  nicht  selten  augenblicklichen  Schenkungen 
liinzugesetzt  worden  sind,  so  dass  es  also  für  jede  L^rkunde ,  in 
der  sie  sicli  linden  -  -  anders  als  bei  jenen  im  Anfang  des  Para- 
graphen behandelten  Redewendungen  —  auf  eine  Erwägung 
der  übrigen  Merkmale  und  der  thatsäcldichen  Umstände  ankommt. 
Nachdem  hiermit  die  formellen  Merkmale  erörtert  worden 
sind,  welche  für  die  äusserliche  Betrachtung  ein  Rechtsgeschäft 
als  donatio  post  obitum  kennzeichnen,  soll  zunächst  der  Gegen- 
stand dieser  Schenkungen,  dann  die  Form  der  Vollziehung  er- 
örtert werden, 
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§6. 

Gegenstand. 

Das  deutsche  Sachenrecht  wird  beherrscht  von  dem  Gegen- 
satz zwischen  liej^endem  (jut  und  fahrender  Habe  *).  Die  Ueber- 
tragungsformen  von  Immobilien  und  Mobilien  und  die  Rechts- 
verhältnisse an  beiden  sind  durchaus  verschieden  gestaltet. 

Es  ist  daher  auch  für  die  uns  beschäftigenden  Rechtsge- 
schäfte der  Umstand  von  Bedeutung,  dass  dieselben  dem  Ver- 
kehr mit  Liegenschaften  dienten.  Nur  mit  Berücksichtigung 
dieser  Thatsache  ist  die  Form  erklärlich,  in  welcher  dieselben 
vollzogen  wurden,  und  die  rechtliche  Wirkung,  welche  dieser 
Form  innewohnte. 

Daher  muss  kurz  auf  den  Gegenstand  der  donationes  post 
obitum  eingegangen  werden. 

Die  donationes  post  obitum  sind  fast  durchgehends  Schenkungen 
von  Grundbesitz.  Es  entspricht  dies  den  Verhältnissen  einer 
Kulturepoche,  in  welcher  der  Reichthum  noch  hauptsächlich  in 
dem  Grundeigenthum  bestand.  Daher  waren  einerseits  die 
Schenker  auf  ihre  Güter  angewiesen,  wenn  sie  ein  dem  Zweck 
entsprechendes  Geschenk  machen  wollten ,  und  anderereeits 
konnte  der  Kirche  nichts  erwünschter  sein,  als  durch  eine  der- 
artige gewaltige  Vermehrung  ihres  Landbesitzes  ihre  Macht  in 
höchster  Weise  zu  steigern. 

Es  wäre  für  unsere  Aufgabe  zwecklos,  nach  dem  Umfang 
der  Schenkungen  eine  Klassifikation  derselben  zu  versuchen ;  es 
vei-steht  sich  von  selbst,  dass  je  nach  den  vorliegenden  Um- 
ständen der  Umfang  des  geschenkten  Landes  der  verschieden- 
artigste ist.  Bald  sind  es  einzelne  Hufen  und  Höfe,  bald  ganze 
Ortschaften ;  bebautes  und  unbebautes  Land  (Neubrüche),  Felder, 
Wiesen,  Waldgründe,  auch  wohl  Sennereien,  Mühlen,  Fischteiche 
u.  s.  w.  werden  geschenkt. 

Meist  enthält  bei  den  grösseren  Schenkungen  die  Urkunde 
eine  ausfülirliche  Aufzählung  aller  in  der  Schenkung  einbe- 
griifenen  Gegenstände.     Die  Grundstücke  werden   genau  nach 


»)  Vgl.  Heusler  lustitutionen  II  §  79. 


29 

den  sie   begrenzenden  Flüssen   und  Bächen    beschrieben,  alles 
Zabehor  einzeln  aufgeführt  u.  s.  w.  ^). 

Nicht  selten  sind  es  Kirchen,  Kapellen  und  Bethäuser  (Ora- 
torien), welche  bisher  iin  Eigenthuni  des  Sohenkers  standen, 
und  die  nun  mit  den  dazu  gehörigen  Grundstücken  und  Zube- 
hören der  bischöflichen  Kirche,  dem  Kloster  übertragen  werden  ^). 

Ausser  Grundstücken  sind  es  nur  noch  Hörige,  welche  zu- 
weilen den  Gegenstand  einer  donatio  post  obitum  bilden,  und 
zwar  Hörige  mit  den  zu  ihnen  gehörigen  Gehöften.  So  heisst 
es  z.  B.  bei: 

Meich.  235  (vor  810)  .  .  .  mediam  partem  hereditatis  .  .  . 
firmiter  tradidit,  id  est  servum  suum  .  .  .  cum  uxore 
sua  ...  et  fllium  cum  colonia,  sicut  sedebat  vestita, 
curtem  cum  domo  .  .  .  donavit  post  obitum  suum. 

Es  erklärt  sich  dies  daraus,  dass  die  Kolonen,  halbfreie 
Leute,  um  die  es  sich  bei  derartigen  Schenkungen  wohl  stets 
handeln  dürfte  (in  der  angeführten  Urkunde  wird  ausdrücklich 
die  colonia  erwähnt),  erblich  an  die  Scholle  gebunden  waren 
und  daher  selbst  fast  wie  Immobilien  angesehen  wurden;  denn 
„das  Grrundstück,  welches  mit  dem  Kolonen  besetzt  ist,  kann 
nicht  ohne  ihn,  er  nicht  ohne  das  Grundstück  veräussert  werden"  *). 

Es  kommt  auch  vor,  dass  das  gesammte  Vermögen  ge- 
schenkt wird;  man  kann  annehmen,  dass  in  solchem  Fall  der 
Schenker  keinen  ihm  Nahestehenden  hatte  und  daher  die  Kii*che 
gleichsam  zur  Universalerbin  machte*). 

Häufig  wird  auch  hinzugefügt,  dass  der  Schenker  auch 
alles  das,  was  er  bis  zu  seinem  Tode  noch  erwerben  würde, 
in  die  Schenkung  aufgenommen  wissen  will*). 

Diese  Beispiele  mögen  genügen,  um  die  grosse  Mannig- 
faltigkeit der  Schenkungen  nach  dem  Tode  in  Bezug  auf  den 
Gegenstand  anzudeuten. 


»)  z.  B.  Meich.  I  S.  Ö3,  54  (75Ö),  13  (765),  14  (765). 

*)  B.  B.  Meich.  17  (767),  47  (775),  48  (775),  68  (780),  60  (778),  61  (779), 
65  (779),  71  (782),  76  (vor  782),  91  (vor  782),  106  (791),  173  (810),  179  (vor 
810),  293  (813). 

>)  Bnumer  BG.  I  S.  241. 

*)  z.  B.  Meich.  47  (775),  Schoepflin  I  75  (810). 

•)  z.  B.  Meich.  48  (775),  Hundt  I  8  (784—788),  Meich.  484  (885). 
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8  7. 

Vollziehung  durch  traditio  cartae. 

Da  also  die  donationes  post  obiium  fast  ausschliesslich  die 
IJebertragungvon  Immobilien  bezweckten,  so  wurde  die  Art  ihrer 
Vollziehung  durch  diejenigen  Grundsätze  bestimmt,  welche  das 
deutsche  Recht  jener  Zeit  in  Bezug  auf  die  Uebertragung  von 
Liegenschaften  ausgebildet  hatte. 

Wie  überhaupt  „der  geschichtliche  Ausgangspunkt  für  das 
germanische  Vertragsrecht  beim  Realkontrakt  zu  suchen  ist":'), 
so  ist  auch  die  ursprüngliche  und  naturgemässe  Form  der 
Uebertragung  von  Gruudeigenthum  ein  Abschluss  des  Rechts- 
geschäfts in  greifbarer  Körperlichkeit  auf  dem  Grundstück  selbst: 
^die  Parteien  gehen  an  Ort  und  Stelle,  auf  das  zu  veräussernde 
Grundstück  und  vollziehen  dort  zugleich  das  Rechtsgeschäft 
und  die  Besitzeinweisung^^).  So  bestand  auch  im  ältesten 
deutschen  Recht  die  Uebertragung  von  Grundeigenthum  in 
einem  einzigen  Akte;  dasselbe  „wusste  nichts  von  einem  Gegen- 
satz zwischen  traditio  und  imestitura^  die  Eigenthumsübertra- 
gung  vollzog  »ich  durch  körperliche  Einweisung^').  „Das  ganze 
Veräusserungs-  und  Uebertragungsgeschäft  wurde,  wenn  ein 
zweiseitiges,  Zug  um  Zug,  uno  actu  anf  dem  Grundstücke  selbst 
vorgenommen"*). 

Allmählich  aber  löste  sich  die  Einheit  des  Aktes;  nach 
Heuslers  Vermuthung^)  gaben  vielleicht  gerade  die  Schenkungen 
an  die  Kirche  den  Anstoss  dazu;  dass  sola  und  invesiiiura  sich 
trennten.  Die  sola  wurde  derjenige  Akt,  in  welchem  der  Ver- 
äusserer der  anderen  Partei  gegenüber  seinen  Veräusserungs- 


*)  Franken  franz.  Pfandrecht  S.  211. 

')  Heasler  Gewere  S.  7. 

•)  Heusler  a.  0.  S.  16. 

*)  Brauner  Urkunde  S.  273.  Dieser  von  Heasler  and  Brunner  ver- 
theidigten  Ansicht  gegenüber  ist  die  Meinung  von  Haiss  nicht  aufrecht- 
zuerhalten, welcher  auszufahren  sucht,  dass  ursprünglich  nicht  ein  Akt  be- 
standen habe,  sondeni  st«ts  ein  Doppelakt,  neben  der  Tradition  eine  Investitur 
vorhanden  gewesen  sei. 

*)  Gewere  S.  17. 
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willen  erklärte  und  der  Andere  diese  mündliche  Erklärung  ent- 
gegennahm; die  Investitur  dagegen  derjenige  Akt,  in  welchem 
jener  Wille  zur  thatsächlichen  Ausführung  gelangte.  „Die 
Said  ist  der  solenne  Vertragssclüuss,  die  Investitur  die  darauf 
folgende  Besitzfibertragung"^).  Die  Sala,  der  Kontrakt,  war 
nicht  an  das  zu  veräussernde  Grundstück  gebunden;  sie  konnte 
überall  vorgenommen  werden.  Die  Investitur  dagegen  gehörte 
von  Anfang  auf  das  (jrmidstück;  sie  war,  ^ie  bei  der  fiiUieren 
Einheitliclikeit  des  Aktes,  auch  jetzt  noch  reale  Investitur, 
d.  h.  „die  feierliche  Besitzübertragung  des  Grundstücks,  welche 
auf  dem  Grundstücke  selber  vor  Zeugen  und  unter  bestimmten 
Solennitäten  vollzogen  wird^^).  Die  Formen,  in  denen  sie  sich 
vollzog,  sollten  zweierlei  Akte  zur  Anschauung  bringen:  die 
Uebertragung  des  Eigenthums  an  den  Erwerber  und  den  Ver- 
zicht des  Veräusserers  auf  sein  bisheriges  Eigentbum').  Das 
erstere,  die  Uebertragung  des  Eigenthums,  konnte  man  nur 
symbolisch  darstellen:  man  übertrug  einen  Grundstückstheil, 
eine  Scholle ,  einen  Zweig.  Der  Verzicht ,  die  Auflassung,  ge- 
schah ursprünglich  durch  körperliches  Hinausgehen.  Aber  „an 
die  Stelle  des  rechtsförmlichen  eocire  trat  schon  sehr  früh  das 
ite  exitum  dicere,  an  Stelle  der  faktischen  Besitzränmung  der 
Besitzräumungsvertrag''  ^). 

Somit  beschränkte  sich  nun  der  auf  dem  Grundstück  selbst 
voraunehmende  Akt  auf  die  solenne  Besitzübertragung.  Aber 
auch  diese  löste  sich  von  dem  Grundstück  los,  sie  wurde  aus 
einer  realen  Investitur  eine  symbolische.  Die  symbolische  In- 
vestitur ist  „zunächst  für  die  Investitur  im  Process  ausgebildet 
worden"^),  indem  nach  Art  der  römischen  in  iure  cessio  auf 
Grund  eines  Scheinprocesses  die  Auflassung  erfolgte  ^). 

Die  andere  Form,   in  welcher  die  symbolische  Investitur 

»)  Sohm  Auflassung  S.  97. 

«)  Sohm  a.  0.  S.  85. 

'j  Soliiu  a.  0.  S.  85:  „Die  Soleunitäteu  der  realen  Investitur  sind 
zweierlei:  der  solenne  Apprehensionsakt  nnd  der  solenne  Anflassungsakt*^; 
a.  0.  S.  86:  „Der  solenne  Apprehensionsakt  drtickt  den  Besitzerwerb  des  Em- 
pfängers aus.  Die  Aufiassungshandlung  solennbirt  den  Besitzverlust  des 
Veräusserers". 

"*>  Brunner  Urkunde  t>.  274. 

')  Sohm  a.  0.  S.  IK). 

•)  Brunner  a.  0.  S.  275. 


32 

auftritt,  ist  für  uns  die  wesentlichere.  Sie  verband  sich  näm- 
lich mit  der  traditio  cartae. 

Brunner  hat  gezeigt,  wie  sich  ini  römischen  Vulgarrechte 
die  üebertragungsform  mittels  traditio  cartae  ausgebildet  hat. 
bei  welcher  die  rechtserzeugende  Kraft  nicht  in  der  Unterschrift, 
nicht  in  der  Ausstellung,  sondern  in  der  Begebung  der  Urkunde 
lag.  Diese  fi^emdrechtliche  Form  wurde  nun  in  mannigfacher 
Weise  mit  der  volksrechtlichen  Uebertragungsweise  in  Verbin- 
dung gesetzt^). 

Entweder  nahm  man  zuerst  die  traditio  cartae  vor  und  Hess 
darauf  eine  reale  Investitur  folgen,  oder  man  verband  die 
traditio  cartae  mit  der  symbolischen  Investitur,  indem  ausser 
und  neben  der  Urkunde  die  üblichen  Traditionssymbole  über- 
reicht wurden,  oder  endlich  —  und  gerade  diese  Form  wurde 
für  die  donationes  post  obitutn  verwendet  —  man  verschmolz 
traditio  cartae  und  Investitur  in  einen  Akt,  indem  die  Begebung 
der  Urkunde  selbst  als  symbolische  Investitur  aufgefasst,  die 
Urkunde  also  als  Traditions-  oder  Investitursymbol  benutzt  wurde. 

Die  Richtigkeit  dieser  Tliatsache,  welche  Brunner  bereits 
filiher*)  hervorgehoben  hatte,  hat  er  gegen  den  von  Sohm  er- 
hobenen Widerspruch*)  auch  für  das  Gebiet  des  fränkischen 
Rechts  meines  Erachtens  überzeugend  nachgewiesen*).  „In  der 
traditio  cartae  sind  Veräusserung  und  Uebereignung  verbunden'''*): 
dieser  Satz  ist  das  Ergebniss  seiner  umfassenden  Untersuchungen. 

Damit  war  der  durch  das  Auseinanderfallen  von  Sala  und 
Investitur  entstandene  Dualismus  in  der  Üebertragungsform 
der  traditio  cartae  wieder  aufgehoben;  wie  in  ältester  Zeit,  so 
genügte  auch  hier  jetzt  ein  Akt  zur  Veräusserung  und  Ueber- 
tragung;  fi^eilich  ein  Akt,  der  das  Rechtsgeschäft  nicht  körper- 
lich zum  Ausdruck  brachte,  sondern  die  rechtserzeugende  Wirkung 
in  die  formale  Begebung  der  Uebertragungsurkunde  legte. 

»)  Brunner  Ztschft.  f.  HR  XXII  S.  515,  551,  Urkunde  S.  276,  302-307. 

«)  Ztschft.  f.  HR  S.  552:  „Das  deutsche  Recht  stellte  die  Urkunde  in 
die  Reihe  der  Vertragssymbole*. 

Carta  und  Notitia  S.  576  Aum.  19:    „Ich  betrachte  die  recht«förm- 
liche  Begebung  der  carta  als  symbolische  Investitur  (Auflassung)". 

»)  Auflassung  S.  101  Anm.  30:  „Ich  halte  für  das  fränkische  Recht  die 
Begebung  der  Urkunde  als  solche  nicht  für  symbolische  Investitur". 

*)  Urkunde  S.  288—307. 

•)  a.  (>.  S.  306. 
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Dass  nun  die  soeben  geschilderte  üebereignungsform  der 
traditio  cartae  diejenige  Form  war,  in  welcher  auch  die  dona- 
iianes  posi  obikm  vollzogen  wurden,  möge  jetzt  an  einigen  Bei- 
spielen gezeigt  werden. 

Im  Gebiet  des  bairischen  und  alemannischen  Rechtes  kann 
die  Anwendung  der  traditio  cartae  auf  Schenkungen  nach  dem 
Tode  einem  Zweifel  nicht  unterliegen.  Schreiben  doch  die 
Volksrechte  der  Baiern  und  Alemannen  selbst  in  fast  wörtlich 
übereinstimmenden  Sätzen  für  alle  Vergabungen  an  die  Kirche 
die  schriftliche  Form  vor. 

Per  cartam  firmiiatem  fadat  heisst  es  in  der  lex  Alam. 
Hloth.  I  1;  per  epistolam  comfirmet  in  der  lex  Baiuwar.  I  1. 

Aber  auch  aus  den  erhaltenen  Urkunden  geht  deutlich  her- 
vor, dass  durch  ihre  Begebung  das  Rechtsgeschäft  abgeschlossen 
wurde.    Nur  zum  Beispiel  sei  genannt: 

Meich.  102  (790),  wo  Strafen  bestimmt  werden  für  den, 
welcher  contra  haue  cartulam  vel  traditione  zu  han- 
deln wagen  sollte;  cartulam  vel  traditione  bedeutet 
nichts  anderes,  als  Tradition  der  cartula,  d.  h.  über- 
haupt die  Schenkung. 
Bemerkenswerth  ist  eine  Mondseer  Urkunde  (Trad.  Lun. 
107  a.  811),  in  der  es  heisst: 

.  .  .  actum  vel   datum  in  Vm.   id.   febr.   .  .  .;  es  wird 
also  um  den  für  das  Zustandekommen  des  Rechtsge- 
schäfts wichtigen  Moment  genau  zu  bezeichnen,   da- 
tum hinzugefügt;  datum  bedeutet  aber  Uebergabe  der 
Urkunde.    Diese  also  war  es,  nach  welcher  die  Schen- 
kung datierte. 
Unter    den    sonst    sehr  seltenen    donationes  post    obittm 
St.  Gallens^)  tritt  doch  die  carta  traditionis  deutlich  hervor. 
Wart.   191   (806)«)  wird  bestimmt,    dass  der  Zuwider- 
handelnde, den  Werth  dessen  ersetzen  soll,  que  carta 
continet.     Auch  hieraus  erhellt,    dass  die   carta  bei 
dem  Rechtsgeschäft  das  Wesentliche  und  Maassgeben- 
de ist. 
Dasselbe  finden  wir  in  den  Weissenburger  Urkunden.    Die 
Urkunde 

*)  Es  kommen  nur  vier  vor. 

*)  Abgedruckt  bei  Lorsch  und  Schrnder  als  Nr.  43. 

Httbaer,  di«  donationes  poat  obitum.  t 
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Trad.  Wiz.  72  (787)  wird  in  der  Weise  datiert,  dass  am 
Schlüsse  gesagt  wird:  factum  testamentom  sab  die 
....  Das  Wesentliche  ist  also  die  üebergabe  der 
Urkunde  gewesen  (testamentum  ist  nur  ein  anderer 
Ausdruck  fUr  carta  oder  epistola). 
Bezeichnend  ist  femer 

Schoepflin  I  75  (810)  dono  ...  per  chartam  confirmationis 

regis  Caroli  et  imperatoris  .  .  .  haec  Charta  in  Mogun- 

tia  civitate  scripta. 

Und  wie  im  bairischen  und  alemannischen,  ebenso  verhält 

es  sich  im  fränkischen  Recht:   auch  hier  geschieht  die  donatio 

post  obiium  vermittelst  iradiiio  cariae. 

Wie  bereits   die  lex  Ribuaria  die  schriftliche  Form  von 
Kauf  und  Schenkung   kennt  (LIX  1,  2,  3,  7,  8,  9;   in  der  lex 
Salica  findet  sich  dieselbe  noch  nicht),  so  liefern  auch  fränkische 
Urkunden  deutliche  Belege. 
So  heisst  es  z.  B.  in 
■    Trad.    Fuld.    85   (786)   das    Kloster  soll    die   Schenkung 
ewig   behalten,    sicut  haec  praesens    traditionis  con- 
tinet  chartula. 
Auch  ähnliche  Datierungen  wie  bei  der  genannten  Weissen- 
burger  Urkunde  finden  sich: 

Trad.   Fuld.    210   (803)   acta  karta   traditionis   in   con- 

ventu  regali  in  urbe  Mogontia  mense  .  .  . 
Trad.  Fuld.  241  (807)  facta  karta  traditionis  in  monas^ 

terio  Fulda  anno.  .  .  . 
Trad.  Fuld.  310  (815)  acta  traditionis  kartula  anno  ...^) 
Aus  diesen  urkundlichen  Belegen,  sowie  aus  den  ange- 
führten Bestimmungen  der  Volksrechte  geht  also  in  der  That 
hervor,  dass  die  doncUiones  post  obitum  die  Form  schriftlicher 
Verträge  hatten  und  durch  die  Begebung  der  Schenkungsur- 
kunde vollzogen  wurden. 


^)  Auch  die  Urkunde  Mitteirhein.  ÜB  I  141  (896)  kOnnte  man  hier  an- 
führen: et  ut  hec  nostra  tradicio  inviolabilis  et  fixa  permaneat,  hanc  kar- 
tttlam  fieri  rog^vimus. 
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§8. 

Aeussere  Form  der  Schenkungsurkunden. 

Die  Urkunde  also  ist  die  Hauptsache  bei  dem  Sehen- 
kungsakt. 

Was  ihre  äussere  Form  anlangt,  so  treffen  wir  auch  bei 
den  vorliegenden  Schenkungsurkunden  den  von  Bmnner  ent- 
wickelten Gegensatz  zwischen  dispositiver  und  schlichter  Be- 
weisurkunde, zwischen   carta  und  notitia  an. 

Carla  donaiumis  ist  die  Urkunde,  in  welcher  der  Schenker 
erklärt,  die  vorliegende  Schenkung  vorzunehmen  oder  vorge- 
nommen zu  haben;  notitia  ist  die  Urkunde,  in  welcher  die  statt- 
gehabte Schenkung  als  eine  geschehene  Thatsache  bekundet 
wird. 

Die  carta  wird  auch  caritüa,  episiolaj  iestamenkm^  die  no- 
titia auch  breve,  commemaratorium  genannt* 

Die  eartae  überwiegen,  die  notitiae  sind  selten^). 

Man  könnte  vielleicht  meinen,  derartige  Fälle,  von  denen 
wir  nur  durch  eine  notitia  Eenntniss  haben,  seien  ein  Beweis 
dafür,  dass  keineswegs  stets  eine  carta  begeben  wurde.  Aber 
der  scheinbare  Widerspruch  dürfte  sich  lösen,  wenn  man  an- 
nimmt, dass  auch  diejenigen  Rechtsgeschäfte,  welche  jetzt  nur 
noch  durch  erhaltene  notitiae  bezeugt  werden,  ursprünglich 
durch  Tradition  einer  carta  abgeschlossen  worden  sind,  —  eine 
Annahme,  die  an  sich  höchst  wahrscheinlich  ist.  Dazu  kommt, 
dass  z.  B.  in  der  schon  erwähnten  notitia  Meich.  102  aus- 
drücklich von  einer  cartula  geredet  wird,  obwohl  eine  solche 
nicht  mehr  vorliegt.  Das  Fehlen  der  eartae  dürfte  sich  ent- 
weder daraus  erklären,  dass  (wie  dies  bei  den  Schenkungen 
mit  Vorbehalt  des  Niessbrauchs  sehr  häufig  geschah)  sowohl 
eine  carta,  als  auch  eine  notitia  ausgestellt  wurde  und  dann 
nur  die  notitia  erhalten  blieb;  oder  damit,  dass  die  sammelnden 


^  Unter  den  Freisinger  Urknnden  sind  notitiae:  Meich.  46  (773),  60 
(778),  79  (vor  782),  102  (790),  109  (791),  123  (vor  810),  131  (803),  135  (vor  810), 
aOO  (814),  352  (817),  355  (817),  367  (817),  398  (819),  4G0  (824).  463  (824),  464 
(824),  572  (810-835),  682  (853),  1090  (957—994). 
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Mönche,  welche  aus  den  vorhandenen  Originalurkunden  einen 
Traditionskodex  zusammenstellten,  entweder  nur  die  noHHa  ko- 
pierten, oder  die  ihnen  vorliegende  carta  in  Form  eines  Berichts, 
d.  h.  einer  noiiiiaj  in  ihre  Sammlung  aufnahmen. 

Um  ganz  kurz  auf  die  äussere  Form  der  Urkunden  einzu- 
gehen (wobei  stets  die  l^ntei-suchungen  Brunners  als  Grandlage 
dienen),  so  beginnen  dieselben,  wenn  sie  cartae  sind,  meist  mit 
einigen  allgemeinen  Phrasen,  in  denen  die  G Ottgefälligkeit 
frommer  Werke,  die  Sehnsucht  nach  der  ewigen  Seligkeit  her- 
vorgehoben werden  u.  s.  w.  ^);  dann  folgen  die  eigentlichen 
Schenkungsworte,  Name  des  Schenkers  und  der  beschenkten 
Kirche  u.  s.  w. ,  und  hierauf  wird  bald  in  knapper  bald  in  aus- 
führlicher Form  der  Gegenstand  der  Schenkung  beschrieben. 
Der  Schluss  der  Urkunde  besteht  in  der  Segel  aus  der 
Strafklausel,  welcher  sich  meist  die  Formel  stiptüatione  mb- 
mxa  anschliesst,  dem  Verzeichniss  der  Anwesenden,  dem  Datum, 
den  Unterschriften  des  Schenkers,  der  Zeugen  und  endlich  der 
des  Schreibers. 

Die  Strafklausel  soll  das  durch  die  Urkunde  begründete 
Rechtsverhältniss  schützen.  Sie  hat  sich,  wie  R.  Löning  nach- 
gewiesen hat  •) ,  aus  der  römischen  Verabredung  einer  Konven- 
tionalstrafe entwickelt,  im  deutschen  Recht  aber  eine  neue  Be- 
deutung erhalten.  In  dieser  Klausel  verpflichten  sich  nämlich 
nicht  etwa  nur  die  Kontrahenten  zur  Erfüllung  oder  dauernden 
Befolgung  des  abgeschlossenen  Rechtsgeschäfts  bei  Strafe, 
sondern  es  wird  auch  jedem  Dritten  eine  Strafe  angedroht, 
welcher  das  durch  die  Schenkung  hergestellte  Rechtsverhältniss 
anzufechten  oder  zu  verletzen  wagen  sollte.  Die  Strafsumme 
ist  auch  nicht  nur  dem  verletzten  Theile  —  wie  dies  bei  der 


*)  z.  B.  Meich.  I  S.  44,  46  (74ö),  8.  53,  54  (755),  6.(759),  12  (793,  13  (765) 
und  nnifthlige  andere. 

Eine  besondere  Eingaugsfoim  ist  folgende  nur  in  Mondseer  Urkunden  sich 
findende: 

Latores  legun  sanxenmt,   nt  qni  de  iure  proprio   alieni  aUquid 

tradere  yolnerit ,  hoc  coram  phires  testibus  faciat  firmiter  oblioaie,^ 

nt  in  eynm  et  inconvnlsnm  pernianere  valeat  .  Quapropter  ego  .  . . 

So  heisst  es  in  Trad.  Lnn.  17  (828),  45  (817).  65  (822),  69  (826),  75  (815), 

136  (827). 

')  Vertragsbruch,  Anhang:  über  Ursprung  und  rechtliche  Bedeutung  der 
in  den  altdeutschen  Urkunden  enthaltenen  Strafklanseln. 
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eigentlichen  Konventionalstrafe  geschieht  — ,  sondern  häufig 
auch  dem  Staat  zu  entrichten  ^).  Die  Erkl&rung  f  ttr  diese  Ab- 
weichungen von  der  römischen  Konventionalstrafe  sieht  Löning 
in  folgendem.  Die  Parteien  treffen  nicht  eine  willkürliche 
Verabredung,  sondern  sie  nehmen  nur  ausdrflcklich  die  schon 
gesetzlich  gestattete  Strafe  in  ihren  Vertrag  auf.  Nur  die 
Höhe  der  Strafe  zu  bestimmen  hat  das  Volksrecht  ihnen  Über- 
lassen. So  bestimmt  die  lex  Aiam.  I  §  2  ausdrücklich,  die  je- 
desmal in  der  Urkunde  von  den  Parteien  festgesetzte  Strafe 
solle  die  von  Rechtswegen  verfallende  Strafe  sein.  Und  wenn 
die  lex  Baiuwar.  I  §  2  die  poena  dupU  nebst  einem  auf  drei 
Unzen  Grold  festgesetzten  Friedensgeld  zur  gesetzlichen  Strafe 
erhob,  so  war  damit  keineswegs,  wie  zahlreiche  Urkunden  be- 
weisen, ein  strenges  Einhalten  dieser  Beträge  vom  Gesetz  ge- 
fordert ^). 

Verweisungen  auf  die  gesetzliche  Strafe  {compoMi  sictU  lex 
est   und  dgl.)  enthalten  z.  B.: 

Meich.  64  (779),  91  (vor  782),  186  (vor  810),  259  (vor  810), 
Trad.  Pat.  16  (788). 

Das  freie  Belieben  der  Parteien  dagegen  zeigen  z.  B.  fol- 
gende Strafsummen: 

2  librae  auri  in  Meich.  32  (772), 

3  Unzen  Gold  und  6  Pfund  Silber  in  Meich.  53  (780); 
in  Meich.  173  (810)  heisst  es: 

in  fisco  XL  solides  componat  auro  adpretiatos, 
in  Wart.  I  28  (761)  beträgt  die  Strafsumme: 

2  Unzen  Gold,  5  Pfund  Silber, 
daselbst  103(786): 

2  Unzen  Gold  und  4  Pfund  Silber. 

In  der  Fuldaer  Urkunde  von  765  (Trad.  Fuld.  24)  ist  die 
hohe  Strafe  von  200  Solidi  festgesetzt;  niedrigere  Strafsnmmen 

*)  Vielleicht  darf  hier  an  die  römischen  Gräberhnssen  erinnert  werden. 
Die  romischen  Ordnungen  gestatteten,  wie  dies  Inschriften  bezeugen,  „jedem, 
der  ein  Grabmal  errichtet,  den,  der  dasselbe  verletzen  wftrde.  mit  einer  Öffent- 
lichen Geldstrafe  bis  zu  100000  Sesterzen  zu  belegen'' ;  diese  Strafsumme  fiel 
in  Älterer  Zeit  an  die  Gemeindekasse.  später  entweder  an  diese  oder  an  die 
Kasse  der  Pontiftces  (Mommsen  ROni.  Staatsrecht  II  PS.  70—72,  Bruns  Fontes  ^ 
S.  d07— 311).  Es  erscheint  nicht  ausgeschlossen,  dass  hierin  die  Vorbilder 
f ttr  unsere  Strafklanseln  zu  suchen  sind. 

*)  Löning  a.  0.  S.  592,  593. 
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finden  sich  daselbst  in  Nr.  27  (765):  2  Unzen  Gold,  3  Pfimd 
Süber,  43  (773);  in  45  (774):  4  und  5;  in  52  (775),  79  (785),  81 
(785):  2  Unzen  Gold  und  4  Pfand  Silber;  20  Unzen  Gold  und 
50  Pfand  Silber  beträgt  die  Strafe  in  Trad.  Pat.  27  (796); 
3  Unzen  Gold  und  5  Pfand  Silber  in  Trad.  Wiz.  2  (742);  2  Unzen 
Gold  daselbst  14  (739);  u.  s.  w. 

Zuweilen  wird  auch  bei  den  donationes  post  obUum  bestimmt, 
dass  ausser  einer  genannten  Summe,  die  dann  meistens  dem 
Staat  zu  zahlen  ist,  dem  Beschenkten  ein  ein-  oder  vielfacher 
Ersatz  der  angefochtenen  Schenkung  gewährt  werden  soll.  Bei- 
spiele sind: 

Meich.  I  S.  44,  45  (743)  iudice  terreno  culpabilis  sit  auri 

D  solidos  et  quod  retulit  restituat  quadruplum. 
Meich.  138  (804)  duplum  ad  ipsa  casa  Dei  restituat. 
Wart.  I  191  (806)  *)  et  si  ullus  sit,   qui  hoc  contradicere 
voluerit,  ut  predicte  res  ad  iam  dictum  monasterium 
Stare  non  debeant,  de  suis  rebus  talia,  que  carta  con- 
tinet,  ad  eundem  cenobium  restituat  et  fisco  proximo 
auri  uncias  V  et  argenti  pondera  VIT  persolvat. 
Trad.  Lun.  102  (811)  si  quis  .  .  .  inferat  partibns  ipsius 
sancti  loci  duplum  tantum  quantum  hec  tradicio  con- 
tinit,  et  una  cum  distringente  socio  fisco  auri  libras  ar- 
genti pondua  tanta  exsolvat^). 
Eigenthümlich  ist  die  Strafbestimmung  in  Meich.  I  S.  53, 
55  (755) 

iudice  terreno  solvat,  ut  mos  est,  suum  uuergelt. 
Wie  aus  der  Hervorhebung  des  iudex  terrentis  sich  zeigt, 
wurden  dem  Zuwiderhandelnden  auch  Strafen  des  himmlischen 
Richters  in  Aussicht  gestellt;  die  kirchlichen  Schreiber  haben 
oft  eine  grosse  Sorgfalt  angewendet,  dieselben  so  schrecklich 
als  möglich  auszumalen'). 

Nachdem  in  der  Urkunde  auf  die  besprochene  Weise  eine 
Strafbestimmung  getroffen  ist,  pflegt  meistens  folgendermaassen 
fortgefahren  zu  werden:    trotz    derartiger  Anfechtungen   haec 


*)  Abgednickt  bei  Lorsch  und  Schröder  als  Nr.  43. 

^  Es  ist  auffallend ,  dass  hier  statt  einer  bestimmten  Zahl  das  formel- 
hafte tanta  gebraucht  wird;  man  hat  vielleicht  die  vom  Gesetz  aa%estellten 
3  Unzen  Gold  gemeint. 

»)  Vgl.  Löning  a,  0.  S.  568, 
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epistola  u.  s.  w.  ßrma  et  siabiUs  permaneat,  und  an  dieBen  Satz 
pflegen  sich  die  Worte  anzuschliessen :  süjmlatiane  subnixa. 
Auch  dies  ist  keine  Eigenthämlichkeit  der  donatUmes  post  obitum^ 
sondeni  kommt  in  Urkunden  über  die  verschiedenartigsten 
Rechtsgeschäfte  mit  gi-osser  Regelmässigkeit  vor.  Es  soll  da- 
her auch  hier  nur  deshalb  angeführt  werden,  weil  es  eben  auch 
bei  unseren  Schenkungen  sich  findet.  Der  Sinn  dieser  Worte, 
die  sich  stets  an  der  hervorgehobenen  Stelle  der  Urkunde  be- 
finden, ist  nach  Brunner  ^j  der  einer  „Ankündigung  oder  Kon- 
statierung der  >*r?wa/to^^  d.  h.  der  Unterschriften.  Es  besteht 
gar  kein  Zusammenhang  mit  der  römischen  Stipulation; 
mit  dem  Wort  stipulatio  wird  nichts  anderes  als  die  nachfolgende 
fnanußfmatio,  die  Handfestung,  bezeichnet. 

Die  Richtigkeit  der  Brunnerschen  Erklärung  wird,  wie 
dies  L.  Seuftert  nachgewiesen  hat*),  durch  die  in  den  Strass- 
burger  Urkunden  vorkommenden  Beispiele  bestätigt. 

An  Stelle  der  Formel  stipukUione  svimixa  kommt  in  einigen 
Fuldaer  Urkunden  die  Wendung  culmo  subnixam  oder  ähnliche 
vor;  da  zwei  der  mit  dieser  Formel  versehenen  Urkunden  do- 
nationes  post  obitum  sind  (Trad.  Fuld.  101  a.  791  und  130  a.  ?), 
so  sei  kurz  folgendes  bemerkt.  Nach  den  eingehenden  Bemer- 
kungen Brunners,  welcher  dieser  räthselhaften  Formel  einen 
eigenen  Exkurs  gewidmet  hat  *),  ist  es  nur  der  Schreiber  Asger, 
welcher  diese  Klausel  offenbar  in  missverständlicher  Weise  an- 
wendet ;  er  scheint  damit  sagen  zu  wollen,  dass  der  culmxMj  der 
Halm,  übergeben  worden  sei  zur  Vestitur,  d.  h.  zur  sym- 
bolischen. Hier  würde  dann  also  neben  der  carta  noch  ein 
weiteres  Symbol  verwendet  worden  sein.  Solmi*)  erkennt  in 
der  Klausel  die  Bürgschaft  für  künftige  Investitur,  Heusler*) 
sieht  in  ihr  einen  Beweis  für  die  Ansicht,  dass  das  Stäbchen, 
die  festuca,  durch  den  Halm,  calamuSy  (nUmuSj  verdrängt 
worden  sei. 

Was  schliesslich  die  Unterschriften  der  Aussteller,  der 
Zeugen  und  sonstigen  Anwesenden  und  die  Vollziehung  oder 


»)  Urkunde  S.  221. 

»)  Ztschft.  d.  Sav.  St.  U  1881  Germ.  Abth.  S.  115-123. 

«)  Urkunde  S.  228—230. 

*)  Auflassung  S.  110,  Anni.  41. 

')  Institutionen  I  S.  76. 
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Ausfertigung  seitens  des  Schreibers  sowie  die  Datierung  der 
Urkunden  betrifft,  so  sind  auch  dies  alles  Dinge,  welche  nichts 
den  donationes  post  obitum  Eigenthümliches  enthalten;  sondern 
es  sind  Formalitäten,  die  sich  bei  allen  Urkunden  finden  und  I 

nur  mit  Herbeiziehung  der  Übrigen  Urkunden  behandelt  werden  ; 

können.  Da  dies  in  erschöpfender  Weise  von  Brunner,  wie  be- 
merkt, geschehen  ist,  so  kann  hier  um  so  mehr  auf  dessen 
Untersuchungen  verwiesen  werden. 


§9. 

Der  Schenkungsakt. 

Der  Schenkungsakt  bestand,  wie  wir  gesehen  haben,  in 
der  Begebung  der  soeben  beschriebenen  Urkunde. 

Die  Begebung  war  ein  feierlicher  und  rechtsfönnlicher  Akt. 
Denn  durch  ihn  wurden  wichtige  Rechte  begründet  und  Dritten 
gegen&ber  zum  Ausdruck  gebracht.  Und  eine  gewisse  Feierlich- 
keit wurde  wohl  auch  durch  den  Umstand  bedingt,  dass  eine 
Schenkung  nach  dem  Tode  meist  nicht  wie  ein  gewöhnliches 
B«chtsgeschäft  des  täglichen  Lebens,  sondern  mit  frommen  Ge- 
danken abgeschlossen  wurde. 

Der  Ort,  an  welchem  die  Schenkung  vorgenommen  wurde, 
war  meist  die  Kirche  selbst,  welche  die  Schenkung  erhalten 
sollte.  Jn  basilica  s.  Mariae  (Meich.  32  a.  772) ,  in  ecdesia  s. 
Benedicti  (Meich.  53  a.  780)  u.  s.  w.,  aber  auch  in  domo  epis- 
copale  (Meich.  62  a.  779)  wird  geschenkt.  Häufig  geschieht  die 
Schenkung  auch  auf  der  Versammlung  der  Geistlichen:  in  pub- 
Uco  synodo  ad  Frigiringas^  oder  auch  auf  einer  Versammlung 
geistlicher  und  weltlicher  Grossen:  in  convenlu  regali  in  urbe 
Mogontia    (Trad.  Fuld.  216  a.  803). 

So  war  schon  durch  den  Ort  stets  die  Oeifentlichkeit  des 
Aktes  bedingt,  wie  ja  denn  in  zahlreichen  Urkunden  die  pub- 
Uee  erfolgte  Vollziehung  erwähnt  wird.  Unter  diesem  pub- 
Uce  kann  man  nicht  mit  Heusler*)  schlechtweg  Geiichtlichkeit 
verstehen  und   die  Bestinunung  der  lex  Ribuaria  59,   welche 


^)  Gewere  S.  13, 16. 
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allerdings  von  te%tamenia  in  maUo  pubUco  conscripia  spricht, 
dahis  ausdehnen,  dass  „die  uns  aus  dem  7.  und  8.  Jahr- 
hundert erhalteneu  Urkunden  über  Eigenthumsfibertragungen 
in  Folge  gerichtlicher  Auflassimg  entstanden  sind^  ^).  Denu,  wie 
Haiss  betont*),  spricht  dagegen  entschieden  der  schon  hervor- 
gehobene Umstand,  dass  in  den  meisten  Fällen  die  Schenkungen 
in  der  Kirche  vorgenommen  wurden,  die  Urkunden  mit  ganz 
seltenen  Ausnahmen  durchaus  keinen  Hinweis  auf  gerichtliche 
Ausstellung  enthalten.  Man  muss  daher  behaupten,  dass  für 
Schenkungen  durch  Urkuudenbegebung  die  Gerichtlichkeit  ausser- 
halb des  ribuarischen  Stammes  kein  wesentliches  Eiforder- 
niss  war. 

Die  Oeffentlichkeit  des  Aktes  brachte  es  mit  sich,  dass  fast 
stets  eine  grosse  Zahl  von  Zeugen  und  Zuschauem  zugegen 
war.  Denn  wenn  auch  der  bekundete  Rechtsakt  nicht  wie  bei 
den  römischen  Urkunden  auf  der  Mitwirkung,  der  Zeugen,  son- 
dern auf  der  Begebung  der  Urkunde  beruhte,  so  diente  doch 
die  firmatio  der  Zeugen  dazu,  eine  Anfechtung  durch  Dritte  zu 
erschweren. 

Aber,  wie  gesagt,  nicht  allein  die  erforderlichen  Zeugen^), 
welche  durch  Berührung  der  Urkunden  die  Handfestung  leisteten, 
waren  bei  dem  Akt  zugegen,  sondern  zahlreiche  Andere,  ab 
„Anwesende"  bezeichnete.  Geschieht  die  Schenkung  in  der 
Kirche ,  so  versammeln  sicli  meist  sämmtliche  Geistliche,  welche 
im  Dienst  dieser  Kirche  stehen;  an  ihrer  Spitze  der  Bischof*). 
Aber  auch  Laien  finden  sich  häufig  ein;  hauptsächlich  die  Ver- 
wandten des  Schenkers''),  die,  wie  sich  zeigen  wird,  ein  Recht 
liatten,  bei  der  Schenkung  mitzusprechen. 

In  Gegenwart  dieser  oft  sehr  zalüreiclien  und  wohl  auch 
glänzenden  Versammlung  (wir  finden  Erzbischöfe,  Biscliöfe, 
Grafen  und  Königsboten  unter  den  Anwesenden)  trat  nun  der 

»)  a.  o.  s.  15. 

*)  Traditio  und  luvestitiira  S.  157. 

')  Ein  Dekret  Henog  Tad»ilo8  (Mou.  (ierm.  LL.  III  p.  459)  st^reibt 
z.  B.  drei  Testes  fideles  et  nobiles  vor.  Vgl.  auch  die  S.  36  erwähnten 
Eingangsformein  Mondseer  Urkunden. 

<)  z.  B.  Meich.  I  S.  44,  45  (745),  20  (769),  50  (776),  57  (778),  62  (779), 
70  (780). 

•)  z.  B.  Meich.  131  (803). 
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Schenker,  wenn  die  Schenkung  in  der  Kirche  geschah,  vor  den 
Altar  und  legte  die  Schenkungsurkunde  auf  denselben  nieder, 
die  darauf  erst,  wie  dies  Brunner  gezeigt  hat*),  vollzogen  und 
somit  aus  einem  blossen  Pergament  zu  einem  rechtserzeugenden 
und  rechtsbeweisenden  Schriftstück  wurde.  Durch  die  Nieder- 
legung auf  den  Altar  hatte,  so  fasste  es  der  damalige  Glaube 
auf,  der  Heilige  selbst  die  Schenkung  entgegengenommen  ^ ; 
das  gleiche  wurde  erreicht,  wenn  in  die  Hände  des  Bischofs 
tradiert  wurde;  dann  handelte  dieser  gleichsam  als  Stellver- 
treter des  himmlisclien  Empfängers. 

Konnte  die  Sclienkung  nicht  in  der  Kirche  vorgenommen 
werden,  so  vertrat  meist  ein  Reliquienkästchen,  das  ja  leicht 
von  Ort  zu  Ort  getragen  werden  konnte,  die  Stelle  des  Altars; 
oder  man  half  sich  auch  hier  dadurch,  dass  man  dem  Bischof 
in  die  Hände  tradierte. 

Ein  besonders  anschauliches  Bild  von  den  Formen,  in  welchen 
die  Schenkung  durch  ürkundenbegebung  vollzogen  wurde,  ge- 
währt uns  die  von  Brunuer**)  angeführte  Stelle  bei  Benediktus 
Levita  (VI  [11]  370),  die  desshalb  als  Bestätigung  und  Ergänzung 
der  gegebenen  Ausführungen  auch  hier  einen  Platz  finden  möge  : 
Quisquis  ergo  nostrum  suas  res  ecclesiae  tradit,  domino  Deo 
illas  off'ert  atque  dedicat  suisque  sanctis  et  non  alteri, 
dicendo  talia  et  agendo  ita:  facit  enim  scriptnram  de 
ipsis  rebus,   quas  Deo  dare  desiderat  et  ipsam  scrip- 
turam  coram  altari  aut  supra  tenet  in  manu,   dicens 
eiusdem  loci  sacerdotibus  atque  custodibus :   offero  Deo 
atque  dedico  omnes  res,  quae  hac  in  chartula  tenentur 
insertae  .  .  .  si  quis  autem  eas  inde,  quod  fieri  nnlla- 
tenus  credo,    abstulerit,  sub  poena   sacrilegii  ex  hoc 
domino  Deo,  cui  eas  oflfero  atque  dedico,  districtissimas 
reddat   rationes.    Ponit  etiam  in   ea  (chartula)  alias 
coniurationes,    quas   enumerare  longum  est. 


>)  Urkunde  S.  261—272.  Überhaupt  ist  auch  fttr  die  äussere  Form  der 
traditio  cartae  für  das  Nähere  auf  Bmnner  ani  yerweisen. 

*)  Man  drückt  sich  oft  gerade  so  aus,  als  ob  die  Schenkung  direkt  an 
den  Heiligen  gerichtet  sei:  Schoepflin  I  68  (794)  ego  dono  domno  nostro  s. 
Leodegariü. 

3)  Urkunde  8.  265. 


43 


§  10. 

Schenkung  durch  Saimannen. 

Zuweilen  finden  wir,  dass  die  donatio  post  obiium  nicht  vom 
Schenker  selbst  durch  Begebung  der  Urkunde  vollzogen, 
sondern  die  Ausfuhrung  in  die  Hände  von  Salmannen  gelegt 
wird^).  Es  kam  vor,  dass  der  Schenker  die  beabsichtigte 
Schenkung  nicht  ausfuhren  konnte.  Er  lag  krank  zu  Haus  und 
mochte  nicht  den  Weg  nach  der  bischöflichen  Kirche  wagen, 
um  dort  vor  dem  Altar  die  traditio  cartae  vorzunehmen,  oder  er 
mochte  nicht  warten,  bis  der  Bischof  auf  einer  Reise  seine  Wohn- 
stätte berührte,  um  dann  vor  dem  Reliquienkästchen  die  Schen- 
kung zu  machen.  In  solchen  Fällen  berief  er  ihm  nahestehende 
Personen  und  gab  diesen  auf,  nach  seinem  Tode  den  zur  Schen- 
kung erforderlichen  Formalakt  vorzunehmen.  Der  Salmann  ist 
damit  als  Treuhänder  verpflichtet,  die  Schenkung  auszuführen. 
Denn  wie  einst  bei  der  fränkischen  Aflfatomie*)  einem  Mittels- 
mann durch  gerichtlichen  Festucawurf  das  Vermögen  desjenigen 
übertragen  wurde,  der  sich  mangels  von  erbberechtigten  Ver- 
wandten einen  Erben  schaffen  will ,  und  die  rechtsf örmliche  ge- 
richtliche Handlung  des  Wuifes  der  Festuca  den  Mittelsmann 
band,  ebenso  ist  der  Salmann  gebunden,  welchem  per  wadium 
das  (jrut  des  Schenkers  in  treue  Hand  gelegt  ist.  Natürlich 
kann  der  Zweck  der  Ueber tragung  an  einen  Salmann,  dieses 
per  icadium  commendare,  nicht  der  sein,  etwa  durch  die  spätere 
Besitzübergabe  seitens  des  Salmannen  die  schon  vom  Schenker 
begonnene  Schenkung  zu  vollenden,  so  dass  also  zwischen  dem 
Schenker  und  dem  Salmann  die  Sala,  zwischen  dem  Salmann 
und  dem  Beschenkten  die  Investitur  vorgenommen  würde ;  diese 
Auffassung  würde  dem  geschilderten  Wesen  der  traditio  cartae 


^)  über  die  Saimannen  vgl.  besonders  Stobbe  über  die  Saimannen 
Ztschft.  f.  RG  Vn  1868  S.  405—438;  Bewer  Sala  Traditio  Vestitnra  S.  71—78 
Heusler  Institutionen  I  §  49. 

*)  Über  die  AflFatomie  und  lex.  Sal.  46  handeln  u.  A.  Haiss  S.  51  ff.. 
Schröder  Güterrecht  S.  158  ff.,  besonders  Heusler  Institutionen  II  §  194: 
Affatomie  und  Thinx.  S.  6^1—625,    Siebe  auch  oben  S.  2. 
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widersprechen.  Vielmehr  ist  es  so:  da  der  Schenker  selbst  die 
traditio  cartae  nicht  vornehmen  kann,  betraut  er  den  Salmann 
mit  diesem  Akt  und  zwar  in  rechtlich  bindender  Weise  per 
icadium. 

Wir  haben  bereits  gesehen,  dass  stets  eine  blosse  traditio 
cartae  genügte,  um  eine  doncUio  post  obitum  vorzunehmen,  indem 
ihr  die  besprochene  Bedingung  hinzugefügt  wurde.  Daher  kann 
man  nicht  sagen  das  Institut  der  Salmannen  sei  benutzt  worden, 
um  derartige  Schenkungen  zu  ermöglichen.  Sondern,  wo  Sal- 
mannen verwendet  wurden,  muss  irgend  ein  äusserer  Anlass 
vorhanden  gewesen  sein^).  Stobbe  vermuthet^),  dass  zuweilen 
der  Veräusserer  desshalb  Salroannen  benutzt  habe,  um  sich  die 
Widerruflichkeit  vorzubehalten,  „so  dass  die  durch  einen  Saluiann 
vermittelte  Vergabung  den  Charakter  einer  einseitigen  letzten 
Willensordnung  erhielt,  welche  ebenso  wie  ein  Testament 
widerruflich  war". 

Die  Schenkung  durch  Salmannen  findet  sich  besonders  in 
bairischen  Urkunden,  die  zum  Theil  den  Vorgang  sehr  deutlich 
schildem. 

In  Meich.  186  (vor  810)  berichtet  der  Schenker  Chunno, 
dass  er  languore  depressus  eine  Schenkung  post  .  . 
discessum  vorgenommen  habe ;  aber  nicht  in  der  Kirche, 
vor  dem  Altar,  in  Gegenwart  des  Bischofs,  also  nicht 
durch  traditio  cartae.  Sondern  er  fährt  fort:  ego 
Chunno  hanc  traditionem  feci  coram  parentibus  meis 
(verrauthlich  auf  seinem  Krankenlager)  et  rogavi  Sinde- 
onem  et  Cundheriura  proximi  mei  fimiare  hanc  traditi- 
onem in  altarem  s.  Mariae  in  praesentia  episcopi  vel 
cuncto  clero,  quod  sit  stabilis  in  perpetuum.  Also  die 
Salmannen  sollen  erst  die  traditio  cartae  in  der  Kirche 
vornehmen  (nicht  etwa  eine  reale  Investitur),  und 
damit  der  Schenkung  dauernden  Bestand  verleihen. 
Sehr  lebendig  ist  auch  die  Uebergabe  an  die  Salmannen 
und  die  spätere  Ausfühnmg  dfer  Tradition  geschildert  in  der 
Urkunde 

Meich.  300  (814)  ...  Pietto  olim  decreverat  atque  coram 
propinquis  suis  condixerat  tertiam  partem  hereditatis 

»)  Bewer  a.  0.  S.  72. 

«)  ZtBchft.  f.  BG.  S,  423,  ebenso  PrBV  S.  178. 
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propriae  in  loco  ....  tradere  domui  s.  Mariae.  Nunc 
vero  necessitate  conpulsus  et  valida  egritudine  depres- 
sus  iam  dictam  traditionem  coram  multis  in  manibus 
proximorum  suorani  posuit,  quorum  nomina  Milo  et 
Fridaperht,  eo  modo,  si  ipse  ea  egritudine  obisset. 
nt  vice  illius  iam  dictam  traditionem  perfecissent,  et 
coram  istis  testibns  in  altare  s.  Mariae  .  .  .  tradidis- 
sent.  Haec  testes  ....  (also  dieselben  Zeugen^  welche 
bei  der  Uebergabe  an  die  Salmannen  zagegen  sind, 
sollen  auch  bei  der  traditio  cartae  verwendet  werden). 
Nun  wird  die  Ausführung  durch  die  Salmannen  ge- 
schildert: Hoc  peractum  et  aliquantum  tempus  evolu- 
tum,  Pietto  obiit,  ipsique  iam  dicti  M.  et  F.  secura 
snmpserunt  filium  Piettonis  nomine  Hununc,  pervenerunt 
ad  Frigisingas  in  praesentia  Hittonis  episcopi,  et  haec 
omnia  perfecerunt,  sicut  a  Piettone  potestatem  acce- 
perunt,  eo  modo  ut  ipsi  pariter  cum  Hannngo  ftlio 
eins  iam  dictam  traditionem  commune  manu  in  altare 
s.  Mariae  posnemnt  et  iterum  testes  exinde  coniirma- 
verunt.  Deutlich  ist  das  Niederlegen  der  dicta  tradUiOj 
des  Traditionsobjectes,  durch  die  carta  auf  den  Altar 
hervorgehoben ;  bemerkenswerth  ist  auch,  dass  die  Sal- 
mannen der  grösseren  Sicherheit  halber  noch  den  Sohn 
des  verstorbenen  Schenkers  mit  heranziehen. 

Es  kam  auch  wohl  vor,  dass  die  Salmannen  mit  der  Aus- 
ffi^rong  des  Auftrages  zögerten. 

Einen  solchen  Fall  berichtet  die  interessante  Urkunde 
Meich.  308  (814):  Der  Priester  Freido  hatte,  wie  in  den 
obigen  Fällen  valida  infirmitate  depressus,  sieben 
Männer  zu  sich  entboten  et  in  manus  illonim  totam 
dictam  rem  meam  per  wadium  posui,  si  ego  Freido  in 
ipsa  infirmitate  deftmctus  fuissem,  ut  ipsi  perfecissent 
traditionem,  quam  ego  ante  depositum  vel  cogitatum 
habui.  hoc  autem  cum  eis  flrmiter  condixi  et  in  illorum 
potestate  indubitanter  constitui.  Darauf  ist  Freido 
praevalente  infirmitate  gestorben.  Die  Salmannen  je- 
doch aliquantum  tempus  detardaverunt  hoc  agere,  quod 
Freidoni  presbytero  promiserunt.  Das  berichtet  Hadolt 
advocatus  Freidoni  dem  Bischof  Hitto;  darauf  kommt 
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der  Bischof  in  concilium  Engilharti  Comitis  et  inter- 
pellabat  eos  (die  Salmannen)  de  ipsa  ecciesia,  quam 
Freido  domui  s.  Mariae  tradidit  per  manas  illonmi, 
ipsique  confitentes  yerum  esse,  venenint  ad  Frigisinga 
et  perfecerunt,  sicut  eis  iniunxit  Freido;  et  confir- 
maverunt  traditionem  eius  in  altare  s.  Mariae. 
Auch  aus  dieser  Urkunde  erhellt,  dass  die  Salmannen  den 

Uebertragungsakt    in    Gestalt    der    traditio   cariae   vollzogen. 

Ausserdem  finden  sich  noch  Salmannen  in  Trad.  Wiz.  72  (787), 

Trad.  Fuld.  601  (869)  u.  696  (?). 

§  11. 

Wirkungen. 

Wir  kommen  jetzt  zu  der  Hauptfrage,  derjenigen  nach  den 
Wirkungen,  welche  eine  donatio  post  obitum  hervorbringt.  Hier 
gerade  stehen  sich  die  verschiedenen  Meinungen  gegenfiber. 
Vielleicht  lässt  sich  mit  der  oben  vertretenen  Ansicht,  dass 
nämlich  die  donatio  po$t  obitvm  durch  taraditio  crtae  geschah, 
eine  Lösung  versuchen. 

Das  Wesen  der  traditio  cartae  bestand,  wie  wir  sahen, 
darin,  dass  durch  sie  der  gleiche  Erfolg  herbeigefOhrt  wurde, 
als  wäre  das  Grundstock  selbst  tradiert.  Eine  Schenkung  also, 
welche  durch  Urkundentradition,  durch  Begebung  einer  earta, 
d.  h.  einer  dispositiven  Urkunde,  vollzogen  wird,  ist  durch 
diese  Urkundentradition  vollkommen  ausgeführt,  in  jedem  Stück 
wirksam  geworden.  Es  ist  kein  weiteres  Rechtsgeschäft  nöthig, 
um  etwa  die  mit  jener  Tradition  bezweckte  Wirkung  herbei- 
zuführen; die  traditio  cartae  ist  nicht  ein  erster  Akt  der 
Schenkung,  welcher  die  Ausführung  erst  später  folgt,  sondern 
sie  ist  die  Schenkung  selbst. 

So  liegt  die  Sache  zweifellos,  wenn  eine  unbedingte  Schenkung 
vorgenommen  wird.  Nun  aber  ist  die  Frage;  wie  steht  es, 
wenn  es  sich  nicht  um  eine  unbedingte  Schenkung,  sondern  um 
eine  dotiatio  post  obitum  handelt?  hat  hier  die  traditio  cartae 
dieselbe  Wirkung? 

Diese  Frage  ist  zu  bejahen.  Die  Schenkung  post  obihun 
ist,  wie  wir  sahen,  eine  suspensiv-bedingte  Schenkung.    Nun 
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ist  aber  die  Wirkaug  jeder  Süspensiv-Bediiigung  lediglich  eine 
solche,  dass  sie,  wie  schon  der  Name  sagt,  die  Wirkung  des 
sofort  vollgfiltig  zu  Stande  gekommenen  Rechtsgeschäftes  hin- 
ausschiebt; dagegen  hemmt  oder  ändert  sie  in  keiner  Beziehung 
das  Rechtsgeschäft  als  solches.  Tritt  die  Suspensiv-Bedingung 
nicht  ein,  dann  ist  nichts  geschehen;  tritt  sie  ein,  dann  be- 
steht das  Rechtsgeschäft  vom  Augenblick  seines  Abschlusses 
ab  in  voller  Wirksamkeit. 

Dies,  auf  die  douaiiones  post  obiium  angewendet,   ergiebt: 

Dur<^h  die  traditio  cartae  und  in  demselben  Moment  mit 
ihr  ist  die  Schenkung  vollzogen.  Aber  diese  traditio  cartae 
ist  suspensiv  bedingt^).  Die  regelmässigen  Wirkungen  bleiben 
in  der  Schwebe.  Daher  ist  der  augenblickliche  äussere  Er- 
folg ein  solcher,  dass  man  meinen  könnte,  es  sei  gar  nichts 
geschehen.  Aber  so  wie  die  Suspensivbedingung  eintritt  (und 
wir  hoben  die  Unabwendbarkeit  dieses  Eintritts  bereits^)  hervor), 
zeigen  sich  die  Wirkungen :  die  Schenkung  tritt  sofort  in  ihrem 
vollen  Umfang  in  Kraft,  ohne  dass  es  irgend  einer  weiteren 
Handlung,  einer  Zustimmung  Dritter,  einer  Besitzeinweisung  be- 
dürfte. Juristisch  ist  in  demselben  Moment,  in  welchem  der 
Schenker  stirbt,  der  Schwebezustand  beendet,  die  Schenkung 
an  ihren  schon  durch  die  traditio  cartae  fest  und  unabänderlich 
bestimmten  Platz  gelangt. 

Dieser  unmittelbare  Anfall  nach  dem  Tode  des  Schenkers 
ohne  Vermittehing  Dritter  wird  nicht  selten  ausdrücklich  in 
den  Urkunden  hervorgehoben;  so  heisst  es  z.  B. 

Meich.   112  (793)  mea  pars  post  obitum  meum   firmiter 
sine   Ulla   contradictioue   firnia   ad  domum  s.  Mariae 
nuUo  contradicente  vel  valente  .... 
Schoepflin  I  75  (810)  ut   ab   illo  die  transitus  mei  ipse 
abbas  .  .  .  liabeat  potestatem. 

Dass  nun  vielleicht  thatsächlich  noch  bestimmte  Handlun- 
gen vorzunehmen  sind,  ehe  das  in  der  Schenkung  beabsichtigte 
Rechtsverhältniss  klar  vorliegt  (die  Kinder  des  verstorbenen 


^)  VieUeicht  darf  man  als  auf  eine  Analogie  auf  die  ,,bedingte  Investitur 
als  Sicheratellong'*  hinweisen,  welche  Bninner  in  der  Ztschft.  f.  HB  XXn 
S.  542  ff.  schildert,  und  bei  weicher  ebenfalls  durch  eine  bedingte  invesMura 
per  cartulam  die  Übertragung  erfolgt. 

>)  Seite  16. 
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Sclienkers  mfissen  3!.  B.  herausziehen  u.  s.  w.),  ist  juristisch 
ohne  Bedeutung:  juristisch  ist,  wie  gesagt,  die  Sache,  um  es 
kurz  zusammenzufassen,  nur  also  zu  verstellen: 

die  Schenkung   wird   durch   und  mit    der  iradiiio   cartae 

YoUzogen , 
ihr  suspensiv   bedingter   Erfolg  tritt  im  Augenblick  des 

Todes  des  Schenkers  unmittelbar  ein. 
Aus  diesen  Sätzen  ergeben  sich  verschiedenartige  Wirkun- 
gen fttr  den  Schenker  und  den  Beschenkten: 

1.  Der  Schenker  ist  an  den  in  der  traditio  corfoc  erklärten 
Willen  gebunden;  die  Schenkung  ist  unwiderruflich.  Da  sie 
suspensiv  bedingt  ist,  bleibt  der  Schenker  in  soweit  unum- 
schränkter Eigenthämer  der  geschenkten  Sache,  als  dadurch  jenes 
Rechtsgeschäft  nicht  berührt  wird^). 

2.  Der  Beschenkte  erhält  für  den  Augenblick  nichts;  da- 
gegen hat  er  eine  unentziehbare  Anwartschaft;  die  Erben  das 
Schenkers  können  ihm  die  Schenkung  nicht  vorenthalten. 

Diese  Sätze  sollen  jetzt  näher  nachgewiesen  werden.  Es 
muss  dies  hauptsächlich  dadurch  geschehen,  dass  auf  Heuslers 
widersprechende  Ansichten  eingegangen  wird.  Dieselben  sind 
am  ausführlichsten,  wie  dies  schon  oben  hervorgehoben  wurde*), 
im  ersten  Exkurs  seiner  Gewere  entwickelt. 

Hier  stellt  Heusler  im  Gegensatz  zu  der  Ansicht  Roths  den 
Satz  auf:  die  dmationes  poist  obitmn  seien  widerruflich  gewesen. 
Ausdrücklich  an  dieser  Stelle  definiert  er  die  donationes  post 
obitum  als  Rechtsgeschäfte  darin  bestehend,  „dass  der  Schenker 

*)  Ein  derartig  beschränktes  Eigentlium  ist  dem  dentschen  Recht,  wie 
bekannt,  nichts  fremdes.  Bninner  hat  gezeigt  (Landschenknngen  S.  5),  das» 
die  germanische  Schenkung  dem  Schenker  nicht  jede  Einwirknng  auf  sein 
früheres  Eigenthum  entzog,  dass  vielmehr  der  Beschenkte  die  geschenkte 
Sache  nicht  frei  vererben  und  veräussern  dürft«.  Aber  „das  Recht,  welches 
der  Beschenkte  an  der  Gabe  erwirbt,  kann  trotz  der  ünveräusserUchkeit 
und  IJnvererblichkeit  Eigenthum  sein".  Ähnlich  liegt  nun  auch  die  Sache 
bei  unseren  Schenkungen ,  nur  mit  dem  Unterschied ,  dass  hier  der  Schenker 
nicht  ein  derartig  beschränktes  Eigentimmsrecht  an  einer  ihm  uraprUngHch 
fremden  Sache  durch  die  Liberalität  eines  Anderen  .erhält,  sondern  dass  er 
Mar  selbst  sein  vorheriges  unbeachränktes  Eigenthum  durch  die  Schenkung  in 
der  Art  beschränkt,  dass  er  sich  der  freien  Veräusserungs-  und  Vererbungs- 
befrigniss  begiebt,  trotzdem  aber  ebenso  Eigenthflmer  bleibt ,  wie  es  in  jenem 
analogen  Fall  der  Beschenkte  wurde. 

«)  Seite  8. 
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auf  den  Altar  der  Kirche  tradiert  in  dem  Sinne,  dass  nach 
seinem  Tod  das  Gnt  au  die  Kirche  fallen  solle.  Bis  zu  seinem 
Tod  hat  die  Kirche  nichts  mit  dem  Gut  zu  schaffen  und  erhält 
auch  keinen  Zins"  ^).  Es  kann  also  kein  Zweifel  sein,  dass 
Heusler  unter  donatio  post  ohiium  dasselbe  versteht,  wie  die  vor- 
liegende Arbeit. 

Der  erste  Grund  für  die  Annahme  der  Widerruflichkeit  be- 
steht nacli  Heusler  darin,  dass  der  Ausschluss  der  Widerruflich- 
keit keinen  Zweck  gehabt  hätte.  Denn  da,  wie  er  behauptet, 
die  Ausführung  der  Schenkung  im  freien  Belieben  der  Erben  ge- 
standen, die  Kirche  also  vor  dieser  Ausführung  ein  durchaus 
unsicheres  Recht  gehabt  hätte,  so  hätte  auch  die  Unwider- 
ruflichkeit der  Kirche  keine  grössere  Sicherheit  verschaffen  können. 

Dass  aber  die  Erben  nicht  verpflichtet  gewesen  seien,  die 
donatio  post  obitum  des  Erblassers  auszuführen,  folgt  nach  Heusler 
daraus,  dass  erst  durch  die  seitens  der  Erben  vorgenommene 
Investitur  die  Schenkung  rechtsbeständig  wurde,  dagegen  die 
blosse  Sala  ohne  nachfolgende  Investitur  weder  für  den  Schenker 
eine  Gebundenheit,  noch  für  den  Beschenkten  ein  Recht  be- 
gilindete. 

Die  letztere  Ansicht  vertritt,  um  dies  gleich  hier  hervorzu- 
heben, auch  Haiss.  Mit  Berufung  auf  Heusler  behauptet  er  *) : 
„erst  wenn  eine  vollendete  Thatsache  und  zwar  noch  zur  Zeit 
des  Lebens  des  Schenkers  vorlag,  konnten  die  Erben  dieselbe 
nicht  mehr  angreifen",  daher  hätte  jeder,  der  einem  Dritten  oder 
einer  Kirche  etwas  zuwenden  wollte,  diese  Schenkung  noch  bei 
seinen  Lebzeiten  zum  vollständigen  Abschluss  bringen  müssen. 
Man  hätte  daher  nur  zu  folgenden  Auswegen  seine  Zuflucht 
nehmen  können;  entweder  Tradition  und  Vollziehung  der  In- 
vestitur, dabei  aber  Vorbehalt  des  Niessbrauchs,  oder  Ueber- 
tragung  an  einen  Salmann  mit  der  Verpflichtung,  das  Grund- 
stück nach  dem  Tode  des  Schenkers  an  den  Bedachten  heraus- 
zugeben. Es  ist  ersichtlich,  dass  hier  gerade  die  donaiiones 
post  obitum  unberücksichtigt  bleiben,  bei  denen  allerdings  die 
sofortige  Investitur  nicht  so  einfach  zu  behaupten  ist,  wie  in 
den  genannten  Fällen. 


»)  Gewere  S.  472,  Anm.  1. 

*)  Traditio  und  Investitura  S.  50. 

Httbner,  die  donationes  post  obitum. 
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Die  Auffassung  von  Heusler  und  Haiss  erscheint  nun  aber 
aus  folgenden  Gründen  unhaltbar. 

Wie  wir  sahen,  geschah  die  donatio  posi  obitum  in  der  Form 
der  traditio  cartae.  Nun  ist  es  aber  gerade  die  Eigenthümlich- 
keit  dieser  Uebereignungsart,  dass  sie  wie  der  ursprüngliche 
germanische  Realkontrakt  nicht  aus  einem  Doppelakt,  sondern 
aus  einem  einzigen  Akt  besteht,  dass  die  getrennten  Vorgänge 
der  sola  und  irwestitura  bei  ihr  wieder  zusammengeschmolzen  sind. 
Die  traditio  cartae  entspricht  nicht  der  sola  in  der  Weise,  dass 
sie  wie  die  sala  durch  eine  imestitura  vollendet  werden  müsste, 
sondern  sie  ist  sala  und  investitura^  d.  h.  symbolische  Investitur, 
zugleich.  Daraus  folgt,  dass  sobald  die  traditio  cartae  statt- 
gefunden hat,  das  Rechtsgeschäft  definitiv  abgeschlossen  ist. 
Es  ist  kein  zweiter  Rechtsakt  mehr  erforderlich,  der  etwas  Un- 
vollendetes vollenden  müsste.  In  keiner  Urkunde  ist  daher, 
wenn  in  ihr  eine  donatio  post  obitum  vorliegt,  von  einer  folgen- 
den Investitur  die  Rede^). 

Allerdings  führt  Heusler  einige  Urkunden  an,  welche  die 
nachfolgende  Investitur  bei  donationes  post  obitum  beweisen 
sollen. 

Es  kommt  vor  allem  darauf  an,  ob  diese  Urkunden  in  der 
That  donationes  post  obitum  sind.  Und  da  ist  zu  bemerken,  dass 
unter  den  in  Heuslers  Gewere  auf  S.  476  f.  angeführten  Fällen  es 
sich  in  Meich.  410  sicher  nicht  um  eine  donatio  post  o6»/«m,  sondern 
um  Gewähr  zu  Niessbrauch  handelt;  und  ebenso  ist  Meich.  146 
keine  donatio  post  obitum,  sondern  der  Schenker  lässt  sich,  von 
schwerer  Krankheit  heimgesucht,  in  die  Marienkirche  tragen 
und :  haue  traditionem  per  manus  amicorum  vel  proximorum  meo- 
rum  perfeci,  ita,  ut  mea  petitione  Eginolf,  Hroadperht,  Madalhart 
ipsam  traditionem  super  altare  s.  Mariae  posuerunt.  Also  hier  liegt 
eine  augenblickliche  Schenkung  vor,  die  der  Schenker  seiner 
Krankheit  wegen  durch  Salmannen  ausführen  lässt;  so  nehmen 
diese  die  traditio  cartae  vor;  von  einer  realen  Investitur  ist 
überhaupt  keine  Rede. 


*)  Sehr  treffend  bemerkt  auch  Stobbe  (PrE  V  S.  176),  dat»  es  bei 
Heuslers  Ansicht  unbegreiflich  sei,  „warum  der  Vergabende,  der  doch  einen 
definitiven  Erwerb  für  den  Bedachten,  insbesondere  die  Kirche,  beabsichtigte, 
nicht  gleich  selbst  die  Investitur  vornahm'^. 
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Und  ebensowenig  beweisend  sind  die  Urkunden,  welche 
Heusler  später  S.  482  zu  demselben  Zweck  anführt;  denn 
die  hier  genannten  Urkunden  handeln  ebenfalls  gar  nicht  von 
Schenkungen  nach  dem  Tode.  Vielmehr  liegen  in  den  Urkunden 
Meich.  538,  Wart.  460,  465,  467,  Med.  Rhein.  UBI  65  zweifel- 
los Schenkungen  mit  Vorbehalt  des  Niessbrauchs  vor;  in  Meich. 
129  ist  die  Rede  von  unbedingten  augenblicklichen  Schenkungen, 
ebenso  in  Meich.  510;  in  dieser  letzteren  Urkunde  werden  eine 
ganze  Reihe  von  Schenkungen  bekundet,  die  sich  alle  deutlich 
als  danationes  a  die  praesente  bezeichnen;  ebenso  in  Meich.  512. 
Endlich  handelt  es  sich  auch  in  den  von  Heusler  angeführten 
Urkunden  bei  Bouquet  VI  p.  347,  604,  653  und  bei  Baluz.  app. 
80  nicht  um  donationes  post  obitumj  wie  eine  genaue  Betrach- 
tung (die  anzustellen  hier  zu  weit  führen  würde)  sofort  ergiebt. 
Alle  diese  Beweisstellen  sind  also  für  die  vorliegende  Frage 
ohne  Werth^). 

Nun  versteht  es  sich  von  selbst,  dass  zu  irgend  einem 
Zeitpunkt  bei  jeder  Schenkung,  und  so  auch  bei  der  donatio 
post  obüum  ein  thatsächlicher  Besitzwechsel  stattfinden  muss. 
Während  sich  dieser  bei  der  unbedingten  Schenkung  und  bei 
der  Schenkung  mit  Vorbehalt  des  Niessbrauchs  meist  unmittel- 
bar an  die  traditio  cartae  (falls  diese  Schenkungsform  benutzt 
wird)  anschliesst,  wird  derselbe  bei  der  donatio  post  obitum  bis 
zum  Tode  des  Schenkers  hinausgeschoben.  Daher  ist,  wie  schon 
mehrfach  hervorgehoben,  durch  die  donatio  post  obitym  vorläu- 
fig noch  kein  definitiver  Rechtszustand  geschaffen.  Es  fehlt 
hierzu  noch  etwas,  aber  kein  weiteres  Rechtsgeschäft,  sondern 
eine  blosse  Thatsache:  der  Tod  des  Schenkers.    Der  Tod  des 


^)  Beseler  (Erbverträge  I  S.  35)  will  aus  Meich.  456  (824)  beweisen,  dass 
bei  Vergabungen  von  Todeswegen  die  Vestitur  gleich  nach  der  Auflassung  er- 
theilt  wurde.    In  der  Urkunde  heisst  es: 

Unno  presbyter  tradidit  . . .  .   eo  modo,  ut  ipse  Unno  habeat 
ad  yitam  suam  in  hoc  seculo;  post  obitum  vero  eius  nuUus 

contradicere  yaleat  .  .  .    Actum  in  domo  s.  Mariae Et  isti 

fiierunt  ad  vestituram  ubi  Unno  presbyter  de  eo,  quod  pro  se  tra- 
didit, et  pro  Walhonem   (seinen  Enkel)  vestivit  missum  Hittonis 
episcopi. 
Die  gesperrt  gedruckten  Worte  zeigen  deutlich,    dass  es    sich    hier 
nicht  um  eine  Schenkung  von  Todeswegen,  sondern  um  eine  Schenkung  mit 
Vorbehalt  des  Niessbrauchs  handelt. 
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Schenkers  ist  die  Besitzräiimuiig,  ist  die  Erfüllung  der  carta 
traditionis.  Ohne  dass  es  irgend  eintn*  Handlung  seitens  des 
Beschenkten  bedürfte,  ist  mit  dem  Tode  des  iSchenkers,  der 
ßesitzräuniung,  zugleich  die  auf  deusellien  als  Bedingung  ge- 
stellte Besitzeinweisung  des  Beschenkten  vollzogen. 

Im  Augenblick,  da  der  Schenker  stirbt,  ist  die  vestiiura, 
der  Besitz  des  Schenkers,  erloschen,  die  vestitura  des  Beschenkten 
begründet. 

Ist  diese  Auifassung  richtig,  so  folgt  weiter,  dass  die  Erben 
des  Schenkers  mit  dem  geschenkten  Gute,  wenn  einmal  die 
traditio  cartae  vollzogen  ist,  in  gar  keinem  Zusammenhang 
stehen.  Sie  sind  in  Folge  dessen  auch  nicht  in  der  Lage,  die 
Herausgabe  der  Schenkung  weigern  zu  können.  Thun  sie  dies 
doch,  so  maassen  sie  sich  ein  Recht  an,  das  ihnen  nicht  zu- 
kommt. Die  Schenkung  gehört  gar  nicht  mehr  in  die  Erbmasse : 
in  Bezug  auf  die  Sdienkung  treten  nicht  sie,  sondern  der  Be- 
schenkte an  die  Stelle  des  verstorbenen  Schenkers.  Hierdurch 
ist  natürlich  nicht  ausgeschlossen,  dass  die  Erben,  wenn  sie  ihr 
Pflichttheil  verletzt  glaubten,  die  Schenkung  anfechten  und 
einen  Rechtsstreit  hervorrufen  konnten;  hiervon  wird  weiter 
unten  die  Rede  seinM- 

Wenn  also  schon  durch  die  soeben  versuchte  Charakteri- 
sierung der  donatio  post  obitum  als  solcher  die  Annahme  aus- 
geschlossen erscheint,  dass  die  Ausführung  einer  solchen  Schen- 
kung im  Belieben  der  Erben  gestanden  hätte,  so  können  auch 
die  positiven  Beweise,  welche  Heusler  versucht  hat,  dies  Er- 
gebniss  nicht  umstossen. 

Denn  die  Belegstelleu  aus  Meicli.  345  (807),  aus  dem  Ckrotd- 
con  Eberspergense  (Mon.  Germ.  Script.  XX  p.  11)  und  aus  der 
Vita  Salabef*gae  beweisen,  wie  dies  E.  Löning*)  nachgewiesen 
hat,  nichts  für  den  Satz,  dass  Tradition  ohne  Investitur  für 
den  Erben  des  Tradenten  unverbindlich  ist. 

Löning  legt  überzeugend  dar,  dass  es  sich  in  dem  ersten 
Fall')  nicht  um  eine  donatio  post  obitum,  sondeni  um  eine  ein- 


»)  Seite  59,  60. 

")  Kirchenrecht  n  Anhang  I  S.  7öl— 755. 

^  Meich.  345  (817)  angeführt  bei  Heusler  Gewere  S.  41 :    qnidam  homo 
nomine  Crimheri  partem  teritorii  propriae  hereditatis  ...  ad  ecdesiam  s.  Mar- 
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fache  Schenkung  ohne  Vorbehalt  des  Niessbrauchs  handelt;  der 
Schenker  stii'bt,  ehe  er  die  Schenkung  vollzogen  hat;  nun  will 
der  Erbe  zuerst  das  Gut  niclit  herausgeben,  thut  dies  jedoch 
auf  Ermahnung  des  Biscliofs,  ohne  es  zu  einer  Klage  kommen 
zu  lassen.  Anzunehmen,  der  Bischof  liabe  kein  Recht  gehabt, 
nicht  klagen  können,  er  habe  den  Erben  ermahnt:  „er  solle 
durch  Erfüllung  der  gesetzlichen  Form  die  sonst  ungültige 
Schenkung  rechtsgültig  machen"*),  ist  allerdings,  wie  Löning 
bemerkt,  eine  gezwungene,  unmögliche  Auslegung. 

Auch  das  zweite  Beispiel  Heuslers,  die  Erzählung  aus  dem 
Ckronicon  Eberspergense^)  beweist  keineswegs  seine  Behauptung; 
in  ihm  ist  —  dies  weist  Löning  nach  —  nichts  anderes  zu  sehen, 
als  dass  derjenige,  welcher  die  Schenkung  machen  will,  hierzu 
die  Zustimmung  seines  Bruders  nicht  erlangen  kann,  und  sich 
noch  einmal  auf  dem  Todtenbett  um  dieselbe  bewirbt,  aber 
auch  da  vergebens. 

Die  Stelle  aus  der  vita  Salabergae  endlich^)  berichtet,  unbe- 
fangen betrachtet,  wie  ein  gewisser  Bodo,  Bruder  der  Salaberga, 
welcher  dem  Kloster,  dessen  x\ebtissin  seine  Schwester  war,  eine 
Schenkung  gemacht,  dieselbe  aber  widerrechtlich  zurückbehalten 
hat,  nun,  da  seine  Schwester  zum  Tode  erkrankt  ist,  die  Sehen- 

tini  ...  in  loco  sita  Neritinga  tradidit  et  cum  veraci»  testibiis  conftnnavit. 
Sed  praeoccupato  mortis  articiilo  antequam  vestitnram  ad  ipsam  ecclesiam  de 
hoc  territorio  tradito  perfecisset.  Tarn  enim  post  obituni  eius  Kerhoh  frater 
ipsins  cum  aliis  rebus  communis  illorum  possidebat,  hoc  enim  magi.s  omnium 
Hitto  ep.  veraciter  sciebat,  et  in  sileutium  iam  dictum  Kerhohun  fideliter 
vocavit  et  ammonnit,  ut  ipso  inde  se  leg:itime  emendasset.  Ipseqne  Kerlioh 
divina  ref«pectiis  dementia  itü,  fecit,  sicut  a  pio  pontifice  Hittoni  .seu  aliis 
ftdelibus  andivit,  reddidit  nnani  coloniam  in  loco  Hlaginpi^h,  sen  qnicquid 
iam  dictus  ep.  ad  illum  inqnirendnm  habuit  in  hac  traditione,  quam  frater 
eius  C'rimheri  ad  domnm  s.  Martini  actum  habuit,  et  sie  definitum  inter  eos 
fidelit^jr  fuit  et  cum  istis  testibus  confirmatnm,  (|Uorum  nomina  haec  sunt  .... 

»)  Hensler  a.  0.  S.  42. 

»)  Hensler  a.  0.  S.  42,  Löning  S.  752. 

3)  Abgednickt  bei  Heuser  a.  0.  S.  42  aus  BoUand.  22.  Sept.  29,  ö29 : 
interea,  ut  assolet  in  remm  opnlentia  discordiam  etiam  inter  ^iropinquos  ge- 
nerari,  germanus  (Salabergae)  Bodo  aliquas  vUlag,  quas  per  chartamm  seriem 
ad  ipsum  coudonaverat  coenobinm,  illicita  uaun^atione  retinebat.  Sed  com- 
perta  germanae  aegritudine,  dam  Ula  pro  hac  re  anxia  Dominum  deprecare- 
tur,  summa  cum  festinatione  ad  eam  venit,  moxque  Chartas  invicem  roborau- 
teft  hacteuus  totom  ratum  perduzit. 


64 

kang  aasführt.  Heusler  erklärt  die  Stelle  willkürlich  dahin, 
dass  nicht  Bodo,  sondern  Salaberga  die  Schenkung  gemacht 
habe  und  nun  „auf  dem  Todtenbette  ängstlich  über  das  Schick- 
sal ihrer  nicht  bis  zur  Vestitur  gelangten  Vergabung,  deren  Aus- 
führung durch  den  Bruder  kaum  darf  gehofft  werden,  durch  in- 
brünstiges Gebet  die  Sinnesänderung  ihres  Bruders  herbeiführt, 
welcher  noch  an  ihr  Krankenlager  eilt  und  sich  als  Salmann 
für  Vollziehung  der  Uebertragung  dargiebt".  Löning  jedoch 
zeigt,  dass  selbst  unter  der  falschen  Voraussetzung,  Salaberga 
und  nicht  Bodo  schenke,  „die  Stelle  höchstens  für  den  Nach- 
weis eines  Beispruchsrechts  des  Bruders**  würde  verwerthet 
werden  können. 

Die  von  Heusler  angeführten  Stellen  sind  also  nicht  im 
Stande,  das  bisherige  Ergebniss  zu  widerlegen. 

Damit  ist  dargethan,  dass  die  Annahme  von  der  Wider- 
ruflichkeit der  donationes  post  obitum  nicht  mit  der  Behauptung 
begründet  werden  kann,  dass  eine  ünwiderrnflichkeit  zwecklos 
gewesen  wäre,  da  ja  die  donationes  post  obitum  ohne  erfolgte 
Investitur  auszuführen  vom  Belieben  der  Erben  abhängig  ge- 
wesen sei.  Wie  gezeigt,  war  von  einer  realen,  von  der  traditio 
cartae  verschiedenen  Investitur  überhaupt  keine  Rede. 

Ein  anderes,  und  zwar  das  Hauptargument  Heuslers  für 
die  Widerruflichkeit  der  donationes  post  obitum  ist  der  Umstand, 
dass,  um  Heuslers  Worte*)  zu  gebrauchen,  „bei  einer  solchen 
Schenkung  post  obitum  .  .  .  weder  die  Kirche  sehr  benihigt 
war,  noch  der  Vergabende  glaubte,  wenn  es  ihm  wirklich  mit 
der  Sache  ernst  war,  nun  ein  für  alle  mal  damit  fertig  zu  sein: , 
von  Zeit  zu  Zeit  wird  wieder  angesetzt  und  die  alte  Schenkung 
bestätigt".     • 

Heusler  führt  nun  eine  Reihe  von  Fällen  besonders  aus 
bairischen  Urkunden  auf,  welche  derartige  Erneuerungen  oder 
Bestätigungen  enthalten*). 


»)  a.  0.  S.472. 

*)  „Über  das  firmare  des  älteren  bairischen  Rechts*  handelt  Merkel 
(Ztschft.  f.  RG  n  1863  S.  101—174);  er  erblickt  in  dem  ^rmare  keineswegs 
einen  wiederholten  Traditionsakt,  sondern  erklärt  es  als  eine  besonders  im 
bairischen  Recht  ansgebildete  Schenknngsform.  Haiss  (S.  105)  verwirft  die 
M.'8che  Annahme  von  einer  technischen  Bedeutung  des  firmare]  er  behauptet, 
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Hier  ist  aber  zunächst  festzustellen,  dass  nur  eine  kleine 
Anzahl  der  von  Heusler  genannten  Beispiele  donaiiones  post  obi- 
tum  sind. 

Wenn  er  Meich.  332,  333,  411,  429  citiert,  so  liegen  hier 
zweifellos  Schenkungen  mit  Vorbehalt  des  Niessbrauchs  vor. 

Nicht  um  Erneuerungen  von  donaiiones  post  obitum,  sondern 
um  Erneuerungen  augenblicklicher  Schenkungen  handelt  es  sich 
in  den  Urkunden  Meich.  219  und  Meich.  404;  ebenso  gehören 
die  Urkunden  Meich.  357  und  Nied.  Rhein.  ÜB  I  97  *)  kaum 
hierher,  Meich.  71. ist,  wie  sich  später  zeigen  wird*),  zweifelhaft. 
Meich.  7  ist  eine  unbedingte  vorbehaltlose  Schenkung,  die 
der  Vater  macht  und  die  nach  dessen  Tode  vom  Sohn  erneuert 
wird.  Meich.  379  ist  zweifellos  eine  unbedingte  Schenkung: 
der  Schenker  war  als  jüngster  Bruder  bei  dem  nach  dem  Tode 
des  Vaters  über  die  Erbschaft  ausgebrochenen  Streit  zu  kurz 
gekommen;  daher  wandte  er  sich  an  den  Bischof;  dieser 
blande  consolavit  eum  und  rieth  ihm  die  Schenkung  vorzuneh- 
men; in  Folge  dessen  tradidit  se  ipsum  in  servitium  s.  Mariae 
.  .  .  cum  Omnibus  quae  habuit.  In  Meich.  476  handelt  es  sich 
ebenfalls  um  die  Erneuerung  einer  unbedingten,  vorbehaltlosen 
Schenkung,  und  Meich.  746  endlich  ist  keine  Erneuerung  einer 
Schenkung,  sondern  ein  Tausch. 

So  bleiben  also  als  Beispiele  für  Erneuerung  einer  donatio 
post  obitum  unter  den  von  Heusler  genannten  Fällen  nur  die 
Urkunden  Meich.  131  und  367. 

Ich  habe  als  weitere  Beispiele  für  Erneuerung  einer  dona- 
tio post  obitum  gefunden : 

Meich.  I  S.  75  (772)  (doch  kann  man  hier  zweifeln), 
Meich.  515  (828), 
Trad.  Lun.  45  (817), 
Trad.  Lun.  75  (805), 
Cod.  Ratisbon.  6  (c.  787), 

Dies  sind  alle  Beispiele,  welche  sich  unter  den  163  als 

dass  es  überaU  die  Investitur  bedeute.  Diese  Annabme  dürfte  ebensowenig 
wie  die  M.'scbe  aufrecht  zu  erhalten  sein;  sie  aber  hier  im  einzelnen  zu 
betrachten,  würde  zu  weit  führen. 

^)  Abt  Ansbald  zu  Prüm  stiftet  auf  Bitten  der  Erkanfrida  die  Memorie 
ihres  verstorbenen  Mannes  Nithad ;  die  Schenkung  des  Nithad ,  um  derent- 
willen die  Stiftung  erfolgt,  war  eine  unbedingte  und  rückhaltlose, 

«)  Siehe  unten  §  28. 
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zweifellose  donationes  post  obitam  von  mir  notierten  Urkunden  * j 
gefanden  haben. 

Also  unter  163  donationes  post  obitüm  nur  7  erneuert!  Es 
ist  nicht  unwichtig,  dies  Verhältniss  zu  betonen.  Aus  der  Dar- 
stellung Heuslers  erhält  man  das  Bild,  als  ob  bei  den  donationes 
post  obitum  die  Erneuerung  etwas  sehr  gewöhnliches,  ja  fast 
die  Regel  gewesen  wäre ;  dass  diese  Erneuening  als  ein  einziges, 
wenn  auch  schwaches  Mittel  gegen  die  grosse  Unsicherheit  und 
Unbestimmtheit  der  Schenkungen  nach  dem  Tode  benutzt  wor- 
den wäre;  dass  allein  durch  sie  die  Kirche  zu  dem  ihr  Zuge- 
dachten habe  gelangen  können. 

Wenn  man  nun  dagegen  sieht,  dass  unter  den  108  bairi- 
schen  donationes  post  obitum  aus  Freisingen,  Mondsee,  Regens- 
burg u.  s.  w.  nicht  mehr  wie  höchstens  7,  von  den  ausserbairi- 
schen,  d.  h.  den  45  Fuldaer,  den  wenigen  Weissenburger,  St. 
Galler  u.  s.  w.  Schenkungen  nach  dem  Tode  keine  erneuert  wor- 
den ist,  so  muss  man  wohl  die  Annahme  von  der  Rechtsunsicher- 
heit einer  solchen  Schenkung  aufgeben,  oder  sie  wenigstens  durch 
diese  Enieuerungen  nicht  beweisen  wollen. 

Diese  7  vereinzelten  Fälle  kann  man  nicht  zu  „beständigen 
renovationes  und  iterationes  der  Schenkungen"  (nämlich  der 
Schenkungen  nach  dem  Tode)  erweitern  =^) :  man  kann  nicht  be- 
haupten, dass  sie  hervorgerufen  waren  „durch  die  deutlich  be- 
zeugte Erkenntniss,  dass  die  frühere  Sclienkung  nicht  stabilis 
sei   und   dem  Widerruf  und  Zuwiderhandeln  freien   Spielraum 


')  Dieselben  vertheileii  sich  nach  meinen  Zusammenstellungen  fulgender- 
maassen : 


Freisingen 

71 

Mondsee     . 

24 

Passau  .     . 

9 

Regensburg 

2 

Niederaltaich 

1 

Scheftlaru  . 

1 

.St.  Gallen. 

4 

Weissenburg 

4 

^littelrhein 

1 

Fulda    .    . 

45 

Oorvey  .     . 

- 

1 
163 

*;  Heusler  (iewere  S.  473, 
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lasse"  ^).  Allerdings  kommen  in  den  Urkunden,  auch  besonders 
den  St.  Galler.  sehr  häufig  Erneuerungen  vor:  Erneuerungen 
aber  nicht  von  donationes  post  öbiium  ^  sondern  von  augenblick- 
liclien  Schenkungen,  hauptsächlich  von  Schenkungen  mit  Vorbe- 
halt des  Messbrauchs.  Aber  es  ist  klar:  wenn  vorbehaltlose 
Schenkungen  und  Schenkungen  mit  Vorbehalt  des  Niessbrauchs 
häufig  erneuert  wurden,  so  kann  man  daraus  nicht  schliessen, 
dass,  weil  auch  zuweilen  donationes  post  ohitum  erneuert  wurden, 
die  letzteren  frei  widerruflich  waren. 

Ist  nun  gezeigt,  dass  von  einem  häufigen  Vorkommen 
derartiger  Erneuerungen  keine  Rede  sein,  ein  solches  also 
auch  nicht  als  Beweis  für  die  Wideruflichkeit  verwendet  werden 
kann,  so  beweisen  auch  die  vorkommenden  Erneuerungen  an 
sich,  ganz  abgesehen  davon,  ob  sie  liäufig  oder  selten  waren, 
nichts  für  die  Widemiflichkeit  der  donationes  post  ohitum. 

Bninner  hat  Zweck  und  Bedeutung  der  renovationes, 
Iterationen,  firmationes  erklärt*).  Sie  finden  sich  hauptsächlich 
in  bairischen  Urkunden.  Das  bairische  Recht  kennt  eine  be- 
sondere Rechtsförmlichkeit  für  die  Anerkennung  einer  voll- 
zogenen Veräusserung.  Sie  besteht  eben  in  der  Wiederholung 
des  Traditionsaktes  von  Seiten  des  Anerkennenden.  Diese 
Wiederholung  kann  aus  verschiedenen  Gründen  erfolgen.  Die 
Zeugenschaft  des  Eigenthumserwerbes  sollte  ergänzt  oder  ver- 
mehrt werden.  Bei  einer  vorgenommenen  Veräusserung  des 
Schenkungsobjektes  sollte  die  Uebertragung  dementsprechend 
wiederholt  werden.  Vor  allem  aber  bei  Schenkungen  auf  den 
Todesfall  und  bei  Schenkungen  mit  vorbehaltenem  Niessbrauch 
sollte  die  antiqua  traditio  erneuert,  damit  Verdunkelungen  gegen 
die  Ansprüclie  der  beschenkten  Kirclie  vorgebeugt  werden^). 
Ebenso  wie  bei  Schenkungen  mit  Vorbehalt  des  Niessbrauchs 
der  Prekarienbrief  erneuert,  ein  Zins  bestellt  wird:  in  recogni- 
tionem  domini.  Anstatt  nun  eine  epistula  precariae  siph  aus- 
stellen zu  lassen,  einen  Zins  zu  fordern,  zog  es  die  Kirche  in 


*)  Derselbe  a.  0. 

«)  Urkunde  S.  266—209. 

«)  In  Meich.  71  (782)  werden  die  Motive  dahin  erklärt:  nunc  vero  iterare 
libuit  ipsam  tradi tionem,  qnia  t^mporalis  et  levis  et  inconstans  est  aniino 
(der  Schenker). 
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Baiern  vor,  in  Anwendung  der  bairischen  firmatio  die  Tradi- 
tionshandlung von  Zeit  zu  Zeit  zu  wiederholen.  Ein  Beispiel: 
Trad.  Lun.  45  (817)  ^)  Sigipehrt  hatte  dem  Kloster  Mond- 
see eine  Schenkung  gemacht.  Er  erinnerte  sich  der- 
selben und  erneuerte  sie  mit  seinem  Sohn  (möglicher- 
weise darum,  weil  bei  der  ersten  Schenkung  keine 
Zeugen  hinzugezogen  waren)  ...  et  volo  firmiorem 
facere,  quod  ita  factum  est  (also  nun  wird  er  Zeugen 
hinzugezogen  haben).    Nunc  trado  omnem  substanciam 

meam  ....  ut  post  obitum  meum  habeatis Et 

ista  tradicio  de  quinquennio  in  quinquennium  sit  reno- 
vata  ac  firmiter  permaneat. 
Also  wie  bei  einer  Schenkung  mit  Vorbehalt  des  Niess- 
brauchs  alle  Jahre  ein  Zins  gezahlt  wird,  so  wird  hier  alle 
fünf  Jahre  der  Traditionsakt  wiederholt.  Damit  wird  keine 
neue  Schenkung  vorgenommen,  es  soll  nur  der  feste  Anspruch 
des  Klosters  im  Bewusstsein  gehalten  werden.  Insofern  hat 
also  Heusler  Recht,  wenn  er  behauptet,  eine  derartige  iieraiio 
habe  zur  Kräftigung  der  Ansprüche  der  Kirche  gedient.  Aber 
wenn  auch  eine  solche  Erneuerung,  die  feierlich  in  der  Kirche 
vorgenommen  zu  werden  pflegte,  Dritten  gegenüber  zur  Klar- 
legung des  Sachverhältnisses  nicht  unwesentlich  war,  so  war 
sie  doch  in  Bezug  auf  die  erste  Schenkung,  tiie  erste  traditio 
cartae  ohne  jeden  juristischen  Einfluss.  AVäre  der  Schenker  be- 
fugt gewesen^  die  Schenkung  selbst  zu  widerrufen,  so  hätte 
ihn  an  der  Ausübung  dieses  Rechts  keine  Wiederholung  des 
Traditionsaktes  je  hindern  können.  Denn  eine  solche  Wieder- 
holung konnte  unmöglich  dem  Beschenkten  mehr  Rechte  geben, 
dem  Schenker  mehr  Rechte  entziehen,  als  das  wiederholte  Rechts- 
geschäft selbst.  Und  ebenso:  wären  die  Erben  berechtigt  ge- 
wesen, sich  an  die  donatio  post  obitum  nicht  zu  kehren,  so 
würden  auch  sie  aus  demselben  Grund  durch  noch  so  viel 
Wiederholungen  ni«:ht  verhindert  worden  sein,  von  diesem  ihrem 
Rechte  Gebrauch  zu  machen.  Die  iteratio  beweist  also  nichts 
für  die  Widerruflichkeit  und  Anfechtbarkeit;  man  kann  aus 
ihrem,  wie  wir  sahen,  seltenen  Vorkommen  nicht  schliessen,  dass 
die  donatio  post  obitum  widerruflich    und  für  den  Erben  un- 


^)  Abgedruckt  bei  Lorsch  und  Schröder  als  Nr.  49. 
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verbindlich  war,  sondeiii  nur,  dass,  obwohl  sie  unwidemiflidi 
und  rechtsverbindlich  war,  die  Kirche  es  dennoch  fttr  zweck- 
mässig hielt,  zuweilen  eine  Erneuerung  vorzunehmen. 

Dass  man  die  vorkommenden  Erneuerungen  resolutiv  be- 
dingter Schenkungen,  von  denen  nachher^)  gehandelt  werden 
wird,  nicht  mit  den  bisher  besprochenen  Fällen  auf  eine  Linie 
stellen  kann,  sagt  Heusler  selbst;  das  Nähere  unten. 

Wenn  Heusler  weiter  als  Stütze  für  seine  Behauptung  den 
Umstand  heranzieht,  dass  der  Schenker  häufig  sich  mit  seinen 
Erben  noch  vor  seinem  Tode  ins  Einvernehmen  gesetzt,  ihnen 
wohl  auch  gewisse  Vortheile  zugesichert,  sehr  häufig  sie  gerade- 
zu aufgefordert  habe,  nach  seinem  Tode  die  Schenkung  zu  voll- 
ziehen, so  zeigt  eine  genaue  Betrachtung  der  vorkommenden 
Fälle,  dass  auch  diese  Thatsachen  keinen  stichhaltigen  Beweis 
für  Heusler  erbringen. 

Fürs  erste  nämlich  ist  der  erwähnte  Umstand  keiner,  der 
sich  etwa  nur  bei  den  donationes  post  obiium  fände.  Schon  die 
Beispiele,  welche  Heusler  fttr  die  Mitwirkung  der  VerwandtÄu 
und  die  Tradition  durch  Salmannen  anführt,  enthalten  ebenso 
häufig  augenblickliche  Schenkungen.  Und  leicht  könnte  man  aus 
den  Urkunden  zahlreiche  Fälle  anführen,  in  denen  augenblick- 
liche Schenkungen  mit  oder  ohne  Niessbrauchsvorbehalt  unter 
Zustimmung  der  Verwandten  geschehen.  Ueber  die  Salmannen 
ist  oben  gesprochen  worden^);  es  hat  sich  gezeigt,  dass  sie 
dann  herbeigezogen  wurden,  wenn  der  Schenker  selbst  die  tra- 
ditio cariae  nicht  vornehmen  konnte  oder  wollte.  Der  Grund 
nun  dafür,  dass  der  Schenker  die  Zustimmung  seiner  Verwandten 
einholte,  liegt  nicht  darin'),  dass  die  letzteren  ohne  dieselbe 
nicht  an  die  Schenkung  gebunden  gewesen  wären,  sondern  in 
folgendem.  Wie  im  römischen,  so  hatten  auch  im  deutschen 
Recht  die  Angehörigen,  wenn  auch  ursprünglich  nur  ein 
kleiner  Kreis  von  Verwandten,  Anspruch  auf  einen  be- 
stimmten Theil  des  Nachlasses,   ein  Pflichttheilsrecht*).    Dies 


^)  Siehe  unten  §  14. 

»)  Seite  43  flf. 

*)  Wie  dies  Hensier  Gewere  S.  47  ansf  iUurt 

*)  Vgl.  z.  B.  Stobbe  PrR  V  S.  171.  Femer  Heusler  a.  0.  S.  43,  44: 
„Ich  meine,  es  soUte  sich  für  diese  Sache  em  aüen  deutschen  Stämmen  ge- 
meinsames Becht  nachweisen  lassen,  und  zwar  dahin,  dass  den  Kindern  ein 
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Pflichttheilsrecbt  ist  der  Rest  des  uisprünglicben  Familieneigen- 
thums.  Verletzt  nun  der  Sclienker  das  Pflichttheilsrecht  seiner 
Erben,  so  ist  die  Folge,  nicbt  etwa,  dass  die  Sdieukiing  un- 
gültig, sondern  dass  sie  rechtswidrig  ist,  dass  also  die  Erben 
befugt  sind,  dieselbe  im  Wege  der  Klage  anzufechten  und  durcli 
die  siegreich  durchgeführte  Klage  dem  Beschenkten  die  Schen- 
kung zu  entreissen.  Es  wird  daher  im  Interesse  des  Schenkers 
gelegen  haben,  seine  Absicht,  eine  Schenkung  post  ohitmn  vor- 
nelnnen  zu  wollen,  seinen  künftigen  Erben  mitzutheilen  und 
durch  ihr  Zugegensein  oder  ihre  sonstige  Mitwirkung  feierlich 
und  öflfentlich  festzustellen,  dass  sie  die  Schenkung  als  eine 
rechtmässige  anerkannt  und  damit  auf  künftige  Anfechtung 
verzichtet  hätten.  Unterschrieben  sie  dann  die  Schenkungs- 
urkunde als  Zeugen,  oder  legten  sie  die  Hand  auf  dieselbe,  so 
konnte  die  beschenkte  Kirche  sich  später  leicht  nöthigenfalls 
gegen  sie  vertheidigen. 

So  erklärt  sich,  warum  die  Erben  um  ihren  Beispruch  an- 
gegangen wurden  und  zwar  sowohl  bei  augenblicklichen,  als 
auch  bei  Schenkungen  nach  dem  Tode.  Ist  diese  Erklärung 
zutreffend,  so  ergiebt  sich,  dass  Heuslers  diesbezügliche  Annahme 
nicht  aufrechtzuerhalten  ist.  Damit  ist  dargethan,  dass  es 
falsch  ist  zu  folgern:  ^donaiiones  post  obiium  seien  nur  auf 
diesem  Wege  (d.  h.  mit  Zustimmung  der  Verwandten)  rechtlich 
ausführbar  gewesen"  ^j ;  und  hieraus  weiter  zu  schliessen,  dass 
die  donaiiones  post  obitum  „vom  guten  Willen  der  Erben  ab- 
hängig waren"  *^). 

Das  gleiche  Ergebniss,  welches  Heusler  aus  den  Urkunden 
bew-iesen  zu  haben  meint  —  wir  sahen  mit  Unrecht  — ,  soll 
sich  nacli  ihm  nun  endlich  auch  aus  den  Koncilienbesclüüssen 
und  Reichsgesetzen  der  fränkischen  Zeit  ergeben. 

Was  zunächst  die  von  ihm  angeführten  Koncilienbeschlüsse 
anlangt,  in  denen  mit  scharfen  Worten  gegen  die  Weigerung 
der  Erben,  die  Schenkung  vorzunehmen,  und  gegen  den  Wider- 

Pflichttheil  iimsste  gelassen  werden,  im  Uebrigen  aber,  soweit  dieser  unberührt 
blieb,  voUe  Verfttgungsfreiheit  bestand«.  Vgl.  lex  Rib.  48  (ÖO).  lex  Baiuw.  I  1. 
Ein  Beispiel  aus  den  Urkunden  z.  B.  die  oben  S.  53  aus  der  t-ita  Sal^ergae 
angeführte  Stehe. 

1)  Gewere  S.  478. 

«)  a.  0.  S.  479. 
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ruf  seitens  des  Schenkers  vorgegangen  ist,  so  ist  znnächst  zu 
betonen,  dass  es  sich  auch  hier  keineswegs  allein  um  donaiiones 
post  ohiium  handelt.  Wenn  im  (^oncil.  Aurel.  III  (a.  538)  c.  22*) 
von  denjenigen  gesprochen  wird,  (jui  oblationes  defunctorum 
legaliter  dimissas  quolibet  ordine  assignare  tarda verint,  so 
können  damit  ebensogut  Salmannen  gemeint  sein,  welche  eine 
augenblickliche  Schenkung  eines  nun  Verstorbenen  auszufuhren 
zögern,  als  säumige  Erben  eines  Schenkers,  der  nach  seinem 
Tode  geschenkt  hat.  Untji  wenn  dann  auch  deijenige  mit  Strafen 
bedroht  wird,  welcher  quod  pro  devotione  sua  ecclesiis  dedit 
zu  widerrufen  wagt,  kann  da  nicht  mit  gleicher  Wahrschein- 
lichkeit eine  Schenkung  mit  Vorbehalt  des  Niessbrauchs  ange- 
nommen werden? 

Doch  selbst,  wenn  man  hier  und  sonst  donaiiones  post 
obitum  annehmen  will,  ist  folgendes  zu  erwägen.  Man  wird 
aus  diesen  auf  den  Koncilien  gefassten  Beschliissen  sehr  gut 
mit  Heusler  schliessen  können,  dass  sich  im  Volke  ein  Wider- 
stand gegen  die  donaiiones  post  obitum  geltend  machte,  den 
die  Kirche  zu  brechen  suchte.  Aber  sollte  man  in  denselben 
wirklich  mit  Heusler  den  „klagenden  Ton  der  ecclesia  pressa^  *) 
entdecken,  die  Worte  einer  Partei,  welche  nicht  im  Stande  ist, 
vor  dem  weltlichen  Richter  ihr  Recht  zu  erhalten?  Dies 
scheint  entschieden  zu  weit  zu  gehen.  Wenn  die  Kirche  die 
Säumigkeit  bei  der  Ausführung  von  Schenkungen  und  den 
Widerruf  derselben  mit  Strafe  bedrohte,  so  zwingt  nichts, 
hieraus  zu  schliessen,  dass  die  Ausführung  unerzwingbar,  der 
Widerruf  unverboten  war,  die  Kirche  also  durch  ihre  Beschlüsse 
im  Gegensatz  zu  dem  bestehenden  Recht  neues  Recht  schuf 
oder  schaffen  wollte.  Sondern  aus  diesen  Beschlüssen  scheint 
sich  viel  leichter  folgendes  zu  ergeben:  die  Kirche  schärfte 
das  bestehende  Recht  auch  ihrerseits  ein  durch  Androhung  der 
schwersten  geistlichen  Strafen  (Exkommunikation  u.  s.  w.),  die 
bekanntlich  in  jenen  Zeiten  noch  nichts  von  ihrer  Wirksamkeit 
eingebüsst  hatten;  und  sie  schärfte  dasselbe  ein,  weil  es  — 
wie  man  Heusler  vollständig  zugeben  kann  —  in  Folge  von 
der  im  Volke  herrschenden  Abneigung  häufig  verletzt  wuide. 


»)  Abgedruckt  bei  Heusler  a.  0.  S.  480. 
»)  a.  0.  S.  481. 


Nun  beinft  sich  endlich  Heuslar  für  seine  Ansicht,  das» 
Schenkungen  auf  den  Todesfall  ohne  vorhergehende  Investitur 
unverbindlich  waren,  noch  auf  zwei  Kapitularien. 

Das  erste  dieser  Eapitulare  stammt  aus  dem  Jahre  8030- 
Dort  werden  im  Cap.  6.  Traditionen  an  die  Kirche  in  der  Hei- 
math und  im  Felde  unterschieden.  Die  ersteren  sollen  geschehen 
coram  legüimis  iestibus.  Die  im  Felde  vorgenommenen  sollen, 
wenn  sie  später  nicht  angefochten  werden,  rechtsbestHudig  bleiben. 
Liegt  der  Fall  so,  dass  Jemand  vor^ Aufbruch  in  den  Krieg 
seine  Sachen,  die  er  schenken  will,  einem  Salmann  übei^eben 
hat,  und  dann  der  Salmann  vor  Ausführung  der  Schenkung 
stirbt,  der  Schenker  aber  gesund  aus  dem  Felde  heimkehrt, 
dann  ^oU  er  die  Schenkung  zurückempfangen;  wenn  auch  er 
fällt,  seine  Erben.  Diese  Bestimmungen  bieten  zu  Zweifeln 
keinen  Anlass;  da  der  Salmann  die  Tradition  noch  nicht  aus- 
geführt hat,  soll  der  Schenker  sein  Gut  zurückerhalten;  seine 
Schenkung  wird  gleichsam  als  unter  einer  Resolutivbedingung 
geschehen  angenommen.  Man  kann  nun  nicht  sagen,  wegen 
mangelnder  Investitur  seitens  des  Salmannen  sei  die  Schenkung 
aufgehoben,  sondern  die  Erklärung  liegt  darin:  der  Schenker 
hat  dem  Salmannen  tradiert,  damit  dieser  weiter  tradiere. 
Nun  stirbt  der  Salmann,  ehe  er  tradiert  hat;  also  ist  die  Aus- 
führung seines  Auftrages  unmöglich  geworden.  Wäre  nun  der 
Schenker  in  der  Schlacht  gefallen,  ohne  Erben  zu  hinterlassen, 
so  müsste  das  Gut  doch  irgend  einem  zufallen ;  dem  muthmaass- 
lichen  Willen  des  Schenkers  gemäss  kommt  es  in  diesem  Fall 
an  die  Kirche.  Sind  Erben  vorhanden,  so  fällt  es  an  diese, 
denn  die  Nachfolge  des  natürlichen  Erben  ist  als  dem  Willen 
des  Schenkers  entsprechend  zu  vermuthen.  Ist  aber  der  Schenker 
zurückgekehrt,  so  soll  ihm  Gelegenheit  gegeben  werden,  seinen 
Willen  noch  einmal  zu  erklären  oder  das  Gut  zurückzubehalten ; 
jetzt  bedürfte  es  einen  neuen  Rechtsgeschäfts,  wenn  es  der  Kirche 
tradiert  werden  sollte. 

Anders  steht  es  mit  dem  zweiten  Kapitular  aus  dem  Jahre 
818,  819»). 

Bninner  hat   die  Bestimmungen   dieses  Kapitulars,  über 


»)  Boretiug  Nr.  39,  S.  113. 

■)  Boretiiu  Nr.  136,  S.  280;  frOher  setzte  man  es  in  das  Jabr  817. 
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deren  Bedeutung  viel  gestritten  worden  ist,  eingehend  und  ab- 
schliessend erörtert^). 

Dasselbe  behandelt  Schenkungen  im  Felde  schlechtweg, 
nicht  etwa  bloss  donationes  post  obüum.  „Bei  der  Veräusse- 
rung  und  üebereignung  intra  comiiatum  sind  Sala  und  Investitur 
ungeschieden"  ^);  sie  erfolgen,  wie  wir  sahen,  durch  den  einen 
Akt  der  traditio  cartae.  Die  traditio  cartae  ist  aber  ein  rechts- 
förmlicher  Akt.  Die  Rechtsförmlichkeiten,  welche  er  erfordert, 
können  extra  comiiatum,  im  Felde,  nicht  beobachtet  werden. 
Um  aber  auch  den  Kriegern  im  Felde  eine  Schenkung  möglich 
zu  machen,  lässt  das  Kapitular  die  alte  Trennung  von  Sala  und 
Investitura,  welche  in  der  traditio  cartae  zusammengewachsen 
waren,  wieder  aufleben.  Mit  der  traditio  cartae  intra  comitaium 
ist  das  Grundstück  übereignet,  mit  der  Sala  im  Felde  nicht; 
ihr  niuss  eine  Investitur  folgen,  die  traditio  cartae  schliesst  sie 
in  sich. 

Wie  sich  hieraus  ergiebt,  können  die  Bestimmungen  des 
Kapitulars  nicht  als  Beweis  dafür  angesehen  werden,  dass  über- 
haupt stets  der  traditio  als  einem  ersten  Akt  die  Investitur 
als  ein  zweiter  zu  folgen  habe.  Dies  ist  nicht  der  Fall,  wo 
Tradition  und  Investitur  zu  gleicher  Zeit  untrennbar  verbunden 
durch  Begebung  der  Schenkungsurkunde  erfolgen.  Somit  ist 
das  Kapitular  für  die  Entscheidung  der  vorliegenden  Frage  ohne 
Beweiskraft. 

Es  können  also  als  Ergebniss  der  in  diesem  Abschnittt  an- 
gestellten Erörterungen  folgende  Sätze  hingestellt  werden: 

Die  donationes  post  obitum  werden  in  der  Form  der  tra- 
ditio cartae  vollzogen. 

Der  traditio  cartae  ist  wesentlich,  dass  in  ihr  Sala  und 
Investitur,  Veräusserung  und  üebereignung,  zu  einem  Akte 
vereinigt  sind. 

Durch  die  traditio  cartae  ist  daher  die  Schenkung  voll- 
kommen vollzogen;  eine  etwa  noch  künftig  vorzunehmende  In- 
vestitur ist  begrifflich  undenkbar  und  findet  sich  nirgends. 

Der  traditio  cartae  und  damit  der  Schenkung  ist  die  Be- 
stimmung post  obitum  als  eine  Suspensivbedingung  hinzugefügt. 


»)  Urkunde  S.  278,  279. 
•)  Bnrnner  a.  0. 
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Diese  Suspensivbedingung  beiührt,  wie  jede  andere  Sus- 
pensivbedingung, das  Reclitsgescliäft  nicht  in  seinem  Bestand 
—  es  ist  und  bleibt  definitiv  geschlossen  — ,  sondern  nur  in 
seinen  Wirkungen;  dieselben  sind  bis  zu  dem  Augenblick,  in 
welchem  der  Schenker  stirbt,  hinausgeschoben. 

Tritt  dieser  Augenblick  ein,  so  machen  sich  die  Wirkungen 
sofort  geltend.  Ohne  jeden  Zwischenzustand  tritt  der  Be- 
schenkte an  die  Stelle  des  Schenkers. 

Ein  Recht  der  Erben,  die  Ausführung  der  Schenkung  zu 
weigern,  ist  unmöglich;  denn  es  giebt  juristisch  keine  Aus- 
führung der  Schenkung  mehr;  diese  ist  in  der  traditio  cartae 
erfolgt. 

Ebenso  ist  ein  Recht  des  Schenkers,  die  Schenkung  zu 
widerrufen,  unmöglich;  denn  die  traditio  cartae  ist  kein  ein- 
seitiger Liberalitätsakt  des  Schenkers,  sondern  ein  zwischen 
ihm  und  dem  Beschenkten  unter  feierlichen  Formen  geschlosse- 
ner Vertrag ;  ein  Vertrag  kann  aber  nicht  einseitig  aufgehoben 
werden. 

Es  muss  noch  erwähnt  werden,  dass  in  dem  benutzten 
Quellenmaterial  sich  kein  einziger  Fall  eines  Widerrufs  einer 
donatio  posi  obitum  findet. 

§  12. 

Mehrere  Schenker. 

Bei  der  in  den  vorhergehenden  Abschnitten  versuchten 
Beantwortung  der  Fragen  nach  dem  Begriff,  nach  den  äusseren 
Merkmalen,  nach  der  Fonn  und  Art  der  Vollziehung  und  nach 
den  Wirkungen  der  donaiiones  post  obitum  ist  von  ihrem  ge- 
wissermassen  normalen  Anwendungsfall  ausgegangen  worden. 
Derselbe  besteht  darin,  dass  ein  Schenker  nach  seinem  Tode 
schenkt  und  zwar  durch  traditio  cartae. 

Nun  kommen  aber  häufig  in  den  Quellen  Fälle  vor,  in  denen 
gewisse  Modifikationen  eintreten,  welche  zwar  in  keiner  Weise 
das  Wesen  der  donaiiones  post  obitum  ändern,  doch  aber  eine 
besondere  Betrachtung  erfordern. 

Zunächst  ist  es  nicht  immer  ein  Schenker  allein,  sondern 
zuweilen  sind  es  mehrere,  welche  eine  donatio  post  obitum  vor- 
nehmen. 
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So  besonders  Ehegatten.    Beispiele: 

Meich.  I  44,  45  (743)  ego  .  .  Moatbertus  una  cum  coü- 
iuge  mea  ....  ut  post  obitum  meum  et  coniuge 
mea  (statt  couiugis  meae). 

Meich.  178  (784—788)  ego  Regino  et  coniux  mea  Oaspirin 
.  .  tradimus  .  .  .  ut  post  obitum  nostrnm. 

Meich.  210  (vor  810)  .  .  ego  Toti  simul  cum  coniuge  mea 
Galilea  tradimus  .  .  .  .  ut  sit  stabilis  et  immobilis .  . 
post  obitum  nostruui. 

Meich.  444  (823)  ego  Pernolf  cum  coniuge  mea  Perhtui 
.  .  tradimus  atque  condonamus  .  .  .  atque  omnino  firma 
stabilitate  generali  manu  .  .  .  constituimus,  ut  quic- 
quid  inde  rectores  domui  ipsius  agere  voluissent, 
liberam  post  obitum  nostrum  in  omnibus  habeant  .  .  . 
.  .  potestAtem. 

Trad.  Fuld.  24  (765)  .  .  nos  bini  Hahbertus  et  coniux 
mea  Hruada  .  .  .  transcribimus  et  post  nostrum  am- 
borum  discessum  quantum  conlaboravimus  .  .  . 

Trad.  Fuld.  43  (773)  .  .  ego  Adalfrid  et  coniux  mea  Son- 
gart .  .  .  donamus  .  .  .  post  nostrum  vero  discessum 
amboruni  supra  dictam  rem  rectores  .  .  habeatis  .  .  . 

Trad.  Fuld.  44  (774)  ego  Neripraht  et  coniux  mea  Ratburg 
per  hanc  chartulam  donationis  sive  testamentum  dono 
.  .  .  donatumque  esse  volumus  et  .  .  .  confirmamus 
post  obitum  nostrum. 

Trad.  Fuld.  71  (781)  ego  Ratboto  et  coniux  mea  Kruodlind 
tradimus  post  obitum  nostrum. 

Trad.  Wiz.  2  (742)  ego  Liutfridus  et  coniux  mea  Theutiia 

donamus  omnes  res  nostras  .  .  .  in  ea  vero  racione,  ut 

post  discessum  nostrum   amborum   habendi  .  .  .    per 

hanc   testamentum  donacionis    liberam  et  in   omnibus 

firmam  .  .  habeant  potestatem. 

Auch  die  Formelsammlungen,  die  nur  so  wenige  donationes 

post  obitum  enthalten,   bieten    ein    hierher    gehöriges  Beispiel, 

das  freilich  aus  einer  der  jüngsten  Sammlung,  den  Formulae 

SaLzburgenses  (Anfang  des  9.  Jahrhunderts),  stammt: 

Form.  Salzb.  4  (Zeumer  S.  440,  441)  ego  .  .  .  et  coniux 
mea  .  .  .  donamus  .  .  .  aliquas  res  nostras  .  .  .  ea 

Hfibner,  die  donationes  post  obitum.  5 
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ratione  tradimas  ad  supradictum  monasterimn  post  am- 
bonim  ex  hac  luce  discessum. 
In  diesen  Fällen  tritt  erst  mit  dem  Tode  des  überlebenden 
Gatten  die  Bedingung  ein;  die  Wirkung  der  Schenkung  ist  also 
noch  weiter  hinausgeschoben,  als  in  der  Schenkung  nur  eines 
Schenkers.  Jedoch  kommt  es  auch  vor,  dass  zwei  Ehegatten 
eine  Schenkung  machen,  die  aber  schon  nach  dem  Tode  des 
Ehemannes  in  Wirksamkeit  treten  soll;  hier  ist  es  denn  recht- 
lich ebenso,  als  wenn  nur  ein  Schenker  vorhanden  wäre. 

Meich.  47  (774)  ego  Rihpald  clericus  ...  et  uxor  mea 
omnia  quae  habuimus  .  .  .  tradedi  .  .  .  ut  post  obitum 
meum  stabilis  fuisset. 
Meich.  65  (779)  ego  Cartheri  tradidi  et  uxor  mea  .  .  .  ut 

post  obitum  meum  stabilis  fuisset. 
Dagegen  wird  der  Eintritt  der  Wirkung  noch  weiter  hinaus- 
geschoben, wenn  zu  den  schenkenden  Eheleuten  noch  eine  dritte 
Person  hinzutritt,  und  bestimmt  wird,  dass  erst  nach  dem  Tode 
aller  Drei  die  Schenkung  an  den  Beschenkten  fallen  solle. 
Meich.  57  (778)  ego  Reginhoh  pariter  manu  communi  fllii 
mei  Hertoldi  nee  non  et  coniuge  meae  Lantrata  .  .  . 
rem  propriam  ...  ex  integro  post  obitum  nostrum 
tradimus  .... 
Trad.  Fuld.  27  (765)  ego  Bernharius  et  coniux  mea  no- 
mine Uualthaid  et  soror  mea  Hiltilanc  .  .  .  donamus 
totum  et  integrum  post  obitum  nostrum. 
Ausser  einem  Ehepaar  finden  wir  als  Schenker  ferner  Vater 
und  Sohn: 

Meich.  41  (773)  ego  Adalunc  simulque  cum  fllio  meo  Hroa- 

dunc  .  .  .  tradimus  post  obitum  nostrum. 
Meich.  137  (803)  ego  .  .  Starcholfus  et  fllius  mens  Hiltol- 

fus  .  .  .  tradimus  .  .  .  post  decessum  nostrum. 
Grossvater  und  Enkel: 

Meich.  352  (817)  notum  est  .  .  .  qualiter  Heriperht  archi- 

presbyterus  pariter  cum  nepote  suo  Sinchart  nomine 

commune  manu  tradiderunt  ....  totum  ex  integro 

post  illorum  obitum. 

Ferner  finden  sich  als   Schenker  mehrere  Brüder  (Trad. 

Fuld.  601a.  869);  zuweilen  werden  auch  nur  schlechtweg  zwei 

Schenker  genannt,  ohne  dass  ersichtlich  ist,  ob  und  in  welchem 

verwandtschaftlichen  Verhältniss  sie  stehen  (Trad.  Lun.  2  a.814). 
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§  13. 
Erweiterungen. 

Alle,  auch  die  zuletzt  besprochenen  Fälle  stimmen  darin 
überein,  dass  der  Tod  des  Schenkers  oder  der  mehreren  Schenker 
Bedinj^ng  war.  Dass  dies  für  die  donationes  post  obitum  das 
Eegelmässige  ist,  erklärt  sich  leicht.  Denn  wenn  die  Kirche 
den  Leuten,  welche  ihr  Schenkungen  machen  wollten,  die  Ver- 
günstigung gewährte,  diese  Schenkungen  vorerst  unausgeführt 
lassen  zu  dürfen,  so  dass  die  Schenker  selbst  gar  keine  Ver- 
änderung merkten  und  behaglich  die  Vortheile  des  dormer  et 
retenir  gemessen  konnten,  so  wollte  sie  doch  wenigstens  eine 
sichere  Anwartschaft  haben,  sie  wollte  die  Leute,  deren  Tod 
sie  erwarten  musste,  durch  den  feierlichen  Akt  der  traditio 
cartae  persönlich  sich  verpflichten,  und  nur  ihnen,  die  sie  kannte 
und  deren  muthmaassliche  Lebensdauer  sie  abschätzen  konnte, 
die  Vergünstigungen  gewähren.  Aber  selbst  von  diesem  Grund- 
satz wurden  Ausnahmen  gestattet ;  die  ursprüngliche  Natur  der 
donationes  post  obitum  wurde  dadurch  erweitert,  dass  nicht  nur 
der  Tod  der  Schenker,  sondern  auch  der  dritter  Personen  als 
Bedingung  gesetzt  wurde,  der  Gegenstand  der  donatio  also,  ehe 
er  an  den  Beschenkten  gelangte,  vorerst  noch,  nach  dem  Tode 
des  Schenkers,  einem  von  diesem  Bezeichneten  zu  Gute  kam. 
Man  sieht,  wie  die  Kirche  gern  den  augenblicklichen  Zuwachs 
fahren  lässt,  um  den  Laien  die  Schenkungen  so  leicht  wie  mög- 
lich zu  machen.  Wie  mancher  mochte  sich  bestimmen  lassen, 
nun  eine  donatio  post  obitum  vorzunehmen,  von  deren  Wirkung 
nicht  nur  nicht  er  selbst,  sondern  auch  sein  Sohn  oder  wem  er 
sonst  sein  Gut  vererben  wollte,  nichts  verspürte.  Aber  freilich 
oft  genug  mochte  der  Schenker  in  dem  beglückenden  Gefühl 
des  Augenblicks,  durch  ein  frommes  und  noch  dazu  billiges 
Werk  sich  irdischen  und  himmlischen  Lohn  zu  verdienen,  nicht 
daran  gedacht  haben,  wie  schwer  später  die  Auslieferung  der 
Schenkung  dem  zukünftigen  Besitzer  werden  würde,  der  dann 
ohne  jede  Gegenleistung  die  Ländereien  seines  verstorbenen 
Vorgängers  hergeben  musste,  mochte  sich  der  Werth  des  Land- 
besitzes gesteigert  haben,  seine  Familie  verarmt  sein  oder  nicht. 
Denn  auch  in  diesen  Fällen  wurde  das  Wesen  der  donatio  post 
obitum  nicht  verändert ;  auch  hier  war  durch  traditio  cartae  die 
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Schenkimg  vollzogen  und  der  Dritte,  bis  zu  dessen  Tode  die 
Schenkung  der  Kirche  vorenthalten  blieb,  war  gleichfalls  ein 
Eigenthüraer,  dem  das  Recht  anderweitiger  Veräusserung  und 
Vererbung  nicht  zustand.  Gerade  hier  kommen  sich  doncUiones 
post  obitum  und  Schenkungen  mit  Vorbehalt  des  Niessbrauchs 
(zu  Gunsten  dritter)^)  sehr  nahe;  aber  auch  hier  bleibt  der 
juristische  Unterschied  unverwischt. 

Derartige  Erweiterungen  konnten  nun  einmal  dadurch  her- 
beigeführt werden,  dass  eben  der  Schenker  sich  ausmachte,  nicht 
schon  nach  seinem,  sondern  erst  nach  dem  Tode  eines  Dritten, 
den  er  in  der  Urkunde  benannte,  der  aber  nicht  Mit-Schenker 
war,  solle  die  Schenkung  wirksam  werden. 

So  wird  z.  B.  bestimmt,  dass  erst  nach  dem  Tode  des 
Schenkers  und  seines  Bruders  die  Schenkung  der  Kirche  zu- 
fallen solle. 

Meich.  553  (831)  ego  .  .  Ascrih  presbiter  renovavi  pristi- 
nam  traditionem  et  iterum  renovando  .  .  .  post  vitam 
meam  et  fratris  mei  Totoni .  .  .  tradidi .... 
Oder  an  Stelle  des  Bruders  wird  die  Schwester  genannt: 
Meich.  645  (846)  ego  .  .  Chuniperht  presbiter  .  .  .  firmiter 

condonavi  post  obitum  meum  et  sororis  meae. 
Oefters  bestimmt  auch  der  Schenker,  dass  erst  nach  seinem 
und  seiner  Frau  Tode  das  Geschenkte  übergehen  solle;  dies 
Rechtsgeschäft  ist  also  in  seinen  Wirkungen  dem  oben  be- 
sprochenen gleichsam  entgegengesetzt,  in  welchem  zwei  Ehe- 
gatten schenken,  aber  nur  der  Tod  des  einen  als  Bedingung  ge- 
setzt ist*). 

Trad.  Pat.  27  (796)  ego  .  .  Adalscalc  .  .  dono  trado  omnes 
res  meas  ...  per  hanc  epistolam  traditionis  .  .  .  post 
meum  discessum  vel  coniuge  meae  Erkanradane. 
Trad.  Pat.  41  (c.  805)  vir  .  Ato  tradidit  .  .  .  ,post  vitam 

suam  et  uxoris  suae. 
Trad.  Lun.  12  (?)  ego  Megilo  . . .  trado  hereditatem  meam  . . 
post  obitum  meum  et  post  obitum  mulieris  meae'). 


»)  Siehe  unten  §  26. 
*)  Siehe  oben  Seite  66. 

")  Die  Urkunde  fährt  fort:  et  deinceps  si  nnius  de  nobis  alium  super* 
Tixerit,   in  eins  sit  potestate  dum  vivit,  nt  in  monasterinm  introierit  et  tone 
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Mit  der  Hinzufttgung  einer  weiteren  Bedingung  findet  sich 
eine  gleiche  Bestimmang  in 

Trad.  Lun.  104  (826)  ego  üuillihelmus  comes  .  .  trado,  ut 
post  obitum  meum  et  nxoris  meae  et  si  uxor  mea  tam- 
diu  lectum  meum   servaverit,   hoc  habeat,  postea  in 
vestrum  dominium  dispono. 
Ferner 

Trad.  Fuld.  310  (815)  ego  .  .  Asolf  dono  atque  trado  .  . 
ea  duntaxat  ratione,   ut  post  obitum  meum  et  de  hac 
luce  discessum  et  coniugis  meae  in  vestrum  transfundo 
dominium. 
Aehnlich  liegt  die  Sache  in  einem  Fall  des 
Mitth.  Rhein.  ÜB    141    (896)  :     ein    gewisser    Rotger 
hatte   mit  Erlaubniss   des   Stiftes   St.  Maximin   eine 
Kapelle  gestiftet,  sie  mit  Ländereien  ausgestattet  und 
schenkt   sie  darauf  der  Kirche   des   h.   Maximin   ea 
tamen  conditione,  ut  usque  ad  obitum  meum  vel  nxoris 
meae  Anastasie   sub   iure  nostro  nuUo  contradicente 
persistat ;  postea  vero  monachorum  utilitati .  .  iure  le- 
gitime cum  omni  bono  illius  ville  cedat. 
Aber  nicht  nur  der  Gattin,  sondern  auch  den  Kindern  soll 
die  Schenkung  zurückbehalten  bleiben. 

Trad.  Fuld.  45  (774)  .  .  ego  Otacar  et  coniux  mea  Hruod- 

suuind  .  .  donamus  . . .  totum  et  integrum  post  nostrum 

et  flliorum  nostorum  discessum  supra  dictam  rem  ha- 

beatis.     Fast  wörtlich  gleichlautend  Trad.  Fuld.  104 

(792). 

Dann  wird  die  Bestimmung  auch  wohl  so  getroffen,  dass 

gesagt  wird:  erst  nach  dem  Tode  meiner  Frau  und  dem  meiner 

Kinder  sollt  ihr  die  Schenkung  erhalten. 

Trad.  Fuld.  130  (?)  ego  .  .  Freibrato  trado  ...  in  elimo- 
sinam  meam  et  coniugis  meae  .  et  filii  mei .  .  .  ita,  ut 
post  obitum  nostrum  trium  Uli  servi  Dei ....  habere  .  .  . 
habeatis  potestatem. 
Trad.  Lun.  75  (805)  ego  Meginrat .  .  .  trado  pro  me  ipsu- 
met  et  pro  filium  meum  Meginhardum  et  pro  uxore 

ibi  Sit  stabilitas.  Es  wird  also  das  der  Gattin  vorbehaltene  Recht  von 
einer  ihrerseits  zu  erfilUenden  Bedingung  abhängig  gemacht.  Hierüber 
siehe  unten  Seite  71  £ 
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mea  Hiltipirlnna,  ut  post  obitum  nostrum  in  omnibns 
habeatis  potestatem  *). 
Wenn  es  in  der  Urkunde  Meich.  173  (810)  heisst: 
ego  Erhanheri  presbyter  post  discessnm  meum  nepote  meo 
nomine  Heriwiri . . .  ecclesiam  meam . . .  trado  atque  trans- 
Aindo  .  .  . ;  similiter  ad  .  .  ipsam  ecclesiam  ....  ei  eo 
tenore  post  obitum  meum  trado  et  omnia  ...  in  ipsios 
potestate  post  obitum  meum  permaneat  usque  in  finem 
vitae  suae;  eius  vero  post  obitum  cum  omni  integri- 
tate  supra  dictas  res  permaneant  ad  Frigisingas  sicat 
in  antea  acta  traditio  continetur  .  .  . , 
so  dürfte  hierin  die  Tradition   einer  lebenslänglichen  proprietas 
zu  erkennen  sein,  ein  Kechtsgeschäft,  durch  welches  materiell 
derselbe  Erfolg  erzielt  wurde,  wie  bei  einer  Schenkung  nach 
dem  Tode  eines  Dritten  ^) :  der  Sohn  wird  zum  lebenslänglichen 
Eigenthümer  gemacht,  mit  der  Bedingung,  dass  mit  dessen  Tod 
die  Kirche  Eigenthümerin  sei. 

Einen  Fall  ähnlicher  Art,  nur  von  einem  anderen  Stand- 
punkt aus  dargestellt,  finden  wir  in  der  Urkunde 

Meich.  I  S.  75  (772):  der  Abt  Atto  schenkt  ein  Besitzthum 
an  die  Freisinger  Kirche,  welches  ihm  von  einem  ge- 
wissen Anulo  und  dessen  Sohn  überleben  war :  quam 
commendaverunt  mihi  ad  vitam  meam;  und  zwar  mit 
der  Auflage  ut  post  obitum  meum  ad  dictum  locum  .  .  . 
cum  omni  integritate,  seu  si  ego  ipse  aliquid  lucri  ad- 
quirere  possim,  ad  sanctorum  reliquias  . . .  conflrmassem. 


*)  Wenn  es  Trad.  Fuld.  79  (785)  heisst:  dono  ut  post  obitum  filii  mei .  . . 

ecclesia  habeat  potestatem  und 
Trad.  Pat.  8  (774—788)  ego  .  .  trado  . .  .  post  obitum  filii  mei  potesta- 
tem habeant .  .  . , 
80  erklären  sich  diese  Ausdrücke  wohl  am  einfachsteu  dadurch,  dass  der 
Schenker  es  unterlassen  hat  zu  sagen:  post  obitum  meum  et  post  obitum 
filii  mei ;  mag  er  dazu  durch  die  sichere  Annahme  seines  früheren  Todes  ver- 
anlasst worden  sein,  oder  es  als  selbstyerständlich  angesehen  haben,  dass, 
faUs  dennoch  sein  Sohn  früher  stürbe,  der  betreffende  Gegenstand  zimftchst 
an  ihn  zurückfaUen  ^nilrde.  Jedoch  könnte  man  auch  denken,  dass  es  sich 
um  einen  Gegenstand  handelt,  der  zwar  dem  Sohn  Überlassen  ist,  aber  noch 
im  Eigenthum  des  Vaters  steht,  und  über  den  nun  der  Vater  verfügt,  indem 
er  seine  eignen  Ansprüche  auf  denselben  aufgiebt. 

«)  Ähnliche  Falle  bei  Brunner  Landschenkungen  S.  26,  27. 
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Diese  ihm  auferlegte  Schenkung  an  die  Kirche  führt 
er  nun  aus :   nunc  autem  restaurabo  et  conflrmabo  pe- 
titiones  eonim  reddoque  et  restituo  ipsas  res  .  .  .  ad 
sanctam  domum  Dei. 
Also  der  Schenker  hat  das  Gut  zu  lebenslänglichem  Eigen- 
thum  ad  vitam  suam  kommendiert  erhalten,  jedoch  mit  der  Auf- 
lage, eine  donatio  post  obilum  mit  diesem  Gut  vorzunehmen.    Mit 
der  Kirche  selbst  haben  die  ursprünglichen  Eigenthümer  keinen 
Vertrag  geschlossen;  die  Kirche  wird  auch  hier  erst  dui*ch  die 
donatio  Eigenthttmerin. 

Es  sind  jetzt  einige  Fälle  zu  besprechen,  in  denen  der 
donatio  post  obitum  noch  einige  weitere  Bestimmungen  hinzu- 
gefügt sind  oder  der  Eintritt  der  Wirkungen  der  Schenkung 
nicht  bloss  an  den  Eintritt  des  Todes,  sondern  an  noch  andere 
Bedingungen  geknüpft  ist. 

In   einigen  Urkunden   wird  darauf  Rücksicht   genommen, 

dass  dem  Schenker  möglicherweise  noch  Kinder  geboren  werden. 

Meich.  70  (780)  ego  Cunzo  propriam  alodem  .  .  .  [trade] 

ut  post  obitum  meum,  si  Dominus  sobolem  mihi  dederit, 

mea  portio  cum  praesenti  traditione  ad  ecclesiam  .  .  . 

pertinere  debeat .  .  .  Sin  autem,   ex  integre  traditio 

haec  flrma  et  stabilis  permaneat. 

Hier  wird  ersichtlich  auf  das  Pflichttheilsrecht  der  Kinder 

Rücksicht  genommen ;  dasselbe  will  der  Schenker  nicht  antasten, 

sondern,  falls  er  Kinder  erhält,  nur  über  den  freigebliebenen 

Theil  verfügen.     Andernfalls  dagegen  ist  sein  Gut  durch  die 

gegenwärtige   Schenkung    ex    integro    der   Kirche   übereignet. 

Ebenso  deutlich  ist 

Meich.  112  (793)  ego  Crimperht  .  .  .  trade  atque  trans- 
Aindo  propriam  hereditatem  meam  .  .  .  post  obitum 
meum  .  .  .  . ,  ea  scilicet  ratione,  si  genuerim  de  legitima 
uiore  heredes  aliquos,  ut  habeant  poiüonem  heredi- 
tatismeae,  quod  eos  legitime  pertinet  in  partem,  mea 
vero  pars  post  obitum  meum  flrmiter  .  .  .  hereditas 
Sit  sanctorum  in  perpetuum. 
Aehnliche  Bestimmungen  finden  sich  in  Meich.  115  (802), 
116  (802);  femer  in  Trad.  Lun.  101  (807)  ego  Alpkis 
....  tradidi,  si  me  filius  natus  fuisset,  medium 
porcionem  Uli  habuisset,  et  si  me  non  ftxisset  creatus 
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post  obitum  meam  omnia  caasa  mea  ad  monasterium 
fiiisset  traditus. 
Zuweilen  finden  sich  noch  mehr  ins  Einzelne  gehende  Be- 
stimmungen.   So  z.  B.  in  Hundt  I  2  (771)  ego  Vurm- 
hart  .  .  .  propriam  hereditatem  post  obitum  menm,  si 
genetrix  mea  ante  flnem  meum  vitalem  emitteret  flatum, 
et  si  soboles  non  genuissem,  post  dies  meos  fimditus 
substantia  mea  .  .  .  ecclesiae  .  .  .  pertinere  debuisset; 
si  autem  meae  (wohl  =  mihi)  decessisse  et  genetrice 
aut  infante  proprio  supervixisse  contigerit,  tertia  pars 
ecclesiae  conteneatur,  eorum  post  obitum  relique,  quae 
fiierint,  supra  membratim  ecclesiae  soll  dentur. 
Diese  Urkunde  ist  sehr  schlecht  formuliert.    Sie  scheint 
folgendermaassen  erklärt  werden  zu  müssen:    Yurmhart  macht 
eine  donatio  post  obitum.    Aber  nur  fftr  den  Fall,  dass  seine 
Mutter  vor  ihm  stirbt  und   er  keine  Kinder  bekommt.    Dann, 
wenn  er  also  völlig  erbenlos  stirbt,  soll  nach  seinem  Tode  sein 
Vermögen  funditus  der  Kirche   anheim  fallen.     Dagegen  wenn 
er  selbst  stirbt  (das  muss  meae  decessisse  bedeuten)  und  seine 
Mutter  oder  ein  Kind  ihn  überlebt,  dann  soll  nach  seinem  Tode 
nur  ein  Drittel  an  die  Kirche  gelangen,  die  übrigen  zwei  Drittel 
seiner  Mutter  und  seinem  Kinde  vorbehalten  bleiben;  erst  nach 
deren  Tode  fallen  auch  diese  zwei  Drittel  der  Kirche  zu. 

Dass  der  Charakter  der  Schenkung  durch  die  Hinzufügung 
einer  weiteren  Bedingung  beeinflusst  wurde,  sehen  wir  aus 

Meich.  64  (779)  ego  Cuntperht  presbiter  .  .  .  propriam 

meam   alodem   dedi  .  .  .  et  si   licet  mihi   secularem 

habitum  dimittere,  in  hac  hora  sit  stabilis  ad  altare 

s.  Mariae  .  .  .  et  si  mihi  non  licet  dimittere  secularem 

habitum  .  .  .,  tamen  post  obitum  meum  firma  et  stabilis 

ad  «  .  .  domum  Dei  usque  in  ultimum  diem. 

Hier  wird  also  eine  Alternative  gesetzt:  eine  donatio  post 

obitum  nur  für  den  Fall,  dass  es  dem  Schenker  nicht  gelingt, 

in  ein  Kloster  einzutreten. 

Femer  ist  zu  erwähnen,  dass  auch  bei  den  donationes  post 
obitum  sich  hin  und  wieder  Bestimmungen  finden,  durch  welche 
dem  Beschenkten  noch  für  die  Zeit  nach  dem  Tode  des  Schen- 
kers Verpflichtungen  auferlegt  werden;  es  wird  ihm  verboten, 
das   geschenkte  Gut  später  an  Dritte  auszuleihen;   oder  der 
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Schenker  macht  aus,  dass  wenn  später  einer  seiner  Verwandten 
sich  dem  Priesterstand  widmen  wolle,  er  mit  Erlaubniss  des 
Bischofs  der  beschenkten  Kirche  in  den  Dienst  der  letzteren 
treten  dürfe  u.  dgl.    Z.  B. 

Trad.  Wiz.  53  (774)  ut  nnllus  rector  einsdem  a  locis  Dei 

supradictas  res  nee  beneficiat  uUi  hominum  vel  illorum 

vel  extraneomm   nllo  nmquam    tempore  et  si  aliter 

fecerit  nisi  qnod  ad  ipsos  servos  Dei .  .  .  omni  tempore 

deserviant,   sciant  in  die  iudicii  rationem  redditnmm. 

Meich.  179  (vor  810)  ea  vero  ratione,  si  post  obitum  nostrum 

qnis  de  propinquis  nostris  in  servitium  Dei  sacerdotali 

officio  se  adinnxerit,  cum  licentia  ipsius  episcopi,  qui  his 

temporibus  supradicto  domo  praeesse  difioscitur,  subiectus 

et  obediens  sit  in  omnibns  ecclesiae  s.  Mariae  ...  et 

Caput  et  causas  exinde  diiudicat,  sicut  et  ego. 

Jedoch  alle  diese  Besonderheiten  und  Erweiterungen  treten 

in  viel  grösserer  Zahl  und  Mannigfaltigkeit  bei  den  Schenkungen 

mit  Vorbehalt  des  Niessbrauchs  auf.    Daher  möge  das  Gesagte 

für  die  donationes  post  obitum  genügen. 

§  U. 

Resolutiv  bedingte  Schenkungen. 

In  allen  bisher  besprochenen  Fällen  war,  wie  wir  gesehen 
haben,  die  donatio  post  obitum  eine  durch  den  Tod  des  Schen- 
kers (oder  Anderer)  suspensiv  bedingte  Schenkung. 

Es  kommen  jedoch  Fälle  vor,  in  denen  nicht  eine  Suspensiv-, 
sondern  eine  Resolutivbedingung  der  Schenkung  hinzugefügt  ist. 

Freilich  finden  sich  derartige  Fälle  nur  selten  ^).  Als  Bei- 
spiel diene 

Meich.  398  (819):  ein  gewisser  Uo  kommt  vor  dem  Auf- 


^)  Als  Analogie  könnten  vieUeicht  die  unter  dem  Vorbehalt  treuer 
Dienste  oder  besonderer  Treue  erfolgenden  Vergabungen  angesehen  werden. 
Denn  „juristisch  betrachtet  sind  solche  Vergabungen  Schenkungen  mit  der 
Resolutivbedingung,  dass  das  übertragene  Recht  erloschen  sein  soll,  wenn  der 
Beschenkte  die  Treue  nicht  bewährt  oder  die  Dienste  nicht  leistet^  (Brunner 
Landschenkungen  S.  18).  Freilich  wird  hier  der  Eintritt  der  Resolutivbedin- 
gung nicht  durch  den  Schenker,  sondern  durch  den  Beschenkten  herbeigeführt. 
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brach  in  den  Krieg  nach  Freisingen  and  macht  an 
die    dortige    Marienkirche    eine    Schenkang  ea    ra- 
tione  .  .  . ,  si  in  illo  comitatu  (wohl  =  Kriegszug)  vitam 
finiret,  eodem  die  tenetur  ad  iam  dicto  domo,  si  antem 
inde  veniret,  tunc  faisset  in  sua  potestate. 
Es  werden  also  hier,   wie  in  ähnlichen  Fällen,  zwei  Mög- 
lichkeiten angenommen:  Tod  im  Kriege  oder  Heimkelir.    Tritt 
der  erste  Fall  ein,  so  ist  eine  reine  donatio  post  obitum  vor- 
genommen; bei  glücklicher  Heimkehr  dagegen  soll  das  Rechts- 
geschäft aufgelöst  werden ;  es  bleibt  also,  bis  eine  solche  unmög- 
lich geworden,  resolutiv  bedingt.    Wenn  dann  nachher  der  zu- 
rückgekehrte Schenker    als  Dank  für   seine  Rettung  die  der 
Kirche  für  den  Fall  seines  Todes  zugedachte  Schenkung  der- 
selben doch  zuwenden  wollte,  konnte  dies  nur  durch  eine  völlig 
neue  Schenkung  geschehen.    Genau  genommen  konnte  also  hier 
von   einer  Erneuerung   nicht   geredet  werden;  weshalb    auch, 
wie  wir  sähen,  derartige  Fälle  für  die  Frage  nach   den  Er- 
neuerungen der  donaiiones  post  obitum  ausser  Betracht  bleiben 
müssen. 

§  15. 

Verwandte  Fälle. 

Endlich  bleiben  noch  einige  wenige  Fälle  hervorzuheben, 
in  denen  zwar  keine  donationes  post  obitum  vorliegen,  deren 
rechtlicher  Charakter  jedoch  ein  den  genannten  Schenkungen 
völlig  analoger  ist. 

Es  wird  nämlich  nicht  der  Tod  des  Schenkers,  sondern  ein 
anderes  Ereigniss  der  Schenkung  als  Suspensivbedingung  hin- 
zugefügt, und  zwar  entweder  als  alleinige  Bedingung  oder  alter- 
nativ neben  dem  Tod  des  Schenkers. 

Beispiele  finden  sich,  soweit  ich  sehe,  nur  in  Mondseer 
Urkunden. 

Trad.  Lun.  92  (?)  ego  Nuafwgrin  donacionem  facit 

post  illum  diem,  si  in  monasterium  intravero  aut  soras 
de  ista  terra  pro  animo  mea^). 


^)  Die  Urknnde  ist  sehr  schlecht  formaliert;  der  letzte  Satz  (ant  soras 
bis  mea)  scheint  in  der  vorliegenden  Fassung  unverständlich.  —  Vielleicht 
dürfen  als  weitere  Beispiele  genannt  sein  Trad.  Lun.  12  (?),  42  (773). 
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Wie  man  sieht,  behandelt  der  Schenker  den  Eintritt  in 
das  Kloster  wenigstens  rechtlich  als  gleichbedeutend  mit  seinem 
leiblichen  Tod.  Es  ist  keine  Schenkung  nach  dem  Tode,  sondern 
eine  Schenkung  nach  dem  Eintritt  in  das  Kloster. 

Verwandt  mit  den  donatumes  post  obitum  sind  schliesslich 
die  besonders  in  den  Formeln  sich  findenden  gegenseitigen  Ver- 
gabungen auf  den  Todesfall  zwischen  Eheleuten^). 

Der  Mann  vermacht  seiner  Frau  sein  ganzes  Vermögen  auf 
den  Fall  seines  Todes  und  gleichzeitig  in  derselben  Weise  die 
Frau  dem  Mann. 

Als  Beispiele  aus  den  Formelsammlungen  sind  zu  nennen: 
Marc,  n  12  (Zeumer  S.  50),  7  (Z.  S.  79,  80),  8  (Z.  S.  80). 
Form.  Turon.  17  (Z,  S.  144,  145),  18  (Z.  S.  145), 
Form.  Sal.  Merk.  16  (Z.  S.  247), 
Form.  Sal.  Lind.   13  (Z.  S.  275,  276); 
auch  in  den   Urkunden  kommen  einige  wenige  Beispiele  vor: 
z.  B.  Wart.  III  789  (931?). 

Derartige  Rechtsgeschäfte  haben  sich  im  Anischluss  an  die 
Affatomie  entwickelt;  es  handelt  sich  in  ihnen,  ebenso  wie  bei 
der  Affatomie,  um  Erbeseinsetzungen.  Sie  unterscheiden  sich 
dadurch  von  den  eigentlichen  donationes  post  obitum^  bei  welchen 
der  Bedachte  nicht  als  Erbe  aufzufassen  ist,  sondern  durch  ein 
unter  Lebenden  abgeschlossenes  Geschäft  das  Gut  des  Schenkers 
erhält. 

Hiermit  dürften  die  donatumes  post  obitum  sowohl  nach  ihren 
wesentlichen  Eigenschaften  als  auch  in  Bezug  auf  die  zuweilen 
bei  ihnen  vorkommenden  Besonderheiten  hinlänglich  erörtert 
worden  sein. 


*)  Vgl.  z.  B.  Stobbe  PrR  V  S.  172, 173;  besonders  Schröder  Ehel,  Güter- 
recht I  S.  157  ff. 


ZWEITER  THEIL. 


Die  Schenkungen  mit  Vorbehalt  des 
Niessbrauchs. 

§  16. 

Begriff. 

Die  donatio  post  obitwm  ist,  wie  wir  gesehen  haben,  ein 
bedingtes  Rechtsgeschäft.  Die  Schenkung  mit  Vorbehalt  des 
Niessbrauchs  ist  ein  unbedingtes  Rechtsgeschäft.  In  demselben 
Augenblick,  in  welchem  die  Schenkung  vollzogen  wird,  tritt  auch 
der  Schenkungserfolg  ein:  das  geschenkte  Objekt  geht  aus  dem 
Eigenthum  und  Besitz  des  Schenkers  in  das  Eigenthum  und  den 
Besitz  des  Beschenkten  über;  bedingungslos.  Aber  nicht  vor- 
behaltlos. 

Die  Schenkung  mit  Vorbehalt  des  Niessbrauchs  ist,  wie 
dies  schon  der  Name  deutlich  sagt,  keine  einfache  Schenkung 
unter  Lebenden.  Der  Schenker  will  seine  Schenkung  einem 
Anderen  zuwenden,  aber  zugleich  will  er  durch  dieselbe  keine 
wesentliche  Einbusse  leiden.  Seine  Liberalität  ist  nicht  frei 
von  Egoismus.  Auch  diesem  Rechtsgeschäft  liegt  wie  der  do- 
natio post  obitum  der  Wunsch  nach  dem  donner  et  retenir  zu 
Grunde.  Aber  bei  der  Schenkung  mit  Vorbehalt  des  Niessbrauchs 
wird  dieser  Wunsch  in  anderer  Weise  erfüllt.  Auch  die  do- 
natio post  obitum  ist  ein  Vertrag :  aber  nur  der  eine  Theil,  der 
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Schenker,  hat  zu  leisten,  der  andere  nur  zu  empfangen,  und 
zwar  in  der  Art,  dass  er  auf  den  sofortigen  Empfang  verzichtet. 
Die  Schenkung  mit  Vorbehalt  des  Niessbrauchs  dagegen  ver- 
pflichtet beide  Theile  zu  Leistungen.  Der  Schenker  hat  die 
Schenkung  zu  leisten,  der  Empfänger  die  Rückgewfthr  zu  Niess- 
brauch.  Aber  die  Leistung  des  Empfängers  ist  nicht  etwa  eine 
Bedingung,  bis  zu  deren  Eintritt  die  Schenkung  suspendiert  wäre; 
sie  kann  vielmehr  erst  dann  eintreten,  wenn  die  Schenkung  be- 
reits erfolgt  ist.  Der  Empfänger  muss  zuvor  Eigenthttmer  ge- 
worden sein,  ehe  er  das  Empfangene  zu  Niessbrauch  zurückgeben 
kann.  Dieses  Verhältniss,  das  begrifflich  stets  vorhanden  ist, 
tritt  thatsächlich  nicht  so  scharf  hervor  in  den  zahlreichen 
Fällen,  in  welchen  der  Schenker  in  der  Schenkungsurkunde  sich 
den  Niessbrauch  vorbehält. 

Diese  Fälle  sind  nichts  als  Anwendungen  des  constitutum 
possessorium:  der  bisherige  Eigenthümer  erklärt,  von  nun  an 
im  Namen  eines  Dritten,  dem  er  das  Eigenthum  überträgt,  ber 
sitzen  zu  wollen.  Hier  fallen  Schenkung  und  Gewähr  zu  Niess- 
brauch in  einen  einzigen  Akt  zusammen,  wenngleich  auch  hier, 
wie  gesagt,  erst  die  Schenkung,  dann  die  Rückgewähr  erfolgt. 
Ganz  deutlich  tritt  das  in  denjenigen  Fällen  hervor,  in  welchen 
erst  nach  Vollziehung  der  Schenkung  der  Schenker  um  Gewäh- 
rung des  Niessbrauchs  bittet  und  dieser  ihm  dann  in  einem 
neuen  Akt  verliehen  wird.  Wir  werden  unten  auch  auf  diese 
Fälle  näher  eingehen*). 

Durch  die  Schenkung  mit  Vorbehalt  des  Niessbrauchs  nun, 
mag  sie  in  der  einen  oder  anderen  Ai-t  (in  welcher  ein  eigent- 
licher Vorbehalt  allerdings  nicht  enthalten  ist;  siehe  unten)  er- 
folgen, treten  der  Schenker  und  der  Beschenkte  in  ein  dauerndes 
Rechtsverhältniss.  Auch  dies  ist  ein  Gegensatz  gegen  die  do- 
natio post  obitum.  Bei  dieser  ist  der  Schenker  nach  der  Schen- 
kung nur  in  soweit  gebunden,  als  er  über  den  Schenkungsgegen- 
stand nicht  anderweitig  mehr  verfügen  darf;  d.  h.  er  ist  an  seinen 
eigenen  einmal  erklärten  Willen  gebunden.  Dagegen  ist  der- 
jenige, welcher  sich  den  Niessbrauch  vorbehalten  hat,  seit  dem 
Augenblick  der  Schenkung  einem  fremden  Willen,  dem  des  Be- 
schenkten, unterworfen;  freilich  darf  ihm  der  Beschenkte,  ausser 


*)  Siehe  unten  §  18. 
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aus  bestimmten  GrQnden,  den  Niessbrauch  nicht  entziehen,  aber 
er  ist  Eigenthfimer,  dem  Schenker  ist  nur  das  rem  usufry4ituario 
nomine  possiderej  der  Nutzgenuss  saiva  rerum  substantia  gestattet. 
Damit  ist  ein  sg.  Prekarienverhältniss  begründet,  das  sich  eben, 
wie  dies  Roth^)  hauptsächlich  nachgewiesen  hat,  durch  den  Aus- 
schluss des  beliebigen  Widerrufs  von  dem  römischen  precarium 
unterscheidet.  Roth  hat  diese  deutschrechtlichen  Leiheverhält- 
nisse, wie  schon  hervorgehoben^,  in  drei  Klassen  eingetheilt: 
precariae  datae  nennt  er  diejenigen,  bei  welchen  die  Kirche  oder 
ein  anderer  Grundbesitzer  ihm  gehörige  Ländereien  einem  An- 
deren zum  Niessbrauch  ausleiht;  precariae  oblatae  diejenigen, 
bei  welchen  die  ausgeliehenen  Grundstücke  vorher  selbst  von 
dem  jetzt  Beliehenen  dem  Ausleihenden  übertragen  worden  sind; 
precariae  remuneratoriae  sind  endlich  Fälle,  in  denen  sich  die 
beiden  vorigen  Arten  verbinden:  die  Kirche  gewährt  einem 
Dritten  nicht  nur  die  von  ihm  der  Kirche  geschenkten  Grund- 
stücke zu  Niessbrauch  zurück,  sondern  fügt  auch  noch  andere 
ihr  zu  Eigen  gehörige  hinzu,  damit  der  Schenker  auch  diese  zu 
Niessbrauchsrecht  besitze. 

Hieraus  erhellt,  dass  die  Rechtsgeschäfte,  welche  sich  vom 
Standpunkt  des  Schenkers  aus  als  Schenkungen  mit  Vorbehalt  des 
Niessbrauchs  darstellen,  von  dem  des  Beschenkten  aus  precariae 
oblatae  sind. 

Wir  haben  gesehen,  dass  von  einem  derartigen  Leihever- 
hältniss  bei  den  donationes  post  obitum  keine  Rede  ist. 

Trotzdem  ist  Heusler  der  Ansicht,  dass  donationes  post  obi- 
tum und  Schenkungen  mit  Vorbehalt  des  Niessbrauchs  von  der- 
selben rechtlichen  Wirkung,  d.  h.  gleiche  Rechtsgeschäfte  ge- 
wesen seien.  Er  beruft  sich  zum  Beweis  dafür  auf  einige  Ur- 
kunden, in  denen  allerdings  die  charakteristischen  Ausdrücke 
vermischt  sind.  Aber  derartige  Urkunden  sind  nur  in  so  ver- 
schwindend geringer  Anzahl  gegenüber  den  zahlreichen  zweifels- 
freien Fällen  vorhanden,  dass  auf  sie  kein  entscheidendes  Ge- 
wicht gelegt  werden  kann;  sie  sollen  weiter  unten  angeführt 
werden'). 


^)  Fendalität  S.  145  ff. 
*)  Siehe  oben  Seite  6. 
*)  Siehe  unten  §  28. 
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Nicht  wann  die  Schenkung  perfekt  wird,  ist  nach  Heusler 
das  Merkmal,  nach  welchem  die  donationes  einzntheilen  sind, 
sondern,  wie  dies  von  ihm  hauptsächlich  in  seinen  Institutionen 
ausgeführt  und  von  uns  schon  oben  kurz  hervorgehoben  worden 
ist^),  darauf  kommt  es  an,  ob  ein  Zins  bestellt  wird  oder  nicht. 
Es  wird  sich  zeigen,  dass  diese  Ansicht  unhaltbar  ist.  Zunächst 
soll  ihre  Begründung  in  der  Kürze  dargelegt  werden. 

Wie  die  Urkunden  zeigen,  verpflichtet  sich  der  Schenker 
in  sehr  vielen  Fällen  dafür,  dass  ihm  die  Kirche  den  Niess- 
brauch  an  seiner  Schenkung  gestattet,  der  Kirche  einen  jähr- 
lichen Zins  zu  zahlen.  Hier,  sagt  Heusler^),  erhalte  der  Bedachte 
sofort  die  Gewere,  während  der  Veräusserer  zu  einem  blossen 
Verwalter  würde. 

Zu  dieser  Annahme  gelangt  Heusler  durch  seine  Auflfassung 
der  Gewere,  und  zwar  der  Gewere  an  liegendem  Gut,  die  er 
scharf  von  der  Gewere  an  Fahniiss  scheidet.  Nach  ihm  steht 
die  Gewere  an  einem  Gute  „demjenigen  zu,  der  die  Nutzung 
desselben  hat,  dem  also  der  wirthschaftliche  Ertrag  desselben 
zufällt"');   denn  der,  welcher  den  Nutzen  zieht,  hat  auch  „die 


^)  Siehe  oben  Seite  9  ff. 

*)  Institutionen  II  S.  120.    Die  Stelle  ist  oben  aasgeschrieben. 
')  a.  0.  S.  14.  Vgl.  auch  Gewere  S.  51 :    „Das  Kriterium  für  die  Gewere 
des  Eigenthümers  ist  also  nicht  das  faktische  Innehaben,   sondern  der  Zins- 
bezng,  die  Nutzung*'. 

Aber  hier  führt  Hensler  im  Gegensatz  zu  seiner  jetzigen  Ansicht 
weiter  aus  und  bestätigt  dies  durch  Beispiele,  dass  dem  Prekaristen  ebenfalls 
Gewere  zugeschrieben  werde  (Wart.  22,  308,  386).  Und  zwar  erkläre  sich 
das  aus  dem  Charakter  der  damaligen  Prekarie;  denn  (S.  56)  „die  Rechte 
dieses  Prekaristen  sind  doch  wesentlich  anders  gedacht  als  die  des  römischen 
Usufruktuars,  und  namentlich  ist  von  Anfang  an  schon  die  Auffassung  wahr- 
nehmbar, aus  welcher  später  die  Begriffe  von  dominium  directum  und  utile 
herausgewachsen  sind''. 

Dann  führt  Heusler  hier  femer  aus,  dass,  da  sich  die  Gewere  in  der 
Nutzung  äussere,  es  aber  eine  melirfache  Nutzung  an  einem  Grundstücke  gebe, 
so  „ diesem  Zustand  eine  mehr fa che  Gewere  entspricht :  „der  vestitura  iure 
proprietario  steht  gegenüber  die  vestitura  in  censu  oder  sub  cenau**  (S.  57). 
Ja  die  eigentliche  Nutzung  habe  doch  mehr  der  zinszahlende  Prekarist,  folg- 
lich habe  er  auch  die  Gewere:  „gerade  die  Nutzung,  das  Kennzeichen  der 
Gewere,  ist  doch  eher  beim  Nutzeigenthümer  (dominus  utiUs)  als  beim  Ober- 
eigenthümer  (dominus  directus)  zu  vermuthen^  (S.  64).  Wie  man  hieraus 
ersieht,  hat  Heusler  seine  Mheren  Ansichten  neuerdings  fast  in  das  Gegen- 
theil  verändert. 
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Vertretung  des  Gutes  gegen  jedermann  zu  üben,  er  hat  das  erste 
Interesse,  den  gegenwärtigen  Stand  zu  vertheidigen,  er  ist  der 
natürliche  Vertreter  des  Gutes  gegen  alle  Angriffe".  Daher 
die  verschiedenen  Arten  der  Gewere:  die  Gewere  ist  nicht  selber 
ein  Recht  und  nirgends  in  den  Quellen  als  solches  hingestellt, 
sondern  immer  und  überall  nur  das  faktische  Gewaltverhältniss, 
nur  der  thatsächliche  Ausdruck  der  Herrschaft  und  des  in  An- 
spruch genommenen  dahinter  stehenden  Rechtes.  Und  wie  nun 
das  dahinter  stehende  Recht  verschiedener  Art  sein  kann,  so 
auch  die  Gewere,  je  nachdem  sie  die  thatsächliche  Ausübung 
des  Eigenthums,  des  Leibzuchts-,  des  Satzungs-,  des  Leiherechtes 
ist;  „wir  haben  nicht  wie  die  Römer  bloss  eine  possessio  mit 
ofiimus  dominij  sondern  eine  eigenliche,  eine  Leibzuchts-,  eine 
Satzungs-,  eine  Vormundschafts-,  eine  Lohns-  und  eine  Zins- 
leihegewere"  *).  Wie  nun  die  Gewere  eines  Gutes  in  der  Person 
desjenigen  vorhanden  ist,  der  die  Nutzung  desselben  hat  und  die 
Früchte  daraus  {in  natura  oder  in  Gestalt  eines  Zinses)  bezieht, 
die  Nutzung  also  das  Kennzeichen  der  Gewere  ist,  so  kann 
immer  nur  Einer  die  Gewere  haben;  so  lange  er  sie  hat,  ist  ein 
an  dem  Gut  etwa  dinglich  Berechtiger  von  der  Gewere  aus- 
geschlossen. Der  Eigenthümer  hat,  so  lange  ein  Anderer  sein 
Gut  in  Leibzucht  hat,  keine  Gewere;  sein  Eigenthum  besteht, 
aber  es  ist  stille  gestellt,  es  ist  nur  eine  Anwartschaft.  So  hat 
also,  wenn  jemand  einem  Anderen  ein  Gut  mit  Vorbehalt  des 
Niessbrauchs  schenkt,  der  Beschenkte  zwar  das  Eigenthum,  aber 
nicht  die  Gewere;  die  Gewere  hat  der  Schenker.  Aber  wie, 
wenn  er  dem  Beschenkten  einen  Zins  bestellt?  Er  behält  den 
Niessbrauch  und  zahlt  einen  Zins.  Also  beide  haben  Gewere? 
Heusler  meint,  dieser  Schluss,  zu  dem  man  genöthigt  zu  sein 
scheint,  sei  darum  ausgeschlossen,  weil  unmöglich  eine  doppelte 
Gewere  bestanden  haben  könne,  da  eine  solche  eine  grosse  Ver- 
wirrung in  der  Rechtsordnung  angerichtet  haben  würde.  Man 
könne  nur  die  Erklärung  geben,  dass  der  Vergabende  durch  eine 
solche  Zinskonstituierung  pro  vestitura  seinerseits  formell  juristisch 
die  Gewere  aufgab,  also  nach  aussen  aufhörte  als  Leibzüchter  zu 
gelten,   nur  als  Verwalter   des  Guts   Namens  des   Bedachten 


^)  Institutionen  a.  0.  S.  15. 
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Dritten  gegenüber  erschien"  *).  „Die  materielle  Bedeutung  dieser 
üebertragung  der  Gewere  durch  Zinsbestellung  lag  darin,  dass 
die  Vergabung  eine  feste  Konsistenz  gewann.  Denn  nun  war 
die  Tradition  perfekt  und  der  Bedachte  schon  bei  Lebzeiten 
des  Schenkers  der  rechtliche  Vertreter  des  Guts,  der  einzig  be- 
rechtigte Kläger  gegen  Dritte,  die  irgendwie  in  den  Besitz  des 
Gutes  gelangten,  der  einzig  berechtigte  Vertheidiger  gegen  An- 
griffe ;  bei  Tod  des  Schenkers  bedurfte  es  keiner  Besitzeinweisung 
seitens  der  Erben  mehr  und  war  somit  auch  nach  dieser  Rich- 
tung eine  häufige  Quelle  von  Ohikanen  verstopft"*). 

So  kommt  denn  Heusler  in  Bezug  auf  unsere  Schenkungen 
zu  folgender  Unterscheidung. 

Es  giebt  zwei  Arten  derartiger  Vergabungen;  das  unter- 
scheidende Merkmal  ist,  ob  dem  Bedachten  ein  Zins  bestellt 
wird  oder  nicht. 

1.  Wird  ihm  kein  Zins  bestellt,  so  liegt  eine  traditio  reser- 
vato  us^fmetu  oder  eine  donatio  post  obitum  vor;  aber  zwischen 
diesen  beiden  besteht  kein  Unterschied;  in  beiden  Fällen  be- 
hält der  Schenker  bis  zu  seinem  Tode  die  Gewere;  denn  Ge- 
were hat,  wer  die  Nutzung  hat;  die  Gewere  geht  auf  den  Be- 
dachten erst  über  durch  den  Tod  des  Schenkers. 

2.  Wird  dagegen  ein  Zins  bestellt,  so  geht  die  Gewere 
sofort  auf  den  Bedachten  über;  denn  Gewere  hat,  wer  die 
Nutzung  hat;  einen  Zins  ziehen,  heisst  aber  das  Gut  in  Nutzung 
haben. 

Also  dort  bei  der  donatio  post  obitum  und  der  traditio  re- 
servato  usufructu  ohne  Zins  nur  eine  Anwartschaft  des  Be- 
dachten; hier,  bei  dem  Vorbehalt  des  Niessbrauchs  mit  Zinsbe- 
stellung, sofortiger  Erwerb  der  Gewere  seitens  des  Bedachten; 
dort  Möglichkeit  des  Widerrufs  (also  auch  bei  der  traditio 
uaufructuaria  ohne  Zins),  nur  hier  ein  augenblicklich  voll  und 
ganz  zu  Stande  gekommenes  Rechtsgeschäft. 

Dies  ist  das  Resultat  Heuslers.'  Dasselbe  könnte  dadurch 
bestechen,  dass  es  die  Probe  für  ein  auf  das  genaueste  ausge- 
führtes System  des  mittelalterlichen  Besitzrechts  bildet.  Aber 
es  wäre  entschieden  verkehrt,  mit  einem  a  priori  gefundenen 


>)  a.  0.  S.  28. 
«)  a.  0.  S.  28. 

Httbaer,  die  donationes  post  obitum. 
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System   die    einzelnen   Kechtsverhältnisse   erklären   zu  wollen, 
anstatt  erst  aus  den  letzteren  ein  System  herzuleiten. 

Es  würde  nun  an  dieser  Stelle  zu  weit  führen,  in  eine  aus- 
führliche Kritik  jenes  Systems  einzutreten.  Jedoch  soll  hervor- 
gehoben werden,  dass  dieses  System  in  der  Heuslei-schen  Dar- 
stellung selbst  nicht  ohne  Widersprüche  erscheint.  Heusler  ist 
in  seinen  Institutionen  besonders  bemüht,  nachzuweisen,  dass 
nirgends  eine  mehrfache  Gewere  bestanden  habe;  während  er, 
wie  gezeigt,  in  seiner  Gewere  noch  selbst  eine  solche  an  Quellen- 
beispielen darstellte  ^).  Auch  im  Lehnsverhältniss  sei  eine  solche 
ausgeschlossen  gewesen,  denn,  wie  Heusler  sagt,  „der  Lehns- 
herr darbt  der  Gewere,  der  Lehnsmann  ist  der  einzige  Ver- 
treter des  Gutes"*),  d.  h.  also  der  Lehnsmann  hat  die  Gewere. 
Sollte  man  hier  nicht  versucht  sein,  die  Analogie  anzuwenden 
und  zu  meinen,  dass  wenn  der  Lehnsherr,  dem  doch  bei  Schen- 
kungen mit  Vorbehalt  des  Niessbrauchs  der  Bedachte,  der  Zinsherr, 
entspricht,  keine  Gewere  hat,  sie  auch  dem  Zinsherrn  fehlt? 
Denn  was  bei  dem  Leiheverhältniss  der  Zins,  das  sind  bei  dem 
Lehnsverhältniss  die  Lehnsdienste.  Und  ausserdem  nimmt 
Heusler  selbst  ein  dem  Ijehnsverhältniss  analoges  in  einem  Falle 
an,  der  doch  auch  offenbar  den  Pr^karieverhältnissen  sehr  nahe 
steht.  Wenn  nämlich  durch  bäuerliche  Leihe  ein  Einzelgut  zu 
Landrecht  an  einen  freien,  des  Landrechts  geniessenden  Mann 
verpachtet  ist,  so  sagt  Heusler  von  diesem  Fall:  „Ich  zweifle 
nicht,  dass  der  Zinsmann  die  Gewere  des  Guts  hat,  nicht  der 
Zinsherr"^).  »Ja  Heusler  fügt  hinzu,  dies  habe  als  Grundsatz 
bei  den  Prekarien  und  bäuerlichen  Leihen  gegolten.  Wie  mir 
scheint,  liegen  hier  in  Heuslers  Darstellung  Widersprüche,  die 
geeignet  sind,  auch  in  Bezug  auf  die  angegebene  Eintheiluug 
der  Schenkungen  Zweifel  hervorzurufen.  Aber  ist  es  nicht  ganz 
abgesehen  von  diesen  Widersprüchen  sehr  auffallend,  dass  die 
grosse  Gruppe  der  Schenkungen  mit  Vorbehalt  des  Niessbrauchs 
zerrissen  und  die  eine  Hälfte  derselben  den  donaiiones  post  obi- 
tum  zugesellt  wird,  nicht  etwa,  weil  bei  beiden  eine  gleiche 
charakteristische  Eigenschaft  vorhanden  ist,   sondern  weil  bei 


0  Siehe  oben  S.  79  Anm.  3. 
«)  a.  0.  S.  29. 
•)  a.  0.  S.  31. 
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beiden  etwas  gleiches,  die  Ziusbestullung,  fehlt?  Es  soll  hier 
nicht  untersucht  werden,  welche  Merkmale  vorhanden  sein 
müssen,  damit  Diesem  die  Gewere  an  einem  bestimmten  Gute 
zugesprochen.  Jenem  abgesprochen  werden  muss;  es  soll  auch 
nicht  geprüft  werden,  ob  es  Heusler  in  der  That  gelungen  ist, 
die  Möglichkeit  einer  mehrfachen  Gewere  als  ausgeschlossen 
darzuthun.  Hier  ist  nur  in  Beschränkung  auf  unseren  Gegen- 
stand die  Frage  aufzuwerfen,  ob  denn  in  der  That  das  Recht 
des  Bedachten  ein  anderes  ist,  wenn  er  einen  Zins  erhält,  ob 
ihm  dadurch  irgend  weitere  Befugnisse  zustehen,  die  ihm  fehlen, 
wenn  kein  Zins  gezahlt  wird;  und  ferner,  ob  das  dem  Niess- 
braucher  zurückgegebene  Niessbrauchsrecht  ein  anderes,  abge- 
sehen von  der  Zinszahlung  in  irgend  einem  Punkte  beschränk- 
teres ist  als  in  dem  Fall,  wo  er  keinen  Zins  entrichtet.  Wir 
werden  bei  der  Betrachtung  der  einzelnen  Fälle  nirgends  den 
geringsten  Unterschied,  vielmehr  dieselben  Ausdrücke,  dieselben 
Befugnisse  und  Beschränkungen  auf  beiden  Seiten  bei  beiden 
Schenkungsarten  finden.  Und  ebenso  wird  der  Gegensatz  den 
donationes  post  obiium  gegenüber  sich  gänzlich  unabhäng  von 
dem  Vorhandensein  eines  Zinses  hier  wie  doi1;  erweisen  lassen. 
Wir  treten  nun  an  die  Prüfung  des  vorliegenden  Materials. 

§  17. 

Gegenstand. 

Die  rechtliche  Gestaltung  der  Schenkungen  mit  Vorbehalt 
des  Niessbrauchs  ist  ebenso  wie  die  der  donationes  post  obitum  da- 
durch bedingt,  dass  dieselben  demVerkehr  mit  Liegenschaften  dienen . 
In  der  weitaus  überwiegenden  Mehrzahl  der  Urkunden 
werden  Immobilien  geschenkt,  einzelne  Gmndstücke  oder  zu- 
sammenhängende Güterkomplexe.  Häufig  wird  auch  hier  eine 
bis  ins  einzelne  gehende  Beschreibung  in  der  Urkunde  gegeben, 
meist  in  formelhafter  Reihenfolge,  wie  denn  in  den  Formeln 
selbst  die  Beispiele  gefunden  werden.     Z.  B.: 

Marc.  II  3  (Zeumer  S.  74—76)  transfundimus  atque  tran- 
scribimus  villas  nuncupantes  illas,  sitas  in  pago  illo, 
cum  terris,  domibus,  aedificiis,  accolabus,  mancipüs, 
vineis,  silvis,  campis,  pratis,  pascuis,  aquis  aquarumve 
decursibus,  adiunctis  adiacentiis,  apendiciis,  peculium 
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utriusqne  sexiis.  mobilibus  et  immobilibns,  sicut  a  nobis 
iiioderno  tempore  possidetur.  et  si  inantea  inibi  unde- 
ciimque  aliqnid  augmentare  aut  meliorare  potuerimus. 
Es  versteht  sich  von  selbst,   dass  aus  dieser  und  anderen 
in  den  Formehi  enthaltenen  Vorlagen  jedesmal  die  für  den  ein- 
zelnen Fall  passenden  Worte  herausgenommen  wurden. 

Als  Beispiel  aus  den  Urkunden,  welches  den  engen  An- 
schluss  an  die  in  den  Formeln  gegebene  Aufzählung  zeigt, 
diene 

Wart.  II  383  (840—84)   quicquid  in  .  .  visa  sum  habere 
sive  in  pecoribus  sive  in  hereditatis  proprietate,  campis, 
pratis,  pascuis,  marchis,  silvis,  viis,  aquis  aquarumqne 
decumbus,  mobilibus  et  inmiobilibus,  eultis  et  incultis. 
quicquid  dici  aut  nominari  potest,  niliil  dimittens. 
Es  ist  natürlich  hier,  ebenso  wie  oben,  unmöglich,  die  ver- 
schiedenen Gegenstände  erschöpfend  zu  behandeln;   es  ist  aber 
auch  hier  aus  demselben  (rrunde  wie  oben  unnöthig. 
Nur  folgendes  sei  erwähnt. 

Nicht  selten  sind  es,  wie  bei  den  donationes  post  obituni, 
so  auch  hier  Kirchen,  Kapellen  oder  Bethäuser,  welche  mit  den 
dazu  gehörigen  Ländereien  tradiert  werden^). 

Häufig  geschieht  nun  in  diesen  Fällen  die  Schenkung  fol- 
genderraaassen : 

Der  Schenker  erbaut  auf  seinem  Grund  und  Boden  eine 
Kapelle,  welche  er  dann  vom  Bischof  weihen  lässt.  Darauf 
stattet  er  die  Kapelle  mit  Grundbesitz  aus  und  überträgt  sie 
nun  mit  allem  Zubehör  der  bischöflichen  Kirche,  indem  er  sich 
den  lebenslänglichen  Niessbrauch  vorbehält.     Beispiel: 

Meich.  304  (814):  Sigipaldus  .  .  .  construxit  in  loco  .  . 
Oratorium  in  curte  sua,  deinde  veniens  supplicando  ad  ve- 
nerabilem  Hittonem  episcopum,  ut  ibidem  venire  dignare- 
tur,  et  sie  fecit,  et  ^^enerabilis  ep.  ibidem  veniens  et  alii 
plerique  nobiles  viri  cum  eo  adfuissent.  Tunc  ven. 
ep.  querens,  quomodo  praedictum  oratorium  hereditäre 


»)  Beispiele:  Meich.  26 (772),  63(77«),  IS.8ö(782),  304(814),  320(815), 
324  (818),  387  (818),  401  (819),  414  (820),  418  (821),  439  (821  ?),  429  (822), 
4Ö0  (823).  In  Trad.  Fuld.  157  (800)  wird  ein  Kloster  geschenkt  und  dabei 
werden  sämmtliche  dem  Gottesdienst  geweiht«  Sachen  aufgezählt,  die  in  der 
Schenkung  begriffen  sind. 


85 

(=  vergaben)  voluisset?  etille  statim  prumptus  adesset, 
etfatebat,  se  cum  tribus  mancipiis  supradictam  ecclesiam 
hereditäre.  Tunc  ven.  ep.  consecravit  ecclesiam  iiec 
uon  altarem  insuper  et  reliquia  addidit.  Nun  erst  wird 
die  Schenkung  vollzogen.  Tunc  demum  venit  praefatus 
Sigipaldus  coram  illa  nmltitudine,  qui  a'd  illam  celebri- 
tatem  venerat,  et  tulit  wadium  in  manu  sua  et  tradidit 
omnia  iura  proprii  hereditatis  ....  ad  illo  altare,  et 
illum  altarem  in  manus  Hittouis  episcopi  ad  uionasterio 
s.  Mariae. 
Einen  analogen  Fall  behandelt  die  Urkunde  Meich.  330 
(815);  sie  enthält  jedoch  einen  nicht  ganz  klaren  Satz^). 

Erwähneuswerth  ist  in  Bezug  auf  das  hier  Besprochene 
noch  die  Urkunde  Meich.  I  S.  103  (815).  Hier  ist  der  Bischof 
Hitto  selbst  der  Schenker.  Er  hat  auf  einer  seiner  Besitzungen 
eine  Kirche  errichtet  und  fragt  nun  seine  Schwester  Cotesdiu, 
ob  sie  nicht  zur  Dotierung  der  Kirche  beitragen  wolle.  Diese 
überträgt  darauf  coram  magna  multitudine  .  .  .  propriam  partem 
Kernandi  filii  sui;  dieser  Sohn  muss  sich  zur  Zeit  in  Italien 
aufhalten;  denn  sie  fügt  den  Vorbehalt  hinzu:  quod  Kernand  in 
Italia  regione  prolem  habuit,  si  hoc  aliquando  contigisset,  quod 
genitus  eins  ad  patriam  pergeret  et  ibidem  querere  alodem  ge- 
nitoris  sui  voluisset,  ut  in  evum  inconvulsuni  perduraret.  Da- 
rauf geschieht  dann  die  Weihe ,  indem  der  Bischof  Altar  und 
Reliquien  stiftet. 

Ausser  Grundstücken  sind  es  auch  hier  zuweilen  Hörige, 
Kolonen,  welche  geschenkt  werden  und  an  welchen  sich  der 
Schenker  den  Niessbrauch   vorbehält.     Wir    bemerkten   schon 

*)  Nachdem  die  Weihe  vollzogen,  heisst  es  vom  Scheuker  Situli :  uarravit 
omuibuä,  qnaUter  conplacitoiu  atque  munituin  habuit  cum  Hittone  episcopo  et  ip- 
sam  rem,  quam  Lintfrid  presbyter  ad  domum  s.  Mariae  tradidit,  ante  uon 
accepisse  ab  Attone  antecessore  suo  in  beneficium,  quam  fiiinm  suum  nomine 
Anno  cum  sua  hereditate  vel  adquisitione  quod  enm  obvenisset  contra  fratres 
suos  in  portionem  offerasset  ad  domum  s.  Mariae,  tunc  non  cogit  illum  ep. 
statim  tradere,  sed  ille  ipse  et  filius  eius  praedictus  ...  ad  eorum  usum  et 

potestatem  haberent Die  Sache  scheint  so  zu  liegen,   dass  in  Bezug 

auf  ein  Grundstück  Streit  bestand :  der  Bischof  behauptete,  es  sei  von  der 
Kirche  ausgeliehenes  Beneficium,  der  Schenker  dagegen,  sein  Sohn  habe  es  ge- 
schenkt. Jetzt  bei  der  neuen  Schenkung  giebt  der  Bischof  nach  und  gewährt 
dem  Schenker  und  seinem  Sohn  den  Niessbrauch, 
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oben^),  dasis  das  deatsche  Recht  anter  Umständen  die  Hörigen 
wie  Immobilien  behandelte,  indem  es  dieselben  als  untrennbar 
mit  dem  von  ihnen  bewirthschafteten  Grundstück  verbunden 
ansah.  So  heisst  es  z.  B.  in  Trad.  Fuld.  452  (824)  der  Schenker 
tradiere  servum  suum  cum  sua  hoba.  Daher  konnte  an  derar- 
tigen Hörigen  ein  Niessbrauch  bestellt  werden*). 

Ganz  vereinzelt  finden  sich  auch  Fälle,  in  denen  Mobilien 
geschenkt  werden;  und  zwar  Mobilien,  welche  nicht  als  Perti- 
nenzen  eines  Grundstücks  aufgefasst  werden  können.  Hierher 
gehören: 

Trad.  Fuld.  274  (812)  ego  .  .  Bunger  .  .  dono  .  .  .  unum 
clericum   ...  et  unam  capsam,  ea  ratione,  ut  per 
vestrum  beneflcium  quamdiu  in  hac  presenti  vita  vixero 
illum  clericum  et  illam  capsam  habere  possim. 
Hundt  II  19  (842)  ego  Egino  .  .  .  tradidi  propiam  acqui- 
situm meum  mit  Vorbehalt  des  Niessbrauchs  füi*  den 
Sohn.    Dann  wird  die  Schenkung  genauer  beschrieben: 
servos  3,  cavallos  3,  boves  8,  oves  12,  capras  34,  por- 
cos  14;    et  de  ministerio    ecclesiastico   missales  2, 
lectionarium   1,    collectarium   1,    omeliarum, 
dialogorum,     gradalem    1,     antiphonarium   1, 
canonem   1,  penitentialem  l. 
Es   sind    Gegenstände,    die   zum   Gottesdienst    verwendet 
werden.    Obwohl  es  allerdings  schwer  ist,  sich  den  Niessbrauch 
an  einem  Kleriker  und  an  einer  Capsa  vorzustellen,  wird  man 
die  Thatsache  nicht  anders  erklären  können,  als  indem  man  mit 
Beseler*)  annimmt,   dass    „die  überwiegende  Wichtigkeit  der- 
jenigen Sachen,    welche   als  Pertinenzien  vorkommen  (Hörige, 
Haus-  und  Wirthschaftsgeräth,  Viehstapel,  Geld),  in  diesem  Falle 
eine  weitere  Ausdehnung  des  Niessbrauchs,  der  streng  genommen  nur 
für  sie  galt,  auch  auf  andere  Mobilien  veranlasst"  hat.     Beseler 
führt  auch  an*),  dass  eine  derartige  Vergabung  von  Mobilien  eine 


»)  Seite  29. 

')  Beispiele;  Wart.  I  82  (778),  241  (819),  II  389  (844);  Trad.  Fuld.  112 
(796),  172  (801),  214  (803),  286  (813),  361  (?),  394  (821),  423  und  424  (824), 
432  und  444  (824),  452  (824);  Meich.  605  (838);  Form,  SangalL  Mise.  22 
(Zeumer  S.  389). 

«)  Erbverträge  I  S.  168. 

*)  a.  0.  S.  163. 
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dem  römischen  Recht  nachgebildete  letztwillige  Verfügung  sicher 
dann  darstelle,  wenn  der  Disponent  ausdrücklich  als  Priester 
bezeichnet  sei. 

Jedenfalls  haben  wir  es  lüer  mit  seltenen  Ausnahmen  zu 
thun.  Denn  in  allen  übrigen  benutzten  Urkunden  liandelt  es 
sich  um  Schenkungen  von  liegendem  Gut. 

Wenn  daher  nunmehr  die  Vollziehung  der  Schenkuugen 
mit  Vorbehalt  des  Niessbrauchs  geschildert  werden  soll,  so  können 
wir  von  dem  Grundsatz  ausgehen,  dass  auch  sie  ebenso  wie  die 
donaiiones  post  obüum  ihre  Gestalt  dadurch  erhalten  haben,  dass 
sie  Rechtsgeschäfte  des  Immobilienverkehrs  waren. 

§  18. 

Vollziehung  durch  sofortigen  Vorbehalt  oder  nach- 
folgende RUckgewähr. 

Der  Zweck  der  Schenkungen,  von  denen  wir  handeln,  war 
der,  den  Empfänger  zum  Eigen thümer.  den  Schenker  zum  Usu- 
fraktuar  zu  machen. 

Dieser  Zweck  wurde  der  Regel  nach  durch  den  der  Schen- 
kung beigefügten  Vorbehalt  erreicht,  und  streng  genommen  ist 
nur  von  derartigen  mit  einem  Vorbehalt  versehenen  Rechtsge- 
schäften im  Gegensatz  zu  den  donationes  post  obitum  die  Rede. 

Aber  es  wurde  schon  hervorgehoben  ^),  dass  man  auch  eine 
etwas  andere  Form  anwendete,  um  zu  dem  Gleichen  zu  gelangen. 

Es  wnrde  unbedingt  und  vorbehaltlos  geschenkt,  und  dann, 
wenn  die  Schenkung  vollzogen  war,  das  geschenkte  Objekt  zu 
Niessbrauch  zurückgegeben. 

In  diesen  Fällen  kann  man  nicht  von  „Vorbehalt  des 
Niessbrauchs"  reden.  Aber  dennoch  können  diese  Fälle  unter 
denselben  Gesichtspunkten,  wie  die  eigentlichen  Schenkungen 
mit  Niessbrauchsvorbehalt,  behandelt  werden. 

Denn  zwischen  beiden  Formen  besteht  nur  ein  äusserlicher, 
ein  scheinbarer  Unterschied. 

Dies  wird  eine  nähere  Betrachtung  ergeben. 

1.  Die  Schenkung  mit  Vorbehalt  des  Niessbrauchs  ist  eine 
Anwendung   des    römisch  -  rechtlichen   constitutum  possessorium, 

^)  Siehe  oben  Seite  77. 
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Der  Schenker  erklärt  seinen  Willen  dahin,  fortan  nicht  mehr 
im  eigenen  Namen,  sondern  im  Namen  des  Beschenkten  als 
Usufruktuar  besitzen  zu  wollen.  Durch  eine  derartige  Erklä- 
rung wird  der  sonst  zum  Eigenthumsübergang  erforderliche  Be- 
sitzwechsel entbehrlich;  ohne  jede  thatsächliche  Veränderung 
vollzieht  sich  eine  rechtliche.  Man  erkennt  den  Unterschied 
gegen  die  donationes  post  obitum^  bei  welchen  ebenfalls  kein 
thatsächlicher,.aber  vorläufig  auch  kein  äusserlich  erkennbarer 
rechtlicher  Wechsel  eintritt,  ein  solcher  vielmehr  an  eine  Be- 
dingung geknttpft  ist. 

Nun  hatte  schon  das  römische  Recht  im  Fall  eines  consü- 
tuium  possessorium  den  Uebergang  des  Rechts  durch  Begebung 
einer  dispositiven  Urkunde  gestattet^);  insbesondere  hatte  es 
den  Grmidsatz  aufgestellt,  dass  die  Veräusserung  mit  Vorbehalt 
des  Ususfruktus  das  Eigenthum  trotz  mangelnder  körperlicher 
Tradition  übertrugt).  Und  geschah  die  donatio  usufructuaria 
mittels  einer  Urkunde,  so  fand  der  Wille  des  Schenkers  durch 
eine  den  Niessbrauch  vorbehaltende  Klausel  seinen  Ausdruck 
und  durch  die  Begebung  einer  solchen  klausulierten  Urkunde 
seine  Verwirklichung  ^). 

Im  deutschen  Recht  wurde  nun  einfach  diese  römische 
Schenkungsart  recipiert,  vielleicht  um  so  leichter,  als  die  Kirche, 
welche  hauptsächlich  derartige  Schenkungen  empfing,  die  Grund- 
sätze des  römischen  Rechts  kannte. 

Für  Schenkungen  durch  einfache  traditio  cartoßj  in  welcher 
zugleich  der  Niessbrauch  vorbehalten  wird,  bieten  die  Formel- 
und  Urkundensammlungen  zahllose  Beispiele. 

Es  seien  nur  einige  augeführt,  aus  denen  zugleich  erhellt, 
dass  in  der  That  der  Schenkungsakt  in  der  Uebergabe  des 
Schenkungsbriefes  bestand. 

Marc.  II  3  (Zeumer  S.  74—76}  ego  .  .  et  couiux  mea  .  . 
per  haue  epistolam  donacionis  donamus  .  .  .  ea  scilicet 
racione,  ut,  dum  pariter  advivimus,  antedictas  villas 
sub  usu  benefitio  .  .  .  possideamus. 


^)  Branner  Urkande  S.  116. 

'')  Brunner  a.  0.  S.  117. 

»)  Brunner  a.  0.  S.  117,  118, 
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Wart,  n  389  (844)  ego  Cozolt  .  .  trado  ad  monasterium 
s.  Galli  quinque  mancipia  .  .  . ;  eadem  videlicet  rati- 
one,  ut  eadem  mancipia  ad  me  recipiam  tempns  vitae 

meae si  quis  contra  hanc  traditionis  cartu- 

lam  venire  temptaverit 

Trad.  Fuld.  37  (772)  ego  .  .  Bargarad  presbyter  dono .  .  . 
per  hanc  epistolam  ea  scilicet  ratione,  ut  dum  ad- 
vivo  ipsa  hereditate  sub  vestro  beneficio  ...  per  ves- 
tram  precariam  excolere  debeam. 
In  Trad.  Fuld.  112  (796),   172  (801)  und   177  (803)  wird 
auch  die  Urkunde  wieder  in  der  schon  bei  den  donationes  post 
obitum  besprochenen*)  Weise  datiert:    scripta  haec  kartula  tra-* 
diüonis  tn  .  .  .  . ;  woraus  sich  die  entscheidende  Bedeutung  des 
Urkundungsaktes,   wie  wir   sahen,    ergiebt^).     Die   bisherigen 
Urkunden  sind  cariae,   d.  h.  vom  Schenker  ausgestellte  Schen- 
kungsurkunden, durch  deren  Begebung  die  Schenkung  erfolgte. 
Fast  nicht  minder  zahlreich  sind  die  notitiaey   in  welchen 
eine  Schenkung  mit  Vorbehalt  des  Niessbrauchs  von  Seiten  des 
Empfangenden  bekundet  wird;    sie  sind  in  der  Form  des  histo- 
rischen Berichts  über  eine  vollzogene  Thatsache  in  dritter  Per- 
son abgefasst.    Beispiel: 

Meich.  139  (804)  de  traditione,  quam  fecerunt  Erchanheri 
presbyter  et  Heriwini  presbyter:   tradidernnt  propriam 
hereditatem   illorum  ad  s.  Mariam  .  .  .;    ea   ratione, 
ut  eos  liceat  utere,  usquedum  vivant  .... 
2.    In  den  bisher  erwähnten  Fällen  war  nun  durch  die 
Übergabe  der  caria  traditionis,   in  welcher  zugleich  der  Niess- 
brauch  vorbehalten  wurde,   die  Schenkung  vollzogen  und  der 
Niessbrauch  gewährt.    Für  beide  Wirkungen  genügte  eine  Ur- 
kunde und  die  Übergabe  derselben. 

Nun  finden  wir  aber,  wie  erwähnt,  dass  das  Rechtsgeschäft 
häufig  in  etwas  umständlicherer  Weise  vollzogen  wurde:  erst 
wurde  die  Schenkung  ausgeführt  und  darauf  fand  in  einem 
zweiten  Akt  die  Rückgabe  zu  Niessbrauch  statt. 

1)  Siehe  oben  Seite  33. 

')  Bemerkenswerth  ist  Wart.  I  42  (764),  weil  wir  in  diesem  Pergament 
„zayeriässig  einen  blossen  Entwurf  zu  einer  in  aUer  Form  auszosteUenden 
Urknnde  vor  uns  haben''  (Wartmann  a.  0.).  üeber  diesen  FaU  und  ähnliche 
mit  Dorsnalschriften  versehene  Urkunden  aus  St.  Gallen  vgl.  Bresslau  For- 
schungen XXVI  S,  54  ff, 
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Der  Uuterscbied  tritt  iu  den  Urkunden  deutlich  hervor:  es 
heisst  hier  nicht,  wie  in  den  früheren  Fällen:  irado  .  .  ea  ra- 
tionej  ul  haheam  ad  uiendum,  sondern  z.  B.: 

Meich.  691  (836)  ego  .  .  tradidi  .  .  .,  ut  .  .  ab  hodierno 

die  permaneat  ad  dommn  s.  Mariae  .  .  .  Hoc  iterum 

a  venerabili  viro  Erchanberto  beneficiario  usu  in  be- 

neficium  accepi. 

Besonders  häufig  gebraucht  in  solchen  Fällen  der  Schenker 

den  Ausdruck:   er  habe  geschenkt,  sed  posiea  mea  fuU  peiitio 

das  Gut  zu  Niessbrauch  zurückzuerhalten,  und  diese  Bitte  sei 

ihm  vom  Bischof  gewährt  worden  ^j. 

Demgemäss  sind  denn  auch  die  notiiiae  anders  formuliert: 
Meich.  639  (846)  Engilhart .  .  .  curtem  .  .  .  firmiter  tra- 
didit  ad  domum  s.  Mariae  et  ipsam  traditionem  accepit 
Petto  advocatus  Erchanberti  episcopi  et  fideiussor  vesti- 
turae  Ottleip.  Hoc  factum  est Et  ipsam  tra- 
ditionem de  domno  Erchanberto  episcopo  in  beneficium 
accepit  usqne  ad  vitam  suam^). 
Der  Unterschied  zwischen  diesen  beiden  Schenkungsarten 
besteht,  wie  das  Vorerwähnte  ergeben  haben  wird,  darin,  dass  in 
den  zuerst  genannten  Fällen  nur  ein  Akt  vorgenommen  wurde, 
in  den  anderen   dagegen  Schenkung  und  Bückgewähr  in  zwei 
Akte  auseinanderfielen. 

Aber  es  wurde  schon  gesagt,  dass  dieser  Unterschied  nur 
ein  scheinbarer  sei.  Denn  wenn  man  den  rechtlichen  Hergang 
einer  genauen  Betrachtung  unterzieht,  so  wird  man  erkennen, 
dass  auch  in  den  Fällen,  in  denen  ein  Vorbehalt  unmittelbar 
mit  der  Schenkung  verbunden  ist,  nicht  ein  Akt,  sondern  zwei 
Akte  vollzogen  wurden. 

Dass  nämlich  der  bisherige  Eigenthümer  Niessbraucher 
werde,  setzt  begrifilich  stets  voraus,  das  vorher  auf  denjenigen, 
welcher  den  Niessbrauch  gestattet,  das  Eigenthum  übergegangen 


*)  Beispiele  hierfür: 

Meich.  459  (824),  467  (824),  49o  (824),  499  (826),  677  (810-35)  591 
(836),  598  (836),  640  (846),  707  (860),  712  (871) ;  Wart.  I  388  (831); 

Trad.  Wiz.  48  (?),  227  (718),  173  (826),  208  (788),  258  (786) ; 

Trad.  Pat.  42  (806),  43  (806—814)  u.  s.  w.; 

Köln  I  10  (942);  Schoepflin  I  76  (811). 
*)  Aebnlich  Meich.  426  (822). 
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ist.  Es  vollzieht  sich  nicht  der  Uebergang  eines  durch  die 
vorbehaltenen  Nutzungsrechte  geschmälerten  Eigenthums,  sondern 
das  volle  Eigenthum  wird  durch  die  Schenkung  übertragen;  nur 
dass  es  kaum  einen  Augenblick  in  seiner  Fülle  zur  Verfügung 
des  neuen  Erwerbers  bleibt,  dieser  sich  vielmehr  sofort  wieder 
des  Niessbrauchs  entkleidet  zu  Gunsten  des  bisherigen  Eigen- 
thümers.  Der  einzige  Unterschied  ist  also  der,  dass  beim  Vor- 
behalt die  auch  hier  begrifflich  vorhandene  Zweiheit  des  Aktes 
vereinigt  wird,  während  sie  in  den  zuletzt  besprochenen  Fällen 
greifbare  Gestaltung  gewinnt.  Aus  diesen  Bemerkungen  dürfte 
es  sich  rechtfertigen,  wenn  die  besprochenen  Uebertragungs- 
arten  trotz  ihrer  Unterschiede  zusammengefasst  und  beide  ver- 
eint den  donationes  post  obittm  gegenübergestellt  werden,  von 
denen  sie  die  gleichen  Eigenthümlichkeiten  scheiden. 

Allerdings  darin  stimmen  beide  mit  den  donationes  post 
obüum  überein,  dass  auch  bei  ihnen  der  für  die  Schenkung 
wesentliche  Akt  die  traditio  cartae  ist.  Auch  bei  ihnen  in  der 
Weise,  dass  die  traditio  cartae  zugleich  sola  und  inoestitwra  in 
sich  schliesst,  dass  sie  symbolische  Investitur  ist.  Mit  einem 
Unterschiede  freilich.  Denn  für  die  Schenkung  mit  wirklichem 
Vorbehalt  des  Niessbrauchs  wurde  die  traditio  cartae  allerdings 
ausschliesslich  benutzt;  wurde  jedoch  erst  geschenkt,  dann  zu 
Niessbrauch  zuiückgegeben,  so  liegt  auf  der  Hand,  dass  hier 
ebensogut  eine  dem  realen  Besitzwechsel  entsprechende  reale 
Investitur  am  Platze  war. 

Besonders  sprechend  zeigt  sich  die  Investiturbedeutung  der 
Urkundenbegebung  in  einigen  alemannischen  Urkunden,  welche 
den  Brauch  erwähnen,  die  Urkunden  von  der  Erde  zu  heben 
und  zu  tradieren,  indem  sie  somit  selbst  als  Symbol  benatzt 
wurden  ^j. 

Wart.  II.  456  (857—858)  eine  Frau  Wolfdrud  schenkt 
und  behält  sich  und  ihren  beiden  Söhnen  den  Niess- 
brauch vor.  Darauf  heisst  es  in  der  Urkunde,  indem 
die  Söhne  die  Sprechenden  sind:  Hanc  autem  tradi- 
tionem  cum  predicta  mater  nostra  perfecisset  et  nos 
filii  eins  .  .  .    commune  consilio   puram  huius  tradi- 


^)  Vgl.  Brauner  Urkunde  S.  104  ff.  S.  393;  nnd  Zeumer  i.  d.  Ztschft. 
d.  Sav.  St.  IV  germ.  Abth.  1883  S.  113—117. 
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tionis    professionem    facientes    legitime   hanc    cartam 

levavimus  et  conscribere  secundum  rationem  prelatam 

Immiliter  rogavimus  *). 
Wenn  es  in  der  Datierung  der  Urkunde 
Wart.  II  760  (909)  heisst:  Sublevata  in  villa  .  .  .  . ,  so  ist 

auch  hier  die  levatio  cartae  deutlich  bezeichnet. 
Das  unterscheidende  Merkmal  ist  also,  dass  bei  den  Schen- 
kungen mit  Vorbehalt  des  Niessbrauchs  keineswegs  eine  reale 
Investitur  stets  ausgeschlossen,  eine  solche  dagegen  bei  den 
donaiiones  post  obitum  undenkbar  ist.  Und  zwar  das  letztere 
darum,  weil  bei  ihnen  ein  körperlicher  Besitzwechsel  nicht 
stattfindet,  sondern  im  Gegentheil  suspendiert  ist.  Durch  einen 
körperlichen  Besitzwechsel  würde  die  donatio  post  obitum  auf- 
hören eine  donatio  post  obitum  zu  sein,  sie  würde  eine  augen- 
blickliche Schenkung  werden.  Ein  körperlicher  Besitzwechsel 
während  Lebzeiten  des  Schenkei-s  ist  bei  der  donatio  post  obitum 
niemals  möglich.  Das  Gegentheil  bei  der  Schenkung  mit  Vor- 
behalt des  Niessbrauchs.  Ein  körperlicher  Besitzwechsel  wäh- 
rend Lebzeiten  des  Schenkers  ist  bei  der  Schenkung  mit  Vor- 
behalt des  Niessbrauchs  immer  möglich.  Denn  sie  zerfällt  be- 
grilBlich  immer  in  zwei  Akte:  Schenkung  und  Niessbrauchs- 
rückgabe.  Wenn  diese  beiden  Akte  oft  in  einen  einzigen  zu- 
sammengezogen werden,  so  geschieht  das  der  Vereinfachung 
wegen,  ohne  dass  rechtlich  der  Charakter  des  Rechtsgeschäftes 
verändert  würde.  Nichts  hindert  also,  das  begriffliche  Ausein- 
anderfallen der  beiden  Akte  auch  thatsächlich  hervortreten  zu 
lassen.  Es  geschah  dies,  wie  wir  sahen,  dadurch,  dass  zuerst 
geschenkt  und  dann  der  Niessbrauch  zurückgegeben  wurde. 
Hier  stand  nichts  im  Wege,  zwischen  jene  beiden  Akte  der 
Schenkung  und  Rückgewähr  einen  thatsächlichen  Besitzwechsel 
einzuschieben,  ja  hier  war  der  thatsächliche  Besitzwechsel  nur 
der  passende  Ausdruck  für  das  abgeschlossene  Rechtsgeschäft. 
Denn  derjenige,  welcher  den  Niessbrauch  zurückgab,  that  dies 
als  vollberechtigter  Eigenthümer  auf  die  „Bitte"  desjenigen,  der 
an  der  Sache  kein  Recht  mehr  hatte,  sondern  häufig  genug, 
wie  es  in  den  Urkunden  heisst,  die  misericordia  des  Beschenk- 
ten in  Anspruch  nahm. 


^)  Eine  Erklärung  dieser  Urkunde  bei  Zeumer  a.  0.  S.  114. 
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Es  kamen  auch  Fälle  vor,  in  denen  eine  derartige  Bitte 
erst  lange  nach  der  Schenkung  an  den  nunmehrigen  Eigenthtimer 
gerichtet  wurde.  Als  Beispiel  soll  hier  die  Urkunde  Meich.  307 
(814)  dienen: 

der  Priester  Oadalscalch  schenkt  seine  Kirche  der  Frei- 
singer Marienkirche  zu  Händen  des  Bischofs  Atto,  vorbe- 
haltlos. Nach  des  Bischofs  Tode  erneuert  er  die  Schen- 
kung vor  dem  Bischof  Hitto  und  erklärt  nun  bei  dieser 
Emeuerung,  er  wünsche,  dass  die  Schenkung  seinem  Neffen 
Cundheri  als  lebenslängliches  Beneficium  eingeräumt  werde. 
Hitto  willigt  ein;  dafür  muss  dann  auch  Cundheri  seiner- 
seits eine  Schenkung  machen.  Falls  Cundheri  vor  dem 
Schenker  Oadalscalch  stirbt,  soll  auch  diesem  der  Niess- 
brauch  zustehen. 

Man  sieht,  nun  ist  thatsächlich  derselbe  Erfolg  eiTeicht, 
als  wenn  der  Schenker  sofort  den  Niessbrauch  vorbehalten  hätte; 
die  rechtliche  Wirkung  der  Niessbrauchsgewähr  ist  genau  die- 
selbe, mag  sie  unmittelbar  auf  die  Schenkung  folgen  oder  mögen 
Jahre  verflossen  sein,  mag  sich  der  Schenker  schon  im  Voraus 
den  Niessbrauch  vorbehalten  oder  mag  er  nach  der  Schen- 
kung um  denselben  bitten,  und  mag  er  diese  Bitte  sofort, 
oder  längere  Zeit  nachher  aussprechen.  Auch  daraus  folgt  also, 
dass  die  rechtliche  Natur  der  Niessbrauchsgewährung  unabhängig 
davon  ist,  in  welcher  Weise  sich  der  Schenker  dieselbe  zu  ver- 
schaffen sucht,  und  weiter,  dass  dieselbe  durch  einen  Besitz- 
wechsel nicht  geändert  wird. 

Jene  einfachere  Form  der  üebertragung  durch  Begebung 
einer  den  Vorbehalt  enthaltenden  Urkunde  empfahl  sich  beson- 
ders in  denjenigen  Fällen,  in  welchen  der  Schenker  sich  selbst 
den  Niessbrauch  vorbehielt.  Denn  hier  wäre  nach  vorangegangenem 
Besitzwechsel  durch  die  Konstituierung  des  Niessbrauchs  ledig- 
lich der  frühere  thatsächliche  Zustand  wiederhergestellt  worden. 
Nun  kam  es  aber  —  wie  unten  erwähnt  werden  wird^),  — 
häufig  vor,  dass  der  Schenker  nicht  sich,  sondern  einem  Dritten 
den  Niessbrauch  vorbehielt.  Hier  lag  es  näher,  erst  die  Schen- 
kung auch  reaUter  zu  vollziehen,  und  dann  durch  den  Beschenk- 


^)  Siehe  unten  §  26. 
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ten  den  Niessbi-auch  an  den  Dritten  gewähren  zu  lassen.    Ein 

Beispiel  hierfür  liefert 

Meich.  523  (828):  der  Priester  Ekkihart  schenkt  mit 
Vorbehalt  des  Niessbrauchs  zu  Gunsten  seines  Enkels. 
Am  Schlüsse  der  Urkunde  heisst  es:  et  post  haec 
tribus  diebus  vestivit  Ekkihart  advocatum  Hittonis 
episcopi  Adoldum  de  omnibus  snpra  dictis  rebus,  et  isti 
sunt,  qui  hanc  vestituram  factam  viderunt  et  testes 
existeterunt.  Hier  also  liegt  reale  Investitur  vor. 
Damit  der  in  der  Schenkung  gemacht«  Vorbehalt  er- 
füllt werde,  ist  erforderlich,  dass  der  Bischof  seiner- 
seits dem  Enkel  den  Besitz  überträgt. 
Es  giebt  jedoch  auch  einige  Urkunden,  in  denen  dei*  Schenker 

sich  selbst  den  Niessbrauch  vorbehält  und  in  denen  doch 

von  einer  Vestitur  die  Rede  ist.    So  in 

Meich.  492  (825):  hier  wird,  nachdem  der  Schenker  der 
Basilika  tradiert  hat,  auf  dem  Grundstück  die  reale 
Investitur  vorgenommen:  placuit  tunc  omnibus,  ut  eo- 
dem  ordine  et  ratione  ipsam  traditionem  ita  et  omni- 
bus ibidem  presentibus  et  videntibus  perfecissent,  et 
sicut  prius  ita  fecit  ea  ratione,  ut  absciso  proprie 
arboris  ramo  et  coram  cunctis  ipse  Wolf heri  (der 
Schenker)  in  manus  Wagonis  (seines  Salmannen)  tra- 
ditio cum  omnibus  tradidit^). 
Meich.  532  (828):  eine  Schenkung  wird  erneuert;  am 
Schluss  heisst  es:  et  statim  vestivit  Hittonis  episcopi  ad- 
vocatum Ellanperhtum  in  praesentia  illorum  testium. 
Meich.  707  (860):  es  wird  berichtet,  dass  eine  Wittwe 
Deotrat  eine  Schenkung  gemacht,  der  Bischof  miseri- 
cordia  motus  ihr  dieselbe  als  Beneflcium  gewährt  habe. 
Hoc  factum  est  anno  ....  Dann  wird  hinzugefügt: 
Post  ipsam  traditionem  peractam  ipsa  iam  dicta  vi- 
dua  D.   de  ipsa  traditione  statim  vestivit  advocatum 


^)  Diese  Urkunde  behandelt  anch  Haiss  (S.  100  ff.);  er  fasst  sie  jedoch 
als  donatio  post  obitum  auf,  obwohl  es  am  Schlüsse  heisst :  ea  iirma  ratione. 
ut  ipse  ad  snam  vitam  haberet  et  emelioraret,  non  in  nullo  eomminueret, 
also  ohne  jeden  Zweifel  keine  donatio  post  obitum,  sondern  eine  Schenkung 
mit  Vorbehalt  des  Niessbrauchs  vorliegt. 


Annonis  episcopi  nomine  Rihheri,  aliqui1}us  istis  supra 
dictis  praesentibus. 
In  beiden  Fällen  wird,  wie  klar  ersichtlich,    nach  der  tra- 
ditio cartae  dem  Vogt  des  Bischofs,  wahrscheinlich  auf  dem  be- 
treffenden Grundstück  selbst,  der  Besitz  überwiesen. 
Weiter  wird  die  Investitur  erwähnt  in 
Meich.  467  (824):   der  Bischof  schickt  seine  Boten,  et  ipsi 
in  ipsum  locum  cum  nobilibus  multis  pervenerunt  et 
vestituram  acceperunt. 
Meich.   564   (810—835)   femina   .  .   .    tradidit   .  .   statim 

vestivit  atque  dimisit  et  in  beneficium  accepit. 
Meich.  596  (836)  ego  Deota  .  .  .  tradidi  colonicam  unam 
...   et  mancipia    XI,   quos  in   ipsum  beneficium   .  . 
in  vestituram  s.  Mariae   induxi.   ut  ipsos  habeam  in 
beneficium. 
Meich.  605  (838) :  am  Schluss  wird  genannt  ein  vestiturae 

fideiussor  et  testis. 
In  Meich.  631  (844)   heisst  es  ähnlich  am  Schluss:   fide- 
iussor vero  advocatus  Otperth  eiusdem  traditionis  et 
census  extitit  ac  vestiturae*). 
Hier  überall  ist  also  zweifellos  eine  reale  Besitzübergabe 
erfolgt,  bevor  der  Schenker  den  Niessbrauch  antrat. 

Ja  man  liebte  es  offenbar,  eine  solche  äusserlich  erkenn- 
bare Grenze  zwischen  dem  alten  und  neuen  Zustand  zu  ziehen, 
damit  ein  Jeder  sehen  konnte,  wer  von  jetzt  an  Herr  des 
Gnmdstücks  sei.  Es  wurde  dazu  die  sessio  iriduana  verwendet. 
Derjenige,  welchem  die  Schenkung  gemacht  ist,  nimmt  das 
Gut  in  rechtsförmlicher  Weise  in  Besitz;  er  begiebt  sich  ent- 
weder selbst  an  Ort  und  Stelle,  um  drei  Tage  lang  das  Gut 
innezuhaben,  oder  er  sendet  einen  Stellvertreter,  welcher  das- 
selbe in  seinem  Namen  tliun  soll.  Damit  soll  öffentlich  kon- 
statiert werden,  dass  Eigenthum  und  Besitz  auf  den  Beschenkten 
übergegangen,  und  dass,  wenn  am  vierten  Tage  der  Schenker 
wieder  einzieht,  eine  rechtliche  und  thatsächliche  Veränderung 
vor  sich  gegangen  ist;  nur  im  Namen  des  Beschenkten,  nur  in 


')  Besonders  anschanlich  wird  die  körperliche  Investitor  (bei  der  z.  B. 
auch  das  Ergreifen  des  Glockenstranges:  corda  unde  »ignum  tangitur,  vor- 
kommt) geschildert  in  Meich.  369  (818) ;  es  würde  jedoch  zu  weit  führen,  hier 
auf  diese  nrnfangreiche  Urkunde  nfther  einzugehen. 
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Folge' seiner  Erlaubniss,  kraft  fremden,  nicht  mehr  kraft  eigenen 
Rechtes  darf  er  in  Zukunft  das  Gut  verwalten. 

In  folgenden  Fällen  findet  sich  die  sessio  triduana: 
Meich.  412  (820):  hier  wird  besonders  deutlich  die  in  der 
sessio  triduana  zum  Ausdruck  kommende  Besitzräumung 
geschildert:  der  Schenker  se  ipsum  absacitum  tribus 
diebus  et  tribus  noctibus  exhibebit  et  ipsara  rem  pro- 
prius  servus  s.  Mariae  obsedit. 
Meich.  423  (821):  der  Priester  Pernwin  erneuert  eine 
Schenkung;  nachdem  alles  tradiert  worden,  heisst  es: 
hoc  proprius  servus  s.  Mariae  ...  in  noctes  consedit; 
postea  vero  eadem  causam  feneravit  episcopus  P. 
presbytero. 
In  Meich.  538  (838)  ist  die  Handlung  sehr  anschaulich  be- 
schrieben. Es  wird  eine  Schenkung  vorgenommen  und 
dem  Schenker  und  seiner  Frau  der  Niessbrauch  an 
derselben  gewährt.  Diese  Schenkung  wird  nach  drei 
Tagen  von  den  Schenkem,  die  inzwischen  nach  Frei- 
singen gekommen  waren,  dort  vor  dem  Altar  noch 
einmal  bekräftigt.  Am  darauffolgenden  Sonntag  schickt 
der  Bischof  Hitto  seinen  Vogt  Reginbert,  ut  legaliter 
accepisset  vestituram  ipsius  rei;  der  Vogt  kommt  nun 
cum  turma  plurima  nobilium  virorum  und  der  Schenker 
kleidet  ihn  in  rechtsförmlicher  Weise  in  den  Besitz  ein : 
illum  .  .  .  legaliter  per  postem  et  superliminarem  do- 
mus  de  suo  iure  et  potestate  in  iurem  et  potestatem  s. 
Mariae  ad  Frigisingas  vestivit,  ut  ibidem  perpetualiter 
permansisset;  darauf  geht  der  Schenker  hinaus 
und  der  Vogt  führt  einen  Mönch  herein,  der 
dann  die  sessio  triduana  ausführt;  exeunte  autem 
Amalberto  introduxit  ReginBertus  .  .  .  Cozrohum  pres- 
byterum  et  ipse  Cozroh  monachus  ibidem  in  domo  le- 
galiter sedebat  tribus  diebus  et  tribus  noctis. 
Meich.  636  (845)  episcopus  et  advocatus  ....  acceperunt 
istam  traditionem  et  postea  sessionem  iuxta  morem 
Bajowariorum  ad  fieri  decreverunt;  hoc  egit  Erino  ser- 
vus s.  Mariae  noctibus  tribus. 
Wenn  es  ferner  in  der  Urkunde  Wart.  II  562  (941—872) 
heisst,  dass  der  Abt  den  Niessbrauch  gestattet  habe  post  vesü- 
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turam  etconsessum,    so  wird   auch  mit  diesen  Worten   die 
sesHo  triduana  gemeint  sein. 

Endlich  gehören  zwei  Urkunden  hierher,  die  fast  wörtlich 
übereinstimmen,  obwohl  sie  aus  verschiedenen  Zeiten  und  Orten 
stammen:  eine  St.  Galler  Urkunde  von  766  (Wart.  I  49)  und 
eine  Urkunde,  welche  zu  Castel  im  Jahre  842  über  eine  an 
das  Martinskloster  zu  Mainz  ausgerichtete  Schenkung  ausge- 
stellt worden  ist  (Nass.  ÜB  Ii  Nr.  59  S.  25,  26);  nur  ist  der 
Unterschied,  dass  bei  der  Mainzer  Schenkung  ein  Salmann 
bestellt  wird.  In  diesen  Urkunden,  die  auch  noch  in  Bezug 
auf  andere  Punkte  sehr  lehrreich  sind,  wird  der  sessio  triduana 
in  folgender  Weise  Erwähnung  gethan: 

nos   (die  'Schenker )   revestivimus   einen   Mönch   et   mis- 
sum    ipsorum    fratrum    per    tribus    diebus    et    per 
tribus    noctibus;    in    der    Mainzer    Urkunde    folgen 
hierauf  noch    die   Worte   secundum   morem    patriae; 
dann  wird  der  Wiedereintritt  in  das  Beneflcium   be- 
zeichnet:  et  postea  per  beneflcium  eorundem  fratrum 
reintravimus. 
Mag   man  nun  die  Dreizahl  erklären,   wie   man  will,   mit 
Heusler   annehmen,    dass   sie  die  drei  Tage   des  echten  Dings 
bedeutet,   „die  ein  Erwerber  bei  der  Auflassung,  welche   sich 
in  der  Form  des  Rechtsstreits  bewegt,  auswarten  muss"*),  oder 
die   Formulierung    Sohms  vorziehen:    „die   triduana   sessio   be- 
deutet das  Innesitzen  eines  Tages,  aber  eines  dviliter  berech- 
neten Tages,  eines  ftchten  Dingtages  nämlich,  der  nach  fränki- 
schem Recht  drei   Tage   dauert"^),    jedenfalls  kann  über  den 
Zweck  und  die  rechtliche  Bedeutung  in  den  besprochenen  Fällen 
kein  Zweifel  sein. 

pDie  sessio  triduana  erscheint  sonach",  um  Brunners  Worte 
zu  gebrauchen,  „als  ein  auf  drei  Tage  und  drei  Nächte  be- 
schränkter, aber  rechtsförmlich  konstatierter  Besitz  des  Er- 
werbers"*). 


»)  Gewere  S.  21. 

•)  Frank.  Recht  und  röm.  Eecht  S.  59,  Anm.  89. 

•)  Urkunde  S.  297,  in  Anm.  1  zu  S.  296. 

Httbner  ,   die  donationet  post  obitum. 
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§  19. 

Aeussere  Form  der  Schenkungsurkunden. 

Entsprechend  den  im  vorigen  Paragraphen  entwickelten 
verschiedenen  Schenkungsarten,  nämlich  den  Schenkungen  mit 
sofortigem  Vorbehalt  und  denen  mit  nachfolgender  Rückge- 
währ des  Niessbrauchs,  unterscheiden  sich  auch,  wie  dies  schon 
angedeutet  wurde,  die  bei  den  Geschäften  verwendeten  Urkunden. 

Vor  allen  Dingen  und  abgesehen  von  dem  soeben  hervor- 
gehobenen Unterschied  finden  wir  auch  hier  wieder  theils  cartae 
theils  notiiiae.  Auf  diesen  Unterschied  nochmals  einzugehen, 
ist  überflüssig. 

Wird  nun  eine  Schenkung  in  der  Art  gemacht,  dass  eine 
Urkunde  begeben  und  in  der  Urkunde  sogleich  der  Vorbehalt 
ausgesprochen  wird,  so  hat  die  zu  begebende  Urkunde,  die  carta, 
die  schon  erwähnte^)  Grundform,  in  dem  der  Schenker  erklärte: 
dono  ea  rcUione,  ut  usufructuario  ordine  habeam  u.  dgl. 

Dementsprechend  lauteten  die  in  solchem  Fall  von  der 
Kirche  aufgenommenen  notitiae. 

Wurde  dagegen  zuerst  die  Schenkung  vollzogen  und  dann 
der  Niessbrauch  zurückgewährt,  so  war  die  carta,  wie  erwähnt*), 
in  der  Weise  abgefasst,  dass  der  Schenker  erklärte:  er  habe 
tradiert  und  nachher  auf  seine  Bitte  zurückempfangen.  Eben- 
so sind  dann  die  notitiae  formuliert. 

Dem  Charakter  des  Rechtsgeschäfts  entsprechend  werden 
besonders  bei  den  Schenkungen  mit  Niessbrauchsvorbehalt  häufig 
nicht  nur  eine,  sondern  zwei  Urkunden  ausgestellt;  vom  Schenker 
die  Schenkungsurkunde,  vom  Empfänger  die  Leihurkunde  (meist 
precaria^  seltenei-  praesiaria  genannt).  Es  erklärt  sich  dies  aus  der 
doppelseitigen  Natur  des  Rechtsgeschäfts.  Für  eine  ganze  Reihe 
von  Fällen  sind  noch  die  beiden  Urkunden  überliefert;  meist 
sind  sie  an  demselben  Tage  ausgestellt  und  stimmen  in  ihrem 
Wortlaut  abgesehen  von  dem  veränderten  Subjekt  fast  wörtlich 
tiberein').     Bemerkenswerth    ist    die  Urkunde  Wart.   11  465 


^)  Siehe  oben  Seite  88. 
*)  Siehe  oben  Seite  89. 

•)  Wart.  I  222,  223  (817);  n  419,  420  (852);  488,  489  (861);  491,  492 
(863) ;  496,  497  (864) ;  629,  530  (867) ;  565,  566  (841-872). 
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(858),  denn  hier  ist  die  Schenkungsurkunde  und  die  Prekarie 
auf  Vor-  und  Rückseite  desselben  Pergaments  geschrieben; 
femer  Wart.  II  714,  715  (897,  898),  weil  hier  zwischen  der 
Ausstellung  beider  Urkunden  ein  Zwischenraum  von  drei  Viertel- 
jahren liegt. 

Auch  die  Formelsammlungen  bieten  für  die  Abfassung 
zweier  Urkunden  Beispiele*). 

In  gleicher  Weise,  wie  zahlreiche  Rechtsgeschäfte  nur  durch 
eine  carta  bezeugt  werden,  so  sind  über  einige  andere  nur  die 
vom  Empfänger  ausgestellten  Leihbriefe  vorhanden.  Vielleicht 
kann  man  auch  hier  annehmen,  dass  die  ursprünglich  vorhanden 
gewesenen  cartae  aus  irgend  welchen  Gründen  verschollen  sind. 

Um  nun  noch  kurz  auf  die  Stilisierung  der  Urkunden  ein- 
zugehen, so  pflegen  auch  hier  die  cartae  häufig  mit  Aufeählung 
der  Beweggründe  zu  beginnen,  welche  den  Schenker  zu  seiner 
Schenkung  veranlasst  haben.  Für  derartige  Betrachtungen  fin- 
den sich  in  den  Formelsammlungen  wortreiche  Vorbilder,  die 
dann  auch  in  den  Urkunden  mit  einiger  Abwechselung  immer 
von  neuem  benutzt  werden.  Nicht  selten  werden  Bibelstellen 
angeführt  und  überhaupt  religiöse  Motive  angegeben^;  waren 
die  Schenkungen  doch  gute  Werke,  durch  welche  himmlischer 
Lohn  verdient  werden  sollte,  und  sicher  wird  dieser  Ausblick 
auf  das  Jenseits  oft  das  einzige  gewesen  sein,  was  die  Besitzen- 
den bewegen  konnte,  dem  Drängen  der  Geistlichkeit  zu  weichen. 
Zuweilen  sind  es  aber  ganz  specielle  Gründe,  welche  den  Schen- 
ker angewiesen  haben');   besonders  häufig  wird  Krankheit  an- 


»)  Pormnl.  Aug.  CoU.  B  4,  5  (Z.  S.  350);  6,  7  (Z.  S.  351,  352); 
,      „  14,  15,  16  (Z.  S.  354,  355); 
Formul.  SangaU.  MisceU.  22,  23  (Z.  S.  389,  390); 
CoUecüo  SangaH.  6,  7  (Z.  S.  400,  401), 
,  «         8, 9  (Z.  S.  401—403), 

CoU.  Sangall.  Additamenta  4,  5  (Z.  S.  435,  436). 
*)  Sehr  schön  stilisiert  ist  z.  B.  der  Eingang  einer  SchenkongBurkunde 
des  Bischofs  Andreas ,  Meich.  369  (818). 

')  Erwähnenswerth  ist  in  dieser  Beziehung  Meich.  417  (821):  ein  ge* 
wisser  Tenü  war  nach  dem  Tode  seiner  Frau  mit  einer  Hörigen  der  Marien- 
kirche in  nahe  Verbindung  getreten,  aas  wacher  ein  Sohn  eutspross.  um  nun 
dem  letzteren,  welcher  nach  dem  Satz  „das  Kind  folgt  der  ftrgeren  Hand<< 
mifrei  war,  sowie  auch  seiner  Mutter  die  Freiheit  zu  yersehaffen,  macht  Tenü 
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geffthrt.  In  einigen  Fällen  fügt  der  Aussteller  der  Urkunden 
ausdiücklich  hinzu,  dass  er  die  Schenkung  aus  freien  Stucken 
oder  im  Vollbesitz  seiner  geistigen  Kräfte  vorgenommen  habe, 
um  dadurch  späteren  Anfechtungen  vorzubeugen.  Denn  bekannt- 
lich waren  im  älteren  deutschen  Recht  Schenkungen  auf  dem 
Siechbett  gerade  darum  unterKsagt,  weil  in  solchem  Fall  sehr 
leicht  die  Willensfreiheit  des  Schenkenden  erheblich  beeinflusst 
und  eingeschüchtert  werden  konnte*).  Aber  von  der  Kirche 
wurde  das  nicht  anerkannt,  sondeni,  um  Roth's  ^^'orte  zu  ge- 
brauchen ^),  Jeder  ohne  Unterschied,  der  eine  eigene  oder  fremde 
obkUio  anzufechten  Miene  machte,  wurde  mit  Exkommunikation 
bedroht". 

So  wird  der  Ausdruck  ex  spontanea  voluntate  gebraucht 
in  Marc.  I  13  (Z.  S.  51,  52)  und  in  Form.  Aug.  Coli.  B.  37  (Z. 
S.  361);   so  heisst  es  bei 

Wart.  I  40  (764?)  ego  .  .  .  Appo  .  .  .  terra  iuris  mei  .  .  . 
trado  liberum  manum,  sana  mente,  integra  conscientia. 
Wart.  I  186  (805)  nos  .  .  .  .  tradimus  .  .  .  libera  volun- 
tate, manu  potestativa  nuUoque  contradicente. 
Besonders  der   letztere  Ausdruck:    manu  potestativa   wird 
häufig  verwendet,  um  auszudrücken,  dass  der  Schenker  in  der 
freien  Verfügung  über  das  geschenkte  Vermögen  ungehindert 
sei  durch  Rechte  Dritter.    Besonders  auch,  wenn  Frauen  schen- 
ken, finden  sich  die  Worte  häufig.    Sie  scheinen  hauptsächlich  bei 
den  Alemannen  in  der  angegebenen  Bedeutung  technisch  gewesen 
zu  sein;   man  begegnet  ihnen  in  der  lex  Alam.  Karol.  I  2  (M. 
G.  p.  126,  127),  wo  es  heisst: 

et  si  aliqua  persona  res  malo  ordine  de  ecclesia  subtraxit, 
quae  manus  potestativas  prins  contraditae  ad  ect^lesiam 
fuerunt. 
Weitere  Beispiele  aus  den  Urkunden  sind: 
Wart.  I  136  (793)  ego  .  .  .  trado  .  .  .  manu  potestativa 
ex  odiema  die. 


auf  den  Rath  des  Bischofs  eine  Schenkung,  an  welcher  er  sich,  seiner  amica 
und  seinem  Sohn  den  Niessbranch  vorbehält.  Aus  ähnlichen  Gründen  er- 
folgen Schenkungen  in  Trad.  Lun.  20  (837  ?),  Wart.  II  447  (856). 

»)  Vgl  «.  B.  Stobbe  PrE  V  S.  171. 

*)  Beneficialwesen  S.  254. 
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Wart.  II  406  (849)  Lautperht  presbiter  mann  potestativa 

nna  cum  manu  advocati  sui  .  .  .  tradidit. 
Wart.  II  423  (853;  Wolfrid  cnm  manu  potestativa  .... 

(tradidit):  Wart.  II  556  (872),  773  (912). 
Fälle,  in  denen  eine  Frau  schenkt,  dann  meist  im  Beistand 
ihres  dätoccUtis,  sind  z.  B. 

Meich.  554  (830)  notum  sit  multis  ....  qualiter  quidam 
nobilis  femina  nomine  Oata  .  .  .  veniebat  ad  Frigisin- 
gas  ...  et  accessit  ad  illo  altare  et  tradidit  cum  po- 
testativa manu  ad  illo  altare. 
Wart.  II  456  (857)  ego  .  .  .  Wolfdrud  .  .  .   cum  manu 
advo'cati  mei  Geremonio  potestative  .  .  .  trado  atque 
transfundo. 
Potestative  wird  ferner  gebraucht  z.  B.  in  Wart.  II   460 
(858),  Trad.  Wiz.  152  (828);    auch  findet  sich  der  Ausdruck  po- 
tenti  manu;  z.  B.  in  Meich.  597  (836),  678  (863). 

Darauf  folgt  der  wesentliche  Theü  der  Urkunde,  die  Auf- 
zählung oder  Bezeichnung  der  Schenkungsgegenstände,  sowie 
die  Klausel,  welche  dem  Schenker  den  Niessbrauch  sichert.  Im 
einzelnen  herrscht  naturgemäss  auch  hier  eine  sehr  grosse 
Mannigfaltigkeit,  wenngleich  gewisse  typische  Redewendungen, 
die  sich  auch  bereits  in  den  ältesten  Formeln  und  Urkunden 
finden,  sich  nicht  verkennen  lassen.  Es  wäre  jedoch  zwecklos, 
auf  dieselben  einzugehen. 

Nachdem  in  vielen  Urkunden  hierauf  ausdrücklich  bestimmt 
worden  ist,  dass  mit  dem  Tode  des  Schenkers  der  Bedachte  in 
den  vollen  Besitz  treten  solle,  folgen  die  Schlussbestimmungeu. 
Wie  bei  den  donaiiones  posi  obüum  findet  sich  auch  hier 
in  der  Mehrzahl  der  Fälle  zuerst  eine  Strafsetzung  fttr  den, 
welcher  das  gegenwärtige  Rechtsgeschäft  anzufechten  wagen 
sollte,  sei  es  der  Schenker,  seine  Erben,  der  Beschenkte  oder 
sonstige  Dritte;  femer  auch  hier  fast  regelmässig  die  Klausel 
stipulatione  subnixa,  endlich  die  Namen  der  Zeugen  und  übri- 
gen Anwesenden,  sowie  nicht  selten  der  des  Ausstellers,  das 
Datum,  und  ebenfalls  häufig  die  Vollziehungsformel  des  Schreibers. 
In  all  diesen  Punkten  kommen  die  allgemeinen  Grundsätze  der  frän- 
kischen Privaturkunde  zum  Vorschein,  wie  solche  von  Brunner 
dargelegt  worden  sind;  es  kann  deshalb  auch  an  dieser  Stelle  von 
einer  näheren  Erörterung  der  Urkundenform  abgesehen  werden. 
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Jedoch  soll  noch  mit  wenigen  Worten  auf  die  Straf- 
bestimmungen eingegangen  werden,  da  dieselben,  obwohl  sie 
auch  hier  den  oben  dargelegten  Charakter  tragen  *),  eine  grössere 
Mannigfaltigkeit  als  bei  den  donationes  posi  obtium  zeigen;  dies 
daher,  weil  überhaupt  viel  mehr  Schenkungen  mit  Vorbehalt  des 
Niessbrauchs  sich  finden. 

Auch  hier  besteht  die  Strafsumme,  wenn  sie  in  Geld  an- 
gegeben ist,  meist  aus  Gold-  und  Silberm&nzen.  Wir  finden  die 
mannigfachsten  Beträge,  oft  augenscheinlich  nach  der  Grösse 
der  Schenkung  abgemessen ;  daneben  besonders  beliebte  Summen, 
die  häufig  wiederkehren.  So  besonders  die  Strafe  von  drei 
Unzen  Goldes  und  fünf  Silberpfunden,  die  allein  iif  62  St.  Galler, 
ausserdem  aber  auch  in  Fuldaer  Urkunden  und  dann  in  ale- 
mannischen Formeln*)  sich  findet. 

Aber  es  kommen  auch  zahlreiche  andere  Summen  vor ;  zum 
Theil  sehr  hohe,  z.  B.  500  Solidi  in  Meich.  13  (765),  zum  Theil 
sehr  geringe.  Auch  hier  wird  die  Bestimmung  getroffen,  dass 
ein  ein-  oder  mehrfacher  Ersatz  des  Werthes  der  Schenkung 
zu  leisten  ist;  entweder  in  Verbindung  mit  einer  Geldstrafe  oder 
ohne  eine  solche. 

Ersatz  des  doppelten  ohne  Geldstrafe  z.  B.  in  Wart,  n 
450  (856),  dagegen  in  Wart.  I  126  (796):  DG  solides  auri  und 
Ersatz  des  doppelten  Werthes. 

Auch  hier  wird  zuweilen  auf  die  gesetzlich  feststehende 
Strafe  verwiesen  (Meich.  I  S.  85  a.  782,  Wart.  II  393  a.  844), 
ja  es  wird  wohl  auch  die  Summe  der  zu  zahlenden  Strafe  ganz 
unbestimmt  gelassen,  so  z.  B.  in 

Meich.  38  (773):  iudice  terreno  culpabilis  existat. 
Wart.  II  389  (844):  si  quis  vero  contra  haue  traditionis 
cartulam  venire  temptaverit,  aut  frater  mens  Adalber- 
tus  aut  aliquis  nepotum  meorum  aut  qualiscumque  per- 
sona, in  aerarUim  regis  multa  componat  et  conatus 
sui  privetur  effectus. 


^)  Siehe  oben  Seite  36  ff. 

•)  Form.  Aug.   Coli.  B.  37   (Z.  S.  361);  Form.  Sangall.  Miscell.  2  (Z.  S. 
380,  381); 

CoUectio  SangaU.  21  (Z.  S.  407,  408), 

Coli  San^aU.  Add.  4  (Z.  S.  435,  436). 
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Dass  übrigens  auch  bei  den  Schenkungen  mit  Vorbehalt  des 
Niessbrauchs  wie  Geldstrafen  so  auch  Verwünschungen  und 
Strafen  des  Himmels  dem  Zuwiderhandelnden  verkündet  wurden, 
kann  nicht  wunder  nehmen. 

§  20. 

Der  Scheiikungsakt. 

Die  äusseren  Umstände,  unter  denen  eine  Schenkung  mit 
Vorbehalt  des  Niessbrauchs  vollzogen  wurde,  sind  im  allgemeinen 
die  gleichen  wie  bei  den  doncUiones  post  obiium. 

Was  zunächst  den  Ort  betrifft,  so  geschieht  auch  hier  die 

Schenkung  meist  in  der  Kirche  vor  dem  Altar.     So  heisst  es  z.  B. 

Meich.  289  (811)^):   haec   omnia   feci  ego  Swidhart  ante 

altare  s.  Mariae   ad   archa   s.  Üorbiniani   coufessoris 

Christi  .  .  .  ; 

Meich.  596  (836) :  hoc  factum  est  supra  tumulo  pretiosissimi 

Corbiniani. 
Nicht  selten  wird  die  Schenkung  auf  der  Synode  des  Bischöfe 
vorgenommen,  z.  B. 

Meich.  139  (804)  in  publice  synodo  congregato. 
Es  kommt  auch  vor,   dass   die   unter  Vorsitz   des  Grafen 
stattfindende  Gerichtsversammlung  der  Ort  der  Schenkung  ist: 
Wart.  I  277  (824?)  in  publice  mallo  coram  comite. 
Auch  hier  jedoch  gestattet   die   nur  äusserst  seltene  Er- 
wähnung des  Gerichtes  nicht,  Gerichtlichkeit  der  Schenkungen 
anzunehmen. 

Die  Schenkungsurkunde  wurde  vor  dem  Altar  dem  Bischof 
(Meich.  36  a.  772,  38  a.  773),  dem  Abt  (Trad.  Lun.  106  a. 
821),  dem  Decan  (Wart.  I  49  a.  766)  in  die  Hand  gelegt,  häufig 
aber  auch  gesagt,  dass  die  Tradition  in  capsam  s,  Mariae  erfolgt 
sei;  hier  ist  dann  also  die  carta  auf  das  Beliquienkästchen,  das 
wohl  meist  auf  dem  Altar  gestanden  haben  wird,  niedergelegt 
worden;  wie  auch  häufig  geradezu  gesagt  wird,  es  sei  an  die 
Reliquien  des  Heiligen  geschenkt  worden,  z.  B. 

Nied.  Rhein.  ÜB  I  9  (797)  ad  reliqoias  s.  Salvatoris. 


0  Abgedruckt  bei  Iiteseh-SchrOder  lOs  Nr.  44. 
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Hauptsächlich  geschah  dies  dann,  wenn  der  Bischof  auf 
einer  Reise  Schenkungen  entgegennahm;  er  pflegte  dann  das 
Reliquienkästchen  mit  sich  zu  führen;  z.  B. 

Hundt  n  9  (825)  capsa  s.  Mariae,  quae  episcopus  secum 

habuit. 
Bezeichnend  hierfür  ist 

Meich.  607  (839):  ein  vir  nobilis  Ratold  lässt  durch  einen 
Boten  den  Bisehof  bitten,  zu  ihm  nach  Tagolfingen 
zu  kommen.  Der  Bischof  kommt,  fragt  ihn  dreimal 
vor  Nachbarn  und  Verwandten  si  potenter  potuisset 
res  suas  .  .  .  alicubi  ad  domum  Dei  tradere?  Jener 
bejaht  es  und  viriliter  circumcinctus  gladio  suo  stabat 
in  medio  triclinio  domus  suae  tradiditque  in  capsam 

s.  Mariae  et  in  manus  episcopi  et  advocati  sui 

His  Omnibus  peractis  statim  de  omnibus  rebus  suis  per 

superliminarem  domus  suae  vestivit  episcopüm ...  et  exi- 

vit  ipse  R.  traditor  et  intravit  ep.  et  advocatus  eins; 

sed  postea  reversus  prestabat  ei  in  beneficium. 

Wesentlich  für  den  Traditionsakt  war  die  Anwesenheit  von 

Zeugen;  denn  diese  mussten  ihre  Namen  auf  die  Urkunde  setzen 

oder  gesetzt  haben,  oder  sie  mussten  die  firmatio  der  Urkunde 

vollziehen,  indem  sie  bei  der  Uebergabe  auf  dieselbe  ihre  Hand 

legten.    So  heisst  es  z.  B. 

Nied.  Rhein.  U.  (Ritz)  32  (941)  et  ut  haec  traditio  flrma 

et  inconvulsa  perseveret,  hanc  cartulam  fieri  rogavimus, 

manibusque  testium  bonorum  fieri  fecimus. 

Meist  aber  waren  der  besonderen  Feierlichkeit  des  Aktes 

entsprechend,  nicht  nur  die  erforderlichen  Zeugen,  sondern  noch 

viele  andere  Personen  zugegen :  der  Bischof  mit  seiner  gesammten 

Geistlichkeit,  die  Grafen  der  Umgegend,  andere  vornehme  Leute, 

Nachbarn  und  besonders  die  Verwandten. 

Denn  wie  bei  den  doncUiones  post  obUwn,  so  pflegte  auch 
bei  den  Schenkungen  mit  Vorbehalt  des  Niessbrauchs  der  Schen- 
ker sehr  häufig  die  vorherige  Zustimmung  seiner  erbberechtigten 
Verwandten  einzuholen  und  sie  zum  Erscheinen  bei  dem  Schen- 
kungsakt zu  veranlassen.  Und  zwar  hier  aus  demselben  Grunde 
wie  dort.  Denn  es  versteht  sich  von  selbst,  dass  bei  der 
Schenkung  mit  Vorbehalt  des  Niessbrauchs  nicht  die  Rede  sein 
kann  yon  einem  freiea  Belieben  der  Erben,  sich  an  die  Sehen- 
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knng  zu  binden  oder  nicht.  Hier  wurde  ja  die  Schenkung  so- 
fort thatsächlich  in  jeder  Beziehung  durch  den  Schenker  selbst 
vollzogen.  Aber  ihm  musste  oder  konnte  daran  liegen,  durch 
die  öffentliche  Zustimmung  seiner  Verwandten  zu  konstatieren, 
dass  dieselben  sein  Verffigungsrecht  anerkannt  und  damit  eigene 
Rechte  auf  den  Schenkungsgegenstand,  falls  solche  bestanden, 
aufgegeben  hätten.  Auch  im  Interesse  des  Beschenkten  musste 
eine  solche  Zustimmung  liegen,  da  durch  sie  künftigen  Anfech- 
tungen der  Grund  entzogen  wurde. 

§  21. 

Salmannen,  BUrgen,  boni  homines. 

Auch   die  Schenkungen   mit   Vorbehalt   des   Niessbrauchs 
wurden  zuweilen  durch  Salmannen  vollzogen.    Beispiele: 

Trad.  Wiz.  152  (828)  ego  Rihswind  .  .  .  tradidi  manu 
potestativa  viris  religiosis  Folchrahto  et  Sigimundo 
res  meas,  ut  ipsi  traderent  s.  Petro  ad  monasterium 
Wizenburg;  quod  et  ita  fecerunt.  hoc  est  quod  tradidi 

et  tunc  fuit  peticio  mea  .  .  .  folgt  Vorbehalt 

zu  Gunsten  der  Tochter  der  Schenkerin. 
Meich.  698  (835—853)  notum  sit  cunctis  .  .  .  qualiter  .  . 
Pilgrim  .  .  .  quandam  traditionem  fecit  .  .  .  totum 
et  integrum  in  manus  Ratoldi  comitis  et  Kepolfi  comitis 
dabat  ipsam  traditionem  peragere  in  altare  s.  Mariae 
ea  ratione  ut  coninx  eins  Alta  ipsam  traditionem  haberet 
usque  ad  finem  vitae  suae  ....  Ipse  vero  Ratolt 
comis  et  Kepolf  cum  ftmere  corporis  sui  venerunt  ad 
Frigisingas  snpradictis  verbis  ipsam  traditionem  per- 
fecerunt. 
Femer 

Trad.  Fuld.  172  (801)  ego  Liutberg   tradidi  per  manum 
Adalhelmi. 
Trad.  Fuld.  177  (803)  ego  .  .  Otmar  dono  atque  trado 
per  manum  Beniamines  et  Meginwartes. 
Oefters  wird  in  die  Urkunde   nicht  die  Tradition   an   die 
Salmannen,  sondern  die  der  letzteren  an  die  Kirche  erwähnt. 
Dann  beisst  es  z.  B. 
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Trad.  Fuld.  507  (837;  ego  .  .  Sigibald  trado  in  elimosinam 
Asis  quondam  comitis  quod  ille  mihi  maiiu  pot^stativa 
tradidit  ad  tradendum  ad  monasterium  .  .  .  .  ea  sciücet 
ratione,    ut  mater  eius  .  .  .    cuncta  ....    ad  vitam 
siiam  usufructuario  possideat. 
Trad.  Fuld.  451  (824)  ego  . .  .  Hahho  comes  et  Adalpraht 
tradimus  in  elimosinam  Hiltiburgae  qoicquid  illa  nobis 
manu  potestativa  tradidit  tradendum  ad  monasterium 
s.  Bouifatii  .  .  .  ea  scilicet,  ratione,  ut  haec  omnia 
Hiltiburg  habeat  ad  snam  vitam. 
Aehnliche  Fälle  sind  Trad.  Fuld.  517  (838),  518(836);   in 
Wart.  I  49  (766)  sind  es  die  vier  Söhne,  welche  als  Salmannen 
die  Schenkung  ihres  Vaters  ausfilliren;   ferner  Wart.   II  773 
(912). 

Es  ist  nicht  nöthig  nach  den  im  ersten  Abschnitt  gegebenen 
Erörterungen^)  hier  noch  einmal  auf  die  Bedeutung  des  Insti- 
tuts der  Salmannen  einzugehen ;  jedenfalls  ist  klar,  dass  sie  auch 
bei  den  Schenkungen  mit  Vorbehalt  des  Niessbrauchs  dazu 
verwendet  wurden,  die  Schenkung  zu  vollziehen,  d.  h.  den 
Schenkungsakt  vorzunehmen,  indem  der  Schenker  dies  selbst 
zu  thun  durch  irgend  einen  Grund  verhindert  war. 

Uebrigens  sei  erwähnt,  dass  die  Tradition  durch  Salmannen 
auch  nicht  selten  bei  unbedingten  Schenkungen  vorkommt. 

Ferner  werden  in  einigen  Urkunden  fideiussores^  Bürgen, 
genannt^).    So  z.  B.  in 

Meich.  380  (818):  dem  auf  Visitationsreisen  befindlichen 
Bischof  wird  unterwegs  eine  Schenkung  gemacht: 
ftdeiussores  Cozolt,  Hiltrat,  Wolheri.  Sed  postea  illius 
petitio  fuit,  quod  benigna  miseratio  .  .  episcopi  non 
denegavit,   ut  ipsam  rem  per  beneficii  usu  fructuario 

ad  suam  praestitisset  vitam,  quod  et  ita  fecit 

haec  sunt  testes  .... 
Femer  Meich.  414  a.  820  (eine  Urkunde,  die  im  Einzelnen 
Schwierigkeiten  bietet), 

Meich.  509  (827)  .  .  .  pro  vestitura  fideiussores  fue- 
runt  .... 


>)  Siehe  oben  Seite  43  ff. 

•)  Vgl.  Hensler  Gewere  S.  19, 
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Meich.    596  (836)  ...   et  isti  testes  per  aai*es  tracti: 
filii  mei  Engilhart  et  Sigihart  et  Kerbart  sibi  invicem 
testes  extiterunt  et  fideiassores. 
In  anderen  Fällen   wird,  wie  wir  schon  gesehen  haben, 
ein  fideiussor  vestitnrae  erwähnt:  z.  B. 

Meich.  605  (838)  vestiturae  fideinssor  et  testis. 

Meich.  631   (844)  fideinssor  traditionis  et  censns  extitit 

ac  vestiturae. 
Meich.  639  (846)  fideiussor  vestiturae^). 
Besonders  aus  diesen  zuletzt  angeführten  Fällen  ergiebt 
sich  deutlich  die  Rolle,  welche  die  ßdeiussores  spielten :  bei  der 
Vornahme  der  symbolischen  Investitur  verbürgten  sie  sich  dafür, 
dass  derselben  die  reale  Besitzräumung  und  Besitzeinweisung 
folgen  werde.  Es  ist  bezeichnend,  dass  wir  derartigen  Bürgen 
nur  bei  Schenkungen  mit  Vorbehalt  des  Niessbrauchs  begegnen, 
bei  denen,  wie  wir  sahen,  der  Vornahme  der  thatsächlichen 
Besitzveränderung  nichts  im  Wege  stand;  bei  donationes  post 
obitum  wäre  eine  solche  Verbürgung  zwecklos  und  dem  Wesen 
des  Rechtsgeschäfts  widersprechend  gewesen. 

Die  Bürgen  in  der  besprochenen  Art  finden  sich  nur  in 
den  Freisinger  Urkunden,  scheinen  also  eine  Eigenthümlichkeit 
des  bairischen  Rechts  zu  sein. 

Nur  einmal  heisst  es  in  einer  Urkunde  von  St.  Gallen 
Wart.  343  (833):  ego  .  .  trado  .  .  et  in  manus  fideiusso- 
rum  constituo,  ut  illi  hoc  perficiant,  sicut  ego  condixi. 
In  diesem  Falle  werden  aber  ersichtlich  mit  dem  Ausdruck 
ßdeiussores  Salmannen  bezeichnet. 

Zuweiten  werden  unter  den  bei  der  Tradition  Anwesenden 
bofU  homines  genannt.    Z.  B.  in 

Meich.  13  (765):  es  heisst,  trotz  etwaiger  Anfechtungen 
solle  die  Schenkung  per  epistolam  omni  tempore  fir- 
miorem  obteneat  roborem.  Manu  mea  propria  subter 
firmavi  et  bonis  hominibus  ad  roborandum  decrevi, 
quorum  nomina  .  .  . 
Ganz  ebenso  in  Meich.  24  (769). 

J^emer  in  Trad.  Wiz.  48  (?)  postea  quoque  fuit  mea  pe- 
titio  vel  bonorum  hominum,  ut  dum  advixero 


')  V^l.  auch  4ie  Urkunde  Heicb.  369  (818). 
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Es  ist  streitig,  was  man  unter  den  boni  honUnes  zu  ver- 
stehen habe;  am  wahrscheinlichsten  ist,  dass  man  mit  diesem 
Ausdruck  augesebene  hauptsächlich  mit  Grundbesitz  ausgestattete 
Männer  aus  der  Nachbarschaft  bezeichnete*). 

§  22. 

Erneuerung  und  Bestätigung. 

Häufiger,  als  bei  den  donationes  posi  obüum,  finden  wir  bei 
den  Schenkungen  mit  Vorbehalt  des  Niessbrauchs  Erneuerungen 
und  Bestätigungen. 

Während,  wie  oben^;  ausgeführt  wurde,  bei  den  donaiiones 
post  obiium  nur  sieben  Fälle,  in  denen  die  Schenkung  erneuert 
wurde,  nachgewiesen  werden  konnten,  habe  ich  deren  bei 
Schenkungen  mit  Vorbehalt  des  Niessbrauchs  39  unter  mehr 
als  1200  Urkunden  gefunden.  Von  diesen  fällt  die  überwiegende 
Mehraahl  dem  bairischen  Recht  zu,  nämlich  31  (29  aus  Frei- 
singen, 2  aus  Passau);  hierzu  kommen  nur  8  ausserbairische 
Urkunden,  nämlich  5  aus  St.  (iallen,  eine  aus  dem  Urkunden- 
buch  des  Niederrheins,  eine  aus  dem  Nassauischen  Urkunden- 
buch,  eine  aus  Pardessus  Diplomata^). 

Es  ist  klar,  dass  hier  das  Vorkommen  derartiger  renovaiio- 
nes  oder  firmaiiones  nicht  auf  eine  etwaige  Widerxniflichkeit  der 
Schenkung  schliessen  lassen  kann;  denn  durch  einen  Widerruf 
seitens  des  Schenkers  würde  der  durch  die  Schenkung  und  die 
Niessbrauchsgewährung  begründete  Rechtszustand  willkürlich 
aufgehoben  werden. 

Auch  hier  ist  der  Zweck,  das  bestehende  Rechtsverhältniss 

0  Vgl.  Waitz  Verf.  Gesch.  II  V  S.  273,  274. 
')  Siehe  oben  Seite  55,  56. 
*)  Es  sind  folgende  Urkunden: 

Meich.  154  (807),  206  (810),  319  (815),  332  (815),  333  (815),  342  (816), 
343  (816),  351  (816),  357  (817),  372  (818),  423  (821),  429  (822),  458 
(824),  461  (824),  468  (818),  477  (822),  495  (826),  496  (826),  532 
(828),   576  (810—36),   593  (836),   596  (836),  598  (836),  613  (841). 
624  (843),  646  (846),  669  (849),  981  (8a3— 906); 
Hundt  II  24(845),  Trad.  Pat.  6  (765—800),  23(834); 
Wart.  I  144  (797),  343  (833),  II  418  (852),  566  (841-72),  548  (870); 
Nied.  Rhein.  ÜB  21:  Nass.  ÜB  59;  Pard.  Dipl.  II  547. 
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durch  eine  Wiederholung  der  dasselbe  begründenden  Handlung 
als  ein  noch  immer  zu  Recht  bestehendes  auch  Dritten  gegen- 
über sichtbar  werden  zu  lassen. 

Die  Erneuerungen  werden  theils  von  den  ursprünglichen 
Schenkern  selbst,  theils  von  ihren  Nachkommen  vorgenommen. 
Fälle  einer  einfachen  Enieuerung  durch  den  Schenker  finden 
sich  in  folgenden  Urkunden:  Meich.  154  (808);  hier  geschieht 
die  Erneuerung  nach  einem  Jahre;  Meich.  372  (818);  hier  wird 
sie  dagegen  schon  nach  sieben  Tagen  vorgenommen ;  Meich.  423 
(821),  468  (818),  532  (828),  578  (810--35);  ferner  in  einer  St. 
Galler  Urkunde:  Wart.  I  302  (826). 

Bemerkenswerth  ist  eine  Passauer  Schenkung 
Trad.  Pat.  23  (834):  eine  Matrone  Werdni  hatte  eine 
Schenkung  mit  Vorbehalt  des  Niessbrauchs  gemacht. 
Haec  vero  per  plurima  tempora  dilationis  nunc  in 
spacie  praesenti  huius  temporis  ipsa  praedicta  matrona 
coepit  valde  fortiter  egrotare  pene  vitam  finiri;  sed 
dum  esset  in  illa  valida  infirmitate  rogavit  Annum 
chorepiscopum  ipsius  sedis  addnci  ad  se  et  tradidit 
omnem  traditionem  in  manu  sua  et  ita  per  plurima 
testimonia  confiimavit  (erste  Erneuerung).  Domino 
quoque  miserante  ipsa  est  recuberata  et  vitam  ista 
reversa  est  et  iam  regressa  est  ipsa  ad 
ecclesiam  s.  Stephani  praesente  Reginhario  episcopo 
.  .  hec  omnia  tradidit  iterum  .  .  et  in  ipsa  hora  tra- 
ditionem suam  anteriorem  et  posteriorem  iterum  reno- 
vabat  in  vice  tertia  omnia  haec  et  ipsam  traditionem 
reddidi  in  manum  ipsius  episcopi  (zweite  Erneuerung). 
Et  postea  iterum  quarto  tempore  supradicta  renovabat 
et  cum  testibus  iterum  firmavit  (dritte  Erneuerung). 
Wir  haben  also  hier  eine  dreifache  Erneuerung  einer  und 
derselben  Schenkung. 

Es  bestand  die  Sitte,  derartige  Erneuerungen  alle  fünf  Jahre 
vorzunehmen^). 

Unter   den   Schenkungen   mit  Vorbehalt   des  Niessbrauchs 


*)  Zur  Erklärimg  dieser  Sitte  genügt  es  daran  zn  erinnern ,  dass  man 
sie  mit  grosser  Wahrscheinlichkeit  für  einen  Ausflnss  der  römischen  fünf* 
jährigen  Censusperiode  erklärt  hat. 
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habe  ich  kein  Beispiel  gefunden,  aus  dem  sich  ein  fünfjähriger 
Zwischenraum  mit  Bestimmtheit  nachweisen  liesse.  Wohl  aber 
wird  in  einigen  Urkunden  ausdrücklich  gesagt ,  die  gegenwärtige 
Schenkimg  solle  so  sicher  sein  und  für  die  Zukunft  ein  gleich 
festes  Verhältniss  begründen,  als  wenn  sie  semper  per  quin- 
quennium  renovata  fuisset. 

Mitt.  Rhein.  ÜB  I  21  (767):   hanc   autem  precariam    non 
sit  necesse  de  quinquennium  in  quinquenniümrenovandi; 
sed  ista  sola  per  se  sufflciat. 
Ferner  Marc.  II  5  (Z.  S.  77,  78)  Pard.  Dipl.  II  547  (730), 
Wart.  II  566  (841—872). 

Die  Erneuerung  hat  zuweilen  darin  ihren  Grund,  dass  die 
ursprüngliche  Schenkung  ohne  Beobachtung  aller  Rechtsförm- 
lichkeiten vorgenommen  worden  ist. 

Nass.  ÜB  I  1,  59  (842):    die  Erneuerung  geschieht,  quod 
illa  prior  traditio,  quam  genitor  et  avus  noster,  et  post 
eum  ego  Managolt  et  filii  mei  ....  fecimus,  non  per- 
fecta nee  litteris  fuit  mandata,  sed  nee  etiam  in  pu- 
blice pagensium  nostrorum,  ut  oportuit,  celebrata  vel 
conflrmata  fuerat  placito  et  decreto. 
Wart,  n  418  (852)  hanc  autem  traditionem  ideo  ego  facere 
volui,  quia  illa  prior  traditio,  quam  Staricholftis  fecit, 
non  perfecta  nee  litteris  fuit  mandata. 
Oder  die  Schenkung  wird   an  dem   gehörigen  Ort  in  der 
Kirche  vor  dem  Bischof  wiederholt;    so  scheint  Meich.  461  (824) 
erklärt  werden  zu  können: 

Rihpald  simul  cum  uxore  sua  ambo  pariter  .  .  .  tradiderunt 
.  .  .  quicquid  habuerunt  in  loco  Steinheringa  seu  in 
altarem  ipsius  ecclesiae.  Et  postea  venerunt  ad  pium 
pontiflcem  Hittonem  ad  Ezzilingas  et  firmaverunt  prius 
peractam  traditionem  in  manus  Hittonis  episcopi  .  .  . 
In  Meich.  370  (819)  wird  eine  Schenkung  in  Preisingen 
erneuert,  die  vorher  (darüber  berichtet  Meich.  369  a. 
818)  in  Italia  in  civitate  Vincentia  vorgenommen  wor- 
den war. 
Dann  findet  sich  auch,  dass  vor  einer  Reise,  einer  Romfahrt, 
frühere  Schenkungen  erneuert  werden  (Meich.  342  a.  816);  wird 
die  Erneuerung  nach  glücklicher  Rückkehr  vorgenommen  (z.  B. 
Meich.  357  a.  817),  so  gehört  ein  solcher  Fall  zu  den  Sehen- 


111 

kungen  mit  resolutiy  bedingtem  Vorbehalt,  von  denen  uuteü  zn 
sprechen  ist'). 

Einen  weiteren  Anlass  bot  eingetretener  Wechsel  im  Bischofs- 
sitz;   der  Sicherheit  halber  wurde  eine  unter    dem  friiheren 
Bischof  vollzogene  Schenkung  unter  seinem  Nachfolger  erneuert. 
Meich.  332  (815)  Waninc  presbyter  reddidit  ecclesiam  .  . 
in  manus  ven.  Hittonis  episcopi  .  .  et  rursum  renovavit 
illam  traditionem,  quam  temporibus  Arpionis  ad  prae- 
fatum  domum  flxit,  ut  firmier  et  stabilior  .  .  .  fuisset. 
Hierher  gehören  femer  Meich.  333  (816;    hier  geschieht 
die  Erneuerung  auf  Bitten  des  Bischofs),  596  (836). 
Äehnlich  liegt  die  Sache  in  der  Urkunde 
Trad.  Pat.  6   (765—800);   hier  ist  es  aber  ausser  dem 
bischöfyichen  Thronwechsel  der  Übergang  der  Regie- 
rung vom  letzten  Baiernherzog  auf  König  Karl,  welche 
zu  der  Erneuerung  den  Anlass  giebt:   ego  .  .  Pech- 
hari  presbyter  .  .  .  tradidi  villam  meam  ...  ad  beatum 
Stephanum  .  .  .  sub  tempore  Tassiloni  principi  et  epi- 
scopi Uuisnrich  .  .  et  modo  pro  tempore  Caroli  regi .  . 
itemm  firmavi  ad  ipsum  altarem  .  .  .  coram  episcopo 
nomine  Uualtrih. 
Während  in  allen  bisher  besprochenen  Fällen  der  Schenker 
selbst  die  Erneuerung  vornimmt,  geschieht  dies  häufig  von  Seiten 
dessen,  zu  dessen  Gunsten  der  Niessbrauch  noch  nach  dem  Tode 
des  Schenkers  selbst  vorbehalten  bleiben  soll,  mag  dies  der  Sohn 
oder  ein  anderer  Verwandter  des  Schenkers  oder  ein  anderer 
Dritter  sein. 

Durch  den  Sohn  wird  die  Schenkung  erneuert  in: 
Meich.  206  (vor  810),  351  (816),   593  (836),   640  (846), 
981  (883—906);   Hundt  II,  24  (845);  Mitt.  Rhein  ÜB 

I  2  (797);  Nass  ÜB  I  1,  59  (842);  Wart.  I  343  (833), 

II  548  (870); 

durch  die  Tochter:    Meich.  495  (826); 

durch  den  Bruder:   Meich.  496  (826); 

durch  die  überlebende  Gattin:   Meich.  319  (815); 

durch  den  überlebenden  Vater:   Meich.  206  (vor  810); 

durch  einen  Dritten:   Wart.  11  418  (852). 


1)  Siehe  unten  §  27. 
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Nun  kam  es  aber  auch  vor,  dass  siebt  bloss  die  frühere 
Schenkung  einfach  erneuert  wurde,  sondern  dass  bei  der  Er- 
neuerung zu  derselben  noch  etwas  hinzugefügt  wurde;  sei  es 
das  inzwischen  Erarbeitete  oder  Hinzugekommene  (z.  B.  Meich. 
333  a.  815,  477  a.  822,  598  a.  836,  669  a.  849;  Hundt  II  24 
a.  845),  sei  es  andere  Gegenstände,  z.  B.  ein  Höriger  (Meich.  332 
a.  815);  oder  auch  ein  früher  nicht  in  die  Schenkung  aufge- 
nommener Theil  der  geschenkten  Ländereien  (Meich.  458  a.  824). 
In  Meich.  319  (815)  fügt  die  Gemahlin  des  Schenkers  das  ihr 
gehörige  hinzu.  Es  kommt  auch  vor,  dass  erst  bei  der  Er- 
neuerung der  Schenker  einen  Vorbehalt  macht;  so  bittet  er  in 
Meich.  429  (822),  dass  an  der  Schenkung  seinem  Enkel  der 
Niessbrauch  gestattet  werde.  Als  ein  in  den  Urkunden  seltener 
Fall  möge  noch  die  Urkunde  Cod.  dipl.  Alem.  ed.  Neugard  I 
626  (982)  angeführt  werden:  in  ihr  wird  berichtet,  wie  ein 
Bischof  von  Lausanne  auf  seiner  Rückreise  von  Rom  das  Kloster 
St.  Gallen  besucht,  es  mit  Reliquien  beschenkt,  zugleich  aber 
auf  den  lebenslänglichen  Genuss  des  von  ihm  Mher  geschenkten 
Eigens  im  Aargau  verzichtet  und  jetzt  demselben  andere  Güter 
beifügt. 

Es  bleibt  als  eine  besondere  Form,  die  Schenkung  gegen 
Anfechtung  möglichst  zu  sichern,  ausser  der  Erneuerung  die 
Sitte  zu  erwähnen,  dass  man  die  Schenkung  durch  den  Herzog 
oder  König  bestätigen  liess^).  Freilich  haben  die  in  Baiern  sehr 
zahlreichen  Bestätigungen  durch  den  Herzog  vor  allem  darin 
ihren  Grund,  dass  das  Eigenthum  an  dem  verliehenen  Gut  auf 
herzoglicher  Uebertragung  beruhte,  dass  das  Gut  daher  noch 
nicht  zur  gänzlich  freien  Verfügung  des  jeweiligen  Eigenthümers 
stand,  sondern  der  Auktor,  der  Herzog,  zur  Veräusseining  seine 
Einwilligung  geben  musste').  Aber  in  einigen  Urkunden  wird 
doch  mit  der  Bestätigung  zweifellos  jener  zuerst  genannte  Zweck 


')  Vgl  Roth  Beueficialwesen  S.  218:  ,Der  Ghmnd  davon  war  wohl  kein 
anderer,  als  daas  das  deutsche  Recht  Schenkungen  und  letztwilUge  Verffi* 
gongen  sehr  erschwerte,  und  man  sich  auf  diese  Weise  vor  dem  Widersprach 

der  Verwandten  sicher  steUen  woUte*' ,ySie  wurden  lediglich  zum  nn* 

schädlichen  Ueherfluss  nachgesucht''. 

")  Hierfiber  vgl.  Roth  a.  0.  S.  243,  besonders  Bninner  Landschen- 
knngen  S.  8  ff. 
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verfolgt*).  Ein  besonders  alterthümliches  hierher  gehöriges 
Beispiel  ist  die  Formel  Marc.  T  13  (Z.  S.  51,  52),  in  welcher 
die  Schenkung  vor  dem  König  vorgenommen  wird*)  und  zwar 
in  der  Weise,  dass  der  Schenker  die  Gfit^r,  welche  er  einem 
Dritten  schenken  will,  dem  Könige  „lesiwerpiert",  d.  h.  sie  ihm 
tiberträgt,  indem  er  ihm  die  festuca  als  Traditionssymbol  m 
laimm,  in  den  Schooss  wirft ;  damit  ist  der  König  gewisser- 
maassen  Treuhänder,  Salmann,  geworden;  d.  h.  er  hat  die  Aus- 
führung der  Schenkung  übernommen.  Daher  erlässt  er  nun 
einen  königlichen  Befehl,  praeceptio,  in  welchem  dem  Schenker 
der  lebenslängliche  Niessbrauch  gestattet  wird. 

Diese  feierliche  Form  ist  in  späterer  Zeit  ausser  Gebrauch 
gekommen.  Aber  die  Bestätigung  durch  eine  mit  öffentlicher 
Autorität  ausgestattete  Person  kommt  doch  auch  später  vor; 
so  z.  B.  in  einer  St.  Galler  Urkunde  (Wart.  I  49  a.  766),  wo 
also  jener  in  Baiern  meistentheils  geltende  Bestätigungsgrund 
nicht  vorauszusetzen  ist;  hier  erklären  die  Schenker  ihren 
Schenkungswillen  ante  Cozperto  praeside  et  ante  pagensis  nos- 
tros  und  führen  dann  die  Tradition  aus,  wie  es  ausdrücklich 
heisst,  consentiente  Cozperto  comite.  Es  ist  selbstverständlich, 
dass  eine  derartige  Einwilligung  von  Seiten  der  Obrigkeit  der 
Schenkung  Nachdruck  verschaffen  und  sie  gegen  unberechtigte 
Angriffe  schützen  konnte. 

§  23. 

Wirkungen. 

Während  in  Bezug  auf  die  Form,  in  welcher  die  donaiio 
poet  obitutn  und  die  Schenkung  mit  Vorbehalt  des  Niessbrauchs 
vollzogen  wird,  kein  scharfer  Gegensatz  aufzustellen  ist^  sondern 
eine  Verschiedenheit  nur  in  so  fern  besteht,  als  die  den  beiden 


*)  Brnnuer  führt  a.  0.  als  Beispiele  aus  Baiem  Meich.  7,  66,  67,  Hundt 
6  an^  in  denen  „der  Consens  nicht  sowohl  als  Veräussemngslicenz  denn  zur 
Bekräftigung  einer  an  sich  nicht  consensbedürftigen  Schenkung  erwirkt  worden 
ist,  um  den  kirchlichen  Besitzstand  gegen  Anfechtungen  sicher  zu  stellen'. 

»)  Vgl.  Roth  a.  0.  S.  240  ff.  Er  flUirt  hier  aus,  dass  der  König  als 
oberster  Richter  handelt  und  durch  den  Festucawurf  „Gewere  zu  treuer  Hand' 
erhält. 

H&bner,  die  donationes  post  obitum.  8 
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Schenkungsarten  gemeinsame  Uebertragungsweise  dnrch  troMio 
cartae  im  letzteren  Fall  durch  sofortige  reale  Besitzeinweisung 
ergänzt  werden  kann,  tritt  in  den  Wirkungen  der  Gegensatz 
um  so  deutlicher  hervor. 

Dieser  Gegensatz  fasst  sich,  wie  dies  schon  oben  im  all- 
gemeinen ausgeführt  worden  ist^),  darin  zusammen,  dass  die 
donatio  post  obitum  ein  bedingtes,  die  Schenkung  mit  Vorbehalt 
des  Niessbrauchs  ein  unbedingtes  Rechtsgeschäft  ist.  Daher 
sind  die  Wirkungen  der  letzteren  augenblickliche. 

Im  Augenblick  der  Schenkung  geht  Eigenthnm  und  Besitz 
auf  den  Beschenkten  über. 

So  wird  denn  auch  zuweilen  ganz  wie  bei  den  unbedingten 
vorbehaltlosen  Schenkungen  gesagt:  dono  ab  hodiemo  dtc^. 

Und  in  der  That  ist  die  dann  folgende  Niessbrauchsreser- 
vation  nicht  im  Stande,  der  Schenkung  ihren  augenblicklichen 
Charakter  zu  nehmen.  Juristisch  steht  die  Schenkung  mit  Vor- 
behalt des  Niessbrauchs  der  reinen  Schenkung  sehr  viel  näher 
als  der  donatio  post  obitum,  Wirthschaftlich  dagegen  kommt  sie 
der  letzteren  sehr  nahe.  Denn  allerdings  macht  es  wirthschaft- 
lich keinen  grossen  Unterschied,  ob  der  Schenker  Eigenthümer 
bleibt,  aber  Eigen  thfimer,  dem  die  freie  Veräusserungs-  und 
Vererbungsbefugniss  genommen  ist,  oder  ob  er  sein  Eigenthum 
aufgiebt  und  sich  nur  die  Nutzung  vorbehält.  Aber  aus  dieser 
fast  gleichen  wirthschaftlichen,  kann  man  nicht  auf  die  gleiche 
rechtliche  Wirkung  schlie§sen. 

Wie  jeder  andere  Prekarist,  so  steht  auch  der  Schenker, 
dem  der  Niessbrauch  per  epistolam  precariae  zurückgegeben  ist, 
in  einem  Abhängigkeitsverhältniss  zu  dem,  der  ihm  das  Land 
verliehen  hat.    Dieser  letztere  und  er  allein  ist  Eigenthümer. 

So  werden  auch  z.  B.  in  einer  Freisinger  Urkunde  die 
Schenkungsgegenstände,  an  denen  der  Niessbrauch  gewährt 
wird,  ausdrücklich  als  Eigenthum  der  Kirche  bezeichnet: 

Meich.  104  (805)  ea  vero  ratione  hanc  traditionem  feci, 
ut  mihi  de  his  omnibus  uti  liceat  ad  meliorandum,  non 
in  alio  loco  tradendum,  sed  fruendum  et  augendum 
sicut  iustum  et  rectum  est  res  proprias   Dei  elec- 


*)  Seite  76  ff. 

»)  z.  B.  Meich.  467  (824),  Schoepflin  I  76  (811). 


115 

torum  firmiter  condonatas  et  traditas  in  illorum  timore 
et  amore  caute  custodire  atque  in  omnibus  fideliter 
conservare. 
Aus  dieser  Urkunde  ergeben  sich  zugleich  mit  anschaulicher 
Deutlichkeit  die  Pflichten  des  Niessbrauchers,  die  auch  in  zahl- 
reichen anderen  Fällen  ausdrücklich  betont  werden.     Er  darf 
in  keiner  Weise  die  Substanz  des  Gutes  verändern,  darf  das- 
selbe   nicht   vertauschen,    verkaufen   oder   in  seinem  Werthe 
mindern. 

Marc.  II  5  (Z.  S.  77,  78)  ut  nihil  exinde  paenetus  de 
qualibet  rem  alienandi  aut  minuendi  pontificium  non 
habeamus,  sed  absque  ullo  preiudicio  suprascribtae 
ecclesiae  vel  vestro  eam  t^ntummodo  excolere  debeamus. 
Meich.  230  (vor  810)  licentiam  non  habeat  vendendi  atque 
commutandi  nee  exinde  in  publico  aliquid  faciendum. 
Meich.  430  (822)  in  nullum  naufragium  ponere  licentiam 

non  habeara. 
Dagegen  liegt  es  ihm  ob,  durch  Bewirthschaftung  die  Er- 
tragsfähigkeit zu  steigern;  er  darf  das  Gut  bewohnen  und  in 
jeder  Weise  nutzen.    Auch  dies  ist  auf  die  mannigfachste  Weise 
ausgedrückt : 

Meich.   I  S.  58,  59  (758)  causam  meam  ad  augendam   et 

emeliorandam ,  non    in  nullo  comminuendum. 
Meich.   19  (776)    ad    inhabitandum    et   ad  augendum  seu 

propagandum  ut  decet  Dei  domui. 
Bezeichnend  für  den  Umfang  des  vorbehaltenen  Rechts  ist 
auch  eine  St.  Galler  Urkunde 

Wart.  II  469  (859):  ea  ratione  videlicet,  ut  habeamus  in 

ipsa  marcha  licentiam  et  potestatem  ad  ligna  cedenda 

et  aedificia  construenda  et  pascua  necessaria  et  omnia 

talia,  quibus  indigemus,  et  ut  ipsas  res  ad  nos  reci- 

piamus  diebus  vite  nostre. 

Wie  begrenzt  jedoch  die  Befugnisse  des  Nutzniessers  waren, 

zeigt  sich  darin,  dass  er  sich  in   einigen  Fällen   ausdrücklich 

das  Recht  ausbedingt.  Hörige  freilassen  zu  dürfen,   wodurch  ja 

allerdings  auch  die  Substanz  des  Gutes  verändei-t  wurde. 

Marc,  n  3  (Z.   S.  74—76)  ea   scilicet  ratione,  ut,  dum 
pariter  advivimus,  antedictas  villas  sub  usu  benefitio 
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tantummodo ,   absque    uUo  preiuditio  vel  deminutione 

aliqua  ipse  moiiasterii  possideamus,  nisi  tantum,  si  ali- 

qiiis  ex  servieiitibus  nostris  a    iugum  semtutis  pro 

commune  meicede  relaxare  voluerimus. 

Fast   wörtlich    dieser   Fonnel    nachgeschrieben    ist    eine 

Weissenburger  Urkunde:  Trad.  Wiz.  9  (734);   hierher  gehört 

auch  Meich.  369  (818). 

Dies  so  beschaifene  Niessbrauchsrecht  ist  durchgehends  ein 
lebenslängliches.  Mit  dem  Tode  des  oder  der  Berechtigten 
konsolidiert  sich  sofort  das  Recht  des  Beschenkten;  nnmittelbar 
ohne  jeden  Zwischenakt  fällt  das  abgezweigte  Niessbrauchsrecht 
in  das  Eigeutlium  zurftck.  Auch  dies  drucken  die  Quellen  in 
klarer  und  unzweideutiger  Weise  ans.  Die  mit  Vorliebe  ge- 
brauchten Ausdrücke  recUre^  revocare  lassen  erkennen,  dass 
in  der  That  ein  Heimfall  erfolgt,  dass  auch  nach  der  Auffassung 
der  die  Urkunden  abfassenden  Schreiber  das  Eigenthum  auch 
ohne  realen  Besitzübergang  in  seiner  vollen  Unbeschränktheit 
schon  einmal  bei  dem  Beschenkten  gewesen  sei. 

Meich.  13  (765)  post  obitum  vero  nostrum  cum  omni  rem 
addita  vel  emeliorata    absque   ulla  consignatione  vel 
contradictione  ipse  rector,  qui  tunc  tempore  ipso  mo- 
nasterio  s.  Mariae  ad  gubemandum  praeesse  videtur, 
in  suani  faciat  revocare  dominationem. 
Der  Ausdruck  sine  uUa  contradictione  ist  besondei*s  häufig; 
dafür    kommt    auch  vor    absque    uUa  marridone,    z.   B.  Mitt. 
Rhein.  ÜB  19  (765),  Meich.  458  (824),  Wart.  U  389  (844). 
Bezeichnend  ist  auch  folgende  Wendung 
Meich.  374  (818)  .  .  .  die,  in  quo  vitam  terminarent,  ex- 
timplo  ad  praefatum  edeni  perpetualiter  atque  stabiliter 
preter   obiui^ationem  ullius  i'epellitudinis   adhabetur. 
Mit  derartigen  Sätzen  wird  deutlich  konstatiert,  dass  nach 
dem  Tode  des  Berechtigten  kein  anderer   irgend  welche  An- 
sprüche geltend  zu  machen  hat. 

§  24. 

Zins. 

Das  dui'ch  die  Schenkung  und  den  Niessbrauchsvorbehalt 
begründete  Verhältniss  der  dinglichen  Abhängigkeit  des  Schenkers 
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vom  Beschenkten  findet  in  zahlreichen  Fällen  einen  äasseren 
Ausdruck  in  der  Bestellung  eines  Zinses,  welcher  von  dem 
Usufruktuar  an  den  Eigenthfimer  zu  entrichten  ist. 

Es  wurde  schon  bemerkt  ^),  in  welcher  Weise  die  Thatsache 
der  Zinsbestellung  von  Heusler  für  seine  Auffassung  der  Schen- 
kungen verwendet  worden  ist. 

Auch  Heusler  führt  aus  —  wie  das  ja  überhaupt  keinem 
Zweifel  unterliegen  kann  — ,  dass  der  Zins  in  dem  angegebenen 
Sinne  gezahlt  wurde  als  ein  Zeichen  des  bestehenden  Leihe- 
verhältnisses, als  eine  Anerkennung  des  Eigenthunis  des  Be- 
schenkten. 

Dies  soll  sich  anders  verhalten  haben,  wo  kein  Zins  ge- 
zahlt wurde.  Aber  man  wird  vergeblich  nach  einem  Unter- 
schiede zwischen  beiden  Fällen  suchen.  Genau  dieselben  Aus- 
drücke werden  hier  wie  dort  gebraucht;  hier  wie  dort  das 
umfructuario  ordine  possidere,  der  unmittelbare  Heimfall  beim 
Tode  des  Usufruktuars  mit  wörtlich  gleichen  Ausdrücken  be- 
zeichnet. Femer  ist  zu  beachten,  dass  sich  eine  Zinsbestellung 
in  den  Quellen  aus  der  ältesten  Zeit,  den  Foimulae  Andeca- 
venses  und  in  den  Marculfischen  Sammlungen  noch  nicht  findet ; 
das  früheste  Beispiel  unter  den  Formeln  dürfte  die  Formel  3 
in  den  Additamenta  e  codicibus  formulaiiim  Turonensium 
(Z.  S.  160)  sein  (aus  Merovingischer  SSeit).  Was  die  Urkunden 
anlangt,  so  ist  abgesehen  von  der  Urkunde  bei  Pardessus  I  196 
vom  Jahre  587  (die  füglich  nicht  zu  den  deutschen  Urkunden 
gerechnet  werden  kann)  das  früheste  Beispiel  die  Urkunde 
Wart.  I  3  aus  den  Jahren  716  bis  720;  jedoch  ist  diese  Ur- 
kunde von  zweifelhafter  Echtheit.  Das  erste  Freisinger  Bei- 
spiel stammt  aus  dem  Jahre  763  (Meich.  12). 

Nun  erklärt  sich  dies  allmähliche  Aufkommen  der  Zinsbe- 
stellung sehr  wohl.  Dieselbe  stellt  einen  deutschrechtlichen 
Einfiuss  auf  den  römischen  Ususfruktus  dar.  Bei  dem  letzteren 
war  von  einem  Zins  keine  Rede;  vielleicht  könnte  man  sagen, 
dass  bei  ihm  die  caatio  usufructuatia  eine  dem  Zins  ähnliche 
Funktion  zu  erfüllen  habe.  Aber  durch  diese  Einführung  der 
Zinsbestellung  wurde  doch  die  juristische  Natur  des  Niessbrauchs 
nicht  verändert.     Weder  in  den  Rechtsinstituten    als  solchen 
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noch  in  den  überlieferten  Fällen  liegt  irgend  ein  Grund  vor, 
die  Zinsbestellung  als  ein  rechtliches  Unterscheidungsmerkmal 
anzusehen.  Jedenfalls  müssten,  sollte  ein  solches  nachgewiesen 
werden,  irgend  rechtlich  verschiedene  Wirkungen  aufzufinden 
sein;  aber  solche  haben  wir  vergebens  gesucht. 

Vielmehr  lassen  sich  einige  positive  Beweise  für  die  Gleich- 
artigkeit beider  Fälle  beibringen. 

In  einigen  St.  Galler  Urkunden  handelt  es  sich  um  Vorbe- 
halt des  Niessbrauchs  sowohl  für  den  Schenker,  als  auch  für 
Dritte,  und  zwar  seine  Verwandten. 

Nun  wird  in  einem  Falle  (Wart.  III  Anhang  3,  a.  838)  be- 
stimmt, dass  die  Schenkerin  und  ihr  Gemahl  den  Niessbrauch 
gegen  Zins,  die  Nachkommen  dagegen  denselben  ohne  Zins  er- 
halten sollen. 

Umgekehrt  ist  es  in  den  Urkunden  Wart.  11  407  (849)  und 
592  (875) :  hier  ist  der  Niessbrauch  für  die  Schenker  zinsfrei,  für 
die  Nachkommen  mit  einem  Zins  beschwert.  Die  Urkunden  lauten : 
Wart,  m  Ahg.  3  (838)   ego  Adalsind  trado  omnem  pro- 
prietatem  meam  .  .  .  .  ;   ea  videlicet  ratione,  ut  ego 
et    maritus    mens  .   .  eandem    rem    ad    nos   recipi- 
amus  tempus  vitae  nostrae  possidendi  et  annis  singulis 
inde  censum  solvamus,  id  est  I  denarium  ....  Post 
hobitum  vitae  nostrae  legitima  procreatio  nostra  possi- 
deat  atque  teneat  sine  censum. 
Wart,  n  407  (849)  Liutwino  .  .  trado  .  .  .  in  ea  videlicet 
ratione,  ut  illud  ad  me  recipiam  et  diebus  vite  mee  ha- 
beam  ....  Et  si  mihi  Liutine  nepus  mens  superstis 
fuerit,   suprascriptam  rem  diebus  vite  sue  habeat  et 
annis  singulis  unam  carradam  de  cervisa  simul  cum 
frisgingo,   sicut  unus  servus  reddere  debet,   ad  supra 
dictum  locum  persolvet. 
Wart,  n  592  (875)  ego  Amalbret  .  .  .  trado  ...,  ea  vi- 
delicet ratione,  ut  ego  ipse  easdem  res  ad  me  recipiens 
tempus  vitae  meae  habeam  .  .  .,  si .  .  ego  non  redimam, 
tunc  Trostila,  si  me  supervixerit,  totum  tempus  vitae 
suae  possideat  sub  censu  unius  inaldri  vel  duorum  de- 
nariorum. 
Nun    hiesse    es    doch    sicherlich    diese    Urkunden    einer 
künstlichen    Auslegung    unterziehen,     wenn     man    annehmen 
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wollte,  dass  das  Innehaben  zu  Niessbrauchsrecbt  beim  Schenker 
selbst  eine  andere  rechtliche  Natur  hatte  als  bei  denen,  denen 
er  es  für  spätere  Zeit  zugleich  ausmacht.  Oder  wenn  man  mit 
Heusler  behaupten  wollte,  der  Schenker  behalte  die  Gewere,  seine 
Nachkommen  aber,  die  ausser  der  Leistung  von  zwei  Denaren 
ganz  dasselbe  Niessbrauchsrecbt  gemessen  sollen,  darbten  der- 
selben. 

Und  völlig  unvereinbar  ist  diese  Annahme  mit  der  ange- 
führten Urkunde  aus  dem  Jahre  838.  Denn  aus  dieser  herzu- 
leiten, die  zinszahlendcD  schenkenden  Eheleute  verlören  die 
Gewere,  ihre  Nachkommen  dagegen  erhielten  sie  wieder  zurück, 
weil  sie  keinen  Zins  zahlen,  erscheint  doch  widersinnig.  Viel- 
mehr beweisen  diese  Urkunden  deutlich,  dass  eben  die  Zins- 
bestellung keinen  rechtlichen  Unterschied  begründet  und  daher 
frei  nach  Belieben  festgesetzt  oder  aufgegeben  werden,  kann. 

Die  Zinsbestellung  geschieht  nun  meist  in  der  Art,  dass  der 
Schenker  in  der  Schenkungsurkunde  sich  zur  Zahlung  eines 
Jahreszinses  verpflichtet,  auch  wohl  schon  sofort  die  erSte  Rate 
zahlt.  Meist  begnügt  man  sich  mit  dem  einfachen  Versprechen; 
es  wii^d  aber  auch  die  pünktliche  Zinszahlung  per  tßadium  an- 
gelobt.   So  z.  B. : 

Meich.  366  (815)  censum  .  .  .  redditurum  wadiavit  in  ma- 

nus  Hittonis  episcopi. 
Meich.  432  (822)  et  pro  hoc  eadem  hora  censum  persolvi 
in  manus  Hittonis  ...  et  simul  wadiavi  annis  singulis. 
Meich.  433  (822)  et  ille  wadiavit  censum  suum  dare. 
Meich.  564  (810 — 35)  censum  wadiavit  annuatim  statimque 

persolvit  denarium  I  ob  recordationem  traditionis. 
Femer  in  Meich.  593  (836),  631  (844),  678  (853).    Etwas 
anders  liegt  die  Sache  in  der  Urkunde 

Meich.  349  (816):  zwei  Brüder  wollen  eine  Kirche,  welche 
ihr  Vater  und  ein  dritter  Bruder  (frater  eorum)  tra- 
diert hat,  gegen  einen  vom  Bischof  zu  bestimmenden 
Zins  zu  Niessbrauch  erhalten.  Der  eine  dieser  Brüder 
Nidhart  kommt  und  bittet  in  seinem  und  seines  Bruders 
Namen  darum  (a  semetipso  et  a  fratre  suo);  da  sein 
Bruder  nicht  mit  erschienen,  proinde  dedit  wadium 
in  manus  defensoris  episcopi  ...  pro  XL  solidis,  quod 
frater  eius,  qui  in  praesentia  non  fiiit,  hoc  placitum, 
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quod  contra  idem  episcopum  conplacitaret,  nuraqnam 
mutaret.  Erst  darauf  gelobt  er  durch  neues  wadium 
die  Zahlung  des  vereinbarten  Zinses:  et  iterum  wa- 
diavit  in  manus  episcopi  et  defensoris  sui  annis  sin- 
gulis  I  solidum  de  auro  solvere^). 

Der  Zins,  zu  welchem  sich  der  Schenker  verpflichtet,  ist 
naturgemäss  von  verschiedenartigster  Gestalt  und  Höhe,  je  nach 
den  im  einzelnen  Fall  vorliegenden  Umständen,  nach  der  Grösse 
des  Guts,  dem  Reichtum  des  Schenkers,  den  Bedürfiiissen  der 
Kirche,  verschieden  bemessen. 

Er  ist  Geldzins  oder  Naturalzins,  oder  er  wird  sowohl  in 
Geld-  als  auch  in  Naturalleistungen  festgesetzt.  Es  wird  ent- 
weder eine  bestimmte  Summe  verabredet:  z.  6.  annis  singnlis 
dimidiom  solidum  (Meich.  390  a.  814  und  andere  unzählige  Ur- 
kunden), oder  es  wird  eine  bestimmte  Werthsumme  festgesetzt, 
dem  Usufuktuar  aber  ft'eigestellt,  in  welchen  Werthen  er  die- 
selbe leisten  will,  ob  in  Geld  oder  in  anderen  Gegenständen. 
Z.  B. :  sex  denarios  vel  sex  denariorum  pretio  in  victu  vel  ves- 
titu  aut  in  cera  vel  in  pecodLbus  (Meich.  68  a.  776),  oder: 

Meich.  593  (836):   unum  solidum  auro  adpretiatum  vel  in 

argento  aut  grano. 
Wart.  I  222  (817)  unum  solidum  in  quocumque  pretio. 

Dann  werden  Geldzins  und  Naturalzins  in  der  verschieden- 
artigsten Weise  kombiniert. 

Ferner  werden  auch  als  Leistungen  gewisse  Dienste  verab- 
redet; so  kommen  z.  B.  vor  Botendienste  (Trad.  Wiz.  50  a. 
833—860,  Reiterdienste  (Wart.  11  562  a.  841—72). 

In  Cod.  dipl.  Alem.  I  494  (876)  besteht  der  Zins  in  einer 
den  Mönchen  am  Tage  des  h.  Benedikt  jährlich  zu  veranstal- 
tenden Mahlzeit. 

Wenn  sich  der  Schenker  zu  derartigen  Dienstleistungen  ver- 
pflichtete, so  nahm  seine  Stellung  zum  Beschenkten  schon  einen 
Charakter  höherer  Abhängigkeit  an;  und  in  der  That  wird  in 
vielen  Urkunden  ausdrücklich  erwähnt,  dass  der  Schenker  sich 
selbst  bei  Gelegenheit  der  Schenkung  in  den  Dienst ,  servitium, 
der  Kirche  begeben  habe.     So  wird  z.  B.  gesagt  in 


^)  Em  Wadium  wird  erwähnt,   ohne   dass  es  sich  um  Zinsbestellung 
handelt  in  Meich.  304  (814). 
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Meich.  459  (824):  ut  ipse  semper  in  servitio  s.  Mariae  et 

defensoris  eins  persistet. 
Man  wird  in  Fällen,  wo  eine  derartige  Unterwerfung  unter 
die  Herrschaft  der  Kirche  stattfindet,  kein  juristisch  abweichendes 
Verhältniss  zu  erkennen  brauchen;    gerade   aus    solchen  Bei- 
spielen  tritt  die  sociale  Folge  der  Landiibertragungen  hervor. 
Die  ursprünglich  freien  Leute  waren  nicht  mehr  im  Stande  selb- 
i^tändig  und  unabhängig  sich   zu  erhalten;    daher  verband  sich 
mit  der  dinglichen  Abhängigkeit  immer  mehr  eine  persönliche, 
welche  schliesslich  zu  dem  Verlust  der  Freiheit  führte  ^).    Hier- 
mit scheint  dann  auch  zuweilen  verbunden  zu  sein,  dass  die- 
jenigen,  welche  in   der   genannten  Art   eine   Schenkung  vor- 
genommen  hatten,   ihren  Gerichtsstand   an   dem   Ort   der   be- 
schenkten Kirche  erhielten.    So  heisst  es  z.  B.  in  der  Urkunde 
Wart.  III   807   (959—960):   et   nemini   liceat  praefatum 
virum  (den  Schenker)  sive  heredes  eins  ad  mallum  exi- 
gere   aliorsum  nisi  ad  praedictum  locum.     Uebrigens 
ist  in  dieser  Urkunde  keinesweges  von  Diensten,  son- 
dern nur  von  einem  Zins  bestehend  aus  einem  Denar 
und  zwei  Hühnern  die  Rede. 
Bei  der  Zinsbestellung  wird  nun  zuweilen  auch  vorläufig 
gar  keine  Summe  bestimmt,  sondern  die  Festsetzung  derselben 
dem  künftigen  Belieben  des  Bischofs  u.  s.  w.   anheimgestellt; 
z.  B.  in  den  Urkunden 

Meich.  305  (814),  429  (822),   Wart.  I  201  (809),  II    460 
(858);  Trad.Wiz.  256(713);  Mitt. Rhein.  ÜB 1 19  (765). 
Es  findet  sich  auch  der  Fall,  dass  in  der  vom  Schenker 
ausgestellten  carta  noch  keine  bestimmte  Höhe  angegeben  wird, 
sondern  dies  erst  in  der  vom  Kloster  ausgestellten  Urkunde  ge- 
schieht; in  der  letzteren  heisst  es: 

et  censuimus  tibi  (bestimmen  Dir  als  Zins)  denarios  VUI 


*)  Als  weitere  Beispiele  seien  angeftthrt: 

Meich.  114  (793),  347  (816),  377  (818),  429  (822),  49ö  (826),  537  (828), 

563  (835),  609  (840);  Wart.  I  17  (?),  40  (764),  U  394  (854),  504 

(864),  567  (865)  u.  s.  w. 

In    den    Urkunden    Wart.    H    426  (853^,  54),  537   (868),   580  (870) 

heisst  es ,  dass  der  Schenker  in  dem  mundeburdium  und  in  der  familiaritas 

des  Klosters  stehe. 
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aut  in  alio  feo  annis  singalis  dare  debeas;  Wart.  I 
132,  133  (792). 
Für  die  späteren  Berechtigten  wird  zuweilen  der  Zins  er- 
erhölit;  Beispiele  sind  die  Urkunden:  Wart.  I  144  (797),  175 
(803),  II  384  (842),  411  (851),  474  (860),  507  (865),  616  (881), 
719  (900),  550  (870);  oder  er  wird  wenigstens  verändert;  so  in 
Wart.  I  202  (809). 

Der  Tag,  an  welchem  der  Zins  zu  zahlen  ist,  pflegt  der  Tag 
des  Heiligen  zu  sein,  in  dessen  Schutz  die  betreffende  Kirche 
steht.  Nur  selten  finden  sich  andere  Termine  bestimmt;  z.  B. 
der  erste  Januar  in  Wart.  II  646  (885),  der  Weihnachtstag  in 
Wart.  I  29  (761)  und  Nied.  Rhein.  ÜB  I  14  (799),  auch  Ostern 
in  Nied.  Rhein.  ÜB  I  21  (802)  und  Trad.  Fuld.  169  (801). 

Für  den  Fall  säumiger  Zinszahlung  oder  f&r  den  Fall, 
dass  die  Berechtigten  den  Zins  nicht  mehr  zahlen  können  oder 
wollen,  werden  nicht  selten,  besonders  in  alemannischen  Ur- 
kunden, Bestimmungen  getroffen. 

Dann  soll  z.  B.  die  Niessbrauchsberechtigung  sofort  er- 
löschen und  das  Gut  voll  und  ganz  an  den  Eigenthfimer,  das 
Kloster,  zurückfallen. 

Wart.  I  3  (716 — 720)  si  uoluerint  censum  inde  reddere, 

omnia  .  .  .  siut  concessa  ad  ecclesiam  s.  Gallonis. 
Wart.  I  17  (?)  et  si  noluerint  (filii  mei)  post  obitum  meum 
aut  de  ipsum  censum  negligentes  apparuerint,  vos  vel 
successores  vestri  ipsam  rem  .  .  .  absque  ullam  con- 
tradictionem  redeant  et  revocant. 
Aehnliche  Bestimmungen  finden  sich  in 
Wart.  I  33  (762),  94  (781),  144  (797),  H  547  (869:  quod 
si  eundem  censum  minorare  vel  aliorsum  vertere  vo- 
luerint),   727   (903).     In  der  Urkunde  Wart.  H  522 
(867)  wird  dabei  ausdrücklich  auf  die  lex  Alamanno- 
rum  Bezug  genommen.   Besonders  drastisch  wird  dieser 
Rückfall  ausgedrückt  in 
Pard.  Dipl.  n  547  (730)  et  si  de  ipso  cinso  negligens  aut 
tardus  apparuerimus ,  licenciam  vobis  permittimus  de 
ipsas  res  ut  nos  eiciatis  et  ad  partis  vestris  revocare. 
Aehnlich 

Wart.  I  29  (761)  tunc  postestatem  habeamus  et  succes- 
soresque  nostri  de  ipsa  villa  eiciendi  et  partibus  s. 
Galloni  revocandi. 
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Manchmal  wird  dem  üsufruktuar  mehr  Spielraum  gelassen 
und  ihm  erst  bei  nochmaliger  Säumniss  Strafe  gedroht: 

Formul.  Aug.  Coli.  B.  37  (Z.  S.  361)  et  si  de  ipso  censo 
neglegens  apparuero  in  festivitate  s.  ßemedii  anno  pri- 
mo,  in  seeundo  vero  anno  neglegens  fuero,  reddo  dup- 
lum,  et  si  in  tercio  anno  de  ipso  censo  per  ipsam 
festivitatem  sancti  illius  neglegens  apparuero,  ipsas  res, 
quod  per  cartam  iirmitatis  ad  eclesiam  illam  dedi,  in 
Omnibus  admelioratas  ibidem  revertantur. 

Wart.  I.  61  (771)  et  si  de  ipso  censo  per  tres  annos  neg- 
ligentes  appareant,  ipse  res  ad  predictum  monasterium 
revertaut. 

Wart.  I  202  (809)  si  vero  uno  anno  illum  censum  neg- 
lexerint  aut  non  quieverint  reddere  et  illum  pro  me 
solidum  dare  non  potuerint  (der  Schenker  bestimmt, 
dass  seine  Söhne  jährlich  an  seinem  Todestage  einen 
Solidus  zahlen  sollen),  in  altero  dupliciter  solvant; 
si  autem  tertio,  tripliciter;  si  vero  deinceps  negligentes 
apparuerint,  supradicte  res  ad  .  .  .  coenobium  redeant. 

Wärt.  II  599  (876)  hoc  etiam  adiuncto,  ut  si  census  uno, 
seeundo,  vel  etiam  tertio  anno  derelictus  sit  non  pre- 
sentatus,  cuncto  autem  in  uno  collecto  ex  integre  per- 
solvatur. 
In  einigen  mittelrheinischen  Urkunden  werden  folgende  Be- 
stimmungen getroffen: 

Mitt.  Rhein.  ÜB  I  14  (762—804)  et  si  de  ipso  censu  negli- 
gentes aut  tardi  apparueritis,  cum  legis  beneficio 
hoc  exsolvere  faciatis  et  neque  a  nobis  neque  a  suc- 
cessoribus  nostris  neque  ab  auctoribus  domui  et  s. 
Salvatoris  ipsas  res  dum  advixeritis  neque  nobis  neque 
progenie  vestra  non  auferantur,  sed  perpetualiter  possi- 
deantur. 

Eod.  21  (767) :  et  si  de  isto  censu  tardns  aut  negligens  apparn- 
eero,  fidem  exinde  faciam  et  ipsum  censum  solvam. 

Eod.  30  (776—777)  ^)  et  si  de  ipso  censu  negligens  aut  tardus 
apparuero,  cum  fide  facta  pro  censo  solvere  faciam  et 
de  ipsas  res  expoliatus  quamdiuadvivoesse  non  debeam. 


»)  Abgedruckt  bei  Lörsch-Schröder  als  Nr.  32, 
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Hier  wird  also  vom  Säumigen  nur  ßdes  facta  geleistet,  was 
wir  auch  z,  B.  in  einer  Weissenburger  Urkunde  Trad.  Wiz. 
264  (756/)  wiederfinden. 

Ausserdem  aber  wird  in  jenen  Urkunden  deutlicli  aus- 
gesprochen, dass,  falls  der  Zins  pünktlich  gezahlt  wird,  der 
Usufructuar  ungestört  im  Genüsse  seines  Rechtes  gelassen  werden 
solle.  Dies  war  die  Verpflichtung  des  Eigen thümei-s;  denn  wie 
wir  schon  oben^)  hervorhoben,  war  dem  Prekarieverhältniss  die 
Stätigkeit  wesentlich,  welche  es  der  Pacht  sehr  ähnlich  machte. 

Die  Fälle,  in  denen  sich  der  Usufructuar  besondere  Be- 
dingungen von  Seiten  des  Beschenkten  ausbedang,  werden  unten 
besprochen  werden^). 

Aus  den  vorstehenden  Erörterungen  dürfte  sich  ergeben 
haben,  dass  die  Wirkung  einer  Schenkung  mit  Vorbehalt  des 
Niessbrauchs  oder  einer  Schenkung,  an  welcher  dem  Schenker 
der  Niessbrauch  zurückgegeben  wird,  stets  dieselbe  ist,  d.  h. 
stets  die  Begründung  eines  usufruktuarischen  Verhältnisses  her- 
beiführt. Die  Zahlung  eines  Zinses  macht  keinen  Untei-schied, 
sondern  bringt  nur  zum  deutlicheren  Ausdruck,  was  auch,  ohne 
dass  sie  eintritt,  vorliegt:  dass  der  Beschenkte  vom  Augenblick 
der  Schenkung  an  Eigenthümer  und  juristischer  Besitzer  ist, 
also  die  Gewere  hat,  während  der  Schenker  aufhört,  Eigen- 
thümer zu  sein,  und  das  Gut  nicht  mehr  kraft  eigenen,  sondern 
kraft  fremden  Rechtes  bewirthschaftet.  Daher  ist  die  Zins- 
zahlung nicht  als  ein  Kennzeichen  anders  gearteter  Schenkungen 
aufzufassen. 

§  25. 

Mehrere  Schenker. 

Wie  bei  den  donationes  post  obitvm  finden  sich  auch  bei 
den  Schenkungen  mit  Vorbehalt  des  Niessbrauchs  einzelne  Fälle, 
in  welchen  der  stets  wiederkehrende  wesentliche  Inhalt  des 
Rechtsgeschäfts  durch  Erweiterungen  oder  andere  Besonder- 
heiten geändert  und  zum  Theil  kompliciert  worden  ist.     Man 


*)  Abgedruckt  bei  Lörsch-Schröder  als  Nr.  33. 

•)  Seite  5,  6. 

>)  Siehe  unten  §  26. 
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könnte  Aielleicht  die  Schenkungen  mit  Zinsbestellnng  zu  der- 
artigen komplicierten  Fällen  rechnen;  allein  da  deren  eine  so 
gi-osse  Anzahl  ist,  können  sie  nicht  als  Ausnahmen  betrachtet 
werden. 

Hier  kommt  vielmehr  wie  bei  den  donationes  post  obüum 
zunächst  der  Umstand  in  Betracht,  dass  mehrere  Schenker  vor- 
handen sind.  Es  tritt  dann  auch  meist  Niessbranchsvorbehalt 
für  alle  Schenker  ein,  so  dass  erst  mit  dem  Tode  des  letzten 
Schenkers  das  Leiheverhältniss  endet. 

Häufig  nehmen  Ehegatten  Schenkui^en  vor,  indem  sie  sich 
beiden  und  nach  dem  Tode  des  einen  dem  Ueberlebenden  den 
Niessbrauch  vorbehalten. 

Beispiele  hiefüi*  liefern  die  Formeln  und  Urkunden: 
Marc,  n  3  (Z.  S.  74—76),  5  (Z.  S.  77,  78);  Form.  Aug. 

Coli.  B.  2  (Z.  S.  348,  349); 
Meich.  I  S.  58,  59  (758),  38  (773),  295  (814),  346  (816), 

461  (824); 
Wart.  II  383  (840—41),  498  (864),  565  (841—72),  601 

(872); 
Trad.  Fuld.  49  (775),  90  (788),  99    (791),  237    (806), 

239  (806); 
Trad.  Wiz.  9  (734),  49  (858),  176  (820),  202  (713); 
Nied.  Rhein.  ÜB   I    87  (927);    Mon.  Blid.  9  (880),   14 

(886); 
Nied.  Rhein.  U.  (Ritz)  32  (941);  Pardessus  I   196  (587), 

n  547  (730). 
In  Meich.  443  (823),  640  (846),  Wart.  I  60  (771),  130 
(791),  227  (817?),  Trad.  Wiz.  77  (787),  Trad.  Pat.  19  (784—800) 
ist  noch  ein  Sohn  erwähnt,  der  entweder  selbst  mitschenkt  oder 
den  Niessbrauch  mitgeniessen  soll. 
Femer  schenken  zusammen 

Vater  und  Sohn: 
Meich.  24  (769),  31  (772),  359  (817),  367  (817),  414  (820), 

467  (824); 
Trad.  Lun.  106  (821);  Wart.  I  195  (807),  II  641  (885); 
Trad.  Fuld.  232  (806). 

E^  Vater  und  mehrere  Söhne: 
Wart.  I  3  (716—720),  346  (834);  Nass.  ÜB  Ii  59  (842). 
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Vater  und  Tochter: 
Wart.  I  110  (786). 

Grossvater  und  Enkel: 
Meich.  412  (820),  592  (836). 

Mutter  und  Sohn: 
Wart.  I  58  (770),   85  (779),   90  (779),   170  (802),   II  385 

(802). 
Dann  sind  es  häufig  Brüder,  welche  gemeinsam  eine  Schenkung 
machen. 

Zwei  Brüder:   Wart.   I   29  (781),   172    (802),    186   (805) 

u.  s.  w.,  Strassb.  ÜB  38  (951); 
drei  Brüder:  Wart.  II  525  (867); 
vier  Brüder:  Wart.  I  49  (766): 
oder  Bruder  und  Schwester:  Meich.  347  (816);  oder  Schwestern, 
z.  B.  drei  Schwestern:  Trad.  Fuld.  63  (779); 
vier  Schwestern:  Wart.  II  464  (858); 
23  allerdings  nicht  leibliche,  sondern  geistliche  Schwesteni, 

Trad.  Fuld.  157  (800). 
In  Wart.  II  430  (854)  schenken  Oheim  und  Neffe;  in  Trad. 
Fuld.  24  (805)  eine  Nonne,  ihr  Bruder  und  ihr  Neffe. 

Endlich  thun  sich  auch  öfters  zwei  Priester  zu  einer  ge- 
meinsamen Schenkung  zusammen.     Beispiele: 

Meich.   157   (808),    164*  (809),  297  (814),   320  (815),  551 

(836);  Wart.  I  144  (797),  225  (817). 
Ein  Priester  und  ein  Laie  schenken  in  Meich.  677  (852). 
Zwei  Schenker    schlechthin   sind    erwähnt   in  Trad.  Wiz. 
269  (846);  Wart.  1 82  (778),  III  Ah.  I  (780);  Trad.  Fuld.  240  (?). 

§  26. 

Erweiterungen. 

1.  Vorbehalt  des  Niessbrauchs  für  den  Schenker  und  Dritte 
oder  für  Dritte  allein. 

Der  Schenker  wusste  häufig  die  Kirche  zu  bewegen,  nicht 
bloss  für  ihn,  sondern  auch  für  andere,  meist  seine  nahen  An- 
gehörigen, den  Niessbrauch  an  der  Schenkung  zu  gestatten. 
Damit  wurde  das  Prekarieverhältniss  über  den  Tod  des  Schenkers 
hinaus  verlängert;  diejenigen,    denen  der  Niessbrauch  vorbe- 
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halten  war,  traten  an  die  Stelle  des  Schenkers,  indem  sie  da- 
mit meist  dieselben  Pflichten  dem  Eigenthttmer  gegenüber 
Obernahmen,  wie  jener. 

a.  Wir  finden  zunächst,  dass  der  Schenker  für  sich  und 
nach  seinem  Tode  für  seine  Frau  den  Niessbrauch  ausbedingt. 
Z.  B.  Meich.  363  (817)  quidam  nobilis  vir  Emilo  .  .  .  tradidit 
.  .  .  eo  tenore,   ut  ille  ipse  et  uxor  sua  .  .  .  illorum 
quilibet  et  alteri  superstis  ftierit,  ad   suum  usum  et 
potestatem  haberet  emeliorare  et  ampliare. 
Ferner  Meich.  538  (828);  Nied.  Rhein.  ÜB.  I  14  (799), 
Häufiger  ist  es,  dass  der  Niessbrauchsvorbehalt  nicht  auf 
die  Frau  beschränkt,  sondern  auch  auf  ihre  und  des  Schenkers 
Kinder  ausgedehnt  wird.    Z.  B. 

Meich.  372  (818)  eo  ordine,  ut  ille  ipse  vel  uxor  aut  filius 
eius,  quousque  in  hoc  fragili  vita  viverent,  ad  eorum 
usum  et  potestatem  tenerent. 
Ferner  Meich.  374  (818),   454  (823);   Wart.  I    219  (816), 
175  (803),    179    (804),   II  397  (845),   634  (884),   753 
(907),  III  802  (950); 
Trad.  Fuld.  163  (800),  237  (806),  239  (806),  677  (930); 
Mitt.  Rhein.  ÜB  I  14  (762—804);  Pardessus  I  196  (587). 
Bei  weitem  am  häufigsten   aber   geschieht   es,    dass   der 
Schenker  für  seine  Kinder  das  Niessbrauchsrecht  sich  ausmacht, 
sei  es  nur  für  seine  eigenen  bereits  geborenen  oder  etwa  noch 
erhofften  Kinder,  sei  es  für  seine  Nachkommen  überhaupt. 

Fälle,  in  denen  nur  der  Sohn  als  künftiger  Usufhiktuar  be- 
zeichnet wird,  sind  z.  B. 

Wart.  II  Ah.  3  (814)  ea  yidelicet  racione,  ut  ego  ipse 
ad  me  recipiens  tempus  vite  mee  possideam  sub  censu 
unius  denarii  vel  precium  unius  denarii.  Et  post  obitum 
meum  filius  meus  Werdo  sub  eodem  censu  babeat,  si 
me  supervixerit. 
Meich.  13  (765)  ea  vero  ratione,  ut  quamdiu  adyivimus  ego 
ipse  et  filii  mei  ipsam  causam  cum  integritate  habere 
vel  usurpare  debeamus. 
Hierher  gehören  ferner: 

Wart.  I  33  (762),  50  (766),  90  (779),  99  (783),  102  (785), 
181  (805),  185  (805),  II  396  (845),  567  (866); 
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Trad.  Fuld.    169  (801),   361  (?);   Hundt  II  19  (842):    St. 

Bertin  11  (685). 
Seinen  Neffen  bestimmt  als  Naclifolger  im  Nutzgenuss  der 
Schenker  in  Meich.  104  (790),  719(854—875);  seinen  Enkel  in 
Meich.  170  (809),  396  (819),   432  (822),   437   (822).   449 

(823),  480  (825),  669  (849),  678  (853); 
Wart.  II  407  (849),  432  (854),  719  (900);  Trad.  Wiz.  271(?); 

Trad.  Fuld.  419  (823); 
Fonnul.  Aug.  Coli.  B.  14  (Z.  S.  354),  15  (Z.  354,  55).  16 

(Z.  S.  355). 
Am  zahlreichsten  sind   die  Fälle,  in   denen  der  Schenker 
sich  und  seinen  Nachkommen  überhaupt  den  Niessbrauch  vor- 
behält.    Beispiele : 

Wart.  I  86  (779),  89  (779),  95  (782),  96  (782),  98  (782), 
117  (788),  120  (789),  121  (789),  140  (795),  188  (806), 
193  (807),  194  (807),  195  (807),  200  (809),  203  (809), 
204  (811),  206  (811),  207  (811),  211  (813),  213  (814), 
214  (815),  229  (817)  und  unzählige  andere. 
Wenn  auch  in  den  meisten  Fällen   die  Söhne  und  Nach- 
kommen dieselben  Leistungen  zu  machen  hatten,  wie  der  Schenker, 
so  findet  sich  doch  auch,  wie  dies  schon  bei  Besprechung  des 
Zinses  erwähnt  wurde  ^),   dass  die  späteren  Niessbrauchberech- 
tigten  einen  erhöhten  Zins  zu  zahlen  haben.    So  z.  B.  in 

Wart.  I  88  (779),  119  (788),  H  411  (851),  474  (860),  507 

(865),  616  (881),  719  (900),  747  (905),  758  (909),  759 

(909);  Trad.  Fuld.  234  (?);  Formul.  Aug.  Coli.  B.  17 

(Z.  S.  355). 

Wie   schon  erwähnt*),  wird  der  Niessbrauch  nicht  allein 

für  schon  vorhandene  Nachkommen  vorbehalten,   sondern  auch 

solchen,  deren  Geburt  vielleicht  einmal  erfolgen  wird.    Beispiele: 

Hundt  I  7  (770  -777)  ego  Rihhart  .  .  .  firmiter  trado  .  .  . 

ea  vero  ratione,  si  fllius  mihi   ortus  fuisset,   ut  ipse 

habuisset  Heimrihhum  servum  nostrum  cum  curte  et 

cum  domo  .  .  .  ;  et  ipse   fllius   mens   ad  ipsam  .  .  . 

ecclesiam  cum  omni  parte  sua  usque  in  finemvitae  suae 

deserviat  et  licentiam  non  habeat  nihil  exinde  abstra- 


>)  Siehe  oben  Seite  122. 
•)  Seite  127. 
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here,    sed   more   solito  ad  utendum  et   ad  aagmeH- 
tandum,  nee  in  nnllo  comminuendum. 
Wart,  n  490  (862  ?)  si  autem  mihi  ipsi  Hugiberto  legitimus 
heres  et  rectas  de  legitima  coniuge  progenitus  fuerit, 
tunc  ipse  post  obitum  meam  et  illios  iosta  ac  legitima 
procreatio,  si  ab  eo  genita  fuerit,  ipsum  censum  solvat, 
quam  ego  annis  singulis,  et  easdem  res  possideat. 
Aehnliche  Fälle:    Wart.  I  67  (775),  73  (778),  205  (810), 
394  (845),    396  (845),    651  (886),    763  (910);   Meich. 
238  (810),  374  (818);  Trad.  Wiz.  136  (745). 
Eigenthümlich  ist 

Wart.  I  195  (807):   Himmini  und   seine  Söhne  Emhartus 
und  Winipoldus  schenken  ihren  Besitz  zu  Schopfheim 
an  St.  Gallen  in  ea  videlicet  ratione,  ut  annis  singulis 
ad  festivitate  s.  Martini  solverimus  unum  solidum  in 
quäle  pretio  potuerimus.    Es  si  nobis  Dens  filius  legi- 
timus dederit,  ipsas  res  in  ipsum  censum  abeat  et  sol- 
vat,  et  flliorum  eins  legitimis. 
Man  muss  annehmen,  dass  die  beiden  mitschenkenden  Söhne 
schon  erwachsen  sind,  aber  keine  Aussicht  auf  Nachkommen- 
schaft haben,  wohl  aber  der  Vater.    Denn  sonst  w&rde  der  noch 
nicht  geborene  dritte  Sohn  den  beiden  vorhandenen  gegenüber 
allzusehr  bevorzugt  erscheinen. 

Seltener  als  für  Descendenten  findet  sich  auch  für  Ascen- 
denten  neben  dem  Schenker  der  Niessbrauch  ausbedungen. 
Für  den  Schenker  und  seinen  Vater: 
Meich.  206  (vor  810),  Wart.  I  167  (802); 
für  den  Schenker  und  seine  Mutter: 
Meich.  92  (vor  782),  364  (817),  532  (828),  Trad.  Fuld. 

135  (?),  494  (837),  Wart.  H  679  (890). 
Zu    Gunsten  von    Geschwistern  wird    der  Vorbehalt    ge- 
macht in: 

Meich.  461  (819),  für  die  Schwester;   Meich.  477  (822), 

Wart.  I  157  (799),  n  771  (912)  für  den  Bruder. 
Bemerkenswerth  ist  die  Bestimmung  in 
Wart.  II  484  (861):  si  autem  precariam  huius  traditionis 
alicui  de  propinquis  suis  relinqueret,   tunc  ipse  (n&m- 
lieh  dieser  propinquus)  easdem  res  haberet  censumque 
annis  singulis  .  .  .  persolveret  .  .  . ;  si  autem  preca- 

Hftbner,  die  donatioiieg  post  obitum.  9 
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cariam  predictam  nulli  de   proximis    suis  dimisisset, 
tunc  post  obitnm  sunm  et  uxoris  suae  ad  praedictum 
monasterium  redirent  perpetualiter  possidende. 
Hier  wird  also  dem  Schenker  gestattet,  unter  seinen  Ver- 
wandten  einen   auszuwählen  und   diesem   den  Niessbrauch   zu 
fibertragen ;  falls  er  keinen  seiner  Verwandten  beruft,  tritt  die 
Kirche  nach  seinem  und  seiner  Frau  Tod  in  den  Genuss  der 
Schenkung. 

Die  weiteste  Freiheit  wird  dem  Schenker  in  einigen  Ur- 
kunden gewährt,  in  welchen  er  sich  vorbehält,  demjenigen,  dem 
er  den  Prekariebrief  geben  wird,  den  Niessbrauch  zuzuwenden. 
Diese  Urkunden  sind  darum  von  besonderem  Interesse,  weil  sie 
die  ältesten  urkundlichen  Beispiele  von  Anwendung  der  Order- 
klausel in  Deutschland  sind*).    Hierher  gehören: 

Wart,  n  710  (897)  post  obitum  vero  meum  ille,  cui  pre- 
cariam  commendo,   sub  eodem  censu  .  .  .  easdem  res 
tempus  istae  suae  possideat. 
Wart,  n  759  (909)  quibus  autem  ego  precariam  dabo,  de 
eisdem  rebus  censum  ...  ad  predictum  locum  persolvant 
Cod.  dipl.  Alem.  I  760  (970);   hier  schenkt  ein  Bruder 
der  Kirche  zu  Konstanz  ea  conditione,  ut  ego  eamdem 
ad  me  recipiens  proprietatem  vel  alius  eiusdem  frater- 
nitatis,   quemcumque  voluero,  censum  inde  persolvat. 
Femer  Meich.  369  (818).    Wenn  es  dann  einmal  heisst 
Wart.  II  746  (906)  cuicumque  autem  haue  cartam  trade, 
ad  eundem  locum  similem  censum  persolvat, 
so  wird  mit  der  Bezeichnung  hanc  cartam  gleichfalls  die  dem 
Schenker  von  der  Kirche  ausgehändigte  Prekarie  gemeint  sein. 
Es  kommt  aber  auch  vor,    dass  der  Schenker  die  Bestim- 
mung des  nach  seinem  Tode  Berechtigten  nicht  sich  selbst  vor- 
behält, sondern  dem  Kloster  anheimstellt;    so  in 

Wart,  n  398  (846)  post  obitum  vero  meum  .  .  .  si  mihi 
heres  deest,  tunc  ad  ins  praepositi  et  advocati  seu  po- 
pulorum  pertineat,  quem  ipsi  elegerint  mihi  proximum 
fuisse,  qui  easdem  res  in  eundem  censum  habeat. 


^)  Geh.  Rath  Brunner  hatte  die  Gttte,   mich  hierauf  anfinerksam  in 
machen. 
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b.  Bisher  handelte  es  sich  um  Fälle,  in  denen  der  Schen- 
ker zuerst  sich,  dann  Dritten  den  Niessbrauch  vorbehielt.  Nun 
kommt  es  auch  häufig  vor,  dass  dies  nur  zu  Gunsten  Dritter 
geschieht,  der  Schenker  selbst  also  auf  den  üsusfrukt  keinen 
Anspruch  macht. 

Am  häufigsten  ist  er  auch  hier  bestrebt,   seinen  Kindern, 
seinen  Enkeln,    oder  überhaupt  seiner  Nachkommenschaft  den 
wirthschaftlichen  Ertrag  des  geschenkten  Gutes  zu  sichern. 
Als  Beispiel  diene  die  schon  öfters  benutzte  Urkunde 
Meich.  I  S.  56,  59  (758) :  ego  Haholt  .  .  .  firmiter  tradidi 
in  manus  Josephi  episcopi,  ut  per  ipsam  firmiter  tra- 
ditionem  factam  firmiter  tenetur  ad  domum  s.  Mariae 
a  die  presente  ad  Frigisingas,   nisi  quod  filius  mens 
nomine  Arnad  finem  vitae  suae  in  beneficium  de  domo 
s.  Mariae  habuisset  ipsam  causam  meam  ad  augendam 
et  emeliorandam,  non  in  nullo  comminuendum. 
Femer 

Meich.  61  (779):  zwei  Männer  schenken  in  gewohnter  Weise 

je  eine  ecclesia  an  die  Freisinger  Marienkirche.    Am 

Schluss  der  Urkunde  heisst  es:  ea  tarnen  ratione  in 

utraque  traditione,  ut  ipsorum  singuli  fllii,  si  ad  eccle- 

siasticum  provecti  fuerint  statum,  cum  ipsa  alode  per- 

durent  ad  episcopatum  supra  denotatum;   horum  post 

obitum,   ut  stilum  comprehensum  dinoscitur,  perduret. 

Es  begegnen  hier  noch  zahlreiche  eigenthümliche  Urkunden, 

die  aber  einzeln  zu  behandeln  zwecklos  sein  würde.     Es  seien 

nur  nummernweise  folgende  Fälle  noch  als  Beispiele  genannt: 

Meich.  63  (779),  75  (782),  89  (782),  I  S.  85  (782),   114 

(793),  236  (810),  289  (811),  335  (815),  378  (818),  411 

(820),  429  (822),  433  (822),  494  (826),  523  (828),  563 

(835),  577  (810—35),  592  (836),  597  (836),  649  (847), 

652  (848),  664  (849),  677  (852); 

Wart.  I  17  (?),  24  (759),  126  (790),  156  (799),  172  (802), 

246  (819),  II  517  (866) ;    Trad.  Fuld.  138  (?),  232  (806), 

342  (?);    Trad.  Wiz.  152  (812),  182  (828);   Mitt.  Rhein. 

ÜB  19  (765);    Form.  Extrav.  I  22  (Z.  S.  547). 

Ein  Vorbehalt  für  die  Frau  des  Schenkers  findet  sich  z.  B. 

in  Meich.  609  (846),  Wart.  II 773  (912),  Nied.  Rhein.  ÜB  60  (846); 

für  die  Mutter  in  Wart.  I  136  (793); 
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für  den  Bruder  in  Meich.  391  (819),  605  (838); 
für  andere  Dritte,  Verwandte  und  Andere,  in 

Meich.  623  (845);    Hundt  I  14  (804);    Wart.  I  209(812), 

215  (815),  274  (822),  348  (838),  II  399  (846),  474 

(860),    481  (861),    505  (864),   521  (860),    533  (860); 

Trad.  Fuld.  177  (803),  199  (?),  394  (821);  Strassb.  ÜB 

38  (951)0. 

Vielfach  findet  es  sich,  dass  noch  viel  genauere  Bestimmungen 

seitens  des  Schenkers   getroffen  werden,  indem  derselbe   eine 

Anzahl  von  Personen    bezeichnet,    auf  welche  in    bestimmter 

Reihenfolge    die  Niessbrauchsberechtigung  übergehen    soll;    in 

solchen  Fällen  kann  der  definitive  Heimfall  an  das  Kloster  auf 

Generationen  hinaus  aufgeschoben  sein. 

Erklärlicherweise  nehmen  dann  die  Urkunden  zuweilen  eine 
beträchtliche  Lauge  ein;  juristisch  aber  ist  der  Vorgang  stets 
derselbe,  mag    das   Niessbrauchsrecht    auf  eine  oder  mehrere 
Personen,    auf  Verwandte   oder    femer    Stehende    ausgedehnt 
werden.     Nur  zeigen  auch  diese  verwickelten  Fälle  zu  wie  weit 
gehenden  Koncessioneu  sich  die  Kirche  verstand,  um  die  Schen- 
kungslust der  Laien  möglichst  wach  zu  erhalten. 
Nur  ein  Beispiel  möge  mitgetheilt  werden: 
Wart.  II  414  (851):  ego  .  .  Anterar  .  .  presbiter  .  .  de- 
crevero,  ut  conquestum,  quem  in  loco  nomine  Rotinpah 
a  beato  genitore  .  .  .  conquisivi,  .  .  .  .  ut  prefatam  rem 
simul  cum  manu  advocati  mei  Reginfridi  ad  monaste- 
rium  s.  Galli  manu  potestativa  traderem  atque  fundi- 

tus  condonarem ;   ea  videlicet  ratione,  ut 

quamdiu  vixero  et  mihi  vita  presens  decreto  Dei  comi- 
tatur,  res  ipsas  superius  denominatas  sub  usu  fructu- 
ario  possideam  et  censum  annis  singulis  exinde  per- 
solvam,  id  est  solidum  unum  in  quocumque  potuero. 
Post  obitum  vero  meum  Ratini  filius  Friderici,  si  ad 
gradum  vel  honorem  presbiteratus  promotus  fuerit  et 
eins  honoris  arcem  fungi  ceperit,  eandem  rem  superius 


1)  Fälle,  wie  Meich.  561  (833),  602  (837),  622  (843),  653  (848),  654  (848), 
688  (663)  n.  A.,  in  denen  der  Schenker  sich  nicht  nur  an  der  von  ihm  ge- 
machten Schenkung,  sondern  anch  noch  an  einem  der  Kirche  gehörigen  Grand- 
stück den  Niesshranch  vorbehält,  gehören  zu  den  remnneratorischen  Prekarien 
und  sind  daher  hier  nur  als  Analogie  zu  erwähneli. 
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denominatam  temporibus  vite  sue  possideat  et  censum 
inde  annis  singulis  solidos  duos,  in  quo  potuerit,  ad 
predictum  monasterium  prosolvat.  Post  eins  vero  dis- 
cessum  Perahtram  filius  Otwini  predictam  traditionem 
atque  rem  temporibus  vite  sue  possideat  et  annis  sin- 
gulis solidos  III  exinde  ad  censum  ad  eundem  monas- 
terium persolvat,  et  omnis  ita  in  reliquum  procreatio 
eins  usque  in  evum  possideat.  Et  si  Perahtrammo  fllio 
Otwini  procreatio  filiorum  minime  oborta  fiierit  et  ita 
sine  prole  defunctus  fuerit  et  eum  pater  eins  Otwini 
supervixerit,  tunc  item  Otwini  genitor  eiusdem  Perah- 
trammi  filii  sui  eandem  rem  temporibus  vite  sue  cum 
eodem  censu  possideat,  i.  e.  solidos  III.  Post  obitum 
vero  Otwini,  si  ita  contigerit,  prefata  traditio  ad  pre- 
dictum monasterium  sine  uUius  contradictione  perpe- 
tualiter  possidendum  revertatur,  Si  quis  vero  .... 
Hierher  gehören    femer   folgende  Urkunden,   die  fast  alle 

ähnlich  umständlich,  wie  die  abgeschriebene,  abgefasst  sind  und 

daher  nur  genannt  werden  können: 

Wart.  I  338  (831),  375  (838),  II  385  (842),  386  (843), 
486  (861),  487  (861),  509  (865),  520  (866),  538  (868), 
539  (868),  540  (868),  543  (869),  545  (869),  556  (872), 
571  (873),  655  (886). 

2.  Hinzufügung  weiterer  Bedingungen. 

Es  bleiben  nur  noch  kurz  diejenigen  Fälle  zu  betrachten, 
in  welchen  zu  der  Schenkung  noch  ausser  dem  Vorbehalt  des 
Niessbrauchs  weitere  Bestimmungen  seitens  des  Schenkers  hin- 
zugefügt werden.  Ebensowenig  wie  die  im  vorigen  Abschnitt 
besprochenen  Eigenthümlichkeiten  vermögen  derartige  Bestim- 
mungen den  juristischen  Cliarakter  des  Rechtsgeschäfts  irgend- 
wie zu  verändern.  Aber  sie  zeigen  doch,  in  wie  mannigfacher 
Weise  die  Grundform  der  Schenkung  den  Verhältnissen  des 
einzelnen  Falls  angepasst  wurde.  Desshalb  sollen  im  Folgenden 
in  einem  kurzen  Ueberblick  die  am  häufigsten  vorkommenden 
Erweiterungen  der  genannten  Art  vorgeführt  werden. 

a.  Verbot  weiterer  Vergabung. 

Zunächst  findet  sich  häufig  eine  Bestimmung,  welche  uns 
schon  bei  den  donationes  post  obitum  begegnet  ist:  der  Schenker 
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erklärt  seinen  ausdrücklichen  Willen  dahin,  dass  nach  seinem 
Tode  das  Gut  keinem  Anderen  zu  Niessbrauch  ausgeliehen 
werde,  sondern  dann  für  alle  Ewigkeit  in  der  eigenen  Nutzung 
des  Klosters  stehen  solle.  Die  Gründe  für  eine  derartige  Be- 
stimmung können  verschiedenartige  gewesen  sein:  der  Schenker 
wollte  durch  seine  Schenkung  wohl  dem  Kloster  eine  Wohlthat 
und  sich  damit  den  Dank  und  Lohn  für  ein  solches  gutes  Werk 
verschaffen,  keineswegs  aber  dadurch  irgendwelchen  Dritten 
einen  Vortheil  zukommen  lassen;  oder  er  meinte,  dass  der  durch 
die  Schenkung  erstrebte  fromme  Zweck  nur  dann  erreicht  werden 
könne,  wenn  das  Gut  unmittelbar  im  Dienst  der  Kirche  stände. 
Beispiel: 

Meich.  480  (925) :  hier  macht  der  Bischof  Hitto  selbst  eine 
Schenkung  in  der  ausgesprochenen  Absicht,  zugleich 
dadurch  eine  für  die  Zeit  nach  seinem  Tode  bindende 
Anordnung  zu  treffen  (ideo  qualiter  vel  quomodo  post 
meo  decessu  esse  debeat  pro  refigerium  animae  meae 
disponere  cupio);  dann  behält  er  sich  und  seinem  Enkel 
den  Niessbrauch  vor  und  fügt  hinzu :  nach  ihrer  beider 
Tode  solle  der  dann  regierende  Bischof  non  alicui  in 
beneficium  prestat  secolari,  sed  pro  remedium  animae 
meae  fideles  oratores  mei  possideant  monachi  ad  neces- 
sitatibus  eorum. 
Aehnliche  Fälle  liegen  vor  in  Wart.  I  48  (765),  127  (790), 
144  (797),  II  466  (849),  428  (854),  491  (863),  372  (873). 

Der  Schenker  bestimmt  wohl  auch,  dass  falls  dennoch  seinem 
ausdrücklichen  Willen  zuwider  eine  Verleihung  vorgenommen 
werden  sollte,  dann  die  Schenkung  an  seinen  Erben  zu  Eigen- 
tum oder  wenigstens  zu  Niessbrauch  zurückfallen  solle. 

Wart.  I  215  (815)  addito  itaque,  ut  nuUus  umquam  rector 
eiusdem  coenobii  licentiam  a  Deo  sibi  habeat  concessam 
nee  a  s.  Maria  ipsoque  .  .  .  s.  Gallo,  easdem  prefatas 
res  amodo  in  reliquum  et  istam  post  memorati  pres- 
biteri  (dem  der  Niessbrauch  vorbehalten  ist)  obitum 
uUo  quolibet  homini  sub  seculari  vita,  clerico  vel  laico, 
degenti  in  beneficium  dare;  quod  si  fecerit,  Patucho 
aut  alius  quilibet  proximus  mens  revocare  ad  se  ipsas 
res  licentiam  habeat  et  cum  censu  ad  ipsum  monas- 
terium  proserviat. 
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Wart.  I  311  (827)  addito  ut  numquam  in  beneficium  detor; 
quod  si  data  fiierit,  proximus  heres  meus  eam  (hobam) 
ad  conquirendum  habeat  licentiam  suoque  iuri  vindicare. 
Aehnlich  nur  etwas  detaillierter:  Wart.  I  340  (831).    In 
eine  etwas  andere  Form  kleidet  denselben  Gedanken  die  Ur- 
kunde Wart.  I  47  (765): 

et  post  mea  vero  discessione  nuUus  eis  proinde  censum 
reddat,  sed  ipsas  res  firmiter  ex  integre  in  sua  reci- 
piant  potestate. 

b.  Rückkauf. 

Während  die  soeben  besprochenen  Bestimmungen  dem 
Inhalt  der  Schenkung  nichts  wesentlich  Neues  hinzufügen, 
geschieht  dies  durch  eine  Klausel,  welche  in  sehr  vielen 
Fällen  neben  den  Niessbrauchsvorbehalt  tritt:  es  ist  dies 
der  Vorbehalt  des  Rückkaufs.  Ein  solcher  findet  sich  auch 
allein  bei  Schenkungen,  besonders  häufig  aber  in  der  Verbin- 
dung mit  dem  Vorbehalt  des  Niessbrauchs.  Diese  Verbindung 
scheint  zumal  im  Gebiet  des  alemannischen  Rechts  häufig  ge- 
wesen zu  sein,  so  dass  der  Rttckkaufsvorbehalt  im  Zweifel 
fast  als  hinzugefügt  betrachtet  werden  konnte.  Denn  in  vielen 
Fällen  wird  in  einer  Schenkung  mit  Vorbehalt  des  Niessbrauchs 
ganz  ausdrücklich  gesagt,  dass  in  diesem  Falle  dem  Usufruktuar 
ein  Rückkaufsrecht  nicht  gewährt  sein  solle.  So  z.  B.  in 
Wart.  I  203  (809),  II  393  (845),  413  (851),  436  (854),  448 
(856),  490  (862),  494  (863),  598  (876),  625  (882),  646  (885), 
651  (886),  671  (889),  686  (892),  702  (896),  710  (897),  722 
(902),  728  (903),  736  (904),  745  (905),  750  (907),  752  (907), 
758  (909),  759  (909),  762  (910),  771  (912),  772  (912),  773  (912), 
576  (917);  H  Anhang  10  (894). 

Die  Kombination  des  Niessbrauchs-  und  Rückkaufsvorbehaltes 
ist  nun  eine  sehr  verschiedenartige.  Wir  treffen  Urkunden,  in  wel- 
chen der  Vorbehalt  beider  Rechte  nur  für  den  Schenker  gemacht  ist. 
Wart.  I  83  (778)  ego  Waltfrid  .  .  .  dono    atque  trado 
.  .  .  in  ea  ratione  ut  illas  res  possedeam  et  annis  sin- 
gulis  exinde  censum  solvam,  hoc  est  XXX  siclas  de 
cervisa  et  duas  maldras  de  pane  et  friskinga  tremisse 
valente.    Et  si  mihi  aliquando  aptum  videtur,  ut  illud 
redimam,  cum  XXX  solidis  illas  ra§  vel  ist^.  tradition^ 
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redimam.    Et  si   mihi  dies  exitus  mei   supervenerit, 
antequam  illud   redimere   faciam,  ipsas  res  post  me 
nullos  de  heredibus  meis  aut  alias  quislibet  non  posse- 
deat,  sed  ad  ipsum  monasterium  revocare  debetur  ibi- 
dem perpetualiter  possidendum. 
AehnUch  Wart.  I  108  (786),  310  (827),  H  396  (845),  488 
(861),     513  (865),    693  (894);     Form.   Sangall.   Miscell.   22 
(Z.  S.  389). 

Es  schliessen  sich  diejenigen  Fälle  an,  in  denen  Niessbrauch 
und  RQckkanf  dem  Schenker  und  seinen  Kindern  oder  weiteren 
Nachkommen  vorbehalten  ist  und  zwar  der  Rückkauf  für  alle 
gegen  den  gleichen  Preis. 

Wart.  I  94  (781)  ego .  .  Witerichus  .  .  trado  res  meas  .  .  .  , 

in  ea  vero  rationem  ut  annis  singulis  censom  solvam 

ego  et  agnatio  mea  post  me  .  .  .  .  Et  si  ego  aut  he- 

redis  mei  ipsas  res  redemere  volueremus,  cum  viginti 

soledus  redemamus. 

Derartige  Fälle  kommen  sehr  häufig  vor,  z.  B.:  Wart.  I 

142  (796),   143  (797),   145  (797),   151  (798) ,    159  (799),   236 

(818),   240  (819),  269  (821),  295  (825),  327  (829),  360  (837), 

376  (838),  379  (839),  H  383  (842),  450  (856),  464  (858),  465 

(858),  473  (860),  498  (864),  510  (865),   532  (868),  630  (883), 

669  (889),  677  (890),  681   (890),  689  (893),    704   (896),   711 

(897),  717  (899),  743  (905),  764  (910),  Anhang  3  (814);  Formul. 

Sangall.  Miscell.  2  (Z.  S.  380,  381). 

Nicht  selten  wird  aber  auch  die  Summe,  gegen  welche 
Andere  als  der  Schenker  den  Rückkauf  vornehmen  dürfen,  er- 
höht. Z.  B.  in  Wart.  I  249  (820),  316  (828),  341  (832), 
n  384  (842),  423  (853),  438  (854),  592  (875),  593  (875), 
601  (876),  616  (881),  619  (896),  747  (905);  Formul.  Collect. 
Sangall.  21  (Z.  S.  407,  408)^). 

Femer  finden  wir  Fälle,  in  denen  zwar  für  den  Schenker 
Niessbrauch  und  Rückkauf,  für  die  Erben  und  sonstige  Dritte 
aber  nur  der  Niessbrauch  vorbehalten  wird.  Z.  B.  Wart.  I 
202  (809),  272  (821),  H  407  (849),  418  (852),  455  (857),  484 
(861),  495  (864),  524  (867),  596  (876),  HI  809  (964),  810  (965). 


1)  Eigenthttmlich  m  ihrer  Fassang  sind  die  im  übrigen  ähnlichen  Ur- 
kimden  Wart.  I  376  (838),  H  385  (849)  529  (867). 
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In  einigen  Fällen  werden  beide  Rechte  wohl  Vater  nnd 
Sohn,  künftigen  Generationen  aber  nur  der  Niessbranch  gestattet. 
So  in  Wart  H  392  (844),  394  (845),  404  (848),  419  (852), 
475  (860-61). 

In  Wart.  11  451  (856)  behält  der  Schenker  sich  und  seinen 
Erben  Niessbranch  und  Rückkauf  vor;  sollte  er  keinen  Erben 
haben  oder  weder  er  noch  der  Erbe  von  dem  Rückkaufsrecht 
Gebranch  machen,  dann  soll  seine  Frau  den  Niessbranch  ohne 
Rückkaufsrecht  erhalten.  Aehnlich  verhält  es  sich  in  Wart.  11 
478  (860). 

In  Wart,  n  523  (867)  soll  unter  denselben  Voraussetzungen 
der  Niessbranch  den  Eltern  des  Schenkers  oder  seinen  Schwestern 
und  deren  Nachkommen  zufallen. 

In  Wart.  II  600  (876—877)  wird  der  Niessbranch  und 
Rückkauf  dem  Schenker  und  seiner  Frau,  dagegen  seinen  Nach- 
kommen nur  der  Niessbranch  vorbehalten. 

Nun  geschieht  aber  auch  das  Umgekehrte:  sich  selbst  be- 
hält der  Schenker  nur  Niessbranch  vor.  Dritten  dagegen,  Kindern, 
Anderen,  macht  er  das  Niessbrauchs-  und  Rückkau&recht  aus. 
Wart.  I  348  (834)  ego  .  .  .  Irminsind  .  .  trade  .  .  .  sub 
ea  ratione,  ut  .  .  .  ad  me  recipiam   censumque   inde 
annis  singulis  solvam  ....  Post  obitum  vero  meum 
fllius  mens  Otpert.  seu  uxor  eins  Abirhilt  easdem  res 
in  eodem  censu,  quilibet  de  eis  longius  vixerit,  habeant; 
addito,  ut  si  Otpert  voluerit  redemere,  cum  HI  de- 
nariis  id  agat. 
AehnUche  Fälle:  Wart.  I  88  (779),  H  559  (872),  519  (874), 
633  (872—83). 

Wie  übrigens  der  Niessbranch  einem  erst  später  seitens 

des  Schenkers  zu  bestimmenden  Dritten  durch  Begebung  der 

Urkunde  übertragen  werden  konnte,  so  auch  das  Rückkauferecht. 

Wart,  n  723  (902)  et  cuicumque  ipse  precariam  dederit, 

cum  uno  solide  redimendi  licentiam  habeat. 
AehnUch:  Wart.  H  746  (905),  I  370  (838). 
Auch  kommt  es  vor,  dass  der  Schenker  beide  Rechte  nur 
Dritten  vorbehält. 

Wart.  I  353  (835):  zwei  Eheleute  schenken  in  ea  vero 
ratione,  sagt  der  Ehemann,  ut  si  uxor  mea  vel  mei 
infantes    ipsqm    pro    proprium  redemere    voluerint, 


dent  .  .  .  XL  solidos  ...  et  sunm  proprium  recipiant 
et  duos  denarios  dent  censum  per  singiilos  annos  .... 
Et  si  ipsnm  censnm  .  .  .  dare  uoluerint,  tunc  stet  ipse 
proprius  in  perpetuo  ad  parte  s.  Galli. 
Ein  ähnlicher  Fall  mit  sehr  detaillierten  Bestimmungen 
liegt  vor  in  Wart.  I  340  (831). 

Endlich  ist  zu  erwähnen,  dass  oft  für  die  Zahlung  des  fest- 
gesetzten Preises  bestimmte  Fristen  gesetzt  werden,  innerhalb 
deren  das  Bückkaufsrecht  ausgeübt  werden  muss. 

Wart.  I  93  (780)  et  hoc  ei  concedimus,  ut  si  ipse  solidos 
infra  trium  annoiiim  curricula  eos  nobis  exsolvat;  in- 
terea  autem  census,  quod  nos  cum  illo  convenit  .  .  .  , 
nobis  exinde  currat. 
Wart.  I  322  (830)  der  Erbe  des  Enkels   soll  in  septimo 
etatis   sue   anno   licentiam   habeat   illam   traditionem 
redimere.     Wart.  II  579  (867). 
Formul.  Coli.  Sangall.    Addit.  4  (Z.  S.  435,  436)  ea  con- 
ditione,  ut  ego  inde  duos  denarios  slngulis  annis  vitae 
meae  .  .  .  persolvam  et  fllius  mens  vel  eins  legitima 
procreatio   easdem   res  intra   sex  annos  post  obitum 
meum  .  .  .  redimant. 
Es  versteht  sich,   dass   nach  vollzogenem   Rückkauf  der 
Käufer   wieder   voller  Eigenthümer   des  Gutes  wurde;  jedoch 
sind  in  diesem  Zusammenhange  einige  Urkunden  merkwürdig, 
in  welchen  dem  Eückkäufer  verboten  wird,  eine  weitere  Tra- 
dition vorzunehmen,  widrigenfalls  das  Gut  an  das  Kloster  zurück- 
fallen soll: 

Wart.  I  319  (829)  quod  si  ea  ratione  ipsas  res  redimamus, 
ut  alteri  cuilibet  damus  vel  tradamus,  tunc  ad  pre- 
fatum  restituantur  monasterium. 
Wait.  II  Anhang  8  (868)  quod  si  res  ipsas  .  .  .  iure  re- 
demerint  (nämlich  die  Erben),  nusquam  alias  facultatem 
vel  licentiam  eas  tradendi  habeant;  quod  si  fecerint, 
rectores  ipsius  monasterii  manu  potestativa  eas  sibi 
vindicent.     Quod  si  propter  aliorum  contradictionem 
non  potuerint,  publica  mallatione  et  testium  subscrip- 
torum  asstipulatione  in  ins  suum  revocant. 
In  Wart.  I  143  (797)  wird  gesagt,  dass  der  Schenker  den 
Bückkauf  nur  cum  consensu  rectoris  vornehmen  dürfe. 
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Es  soll  schliesslich  noch  einmal  hervorgehoben  werden,  dass 
alle  Urkunden,  in  denen  sich  in  der  besprochenen  Weise  Niess- 
brauchs-  und  Rückkaufsrecht  verbinden,  aus  St.  Gallen  stammen, 
aus  anderen  Sammlungen  dagegen  keine  hierher  passenden  Bei- 
spiele vorliegen. 

c.  Lebensimterhalt  und  Aufnahme  in  das  Kloster. 

Der  Vorbehalt  des  Rückkaufs  ist  nicht  das  Einzige,  was  dem 
Niessbrauchsvorbehalt  hinzugefügt  wurde.  Häufig  bedang  sich  der 
Schenker  dafür,  dass  er  die  Schenkung  machte,  ausser  dem 
Ususfruktus  andere  Gegenleistungen  aus.  So  besonders  lebens- 
länglichen Unterhalt. 

Dies  geschah  nicht  selten  in  der  Weise,  dass  er  erklärte, 
den  Niessbrauch  so  lai^ge  geniessen  zu  wollen,  bis  er  in  das 
Kloster  einzutreten  sich  entschlösse ;  wenn  das  letztere  geschähe, 
so  solle  ihm  innerhalb  der  Klostennauern  ein  Aufenthaltsort, 
Speise,  Trank  und  Kleidung  gewährt  werden,  dafür  dann  auch 
das  Niessbrauchsrecht  an  den  Eigenthümer  zurückfallen.  In 
diesen  Fällen  wird  dann  der  Eintritt  in  das  Kloster  gleichsam  wie 
der  Tod,  wie  das  Ende  des  lebenslänglichen  Leiheverhältnisses 
betrachtet.    Beispiele  sind: 

Wart.  I  201  (809),  222  (817),  II  407  (849),  442  (855), 
443  (855),  466  (859),  470  (860),  504  (864),  525  (867),  607 
(878),  768  (912).  Form.  Aug.  Coli.  B.  12  (Z.  S.  353);  Coli. 
Sangall.  6a  (Z.  S.  400). 

Zuweilen  jedoch  verzichtet  der  Schenker  bei  seinem  Ein- 
tritt in  das  Kloster  keineswegs  auf  den  Niessbrauch,  sondern 
bleibt  im  Genuss  desselben  und  lässt  sich  ausserdem  den 
Lebensunterhalt  durch  das  Kloster  verschaffen.  Z.  B.  in  Wart. 
I  368  (838),  II  432  (854). 

Auch  wird  eine  derartige  Aufnahme  in  das  Kloster  den 
Erben  des  Schenkers  ausgemacht:  Wart.  II  494  (863). 

Daneben  finden  sich  Fälle,  in  denen  von  einem  Niessbrauch 
keine  Rede  ist,  sondern  nur  die  Aufnahme  in  das  Kloster  oder 
die  Gewährung  des  Lebensunterhaltes  bezweckt  ist:  Wart.  I  9 
(744),  II  572  (873);  Formul.  Aug.  Coli.  B.  II  (Z.  S.  353);  Coli. 
Sang.  15  (Z.  S.  405,  406). 

Für  den  Schenker  Vorbehalt  des  Niessbrauchs,  für  seinen 
Sohn  Unterhalt  im  Kloster  wird  ausbedungen  in  einer  Urkunde 
des  Klosters  St.  Bertin  von  864  oder  865  (Seite  111,  112).    Hier 
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ist  auch  eine  Formel  von  Angers  anzuführen  (Form.  Andecav. 
58;  Z.  S.  24,  25),  in  welcher  es  sich  nicht  um  die  Schenkung 
an  eine  Kirche  handelt,  sondern  in  welcher  der  Schenker  zwei 
Drittel  seines  Vermögens  an  seinen  Sohn  schenkt,  ein  Drittel 
seinen  heredis  propinquis  reserviert, 

ea  tamen  conditione,  ut  dum  advixero,  mihi  in  omnibus, 
tam  de  victo,  quam  de  vestito  souiare  (=  curare,  soig- 
ner,  Z.)  mihi  debiat,  et  ipsa  terra  prosolvere  faciat. 
Zu  vergleichen  ist  ferner  die  Formel 
Form.  Salic.  Liudenbr.  18  (Z.  S.  279,  280):  hier  wird  eine 
Adoption  vorgenommen;  der  Adoptivvater  schenkt  dem 
Adoptivsöhne,  in  ea  vero  ratione,  ut  quamdiu  advixero, 
victum  mihi,  potum  et  vestim^nta  et  calciamenta  in 
omnibus  sufficienter  procurare  debeas. 

d.   Weitere  Bedingungen. 

Wird  der  Niessbrauch  noch  einem  Dritten  ausbedungen,  so 
werden  häufig  Bedingungen  hinzugefiigt,  welche  der  Dritte  er- 
füllt haben  muss,  um  jenes  Genusses  theilhaftig  zu 
werden.  Z.  B.  der  Schenker  behält  einem  Sohne  den 
Niessbrauch  vor,  wenn  er  Graf  werden  sollte:  Meich. 
299  (814);  oder  falls  er  in  den  geistlichen  Stand  tritt  und  in 
diesem  eine  bestimmte  Würde  erreicht:  Meich.  61  (779),  652 
(848);  Wart.  I  157  (799),  348  (838),  II  414  (851),  517  (866); 
oder  nur,  wenn  er  (jetzt  unfrei)  später  die  Freiheit  erlangen 
sollte:  Wart.  I,  181  (805).  Häufiger  allerdings  ist  es,  dass  der 
Schenker  bestimmt,  seine  jetzt  noch  freien  Nachkommen  sollen 
sich  nur  solange  des  ihnen  vorbehaltenen  Niessbrauchs  erfreuen, 
als  sie  freie  Leute  bleiben:  Wart.  I  246  (819),  II  399  (846), 
346  (834),  467  (859),  481  (861). 

Oder:  der  Niessbrauch  soll  nuf  in  der  männlichen  Nach- 
kommenschaft vererben:  Wart.  II  348  (834),  349  (845),  438 
(854),  474  (860),  547  (869). 

Oder:  der  Frau  wird  der  Niessbrauch  gestattet,  aber  nur 
dann,  wenn  sie  sich  nach  dem  Tode  ihres  ersten  Mannes,  des 
Schenkers,  nicht  wieder  verheirathet : 

Hundt  I  2  (771),  U  24  (845);  Meich.  698  (835—53);  538 
(828);  Wart.  I  340  (831);  Trad.  Lun.  104  (826);  Trad.  Wiz. 
204  (851);  Trad.  Fuld.  077  (930), 
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In  Meich.   132   (804)  trifft  der  Schenker  die  eigenthüm- 

liche  Bestimmung,  er  wolle  den  Nutzgenuss  haben  et 

ut  mihi  ministret  et  adiuvet  ad  vitam   meam  amica 

mea  nomine  EUinswind  et  procuret  in  omnibus. 

In  Wart.  II  505  (864)  wird  einem  Dritten  der  Niessbrauch 

nur  unter  der  Bedingung  vorbehalten,  dass  er  nicht  Mönch  wird. 

Bestimmungen  anderer,  aber  ähnlicher  Art  enthalten  dann 

noch  die  Urkunden: 

Meich.  391  (819),   613  (841);   Cod.  Lauresham.  12   (786), 
14  (790);  Strass.  ÜB  48  (965—991). 


§  27. 

Bedingte  Rückgabe  zu  Niessbrauch. 

Nun  finden  wir  endlich  auch  bei  den  Schenkungen  mit 
Vorbehalt  des  Niessbrauchs  einige  Fälle,  welche  sich  den  re- 
solutiv  bedingten  doncUiones  post  obUum  vergleichen  lassen. 

Es  macht  Jemand,  bevor  er  eine  Reise ,  eine  Romfahrt  an- 
tritt, oder  bevor  er  einen  Kriegszug  unternimmt,  eine  Schenkung 
mit  der  Bestimmung,  dass  er  für  den  Fall  seiner  glücklichen 
Heimkehr  an  dem  geschenkten  Gut  Zeit  seines  Lebens  den 
Niessbrauch  haben  solle.  Oder  eine  solche  Schenkung  wird  in 
schwerer  Krankheit  gemacht  und  für  den  Fall  der  Genesung 
der  Niessbrauch  erbeten. 

Aber  im  Gegensatz  zu  den  donaiiones  post  obitum  kann 
man  hier  nicht  von  einer  Resolutivbedingung  reden.  Denn  wie 
überhaupt,  wie  wir  gesehen  haben,  der  Vorbehalt  des  Niess- 
brauchs keine  Bedingung  ist,  so  auch  nicht  in  diesen  Fällen. 
Vielmehr  tritt  hier  mit  voller  Klarheit  hervor,  dass  eine  augen- 
blickliche unbedingte  Schenkung  vorliegt.  Der  Unterschied  be- 
steht nur  darin,  dass  während  sonst  gleichzeitig  oder  unmittel- 
bar nach  der  Schenkung  der  Niessbrauch  zurückgegeben  wird, 
hier  diese  Rückgabe  aufgeschoben  und  nur  für  den  Eintritt  eines 
bestimmten  Ereignisses  erbeten  wird. 

Somit  ist  die  Schenkung  unbedingt  und  augenblicklich,  die 
Bückgabe  zu  Niessbrauch  dagegen  bedingt,  aber  nicht  resolu- 
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tiy  bedingt,  sondern  suspensiv;  sie  soll  nur  dann  eifolgen, 
wenn  der  Schenker  gesund  heimkehrt.  Tritt  dann  das  letztere 
ein  und  wird  dann  der  Niessbrauch  an  den  inzwischen  in  Eigen- 
thum  und  Besitz  der  Kirche  übergegangenen  Gegenständen  ge- 
währt, so  ist  derselbe  rechtliche  Zustand  geschaffen,  als  wenn 
eine  gewöhnliche  Schenkung  mit  Vorbehalt  des  Niessbrauchs 
vollzogen  worden  wäre.  Auch  au  diesen  Fällen  erkennt  man, 
wie  wenig  ein  vorhergehender  realer  Besitzwechsel  dem  Wesen 
der  Schenkung  mit  Niessbrauchsvorbehalt  widerspricht. 

Es  seien  einige  Beispiele  angeführt: 

Meich.  92  (vor  782)  et  ego  Reginholt  et  germanus  mens 
Egino  .  .  .  usquedum  vita  nostra  est,  si  revertimus, 
petimus  ut  ipsa  causa,  quae  per  nos  tradimus,  nobis 
deserviat. 

Meich.  468  (818):  hier  wird  eine  Schenkung  erneuert  eo 
modo,  si  in  ipso  comitatu,  quem  contra  Liudwinum 
hostiüter  carpebant,  dies  suus  eum  prosequerentur, 
quarta  pars  de  iumentis  salvaticis  cum  tertio  warinore 
...  ad  domum  Mariae  teneretur,  alioquin,,  si  salvus 
et  incolumis  revertisset,  ad  suum  haberet,  quousque 
degeret,  usum.    Meich.  492  (825),  342  (816). 

Wart.  I  325  (829):  Walthrammus  hat  vor,  ad  limina  s. 
apostoli  Petri  peragere  iter  pro  delictorum  indulgentiam ; 
desshalb  macht  er  eine  Schenkung  in  eam  videlicet 
rationem,  quod  si  prefato  itinere  dies  exitus  mei  eve- 
niat,  priusquam  ad  propriis  revertar  speluncis,  et  post- 
quam  germanis  meis  nunciatnm  fuerit  obitns  meus, 
sollen  diese  Brüder  das  Rückkaufsrecht  haben.  Si 
autem  clementissime  Dens  adventum  meum  ad  propria 
decreverit  et  ipse  ipsas  res  .  .  .  redimere  non  cupio, 
liberam  habeam  potestatem  cum  duos  solidos  liberare 
quandocumque  mihi  conplacuerit,  et  Interim,  quod  re- 
demptum  non  sit,  singulis  annis  duos  ob  hoc  reddam 
deuarios;    ebenso    si   heres  legitimus    mihi  evenerit. 

Wart.  I  342  (832)  in  ea  vero  condictione,  ut  easdem  res 
iam  contraditas  ad  me  recipiam  et  habeam,  si  me 
Deus  Sanum  et  incolumem  revertere  ab  hoc  itinere 
concederit.    Falls  er  nicht  heimkehrt,  behält  er  seinem 
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Sohn,   seiner  Tochter,   und   seiner  Gattin  den  Niess- 
brauch  vor;   erst  nach  deren  Tode  tritt  Heimfall  an 
das  Kloster  ein. 
Aehnlich  Wart.  II  408  (848—50). 

Wenn  es  in  Wart.  II  441  (855)  heisst:  ut  si  de  instant! 
itinere  incolumis  rediero,  easdem  res  ad  me  recipiam 
proprio  iuri  subiectas,  so  scheint  hier  den  Worten 
nach  allerdings  das  volle  Eigenthum  an  den  Schenker 
zurückfallen  zu  sollen;  dann  läge  ausnahmsweise  also 
eine  resolutiv  bedingte  Schenkung  vor,  bei  der  dann 
natürlich  von  Vorbehalt  des  Niessbrauchs  nicht  mehr 
die  Rede  ist. 
In  Wart  II  605  (878)  wird  für  den  Fall  glücklicher  Heim- 
kehr nur  der  Rückkauf,  kein  Niessbrauch  vorbehalten. 

In  Wart,  n  496  (864)  liegt  der  Fall  etwas  anders:  der 
Schenker  behält  sich  in  gewohnter  AVeise  Niessbrauch  und 
Rückkauf  vor;  sollte  er  jedoch  auf  der  geplanten  Romfahrt 
sterben,  dann  soll  seine  Frau  den  Genuss  der  Früchte  des 
laufenden  Jahres  gemessen  und  erst  dann  der  Heimiall  an  das 
Kloster  eintreten:  tantum  praesentis  anni  fructus  iam  memorati 
loci  in  usum  uxoris  meae  .  .  .  succedant. 

In  Meich.  343  (816)  sehen  wir  den  Fall,  dass  der  Schenker 
wirklich  unterwegs  gestorben  ist.  Als  der  Bischof  seinen  Tod 
erfährt,  iussit  obsidere  vestituram  ad  prefatnm  edam  et  feM^tum 
est  ita.  Also  nun  wird  Besitz  ei^iffen;  man  kann  vielleicht 
annehmen,  dass  man  dies  von  Seite  der  Kirche  solange  aussetzte, 
bis  sich  das  Schicksal  des  Schenkers  entschieden  hatte. 

In  Meich.  357  (817)  ist  der  Schenker  zurückgekehrt  und 
erneuert  nun  die  Schenkung  noch  einmal. 

Der  Fall  endlich,  dass  die  Schenkung  in  der  Krankheit 
geschieht,  liegt  z.  B.  vor  in 

Wart,  n  403  (847)  sub  ea  convenientia,  ut  si  ab  hac  in- 
firmitate  convaluero,  tunc  in  eodem  monasterio  vel  in 
proxima  eorum  curte  victum  et  vestitum  habeam  tem- 
pus  vitae  meae,  et  res  predictae  statim  nunc  absque 
Ulla  contradictione  ad  prefatnm  monasterium  integriter 
redeant  in  evum  possidendum. 
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§  28. 

Verbindungen  und  Vermischungen  beider  Schenkungs- 
arten. 

In  einem  Schlnssabschnitt  sollen  nun  noch  diejenigen  Fälle 
angeführt  werden,  in  welchen  donaüones  post  obitum  und  Schen- 
kungen mit  Vorbehalt  des  Niessbrauchs  vereint  vorkommen,  und 
zwar  einmal  in  der  Art,  dass  sie  beide,  wenn  auch  zu  einem 
Bechtsgeschäft  vereinigt,  dennoch  unabhängig  nebeneinander- 
stehen, und  femer  in  der  Art,  dass  sich  ihre  Formen  vermischt 
und  damit  ein  Zwitterding  hervorgerufen  haben,  von  dem  es 
schwer,  ja  zuweilen  unmöglich  ist,  zu  sagen,  ob  es  zu  diesen 
oder  zu  jenen  Rechtsgeschäften  gehöre. 

a.  Zuerst  also  diejenigen  Fälle,  in  welchen  beide  Schen- 
kungsarten verbunden  sind. 

Es  findet  sich,  dass  Jemand  eine  donatio  post  obitum  yonimmt, 
aber  in  der  Weise,  dass  nach  seinem  Tode  nicht  sofort  der 
Schenkungserfolg  voll  und  ganz  eintreten ,  sondern  dann  das 
betreffende  Gut  noch  einem  Dritten  zu  lebenslänglichem  Nutz- 
genuss  überlassen  werden  soll. 

Hier  liegt  also  sowohl  eine  Schenkung  nach  dem  Tode  des 
Schenkers,  als  auch  eine  Schenkung  mit  Vorbehalt  des  Niess- 
brauchs zu  Gunsten  Dritter  vor.    Beispiele: 

Meich.    29    (774):   Zwei   Eheleute  machen    eine   donatio 
post  obitum;  nach  ihrem  Tode  soll  ihrem  Sohn  der  Niess- 
brauch  gewährt  werden,  falls  er  nämlich  die  Priester- 
weihen erlangt. 
Hundt  I  6  (776)  in  ea  ratione,  ut  post  obitum  nostrum  filii 
nostri  .  .  .  supradictum  locum  ...  in  beneflcium  acci- 
piant. 
Hierher  gehört  femer  Meich.  701  (845):   die  Nichte  des 
Bischofs  Hitto  macht  eine  donatio  post  obitum.  Nach  dem  Tode  ihres 
Oheims  will  sie  die  Schenkung  einem  ihrer  Enkel,  den  sie  zur 
Erinnerung  auch  Hitto  hat  taufen  lassen,  zuwenden.    Der  re- 
gierende Bischof  einigt  sich  mit  ihr,  dass  nach  ihrem  Tode  Hitto 
der  jüngere  den  Nutzgenuss  erhalten  solle,  falls  er  die  Priester- 
weihen erwirbt. 
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Ebenso  verhält  es  sich  in  Trad.  Lun.  132  (837) :  der  Mann 
schenkt  nach  seinem  Tode;  dann  post  discessom  menm,  post- 
quam  vestitura  ille  abbas  nee  non  et  Uli  monachi  .  .  .  accepe- 
runt,  mnlieri  meae  B.  in  beneficium  concedatur  usque  ad  obitum 
vitae  suae  {vesiiiura  hier  =  körperlicher  Besitz). 

Auch  eine  Schenkungsurkunde  an  das  Kloster  Scheftlam 
von  828  (Mon.  Boic.  VIII  S.  377)  dürfte  hier  anzuführen  sein. 
Ein  Diacon  schenkt  ein  Grundstück,  ut  ad  ipsam  casam  Dei 
post  obitum  meum  et  nepotis  mei  Alprici  permaneat;  darauf 
verleiht  der  Biscliof  die  Schenkung  dem  Enkel  für  den  Fall, 
dass  er  den  Schenker  überlebt.  Da  diese  Verleihung  ausdrück- 
lich nur  für  den  Enkel  vorgenommen  wird,  scheint  auf  Seite 
des  Schenkers  eine  donatio  post  obitum  vorzuliegen.  Diese  Schen- 
kung ist  auch  darum  merkwürdig,  weil  die  zu  ihr  gehörige 
carta  in  Meich.  ö27  abgedruckt  ist,  während  in  der  angeführ- 
ten Scheftlarer  Urkunde  die  fast  wörtlich  gleichlautende  vom 
Kloster  ausgestellte  notüia  vorliegt. 

Aehnliche  hierher  gehörige  Fälle  sind  dann  noch  u.  A. :  Trad. 
Lun.  73  (?},  90  (?),  98  (822),   Trad.  Fuld.  295  (?),  358  (?). 

Nicht  hierher  jedoch  gehören  diejenigen  Fälle,  in  denen  der 
Schenker  die  Tradition  durch  einen  Salmann  ausführen  lässt, 
der  Salmann  dann  die  Schenkung  vollzieht  und  dabei  sich  oder 
den  vom  Schenker  bestimmten  Dritten  den  Niessbranch  vorbe- 
hält. Denn  eine  Tradition  durch  Salmannen  ist  durchaus  nicht 
immer  eine  donatio  post  obitum;  aber  selbst  wenn  eine  solche  vor- 
liegt, sind  doch  hier  jedesmal  zwei  getrennte  Eechtsgeschäfte 
vorhanden,  über  die  nur  der  Einfachheit  wegen  nicht  zwei,  son- 
dern eine  Urkunde  ausgestellt  ist. 

Derartige  Beispiele  sind: 

Meich.  287  (811),  415  (820),  506  (827),  620  (842); 
Hundt  n  3  (815);    Wart.  H  472  (860). 

Übrigens  findet  sich  auch  der  Fall,  wie  hier  erwähnt  sei, 
dass  Schenkung  und  Verleihung  eines  dem  Kloster  gehörigen 
Grundstücks  nicht  zu  einer  remuneratorischen  Prekarie  ver- 
bunden werden,  sondern  die  Schenkung  in  Gestalt  einer  do- 
natio post  obitum  vollzogen  und  dafür  dem  Schenker  ein  von 
seinem  Vater  geschenktes  Grundstück  als  precaria  data  gegen 
Zins  und  fünfjährige  Erneuerung  verliehen  wird.  So  z.  B.  in 
Trad.  Lun.  133  (826). 

Httbner,  die  donationes  post  obitam.  10 
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b.  Nun  kommen  wir  zu  denjenigen  Fällen,  in  welchen  die 
unklare  Ausdrucksweise  der  Urkunden  nicht  erkennen  lässt, 
welcher  Art  das  beurkundete  Rechtsgeschäft  ist.  Derartige 
undeutliche,  zu  Zweifeln  Anlass  gebende  Urkunden  sind  aber  im 
Yerhältniss  zu  den  deutlichen  und  unzweifelhaften  nur  in  ganz 
verschwindend  geringer  Anzahl  vorhanden. 

Zuerst  sind  es  solche  Urkunden,  in  welchen  die  Formen 
der  donatio  post  obitum  und  die  der  Schenkung  mit  Vorbehalt  des 
Niessbrauchs  vermischt  sind.    Ich  habe  folgende  gefunden: 

Meich.  21  (770)  meum  post  obitum  .  .  .  cuncta  .  .  .  tra- 

dedi ...  et ...  in  beneficio  utendi  a  manu  .  .  episcopi 

diebus  vitae  mei  suscepi,  et  post  obitum  meum  illuc 

in  perpetuum  stabilivi. 

Wart.  1 18  (754)  donamus  . . .  post  discessum  meum,  dono . . . 

ad  integrum  ad  die  presente ...  et  pro  istas  res  proservire 

volo  (angeführt  bei  Heusler,  Gewere  S.  27  Anm.  1); 

Wart.  I  19  (754)   fast  wörtlich  gleichlautend   (angeführt 

von  Heusler  ebendaselbst); 

Mitt.  Rhein.  ÜB  I  23  (771)  vestra  liabuit  pietas  .  .  .  ut 
loca  .  .  .  quem  .  .  .  delegavi.  ad  beneficium  dum  ad- 
vivo  excolere  permisistis  gegen  jährlichen  Zins.  Post 
meum  quoque  discessum  vobis  ...  ad  supra- 
dictum  monasterium  vestrum  condonavi,  ea 
tamen  condicione,  ut  dum  advivo  loca  . .  .  usufructuario 
ordine  possidere  debeam.  Hier  passen  die  gespenten 
Worte  schlecht  zu  dem  deutlich  ausgesprochenen  Niess- 
brauchsvorbehalt. 
Trad.  Lun.  33  (777)  trado  .  .  .  ut  post  obitum  meum  ibi 
Sit  firmum  et  stabilitum,  diebus  autem  vite  meae  mihi 
deserviat.  Hier  zwingen  die  Ausdrücke  allerdings  nicht 
zu  der  Annahme  einer  donatio  post  obitum. 
In  Meich.  71  (782)  ist  von  der  Erneuerung  einer  donatio 
post  obitum  die  Rede  und  gleichwohl  wird  von  der  ge- 
schenkten Sache  gesagt,  dass  sie  bei  Lebzeiten  des 
Schenkers  episcopäli  ditioni  servetur. 
Meich.  119  (802)  post  obitum  nostrum  firmiter  condonamus 
...  et  ab  ipso  episcopo  in  beneficium  usque  ad  flnem 
vitae  nostrae  ipsam  rem  accepimus  (angeführt  bei 
Heusler,  Institutionen  n  S.  119  Anm.  6). 
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Meich.  183  (810)  tradidimns  .  .  .  totam  ex  integro  post 
obitom  nostrum  .  .  .  eo  ordine,  at  tamdiu  vixeriinnä 
super  terram,  potestatem  habendi  sicat  usus  est  fruendi 
(angeführt  bei  Heusler  ebenda). 
Trad.  Fuld.  180  (?)  trado  post  obitum  meum  et  post  obi- 
tum  fratris  mei,  ut  qui  ex  nobis  utrisque  alium  super- 
vixerit,  sie  ille  illud  habeat  per  vestram  prestationem 
nsque  ad  flnem  vitae  eins. 
Trad.  Fuld.  187  (?)  fast  wörtlich  gleichlautend. 
Dies  sind  die  einzigen  Fälle  —  also  zehn  im  ganzen^),  vier 
schon  von  Heusler  erwähnt  — ,  in  denen  der  Schenker  oder  der 
Urkundenschreiber  sich  einen  unklaren  Ausdruck   zu  Schulden 
kommen  liess.     Schwerlich    wird    man   hieraus    einen  Beweis 
für  die  Gleichartigkeit  der  verwechselten  Rechtsgeschäfte  ent- 
nehmen können. 

Es  kommt  femer  vor,  dass  in  den  Ausdrücken  donationes 
po9l  obitum  und  unbedingte  augenblickliche  Schenkungen  ver- 
wechselt sind. 

Hierher  gehören  z.  B. 

Trad.  Wiz.  45  (719)  ego  .  .  .  dono  .  .  .  post  discessionem 
meam  ad  diem  presentem  donatum  in  perpetuum  esse 
volo  .  .  .  Haec  omnia  post  discessum  meum  a  die 
praesente  abbatis  vel  agentes  ipsius  monasterii  in  po- 
testate  ipsius  monasterii  debeant  revocare.  Heusler 
fährt  diese  Urkunde  Gewere  S.  27  Anm.  1  an  und 
erklärt:  a  die  praesenti  hiesse  nur  „sofort  mit  dem  Tag 
meines  Hinscheidens",  was  doch  nicht  ohne  Weiteres 
einleuchten  dürfte. 
Trad.  Lun.  29  (?)  dono  .  .  .  a  die  presente  .  .  .  totum, 
sicut  dixi,  post  meum  obitum  aut  si  infra  ista  patria 
aut  fores  vado  a  die  presente  dono. 
Trad.  Lun.  57  (?)  ego  trado  .  .  .  post  obitum  meum  .  .  . 
ut  ab  hac  die  ipsa  casa  Dei  vel  ipsius  monasterii  illuc 
habeant. 
Meich.  108  (791)  ego  .  .  .  dono  .  .  ab  hodiemo  die,  ut 
post  obitum  meum  .  .  totum  .  .  a  possidendum  tradidi 
(angeführt  bei  Heusler  Gewere  S.  27  Anm.  1). 

')  Meich.  132  (804)  kann  man  hier  nicht  anf  ühren,  da  es  sich  hier  deut- 
lich um  eine  Schenkung  mit  Niosabn^uch^yorb^h^lt  haudelt 

10* 
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Trad.  Lun.  80  (821)  commendo  .  .  ,  ut  post  obitum  meum 
illi  habeat;  diese   Schenkung  wird  zweimal  erneaert 
und  bei  der  zweiten  Erneuerung  gesagt:  et  nunc  ego 
in  tercio  vice  vobis  vestitum  habeo,    ut  post  obitum 
meum  teneatis  et  usque  ad  finem  vite  mee  in  vestrum 
beneflcium  valeam   habere.     Hier    ist    offenbar  Vor- 
behalt des  Niessbrauchs  gemeint. 
Meich.  686  (849)  totum  .  .  .  post  obitum  suum  tradidit 
.  .  .  ,  ut  ab  hodierno  die  .  .  .  permansisset  ad  Fri- 
gisingas. 
Derartige  Verwechslungen  sind,  wie  dies  auch  Heusler  in 
Hinblick   auf  die   Urkunden  Meich.  108,  Wart.  18,  19  thut^, 
am  einfachsten  aus  unsorgfältiger  Abfassung  zu  erklären ;  wenig- 
stens scheint  mir  dies  ein  weit  natürlicherer  Grund  zu  sein, 
als  in  den  erwähnten  Fällen  das  a  die  praesenti  auf  den  Todestag 
zu  beziehen  oder  derartige  Wendungen  mit  der  Urkunde  Meich. 
70  zu  erklären,  wie  dies  Heusler  gleichfalls  versucht,  so  (lass 
dann  in  jenen  Urkunden  eine  ähnlich   abgekürzte  Ausdrucks- 
weise zu  erkennen  wäre,  wie  wenn  wir  jetzt   sagen:    „durch 
gegenwärtiges  Instrument  schenke  ich  auf  den  Todesfall**  *). 

Man  wird  nun  aber  eine  derartige  Unachtsamkeit  eines  un- 
auftnerksamen  Schreibers  niemals,  meine  ich,  dazu  verwenden 
können,  um  auf  Grund  derselben  sonst  klar  hervortretende  unter- 
scheidende Merkmale  der  Rechtsgeschäfte  wegzuleugnen ;  sondern 
ebensowenig,  wie  anzunehmen  ist,  dass  selbst  den  rechtsunkun- 
digsten Leuten  des  achten  oder  neunten  Jahrhunderts  der  Unter- 
schied zwischen  einer  augenblicklichen  und  einer  Schenkung 
nach  dem  Tode  unbekannt  gewesen  sei,  ebensowenig  wird  man 
aus  vereinzelten  Verwechslungen  auf  die  Gleichheit  von  donatio 
post  obitum  und  Schenkung  mit  Vorbehalt  des  Niessbrauchs 
schliessen  dürfen. 

Dies  auch  nicht  aus  einem  letzten  Umstände,  der  hier  noch 

zu  erwähnen  ist.    Es  kommen  nämlich  Urkunden  vor,  welche 

sich  deutlich  als  donationes  post  obitum  zu  erkennen  geben  und 

welche  dennoch  die  Bestellung  eines  Zinses  erwähnen!    Nämlich: 

Wart.  I  39  (763)  ego  .  .  .  omnes  facultates  meas  ...  in 


»)  Gewere  S.  27  Anm.  1, 
")  a.  0, 
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.  .  .  post  meum  discessnm  .  .  .  trado  ...  Et  dum  ego 
advivo,  dabo  ad  ipsa  casa  Dei  .  .  .  censum  annis  sin- 
gulis,  hoc  est  ...  .  Post  meum  vero  discessum  ipsa 
res  s.  Gallonis  .  .  .  recipiat  hoc  .  .  . 
Meich.  229  (vor  810)  ego  .  .  .  trado  .  .  .  propriam  heredi- 
tatem  raeam  .  .  .  post  obitum  meum,  et  quamdiu  vixero 
et  illud  possideo,  ut  aliquid  de  illo  ad  tributum  darem 
ad  praedictum  locum. 
Es  finden  sich  noch  einige  Fälle*),  welche  allerdings  einer 
donatio  post  obitum  sehr  ähnlich   sehen,   bei   denen  eine  solche 
jedoch  nach   den  oben*)  gegebenen  Erörterungen  nicht  anzu- 
nehmen ist,  sondern  vielmehr  ein  Niessbrauchsvorbehalt.     Aber 
in  jenen    beiden   Fällen   scheint   das    letztere    ausgeschlossen. 
Damit  liegt  allerdings  eine  sehr  starke  Anomalie  vor;  da  sich 
dieselbe  jedoch  nicht  häufiger  findet,  wird  man  ihr  keinen  Einfluss 
auf  die  juristische  Auffassung  zu  gestatten  brauchen  und  nur 
durch  die  Ausnahme  die  Begel  bestätigt  finden. 


SCHLUSS. 


§29. 

Ergebnisse  und  Folgerungen. 

Fassen  wir  zum  Schluss  das  Ergebniss  vorstehender  Unter- 
suchungen noch  einmal  zusammen. 

Das  Bedfirfniss  nach  letztwilligen  Verfügungen  wird  im 
älteren  deutschen  Recht  dm^h  donaiiones  post  obitum  und  Schen- 
kungen mit  Vorbehalt  des  Niessbrauchs  befriedigt. 

Beide  Uebertragungsarten  stehen  im  Gegensatz  zu  unbe- 
dingten augenblicklichen  Schenkungen.  Beide  Uebertragungs- 
arten wollen  die  Vortheile  der  Schenkung  erreichen,  ohne  deren 
Nachteile  mit  in  den  Kauf  zu  nehmen.  Bei  beiden  Uebertragungs- 
arten wünscht  der  Schenker  eine  liberale  Zuwendung  zu  machen, 
aber  ohne  dass  er  die  Vermögensminderung  verspüre.  Beide 
Uebertragungsarten  haben  daher  einen  ähnlichen  wirthschaft- 


0  Trad.  Fuld.  212  (803),  Trad.  Pat.  39  (805),  Meich.  534  (828),  720  (854 
bia  876). 

«)  Seite  32  ff. 
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liehen  Erfolg:  der  Beschenkte  tritt  vorläufig  nicht  in  den  vollen 
wirthschaftlichen  Genuss  der  Schenkung. 

Aber  beide  üebertragungsarten  stehen  trotz  ähnlicher 
wirthschaftlicher  Folgen  in  rechtlichem  Gegensatz. 

Die  donatio  post  obiium  ist   ein   bedingtes  Rechtsgeschäft. 

Die  Schenkung  mit  Vorbehalt  des  Niessbrauchs  ist  ein  un- 
bedingtes Rechtsgeschäft. 

Die  donatio  post  obitum  ist  in  ihren  Wirkungen  bis  zum 
Tode  des  Schenkers  suspendiert. 

Die  Schenkung  mit  Vorbehalt  des  Niessbrauchs  tritt  sofort 
in  volle  Wirksamkeit. 

Deijenige,  welcher  eine  donatio  post  obitum  vornimmt,  bleibt 
Eigenthfimer  bis  zu  seinem  Tode,  wenn  auch  Eigenthiimer  ohne 
Veräusserungs-  und  Vererbungsbefugniss. 

Derjenige,  welcher  sich  bei  einer  Schenkung  den  Niessbrauch 
vorbehält,  hört  sofort  auf  Eigenthumer  zu  sein;  er  wird  zum 
Usufruktuar. 

Der  Beschenkte  bei  einer  donatio  post  obitum  erhält  nur 
ein  festes  Anwartschaftsrecht  bis  zum  Tode  des  Schenkers,  das 
ihm  der  Letztere  durch  Widerruf  nicht  entziehen  darf. 

Der  Beschenkte  bei  einer  Schenkung  mit  Vorbehalt  des 
Niessbrauchs  wird  sofort  Eigenthumer  der  Schenkung;  von  einem 
Widerruf  kann  keine  Rede  sein. 

Die  donatio  post  obiium  wird  durch  traditio  cartae  voll- 
zogen; ein  realer  Besitzwechsel  ist  bei  ihr  bis  zum  Eintritt 
der  Bedingung  unmöglich. 

Die  Schenkung  mit  Vorbehalt  des  Niessbrauchs  wird  eben- 
falls durch  traditio  cartae  vollzogen;  jedoch  ein  realer  Besitz- 
wechsel, eine  reale  Investitur  ist  sofort  möglich. 

Bei  der  donatio  post  obitum  ist  das  Verhältniss  zwischen 
Schenker  und  Beschenktem  nach  Aussen  unsichtbar;  der  Schenker 
bleibt  nach  wie  vor  Eigenthumer  und  Vertreter  seines  Guts. 

Bei  der  Schenkung  mit  Vorbehalt  des  Niessbrauchs  wird 
zwischen  Schenker  und  Beschenktem  ein  Prekarienverhältniss 
begründet;  der  Beschenkte  ist  Herr  und  Vertreter,  der  Freka- 
rist  zieht  im  Namen  des  Herrn  den  Nutzen. 

Zur  Anerkennung  des  fremden  Eigenthums  zahlt  er  nicht 
selten  einen  Zins;  er  ist  Zinsmann,  der  Beschenkte  Zinsherr. 
Ein  Zins  ist  bei  der  donatio  post  obitum  ausges<^hlQS$en, 
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Alle  diese  Unterscheiäungsmerkmale  zwingen,  die  donatio 
post  obitum  und  die  Schenkung  mit  Vorbehalt  des  Niessbrauchs 
als  verschiedene  Rechtsgeschäfte  aufzufassen. 

Und  zwar  hat  sich  im  Lauf  der  Untersuchung  ergeben, 
dass  das  unterscheidende  Moment  in  dem  Augenblick  liegt,  in 
welchem  die  Wirkungen  der  Schenkung  eintreten,  ob  sofort 
nach  Vollziehung  der  Schenkung  oder  erst  mit  dem  Tode  des 
Schenkers.  Dagegen  muss  das  Fehlen  oder  Hinzutreten  einer 
Zinsbestellung  als  unwesentlich  betrachtet  werden. 

Die  Frage,  welche  die  vorliegende  Untersuchung  in  der 
soeben  angegebenen  Weise  zu  beantworten  versucht  hat,  dürfte 
nicht  ohne  allgemeineres  Interesse  sein.  Denn  es  handelt  sich 
nicht  blos  um  die  Erledigung  eines  nebensächlichen  und  unter- 
geordneten Streitpunktes,  sondern  bei  der  Natur  der  zu  be- 
handelnden Rechtsgeschäfte  ist  die  Untersuchung,  mag  ihr  End- 
ergebniss  als  richtig  oder  falsch  angesehen  werden,  in  die  Lage 
versetzt,  einige  allgemeinere  Fragen  bei  der  Bearbeitung  des 
Materials  ins  Äuge  zu  fassen. 

Denn  die  genauere  Betrachtung  der  Formen,  in  welchen 
in  deutschen  Landen  in  der  Zeit  vom  achten  bis  zehnten  Jahr- 
hundert durch  den  Tod  bedingte  und  mit  einem  Vorbehalt  ver- 
sehene Schenkungen  vollzogen  wurden,  Schenkungen  vor  allem 
an  die  Kirchen  und  Klöster,  kann  einmal  einen  Beitrag  zur 
Erkenntniss  des  deutschen  Schenkungsbegriffs  liefern,  der,  wie 
dies  Brunner  gezeigt  hat^),  keineswegs  mit  dem  römischen  zu- 
sammenfällt. Denn  in  der  donatio  post  obüum  tritt  uns  eine 
dem  römischen  Recht  unbekannte  Schenkungsform  entgegen, 
während  die  Schenkung  mit  Vorbehalt  des  Niessbrauchs  als  eine 
erweiterte  Umbildung  römischer  Institutionen  erscheint. 

Femer  zwingt  die  Frage,  auf  die  Art  der  bei  jenen  Rechts- 
geschäften ttblichen  Uebertragungsformen  und  des  durch  sie  er- 
worbenen Rechts  einzugehen  und  damit  die  Probleme  des 
deutschen  Besitzrechts  wenigstens  zu  streifen. 

Und  dann  endlich  ist  unverkennbar,  dass  die  für  die 
angestellte  Untersuchung  in  Betracht  kommenden  Urkunden 
diejenigen  Ueberreste  aus  den   damaligen   Zeitläuften  unserer 


^)  In  seiner  mehrfach  citierten  Abhandlung  ttber  die  LandBchenkongeil 
der  MeroYinger  und  Agüolflnger. 


Gteschichte  sind,  in  welchen  der  in  der  Karolingerzeit  sich 
vollziehende  wirthschaftliche  Umschwung  am  unmittelbarsten 
hervortritt.  Wir  sehen  aus  den  zahllosen  Schenkungen  an  die 
Kirchen  und  Klöster,  wie  aller  Orten  ihr  Landbesitz  sich  ver- 
mehrt, sich  zu  geschlossenen  Grundherrschaften  ausbildet,  wie 
damit  der  Grund  gelegt  wird  zu  der  gewaltigen  Machtstellung 
des  deutschen  Klerus. 

Und  ebenso  erhellt  aus  unseren  Schenkungen  die  Kehr- 
seite jener  kirchlichen  Machtsteigerung:  der  immer  stärker 
werdende  Zwang  für  die  minder  Begüterten,  ihr  Land  einem 
Keicheren  aufzutragen  und  von  ihm  als  abhängiges  Eigen  zu- 
rückzuempfangen.  Bekanntlich  hat  diese  zu  Gunsten  der  Kirche 
sich  vollziehende  Verschiebung  der  Grundbesitzverhältnisse, 
welcher  dann  auch  die  Ausbildung  weltlicher  Territorial- 
gewalten folgte,  in  höheren  Kreisen  die  Entwickelung  des  Lehns- 
wesens ,  in  niederen  die  der  bäuerlichen  Leiheverhältnisse  her- 
beigeführt. Lehnswesen  und  Leiheverhältnisse  haben  der  folgen- 
den Geschichtsperiode  ihren  Stempel  aufgedrückt. 
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Preis  broscli.  (5  M.,  in  Leinwandban«!  (i  M.  80  Pf. 


Die  Rechtsmittel 

des  Civilprozesses  und  des  Strafprozesses 
nach  den  Bestimmungen  der  deutschen  Reichsgesetze. 

Von 
Dr.  August  von  Kries. 

Preis  ö  3Iark  40  Pf. 


Das  Polizei -Verordnungsrecht  in  Preussen. 

Verwaltnnj^srechtlich  entwickelt  und  dargestellt 

von 

Dr.  Heinrich  RoaIii. 

Preis  4  Mark  50  Pf. 


Verlag  von  Wilhelm  Zoetner  iu  Breslau: 

UotersDehongeD  zur  Deolschen  Staats-  o.Recbtsgeschichte. 

Herausi^efreben  von  " 

Prof.  Dr.  Otto  Gie^ke  in  l^erliii. 

I.  Heft:  Geschichte  des  Rathes  in  Strassburg  von  x-mfu  ersten  Spuivu  M> 
zum  Statut  viui  12()3.    Von  IM*.  Georg  Winter.     Preis  2  Miirk  40  Pf. 

II.  Heft:  Zur  strafrechtlichen  Stellung  der  Sklaven  bei  Deutschen  und  Angel- 
sachser.   Von  Dr.  Ignaz  Jastrow.    l'ivis  2  Mark  4t)  Vt\ 

III.  Heft:  Das  Beispruchsrecht  nacli  ult^Mchsi-icliein  Recht.  Von  C.  Fipper, 
Apijell.-CTer.-Keferen<larius.     Vrei^  2  Mark  «SO  Vf. 

IV.  Heft:  Das  Heerwesen  unter  ileu  spätrren  Karolingern.  V(.n  Dr.  Alfred 
Baldamus.     Preis  2  Mark  40  Pf. 

V.  Heft:  Zur  Verfassungsgeschichte  der  Stadt  Augsburg  von  der  r«>niis(1iin 
Herrsrbaft  bis  zur  Kodifikation  de>  zweiten  Stadtredit.^  im  .lahre  \2H).  V..u 
Dr.  Ernst  Berner.    Pyeis  4  Mark. 

VI.  Heft:  Die  Rechlsv'erhältnisse  des  freien  Gesindes  nacb  den  devitsoben 
Rechtsqnellen  des  Mittelalters.     \m  Gustav  Hertz.     J^reis  2  Mark  40  Pf. 

VII.  Heft:  Johannes  Altusius  und  die  Entwickelung  der  naturrechtlichen  Staats- 
theorien.  Zut^leich  ein  Beitraj^  zur  (n.\Mliifbte  der  lieehtssvstematik.  Vuu 
Prof.  Dr.  Otto^  Glerke.     Preis  S  Mark. 

Vin.  Heft:  Die  Formvorschriften  für  die  Veräusserungsgeschäfte  der  Frauen 
nacb  lanffobardiscbem  Kecbt.     Von  Dr.  Heinrich  Rosin.     Preis  3  Mark. 

IX.  Heft:  Das  Hausmeieramt  ein  echt  germanisches  Amt.  Kino  reditsireschiebt- 
licbe  Untersnebuntr  betreibend  die  weseni lieben  Kunrtionen  de»  Hau>iiieieranite=; 
der  (^ermanenkönioe  und  dessen  Ursi»runir.  Von  E.  Hermann.  Preis  2  3lark 
80  Pf. 

X.  Heft:  Über  die  Entwicklung  des  altdeutschen  Schötfengerichts.  Vou  E. 
Hermann.    Preis  (5  Mr.rk  80  Pf. 

XL  Heft:  Die  Viril -Stimmen  im  Keicbs-Fiirstenrath  von  1495—1654.  Von  I>r. 
Waldemar  Domke.    Preis  8  .Mark  (50  Pf 

XII.  Heft:  Das  Recht  des  Breidenbacher  Grundes.  Mit  uuiredrmkten  Irkimdin 
und  Sehi'>ffensprü('bcn.  Von  Dr.  Carl  Stammler,  LandKeriebtsdirektor  zu  Oiessen. 
Preis  8  :Mark  (JO  Pf. 

XIII.  Heft:  Johannes  Urbach.  Von  Prof.  Dr.  Muther,  herausiretrebeu  von  Dr. 
Crnst  Landsberg.     Preis  1  3lark  80  Vt\ 

XIV.  Heft:  Launegiid  und  Garethinx.  Ein  lieitrai^^  zur  tk^diiibte  des  ^^enna- 
nisdien  Kecbts.     Von  Dr.  Max  Pappenheim.     Preis  2  Mark  40  Pf. 

XV.  Heft:  Handelsgesellschaften  in  den  deutschen  Stadtrechtsquelien  des  Mittel- 
alters.   Von  Dr.  F.  6.  A.  Schmidt.    Preis  2  Mark  HO  Pf. 

XVI.  Heft:  Mutterrecht  und  Raubehe  und  ihre  Reste  im  germanischen  Recht 
und  Leben.    Von  Dr.  L,  Dargun.    Preis  4  Mark. 

XVII.  Heft:  Die  Ständegliederung  bei  den  alten  Sachsen  und  Angelsachsen. 
Von  E.  Hermann.     Preis  4  Mark. 

XVIII.  Heft :  Die  Grundsätze  über  den  Schadensersatz  in  den  Volksrechten.  Von 
Dr.  Arthur  Benno  Schmidt.    Preis  2  Mark. 

XIX.  Heft:  Die  Lehre  vom  Schadensersatze  nach  dem  Sachsenspiegel  und  den 
verwandten  Rechtsquellen.    Von  Dr.  iur.  Otto  Hammer.    Preis  8  Mark. 

XX.  Heft:  Die  Grundetemente  der  altgermanischen  Mobiliarvlndication.  Kine 
rec'btMrescbielitliebe  Studie.,.  Von  E.  Hermann.     Preis  5  Mark. 

XXI.  Heft:  Das  Recht  des  Überhangs  und  Überfalls.  Eine  reWitsiife.sciiirhtliibe 
und  recbtsvernleiebende  Studie  aus  dem  (iebiete  der  Naebbarrecbte.  \on  Dr. 
Arthur  Benno  Schmidt.    Preis  4  3Iark. 

XXn.  Heft:  Die  Geschlechtsverbindungen  der  Unfreien  im  fränkischen  Recht. 
Von  Dr.  Carl  Koehne.     Preis  1  3Iark  20  Pf 

XXIII.  Heft:  Verfassung  und  Verwaltung  Wesels  im  Mittelalter.  Von  Dr.  F, 
Reinhold.     Preis  8  Mark  20  Pf. 

XXIV.  Heft:  Das  Verhältniss  Kaiser  Friedrichs  II  zu  den  Päpsten  seiner  Zeit 
mit  Rücksicht  auf  die  Frage  über  die  Entstehung  des  Vernichtunoskampfes 
zwischen  Kaisertum  und  Papsttum.    Von  Dr.  Carl  Köhler.    Preis  2  Mark. 

XXV.  Heft:  Die  erbrechtliche  Stellung  der  Weiber  in  der  Zeit  der  Volksrechte. 
Von  Dr.  Otto  Opet.    Preis  2  Mark  40  Pf. 
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